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ÜDtersucbuugen  Qber  die  Vertassungsgeschichte  Genuas  bis 
zur  fiinfithrong  des  Podestats  um  das  Jahr  1200. 


Von  W.  H€fd  in  Harkgröningeo. 


Zur  Orientirung  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  genuesisr  beii  Historio- 
graphie sei  mir  erlaubt,  ehe  ich  lur  vorliegenden  Monogr9j)hie  übergehe, 
einige  kurze  Bemerkungen  über  die  vier  neuesten  ßearbeitung^en  d*  r  <:enue- 
flischen  Geschichte  von  Serra,  Yarese,  Vincens  und  Canale  \ oriui/uschicken, 
welche  ich  näher  kennen  zu  lernen  und  mit  einander  zu  vergleichen  Gele- 
genheit gehabt  habe.  Varese  der  in  Italien  sehr  geschätzte  Verrasser 
mehrerer  historischer  Romane,  hat  es  mehr  darauf  abgesehen,  eine  lebendige, 
für  dns  gebildete  Publikum  lesbare  und  interessante  Darstellung  der  genue- 
sischen Geschichte  zu  geben.  Vincens  2)  verfolgt  ähnliche  Zwecke  für 
seinen  Leserkreis,  zeigt  dabei  oft,  wo  Localpalriotismus  den  genuesischen 
Gescbichtschreibern  den  wahren  Sachverhalt  verhüllt,  gesundes  unpartheiisches 
Raisoonement,  ist  im  Allgemeinen  gründlicher  als  Varese,  obgleich  seine  An- 
gaben im  Detail  oft  ungenau  sind,  und  hat,  besonders  über  die  Beziehungen 
Genua's  zu  Frankreich,  manche  Detaibtudien  gemacht.  An  Gründiichkeii  und 
Gelehrsamkeit  steht  weit  über  Beiden  der  genuesische  Marchese  Girolamo 
Serra  3);  sein  Werk  ist  reich  an  wichtigen  Mittheilungen  aus  den  genuesi- 
schen Archiven  und  vorzüglich  unterrichtend  in  Bezug  aui  die  Geschichte  des 
Handels  und  der  Colonieen  Genua's;  leider  fehlt  es  bei  der  Darstellung  der 
inneren  politischen  Geschichte  der  Stadt  an  kritischem  Auseinanderhalten  der 
verschiedenen  Perioden,  an  richtiger  Einreibung  des  auch  hier  reichlich  ge- 
gebenen Materials  in  die  ihm  anzuweisende  Zeit  und  an  derjenigen  Unpar- 
theilichkeit  und  Objectivität ,  welche  auch  der  Geschichtschreiber  seiner 
eigenen  Vaterstadt  nie  aus  den  Augen  setzen  darf.  Das  Werk  umfasst  nur 
die  Perioden  des  AUerthums  und  des  Mittelalters.   Nach  ihm  hat  der  genue* 


1)  Stori«  delUi  repiibblicA  di  GeDOVS«  H  bde.  1835  ff* 

2)  Histoire  4a  la  repubUque  d«  Glaas.  S  Bde.  Paris  1842.  Oer  Varfaisar  hat  20  Jalir« 
is  Genua  gelebt 

3)  Storia  dall'  antiea  LigurU  e  di  Gtnova.  4  fida.  Turin,  1884 
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sische  Advocal  Michele  Giuseppe  C  a  n  al  e  *) ,  ein  Schüler  de»  gelehrten 
genuesischen  Literarhistorikers  Spotorno,  eine  Geschichte  Gtnua  s  licrauszugeben 
angefangen,  deren  eigenthümlicher  Werth  darin  besteht,  dass  Canule  die  Ver- 
fassungsgeschichte der  Stadt  viel  genauer  als  .^eiiu  Vorgänger  ins  Auge  geldail 
und  dieselbe  durch  Mittheilung  neuer  Urkunden  aus  dem  reichen  Urkundenschatz 
der  genuesischen  Staats-  und  Privatarchive  anfzuhelkn  gesuihl  lial.  Schade 
dass  auch  dieser  verdienstvolle,  für  die  alte  niunicipalü  Autonomie  und  repu- 
blikanische Grösse  seiner  Stadt  patriotisch  begeisterte  Mann  den  Fehler  so 
mancher  italienischen  Geschichtsc hrt  iber  theilt,  die  sich  durch  ihre  Liebe  zur 
Vaterstadt  und  zum  Vaterland  den  freien  Bück  für  die  Erkennlniss  des  vvahren 
geschichtlichen  Sachverhalts  in  gar  vielen  Fällen  trüben  lassen;  das  Werk 
liest  sich  oft  mehr  wie  das  Plaidoyer  eines  Advoraten,  als  wie  ein  (ieschichts- 
werk;  sagt  doch  der  Verfasser  selbst:  „Lö  mia  sloria  era  piü  una  causa 
Hella  putria  du  irattare  e  difeiidere  che  una  semplice  narrazioue  di  coxe 
accadute"-  IV,  579. 

In  Deutschlaiid  ist  eine  specielle  Bearbeitung  <ier  (jesehichte  Genua  s 
noch  nicht  unternommen  worden.  Meine  kleine  Monographie  kann  nicht  den 
Anspruch  machen,  diese  Lücke  in  der  deutschen  Littcratur  auszufüllen;  sie 
beschränkt  sich  uul  die  Verfassungsgeschichte  Genua  s  in  der  ersten  Hälfte 
des  Mittelalters.  Die  Entstehung  der  municipalen  Freiheit,  zu  der  die  italie- 
nischen Städte  im  Mittelalter  sich  aufgeschwungen  haben,  ist  neuerdings 
namentlich  von  K.  Hegel  und  Bethniann  -  Hollweg  zum  Gejjenslnnd  gelehrter 
Erörterungen  ^reniachl  worden,  welche  auch  im  weiteren  Publikum  Interesse 
iur  dicic  Vru^v  erregt  haben.  Eine  historische  Monographie,  welche  an  einer 
einzelnen  dieser  Siädle  den  stetigen  Fortganjj  vnn  dem  Genuss  der  ersten 
spärlichen  Freiheiten  bis  zur  vollen  Selbslregrerung  verfolgt  und  den  Or- 
ganismus des  mittelalterlichen  Municipiums  in  seiner  frühesten  Gestalt  dar- 
stellt, wild  nicht  unverdienstUch  und  um  so  interessanter  sein,  vvcun  diese 
Stadt,  wie  es  bei  Genua  der  Fall  ist,  zudem  theilweise  ganz  eigenthümlicbe, 
sonst  nicht  gekannte  Verfassuagsformen  zeigt. 

Das  Material  zu  vorliegender  Arbeit  haben  mir  thcils  die  Bibliotheken 
von  Stuttgart  und  Tübingen,  iheils  die  von  Turin  und  Genun,  welche  ich, 
auf  einer  grosseren  Beise  durch  Italien  begrüTen  ,  im  Herbst  1852  besuchte, 
geliefert.  Man  wird  finden,  dass  nicht  nur  die  betreffenden  genuesischen 
Chronisten  j^^j  Muralon,  sondern  auch  das,  was  ihre  neuern  Herausoreber 
m  ihrer  Erläuterung  beigebracht  haben,  nicht  nur  die  .Vlunit  i])alst;jtute  (ienua's 
selbst,  süudern  auch  deren  treffliche  Erklärungen  von  Ha!j:i;io  und  librario, 
wie  auch  viele  andere  zerstreute  Documente  '^j,  endlich  nicht  aur  die  oben- 


1)  Sloria  civila,  commereiale  e  litterari«  dai  Geamrasi.  BU  jeUi  4  BXodt.  Ganna 

1844.  im. 

2)  Dass  aus  der  grossen  Urkundensammlung,  weiche  Genua  an  seinem  Über  jurium 
bwiUl,  bis  jetzt  inner  blos  einzeln«  Urkunden  herausgegeben  wurden  und  der  Onelt  das 
Ganzen  (wia  ich  Ura  dnrdi  den  gelahrten  Tvrinar  FrofiMior  Ercola  RicoUi)  enl  vorblf 
railat  wird,  katu  ich  fOr  Maina  Arbeit  lebhaft  an  badanaro. 
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genannten  Hauplschriflen  über  Genua  s  Geschichte  aus  neuester  Zeil,  sondern 
auch  manche  andere  in  Deutschland  seltene  italienische  Monographieen  lie- 
nfitzt  und  ausgebeutet  sind.  \\»s  die  Bearbeitung  des  StofTs  betrifft,  so  hnlie 
ich  mein  Hauptaugenmerk  darauf  frcrichtet ,  auf  (inindlncc  einer  riehiigen 
ErkfSrttncr  der  0"enen,  die  nicht  mehr  und  nicht  weniger  in  densellM-ri  surht, 
als  sie  wirklicli  sagen,  ein  möglichst  treues  und  urkundlich  genaues  Bild  von 
der  Entwicklungsgeschichte  der  genuesischen  Municipnlfreiheit  (innerhalb  der 
durch  den  Titel  bezeichneten  Grenzen)  zu  gewinnen. 

Vielleicht  dürften  Untersuchungen  über  Pisas  Geschiebte  im  früheren 
Mittelalter  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  nachfolgen. 


I. 

Semia  ? or  Enichtiuig  des  Consiilats. 

Die  meisten  itaiienischen  Städte  reichen  mit  ihren  Anföngen 
Ins  Alterthum  zurück,  wenn  nicht  Ins  vorrdmische ,  so  dodi  ins 

römische,  und  ihre  Verfassungsform  war  zm  Zeit  der  rümisclien 
Herrscliafl  überwiegend  die  des  Municipiunis.  So  erfreute  sich 
auch  die  alte  Sladl  der  Ligurier  Genua  unter  den  Römern 
der  Municipalfreiheit Es  ist  nun  bekanntlich  eine  der  Haupt- 
fragren in  Betreff  der  Geschichte  der  Italienisehen  Stfidte  die,  ob 
die  römische  Municipidli ciheil  in  der  Uebergangszeit  vom  Alter- 
thum zum  Mittelalter  vernichtet  worden,  ob  somit  die  freiheitliche 
Verfassung)  zu  der  wir  diese  Städte  im  Mittelalter  sich  erheben 
sehen,  eine  völlig  neue  Erscheinung  des  Mittelalters  sei,  oder  ob 
in  der  That  jene  Municlpalverfassung  wenn  auch  nur  unschein- 
bar und  sihaltenhafl  die  genannte  Zeit  überdauert  habe  und  die 
mittelalterliche  Städtefreiheit  nur  eine  unmittelbare  Forlsetzung 
der  altrömischen  sei  .Zu  der  letzteren  Ansicht  hat  unter  An-  * 
derem  der  Umstand  verfuhrt,  dass  die  freien  Städte  des  Mittel- 
alters illr  ihre  Institutionen  römische  Namen  adoptirten.  So  stehen 
auch  an  der  Spitze  des  miltelallerlichen  Genua,  wie  wir  sehen 
werden,  Consules,  die  uiittelalterlichen  Chronisten  sprechen  von, 

1)  Gmter,  Intcr.  p.  1019.  nr.  10.   Gioraale  ligurtico  aono  II.  ta»e,  3. 
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dem  Senatas  der  Stadt  ^)  and  sogar  der  für  das  römische  Muni-' 
dpium  spccifische  Name  des  ^ordo  decuriomm^  erscheint  noch 

im  13.  Jahrhundert  bei  den  Fortsetzern  des  Caffaro  (a.  a.  1264  elc.J. 
Aber  nicht  immer  lässt  sich  aus  der  Identität  der  Namen  — 
welche  hier  zudem  nicht  ganz  zutrifft,  da  an  der  Spitze  des  römi^ 
mischen  Munidpirnns  nicht  Consnltt)  sondern  Duumvim  standen 
auf  die  Identität  der  Sache  schliessen.  Vergleiche  man  nur  das 
römische  Municipium  und  die  mittelalterliche  freie  Stadl,  man 
wird  den  (n'ossen  Unterschied  beider  nicht  übersehen  können, 
man  wird  finden,  dass  die  Aebnlichkeit  sich  auf  die  allgemeinsten 
Verfassungsformen  y  welche  xum  Wesen  jeder  freien  Stadt  ge-: 
hören,  und  auf  jene  klassischen  Namen  reducirt^  deren  Adoption 
für  die  mittelalterliche  Stadt  sich  so  leicht  erklärt  aus  den  klas- 
sischen Erinnerungen ,  welche  in  Italien  wie  in  keinem  andern 
Land  durch  das  ganze  Mittelalter  hindurch,  auch  durch  dessen 
barbarischste  Zeiten  immer  wach  blieben.  Vergegenwiirtige  man 
sich  nur  die  geschichtlichen  Verhältnisse,  unter  welchen  das 
römische  Municipium  fortbestanden  haben  soll  bis  zum  Mittelalter. 
Schon  der  Alles  nivellirende  Despotismus  der  römischen  Kaiser 
konnte  von  der  localen  Freiheit  der  italienischen  Städte  nichts 
übrig  lassen,  als  einen  ärmlichen  Schatten  und  illusorische  Namen. 
Auf  die  Kaiserzeit  folgte  die  Herrschaft'  der  deutschen  Stämme; 
die  Longobarden  nahmen  den  Römern  schon  einen  guten  Theil 
ihrer  persönlichen  Freiheit,  und  das  Walten  ihrer  duces,  gastaldi, 
judices  in  den  römischen  Städten  liess  der  Municipalfreiheit,  wenn 
sie  je  dieselbe  noch  daselbst  angetroffen  hätten,  keinen  Spiele 
räum.  Endlich  die  fonverleihung  Ober-  und  Mietelitaliens  in  die 
fränkische  Monarchie,  welche  Italien  mit  einem  Netz  von  Graf- 
schalien  überzog,  deren  Mittelpunkt  die  Städte  waren,  und  der 
im  Gefolge  der  fränkischen  Herrschaft  einreissende  Feudalismus, 
welcher  den  Associationen  freier  Bürger  gewiss  nicht  günstig 
war.  Wahrhaftig  es  wäre  ein  Wunder,  wenn  die  alte  städtische 
Freiheit  durch  all  Das  sich  hindnrchgerettet  hätte. 

Aber,  müssen  wir  fragen,  ist  denn  auch  die  städüsche  Frei- 


1)  Z.  B.  Calbro  a.  t.  11*63.  Obert.  CanceU.  a.     1164.  Otlobon.  Scriba 

■.  a.  iias. 
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heit  Genua's  all  diesen  Vernicblendea  fiinflttsieii  «DSgewtit  ge- 
wesen?  Die  meisten  neuern  gfenuesisehen  Historiker,  musen^* 

lieh  Oderico  *),  Spotorno       Serra  und  Canale  ^)  sind  mit  einer 
Geflissentlichkeit,  welche  mehr  ein  Product  des  Localpatriotismus 
als  mipartheiischer  Geschicbtsbelracbliing  ist,  l»eniilUit  gewesen, 
Alles  2a  beaeittgen,  was  aaf  eine  Unterordnung  Genna's  unter 
die  ostgothischen ,  Iühito bardischen,  frlnlciscben  Herrscher,  was 
suf  eine  Einverleibung  (jenua*s  in  den  Verband  des  italienischen 
Königthums  oder  des  germanisch- römischen  Kaiserthums,  was 
attf  ehie  Herrschaft  feudaler  Gewalthaber  über  die  Stadt  hindeutely 
vnd  wenn  sie  je  in  den  ersten  Zeiten  des  Hittelalters  das  Herr- 
schen einer  nicht-mnnicipalen  Macht  in  der  Stadl  zugestehen,  SO 
soll  doch  diese  Macht  keine  andere  als  eine  einheimische  sein, 
damit  ja  das  jungfräuliche  Genua  nicht  von  fremden  Baibarea 
bexwungeii  erscheine,  und  wieder  keine  andere,  ab  die  sanfte 
Macht  des  Krummstabs  in  der  Hand  des  genuesisehen  Brsbischofs, 
welche  die  städtische  Freiheit  mehr  beschützt  als  bedrückt,  mehr 
zur  Entwicklung  gebracht  als  gehemmt  hatte.    Schon  dass  die 
Ostgothen  ihre  Herrschaft  Uber  Genua  erstreckt  haben,  wird 
s.  B.  von  Serra  besweifdt,  da  weder  lur  Zeit  Theoderidis  noch 
wahrend  der  Regierung  der  folgenden  Könige  ein  Repräsentant 
(ier  königlichen  Gewalt  daselbst  oder  überhaupt  in  Ligurien  er- 
wähnt werde.    Aber  genügt  denn  nicht  schon  der  Umstand,  dass 
amtliche  Ausschreiben  des  Senators  Cassiodor  ^3,  im  Namen  Kdnig 
Theoderichs  erlassen,  die  Juden  in  Genua  gegen  Bedrückungen 
schützen,  vollkommen  als  Beweis  für  die  Unterordnung  Genuas 
unter  ostgothische  Herrschaft?   Andernfalls  wäre  ja  Theoderich 
gar  nicht  dasu  gekommen,  Befehle  an  die  Genueser  zu  erlassen, 
und  es  wäre  ihm  nie  eingefallen,  Juden  in  seinen  Schutz  zu  neh- 
men, die  ausserhalb  des  ostgotbischen  Reiches  wohnten  Aber 

1)  Lettere  Ligusiiche.    Bassano  1792. 

2)  In  der  neuen  Ausgabe  der  Annalen  Agostino  Giusünianrf,  Geuiu  I. 

1834,  H.  1835  und  sonst. 

3)  S.  das  Vorwort. 

4)  Var.  II,  26   IV,  33. 

5)  Canate's  Bemerkung  gegeo  teinen  Recensenien  im  Arch.  stor.  ital. 
AppeiMi.  BT.  13   DoiBui««  BdU  (wdchw  naierar  Aoticht  ifl):  Taodonco 
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auch  von  der  longobardischen  Herrschaft  soll  Genua 
sanimt  der  ganzen  llgiirischen  Küste  im  Wesentlichen  verschont 
geblieben  sein.    Bis  641  sicherlich;  aber  in  diesem  Jahr  fiel  der 

7tc  loncfobardische  König  Rothari  mit  einem  Heer  über  die  Städte 
der  iiguriscben  Küste  her.  Dass  dies  ein  blosser  vorübergehender 
Piönderungs-  und  Verheerungszug  gewesen,  bebfiypten  Ganale 
und  Serra  Der  viel  spätere  und  auch  sonst  verdächtige  Chro- 
nist Fredegar  könnte  dies  zu  bestätigen  scheinen,  wenn  nicht  auch 
er  ausdrücklicli  sagen  wurde  (bei  Boiiquel  II,  p.  440.  441.  Cap. 
71),  RoUiari  habe  die  (angeführten)  ligurischen  Städte,  indem 
er  sie  verheerte,  plünderte,  der  Mauern  beraubte,  zugleich  dem 
(^römischen)  Reich  entrissen  (de  imperio  auferen»)^  und  befohlen, 
jene  Städte  von  min  an  Dörfer  zu  nennen.  Hingegen  Paul  Dia- 
conus,  welcher  hier  die  einzig  verlassliche  Quelle  ist,  spricht 
ganz  bestimmt  von  einer  Eroberung  (cepit)  ^).  !Nach  der  Er- 
zähinng  beider  Chronisten  stiessen  auch  die  Longobarden  dort 
auf  keinen  erheblichen  Widerstand,  und  ohne  einen  solchen  hätten 
sie  gewiss  das  Küstenland,  dessen  Besitz  erst  ihr  oberilalienfsches 
Gebiet  vervoUsläudigte ,  nicht  wieder  fahren  lassen  ^y.  Serra 


fnttosi  re  de!  Romani  in  questa  su;i  qunlita  nderiva  alle  snppliche  desVi  ebrei 
di  Genova  conferniando  ad  essi  la  facoltH  conceduta  da'  cristitini  iiiiprratori 
di  pol  er  THgimarsi  in  sinagoga  e  ripararc  i  »uoi  teUi  sdruseiti  (IV,  p.  551)  ist 
ütlnil  ar  tili  Nothbcheif,  und  seine  Forderung,  dass,  uia  die  Zugehörigkeit 
(jeniia's  zum  Reich  Theodorit  hs  heluiuplen  können .  man  auch  wissen 
mü;f;ste,  ob  dessen  Befehl  wirkheh  befolgt  worden  sei  (p.  556),  eine  Pedanterie. 

1)  Canale  I,  p.  36.  37.    Serra  I,  p.  252  f. 

2)  IV,  47.    Bei  Muralori  I,  p.  471. 

3)  Wenn  Serra  1.  c.  p.  253  behauptet:  „Gewiss  machte  Rothari  aus 
Li^rtirien  kein  Dukal ,  und  ebensowenig  weiss  ni;m  dnvon .  dass  er  es 
seinen  andern  Provinzen  eun  erlciht  Iiälle",  so  ist  hietn  n;(  ri  zu  erwähnen,  dnss 
allerdin«;s  ;inf  einem  in  P;n  ia  ht'findÜrhcii  fir;i!i?trin  ein  longobardischer  Oux 
Li^nriae  Audoald  erscheint,  welchem  div  1  xistciix  nicht  abgesprochen  wer- 
den kauu.  Allein  üderico  niaeht  die  rtt  Iiiij^c  Bemerkung  (im  10.  seiner  ligu- 
sUschcn  Briefe),  dass  das  lipurische  Küstenland  von  der  späteren  Kaiserzeit 
an  bis  ins  frühere  Mittelalter  herein  zu  den  „Alpes  Cottiae"  f^ercrhnet  wurde, 
wahrend  der  !Vamc  Lifritricn  auf  d;is  piemontesis(  he  Binnenland  jenseits  des 
Po  ühergieng,  so  dass  wir  also  wahrscheinlich  in  dem  obigen  Dux  Liguriae 
keinen  lon^ohardischen  Jlerzog,  der  über  Genua  zu  pcbielen  gehabt  hätte, 
erkennen  dürfen,  w«a  aber  die  Be»iUnabnie  Uieter  Stadl  und  der  übrigen 
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(ibid.)  macht  zwar  darauf  aulinerksam,  dass  die  katho- 
lischen Bischöfe  Mailands,  welche  vor  den  Verfolgungen  der 
arianiscben  Longobarden  sich  nach  Genua  als  auf  ein  katholisches 
Territorittin  zurückgezogen  hallen,  auch  nach  der  ExpediÜon 
Rothari's  dort  zu  residirrn  forlfiilircii,  was  nicht  geschehen  wäre, 
wenn  die  arianischen  Lungobarden  sich  in  bleibenden  Besitz  von 
Genua  gesetzt  hätten.  Allein  einmal  wurden  die  Longobnrdcn 
selbst  wenige  Jahre  darauf  katholisch,  ferner  waren  jene  Bischi^fe 
in  Ihrem  Exil  ziemlich  unschädlich,  und  Rothari  konnte  sich  recht 
wohl  darauf  beschränken,  sie  von  ihrem  Amtssitz  Mailand  lerne 
zu  hallen*  Noch  unwahrscheinlicher  als  die  bisherigen  Behaup- 
tungen genuesischer  Geschicblscbreiber  ist  die,  dass  auch  die 
grosse  H  0  n  a  r  c  h  I  e  K  a  r  I B  d.  G  r.,  die  Erbin  der  longobardischea 
Macht  In  Italien,  das  lignrische  KOstenland  und  spccieH  Genua 
nicht  in  sich  begrilTen  habe.  Hören  wir  Spolorno  so  wären 
die  Anzeichen,  die  für  eine  directe  Herrschaft  der  karolingischen 
Dynastie  Uber  Ligurien  sprechen,  sehr  schwach  gesäet  und  un- 
sicher. Aehnlich  spricht  sich  Canale  (I,  p.  38)  aus,  und  Serra 
(I,  p.  253  f.)  giebt  bloss  zu,  dass  die  Ligurier  die  Macht  Karls 
d.  Gr.  ßfeachtet  (venerata)  und  bei  manchen  Gelegenheiten  seine 
Wünsche  (ooleri)  erfüllt  haben  von  fränkischen  Befehls- 

habern über  Genua  sei  in  den  alten  Gesetzen  und  Chroniken  der 
Genuesen  nichts  zu  finden  (dort  ist  eine  solche  Notiz  auch  gar 
nicht  zu  suchen),  und  i  s  sei  \\  iihr  scheinlich,  dass  auch  nach  der 
\Vi(>(!erherslellung  des  Kaiserüiums  durch  Karl  d.  Gr.  Ligurien 
sich  unabhängig  erhalten  habe,  soweit  dies  eben  einer  sa  kleinen 
Landschaft  mdglich  gewesen  sei  (?).  Es  Ist  nun  zwar  zuzugeben, 
dass  unter  den  Marken,  die  Karl  d.  Gr.  bildete,  eine  Hgurische 
oder  genuesische  Mark,  von  welcher  Duratidi  und  Muratori 
sprachen,  sich  nicht  haltbar  nachweisen  lässt.  Mit  Recht  bemerkt 
Oderico  1.  c.  p.  94  —  96,  dass  Ligurien  ja  gar  kein  Gränzland 
der  fränkischen  Monarchie  gebildet  habe,  das  gegen  feindliche  Nachr 

'  r 

llgariscbeo  Käile  durch  die  Longobardea  un  niebti  anwah^scheinlich^r 
nackt. 

1)  In  dem  oben  anfefillirken  Werk  I,  p.  548. 

2)  Plenoole  Citpidano  1774.  4«  p.  281. 

3)  Antiq.  Ital.  DiMert.  VI,  p.  40,  und  Antick.  Ettenn  I,  p.  33  IT. 


iO  YdfhiiiiiigMgwcWdite  C«im*§ 

barn  hätte  vertheidigt  werden  mOssen,  und  die  marchia  Genuae  oder 
Januentis,  welche  in  einer  von  Raggio  ')  citirten  Urkunde  and 

in  den  Bestall un^sbriefen  Kaiser  Friedrichs  I.  von  den  Jahren  1164 
und  1184  (s.  unten}  vorkommt,  lässt  nicht  auf  eine  karolingische 
Mark  dieses  Namens  zurttckschliessen       Wohi  aber  berichten 
die  Annalen  Einhards  und  nach  ihm  die  des  Fuldaer  Mönchs  En-  . 
hard,  die  Chronik  Regino's,  die  Annales  Tiliani      dass  ^Hadu- 
morus  ( Hadutnar ,  Hademarvs )  comea  (  pi  affechis )  civitatis 
Genuae^  im  Jahr  806  auf  einer  Expedition  zur  See  fiel,  welche 
Pipin,  damals  mit  der  Verwaltung  Italiens  von  seinem  Vater,  Karl 
d.  Gr.,  betraut,  gegen  CSorsika  veranstaltet  hatte.   Dies  ist  der 
Gelehrsamkeit  Oderico*s  nicht  entgangen.    Aber  sein  Scharfsinn 
weiss  einen  Ausweg  fp.  110),  weicher  der  Stadl  Genua  die 
Schande  erspart ,  einen  karolingischen  Grafen  in  ihren  Mauern 
gesehen  zu  haben«   Auch  Genf  nämlich  führt  den  Namen  Genua 
bei  den  Chronisten  jener  Zeil*),  und  dieses  burgundische  und 
das  liß-urische  Genua  werden  in  der  oben  angeführten  Stelle  bei 
Fredegar  ( ßqf.  11,  440)  dadurch  unterschieden,  dass  das  letztere 
durch  den  Beisatz  maritima  bezeichnet  wird.   Wenn  nun  auch 
rOderico  es  nicht  wagt,  kategorisch  die  Behauptung  aufzustdien,  — 
Canale  thut  es  aber  — ,  dass,  wenn  Genua  ohne  den  genannten 
Beisatz  bei  einem  Chronisten  jener  Zeit  vorkomme,  darunter  immer 
Genf  zp  verstehen,  also  in  unserm  Fall  der  comes  Oenuae  noih» 
wendig  ein  Graf  von  Genf  sei,  so  behauptet  er  immerhin  die 
Möglichkeil  dieses  Letzleren  und  nimmt  seinerseits  Hadumarn  fdr 
einen  Grafen  von  Genf.    Aber  ist  es  nicht  im  höchsten  Grade 
gesucht,  bei  einer  Expedition,  die  von  italien  ausgeht,  und  bei 
welcher  als  einer  nicht  sehr  bedeutenden  wir  eine  Betheiügung 
weiterer  Truppen  als  der  dort  verfügbaren  nicht  annehmen  dürfen, 
auf  einer  Flotte,  die  von  der  italienischen  Küste  ausgeht,  einen 
von  jenseits  der  Alpen  hergekommenen  Grafen  zu  vermulhen 
und  nicht  den  Grafen  einer  italienischen  Seestadt?   Und  wenn 
dieser  Hadumar  als  Franke  bezeichnet  wird  (nnus  e  nosfris, 

1)  Mon.  hisl.  patr.  L^gßi  niiinicipales  €ol.  265. 

2)  Vgl.  tBeh  dte  Bemerkungen  Leo^i,  fieeeh.  Itel.  II,  S.  136  f. 

3)  Perti,  Mon.  Genn.  hiit.  I,  p.  f 93.  353.  534.  224.  . 

4)  Fem  I,  p,  40.  151.  453.  ü,  313  etc. 
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Einb.  unus  e  Francis.  Regin.},  ist  es  denn  so  gar  undenkbar, 
dass  das  ligunsche  Genua  einen  fränkischen  Grafen  gehabt  hak, 
während  wir  wissen,  dass  die  Karolinger  auch  sonst  nach  Italien 
fränkische  Grafen  geselzl  haben?  —  Doch  es  findet  sich  noch 
eine  andere,  keineswegs  „unsichere  Spur**  der  Zugehörigkeit 
Genua's  zu  den  karolingischen  Landern.    Ludwigs  des  Frommen 
Sohn,  Lothar,  an  seines  Vaters  SteHe  König  von  Italien,  ver- 
Mmmelte  im  Mai  825  auf  der  kanigüchen  Gurtis  Olonna  die  geisU 
liehen  und  weltlichen  Grossen  des  Reichs  zu  einem  Reithstag. 
Unter  den  Beschlüssen  in  kirchlichen  Dingen,  welche  von  diesem 
Reichstag  ausgiengen      befindet  sich  auch  der  bekannte,  wel- 
cKer  iui  Alten  und  Besuchen  der  (geistliehen)  Schulen  in  Italien 
aafti  H^e  einschiirfl  und  bestimmt ,  von  welchen  Städten  aus 
diese,  von  welchen  jene  Schule  besucht  werden  solle.  Hier  wer- 
den nun  auch  unter  Andern  die  Genueser  zur  Schule  von  Pavia 
gewies^  wie  denn  auch  über  andere  ligurische  Städte,  wie  Ven- 
timiglia  und  Albenga,  in  ähnlicher  Weise  verfügt  wird.  Wir 
haben  hier  vor  uns  nicht  elwa  eine  von  König  Lothar  blos  wie- 
derholte und  sanclionirte  Anordnung  kirchlicher  Behörden,  welche 
sich  über  den  ganzen  mailttndischen  Sprengel  hin  und  somit  auch 
aof  die  lignrischen  Städte  erstreckt  hätte,  ohne  Rttckstcht  darauf, 
Ohl  sie  zum  Gebiet  Lothars  gehörten  oder  nicht,  es  ist  davon 
entfernt  gar  keine  Rede,  obgleich  uns  dies  Spotorno  (a.  a.  0. 
I,  S.  549)  glauben  macht  und  Canale  treulich  acceptirt,  sondern 
et  isi  ein  Befehl  des  Königs  von  Italien  (der  mgleich  Kaiser  ist) 
im  Einverständniss  mit  den  weltlichen  und  geistlichen  Grossen 
seines  Reichs  erlassen,  und  wenn  durch  diesen  Befehl  (ganz  falsch 
spricht  Serra  I,  p.  254  von  einer  diesfallsigen  Erlaubniss)  die 
Genueser  angewiesen  werden,  die  in  dieser  Stadt  sich  zum  Stu-* 
diom  Bestimmenden  d&r  Schule  von  Pavia  zuzuschicken,  so  wer- 
den damit  die  Genueser  ganz  untrüglich  als  Unterthanen  Lothars 
bezeichnet,  welche  dessen  Befehle  zu  respecliren  haben  (und 
ebenso  die  Bewohner  von  Yentimiglia,  Albenga  u.  s.  w.). 

Nach  allem  Bisherigen  zerf^t  die  Behauptung  der  genue- 
siscken  Geschichtschreiber,  dass  die  Stadt  Genua  (sammt  der 


1)  PwtB,  tegg.  II,  p.  248  ff. 
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ganzen  ligurischen  Kttste)  den  ostgothiscben ,  longobardiscben  - 
und  fränkischen  Königen  und  Kaisern  gegenüber  völlige  oder 
auch  nur  beschränkte  Unabhängigkeit  behauptet  und  in  dieser 

ganzen  Uebergaiigszeit  vom  Alterlhum  zum  Mittelalter  ihrer  alten 
municipalen  Freiheit  nicht  verlustig  gegangen  sei,  in.ein  Nichts. 
Königliche  Befehle  werden  vielmehr  an  die  Genueser  erlassen, 
königliche  Beamte  gebieten  ttber  sie.  Dies  bindert  übrigens  nicht, 
dass  die  genuesischen  Bischöfe  einen  gewissen  Antheil  an  der 
Gewalt  über  die  Stadt  auch  in  l)ürgerlichen  Dingen  hatten.  Schon 
Karl  d.  Gr.  haUe  den  Bischöfen  eine  mächtige  Stellung  neben  den 
Grafen  gegeben.  Noch  mehr  Einfluss  bekamen  sie-  bekanntlich 
in  den  verwirrungs vollen  Zeiten  des  (9.  und*)  10.  Jahrhunderts, 
wo  die  Städte  so  oft  von  ihren  weltlichen  Mathlhabern  im  Stich 
gelassen,  ihren  Schutz  und  ihre  Vertretung  nur  bei  den  Bischöfen 
fanden.  Was  Genua  hetrilll.,  so  können  wir  auf  die  Macht  des 
Bischofs  in  jenen  Zeiten,  welche  sich  übrigens  hier  wie  auch  in 
andern  italienischen  Städten  C Bologna,  Padua,  Verona,  Mailand, 
Pisa,  Siena  J  nie  bis  zur  ausschliesslichen  Herrschaft  der  Kirche 
über  die  Stadt  oder,  was  dasselbe  besagt,  bis  zu  völliger  Ver- 
drängung der  weltlichen  Machthaber  aus  der  Stadt  gesteigert  hat, 
nur  ^rückschliessen  aus  der  Stellung,  welche  der  Bischof  oder 
vielmehr  der  nunmehrige  ErEbischof  Genua's  später  zur  Zeit  der 
städtischen  Selbstregierung  noch  inne  halte.  Cnnale weist  mit 
Recht  darauf  hin,  dass  im  Anfang  des  Communalregiments  der 
erzbischölliche  Palast  der  Ort  war,  wo  die  Consuln  wohnten  und 
aroteten,  der  Rath  zusammenberüfen  wurde  u.  s.  w.  dass  Con- 
,  suln  und  Brzbischof  gemeinschaftlich  Verträge  unterschrieben 
Befehle  in  Anerelf  ircnheilen  des  Sladlregiments  gaben  dass  Va- 
sallen der  Stadt  zugleich  dem  Erzbischof  huldigten,  auswärtige 
Mächte  ihre  Schreiben  an  den  Erzbischof  und  die  Commune  von 


1  j  I,  p.  267  ff.,  auch  Serra  I,  p.  285  in  der  Kürze. 

2)  Dasselbe  finden  wir  in  andern  Städten  Italiens,  s.  bei  Bethmann- 
Hollweg  die  Urkunden  aus  Muiatori  und  das  Statut  von  Pisloja,  §  92. 

3)  Auch  hiefür  giebt  es  Beispiele  penng ,  z.  B.  episcopus,  consules  und 
cives  von  Nismes  und  Arles  unterschreiben  einen  solchen  in  der  Urkunde  bei 
Menard,  hisloire  de  Msujes  I,  preuves,  p.  .52. 

4)  S.  die  zwei  Urkunden  vom  Jahr  1151  bei.Canale  I,  p.  270. 
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Genua  richteten.  Später,  als  die  Coiunmne  erstarkt  war,  trat  die 
erzbischöfliche  Gewalt  zurück,  und  du-  welllichen  Häupter  der 
Gemeinde  nabmen  die  Zü^l  allein  in  die  Hand  Aus  jenem 
anfönglich  nahen  Verhültniss  und  gemeinscbaftlicben  Handeln  beider 
Gewallen  künrien  wir  schliessen,  dass  beim  Beginn  der  städtischen 
Selbslregierung  die  Erzbischofe  eine  Iratiilionelle  Macht  halten, 
welche  die  Consuln  der  Gemeinde  nicht  umhin  konnten  zu  bc« 
rttcksicfatigen.  Andere  Beweise  bei  Spotorno  (1.  c.  11,  7093,  die 
Canele  weiter  ausführt,  scheinen  minder  Oberzeugend,  ebenso 
würde  die  auch  sonst  bei  italienischen  und  auileni  Städten  häufig 
vorkommende  Bezeichnung  dos  Stadtgebiets  als  episcopalus 
oder  archiepiseopaius  ^}  nicht  viel  beweisen,  zumal  da  oomitatui 
Januae  und  eomtaiv$  JanvengU  mch  hilufiger  sich  findet,  wovon 
Beispiele  unten  S.  19  Anm.  f  folgen. 

Endlich  im  Jahr  958,  immerhin  im  Vergleich  mit  andern  ita- 
lienischen Städten  sehr  frühe,  ündcl  sich  ein  bescheidener  Antang 
von  Freiheiten  und  Rechren,  in  deren  Genuss  die  Genneser  be- 
festigt werden  durch  den  König  Berengar  IL  (von  Ivrea)  und 
seinen  Mitregenlen  Adalbert.  Dieser  älteste  Freiheitsbrief,  wel- 
cher in  dem  Uber  junum  fs.  S.  4,  Anm.  21  als  ältestes  genue- 
sisches Documenl  obenan  stellt,  ist  schon  im  Jahr  1827  in  Druck 
gegeben  von  Silvestre  de  Sacy  ^J,  besser  bei  Canale  IV,  p.  d93 
und  in  der  leider  unvollerideCen  neuen  Ausgabe  des  Gaffaro 
welcher  Urkunden  beigegeben  sind.  Die  genannten  Könige  Be- 
rengar und  Adalbert  bcstaligen  die  jet/.L  naher  zu  besprechenden 
Rechte,  wie  sie  sagen,  ^petitione  Ueboniß  0^.  Heberti,  Evarii) 


1)  DeMelben  Gang  der  EntwicUoiig  weist  fiethmaaa-HoUweg  bei  an- 
dern Stadien  Italiens  nach  (Ursprung  der  londarb,  Stidtefreiheit  S.  157). 

2)  Bethmann-Hollweg  S.  161.  ,109. 

3)  Statut  des  Consulats  in  den  Mon.  hisl.  patr.  Leges  munie.  cap.  30, 
und  CapitoH  vom  Jahr  1161  bei  Cibrario  (beides  unten  näher  anzulUhren). 

4)  Notices  et  extraits  des  manuscrits  du  Roi  T.'XI,  p.  2.  3. 

5)  CüVäro  6  suoi  continnatori,  teste  latino  con  tradoaione  italiaoa,  note 
e  docwnentk  Genova,  Carniglia  1828.  Eine  correkte  Ausgabe  des  CalFaro 
mit  Beautsung  des  vorzOglichen  Pariser  Codex,  welche  Vieusscox  dem  Ar^ 
ehivio  storico  italtano  einverleiben  wollte,  ist  leider  beim  blossen  Wonsdi 
üoben  geblieben. 


14 


VerfMBUo^sgeichichte  Genna'« 


nostri  dilecfi  fidelis^.  Senn  slelli  .sich  dies  so  vor,  als  ob  die 
Stadt  Genua,  die  er  sich  als  völlig  uuabhäogig  denkt,  in  der 
Person  des  Hebo  einen  Gesandten  an  jene  Könige  gesohickl 
bitte,  mit  der  Bitte,  jene  Rechte  anzuerkennen  und  zn  bestütigen, 

und  dass  die  Könige  dies  gcüian  haben  nicht  als  Souveräne  von 
Geima,  soiiileiri  weil  sie  der  ihnen  belicundtleii  Stadl  geiii  iliren 
Schutz  ancrf  (It'ihen  liessen  (I,  p.  2bti.  254).  Schon  Vincens  be- 
sweifell  mit  Recht  jene  Stellung  Hebo's  als  Abgeordneten  Genua's 
(I,  p.  993,  und  dass  Serra  das  Verhältniss  zwischen  Genua  und 
den  beiden  lüjnigen  unrichtig  auffassL  /.eigt  der  Inhalt  des  Briefs 
selbst.  Fielen  die  Privilegien,  welche  darin  eingerauinl  werden, 
in  das  Gebiet  des  internationalen  Rechts  und  Verkehrs,  so  Hesse 
' «  flieh  der  Satz  Spotomo^s  (zn  Giustiniani  I,  553}  und  Canale*s,  dass 
zuweilen  Privilegien  auch  von  .  fremden  Souveränen  ertheflt  wer- 
den, aiiwcndi  n  und  der  FreiheiUbriof  mit  der  vollkommensten 
Unabhängigkeit  Genuas  vereinbaren.  Aber  was  wird  denn  den 
Genuesen  von  den  Königen  gewährt?  Zum  £rsten,  dass  all  ihr 
Besitz,  welcher  Art,  welchen  Ursprungs  und  welcher  rechtlidien 
Natur  er  auch  sei,  ihnen  ungeschmälert  erhalten  bleibe.  Blae 
unabfiaii^^iiTf  Stadt  wird  sich  aber  wohl  den  gesicherten  Fortbe- 
stand des  Privatbesitzes  ihrer  Bürger  nicht  von  fremden  Königen 
gewährleisten  lassen  0*  ^om  Andern  heisst  esijubemui,  n/iMiMif 
dmx,  marckio,  comes,  eicecomes,  sculdasiuSf  decanvs  vtl  qmeäbei 
regni  nostri  magna  parmqne  persona  in  eorum  domibtss  poi€i1aHve 
ingredi  audcal  cuit  tuansu)n(  ui  tollai  nel  aliquam  injuriam  rel  mole- 
stationem  facei  e  coneiur,  sed  liceat  eis  pacifice  et  quiete  vicere,  d.  h, 
kein  Träger  der  königlichen  Gewalt  soll  in  amtlicher  Eigenschaft  io 
die  Privathäuser  der  Genueser  eindringen  dürfen,  oder  von  ihnen 


1)  Die  Bemerkiing  Cannle'i,  dass  in  den  Zeiten  des  Feudalismus  der 
Privatbflgili  die  „governaliva  aromiDistrazione'*  involvirt  habe,  (lY,  p.  557} 
pMst  für  seinen  Zweck,  die  damalige  Einwohnerschaft  Genua's  nis  eine  un- 
•hhingige,  nlio  doch  wohl  eine  poUtische  Einheit  bildende  Bürgerschaft 
dmustellen,  so  wenig,  dass  sie  vielmehr  aus  den  Bewohnern  Geonn'i  lauter 
Feudaldynailen  machen  würde,  was  doch  \%idersinnig  wäre.  Die  ganie 
Ausdeutung  der  Urkunde  bei  Canale  IV,  556  ff.  macbl  dem  Advocateo  Ca- 
nale  mehr  Ehre,  aU  dem  Hirteriker. 
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Onarliergfeld  erheben  (s.  Diicangfe  s.  v.  nansio),  oder  sonst  sie 

bedrücken  und  ihnen  beschwerlich  fallen.  Werden  so  die  Be- 
fugnisse der  königlichen  Beamten  den  Gemiesern  gegenüber  in 
einigeii  bestiHunten  Punkten  beschränkt,  so  wird  damit  unfehlbar 
die  Unterordniing  der  Letzteren  unter  die  kÖmgUchen  Beamten 
im  Allgemeinen  bejaht,  d.  h.  die  Genueser  erscheinen  ganz  un- 
bestreitbar als  Untergebene  der  beiden  Könige  Auch  isl  noch 
gar  keine  Spur  davon  vorhanden,  dass  die  Genuesen  eine 
Commune 'gebildet,  Commnnalbeamte  gehabt  hätten.  Nicht  der 
StaA  öder  einer  Creraeinheit  werden  diese  Redite  ertheih,  son- 
dern ^Omnibus  nostris  fiäclibus  et  hahilaloribvs  in  civilale  Ja^ 
mensi^.  So  ist  dasPrivilegium  derKönigeBerengar 
nnd  Adalbert,  wie  die  ganz  ähnlich  lautenden  Privüegienbriefe 
der  Kaiser  Heinrich  IL  und  Heinrich  m.  Iilr  Mantna  ans  den 
Jahren  1014  und  1055  und  die  andern  gleichzeitigen  fftr  Pisa 
und  Cremona'),  lange  noch  kein  Zeiigniss  bestehen* 
der  städtischer  Freiheit  und  Seibstr egierung,  son- 
dern nur  eine  entfernte  Vorbereitung  daxu,  sofern 
die  Stadtbewohner  von  den  Fttrsten  durch  grdssere  Garantieen 
lUr  die  Freiheit  ihrer  Person  und  ihres  Besitzes  und  durch  das 
geringere  Maass  der  ihnen  angesonnenen  Leistungen  vor  der 
Masse  der  übrigen  Unterthanen  bevorrechtet  werden.  Auf  dieser 
Stufe  reditUcher  Entwickhmg  stand  aber  die  Einwohnerschaft  der 


•  .1)  Die  Bewohner  Geuua's  werden  von  den  Königen  y,no«tri  idtlst^ 
genannt.  Würden  wir  fidelis  hier  nicht  mS^^'^u,  ergeben**  erklären,  sondern 
in  seiner  mittelalteriioheo  juridischen  Bedeutung  ndinien,  so  wurde  das  Un- 
denkbare bereuskommen,  dass  alle  einzelnen  Bewohner  Genua's  im  Lehens- 
TerhSltniss  zu  den  beiden  Königen  geatinden  bitten,  somit  in  einem  viel 
engeien  Yerhältniss,  als  dies  Canale  gern  zugeben  möchte.  Wenn  spAter 
die  genuesischen  Gesan4len  den  hobenstanfiicben  Kaisern  gegenOber  er* 
Ulren,  die  Stadt  Genua  sei  den  Letzteren  blos  Fidelität  schuldig,  so  aner- 
kennen sie  damit  ein  F/endalverhältniss  zwischen  der  Stadl  als  Commune 
oder  den  dieselbe  repräsentirenden  Consuln  und  den  Kaisem,  was  himmel- 
weit Terachieden  ist  von  einem  Feodalverhältniss  der  Genueser  als  einzelner 
Individuen,  wie  sie  damals  noch  aigfegntmlsiig  nebeneiaandeistnnden*  Dies 
gegen  Canale  lY,  557.  558. 

a)  Bei  Hnrateti,  Antif.  Itti.  lY,  p.  13.  16b  20.  23. 
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italienischen  Städlc  damals  und  sogar  uücli  im  Anfang  des  lilcu 
Jahrhunderts  durcligehends  *). 

Wir  lassen  diesem  Privilegienbrief  sogleich  einen  zweiten 
folgen,  welchen  im  Jahr  1056  der  Markgraf  Alberl,  Sohn 
des  Opizzo,  den  Genuesern  ausgestelU  hat.  Er  findet  sich  ge- 
druckt bei  Cibrano,  storia  della  inonarchia  di  Savoia und  fast 
gleichlautend  bei  Canale  II.  p.  378—382.  Auch  er  ist  nicht  an 
die  Commane  äenua  gerichtet,  sondern  blos  an  die  cmcH  ha- 
hUatoret  infra  dvUaiem  Januae.  Somit  finden  wir  die  Genueser 
im  Jahr  1056  im  Allgemeinen  noch  auf  derselben  Stufe  der  Ent- 
wicklung" des  bürgerlichen  Lebens,  wie  beim  vorigen  Privileg. 
Der  Briei  des  Markgrafen  verspricht  den  Genuesern  gewisse 
hergebrachte  Gewohnheiten,  angestammte  Rechte  und  Freiheiten 
ungeschmMlert  zu  lassen.  Es  hatte  sich  also  ein  Gewohnheits- 
recht ^)  festgestellt,  dessen  Bestimmungen  hiemit  durch  ein  breve 
«Je  consuetudine ,  wie  das  Statut  am  Schluss  heisst,  urkundliche 
Sanction  erhalten.  Es  ist  bekannt,  wie  sehr  damals  Einigung 
auf  dem  Boden  des  Rechts  Noth  that;  denn  das  in  der  frünkischen 
Monarchie  herrschende  System  der  persönlichen  Rechte  hatte  dazu 
geführt,  dass  in  derselben  Stadt  bei  gemischler  Bevölkerung  die 
verschiedensten  Rechte  Gültigkeit  haben  konnten.  So  bekannten 
sich  in  Genua  nach  den  von  Raggio  Angesehenen  Urkunden  des 
Mscr.  Cicala  (im  Besitz  des  Herrn  Advokat  Molfini  io  Genua^, 
wozu  noch  4ie  weiteren  Mon.  hisl.  patr.  Chart.  ].  p.  325  u.  508 
kommen,  die  meisten  Personen  allerdings  zum  römischen  Recht, 
aber  andere  auch  zum  longobardischen  und  wieder  andere  zuoi 
aalischen  Wie  sehr  aber  die  Rechtsgemeinschaft  die  Einigung 
der  Bürger  der  Stadt  überhaupt  befördern  muaate,  ist  klar.  Ebenso 


1)  stehe  die  Aatftthrang  bei  Bethmami-Hollweg  S* 

2)  Tom.  I.  Append.  p.  310^314.  Vgl.  dm  die  erUifende  Ueber- 
iettung  p.  143^145. 

3)  Aach  die  Könige  Berengar  and  Adilberl  bemfen  sieh  in  demj  Theile 
ihm  Dekrets,  worin  tie  versprechen,  den  Beiits  der  Genueser  nicht  aiuu- 
tatten,  auf  eine  consuetodo  derselben,  aber  AUem  nach  begreift  dort  die 
cOQSttetndo  nichts  Weiteres,  *ab  das  Besitarecht«  das  ihneA  als  freien  Min- 
nem  xokani. 

4)  Mon.  bist  pair«  Leges  nranlc.  coL  239  not. 
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Ih  hg  in  dem  Genuss  höherer  und  ausgedehnici  ei  Freiheiten,  welche 
das  Gewohnheitsrecht  den  Genuesern  Zicherie,  eine  Vorstufe  der 
iveii?  einstigen  Autonomie       Aber  auf  der  andern  Seile  ist  unser 
Silk  Rechtsstatul  vom  Jahr  1056  ein  sicherer  Beweis  davon ,  dass 
b  p  diese  Autonomie  seihst  damals  noch  nicht  errungen  war.  Die 
ü  li^  Sätze  desselben      beziehen  sich  zum  gross (  icii  Theil  auf  die 
ht  t  Besitzverhältnisse,  gehen  dahin,  den  abhängigen  Besitz  möglichst 
<  k  (hpernd,  ungestört,  gesichert  zu  machen  oder  die  freie  Verfagung 
ueil  ittnr  das  Sigenthum  auch  auf  Seite  der  Frauen,  Sklaven  und 
Eni  Attifireien  tn  erweitern.   Ein  anderer  Theil  aher  betrifll  die  Be- 
vilei  ziehun^ren  der  Genueser  zur  Staatsgewalt  und  zu  den  öffenlhchen 
ivfsi:  Leistungen.    ,,Die  massarii  (zinsptlichlige  Bauern},  welche  auf 
eitel  den  Gütern  der  Genueser  sitzen,  dürfen  w^der  Proviantlieferungen 
no<^  0|0arliergeld  (Einquartirungsltfst  in  Geld  verwandelt)  noch 
andere  Abgaben  weder  an  die  Markgrafen  noch  an  die  Viceco- 
iche  mitL's   noch  an  ihre  Bevolliiiatlitißfle  zahlen;  ebenso  sind  ihre 
iing  Weinbergarbeiter  (?  pastenaiores)  von  öffentlichem  Dienst  frei. 
-joß  Die  freien  Bewohner  der  Stadt  können  zu  keinem  andern  p/act- 
daii  tum  ([Gericbtsversammlung}  gezogen  werden,  als  zu  einem  in- 
die  nerhalb  der  Stadt  gehaltenen        Wenn  die  Markgrafen  zum 
nter*  Placituw  iiomuien,  so  erhalten  die  Vorzufordemden  15  Tage  vor- 
dem   

1)  Gniits  (IV.  p.  561)  ihidet,  dait-  coiifaetndo  durchweg  in  lliltel»lter 
bedeute  il  siodo  di  regoltni  di  proprio  e'goTemare  le  üiterBe  ficeade, 
^^1^1^  also  Töllige  Aiitonomie  in  mnern  Angelegenheiten  ia  sich  schliesse,  wahrend 
doch  faktisch  eine  Menge  mit  Ciewohnheilsrechten  ausgestattete  Stftdte  und 
^^"^  Landschaften  von  £teer  Aotonomie  noch  weit  entfernt  waren. 
Hof        3)  Cibrario  vei«leicht  damit  die  von  Heinrich  IL  1014  bestitigten  her- 
^  gebrachten-  Rechte  der  nhominea  ungoret  in  marehia  Saoaensi  (Savona)  in 
castalM  (bei  Mob.  bist.  patr.  Chart.  L  coL  404),  welche  aHerdings  Tide 
Aehnliohkeit  mit  den  genuesischen  Rechtsbestimmnngen  haben;  nur  sind 
di^enigett,  fttr  welche  diese  Uiknnde  ausgestellt  ist,  nicht  freie  Bewohner 
1,^  einer  Stadt,  sondern  Ritler  hi  einem  Castdl  (miyores,  nobiliores). 

9)  Diese  Beslinuiinng  kommt  häufig  vor  s.  B.  Im  Communalstatut  von 
^  Laon:  Homines  pads  (d.  h.  der  Commune)  eztni  dvilatem  placitare  non 
^  GompeHentor.  —  Absolnte  Befreinng  von  der  Theibahme  an  pladtls,  wie 
^  Cauale  findet,  liegt  pach  der  richtigen  Erklimng  nicht  in  der  Stelle.  Ueber- 
g  hanpt  in  dem  Statut  eine  Töllige  Befirdung  vdn  feudalen  Gebrluchen,  Rech- 
ten und  Forderungen  tu  sehen,  wie  Caoale  (i,  66),  ist  ein  Be^Teis  grosser 
Oheiflichllchkdt  oder  grosser  Verblendung. 

Zdlsehr.  Ittr  StaaUir.  IS9S«  U  Heft.  2 
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her  die  Insinuation."  Die  letzteren  Salze  sind  für  die  politische 
Lage  Genua's  in  der  damaligen  Zeil  entsclieidend.  Es  geiit  da-- 
raas  hervor,  dass  im  Jahr  1056  Markgrafen  in  Genua 
placifa  hallen,  d.  h.  Gerichtsbarkeit  ttben,  —  was  je- 
denTalls  die  von  Caiialc  bchauptele  griifliche  Gewalt  dos  Biscliols 
über  die  Stadl  ausschliesst,  —  wätirend  zugleich  die  ganze 
Existenz  unseres  Statuts  zeigt,  dass  diese  Mark-* 
grafen  Genua  gegenüber  eine  Stellung  einnehnea^- 
welche  ihnen  die  Befugniss  gibt,  dem  Gewöhn«^ 
heilsreclii  der  Stadt  ihre  Sanction  zu  ertheilen. 
Und  wäre  auch  unser  Rechtsstatut,  nach  welchem  es  etwas  Ste- 
hendes war,  dass  marchiones  placitum  ad  tenendum  nach  Genua 
kamen,  gar  nicht  vorhanden,  so  lüge  uns  doch  ein  einselner  Fall 
dieser  Art  vor  darin,  dass  derselbe  Albertus  marchio, 
welcher  unser  Rerlitsstatut  gegeben  lial,  im  Jahre  1039  civitate 
Janua  in  via  publica  ipsius  civitatis  ad  singulorvm  hominum 
justitiam  faciendam  ac  deliberandam  zu  Gericht  sitzt  Cftnale 
gesteht  (Ij  54):  „Gewiss  ein  solches  Factum  zerstört  jede  ent- 
gi genstehende  Conjector,  indem  es  zeigt,  dass  im  Schoose  von 
Genua  selbst  ein  feudaler  Gewalthaber  sein  Tribunal  hatte  und 
Recht  sprach  mit  allen  den  friedlichen  Formen,  weiche  das  Reciit 
dazu  präsumiren.^  £r  findet  dieses  Factum,  das  er  aber  nicht 
weglaugnen  kann,  unvereinbar  mit  dem  Privilegium  der  Könige 
Berengar  und  Adelbert  (mit  seiner  Auffassnng  dieses  Privilegiums 
nämlich)  und  mit  der  gräflichen  Gewalt  des  Bischofs  (die  blos 
Canuie  annimmt j,  und  wagt  (I,  284}  die  nachträgliche  Ver- 
mulhungi  der  Markgraf  Albert  habe  vielleicht  aus  besonderem 
Auftrag  des  Bischofs  und  der  Consuln  (?),  nicht  aber  in  Ans^ 
libun*,'  eines  ihm  von  Haus  aus  zustehenden  Rechtes  jenes  pla~ 
citnm  gehalten  Zuzugeben  ist,  dass  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
von  der  Commune  Genua  öfters  fremde  Rechtskundige  (als  be- 
sonders unpartheiisch)  berufen  und  autorisirt  wurden,  in  der 
Stadt  Recht  zu  sprechen  aber  was  hat  diess  mit  den  Mark» 
grafen  zu  schaiTen ,  welche  nach  Genua  zu  kommen  pflegten 

1)  Mob.  bift.  patr.  Chart.  I,  527—529. 

2)  S.  die  Urkunden  bei  Ctuwie  U.  p.  366  t.  und  die  NacbriehteB  bm 
Leo  Geich.  iL  DIL  p«  440. 
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(s.  das  RechUstatuQ,  um  placita  zu  hallen?  Ihre  Berechtigung 
lag  einfach  darin,  dass  sie  die  alte  gangräiliche  Gewalt  ausübten; 
jdenh  an  dem  Namen  Markgrafen  dürfen  wir  uns  nicht  Stessen, 
wissen  wir  ja  doch,  dass  die  feudalen  Machthaber  im  11.  und 
12.  Jahrhunderl  mit  dem  einfachen  Grafenlitel  sich  höchst  seilen 
beg^nügten  und  Markgrafen  damals  wie  Pilze  aus  der  Erde  schös- 
sen Cvgl.  Leo.  II,  137}  und  heisst  doch  der  Sprengel  Genua's 
nach  wie  vor  einfiich  camUttHts  ^3  neben  dem  sellenern  marchia, 
welches  jetzt  seine  Erklärung  darin  findet,  dass  man  Iii  Ohes  tlcm 
Distrikt  sicher  wenigstens  im  11.  Jahrhundert  vorstanden  (s.  oben), 
wie  auch  der  Titel  marchio  in  dem  Rechtsstatut  noch  mit  dem 
Titd  coMt  abwechselt.  Forschen  wir  weiter  dem  Ursprung  die- 
sef  BenScAtigung  zur  gräflichen  Gerichtsbarkeit  nach,  so  finden 
wir  ihn  in  der  königlichen  Vollmacht  dazu.  Das  Königreich  von 
Itaiien  war  aber  damals,  wie  wir  wiesen,  in  den  üänden  der 
.  deutschen  Kaiser. 

Dagegen  sträuben  sich  nun  freilich  die  genuesischen  Ge- 
Schich'tschreiber  mit  aller  Macht,  irgend  eine  Abhängigkeit 
Genüa's  von  den  deutschen  Kaisern  als  Kö nippen  Ita- 
liens anzuerkennen.  Es  ist  das  ein  alter  Streitpunkt  zwischen 
genuesischen  und  deutschen  Publicisten.  Während  die  Herren 
von  Senkenberg  ^}  und  von  Mttnsterer  ^}  im  vorigen  Jahrhundert 
dieselbe  mit  aller  Macht  aufrecht  zu- halten  suchten,  läugneten 
dieselbe  genuesischen  Seils  Borge  und  Camosci  schon  vor  Canale. 
Letzterer  stellt  die  Sätze  auf:  „Genua  und  Venedig  (natürlich 
die  alte  Rivalin  Venedig  darf  nichts  vor  Genua  voraus  haben  Q 
waren  beide  vom  abendländischen  Reich  unabhängig  (1,  lll}^ 
mid  Q,  147)  :  »Genua  gehörte  ni^t  zum  Königreich  Italien  und 
konnte  nidit  regiert  (govertuOa)  werden  von  den  Pfalzrichtem 

1)  ConiitatiiB  Juiaae  in  ehier  Uikand?  von  1002.  Mon.  bist.  patr.  Chart. 
L  p.  350  f.,  comitBlDi  Januemis  in  eioer  Urkunde  von  1033  bei  Munt.  An- 
tich.  Est.  L  p.  98*^100,  Gomitatw  Gennensit  in  einem  Teetanent  vom  Jahr 
lOea  ibid.  p.  345  u.  i.  f. 

3)  Impeiii  f ermanid  juf  ae  potsefiio  in  Geftna  ligitttica  ejiuqoe  ditio« 
nibofl.   Hannoverae  1751.  4. 

3)  Memoire  tonchaiit  la  mpäriorit^  imperiale  sinr  lei  vUles  de  G&nes  et 
de  S.  Remo.  Satiabonne  1768.  6,  ■.  Etm  sur  l'orighie  et  le  progrts  de  la 
prdteiidaa  indöpendance  giooiie.  Ibid.  1769.  8.  n 
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und  Pfalzgrafen ,  welche  jenes  verwalteten  (twminisiriwano).^ 
Wir  werden  später  sehen,  dass  die  Stadt  Genua  auch  zur  Zeit, 

als  sie  sich  zur  freien  Comnmiie  erhoben  halte,  ihre  Abhängig- 
keit vom  deutschen  Kaiser  noch  in  gewissem  Grade  anerkannte. 
Schon  diess  lässt  darauf  schliessen ,  dass  das  noch  viel  mehr  in 
früherer  Zeil  stattfand,  als  die  Stadt  noch  nicht  Commune  war. 
Aber  es  lassen  sich  daftlr  aiich  Beweise  vorbringen.  Dass  einer^^. 
scils  die  Kaiser  sich  als  Herrn  von  Genua  ansahen  ,  gehl  z.  B. 
aus  der  Urkunde  iür  das  Kloster  Boblir  vom  Jahr  972  hervor, 
durch  welche  Kaiser  Otto  I.  dem  genannten  Kloster  den  Eesks 
der  Kirche  S.Pietro,  quae  est  $iia  in  cwitate  Januae,  beslätj%l 
(Hon.  bist.  patr.  Chart.  I.  p.  233).  Andererseits  werden  Ur^ 
künden,  die  in  Genua  ausgeblclll  sind  oder  Genua  betreffen,  mit 
den  Regierungsjahren  der  deutschen  Kaiser  bezeichnet  Obid. 
p.  325.  350.  428  ff.},  und  obgleich  Canale  die  Möglichkeit  davon 
läugnet  (s.  oben),  kommen  doch  in  Genua  kaiserliche  Pfabridi-* 
ter  (jtidices  »acri  palatii)  vor.  Ein  solcher  unterschreibt  ehren 
Schenkuiigsbrief,  der  in  Genua  zur  Zeil  Kaiser  Ollo's  III.  für  das 
dortige  Kloster  S.  Siro  ausgestellt  wird  (_ibid.  p.  325).  Und 
eine  schöne  Anzahl  von  solchen  (einer  davon  heisst  sich  auch 
judex  domini  regis)  umgibt  den  Mi5rkgraf  Albert  in  der  Eigen- 
schaft von  Schöffen  bei  dem  plamtumy  das  er  1039  auf  offener 
Strasse  in  Genua  halt  (ibid.  p.  529),  zum  sichern  Beweis  davon, 
dass  hier  kaiserliches  Gericht  gehalten  wird. 

Also  kaiserliches  Gericht  hielten  diese  Markgrafen  in  Geninu 
Es  lag  darin  noch  ein  Rest  ihres  alten  Beamtencharakters.  Im 
Uebrigen  mögen  sie  allerdings  in  jener  Zeit  mehr  Feudaldynasten 
als  Beamte  gewesen  sein.  Auf  diese  veränderte  Stellung  deutet 
schon  diess  hin,  dass  sie  die  Stadt,  welche  in  karolingischer  Zeit 
den  Mittelpunkt  der  Grafschaft  gebildet  hatte  und  ihr  immer  noch 
den  Namen  gab,  verlassen  hatten  ')  und  wahrscheinlich  auf  ihren 
ländlichen  Besitzungen  und  Burgen  lebten.  Ohne  Zweifel  waren 
sie  in  der  Stadt  für  gewöhnlich  durch  den  ricecomes  vertreten. 
Im  Gegensatz  zu  denen  nämlich,  welche  in  dem  vicecomes  einen 


1)  Wir  können  diess  schliessen  aus  dem  Umstand,  dass  sie  zum  placituin 
nach  Genua  kamen  (s.  ubea). 
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bischöflichen  Beamten  sehen  (so  famt  aaeh  Canale  den  g^enne- 

sischen  auQ ,  hat  Bethmann  -  Hollweg  nachgewiesen ,  dass  er  in 
den  italienischen  Stadien  jene  auch  seinem  Namen  am  Besten 
entsprechende  SieUung  als  Vertreter  des  eames  (marMo  ete.) 
einnahm.  Eine  Bestätigung  dieser  Rolle  des  viceeamet  für  Ge- 
nua scheint  zu  liegen  eineslheils  in  der  Assislenz  des  cicecomes 
Oberlus  bei  dem  Placitum  des  Markgrafen  Albert  1039,  andern- 
theils  in  der  Bestimmung  des  Rechtsstatuts  von  1056,  die  mos- 
iorji  auf  den  Llindereien  der^Genueser  sollen  keine  Abgaben 
entriditen  dürfen  «,fteo  od  marehiones  nee  ad  mceeomites  nee 
ad  aliquem  ilionnn  vussinn."  Eine  weitere  Veränderung  lag 
aber  darin,  dass  in  unserer  i\  riode  die  gräflichen,  markgraflicben, 
henogüchen  Würden  bekanntlich  erblich  geworden  waren.  Wir 
sind  dadurch  von  selbst  aufgefordert ,  zu  ermfttefai ,  welchem 
von  den  oberitalienischen  Dynastengeschlechtern 
unser  Markgra  f  Albert  anofehörte,  von  dem  wir  vor- 
Üllfig  durch  das  Rechtsstatut  v.  .1056  blos  wissen»  dass  sein  Va- 
ter ein  Markgraf  Opizzo  war. 

Ilm  uns  in  dem  Labyrinth  der  italienischen  Geschlechterge- 
schichle  nicht  zu  verirren,  srehen  wir  der  Fährte  nach,  welche 
nui^in  Dekret  des  Hohcnslaufenkaisers  Friedrichs  1.  v.  J.  1164 
W!dbt.  In  deipselben  bestätigt  der  Kaiser  dem  Markgrafen  Opizzo 
M«ln Spina  den  Besitz  von  Allem,,  „^«ae  in  Jamenti  ntarchia 
tel  archiepiscopalu  ejus  rattonahiUter  antecesseres  tisi  sunt 
habere  tarn  in  ci vi  täte  quam  extra  cmn  omnibus  rcyaHbus 
et  eum  omnibus  his  quae  ad  ipsorum  marchiam  pertinere  nos^ 
cmiur  .  •  ; . .  amniaque  regalia  quae  ad  nos  ei  ad  imperium 
pßriiment  tn  supradieHs  emnibus  locis,  (am  in  his  omnihuSf 
quae  antecessores  sui  habuere  aut  ipse  modo  habet  in  J a- 
nma  et  ejus  marchia^  Die  Mark  Genua  in  diesem  Dekret 
n.^erl4üren  =  confine  und  darunter  blos  die  Lunigiana  zu  ver- 
sSä^cjiif  welche  an*s  Genuesische  grUnzt  (Canale  L  p.  53}  hindert 
der  Umstand,  dass  ausdrücklich  im  Dekret  die  Rechte  in  der  Stadt 
einbegriffen  sind.  Diese  Rechte  der  Mark<Trafen  Malaspina  in  der 
Stadt  mögen  damals  allerdings  längst  zu  blossen  Ansprüchen 


1)  Muralori  Anlicb.  Etilensi  I.  p.  161  f.  . 
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heFabgegunken  sein,  rnitdem  die  Stadt  einmal  als  inichtige  Com- 
mune dastand.   Aber  sie  müssen  frOber  eine  Wabrbeit  gewesen 

sein,  denn  das  Dekret  weist  darauf  hin,  dass  schon  die  Vorfahren 
Opizzo  Malaspina's  Rechte  in  der  Uniffebiiner  der  Stadl  nicht  blos, 
sondern  auch  speciell  in  der  Stadl  gehabt  haben  und  zwar  ^re- 
galia,  quae  ad  no$  et  mperivm  ptrtinmH,^  Die  Malaspina's 
aber  ^)  stammen  mit  den  Pallavicini*s  und  Esters  in  direkter  Linie 
ab  *3  von  dem  comes  et  marchio  Adalberfmt,  welcher  am  Ende 
des  9.  JahrhunderU  lebte.  Litta^s  Beirierkung,  dass  die  Mark, 
von  der  er  sich  genannt  habe,  „die  Mark  von  Mailand  gewesen 
sei,  welche  auch  die  Lombardei  und  das  Genuesische  in  sub 
begi  itr  und  wahrscheinlich  den  Namen  Markgrafschait  LigfuriAB 
führte,^  ist  zu  haltlos  und  vag,  als  dass  man  sie  adoptiren  - 
könnte.  Wir  müssen  uns  daran  hallen,  dass  Adalberlus  in  einer 
Bulle  Pabsl  Honorius'  II.  Marchio  Lunensis ,  d.  h.  Markgraf  von 
Luni  ^}  genannt  wird  und  884  das  Kloster  S.  Gaprasio  deir  AsUa 
bei  Lnni  stiftet,  auch  mit  Gütern  ausstattet,  welche  zum  TMi 
„in  finibiis  Luncnsis"'  gelegen  sind  [Mural.  Aulicli.  Est.  1,  210  f. 
218  f.}.  Vielleicht  er  schon,  jedenfalls  aber  seine  nächsten  Nach- 
kommen erwarben  sich  eine  Menge  Besitzungen  in  Ober» 
Mittelitalien,  namentlich  in  der  Lombardei  und  in  Toscana.  Imiiior 
aber  blieb  der  Ausgangs-  und  Mittelpunkt  der  Macht  dieses  Ifaii*> 
ses  die  Limio^iana  (Laiuiscbaft  von  LimiJ,  welche  nördlich  an 
das  Gtnuesisciie  grönzt.  Adalberts  Selm  war  Obertus  I.,  weicher 
als  Pfalzgraf  Kaiser  Olto's  I.  eine  Rolle  spielte,  dessen  Sohn  aber 
Obertus  IL,  Arduins  von  Ivrea  eifriger  Anhänger  und  Schicksals^ 
genösse.  Provana  I.  c.  p.  266  sagt  von  diesem  Obertus  II.: 
„er  war  Graf  der  genuesischen  und  theilweise  auch  der  mailän- 
dischen  Mark  (?)  und  halte  ungeheure  Besitzungen  in  Toscana, 

1)  Codicc  (liplomaliro  der  Malaspinn.    Pisa  1769. 

2)  Ich  habe  über  diese  (jenealogien  verglic  hen  Murnton  Anlicbitä  Estensi, 
Scheid  ürijjines  Gueiphicae ,  Litta  famiglie  celehri  (Este),  Gerini  memorie 
storiche  d  ilhütri  scrittori  e  di  uoinini  insegni  deiia  antica  e  moderoa  Luni- 
giana  (»lassa  1829.  2  Voll.). 

3j  lnni  eine  bedeutende  mittelallerltche  Handelstadt,  welche  nicht  mehr 
existirt:  sie  laj  hei  dem  jetzigen  Sarzana  s.  Provana  studj  critici  sovra  la 
storia  d  lialia  a'  tenjpi  del  re  Ardoino  (Memorie  dell'  Accadcmia  di  Torino. 
Serie  secouda  T.  YII.  1845)  p.  270  f.  ttnd  Serra  I.  c  I,  467^469. 
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Lonigim  und  der  Lombardei.^  Was  uns  hier  speciell  interessirt^ 
ist,  dass  er  994  in  Lavagna  bei  Genua  ein  piacUvm  MU 

(^Mural.  ii).  1.  p.  134).  Auch  seinem  Tode  ging  sein  Stamm  in 
mehrere  Linien  aus  einander  und  seine  ßesitzurigtü  zersplillerlen 
sich  in  viele,  zum  Theil  sehr  kleine  Tlieile.  Wir  verfolgen  diess 
nicht  weiter,  sondern  fassen  nur  in*s  Auge  den  Obertus  qui  et 
Opiz%o  marehio ,  welcher  steh  als  ßlius  banae  memoriae  item 
Oheri'i  sifudiier  marehio  (soll  heissen  marchionis)  in  einer  Te- 
slanientsiirkunde  v.  J.  i060  bezeichnet.  Wahrscheinlich  ist  er 
ein  Sohn  Obertus'  IL  und  nicht  Obertus*  L  (wie  Litta  annimmt). 
Dass  6^  aber  jedenfalls  einen  dieser  Obertus  sum  Vater  hat,  be» 
weist  sein  Testament  selbst  Denn  die  Güter,  ttber  die  er  hier 
dispuiiirt,  lassen  ihn  als  einen  Theilhaber  an  der  reichen  Erb- 
schaft derselben  erkennen  ') ;  sie  liegen  zum  Theil  im  Lünen- 
siscfhen  und  Genuesischen.  Dieser  Opizzo,  wahrscheinlich 
derselbe,'  welcher  eine  Zeitlang  von  K.  Heinrich  IL  gefangen 
gehalten  wurde  ist  nun  der  Grttnder  der  Malaspina'^ 
sehen  Linie,  obgleioli  der  Name  Malaspina  selbst  erst  von 
seinem  Urenkel  Albertus  marehio  lAguriae  angenommen  wird. 
Opizto  ist  aber  auch  der  Vater  des  Markgrafen  Albert, 
welcher  4039  ein  plaeiium  in  Genua  hält  und  1056  jenes  Rechts- 
Statut  lüi  di(?  Geniiosor  festselzt.  Wir  haben  gesehen,-  dass  in 
dem  letzteren  Albert  sich  (iliiis  Opizzonis  heisst  mid  der  Vater 
muss  bei  der  £rtlieiiimg  desselben  anwesend  gedacht  werden; 
deitn  4ie  Worte  am  Schluss:  ^et  cartulam  promtssionu  Ment 
fäm^  praedicti  marehiones^  können  nur  auf  Albert  und  seinen 
Vater  g-ehen.  Ganz  dazu  sliuiuit ,  dass  im  Jahr  1053  Albertui 
ßlius  Opi&zoni  (also  unser  Albert)  gleichfalls  gemeinschaftlich 
lAh  Msnem  Vater  Otberlus  oder  Opizzo  eine  Schenkungsurkunde 
MBsleHt  (hei  MuraL  Anltch.  Est.  L  p.  247).  Da  der  Vater  im 
JWir  1060  (s.  oben)  sein  Testament  machte,  so  ist  wahrschein- 
lich, dass  er  um  diese  Zeit  slarb.    Wirklich  stellt  unser  Alhoi 


11  S.  Hae  Nähere  über  diese  Erbsctiaft  bei  Muralori  AnUcb.  Est,  wo 
auch  diu  hier  ht  «prochene  Testamentsurkunde  (l.  p.  245). 

21  Arnulfi  <:<'sui  archicp.  Mediol.  bei  Pertz  Mon.  X.  p.  11.  vgl.  mU 
Tbieiio.  CfaroD.  ib.  ¥•  p.  836  und  Frovana  am  angef.  Orie  S«  287. 
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1076  und  1077  2  Schenkungsurkunden  ')  als  ßlius  q  uondam 
Obiionis  aus.   Endlich  1097  unterschreibt  er  eine  Urkunde  sei- 
nes Sohnes  Ubertus,  worin  dieser  über  einen  Theil  der  vom 
Vater  ihm  abgetretenen  Gttter  verf&gt  und  welche  beweist,  das« 
Albert  an  jenem  grossen  obertischen  Erbe  gleichfalls  seinen  Theil 
erhallen  halte        Es  ist  diess  dns  letzte  Dokument,  welches  wir 
von  ihm  besitzen.    Aus  Allem  geht  hervor,  dass  um  die  Mitte 
des  11.  .Jahrhunderts  ein  Markgraf  ans  dem  6e* 
schlecht  der  Halaspina  die  gräfliche  Gerichlsbar«- 
keil  in  Genua  ausübte.    Da  der  Vater  cIIüslü  Markgrafen, 
Opizzo,  das  Gewohnheitsrecht  der  Genueser  milsanclionirt ,  so 
muss  auch  er  in  Genua  etwas  zu  sagen  gehabt  haben,  und  man 
sieht  nicht  ab,  warum  nicht  auch  die  VorfSihren  dieser- Malaspimi's, 
von  welchen  gerade  die  Besitzungen  und  Würden  des  Geschlechts 
sich  herleiteten,  die  niachlij^en  Markgrafen  Obertus  jene  Gewalt 
über  und  in  Genua  gehabt  haben  sollen,  da,  wie  gesagt,  damals 
Grafenwarde  und  Grafenrecht  sich  forterbte.   Doch  darttber  lässt 
sich  bei  d^m  Mangel  aller  Quollen  nur  eine  Vermnthung  äussern. 
Wenn  Markgraf  Albert  bis  1097  lebte,  wie  aus  der  letzten  Ur- 
kunde hervorgeht,  so  erlebte  er  die  Erhebung  Genua's  zur  Com- 
mune noch.    Dadurch  ging  jene  gräfliche  Gewalt  der  Familie 
über  Genua  freilich  verloren,  und  der  Opizzo  Malaspina,  welcher 
von  Kaiser  Friedrich  !.  mit  den'  Rechten  sehier  Vorfahren  Ober 
die  Stadl  und  die  Mark  Genua  wiederbelchnt  wurde,  musste  sicJi, 
was  die  Stadl  selbst  belrifll,  gewiss  mit  den  leeren  Ansprüchen 
begnUiTcn.   Ja  er  selbst  wurde  Vasall  des  Erzbischofs  von  Genua, 
sein  Sohn  Moruello  sogar  Vasall  der  Commune  Genua  (OberL 
Cancell.  a.  a.  1172.  Leo  Gesch.  Ital.  II.  p.  i08.  Anm.  120> 
Ein  Wechsel  des  Geschicks,  den  damals  manches  Grafen-,  Pfalz- 
graf(  n-  und  Markgrafengeschlecht  erfahren  musste.   Dass  ihn 
die  Malaspina's  mit  Ungeduld  ertrugen,  beweisen  die  vielen  Kümpfe 
dieses  Geschlechts  mit  der  Stadt. 


1)  Mon.  bist.  palr.  Chart.  I,  653—655. 

2)  Muratori  Anlich.  Estensi  I.  p.  251  f. 
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tana  al8  Comie  uter  OoBinbL 

Nach  dem  Bisherigen  muss  es  wohl  aufgegeben  werden, 
die  Erhebung  6enua*s  zur  Commune,  welche,  wie  wir  sehen 
werden,  ge^en  Ende  (Ivs  ii.  Jnlirhundorts  erfolgte,  als  eine 
Wiederbelebung  des,  wenn  auch  unscheinbar,  doch  in  der  Haupt« 
Sache  unversehrt  fortexistirenden  römischen  Municipiums  anzu- 
sehen; sie  ist  vielmehr  etwas  wesentlich  Neues.  In  der  Regel 
Ist  nun  die  Erhebung  der  ifalienischen  Städte  zur  Selbstregierung 
dadurch  bezeichnet,  dass  Consuln  an  die  Spitze  derselben  treten. 
Die  aiiesien  urkundlich  sicher  erweislichen  frei  gewählten  Con- 
suln an  der  Spitze  eines  Gemeinwesens  des  Hittelalters  finden 
sich  in  dem  Castrum  Blandrale  Im  Jahr  1093  Man  zieht  da- 
raus den  nicht  ganz  unwahrscheinlichen  Schluss,  dass  in  Mailand, 
von  welchem  dieses  Blandrale  al>hangig  war,  das  Consulat  schon 
vor  1093  erriclitet  wurde  (mailändische  Quellen  erwähnen  mit 
Sicherheit  erst  1107  Consuln  in  dieser  Stadt^  ,  und  Karl  Hegel 
findet  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  der  Name  Consuln  für  die 
st&dtische  Obrigkeit  in  der  freien  Verfassung  der  Commune  zuerst 
in  Mailand  gebraucht  wurde.  Es  wird  sich  hierüber  nichts  Be- 
stimmtes ausmachen  lassen.  Nur  ganz  wenige  Städte  haben  das 
Consulat,  folglich  Communalverfassung  vor  Anfang  des  12.  Jahr- 
hunderts: ausser  Mailand  (?)  und  Blandrale  noch  Pisa  (?  1094 
AsU  (1098  3)  und  unser  Genua. 

Wenn  man  auf  so  verdächtige  Uueilen,  wie  Cicala  und 
Roccatagliata ,  die  übrigens  unter  dem  entschieden  Falschen 
auch  manches  Probehaltige  zu  enthalten  scheinen  sich  verlas- 
sen kannte,  so  hätten  wir  Dokumente  für  das  Bestehen  des  Con- 

1)  S.  die  gebr  merkw&rdige  Urkunde  nr.  423  in  Mon.  hlil.  petr.  Charl» 

I.  p.  708  f 

2)  Nach  Muratori  Antiq.  Ital.  III.  p.  1100  f.  Canale  I.  p.  276. 

3 )  S.  die  Urkunde  bei  Duranili  Memorie  deir  Accademia  di  Toriao  T.  XI. 
p.  17  f.    Cibrario  atoria  della  monarchia  di  Savoia  I.  p.  171  f. 

4)  JBine  genaue  Kritik  dieser  Sammlitngen  wäre  ein  Yerdienatvollea  Un- 
ternehmen,  daa  tber  blof  in  Genna  aelhit  auifeliiirt  werden  könnte. 
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sulals  in  Genua  schon  aus  den  Jahren  1039,  1056  und  1080, 
wie  Raggio  in  den  Erläuterungen  zu  dem  unten  näher  zu  er- 
wähnenden Statu!  des  Gonsulats  vom  Jahr  1143  mittheilt  Im 
Jahr  1039  sollen  sich  in  einer  Urkunde  mehrere  Richter  finden, 

darunter  ^Villtelmo  consule  e  giudire  del  signor  re"*  und  .Jterio 
Comuie  e  Giudice  del  sacro  palazzor  Die  liier  geiiitiuie  Ur- 
kunde ist  ohne  Zweifel  eine  und  dieselbe  mit  derjenigen,  welche 
bei  dem  placttum  des  Markgrafen  Albert  von  dem  Jahr  1039 
eufgesetzt  wurde,  jedenfalls  sind  die  genannten  Vtllieimo  utid 
Iterio  idriiljM  h  iiat  den  Vmlicluius  judex  dom'ini  regis  und  Ilerivs 
judex  savn  pahit'ti ,  welciie  bei  dem  Placituiii  unterschreiben. 
In  .der  achten  Urkunde  dieses  Placilums  (Mon.  hisl.  patr.  Chart. 
L  p.  5293  führen  sie  den  Consulslitei  nichl,  ein  Falsarius  hat 
Ihn  liA  Mscr.  Cicala  eingeschwSrzt ;  wenn  er  je  ächl  w8re,  so 
könnte  hii  1  Consul  blos  Ehiciiliiel  sein,  nicht  die  Würde  des 
MagisUaU  euK M  ireien  Stadl  bezeichnen,  weiche  sieh  mit  det  eines 
kaiserlichen  Pfalzrichters  nicht  wohl  vertragen  würde,  hn  J.  1056 
sollen  mehrere  namentlich  genannte  Consuln  in  der  Kirche  S.  Siro 
die  Bestimmung  ^retroffen  haben,  dnss  die  genuesischen  Schi^Te, 
weklic  iitit  Salz  von  Sardinien  kuiunien,  einen  Theil  davon  als 
Abgabe  zahlen  C<^'i^"«l<^'  ^-  P-  67  oiine  Angahe  der  OuelleJ.  Aber 
eben  in  dieses  selbe  Jahr  fällt  das  Rechtsstatiil  Markgraf  Alberts» 
weldies  uns  Genua  in  einem  ganz  andern  politischen  Zustand 
als  in  dem  der  Selbslregierung  zciiil ;  l'olglich  ist  entweder  diese 
Liluiniie  unterschoben,  o(l(?r  sind  die  Consuln  wenigstens  keine 
Genieindeconsuin.  Im  Jahr  tO^^Ü  werden  (naeii  Cicala,  Rocca*- 
U^liata^  Giustinianij  4  Consuln,  Rectoren  und  Gerichlsherrn  der 
$tadt  eirwähnt ,  aber  die  Urkunde ,  in  welcher  diess  geschieht^ 
wird  nach  Spotorno's  Angabe  CAnmcrk.  zu  GiusUniani  11.  p.  712) 
für  minriit  «erhalten,  die  Sache  seihst  sei  zwar  durchaus  richtig, 
aber  die  Jahrzahl  falsch,  gesteht  Spotorno  selbst.  Somit  ist  für 
die  Zeitbestimmung  des  Anfangs  des  Gonsulats  diese  Urkunde 
nicht  zu  gebrauchen.  Sicher  haben  wir  Consuln  in  6e<^ 
nua  im  Jahr  1099,  oder,  je  nachdem  man  rechnet, 
1098.  Ueiin  dafür  ist  der  Chroutsl  Caliatu  ein  unlrüglicher  Gc- 
währsmami  (s.  den  Eingang  seiner  Annalen).  Es  ersciieinl 
tkbrigens  wahrscheinlich,  dass  CaiTaro  nicht  den  ersten  Anümg 
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des  Consulats  in  Genua  meldet,  dass  dasselbe  somit  alter  ist  und 
Canale*8  Meinung,  Genna  habe  vor  allen  andern  Siüdten  Consnln 
gehabt,  mg  ihm  immerhin  unbenommen  bleiben,  nur  soll  er 

nicht  glauben,  sie  bewiesen  zu  haben  (IV,  5883. 

Wäre  das  Fortbestehen  des  altrömischen  Municipiums  in 
Genua  irgend  zu  erweisen .  so  Hesse  sich  die  Savigny'sche  An- 
sieht ,  nacb  weicher  die  Consuln  der  mittelalterlichen  Communen 
die  unmittelbaren  Nachfolger  der  alten  Duumviri  des  Municipiums 
sind,  auch  auf  Genua  anw  enden,  wie  Raggie  thul  (a.  a.  0.  S.  262). 
Da  aber  diess  nicht  ist,  so  müssen  wir  uns  nach  einer  andern 
Erklärung  dieser  Institution  umsehen.  Canale  im  Zusammenhang 
mit  seiner  Ansicht,  dass  die  Commune  sich  herausgebildet  habe 
ans  der  bischöflichen  Sehulzherrschaft  Uber  die  Stadt,  versucht 
eine  andere  Erklärung.  Im  Jahr  1052  nämlich  iiberla'ssl  der 
Bischof  Oberlus.Yon  Genua  ihm  zustehende  Zehenten  der  Kirche 
.  S.  Sirp;  als  anwesend  bei  diesem  Schenkungsact  werden  Mos 
Klerikei'  aufgeführt,  der  Notar  aber  stellt  die  Urkunde  aus 
yfPraecepto  suprascripforum  consulvm.^  Diess  mnss  sich,  da 
keine  andern  Zeugen  votkoinmen,  auf  die  genannten  Kltuker 
beziehen.  Daraus  glaubt  nun  Canale  .schliessen  zu  kOnneu,  dass 
die  Consuln  anfangs  nichts  als  Scabinen  des  Bischöfe  gewesen 
seien,  somit  das  Gonsulat  unmillelbar  aus  dem  bischöflichen  Re- 
giment hervorgewachsen  sei.  Allerdings  Icommt  consvl  (vgl. 
consfilere)  in  der  Bedeutung  Ralhinann .  SchöHe  vor  z.  B.  Pertz 
Mon.  Y.  p.  207,  wo  auch  Wilmans  (^Ütlo  3.  p.  Hb)  so  übersetzt. 
Aber  sehr  häufig  ist  es  auch  blosser  Ehrentitel.  Nehmen  wir 
aber  auch  Consul  hier  in  der  ersteren  Bedeutung,  so  ist  doch 
ein  Zusammenhang  zwischen  diesen  Geistlichen,  welche  ohnediess 
consules  —  Schöffen  blos  in  dem  Moment  heissen,  wo  sie  in 
der  Rathsversammiung  des  Bischofs  sitzen,  sonst  nie,  und  den 
Gemeittdeconsuln  so  ohne  alle  geschichtliche  Analogie,  dass  wir 
denselben  nicbt  so  ohne  Weiteres  annehmen  dflrfen.  Man  be-' 
darf  überhaupt  für  die  Erklärung  des  Gemeindeconsulats  keiner 
historischen  Anknüpfungen.  Wir  werden  dasselbe  auch  bei  Ge- 
nua wie  bei  andern  italienischen  Städten  mit  Belhmann-Uollweg 
als  eine  zugleich  mit  d^  städtischen  Freiheit  entstandene  Insti-^ 
totion  betradilen  dflrfen^  Seine  Entstehmig  Ist  das  Werk  euier 
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mehr  oder  minder  gewaltsamen  Erbebung  der  Bürger  der  Stadt 
zur  Selbstregierung. 

Was  eine  solche  Communalerhebuiig  in  Genua  begünstigte 
und  vorbereitete I  war  einmal  der  kriegerische  Geist,  welcher 
durch  die  Kriege  mit  den  Saracenen  auf  Corsika-  und  Sardinien 
fiühzeilig  in  den  Genuesern  erwatlite,  und  der  durch  Handel 
erworbene  Reichthum,  dann  die  Entfernung  der  Markgrafen  aus 
der  Stadt,  endlich  der  Genuss  alter  »guter  Gewohnheiten^,  welche 
die  persönliche  Freiheit  beförderten,  die  öffentlichen  Leistungen 
beschränkten,  die  freie  Verfügung  Über  das  Eigenthum  begün- 
stigten. Das  Rechlsslatut  des  M;irkgrafen  Alberl,  welches  uns 
mit  diesen  consuetudines  bekannt  macht,  lässt  uns  eben  auch 
einen  kleinen  Anfang  municipaler  Gestaltung  erkennen.  Wir 
wissen  nfimlich,  dass  die  Schöffen  (Scabinen)  in  Italien  hSufig 
judiees  eivifoHs  genannt  werden  und  dass  letzterer  Name  mit 
der  Zeit  den  ersleren  vi  idninfft;  wir  wissen  ferner,  dnss  diese 
„städtischen  Richter^  die  Kenntniss  der  bürgerlichen  Gewohn- 
heitsrechte fortpflanzen,  über  ihrer  Erhaltung  wachen  und  in 
gewissem  Grade  Vertreter  der  Bürgerschaft  im  öffentlichen  Leben 
sind  Wenn  wir  nun  die  Worte  des  obengenannten  Redits- 
Statuts  am  Schluss:  ^carlulam  /jromissionis  dehent  facere  prae- 
dicti  marchiones  de  consuetudine  et  praecepto  Januensiutn, 
q ualit er  ju.de X  Januentivm  laudaverit*^  genauer  in's 
Auge  fassen,  so  begegnen  whr  hier  einem  solchen  judex  ci- 
eifatis  In  der  Eigenschaft  eines  Gewährsmanns 
für  den  Inhalt  des  genuesischen  Gewohnheits- 
rechts gegenüber  den  Markgrafen,  also  in  einer 
gewissen  repräsentativen  Stellung.  Immerhin  war  aber 
von  da  noch  ein  guter  Schritt  zur  Erlangung  municipaler  Selbst- 
regierung. 

Den  g-eschichllichen  Hergang  der  Erringuiig  der  Municipal- 
freiheit  kennen  wir  bei  Genua  nicht.  Was  die  Basis  derselben 
während  ihres  Bestehens  war,  das  wird  ihr  auch  den  Ursprung 
gegeben  haben,  die  Association  der  Bürger.  Die  Ein- 

1)  Vgl.  amser  den  Werken  von  Karl  Heget  und  BeUimann- Holl  weg 
Gioi.  Rorelli,  sloria  dl  Como  P.  H.  p.  LXXXV.«  Provana  Jindj  I.  c.  Einl.  n. 
die  dort  dtirten  Urkunden  von  Otto  DL  und  Ardnin  v.  Ivrea, 
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gangszeilen  des  CaCFaro,  welche  uns  den  crslen  Bericht  über 
das  CoDSulat  in  Genua  geben,  lauten  so;  1h  cicitate  Januensium 
eamj^gnia  tnum  annorwn  et  sex  eaneuhm  incoepia  (mit  Ww 
verstehen  wir  unter  dieser  Gompagnia  oder  wie  sonst  geschrieben 
wird  (  ompogna,  welche  als  die  Trägerin  des  Consiilals  erscheint  ? 
Das  Wort  Compagnia  oder  Compagna  erscheiiU  iti  den  Annalen 
und  in  den  Urkunden  der  Stadl  Genua  in  sehr  verschiedenen 
Bedeotungen,  die  sich  im  Grunde  auf  drei  redociren :  1}  Soidalen- 
abdieHMlg;  'Fihnlein,  2)  Stadtqiiartier,  3)  bürgerliche  oder  po^ 
lilische  Association  (auch  deren  Dauer,  der^n  Umfang,  deren 
Statut  wird  mit  dem  Wort  liezeichaet  Weder  die  Soldaten- 
compagnien  noch  die  8  Stadtquartiere,  welche  auch  Compagnieo 
hebseii<1(%re  Namen  s.  bei  Caffaro  a.  a.  lldO  u.  1134),  kommeo 
hier  in  Betracht  Die  Gompagna,  von  der  Caffiiro  in  der  obigen  Stelle 
spricht,  ist  eine  Bürgerverbindung  mit  politischen  Zwecken  lieber 
das  bürgerliche  Associationswesen  in  dem  damaligen  Genua  hat 
nun  Heinrich  Leo  (Geschichte  Italiens  II,  82  f.}  sich  folgende 
^schaoung  gebildet:  «Nach  dem  Zurfickireten  des  Unlerschledes 
Slamrothttmlicher  Abstammung  ward  die  ganze  BOrgerschafI  6e* 
nua*s  in  Compagnien,  Genossenschaften  getheilt.  Diese  Com- 
pagnien bildeten  die  politische  Gruudeintheilung  der  Bürgerschaft 
des  gennesischen  Staates.  Sie  waren  Eidgenossenschaften  und 
Keiner  konnte  genuesischer  Bürger  sein,  der  nicht  den  Eid  in 
einer  Compagnie  geleistet  hatte.  Den  Zutritt  zu  den  öffentlichen 
Aemteni  ocwahrle  nur  die  Tiieilnahme  an  den  Compagnien.  Sie 
waren  Gesammlbürgscbaften  u.  s.  w.^  Hätte  Leo  statt  dessen 
gesagt:  „die  Bürgerschaft  Genua's  bildete  eine .  Compagnie»^ 
kütte  er  dieser  Einen  Compagnie  dann  jene  Prädikate  gegeben, 
sie  sei  eine  Eidgenossenschaft,  eine  Gesammtbttrgschaft,  die 
Grundlage  des  genuesischen  Staats  gewesen,  hätte  er  endlich 
die  Entstehung  derselben  in  das  Ende  des  11.  Jahrhunderts  ge* 
setzt  >  so  hätte  er  das  Richtige  getroffen.  So  aber  begeht  er 
eine  grosse  Verwechslung,  wie-  uns  folgende  Worte  seigeli: 
„Früher  waren  vielleicht  6  solcher  Compagnien,  (?}  hernach 

1)  S.  Raggio  I.  c.  p.  357.  358. 

2)  Gau  fehl  gebt  Vincens  (I,  37.  77) ,  wenn  er  toii  eiaev  Htndela* 
kompagme  und  deren  Actienlren  ipridill 
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gewiss  7 ;  im  Jahr  nachdem  die  Consuln  in  3  de  communi  und 
3  de  plaeiiis  getheiU  waren ,  ward  eine  8le  Compapiie  limzii- 
gefttgt,^  Leo  folgt  hier  dm  Caffaro,  dieser  aber  spricht  in  den 
Stellen,  welche  Leo  im  Auge  bat,  von  den  Sladtquartieren ,  Leo 
glaubt,  es  sei  von  Coinpagnien  in  der  Bedeutung  freier  Asso- 
ciationen die  Rede  und  wird  so  verleilet ,  überhaupt  von  Com- 
pagnien  in  der  Mehrzahl  za  sprechen  als  von.  verschiedenen 
neben  emander  bestehenden  Gesamnitbttrgschaften,  in  welche 
sich  die  Genueser  bleibend  gelheiU  hiitten        In  demselben  Irr- 
thum und  in  derselben  Verwechslung  bewegt  sich  Canale  (I,  95. 
96.  273^275}.   Wollen  wir  uns  ein  richtiges  Bild  von  der  Or- 
ganisation machen,  welche  die  Bürgerschaft  Genua's  zur  Zeit  der 
Communalerhebnng  sich  gab  und  ab  Grundlage  der  Gommonal- 
Verfassung  bewahrte  —  vorher  ist  überhaupt  von  keiner  Qom- 


1)  In  diesem  Irrthurn  bestärkt  ihn  eine  Stelle  des  Bartholomäus  Scriba, 
welche  freih'ch  Zustände  des  13ten  Jahrhunderts  schildert,  aber  nach  Leo's 
Angabe  für  die  ältere  genuesische  Verfassung  höchst  wichtig  sein  soll.  Sii^ 
lautet:  „quam  autem  plures  commuiiitates  et  compagniae  dicerentur  esse  in 
Januensi  civilate  et  diulius  viguisse,  complures  IXobües,  qui  non  erant  in 
ipsis  conipagniis,  prout  eis  videbatur,  honores  assequi  non  polerant ,  ut  de- 
bebant,  rec  ad  communis  officia  vocabantur  etc.**  und  gibt  die  Yernnlnssung 
der  Verschwörung  des  ^^  ilhelm  von  Mari  im  Jahr  1227  an.  Jeder  aber, 
der  die  Geschichte  dieser  Verschwörung:  mit  Aufnierksaniki  it  liest,  findet, 
das»  in  jener  Stt  llc  nicht  von  Associationen  die  Hedf  isi,  welche  die  blei- 
bende Grundemtheiiung  der  Börgerschafl  bildeten,  sondern  von  damals  im 
Jahr  1227  schon  einige  Zeit  her  bestehenden ,  nicht  an's  helle  Tageslicht 
sich  wagenden  (dicerentur)  Factionen  (comniunitates  et  compagni.ie ),  welche 
mit  Erfolg  daruiif  aus<jiingen,  unter  Ausschliessung  Antlerer  die  Staatsämter 
aus  ihrer  Milte  zu  besetzen,  gegen  welche  aber  nun  ^^'llheIlll  von  Mari  uud 
seine  Genossen  eine  andere  compagnia  sive  conjuratio  bildeten;  der  damals 
über  die  Stadt  gebietende  Podesla  cassirt  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
und  der  öffentlichen  Ruhe  alle  diese  compagniae.  Hier  ist  also  compagnia 
—  conjuratio  gebmucht.  Ebenso  kommt  es  vor  im  Statut  v.  Pisloja  (iVIurat. 
Aiitiq  IV),  wo  die  städtischen  Beamten  und  ihre  Wähler  schwören  müssen, 
nicht  in  einer  compagnia  zu  sein,  ferner  in  dem  Vertrag  König  Heinrichs  VI. 
mit  Siena,  dessen  Bürgern  verboten  wird -conjurationem  vel  compagniam  %a 
machen  (Fertz  Legg.  II,  p.  182);  endlich  bestanden  um  die  Mitte  des  12tea 
Jahrhanderts  conventus  quos  compagnias  vocant,  welche  Innocenz  II.  unter- 
drückt wissen  will  (Hüllmaiui^  Stidteweteu  UI|  20.  R«yiioiMrdf  firaniteifciioi 
Mnnidpalrechi  IL  p.  235). 
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paofna  die  Hede  — ,  so  dürfen   wir  diese  Bürgerschafl  nicht  in 
verschiedene  politische  Associationen  gelheill  denken:  es  be- 
stand blos  Eine  slaallicbe  Association  unter  den 
Bürgern,  die  sieb  nur  von  Zeit  xu  Zeit  immer  wie- 
der erneuerte,  die  compagna       Sie  ist,  um  ihr  Wesen 
kurz  zusammenzufassen,  eine  geschworene  E  in  ig*«  ng  der 
Bürger  Genua's  zu  einer  politischen  Corporation, 
deren  Mitglieder  zu  gegenseitiger  Hülfe  und  ge- 
meineefaeftiicher  Vertheidigung  der  stfidtischen 
und  persönlichen  Freiheit  sich  verpflichtet  haben 
und  welche  sich  durch  selbslgewählle  Consuln  au- 
tonofflisoh  regiert.    Wir  erkennen  die  Zwecke  der  Coa^ 
pagnä'  am  Besten  aus  den  Gapitoli  delia  Compagna  di  Gencva 
vom  Jftbr  if61,  welche  Gibrario      herausgegeben  hat.   Bs  ist 
in  denselben  der  Eid  enthalten,  den  im  Jahr  1161  Jedes  Mitglied 
der  compagna  schwor.    Die  Mitglieder  schwüren ,  sich  unter 
einander  nicht  anzugreifen,  zu  verwunden  oder  zu  beschädigen 
(p.  317.  318},  vielmehr  einander  gegen  feindliche  Angriffe  zu 
schützen  und  zu  helfen,  den  Feinden  der  Compagna  keinen  Vor- 
schob zu  leisten  (p.  316  f.),  den  merkatUilen  Vortheil  Genua 's 
zu  wahren,  das  Parlament  zu  besuchen,  wenn  sie  irgend  können, 
den  Befehlen  der  Consuln  im  Krieg  und  im  Friede  Folge  zu 
leisten ,  in-  ihrem  Gericht  nach  bestem  Gewissen  ihr  Urtheil  ab- 
zugeben, die  uiijgelügten  Abgaben   unweigerlich   zu  bezahlen, 
gegen  das  Gonsulat  und  die  Compagna  nicht  zu  conspiriren  oder 
sich  mit  den  Waffen  in  der  Hand  gegen  sie  zu  erheben.  Die 
Compagna  nmfasste  nicht  alle  Einwohner  der  Stadt.  Es  wird 
vielmehr  in  den  gleich  zu  erwähnenden  Statuta  Consulatus  deut- 
lich unterschieden  zwischen  der  compagna  und  der  civitas  oder 
dem  commune  cwiiatm  {%.  ß.  Cp.  5.  7.  35.  563,       ®s  wird 
(Cp.  153  der  Fall  gesetzt^  dass  ein  Bewohner  der  ctot^os,  des 
bur^um  oder  des  cctstrum  ein  Mitglied  der  compagna  anfalle. 
Wirkliche  Mitglieder  der  Compagna  konnten  nämlich  blos  solche 
sein,  weiche  auch  fähig  waren,  mit  den  Waüea  in  der  Hand  die 


1)  S.  Seite  656.  Amu,  1. 

2)  Stori«  della  moaarchia  di  Savoia,  Appead.  p.  315  ü. 


Digitized  by  Google 


YerüuMimgagescIiichte  Geaua'i 


Interessen  der  Gompagna  zu  verfechten.    Ein  Kleriker  konnte 
Amts  halber»  ein  Minderjähriger  und  ein  Greis  Alters  halber  die- 
ser Anforderung  idchl  nachkommen;  sie  wurden  nicht  Mitglteder, 
genossen  aber  den  Schutz  der  Compagna.   Ueberiiaupt  wird  von 
solchen  gesprochen,  welche  zum  Eintritt  in  die  Conipagna  nicht 
tauglich  befunden  und  daher  auch  nicht  in  dieselbe  berufen  wer- 
den (Statuta  consulatos  Cp.  10).  Jeden  aber,  der  nur  irgend 
tauglich  war,  suchte  die  Compagna  Eum  Mitglied  zu  acquiriren, 
und  wir  finden,  dass  sie  eiirig  und  gewaltsam  sich  auszubreiten 
strebt.    Jedes  Mitglied  schwor  (wenigstens  im  Jahr  1161),  wenn 
es  Binen  in  dem  Alter  von  16  bis  70  Jahren  wttaate  der 
noch  nicht  zur  compagna  gehörte,  aber  dazu  tauglich  wäre^ 
diesen  den  Consoln  anzugeben.   Die  Consuln  riefen  auf  solche 
Angaben  hin  oder  auch  von  selbst  die,  die  sie  in's  Auge  ge- 
fasst  hatten,  auf  und  luden  sie  zum  Beitritt  ein.    Wehe  dem,  der 
dann  nicht  innerhalb  40  Tagen  eintrat!   Er  genoss  fortan  nicht 
den  Rechtsschutz  der  Compagna,  seine  Klagen  worden  von  den 
Consuln  nicht  gehurt,  kein  Compiigna-Mitnlicd  durfte  ihm  helfen, 
wenn  er  mit  einem  andern  Mitglied  Streit  hatte,  keines  durfte 
ihn  oder  seine  Sachen  über  Meier  führen  oder  auch  nur  mit  ihm 
auf  demsdben  Schiffe  fahren;  dass  er  unter  solchen  Umstilndea 
kein  öffentliches  Amt  erhallen  konnte,  war  ohnediess  klar;  er 
hatte  überhaupt  mit  der  Compagna  nur  dann  eine  Berührung, 
wenn  er  als  Angeklagter  vor  ihr  Gericht  kam  (Statuta  consu- 
latus  €ap.  13.  vgl  mit  Capitoli  v.  J.  1161  p.  317  Cibr.)  ^> 
Diese  gewaltsame  mit  terroristischen  Maassregeln  verbundene 
Propaganda  zeigt,  wie  energisch  die  Bürgerschaft  gegen  reactio- 
näre  (feudalistische)  oder  sonderbundlerische  Elemente  in  der 

1}  Daraus  geht  hervor,  dsas  mao  Jünglinge  untor  16  und  Männer  über 
70  Jahren  nidii  Mufnnhni. 

2)  I);i?sell)<'  luitte  zu  befahren,  wer  aus  der  Compagna  austrat.  Im  Jahr 
1162  kam  ul  iif;!  ns  der  Fall  vor,  dass  die  Glieder  einer  mächtigen  Farlhei, 
welclic  sich  |^egc  ri  den  einflussroicheii  PhiUppu«  de  Lainberto  verschworen 
halte,  für  den  Fall,  dass  dieser  geg«ii  ihren  WiHen  zu  einem  öfifentUcheo 
Amt  erwählt  wurde,  die  Ermächtigung  erhielten,  aus  der  Compagna  mmw 
treten,  ohne  von  den  obengenannten  Nachtheilen  betroffen  tu  werden  (s.  das 
sehr  interessante  Document  in  der  aenen  Aaigabe  dea  Caliua  p.  120  auf 
dem  liber  jorinai  toi  dl). 
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Stadt  einscbritr.  Wir  sel^^n  aber  aus  dem  Bisherigen:  es  gab 
auch  Bewohner  Genua's,  welche  zur  Compagna  entweder  nicht 
beitrelc»  Imatoii,  weil  sie  die  Erfordernisse  dazu  nichi  besassen, 
oder  litoht^  beitreten  wollten,  sei  es,  dass  sie  freiheilsfeindUch 

oder  sondei  hinidlerisch  gegen  dieselbe   sich   abschlössen.  Da 
aber  die  compagna  diejenige  Curpuralion  war,  weiche  die  Ircie 
BttrgOfSohKft  reprüsenlirte ,  die  VoUbürgergilde,  um  mich  dieses 
mm  4im  iteotschen  Städleleben*  hergenommenen  Ausdrucks  zu 
bedienen,  so  konnte  die  compagna  politisch  betrachtet  sich  mit 
der  Sladl  (cirUas)  idijaUÜciren,  obgleich  ihr  iiichl  alle  lii;u  uhuer 
derseU^ef^ »^lAgehörieii.    Die  compagna   heisst  desswegcn  com" 
pagm^  ißmmim^*   Sie  ist  die  Trägeria  aller  der  Institutionen, 
.weklier4je  Coromunalverfassung  mit  sich  brachte.   Die  Consuln 
der  Coiiipiiiina  lii'i>SL'ii  und  sind  consules  pro  communis  consuks 
reipuf^^tCt^^ i  sie  erlassen  polizeiliche,   coiuiiiercielle  u.  a.  Ver- 
flkgQiig^jt  weiche  für  alle  Sladlbewobner  bindend  (Cp.  31)  und 
Äfttal  gmen  Umkreis  der  Stadt  gültig  sind  (Cp.  51.  59  IT.), 
weisen  JH18  der  Stadt  aus  (Cp.  30.  49)  u.  s.  w.   Ja  ihre  Macht 
erstreckt  sich  nicht  blos  aui  die  Sladl  selbst,   sondern  aucii  auf 
den  Stadtdistrikt  (tibef  dessen  Granzen  s.  liaggio  und  Canale  1. 
pi.S^.>24ä},  —  Was  endlich  die  Zeitdauer  der  Compagna  be- 
trifft^  «erfinden  wir,  dass  diese  Association  immer  nur  auf  kurze 
Ziil  <resclilossen  wurde,  auf  1,  3,  4  Jahre;  war  dieser  Zeitraum 
(„die^e  compayim" )  vuiuber,   so  wurde  wieder  eine  neue  be- 
s^lliKfmi.       £s,iässt  sich  denken,  dass  die  Mitglieder  der 
WßKVi  cmpo^lß^  im .  Wesentlichen  wieder  die  der  vorhergehen'» 
den-vrarea   Aber  die  Beislimmungen  der  Verpflichtungsurkundo 
(biepe).  welche  von  den  Mile^liedern  besciiworen  werden  musste, 
wechseilen,  von  den  Irulieren  kutmleu  einzelne  ausgelassen,  neue 
emgeschallet  werden.    Wir  besitzen  zwar  bios  Eine  Probe  sol- 
i^b^  fiidfotmu^       aber  eben  dieses  Formular  vom  Jahr  1161 

1)  Wenn  also  1157  der  Graf  von  Ventimiglia  die  ErklSrung  abgibt 
(l'rk.  in  dir  neuen  Ausg.  des  Caffaro  p.  143):  tenebor  tacrameDlo  bujat 
novHe  cüinp;ii;[ije  et  aliarum  compagnaruiD  Januae,  alcut  in  brevi  (Statut) 
ipsururii  «  ontiiicljiuir,  so  smd  (lainit  nicht  mehrere  Dcbeo  einander  besteheode, 
sondern  in  der  Zeil  aut  t aiunderfolgende  Compagnen  gemeint,  wie  schon 
d&s  Futurum  coutincl'itur  zeigt. 

Zeiticbr.  fiur  iju«uw.  ISU  u  Heti.  3 
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beweist  durch  die  zum  Theil  ganz  speciellen  auf  den  damaligen 
Consul  Piiilipp  de  Lamberto  sich  bezieheaden  BesÜnmungen, 
daas  es  blos  Air  diese  £ine  Compagna  galt.  Immeriim  aber  wM 
man  sagen  k(innenr  es  war  eigentlich  dieselbe  Compagna,  die 
sich  immer  wieder  erneuerte,  nur  da^s  die  Bedingungen  des 
Gesellst haftsverlrags  wechseilen. 

Wenn  wir  die  Verfassungen  der  italienisohen  Städte  im  Mit- 
telalter überschauen  t  so  finden  wir  diese  Inslitiitlon  der  Cooh 
piigna  nirgends  ausser  in  Genna  nnd  den  übrigen  lignrfschen 
Slcidti  n  (^Savona,  Albenga,  S.  Remo,  Lavagna,  Seslri  etc.),  anf 
welche  sich  dieselbe  von  Genua  aus  entweder  durch  direkte 
VerpQanzung  oder  durch  Nachahmnng  des  von  CSenoa  gegebenen 
Beispiels  ausgedehnt  bat  Wliren  in  Genua  nicht  so  wenig  ger- 
manische Elemente  eingedrungren ,  so  wftre  man  fast  versucht, 
derselben  deülschen  Ursprung  zu  vindiciren.  Denn  nichls  hat 
mit  derselben  mehr  Aehnlichkeit  als  die  Bürgergilden 
welche,  entschieden  germanischer  Herkunft,  in  einigen  deutschen 
Stadien,  besonders  aber  in  FJandem,  Nordfrankrieich  und  Eng^ 
land  sich  bildeten  und  unter  dem  Namen  Gilden,  Vroedsknppen, 
amkit'a,  pnx ,  conjuratia,  communio  eine  so  grosse  Rolle  in 
den  Coiumunalbewcgungen  des  nördlichen  Europa  spielen  ^j* 
Auch  sie  waren  geschworene  Einigungen:  wie  man  in  Genna 
die  Compagna  beschwor,  so  beschwor  man  s.  B,  in  Soissons  ^} 
die  communia  (compagnam,  communiam  jurare).  Auch  bei  ih- 
nen ist  der  Hauptzweck  der  Association  d.e  gegenseitige  Hülfe- 
leislung,  das  Zusammeahallen  gegen  Feinde,  die  gemeinsame 
Aufrechlhaltong  der  erworbenen  oder  firringung  neuer  Freihelten 
(s.  die  ^paw  amieUiae*^  von  Aure,  die  Charten  von  Touniay, 


1)  Dem  gefehrten  .Vorfaifer  der  EcoBonia  del  medio  evo,  i.  Cibrario« 
Ut  Bichl  entgangen ,  dass  die  genneiiicbe  Cenpagm  wetealUcb  eine'  Gilde 
ist  (S.  I,  98  r.  2te  Anig.). 

2)  "Vgl.  darüber  WUda  dia  OOdeDweaea  dea  Miltelalteii,  W^kltaiig 
flaadritche  und  desselben  franaOsiscbe  Recbtsgeschichte,  Ttderry,  teltrea  s«r 
riiistoire  de  France,  Gntsoi  essais  sar  l'lilsloire  de  France,  TiiUllJftr'  de 
raffiranchlasement  des  commones  dans  le  Nord  de  In  France. 

Z)  S.  die  Charte  von  Soissons  hü  WarakOaig  Anns.  |techti|Mcht  Ahk> 
ar.  7«  9,  11« 
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8o!ssons,  Beauvais  etc.).  Besonders  aufiallend  ist  aber  die  Aehn- 
lictakeit,  wekbe  sieb  in  den  Maassregeln  gegen  liiiditbeilretende 
seift   Ich  selse  znr  Vergleicbnng  ans  dem  Coimnunalstatnt  von 

Yalenciennes  vom  Jahr  1114  einen  Passus  her  (in  der  franzö- 
sischen Uebersetzung  Tailliars,  weil  mir  das  Original  nicht  zu- 
gänglich isl):  „Siiöi  qu'un  enfant  awa  atieint  sa  quimihne 
mmie,  il  dwrüs  s'ü  en  e$i  requU,  jur^r  ä*obsereer  fidilmeni 
ia  paix  de  la  vHle  et  s*il  vefuee  ee  eerment,  il  hn  mra  dmni 
pour  delai  tin  jour  et  une  nuit.  S'il  veuf  alors  jurcr.  on  h 
laissera  en  paix,  Si  non  il  deguerpira  de  la  rille  d  ton  jour  s 
et  e'U  m  ihm  maisan,  eUe  sera  conßsquie  et  dimolie  de  fond 
e»  wmbh,  Sil  entre  ensuUe  dorn  ia  et7(e  et  refuse  de  jurtr 
la  pake  iur  Vadmoniitmt  des  jvris,  il  sera  condamni  eomme 
infracteiir  de  la  paix.  Taus  der  es ,  molncs  ou  lelryienses  et 
.ioutes  les  femmes  de  quelque  Mai  ou  rang  elles  soient  seront 
m  Umt  temp»  §»  pmx  seus  la  protecMon  de  la  pmx  de  la 
piile  et  same  pau9oir  jamaU  Hre  inquiMe  (ih,  p.  107).  Achn* 
lieh  sprechen  sich  die  Charten  von  Soissons  und  Laon  nus. 
Endlich  was  das  VerhäUniss  der  compagna  zum  commune  civi- 
iaiis  betriOt,  so  vergleiche  man  nur  die  auf  deutsche  und  eng- 
üsdie  SUidle  gehende  Anaillhrang  bei  Wilde ,  wie  die  Gilde  als 
Verbindung  der  frdesten,  der  Vottbürger  und  die  Stadtgeineinde 
gleichbedeutende  Begritfe,  das  Gildrecht  und  das  Siadtrecht  Eines 
und  dasselbe,  das  Gildliau*»  (GuildiiallJ  riiit  dem  Stadthaus  iden- 
tisch wurden  Nur  die  zeitweilige  Erneuerung  der  geschwo- 
reMB  Einigung  ist  diesen  deotscheni  englischeui  nordfranzdsischen 
Gilden  fremd.  Eine  Analogie  dafür  bietet  eine  sttdiranzöslscbe 
Stadt ,  Arles ,  wo  nach  der  Carta  consulaius  ein  consulatus, 
d.  h.  eine  Commune  mit  Consuln  be^laiid,  welche  in  gewissen 
Zeiiiristen  durcb  neue  fiidieistung  sieb  erneuerte. 


1)  Cil>rario  economia  del  medio  evo  I.  p.  197  macht  aus  Gelegenheit 
der  Besprechung  der  Statuten  von  Susa  und  Soest  die  wohlbegründele  Be- 
nerkuog  t  I  communi  potrebbero  defmirsi  socielä  di  pürsuiie  gturaic  ii  ni;in- 
tener  Ia  pnbbiica  pace  per  propaa  aulorilä  e  äull'  oifbligo  di  mutua  gua- 
rentigla. 

2)  Bei  Giraud  essai  sur  Thütoire  de  France  au  moyen-äge.  Pikees 
jaHificAUvei  Ii»  p.  1—4. 
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Wir  haben  in  der  geschworenen  Einigung^  der  Bürger  die 
Basis  des  neuen  Gemeinwesens  gefunden,  welches  sich  in  Genaa 
gegen  Ende  des*  11.  Jahrhunderts  «ulonomisch  constilairle.  Die 
Organisalion ,  welche  sich  dasselbe  gab,  war  nicht  verschieden 
von  xier  der  übiigon  Sladlerepubliken  Itab'ens.  Volks  Versamm- 
lung, Ruth  und  Consuln  sind  die  Elemente  derselben. 

Die  Volksversammlung  (gewöhnlich  parlamenfum,  auch 
concio)  wurde  von  den  Ck>nsu!n  zusammenberufen.  Eine  Glocke 
gab  das  Zeichen  dazu.  Die  Mitglieder  der  Compagna  hallen 
nicht  blos  das  Recht,  sondern  auch  die  Pflicht,  dabei  zu  er- 
scheinen. Aber  mit  Waffen  durfUe  keiner  an  den  Ort  der  Yer^ 
Sammlung  kommeii  (Capitoli  v.  1161  p.  316  b.  Gibr.  u.  Statuta 
consulatus  v.  1143  cap.  28.  29).  Raggio  erhebt  die  Frage:  ob 
zu  jener  Zeit  im  Pailaiiienl  von»  Volk  lörmlirh  iH  i  allien  und  be- 
schlossen wurde,  oder  ob  das  \  olk  blos  zusanimcnberuDen  wurde, 
um  von  den  Beschlüssen  der  Magistrate  Kenntniss  zu  nehmen, 
sie  zu  bekräftigen  und  zur  Mitwiri&ung  bei  der  AusiUhrung  der^ 
selben  aufgerufen  zu  werden?  Er  findet  mit  Recht  das  Letztere 
wahrscheinlich.  Die  wichtigste  Thaligkeil  des  rarlanients  war 
die  Vornahme  der  Consulnwahl  (_ Capitoli  v.  J.  1161  §1.  Caffaro 
a.  a.  1163);  die  Wahl  war  eine  indireote  ^Caffarö  a.  a.  1151), 
Im  Jahr  1164  aber  wagten  die  damaligen  Consuln  das  Parlament 
>  zur  Wahl  der  Consuln  des  nachslen  Jahres  nicht  zusammenzu- 
berufen,  weil  sie  den  Ausbruch  eines  Bürgerkriegs  fürchteten; 
damals  trat  der  £rzbischof  Hugo  in's  Mittel  und  bestellte  die 
Consubi  (Ob^rt.  CancellJ.  Und  wenn  von  den  im  Amt  befind- 
licheif  Gonsiiln  gesagt  wird,  dass  sie  die  Consuln  des  folgenden 
Jahres  „<ic  melionbus  ciciialia  eligere  fecei  unt-  {^z.  B.  CalTaro 
a.  a.  1155.  1157.  1160},  so  geht  daraus  hervor,  dass  die  Wahl 
des  Volks  oft  nicht  gerade  eine  völlig  freie  genannt  werden 
kann.  In  Zeiten  des  inneren  Zwiespalts  und  der  Gftbrung  ver~ 
sammellen  die  Consuln  das  Parlament,  um  den  Frieden  Cp^x, 
treuga}  beschwören  oder  nur  huldigen  zu  lassen.  Wenn  in  die 
Staatsverwaltung  Misstrauen  gesetzt  wurde,  legten  sie  vor  dem- 
selben Rechenschaft  ab  t^ber  Einkünfte  und  Ausgaben,  und  was 
dei^l.  mehr  ist  , 

Der  Rath  {etmünm^  auch  seiia/iff  genannt)  ver^ammfllt^ 
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sich  viel  häufiger  als  das  Parlament  gleichfalla  auf  den  Raf  der 
Glocke  (Slat.  Göns.  cap.  19}.  Die  Conaoiii  waren  an  seine  Zn- 
stimmang  gebunden,  wenn  es       darum  handelte,  den  Reerbann 

aufzubieten  und  einen  Ki'ieg  zu  beginnen,  oder  eine  Bldkade 
(äemium,  dieicto)  über  einen  Ort  zu  verhängen,  oder  eine  Ab- 
gab#  amsvlegen»  oder  etne  Schiffssteuer  2U  erheben  (ibid.)»  femer 
bel^ 'V^fiNidung  von  Staatsgütern  Uber  die  Zeil  ihres  Consnlats 
hinaus  (Cap.  54),  bei  öfTentlirln  n  Ausgaben  von  einigem  Belang 
(Capiioli  p.  322)  ii.  s.  w.  Aiie  wichtigen  Beschlüsse  scheinen 
die  C^fisnln  seiner  Genehmigung  vorgelegt  zu  haben.  Die  städtische 
VerftMH^ror  Verletzungen  su  bewahren,^  sie  je  nach  dem  Zeit* 
bedtttyfttifllMRnzufllndem  und  neu  festzustellen,  war  hauptsächlich 
die  Aufi[i\h(}  des  Iiilhs.  So  gieng  (\'\c  Festsetzungr  des  einjah- 
n>en  Consulals  liir  immer  (im  Jahr  1164},  die  Berufung  eines 
BoiiK^  stau  der  Consuln  im  Jahr  1190  von  ihm  ans;  die  Yer«> 
piMtungsm^kuiäe  für  die  Jedesmaligen  Consuln  wurde  wahr* 
sciuinüch  von  ihm  bestimmt;  jedenfalls  stand  es  ihm  zu,  den 
wähl  en  ^hm  dieser  Urkunde  in  ZweifelsföUen  auf  endgültige  Weise 
nus^iil^en  (Stai;  Göns.  cap.  55}. 

^.Bhsa  die  Wahl  der  Consuln  in  der  Regel  vom  Parlament 
arus«ii('tior,  haben  ^ir  gesehen.  Geheime  Verschwörungen  und 
Partli(M'l)il(lunatMi  irussae)  zum  Behuf  der  Herbeifülining  oder  Ver- 
hind^Tttttg  der  Wahl  eines  bestimmten  Mannes  oder  bestimmter 
lÜiiRper'  wn  Konsulat  sind  in  den  CapitoH  vom  Jahr  1161  (b. 
0IKp;^*^O)  verboleuf  es  wurde  aber  gleich  im  folgenden  Jahr 
gegen  dieses  d«  l  oi  gehandelt,  und  die  damalige  Verschwürung 
gegen  Philipp  de  Lamberto  war  so  bedeutend,  dass  die  Consuln 
iÜMh^tatt  sie  zu  unterdrücken  vielmehr  mit  ihr  unterhandeln  und 
eine  gewisse  Betecfatigung  erlheilc^n  liiussten  («.  das  S.  32.  Anro.  2 
eitirte  Document).  Der  Andrang  zum  Consulat  war  gegen  das 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  so  stark,  dass  eine  Merifre  Familien- 
handel  und  Parlheiungen  daraus  hervorgiengen,  welche  den  inneren 
Frieden  ganz  untergruben.  Wie  es  scheint,  konnte  Jedermann 
zum  Consuhit  gelängen.  Ausdrücklich  whrd  nur  für  unföhfg  zu 
demselben  erklärt,  wer  durch  irgend -eine  anderweitig  einge- 
gangene Verpflichtung  verhindert  war,  allen  Compagna-Mitgliedern 
ihr  Recht  widerfahren  zu  lassen  und  den  Nutzen  der  Commune 
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ZU  verfolgten  (Capitoli  b.  Cibr.  p.  321.  Stat.  consul.  cap.  56).  — 
Die  Zahl  der  Gemeindeconsuln,  welche  zu  gleicher  Zeit  im  Ami 
Waren,  wechselt  zwischen  den  Ziffern  2  und  6.  Sie  hatten  gleieha 
Gewalt;  wareii  .sie  in  Amtssaöhen  aneins,  so  entschied  die 

joriUiL  ()(U  r  im  Falle  gklclier  Slimmenzahl  auf  beiden  Seiten  ein 
Sciiit^tisrichter  (Stat.  cons.  25.  38}.  —  Die  Dauer  ihr  es  Amtes 
hestimmte  sich  Anfangs  ganz  nach  der  Dauer  der  Compagna  ; 
später  ist  der  beiderseitige  Turnus  nicht  -mehr  correspondirml« 
Voft  1122  an  war  das  Consulat  in  der  Regel  einjährig,  und  dfeS 
wunlc  vom  Senat  im  Jahr  1164  (Oherl.  Canrell.  a.  h.  a.)  zum 
Gesetz  erhoben,  ne  per  dmiurnitatem  poiestaiis  insokHiioves 
redderehhtry  Med  cimles  iemper  esseni,  qui  $e  posi  mmm 
seirent  esse  primtos  ein  Beweis,  wie  sehir  das  Betragen  dei^ 
Cioffsuln  Gegenstand  der  Ueberwachung  von  Seiten  des  Rätbt 
war.  Ueherhaupt  koiailen  sie  keirit'svveg.s  vvillkulii  Udi  sclialten 
und  walten.  Dass  sie  an  die  Zustimmung  des  Raths  in  vieleti 
Fällen  gebunden  waren,  haben  wir  gesehen.  Gleich  beim  An^ 
tritt  ihres  Amtes  ,  aber  wurde  ihnen  eine  ins  Einzelne  gehende 
Vcrpflichlungsurkundo  ^()rgelegt  (brevc ,  stafiifumj^  welche  sie 
bebehvvöi  tii  iuu!>slen  {^ad  tonaulufufn  jware.  CalTaro  a.  a.  1154).^ 
Diese  Verpflichtungsurliunde  wechselte  mit  jedem  Consulat,  jeden* 
falls'  mit  jeder  Compagna  wieder;  es  gab  eigene  Beamte,  wel<^ 
damit  beauftragt  waren,  die  Yerpflichtungsurkunden  für  die  Co«-!» 
suhl  zu  vcrvullsliiiidigen  und  zu  verbessern  (emendafoj'es  bre~ 
vivm).  Wir  haben  nur  das  Statut,  weiches  die  Consuln  des 
Jahres -1143  beschworen;  gedruckt  in  dem  Band  der  Mon.  bist»>^ 
patr.,  welcher  die  Leges'  municipales  enthält,  mit  .  einer  trefFlichea 
Erlüütcning  des  Abbate  Raggio.  Im  Eingang  desselben  versprer 
chcn  die  Consuln,  den  Rechls-  und  Besilzslatid  (hui^os)  des  Erz- 
bislhums,  der  3Iutter  Kirche  und  der  Stadt,  der  Conipagna->lit-> 
'  gliedere  der  Greise^  der  Waisen,  der  Wittwen ,  der  Mündel,  der 
Werbßr  zu  wahreh,  das  Recht  des  einzelnen  Mitbürgers  nicht  «T' 
mindern  zum  Vorlheil  4ler  Gemeinde  und  umgekehrt,  schneBtt 
und  gerechte  Justiz  zu  üben,  das  Recht  der  Mjfixlieder  der  com^ 
pagna  nicht  ^von  Fremden  antasten  zu  lassen,  sondern  ihnen  Gef-, 
r^ugthuung.zu  yerscbaOen  (Cap.  1—7}.  Ihr  Amt  war  sehr  «air 
f(i|s»end.:  die  Leitung  der  inneren  wie  der  äusseren  Angelegenheitetti 
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nistratiun,  die  .Iiisliz  und  die  Fin.m/.vcrwnlliniLi ,  aniJeiuiät'ib  re- 
präaealirteii  ate  die  Stadt  gegen  tremde  i^iactile,  schlössen  Vor- 
tf«g«  kaMmm  der  Stadt,  Aihrten  sehr  häufig  auch  den  Oberbefehl 
im  Kriegt  oliffiiädk  notbwendig  zu  ihrem  Amt  gehörte. 

De  diM  FoBClidiien  aUe  zu  vereinigen  fast  unmöalich  war,  wur- 
den vuui  Jaiu'  1130  iirf  sofftTiannle  ^  conxuita  de  plactUa"  m 
ihrer  Erleichterung  den  Cveirieindeconsuin  an  die  Seile  gesetzt, 
und  diesen  .  gewisse  in  ihrer  Verpflichtungsiirkunde  *j  specieU 
an%eMffle  Zweige  der  Justizverwallung  übertragen ,  während 
andere  Zweige,  namenlh'ch  die  Aburlheihing  bedeutenderer  Ver- 
biecliiMi  jrrtrca  Pcrsduca  adcv  Ligejithma  uuti  gegeu  den  Staat 
den  Gerneindi  ronsuhl  vorbehalten  hh'cben  (Statut.  Consul.  rap.  14» 
40.  44.}»  -  De  ihre  GerichtsbariteU  ein  Ausfluss  der  Gerichtsbar«» 
keü  4er  Gemeindeconsuln  war,  so  bb'eben  sie  diesen  immer  unter- 
geordnet, hatten  auch  ihre  i]eilMjlfi  zur  Strafvollslrecliunff  nolhiff 
(ibid.  cap.  4ü.},  wurdta  ulir jircus  zugieich  mit  deiii»eiLi  11  auf 
gleiche  Weise  und  ftir  den  gleichen  Zeitraum  gewählt,  und  halten 
ItafM^SÜK  gieichfolis  im  Palast  des  £rzbiscbofs.  Ihre  Zahl  und 
dj»  i¥ertheilung  der  Stadtsprengel  (compagniae)  unter  ihnen 
wechseln. 

-  -  Für  die  hier  näher  ausgeluhrle  sladtiöciie  Verfassung  Genua's 
im  Jahrhundert  sind  die  Uauptquellen  die  zwei  V.erpflichtungs- 
urfcunden,  deren  ehie  die  Mitglieder  der  Compagna  gegenüber 
ilwen  Genessen,  dem  Geroeinwesen  und  seiner  Obrigkeit,  deren 
andere  die  Consuln  dem  Commune  gegenüber  besrliworen.  Ent- 
fernen WUT  aus  den  uns  erhaltenen  beiden  VerpÜichtungsurkunden 
die  leicht  ausznseheidenden,  blos  temporären  Bestimmungen,  so 
haben  wir  in  beiden  zusammen  eine  Verfassungsurkunde  der 
Stadt,  welehe  für  den  ganzen  bezeichneten  Zeitraum  gelten  kann. 
Aber  auch  über  das  Gerichtsverfahren,  über  das  Slraf- 
recht,  über  die  Handelspolitik  der  Stadt  erhalten  wir  durch 
sie  einigen  Aufschiuas.  Neben  dem  alten  germanischen  Gerichts- 
konpf  (baiaUa,  duMtm)^  welcher  Slat.  Consul  cap.  11.  auf  den 


1)  Ehie  lolclie  aw  dem  Jahr  M  «tuAfaiiich  JDii|e«beiU  bei  Cainia 
Dl  p.  3t3  ft 
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•Fall  eines  im  Geheimen  geschehenen  Mords,  demn  Einer  von 

den  Verwandten  des  Gelödtelen  bezüchligt  wird ,  eingescinänkt 
^9  »  if®^^        k>eii&  dtir  einer  liutiiHiiereii  Justizgesetzgebung 
entsprangene  Zeagenbeweis  und  die  Verlreiung  der  Partheten 
dorch  RechleanwUlle,  für  ^welche,  wenn  nicht  die  Partbeien.  aelbat 

daför  sorgen,  von  Slaalswegen  gesorgt  wird  (Statut  Consoli  cap. 
15.  16.  22.  70}.  Die  Strofon  h^stphen  sehr  IraiiÜn  iti  (ichl- 
bussen,  —  solche  werden  au  1  um  j  laubtes  Walienlragiüi,  au  1  Ein- 
fuhr verbotener  Waaren,  auf  Angriffe  - gegen  Mitglieder  der  Com* 
pagna  gelegt  (ibid.  28.  31.  33.  17)  ^»  in  Niederreissung  von 
feslcu  Jiauscrii  und  Thürmen,  von  denen  aus  Ausfalle  auf  Ein- 
zelne geschehen  oder  die  ein  Heerd  der  Revolution  sind  (ib.  26. 
Caffaro  a.  a.  1161.  b.  Mural,  p.  276),  in  Vermögensconriscalion 
und  in  Verbannung  aus  dem  Gebiet  der  Stadt.  Todesstrafe  ist 
nirgends  ausgesprochen,  nur  Falschmünzer  werden  mit  Abbauen 
der  rechten  Hand  neben  Exil  und  Verniögensconfiscalion  bedroht 
(Stat.  Cons.  cap.  72^,  Morder,  sogar  GaltenmÖnler  biofc  luil  lix.il 
und  Vermögensconriscatiojn;  die  allgermanische  Gomposition  findet 
nicht  mehr  Statt.  Im  Ganzen  mischen  sich  in  dem  genoeslschen 
Gewohnheitsrecht  germanische  und  römische  Elemente.  —  Dass 
in  dem  Statu!  einer  Hinulelsstadl .  \\  ie  (ieiiiia,  auch  lueikauÜle 
UesiuiiüiuDgen  vorkonmien,  kann  nicht  belietnden.  Es  ist  ver- 
boten, gewisse  Waaren  in  das  Gebiet  der  Stadt  einzuführen, 
n^vae  sini  eontrariae  noslris  mercihus^  (ib.  cap.  59).  Thilki 
dies  Fremde  (Pisaner),  dann  darf  sie  das  Compagnamitglied  nicht 
unlcrhlutzuii  fCapil.  b.  Cibr.  p.  319"),  und  die  Fremden  Frllisi^ 
die  darüber  betroüeu  werden,,  müssen  den  Üonsuln  st;hvvöreü, 
die  Waaren  wieder  forUuiUhren  und  nicht  wiederzubringen,  widrig 
geiifalls  sie  cbnfiscirt  werden  (Stat.  cons.  cap.  60).  Oder  thiin 
es  Einheimische,  so  wird  ihnen  ein  Viertel  der  <  in  Teführten  Waare 
in  Heschlag-  eeiKUJiineii  (ib.  61).  Die  Compagnanulgliuder  \er- 
^prcclK  ü  leiiier.  nicht  zu  dulden,  dass  fremde  Kaufleute  inner- 
batb  des  stüdtischen  Gebiets  fremde  Waaren  an  fremde  Käufer^ 
absetzen,  ausser  LebOnsmiltel  und  Vieh,  selbst  aber  in  Genu*  von; 


1)  Ueber.die  Pvixii  i.  die  geaaeiifchaD  Chronistan  lo  daa  Jaiiran  tl69 

tiad  1232, 
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wollenem  Zeug  nur  so  viei  zu  kaufen,  als  zu  ihrer  eigenen  Klei« 
dutig  nöUiig  ist  (Capiu  p.  320.  32?.)  —  Befitimmungfen,  welche 
freittcb  die  Bnglieraigkeil  der  daaaligea  HendelsiioUlik  dentiioli 
tn  der  SÜme  tregem '  > 

Die  rechtliche  und  politische  Einheit,  zu  welcher  sich  die 
genuesischen  Bürger  zusemmengeschlossen  Jiatlon,  mai  iiio  sie  stark 
gegen  eossen.  Und  wenn  wir  die  äussere  poUlisclie  Gescbichle 
Genna*«  m  echreiben  bitten,  so  wUrden  wir  ton  glimenden 
Theten  gegen  die  Ungläubigen  in  Sardinien,  Corsika  und  Palästina, 
gegen  die  Pisaner  und  andere  Nfichharn,  von  voi  ihnlhanen  Han- 
delsverträgen mit  d4in  Fijrsten  des  heil.  Landes,  mü  dem  Kaiser 
von  Byzanz  u.  s.  w.  erzählen  können.  Fftr  «isem  Zweck  isl  die 
Ausbreitung  der  gennesiscben  Herrschaft  längs 
der  Ii guri sehen  Küste  im  Osten  wie  im  Weslen  der  Stadl 
(Riviera  di  levante,  di  ponente}  in  mehriacher  Beziehung  wichtig, 
Einerseits  nämlich  verbreiteten  sich  mit  der  genuesischen  Ober- 
berrsebaft  auch  die  freiheitlichen  Institutionen  Genua's  Uber  die 
Städte  der  ligin^cben  Küste:  Compagna*s  und  Consulate  wurden 
nach  dem  Vorbild  der  genuesischen  und  zurii  Tlieil  mit  denselben 
ßeslimmungen  in  Savona,  Albenga,  Lavagna,  Sestri,  S.  Remo  nach 
und  nach  errichtet;  in  der  letztgenannten  Stadt  führte  der  Erz- 
blscbof  von  Genna,  welcher  hier  Herr  war  C^mes  et  dommiu 
Canale  II,  p.  412},  dieses  Municipalregiment  ein.  Andererseits 
bezwang  Genua  die  feiaiaien  Dytiastioeu  Iheils  durch  die  eben 
erwähnte  municipale  Propaganda,  theils  durch  die  Gewalt  der 
Waffen,  theils  auch  durch  die  Macht  des  Geldes,  und  nöthigte  sie, 
nicht  blos  ihre  Besitzungen  von  Genua  zu  Lehen  zu  nehmen, 
sondern  sich  auch  der  genuesischen  Compagna  als  geschworene 
Glieder  einzureihen  *),  und  desshalb,  da  die  Compagna  eigentlich 
blos  aus  Stadtbewohnern  bestehen  sollte,  wenigstens  auf  einen 
Theil  des  Jahrs  ihren  Aufjentbalt  in  der  Stadt  zu  nehmen  (jurare 
huMaculum),  So  die  Herren  von  Passano,  die  Grafen  von  La- 
vagna und  Ventimiglia,  die  Markgrafen  von  Carretto,  Monferrato 


^  i)  Aach  Pnsmde  koantea  in  die  Compagoa  aorgenomineii  wcrd«i ;  to. 
worde  et  ItBÜ  der  jadei  von  Aiboret  Peker  anf  des  Intel  Sardinien.  Serm 
lY,  p.  II». 


y  Google 


•  4 

4)2  Ver^Mfongigescbichte  Qeaoa'f  ^ 

und  Savona  Die  Stadt  erhielt  dadurch  an  ihnen  nicht  blos 
tüchtige  und  mächtige  Bundesgonosseii  für  den  Krieg,  soadern 
wiiMle  ihre  IntensMen  ganz  mit  denen  der  slidtiicheii  fittrfer- 
schafl  SQ  verflechten;  mit  dem  leitweih'gen  Verlasse«!  ihrer  Bw^gea 

schwanden  auch  ihre  feudalen  Gewohnheiten,  Gelüste  und  An- 
siebten. 

Aber  auf  der  «ndem  Seite  war  es  doch  geföhrlich  iUr  die 
Erhaltung  der  bttrgerlidien  Gleichheit,  Fretbeit  md  Rohe,  dass 
a«f  diese  Weise  ein  Theil  des  feudalen  Adels,  der  seine  An- 
sprüche doch  nie  ganz  auftreben  konnte  und  nur  allzu  bereit 
war,  die  Waffen  zur  Erringung  gri^rer  Rechte  und  grösseren 
Einflusses  in  der  Stndt  gebrancben,  jelst  »nach  Genna  Ycrselsl 
wurde.  £r  ^af  hier  noch  dann  homogene  Blemente.  Denn  ee 
hatte  sich  in  Genua  mit  der  Zeit  eine  Art  Patriciat  gebildet.  Mit 
Recht  bemerkt  wohl  Stella,  ein  späterer,  aber  gut  unterrichteter 
Schriftsteller,  dass  in  den  ersten  Zeiten  des  Munidpairegwmite 
in  Genna  noch  kein  Adeissland  sieb  aus  d6r  Gesammlbeft  der 
Bürger  ausgeschieden  bi^,  und  dass  erst  spHter  ans  den  Oe» 
schleclitern ,  deren  Glieder  vor  andern  und  wiederholt  mit  den 
republikanischen  Aemtem  betraut  wurden,  sich  ein  Adel  su  bilden 
anfieog.  Canale  widerspricbl  dieser  Behauptung,  indem  er  den 
genuesischen  Adel  sogar  als  unmittelbare  Porisetinng  der  De- 
curionen  des  römischen  Municipiums  auffasst.  Er  bringt  Urkunden 
aus  dem  11.  Jahrhundert  bei,  welche  für  die  Existenz  des  genue- 
sischen Stadtadels  in  so  früher  Zeit  beweisen  sollen.  Nach  einer 
dieser  Urkunden  ntalieh  v.  J.  1052  (abgedriiekt  1 ,  497—499) 
hat  der  Bisehof  Y4>n  Genna  Zehenten  zu  fordern  an  gewisse 
namentlich  genannte  nobiles  ac  potentes;  abe.  der  Ausdruck  «e- 
niareä,  mit  welchem  diese  nobiles  auch  bezeichnet  werden,  se- 
ni&re$  Oberü  etc.  beseicbnet  .sie  zn  deutlich  als  in  Fendaiab- 
htfngigkeit  siebende  Männer,  denn  daas  daraus  auf  einen  bestebendcn 
Stadtadel  geschlossen  werden  konnte.   Aach  eir.'^r  zweiten  Ur- 

1)  Yergl.  die  IS'otizen  bei  CafTaro  a.  a.  1154  ctc  und  bei  Canale  T, 
p.  236  ff.;  die  Urkunden  bei  demielben  U,  366  S.  und  in  der  neuen  Aus- 
gabe de»  Caffaro  p.  86  —  88.  113.  Aehnlirh  liess  *irh  auch  der  Murkn^raf 
Hanfred  III.  Ton  Süluzzo  ins  Bürgerrecht  der  Sudt  Turin  aufiiehnieo «  uotl 
verapracb  ein  Haus  ia  Tuhu  tu  kaufen.  Mulelti,  memorie  di  Sahuio  II, 
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künde  vom  Jahr  1077  belohnt  Papst  Gregor  VII.  den  y,nobilis  vir 
Genutnsis^  Ruggiero  Belnmsti  mfl  Gütern,  und  Pabst  Urban  II. 

einer  dritten  v.  J.  1095  dessen  beide  Sohne  als 
heMüMiMMl'  nobiltesimo  genere^  des  Ruggiero  BelmusU.  Aber 
urfr  erWirtif  sni|Bfleich,  dftss  Rnpriri^ro  schon  vor  jener  Schenkung 
pHpillicher  Vasall  mnl  Biiron  v.  (';nii[);iriir»n  ist.  ;nnli  tJ.iss  scIidm 
vor  ihm  ?pine  Familie  iti  pap^f  u  htn  iiiensten  war  (^dies  gebt 
was  der  dritten  Urkunde  hervor}.  Somit  hatte  wohl  dieser  Rüg» 
gier»  eeiiie  Nobfliiät  nicht  von  seiner  Vaterstadt  her,  sondern  von 
den  'Hcrrrtiiaften  und  Baronieen,- die  ihm  der  P-.ipst  als  Lehen 
schenkte.  IIa  also  ein  iibcrzeujTeiider  C  nvcis  iur  das  Geg'enlheil 
niciit  geliefert  ist,  wird  es  bei  der  Anp^aho  Slella*s  sein  Bewen- 
den Mien.  Im  J.  1155  wird  zum  ersten  Mal  erwühnt,  dass  die 
Consulii  Genoa's  von  den  melioribv»  genommen  wurden;  von  da 
an  kommen  die  meliores  cicitatisj  die  nobiUores,  nob>le$  häufig 
vor.  nicht  souulil  als  streng  geschiedene  r  Sland ,  .«Tündern  viel- 
nii'lti-  in  der  Stellung  bevoniiigter  senatorischer  oder  consularischer 
"  tankteciiter ' J.  ^  Dieses  städtische  Patrfciat  und  der  hereinge» 
ao|lBae^  feudale  Adel  prStendirten  beide  Bevorzugungen  aller  Art, 
jagten  nach  Aeinlern,  striUen  sich  dun  in  und  störten  die  Ruhe 
der  Slatlt  durch  rarlheruiigen  und  triisle  blutige  Conflicle.  l)ie 
Mreite  tiälAe  des  12.  Jahrhunderts  ist  voll  von  solchen  inneren 
Ijem^gangen.  Mit  Mühe  bringen  es  die  Consnln  zu  Aussöhnutfi- 
gew  iM  Waffenstillstfinden  zwischen  den  Partheien,  welche,  wenn 
auch  noch  so  feierlich  innl  (dlLiillicli  beschworen,  doch  den  Frie- 
deil nie  auf  lange  Zeit  bewirken  konnten.  An  den  Burgen, 
wisidM^  sie  in  der  Stadt  errichtet  hatten,  hatten  die  Fehdelustigen 
eiMB  -cHttEelt  bereiten  Zufluchtsort,,  wohin  sie  sich  zurückzieheni 
w^'^sTe^  sich  gegen  die  Feinde  verlheidicren ,  wo  sie  der  ein- 
schreitenden Ohriokcit  li'olicii  koiintcu.  Daiit'r  sieht  <lic  sicidlische 
Gesetzgebung  vor  (Stat.  Gonsul.  51.  68) ,  dass  nicht  allzu  hohe 
lMi||lhilrQie' erbaut' werden,  und  droht  sie  theü weise  oder  günz 
nfbüerkiieissen,  Wenn  von  ihnen  aus  ein  Angriff  auf  irgend  Je- 
manden geschieht  (26.  27).  Auch  zerstörten  wirkhch  die  Con- 
suln  manchmal  (Caifar.  a.  a.  1161.  OUpbon.  Scriba  a.  a.  11873 

<)  Vgl  dm  Amdmcli  noMcm  er  oemalaM  bei  CatAm  j^.  2f7. 
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den  RuliLstörem  ihre  Burgen.  Die  städtische  Miliz,  Wekhe  1173 
gegründet  wurde,  wnr  oilenbar  mich  gocen  solche  Aurielinuiigen 
md  Fehden  des  Adels  gerichtet  (OberL  Cancell.j.  Endlich  aber 
wurde  ein  radikales  Mittel  ergriffen,  um  diesen  Fehden  allea  An<* 
lass  ztt  nehmen.  Bnlslanden  waren  - sie  hanplittehlicli  ans  de« 
Bewerbungen  ums  Consulal.  So  beschloss  mm  der  Rath  1190, 
gar  keine  Gonsuln  aus  einheimischen  Familien  mehr  zu  wählen, 
sondern  einen  fremden  Podestit  an  die  Spitze  des  Staates 
au  stellen  —  ein  Heflniittel  ge^en  innere  Zwietracht  und  SchwMie 
der  Regierungsgewalt ,  welebes  bekamitUch  auch  andere  Btädte 
damals  ergrilTon.  Eine  Zoiliaug  tauchte  das  Consulal  wiederholt 
von  Neuem  auf,  weil  die  Podestatenregierung  die  Honnungen 
uicbl  erfüUte,  die  man  von. ihr  gehegt  halte,  aber  von  1217  an 
lileibt  es  för  immer  abgethan. 


Bei  der  Errichtung  des  Fodestats  angelangt  würden  wir  am 
Ziele  unserer  Untersuchung  sein,  wenn  nicht  noch  ein  Verbültaise 
der  Stadl  zu  einer  auswärtigen  Macht  ^zu  besprechen  wäre.  Wir 

haben  gesehen,  dass  Genua,  uls  es  sich  zur  freien  Commune  er- 
liob*,  sich  ebeudamit  dem  Dominium  von  Eeudaldynasten  entzog. 
Aber  entzog 'es  sich  damit  auch  der  höheren  Gewalt  der  Könige 
Italiens,  d.h.  der  deutschen  Kaiser,  deren  Mandatare  jene 
Fendaidynasten  von  Haus  aus  gewesen  waren?  A\  ai  Genua  nun- 
mehr auch  vom  Reich  gänzlitli  losgelöst?  Die  genuesischen 
Geschichtschrcibcr  behaupten  das  last  einstimmig.  Sie  berufen, 
sieb  namentlich,  auf  die  Krklärungen,  welche  die  genuesische» 
Gesandten  im  Jahr  1158  in  Bosco  gegen  Kaiser  Friedrich  I., 
den  Staufer  5  abgaben  ').  Dieser  hatte  damals  eben  auf  dem 
Reichstag  von  Roncaglia  seine  Herrscherrechtc  über  italien  ia 
einer  Weise  geltend  gemacht,  dass  die  Städte  dadurch  ihre  netier- 
dings  erworbene  Freiheit  und  Autononiie  rechtlich  bedroht  sehen 
mussten.  Unter  den  Städten,  welchen  diese  neuen  slafdsrecht- 
lieben  Bestimmungen  unerträglich  schienen,  war  auch  Genua,  ob- 
gleich es  dem  lombardischen  Städtebund  gegenüber  eine  gewisse 


1)  Caffaro  a.     a.   Räumer,  HoheiiftaofeD  U,  p.  105. 


Digitized  by  Google 


bii  sur  EttfOknuif  dei  BadetMt, 


Sonderstellung  behauptete.    Die  Gesandten  nun  trugen  vor,  die 
Genuesen  leisten  dem  Reich  genug  Dienste^  indem  sie  die  Sera^ 
cenen  von  den  Ktislen  des  JMillelneers  ferne  hallen  mid  sie  ver^ 
folgen,  wodtircli  sie  dem  Reich  eine  jührltche  Ausgabe  von  we- 
nigstens  10,000  Mark  (,'isparen  ;  Al)gHl)rn  seien  sie  keine  schuldig, 
weil  sie  vom  Reich  nicht  so  viel  haben,  um  davon  leben  zu 
jLönnen,  vielmehr  ihren  ganzen  ünlerfaaU  sich  durch  Handel  sn 
erwerben  genöthigt  seien;  nur  im  Verhällniss  der  Fidelilüt  stehen 
sie  zum  Kaiser.    Es  waren  das  fast  ironisch  klingemle  \V  orle, 
gesprocijen  in  dem  stolzen  Selbstgerohl  der  jungen  Republik  und 
reichen  Handelsstadt,  im  Hinblick  auf  die  festen  Mauern,  an  deneii 
man  zu  gleicher  Zeit  Tag  und  Nacht  arbekela,  um  dem  Kaiaer 
widerstehen  SU  hönnen,  und  im  Hinblick  auf  die  Verträge  mit 
auSivarligen  Mächten,  welche  Genua  (lamals  eingegangen  hatte. 
£s  ist  sehr  gewagt,  wenn  der  Historiker  aus  dieser  Rede  seine 
Anschauong  Uber  das  staatsrechüicbe  Yerhftitniss  zwischen  Genna 
und  dem  Reich  entlehnt   Wir  können  darin  Mos  die  Anschauung 
der  Genuesen  der  damaligen  Zeit  sehen ,  welchen  es  sauer  an-> 
kam,  ein  bestehendes  Al  häncfigkeilsverhäUniss  irgend  einei^ Macht 
gegenüber  anzuerkennen.    Jedenfalls  aber  gaben  ja  auch  sie  zu, 
Kaiser  Fidelität  schuldig  zu  sein,  d.  h.  Huldigung  als.  ihrem 
Öh^berm.  Die  Ausgleichung  der  beiderseitigen  staatBrechtUchaa 
Anschauungen  und  Ansprüche  gieng  vor  sich  in  dem  Vertrag  von 
Bosco,  welcher  allerdings  für  Genua  sehr  milde  ausfiel.  Ob^deich 
indessen  der  Kaiser  von  den  Genuesen  Stellung  von  Kriegsmami- 
ichaR  und  stehende  Steuerzahlung  nicht  verlaiigt,  auch  ihre  mnni- 
tipale  Salbslregiemng  bestehen  lässt,  so  lüsst  er  sieh  doch  nicht 
4)1^  Pideliltft  schwören,  sondern  fordert  auch  die  Zurttcksidlung 
der  ihm  erweislich  zustehenden  Reo-alien.    Oflenbar  mussten  die 
Genuesen  dem  Kaiser  den  rechtlichen  Besitz  von  Regalien  in  der 
Stadt  zugeben;  sonst  hütte  diese  Bestimmung  im  Vertrag  keine 
SteUe  finden  können.   Die  factische  Zurückstellung  jener  Regalien 
unterblieb  ohne  aRen  Zweifel,  da  schon  1(62  der  Kaiser  der 
Stadt  den  Besitz  dieser  Regalien  ausdrücklich  bestätigte  (CaUaro 
a.  a.  1162}  —  eine  Goncession,  zu  welcher  nicht  sowohl  Gründe 
des  Staatsrechts  veranlassten,  als  vielmehr  die  Rücksicht  auf  die 
mllchtiga  genuesisaho  9|otte,,d0rieii  Müwirkiing.  i|i  ilem  l^ovor* 
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stehenden  Krieg  niit  Stcilien  dringend  gefordert  war.  Dass  dann 
Friedlich  1.  doch  1164  und  1184  den  Markgrafen  Oplzzo  Ten 
-Ssle  '}  und  von  Malaspina  die  dem  Kaiaer  jn  Genna  «nd  dessen 

Mark  zustehenden  Rog^ilien  nach  einander  Terlieh,  war  treulos 
genuij.  störte  aber  in  der  Thai  die  Genueser  nicht  in  ihrem  neu 
gär<i})tirt(  II  Ersitz.  üaben  die  Genueser,  wie  aus  dem  GonAasi 
Fhedrich  I.  bervoiigeht,  zur  Zeit  der  höchsten  BegeMaMif 
ftr  die  Erhaltung  der  municipalen  Freiheit  gegen  die  AnsprOtlie 
des  Kaisers  diesem  noch  FiiJelitiü  schiildio-  zu  sein  jinci-iiannt, 
ao  liegt  eine  solche  Aiiej  k(Miniing  der  Oijerhoheit  der  deutschen 
Mniier  weiter  in  der  Thatsache,  dass  die  Genueser  im  Jahr  ##89 
eine»  Gesandten  an  den  deutschen  König  Konrad  IQ.  sdddlfelih 
und  von  ihm  das  Recht,  no«  ne  Münze  schlagen  zu  diuTtiij  eiu- 
hollen  (ji/s  nionctae  ^  quod  aniea  uou  habutrunl ;  die  Urkunde 
steht  in  der  neuen  Ausgabe  des  Gaffaro  S.  75}.  Es  ist  allli 
üreüich  Factom,  dass  die  Genueser  zwar  noch  nicht  in»  & -JalMf^ 
hHidert,  wie  Graf  Carli  ans  einer  Urkunde  der  AmbrnfMia 
irrig  herausgelesen  halte,  —  aber  doch  ^mz  gewiss  im  Jahr 
1109^3^  und  wahrscheinlich  von  Errichtung  der  Commune  an, 
'  vidso  jedenfaUs  Tor  jener  £rlaabnisseinholung,  ohne  auf  dsa  |IÜi 
fierlich»  Münzregal  Rücksicht  su  nehmen,  Münzen  s<^hhigea^  lilii 
möglich  Ist  immerhin,  dass  jene  nachträgliche  Erhmbnisseinholung 
zunächst  aus  dem  \^'u!15ch  herNorgieng,  durch  die  Aulorisattou 
des  Königs  Konrad  den  genuesischen  MUnzen  den  unbestnUeim 
skberen  Kurs  durchs  ganze  Reich  zu  verschaffen  ^>  Aber  wfe 
man  die  Sache  auch  drehen  mag,  liegt  in  der  Einholung  jetier 
Briaubniss,  noch  mehr  aber  in  der  Bezeichnung  der  genuesischen 
Münzen  mit  dem  Namen  des  Königs  (Serra  I,  p.  356J  die  An^ 
erkennung  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  gegenüber  dem  röml^ 
sehen  Reich»  welchem  nach  damaligem  Staatsrecht  das  Mttnsieflili 
ausschliesslich  angehörte.   Dass  König  Konrad  nie  fönnlicb  Mli 


1}  Ueber  die  Verwandlscbaft  der  Este  und  4er  MaiaiLpini  s.  oben. 
2j  Opere  Tom.  II,  323. 

3j  S.  das  Document  nr.  1.  bei  G.  C.  (iandolß,  quattro  libri  della  moneta 
antica  di  Genova  1841.  2  Voll,  Ygl.  die  Ree  dieses  Werks  von  Galla  in 
der  Rivista  Ligure  1843.  II. 

4)  So  die  £di(orea  des  Caffaro,  C«naie  ond  Ander«. 
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König  von  Italien  und  zum  römischen  jKaiser  gekrönt  worden 
ist,  Ihal  nicbto  2or  Sache;  denn  in  jedem  nengewählten  deulachea 
Kdnig' schon  Tor  der  Krönung  zu  diesen  weiteren  Wfirden  sudi 
den  König  von  Italien  und  den  römischen  Kaiser  zu  sehen,  daran 
konnle  sich  der  Ilaliener  seit  Olto*s  I.  Zeilen  gewöhnt  hahen; 
jedenfalls  zeigen  die  Genuesen  diese  Anschauung  der  Dinge,  wenn 
4*  iHif-ihre  Milnsea  setzten:  ftCom'adu$  reae^  oder  „Co«r«wfait 
rem  Bwiumorfm^  (Sem  a.  a.  0.}. 

Wenn  nun  aber  auch  aus  dem  Bisherigen  hervorgeht,  dass 
Genua  auch  als  freie  Commune  noch  die  Macht  der  Kaiser  und 
Könige  von  Italien  über  sich  anerkannte,  so  ist  doch  zuzugeben, 
iiafl  das  Verhältniss  zwischen  letzteren  und  der  Stadt  damihi 
«to  lielir  loses  war,  und  dies  nehr  als  bei  den  meialen  andern 
Städten  Italiens.  Je  mehr  die  grosse  Handelsstadt  Überseeische 
Unternehmungen  und  Verbindungen  eingieng,  desto  mehr  wurde 
M9f^mm  dea^  Zusammenhang  mit  dem  Continent  überiMHipt  abgc» 

^>lali, die  Oewohnheit,  mit  Firsten,  Königen  und  Snltancn 
jHer  möglichen  Linder  im  Bereteh  des  Mittelmeers,  wmk  mit  den 
byzantinischen  Kaisern  Allianz-  und  Handelstractaic  sclbstsiändig 
und  in  eigenem  Namen  abzuschliesscn,  mochte  sie  allerdings  die 
Oberilobeit  der  deutseben  Kaiser  aibnibiig  Tergessen  iwsseni- 


Ueber  die  RetörneD  im  britischea  Steuerwesen  seit  der 
Wiedereinführung  der  £iukommensteuer  durch  Sir  Robert  reei. 


Von  Dr.  £rwia  1I48S«  in  fioM. 


Die  grossen  Reformen,  welclie  wttbrend  des  lekxten  Jahr^ 

zchnls  in  der  Handelsschiflfahrt  uikJ  Cüloiiialpolidk  des  britischen 
Königreichs  vorgenonmkefi  sind,  haben  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestehens  nicht  nur  auf  alie  voUiSwirthsehaAliphen  VerhäUnisse 
dieses  Rochs,  sondern  encli  über  sefaie  Grenzen  hinsus  eine 
ausserordentliche  Wirkung  geäussert.  Sie  slürzten  ein  System 
um,  welches,  wie  es  im  Laufe  zweier  Jahrhunderte  langsam  mit 
Englands  Grösse  entstanden  war,  von  den  Erfahrensten  atter 
Nationen  geraume  Zeit  lündurch  Dir.  die  wiobtfgste  Ursaeipe  und 
hanptstfchlicbste  Stütze  britischer  Macht  gehalten  wurde.  Aber 
schon  nach  Verlauf  weniger  Jahre  hat  die  neue  Gesetzgebung 
so  sichtbare  Früchte  getragen,  dass  selbst  ihre  eiirigsten  Gegner, 
an  der  Spitze  der  Macht  angelangt»  nicht  .einmal  einen  Versuch 
zur  Erneuerung  der  alten  Institutionen  zu  unternehmen  wagtea 

Auf  eine  Seite  dieser  bedeutenden  Erscheinung  aufmerksam 
zu  machen,  ist  die  Aufgabe  dieses  Aufsatzes.  Die  comaiercielle 
Reform  nämlich  musste  in  vieler  Beziehung  zugleich  eine  ünan- 
ziefle  sein.  Nicht  bloss,  dass  sich  Zeichen  allgemeiner  Prosperität 
auch  in  den  öffentlichen  Einkünften  gezeigt  hSUeuf  die  Ver- 
besserung des  Slcuervvesens  war  vielmelir  ein  Zweck,  den  die 
Leiter  des  Staats  in  der  neuen  Gesetzgebung  seibstständig  zu 
verfolgen  suchten. 

Als  Sir  Robert  Peel  im  Jahre  1842  die  ersten  9l;hntte  in 
der  angegebenen  Richtung  that,  begann  er  mit  der  Emffekbrung 
der  Einkommens Leuei.    bie  sollte,  ^agle  er  bei  Vorlage  seines 
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Bödgets,  nicht  nur  dM  damals  vorbandene  Deficit  decken,  son- 
dern auch  wichtige  und  wcilgreifende  RefoniK  n  in  der  commer- 
ciellen  Gesetzgebung  des  Landes  möglich  machen,  und,  wie  er 
bei  eiAer  andern  Gelegenheit  sich  ftnsBerte,  die  Grundlage  in 
emen  gerechtern  Princip  der  Beateurung  legen.   Beide  Zwecke 
smd,  wie  wir  sehen  werden,  der  Natur  der  Sache  nach  aufs 
Engste  verbunden.    Nachdem  nun  dieser  Steuer  in  der  letzten 
Parlamentssitzung  nach  dem  Fkne  Gladslones  aller  Wahrschem*- 
Uchkeü        ein  Ende  gesetzt  worden,  ist  es  Tielleicht  der  Mühe 
Werth;  «11  vttnterauehen,  in  wie  fem  man  in  -dem- jetzt  beinahe 
zwölfjährigen  Zeitnium  diesem  Ziele  näher  gekommen  ist.  Ich 
werde  nur  einen  kurzen  Blick  auf  die  anderweitigen  Verhältnisse 
de^^rbfjlisiAfin  $taAtsbai|shaUs  wiihrend  dieser  Jahre  werfen  und 
dei|ii(#i|r^  |^f|^chttiog  des  Steuerwesens  insbesondere  ttbergehen, 
:>A  Qtl^  bedeutende  Verminderung  der  dffenUlchen  Abgaben, 
welche  vom  Jahre  1815 — 35  in  Grossbiitaiuiien  staliraiid,  war 
mindestens  ebenso  sehr  durch  Reduktion  der  Staatsausgaben,  wie 
durch  vermehrten  Ertrag  der  Stenern  möglich  geworden.  £e 
war  nicht  schwierig,  di^  in  den  Kneg^jahreii  so  enorm  gestiegenen 
Kosten  der  Staatsvertheidigung  mehr  und  mehr  zu  beschränken, 
den  Zinsfuss  der  Staatsschuld  herabzuselzeti  und  auch  in  der 
Civilverwaltung  durch  Abschaffung  von  Sinekuren  ^  j  und  Verein- 
fachung^ der  Behörden  bedeutende  Ei^spemisse  «u  machen.  Mit 
den  Jahrmi  1834  und  1835  tritt  mdess  in  Betreff  der  Staats- 
ausgaben  ein  Wendepunkt  ein.   Verschiedene  Umstände  veran- 
lassten eine  belrächtliche  Verstärkung  der  Kriegsmacht  und  die 
GesanimtBusgaben  stiegen  von  L  44,422,122  im  Jahre  1835  auf 
49,357,690  im  J.  1839.  Die  Einnahmen  halten  damit  keineswegs 
Schritt  gehalten^  es  fand  sich  1839  ein  Deficit  von  L  1,512,793 
vor  und  für  1840  war  in  Folge  der  Ermässigung  des  Brieijionos 
noch  ein  weiterer  Ausfall  von  L  i, 120,000  in  Anschlag  zu  bringen. 
Der  damalige  Schatzkanzier  Baring  suchte  diesA  Deficit  auf  eine 

1).  Im  Jahre  1810  wurden  von  einem  damals  sitzenden  FinanzcomiUee 
die  bestehenden  Sinekuren  auf  L  297,095  jährlich  veranschlagt,  1634  waren 
ate  auf  l,  97,803  reducirt  und  auch  diese  warteten  mit  Ausnahme  von  etwa 
17,000  nur  auf  den  Todesfall  ihrer  damaligen  Inhaber,  um  gans  einzugehen. 
S.  MUdfiPav€  in  Murraif^  offieM  hMdkook,  London  1852. 
ZMu*  Ittr  atMtwr,  iflSi.  Is  Haft.  4 
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scheinbar  sehr  einfache  und  bequeme  Weise  zu  decken.  Er 
föhrte  eine  Erbökongf.  der  Ein-  tind  AoaliihrzöUe  so  wie  der 
Äccise  um  5%  mid  der  agnssed  taxeä  tm  10%  dnreh.  ^Ita 

halle  nun  zwar  in  Eng^land  schon  hUtwiig  Gelegenlieit  gehabt, 
die  Rieht i;> keil  des  bekannten  Aus.^prnrhs  von  Swift,  dass  zwei- 
mal zwei  itii  Steuerwesen  nicht  immer  vier  mache,  m  erproben, 
aHein  doch  wohl  selten  in  so  augenftUiger  Weise  wie  tiljfiea 
Mal.  Der  Veranschlagte  Beirag  dieser  Erhöhung  der  Z(fflir  ttid 
der  Accise  betrag  mi  ih  Sir  Roberl  Peels  Bericht  an  seme  WMer 
vom  15.  Jan.  Ib47  L  1,910,000,  der  Mehrertrag  nur  750,000, 
und  das  Deficit  des  Jahres  1841  stieg  auf  L  2,130,092.  Da  trat 
denn  am  Anfiing  1842  der  Wechsel  des  Minislerioms  ein^  'Sir 
Robert  Peel  ttbemahm  die  Verwaltung  und  legte  am  11.  Min 
dem  Hmiis  der  Gemeinen  seine  Finanzvorschläge  vor.  Sic  he- 
{»tanden  in  einer  neuen  Hedaktion  des  ganzen  Tarifs  mit  Auf- 
liebung  oder  Herabsetzung  einer  Menge  von  EmfuhrzdUeB  wd 
in  der  Wledereinftthrnng  der  wührend  der  Kriegszeiten  wo  ifiih^ 
hassten  und  1815  fast  mit  leidenschafilicber  Freude  vom  ßitwillliil 
abgeschafHen  Einkommensteuer.  Bei  der  üblen  La^^e  der  Finanzen 
und  den  so  eben  gemachten  Erfahrungen  fand  dieselbe  keinen 
erfolgreichen  Widerstand.  Man  hegte  tndess  wohl  aHgeilMi^ 
Hoffnung,  sie  m  kurzer  Frist  wieder  entbehren  zu  kMajOfif^^M 
erwartete  insbesondere  die  baldige  Reduktion  des  im  Jahfe'1842 
in  Folgt;  ansseroi-dentlielier  Umütati(]e  so  selir  gestiegenen  Budgets. 
Allein  m  dieser  Beziehung  sollten  die  handelspolitischen  Reformen 
>der  nächsten  Jahre  durchaus  nicht  begünstigt  werden.  Die  KdMen 
des  chinesuM^hen  Kriegs  und  des  canadischen  Aufirtandei Uten 
freilich  weg  und  ebenso  verminderten  sich  die  Ausgaben  für  die 
Staatsschuld  zum  Theü  durch  langsame  Tilgung  zum  Theil 
durch  die  letzte  jener  grossartigen  Zinsreduktionen,  die  1944 


1)  Die  Tilguog  geieUdit  jotn  belaaatlich  auf  doppelte  Weise ,  eimnl 
dorch  Verweadiuig  der  wirklidieB  UebeneUlife  dee  vergangeaen  Jahn  »m 
Ankauf  von  Sloek«  ud  diim  dmtk  ConvenioB  der  lemem  iu  Leib-  und 
Zeitrenten  auf  Yerlaagen  von  Staatagliubifeni.  Oureh  beide  Mittel  erreichte 
man  nach  Gladttones  Rede  von  18.  April  IBSrS  in  OnrchschDitt  der  letitan 
10  Jahre  eine  jifariidie  Yerminderong  der  SchnM  m  80,000  IL  Renten. 
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stallfand  »).  Dagegen  vermehrten  sich  langsam  aber  beständig 
die  Kosten  des  Kriegswesens  und  der  Civilverwallung.  Die  letzlere 
insbesondere  zeigt  seit  geraumer  Zeit  in  England  die  Tendenz, 
ihre  Thätigkeit  über  ihren  bisher  so  beschränkten  Wirkun<rskreis 
,  hinaus  zu  erweitern.  So  ist  man  auch  in  den  zehn  letzten  Jahren 
genöthigt  gewesen,  manche  ganz  neue  Behörden  einzusetzen, 
die  Rechtspflege  von  Staatswegen  wirksamer  zu  unterstützen,  die 
Polizei  zu  vermehren  (besonders  in  Irland),  für  den  Volks- 
unterricht bedeutende  Bewilligungen  zu  machen,  die  olVentliche 
Armenpflege  vielfach  zu  unterstützen,  zum  grossen  Tlieil  Dinge, 
deren  Kosten  in  früherer  Zeit  von  den  Grafschalten  oder  Kirch- 
spielen ausschliesslich  getragen  wurden.  Natürlich  gibt  sich  diese 
Thätigkeit  auch  in  der  Steigerung  der  Ausgaben  deutlich  kund. 
Es  betrugen  dieselben  im  Durchschnitt  der  Jahre        .        -,  . 


1840/42 

1850/52 

Für  die  obern  Staatsbehörden 

L  514,021 

/.  663,412 

Für   die  Justiz  und  gesammte 

• 

innere  Sicherheitspflege 

1,546,610 

2,286,446 

OelTentliche  Arbeiten  und  Bauten 

375,927  • 

631,100 

Erziehung ,    Wissenschaft  und 

Kunst 

258,511 

.  474,739 

Für   wohlthätige  Anstalten  und 

Einrichtungen 

162,159 

•  294,527 

Für  das  stationery  office 

157,196 

199,209 

Dem  letztern  Departement  liegt  die  Beschaffung  von  Schreib- 
material, Besorgung  von  Drucksachen  für  sämmtliche  öiTentliche 


•'Ii.  I 

1)  Es  wurde  damals  ein  Capital  von  L  248,860,663  3'/i!  procentiger 
Staatsscliuld  al  pari  in  eine  bis  zum  10.  Oktober  1854  mit  S'/iVo  und  von 
da  an  mit  3^;o  zu  verzinsende  Schuld  converlirl.  Auf  diesem  Wege  scheint 
aber  jetzt  nicht  mehr  viel  zu  erreichen  zu  sein.  Ein  Sinken  des  Zinsfusses 
auf  2'/3%  ist  wohl  kaum  zu  erwarten.  Ausserdem  aber  hat  die  Reduktion 
noch  besondere  Schwierigkeiten  dadurch ,  dass  die  Rückzahlung  der  conso^ 
lidaled  wie  der  reduced  annuiiies  nur  nach  einjähriger  Kündigung  geschehen 
darf.  Gladstones  Plan  zur  Umwandlung  der  soulhsea  annuiiies  und  einiger 
anderer  filterer  Theile  der  Schuld,  welcher  durrh  Ausgabe  von  272  proccn- 
tigen  ejcchequer  bonds  das  grosse  Ziel  einer  allgemeinen  Reduktion  vorzu- 
bereiten suchte,  ist  eben  an  der  seit  der  Kündigung  so  sehr  veränderten 
Stimmung  des  Geldmarkts  gescheitert.        .      .    .    ,     •  *  . 
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Behörden  ob,  und  es  ist  daher  kein  schlechter  Maasstab  der 

Geschürte  derselben.  Theilen  wir  die  gesammten  Staatsausgaben 
ohne  die  wirklichen  üeberscliüsse,  welche  auf  die  Reduklion  der 
Staatsschuld  verwandt  worden  sind,  in  drei  Theile;  öü'enlliche 
Schuld,  Kriegswesen  und  alle  .übrigen  Ausgaben ,  so  ergeben 
sich  folgende  Zahlen.  Wir  fügen  lur  bessern  Uebersicht  den 
Durchschnitt  der  Jahre  1830,  31  und  32  hinzu. 

1830/32       1840/42  1850/52 

Für  die  öffentltche 

Schuld  L  28,594,676  L  29,419,994  L  28,014,418 

Für  das  Kiicgsweseii  l4,Üü2,933  15,407,159  15,590,902 
Civilverwaltung  und 

andere  Ausgabe  4,252,470      5,270,324  6,571,679 

Süninitliche  Staats* 

ausgaben     '  46,880,079     50,097,477  50,176,999 

Dieser  Uebersicht  wollen  wir  eine  Vergleichung  der  Ge- 
sammteinnahmen  ohne  die  durch  Anleiben  erhobenen  Summen 
sogleich  folgen  lassen.  Es  betrugen  dieaelb«n  im  Durchschnitt 
der  Jahre      •  1840/42  ^  1  47,539,185 

1850/52  52,751,252 

also  1850/52   mehr  5,212,067 

Fügen  wir  den  Ueberschuss  der  von  Ende  1841  bis  Biidd 
1851  aufgehobenen  über  die  neu  auferlegten  Stenern  •'^'^^iViii^ 
hinzu  mit  -  5,208,122 

so  ist  der  Mehrertrag  10,4207189 
oder  21,9%,  während  die  Bevölkerung  des  vereinigten  Könige 
reiches  von  1841  ~  1851  nur  um  2,29%  stieg.  Wie  ein  so 
ausserordentliches  in  der  Finanzgeschichte  europäischer  Staaten 
wohl  liaum  erhörtes  Resultat  erreicht  worden  ist.  woUen  wir 
jetzt  im  Einzelnen  naher  verfolgen« 

Wir  beginnen  mit  den  Consumttoasstettern,  die  bekonntlioii 
seit  geraumer  Zeit  die  vornehmste  des  britischen -Staat»^ 

einkoinmens  l  üden  und  in  Betreff  deren  die  durchgreifendste^ 
und  ertolgreichslen  Rei'oruien  stattfanden.  Es  galt  hier  zunächst, 
den  finanziellen  Zweck  auf  die  Zollabgaben  ausschliesslich  mif 
Aufgabe  des  Schutczollsystems  anzuwenden^  und  unter  den  e^entH 
liehen  Verbrauchi»steuem  eine  grosse  Zahl,  die  entweder  be4 
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sonders  den  Aufschwung  der  Produktion  bemmten  oder  vorzugs- 
weise auf  der  Consuintion  der  niedern  Volksklassen  lasteten, 
gänzlicli  aiirzuheben,  oder  wenigstens  beträchtlich  herabzusetzen. 

Mit  der  Reduklioo  der  früher  fast  prohibitiven  Schutzzölle 
ist  man  in  der  raschesten  Weise  vorangegangen.   Als  im  Jahre 
1842  Sir  Robert  Peel  den  britischen  Tarif  eine  1  Revision  unterzoc^ 
und  die  seit  Huskissons  Zeit  nicht  geordneten,  sondern  in  vielen 
Parlnmentsakten  zerstreuten  Zollsätze  wieder  in  eine  geordnete 
Form  brachte  y  stellte  er  den  Grundsatz  auf,  dass  Rohmaterial 
nicht ^fkher  5%,  Halbfabrikate  nicht  Uber  12%  und  fertige  Manu^ 
faklui  waaren  in  der  Regel  nicht  über  20%  ihres  Wertlies  an 
Zoll  irngen  sollten,  ein  grosser  Schritt  zu  einer  Zeit,  wo  die 
£inführ  einer  Reihe  von  Gegenständen  so  gut  wie  vollstfindig 
verboten  war.   In  dem  Tarif  von  1853  aber  ist  mit  Ausnahme 
von  Seidenvvaaren,  deren  Einfuhr  luil  15%  des  Werthes  besteuert 
ist,  als  Grundsatz  festgehalten,  dass  kein  Zoll  auf  Manufaktur- 
waaren  10%  überschreiten  soll.    Die  Zdlle  ad  valorem^  die 
frtther  im  britischen  Tarif  eine  grosse  Rolle  spielten  >  sind  nur 
ni  etwa  20  Artikeln  beibehalten  ;Wordm  und  auch  dort  meistens 
nur  aushilfsweise,  indem  die  nicht  speciell  erwähnten  Arten  des 
Fabrikats  nach  dem  Werthe  besteuert  werden.   Vollständige  Ver- 
bote und  die  ebenfalls  frtther  zahlreichen  Ausfuhrprämien  und 
zolle  auf  inländische  Produkte  sind  gänzlich  abgeschafft.   So  ist 
es  denn  möglich  gewesen,  indem  num  eine  grosse  Zahl  von 
Zöllen,  deren  Ertrag  nur  unbedeuleud  war,  ganz  fallen  liess, 
eine  ausserordentliche  Vereinfachung  des  Zollwesens  eintreten 
zn  lassen.   Der  Tarif  bestand  am  Ende  des  Jahrs  1841  aus 
564  Hauptabtheilungen  und  im  Ganzen  aas  1052  verschiedenen 
Tarifsätzen,  während  Ende  1852  die  ersleni  auf  230,  die  letztem 
auf  466  zurückgprührt  waren.    In  der  letzten  Session  endlich 
sind  die  Zölle  für  lOä  Artikel  ganz  aufgehoben  und  in  Betreff 
von  126  Artikeln  weitere  Reduktionen  gemacht  worden.  Zugleich 
hat  man  den  höchst  lästigen  und  slöienden  Zuschlag  von  5% 
zu  allen  Zollen,  den  die  oben  erwähnte  Maassregel  Barings  ein- 
geführt hatte,  bei  fost  allen  Artikeln  mit  Ausnahme  von  7  wieder 
abgeschain.   Die     osse  Vereinfachung  zeigt  ^sieh  auch  in  den 
ZoUeinnahmen.  Porter  in  seinem  Fj  oyre^it  of  tke  naHon  (3.  edit^ 
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London  1851 ,  p«  498)  hal  eine  ZurammeniteUung  der  Artikel^ 
welche  über  L  100,000  im  Jahre  1840  abwarfen.   Ea  waren 

damals  17,  welche  93,  2%  der  ganzen  ZoHeinnahme  einbrachten, 
1852  nur  noch  12  ^  deren  Ertrag  95,52%  dea  geaammten  aus- 
machte. 

Während  man  ao  die  Laat  den  Verkehr  hemmender  und 

grosse  Zollaofaicht  erfordernder  Prohibitiv-  und  Schutzzölle  Uber 
Bord  warf,  begann  niRn  ebenfalls  die  eigentlichen  Finaiizzölle 
einer  Revision  zu  unterziehen.  Es  waren  dabei  vorzüglich  die 
beiden  oben  erwähnten  Geaiehtapnnkte,  Stenererleiditening  der 
niedem  Volksklaaaen  nnd  Befreiung  dea  zu  Gewerben  aUer  Arl 
nothwendigeii  Rohiiialerials  leitend;  ausserdem  aber  hat  man  Ver- 
minderung der  Zolbatze  iiberall  da  eintreten  lassen,  wo,  durch 
vermehrte  Consumtion ,  ein  bedeutender  Ansfall  in  den  Staats* 
einnahmen  nicht  zu  befürchten  war.  Man  hal  in  letzterer  Be- 
ziehung glänzendere  Erfahrungen  gemacht,  als  je  znvor.  Ala 
allgemeines  Resultat  hal  der  Schalzkunzler  in  seiner  Rede  vom 
18.  April  1853  mitgelheilt,  dass  bei  den  bisherigen  Reduktionen 
durchschnittlich  in  7  bis  8  Jahren  die  vermehrte  Consumtion  den 
Zollauafall  gedeckt  hat.  Diese  Beobachtung  kann  indess  natürlieti 
nicht  als  Regel  von  praktischer  Bedeutung  gellen ,  da  nach  der 
Natur  des  Artikels  und  der  Grösse  der  Ermässigung  diese  Frist 
gar  sehr  variircn  wird.  Es  war  der  Mehrbetrag  der  aufjg^ehobenen 
und  verminderten  ikber  die  neu  auferlegten  oder  erhöhten  Zaile- 
während  der  11  Jahre  1842—52  L  8,450,451 
der  Zolibeliag  '        1852  22,051,734 

30,502,185 
1841  23,821,468  . 

6,680,699  also  eme 

Vermehrung  von  28,04%,  bei  einer  Bevölkerungszunahme  von 
elwa  2,3%  »). 

Wir  wollen  hier  nicht  in  die  politisch  ao  interessante 
Geschichte  dieser  Creaetzgebung  eingehen ,  sondern  tiur  vom 

1)  d.  h.  von  1841  bis  März  1851.  Da  aber  die  Amwmdenmf  au  &m 
vereinigten  Königreich  für  1851  und  1852  dIeUd  fw  335^  nud  368^744 
Köpfen  erreichte,  so  wird  die  Oovdlkcn^g  Mit  der  tetilcB  ^ihlnff  hflie«»- 
faUi  in  irgend  eriiehlicbw  Wcim  gewaduen  Mfau 
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finanziellen  Gesichtspunkte  aus  einen  kurzen  Blick  auf  einige 
der  wichtigsten  Aenderungen  werfen.  Diejenige,  welche  unter 
allen  für  die  wirthschaflliche  Lage  der  niedern  Yolksklassen, 
so  wie  in  jeder  andern  Beziehung  von  der  grössten  Bedeutung 
war,  die  Aufliebung  der  KornzOlle  nämlich,  ist  mit  keinen  er- 
heblichen Opfern  von  Seilen  der  Slaalskasse  verknüpft  gewesen. 
Die  Einnahme  von  der  Getreideeinfuhr  war  unter  der  sliding 
Scale  natürlich  höchst  schwankend,  nur  bei  schon  beträchtlich 
hohen  Kornpreisen  erhob  der  Staat  davon  eine  bedeutende  Summe. 
So  war  der  Ertrag  des  Zolles  von  Mehl  und  Getreide  aller  Arten 
1839  :L  1,096,872;  1840:  L  1,150,868;  1833  aber  nur  L  35,315 
und  1834  L  97,934;  dagegen  lieferte  in  den  letzten  Jahren  der 
eigentlich  nur  nominelle  Zoll  von  einem  Schilling  auf  den  Quarter 
eine  ziemlich  beständige  und  nicht  unbedeutende  Einnahme.  Sie 
war  im  Jahr  1849  L  561,481       .      .      •     . »  .  • 

1850  467,881  /.i 

1851  504,921  . 

1852  .      404,385.  ..  ^ 

Den  Kornzöllen  folgen  an  Bedeutung  ohne  Zweifel  zunächst 
die  Zuckerzölle  in  Betreff  deren  der  entscheidende  Kampf  über 
die  Anwendung  liberaler  Handelspolitik  auf  die  Colonieen  geführt 
worden  ist.  Die  allmähliche  Reduktion  derselben  hat  indess  ihr 
Ende  noch  nicht  erreicht;  vom  4.  Juli  1854  an  aber  wird  aller 
Zucker,  ausländischer  wie  colonialer,  ganz  gleichmässig  besteuert 
werden  und  zwar  zu  10  s.  der  Centner  Muscovado,  gelber  und 
brauner  Rohzuck^;  zu  ii  s.  S  d.  weisser  Rohzucker,  Parin  und 
ahnliche  Sorten;  zu  13  s.  4  d.  Candis  und  Raffinade.  Dem  Tarif 
von  1842  zufolge  bezahlte  der  geringst  besteuerte  Rohzucker 
aus  britisch  Westindien  und  Mauritius  1'  /.  5  s.  2^/5  d.,  in  frem- 
den Ländern  producirter  3  /.  6  IV0  ä.,  auf  ausländischer 
Raffinade  aber  stand  ein  Zollsatz  von  8  /.  iß  s.  4Vä  d.  Natürlich 
hat  auch  die  ausserordentlich  gestiegene  Consumtion  bei  den  seit 
dem  Jahre  1845  sich  rasch  folgenden  Reduktionen  eine  Ver- 
minderung der  Zolleinnahmen  nicht  verhindern  können.  Dies 
zeigt  die  folgende  Uebersicht,  in  der  wir  die  in  den  letzten 
Jahren  eingeführte  Raffinade  im  Verhältniss  von  115  zu  100  auf 
Rohzucker  reducirt  haben. 


Goniunitioii  «n 

l>«von  iOi  bril. 

Die  ZoUeio- 

Rotiziick«*. 

Ck^lonleen. 

nahme. 

1840 

Cenlner  3,594,412 

C*  3,592,092 

L  4,449,070 

1841 

4,057,900 

4,057.617 

5,114,390 

1842 

3,868,474 

3,bb8,334 

4,874,821 

1850 

6,225,042 

i5,190,d93 

,4^884,441 

1851 

6,522,^6 

4,895,615 

3,979,141 

1852 

^  7,213,883 

6,222,143 

-  3,893,656 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betrug  die  Consumtion  im 
Durchschnitt  1840/42  jährlich  15,9  englische  Pfund,  der  Steuer^ 
ertrag  3  s.  1  d.,  1850/52  26,9  Pfd.  und  2  s.  8  d. 

Ebensowenig  ist  bis  jetst  beim  KaflTee  die  vermehrte  Cen- 
sumtion  den  Sleuerausfall  zu  ersetzen  im  Stande  gewesen.  Für 
diesen  bestanden  ebenfalls  bedeutende  UitTerenzialzüIIe  zu  Gunsten 
der  Colonieen. .  Vor.  1842  bezahlte  in  diesen  producirter  ß  d, 
das  Pfund;  ausländischer,  eingeführt  aus  einer  innerhalb  des 
Privilegiums  der  ostindischen  Compagnie  gelegenen  britischen 
Besilzuns"  9  rf. ,  aus  cItk m  fremden  innerlialb  dieser  Grenzen 
gelegenen  Hafen  1  aus  andern  Gegenden  1  s.  3.  (/.  und  ausser- 
dem 5^/  0  von  allen  diesen  Zollsltsen*  In  Folge  dieser  Bestimmung 
^  Iransportirte  man  Kaffee  ans  Brasilien  nach  dem  Gap  und  führte 
ihn  von  dort  zu  eine  in  Zoll  von  9  d,  ein.  Im  Jahr  1852  be- 
zahlte aller  Kafl'ee  ohne  Unterschied  3  d,  das  Pfund. 

Die  Consumtion  belief  sich  .der  ZoUertrag 

auf  Pfunde  auf  . 

1840  28,664,341  L. 921 ,551 

1841  -    28,370,857  887,747 

1842  28,519,646  768,866 
1852       35,044,376  437,229 

oder  im  DurchsobniU  der  drei  ersten  Jahre  1,05  Pfd.  auf  den 
Kopf,  im  letzten,  wenn  man  die  Bevölkerung  seit  der  Zählung 
von  1851  für  uiivei ändert  annimmt,  1,27  Pfd.,  eine  Steigerung, 
deren  verhältnissmässige  Kleinheit  zum  Tbcil  wohl  dadurch  zu 

i)  Der  Durchschnittspreis  für  nicht  verzollten  Rohzucker  aus  britisch 
Westindien  war  nach  dem  Londoner  Preiscourant  1R40  13  41  ^.  11  rf.  der 
Centner,  für  Havaquahxucker  '4'Z  *.  4  rf.,  1850/52  aber  nur  25  |.  8  rf.  und 
Z'4  s.  i  4, 
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erkilfren  ist,  dass  Kaffee  in  Grossbritannien  nicht  so  sehr  wie 
Zncker  oder  Thee  ein  Gegenstand  der  Consumtion  der  niedem 

Volksklasse  ist,  zum  Theil  aber  auch  von  dem  in  den  letzten 
10  Jahren  sehr  vermehrten  Cichorienverbrauch  herrühren  raagi 
'■''y  Zu  dieser  Ermässigung  der  auf  wichtige  Lebensmittel  ge^ 
legten  Steuern  hat  sich  in  der  letzten  Session  die  lang  ersehnte 
Reduktion  der  Tbeezulle  gesellt,  der  leatlllge  der  Zoll  auf  da^ 
Pfund  Thee  schon  von  2      2V4  d.  auf  1  s.  10  d.  herabgesetzt 
ist  und  stufenweise  weiter  bis  zu  1  m.  (am  6.  April  1856)  ver- 
mindert werden  soll.  Ueber  die  grosse  Bedeutung  dieser  Maass* 
Tegel  tttf^  die  arbeitenden  Klassen  brauche  ich  wohl  keine  Worte 
zu  verlieren.    Nächst  der  Aufhebung  der  Kornzölle  ist  diesen 
wohi  kaum  eine  grössere  Erleichterung  in  den  letzten  JahrzeluUen 
geworden. 

«  '  -  Bei  den  Zöllen  anf  Rohstoffe  aller  Art  hat  man  ebenfalls 
sieh  nicht  gescheut,  bedeutende  Bhinahmequellen  aufzugthen. 

So  belief  sich  die  von  eingeführter  Schnfs-  und  Baumwolle  er- 
hobene Summe  in  den  Jahren  184Ü  und  lH4t  auf  785,491  l, 
ufid  664,576  l.  Beide  Artikel  sind  jetzt  vollkommen  frei.  Ein 
noch  bedentenderes  Opfer  aber  hat  der  Staat  In  Betreff  der  Be* 
sleurung  der  Holzeinfuhr  gebracht.  Der  Ertrag  derselben  war 
*  ,1840      L  1,730,551  1851       L  521,872 

1841  L  1,500,315  ,  1852  L  515,817, 
ein  Ausfall,  der  sich  freilich  durch  die  grosse  der  Industrie  und 
▼or  Allem  dem  Schiffsbau  gewährte  Erleichterung  ohne  Zweifel 
lohnt.  Der  Zoll  auf  gewulmliches  unv erarbeitetes  Eichen-  oder 
Tannenholz  war  vor  1842  55  s.  das  loaä  für  ausländisches  und 
10  für  das  Produkt  englischer  Colpnieen;  im  Tarif  von  1842 
waren  diese  Sätze  anf  25  und  10  1853  auf  7  s.  6  d,  und 
1  s.  reducirl. 

Auf  dem  Gebiete  der  inländischen  indirekten  Consumtions- 
stenern  sind  zwar  keine  Reformen  von  weilgraifender  politischer 
Bedeutung  durchgeführt,  aber  doch  atich  dem  Lande  Lasten  von 
grossem  betrage  abgenommen  worden.  Allgemein  hat  man  bei 
diesem  Zwci^jo  des  öffentlichen  Einkommens  als  Grundsalz  fest- 
gehalten, nicht  wie  bei  den  Zöllen  allmählich  mit  Ermässigungen 
des  Steuerfusses  vorzugehen,  sondern  wenn  irgend  thunlich  inun^ 
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gleich  die  gaoze  Steuer  auf  die  einzelnea  der  Aocise  unter- 
worfenen ttegenstfinde  vollständig  adkobeben.  Mm  wird  dadnrdi 
bei  diesen  gleich  wat  einmal  der  zur  Erhebung  der  Steuer  nOthigen 

Controle,  die  bekanntlich  gerade  bei  der  Accise  sehr  lästig  und 
den  Engländern  seit  langer  Zeit  verhasst  ist,  enthoben,  während 
bei  den  Einfuhrzöllen  es  nie  ohne  dem  grössten  Schmnggel  Vor- 
ichub  SU  leisten,  ndglich  sein  wbrd,  coUfireie  Guter  ganz  von 
der  Durchsnchnng  zu  befreien.  So  zeigen  denn  andi  die  Br- 
hebungskosten  der  Accise  in  den  letzten  Jahren  eine  nicht  un- 
beträchtliche Verminderung;  sie  beliefen  sich  für  100  /.  der 
Brnttoeinnabma  1840  noch  auf  6  L  iO  s.  11  Vi  d.,  1841  auf 
6  /.  7  s.  8'(4  d.y  waren  aber  1852  auf  5  /.  1  s.  5V«  ä,  ge- 
sunken. Andrerseits  kann  es  als  ein  sehr  zufriedenstellendes  Re- 
sultat angesehen  werden,  dass  die  Kosten  der  Douane  seit  1841 
trotz  der  enorm  vermehrten  Einfuhr  nicht  gestiegen  sind.  Der 
Betrag  der  seil  1842  erlassenen  Accise  wurde  von  Disraeli  un 
Unterhause  am  31.  April  1852  auf  L  1,500,000  angegeben,  ra 
denen  dann  noch  die  in  der  letzten  Sitzung  aufgehobene  Steuer 
auf  Seife  mit  1426,045  /.  (£rlrag  im  J.  1852)  hinzuzufügen  sein 
wird.  Die  entere  Summe  besteht  hauptsächlich  aus  der  1845 
aufgehobenen  Glassteuer,  die  im  vorhergehenden  Jahre  647,673  L 
aufbrachte,  eine  Maassregel,  deren  Bedeutung  von  Porter  QProyress 
of  ihe  nation  p.  255  f.}  hinlänglich  ins  Licht  gesetzt  ist,  aus 
der  Gebühr  von  Auktionen  (iL  30ö»340),  aus  dem  Aufschlag 
auf  Ziegelsteine  (L  456)000}.  Wie  drückend  der  letitere  voa 
den  niedern  Ständen  gefühlt  sein  muss,  lässt  sich  aus  einer 
Mittheilung  des  Ear!  of  Schaflesbury  ermessen,  die  er  im 
Unterhause,  damals  noch  Lord  Ashley,  am  8.  April  1851 
gemacht  hat.  Für  die  Bauteil  der  gemeinntttB^en  BaugeaeD-» 
Schäften  ist  nach  seiner  Aussage  durch  den  Briass  der  Steuer 
durchschnittlich  eine  Erspariing  von  15%,  bei  Anwendung  von 
Hohlziegeln  aber  von  25%  entstanden.  Vielleicht  noch  schäd- 
licher aber  auf  die  Gesundheit  und  indirecki  auch  auf  den  sitt- 
lichen Zustand  dieser  Klassen  wurkte  die  Accise  von  Seife,  deren 
Abschaffung  daher  nächst  der  Ermässigung  der  Theezölle  den 
grössten  Anziehungspunkt  des  Gladstoneschen  Budgets  bildete. 
Mehrere  Verttnderungen  sind  in  Betreif  der  Uemuu  vorgenommen 
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worden,  bekanntlidi  einer  Art  Fatentsteuer  für  *  gewisse  Klaaiea 
Gewerbtreibewieii ,  die  zm  Thed  jtthrltch,  swn  Tbed  nur 
einnel  bei  der  Coocefsion  des  Gewerbes  erbeben  wird  (Ertrag 
1852  :L  1,183,321).  Es  würde  zu  weit  führen,  auf  dieselben 
einxeln  hier  einzugehen,  das  ganze  System  bedarf  der  Reform 
mt :  pitH  ihrer  auch  wohl  ia  nicht  alisu  ferner  Zeit  theilbaftig 
wetiiabi^Ttot^  des  Steuererlasies  im  Beirag  von  mehr  als  1*^ 
Mfllioneii  vermehrte  sich  dieBfnnabme  von  der  Aodse.  Dies^lie 
war  1841  L  14,602,847;  1852  L  15,791,735.  In  dieser  letztem 
Suaame^  ist  indess  der  Ertrag  mehrcr  Steuern  enthalten,  die  früher 
vatea^^ipliiitempelgebabren  anfgeiübrt  wurden,  nSmlioh  &%  dar 
gfifnftelniifhnahmen  Akr  Passagiere  in  England  und 
Schottland  >)  L  280,314 


Me  ül>rigeli  Einnahmen  rühren  bei  weitem  zum  grössten  Theil 
aus  der  Besteurung  spirituöser  Getränke  her.  Branntwein-,  Malz- 
und  Hopfenaufschlag  brachten  1841  L  10,510,592  oder  71,9% 
dei^lSipanimlertrags  der  Accise  auf,  1852  aber  L  11,782,030 
oder  74^6%.  Lassen  wir  für  das  leiste  Jahr  deii  seitdem  an%^ 
bobenen  Seifenaufschlag  weg,  so  steigt  diess  Verhältniss  auf  80,2%. 

/  Zu  den  Aufwandsteuern  gehören  endlich  drittens  noch  die 
messed  laxes.  Bei  diesen  allein  brachte  im  Jahr  1841  die 
Srfaöbnng  mn  10%  in  der  Tbat  eine  ents|»rechende  Yennehrang 
des  Ertrags  hervor,  ohne  Zweifel  hanptstfcblich ,  weil  sie  fast 
nur  von  den  wohlhabendem  Klassen  getragen  werden,  bei  denen 
eine, Veränderung  des  Preises  der  Aufwandsartikel  nicht  so  leicht 
ff(||^[|||f|Pf (Bebende  Verminderung  oder  Vermebrang  der  Consumlion 
kervormfl.  Hir  Ertrag  zeigt  ttbrigens  hi  den  leisten  Jahren  keine 
dem  steigenden  Wohlstand  des  Landes  entsprechende  Zunahme, 
sie  leiden  zum  Theil  eben  an  den,  fast  allen  Luxussteuem  ge- 

1)  Diese  Steuer,  im  Jahre  1842  für  ein  seil  1832  bettehendei  Meilen« 
gehl  von  V2  d.  für  je  4  beförderte  Passagiere  eingefabrt,  itt  eine  geringe 
»  Vergleich  zur  Besteurung  der  Postkutwben ,  Omnibus  etc.  Sie  hal  be- 
kaonilich  auch  nicht  im  Gerinfilen  hemmead  auf  die  UiilerBebaHUi|ihut  ia 
Vimbabaapilfiaa  eiagiwiRbl* 


die  Stßj^  von  Landkutschen 
^  \  r   ?0n  Miethkutschen 


218,142 
84,556 
583,012 
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meinsameii  Uebelstande,  dass  sie  leicht  durch  ein  Üeb^diCli 
des  Aufwands  der  hOhern  Stflnde  auf  andere  Gegenstände  um- 
gangen werden  können,  dann  aber  möchten  auch  wohl  unstreitig 
die  neuen  Reformen  mehr  den  sogenannten  arbeitenden  Klassen, 
als  der  Pferde,  Wagen  iind  Bedienten  haltenden  Bevölkerung  zu 
Gute  gekommen  sein.  Die  assessed  taxes  brachten  ein  1841 1 
L  3,500,923;  1852  :  L  2,408,014,  woeu  dann  för  1862  noch  ehi 
Steuererlass  von  ungefähr  1,200,000  /.  hinzuzufügen  sein  wird, 
welcher  1851  durch  die  Umänderung  der  Fenstersteuer  in  eine 
Tiel  mässigere  Steuer  auf  bewohnte  Häuser  von  mehr  als  20  L 
jährlichem  Ertrag  entstanden  ist.  Von  der  üblen  Wirkung  "IkMr 
erslcrn  auf  die  Bauart  der  Wohngebäude  und  ihrer  ungleich^ 
massigen  Verlheilung  hat  man  seit  1835,  wo  sie  an  der  Stelle 
einer  frühem  Häusersteuer  eingeführt  wurde,  hinlänglich  Ge^ 
iegenheit  gehabt,  sich  zu  überzeugen.  Die  jetzige  Steuer  bi^rifgt 
3^/4%  der  jährlichen  Mielhrente  ibr  gewöhnliche,  2%%  flir 
solche  Wohnhäuser,  in  denen  entweder  offene  Läden  oder  Schenken 
gehalten,  oder  die  von  den  in  der  Landwirlhschafl  beschäftigten 
Personen  bewohnt  werden.  (Ertrag  1852:  L  726,714.)  W«s 
die  übrigen  assessed  laxes  betrifft,  so  hat  der  jetzige  Sehali^ 
kanzler  sie  bei  Gelegenheit  der  Budgetvorlage  von  i853^^dlitll' 
durchgeheudeii  Revision  unterzogen  und  auch  hier  eine  grosse 
Vereinfachung  und  meistens  auch  Herabsetzung  derselben  vor- 
genommen. In  letzterer  Beziehung  mag  wohl  zum  Theil  die 
Schwiengkeit  dem  Budget  eine  gute  Aufnahme  zu  sichern  für 
ihn  bestimmend  getresen  sein,  sonst  hätten  unseres  Erachtens 
wohl  dringendere  Ansprüche  an  die  Staatskasse  vorgelegen.  Da- 
gegen ist  es  gewiss  zu  billigen^  dass  er  die  mehrfach  bestehende 
progressive  Besteurung  und  verschiedene  Exemtionen  abgeschafft 
hat..  So  um  nur  einige  Beispiele  anzuführen,  bezahlte  man  (Ür 
jeden  Bedieilten  von  mehr  als  18  Jahren  iu  steigenden  Sätzen 
von  2  /.  4  Ä. ,  wo  nur  einer  gehalten  wurde,  bis  zu  3  /.  16 
6  ,  wenn  ihre  Zahl  in  einem  Haushalt  zehn  überstieg.  Das 
neue  Gesetz  (16  et  17  Victoria  c.  90)  verlangt  1  /.  1  s.  für 
jeden  Bedienten  von  mehr  als  18  Jahren  und  10  <.  6  «f.  für 
jüngere  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Anzahl.  El  enso  betrug  die 
Steuer  für  eine  einzelne  vierrädrige  Kutsche  6  L,  aber  6  /.  10  #. 


im  britiscben  Stenerwesen. 

wenn  zwei  gehalten  wurden,  und  stieg  in  demselben  Verhältniss 
weiter,  während  jetzt  Tür  jede  nur  3  /.  10  s.  ohne  Unterschied 
der  Zahl  cntriciitcl  worden.  Für  Hunde  ist  der  doppelte  Sntz 
von  8  Ä*.  und  14  s.  in  einen  einfachen  von  12  s.  verwandelt 
und  ähnliche  Veränderungen  sind  mit  den  Steuern  auf  Pferde, 
Miethkiitschen  etc.  vorgenommen  worden ,  die  im  Ganzen  einen 
Steuererlass  von  290,000  /.  jährlich  in  sich  schliessen.  . 

Die  drei  Einnahmequellen  des  britischen  Slaats,  die  wir  bis 
jetzt  einer  flüchtigen  Betrachtung  unterzogen  haben,  Zölle,  Accise 
und  assessed  taxes  umfassen  im  Wesentlichen  die  in  demselben 
besiehenden  Aufwandsleuern.  Wir  haben  zwar  nur  die  wich- 
ligslen  Veränderungen  andeuten  können,  aber  auch  diese  kurze 
Uebersichl  wird  wohl  schon  gezeigt  haben,  dass  die  Reformen 
nicht  ohne  staatsmännische  Weisheit  unternommen  und  dass  sie 
mit  einem  glänzenden  Erfolge  gekrönt  worden  sind.  Es  betrug 
der  Gesammterlrag  der  Aufwandsteuern         •  ^  ,  , 

1842.        . ;     .  /'     •    r  1852. 


Zölle      1  23,515,374  ^    L  22,137,120 

Accise  14,602,847  .15,791,735 
ass.  taxes     3,500,923  ...  2,408,014 

L  41,691,144     M  40,336,869  j 

oder  im  J.  1842:  79,8%,  im  J.  1852:  70,8%  des  gesanmiteij 

Staalseinkommens.  .»i.M.  U\u  t4iX 

Der  Mehrbetrag  der  erlassenen  über  die  neu  auferlegten  Ab- 
gaben wurde  berechnet  bei  den  Zöllen  zu  ..^^^  .^^^^  L  8,450,000 
bei  der  Accise  ungefähr  zu  './.ui  ,1/^  j.iit?- «ia.:  ^5^00,000 
bei  den  assessed  taxes  zu  *        un  fi^    •  *  i_MOO^OOO 

'''  ''  '  '  10,650,000 
durch  deren  Zurechnung  sich  der  Gesammlerlrag  der  Aufwand- 
steuern 1852  auf  50,986,869  stellen  würde  oder  auf  22,19% 
höher,  als  der  Ertrag  dieser  Abgaben  im  Jahr  1842  war.  Von 
der  wirklich  erhobenen  Summe  kommen  aber  allein  auf  folgende 
Gegenstände:  1841  1852 

Wein,  Bier,  Branntwein  und  ,7  f.. 

geistige  Getränke  aller  Art  L  14,657,300  j,,,  .  L  16,158,519 
Tabak     _  u  X  3,550,824  4542,571 

18,208,124  20,701,090 
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Procente  des  Ertrags  aller  Con*         1841  185t 
sumtiotisstcucrn  43,7%  51,07% 

Diese  Artikel  also,  deren  Besteurung  wohl  unter  allen  Con- 
ramtioiuigegeiwUUideii,  von  denen  man  hoffen  darf,  einen  be- 
Mchtlichen  Thefl  des  Staalseinkommens  so  erheben,  am  Wenigsten 
getadelt  werden  kann,  brachten  1852  allein  mehr  als  die  Hälfte 
aller  Aufwandsteuern  ein.  Und  auch  in  der  andern  Hälfte  wird 
man  kaom  mehr  eine  jener  drückenden  Abgaben  von  den  noth- 
wendigsten  Lebensbedürfnissen  oder  fttr  die  Indostrie  .wichtigstell 
Rohstoffen  finden,  wie  sie  In  noch  nnentwickelten  volkswirth^ 
schafllichen  Zuständen  bei  ^Toringcn  Bedürfnissen  des  grossem 
Theils  des  Volks  zur  Aufbringung  des  Staatsaufwands  nothwendig 
sind.  Und  gewiss  ist  das  ein  grosser  Fortschritt  von  einer  Be- 
stenrong,  die  noch  vor  12  Jahren  die  wichtigsten  Baumaterialien, 
Holz  und  Ziegelsteine,  die  bedeutendsten  Bekleidungsstoffe,  Schaafs- 
und  Baumwolle,  die  ersten  Nahrungsmittel,  Korn  und  Vieh  mit 
grossen  Lasten  bedrückte!  —  Noch  immer  bleibt  freilich  Manches 
SQ  thnn  Hbrig.  Es  nnteriiegt  aber  auch  wohl  keinem  Zweifel, 
dass  man  jetst,  wo  die  dringendsten  Forderangen  sich  ihrer 
Erfüllung  nahen ,  nicht  stehen  bleiben ,  sondern  auf  dem  begon- 
nenen Wege  weiter  gehen  und  z.  B.  nach  und  nach  zur  Auf- 
hebung des  Aufschlags  auf|  Papier,  zur  Ermissigung  der  Tabak- 
löUe  und  vielleicht  audi  der  Steuern  auf  Wein  und  Bleir  schreiten 
vrird. 

Ehe  wir  uns  zu  den  eigentlichen  Schätzungen  wenden,  wollen 
wir  noch  einen  Blick  auf  einen  äUern  Zweig  der  britischen  Be- 
Steumng,  auf  4ie  Stempelgebiihren  werfen.  Anch  bei  diesen  finden 
wir  bedentende  Verbessermigen ,  obgleich  dieselben  noch  immer 
der  mangelhafteste  Theil  aller  in  England  bestehenden  Auflagen 
sein  dürften.  Die  Verpflichtung  zum  Gebrauch  des  Stempels  er- 
streckt sich  nämlich  auf  Gegenstände  und  Handlungen,  die  unter 
jeder  Bedingung  von  Bestenrung  frei  bleiben  .  sollten,  s.  B.  auf 
Feuere  und  Seeversicherungen;  die  betreffende  Gesetigebung  Ist 
ausserdem  in  läsliger  Weise  verwickelt  und  endlich  sind  die 
Stempelgebühren  für  manche  Verträge  von  ganz  übermässig  hohem 
Betrage.  Indess  hat  in  nettester  Zeit  das  Gesetz  13  et  14  VioioHm 
c.  97  den  beiden  letsten  UebelstSnden  schon  cum  grossen  Theü 
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abgeholfen.  Ein  ParagrRph  desselben  bestimmt,  dass  gegen  eine 
Gebühr  von  iO  s.  sich  die  Parteien  an  die  commissioners  of  , 
inland  recenue  wenden  und  eines  rechtskräftigen  Stempels  ver- 
sichern können ,  ausserdem  aber  sind  durch  dasselbe  höchst 
wohlthätige  Veränderungen  im  Betrage  der  meisten  Gebühren 
eingeführt  worden.  So  war  es  mit  Recht  früher  ein  Gegenstand 
der  Beschwerde,  dass  die  Slempelgebühren  nicht  im  Verhältniss 
zu  den  Geldsummen  stiegen,  über  die  in  den  betreffenden  Akten- 
stücken verfügt  wurde.  Das  neue  Gesetz  nun  stellt  gleichmassige 
und  meistentheils  ermässigle  Procentsätze  auf.  Bei  hypotheka- 
rischen Schuldverschreibungen  z.  B.  betrug  früher  der  niedrigste 
Stempel  1  /.  für  Summen  unter  50  /.  und  stieg  langsam  bis  zum 
höchsten  Salz  von  25  /.  für  Schuldverträge  von  20,000  /.  und 
mehr;  jetzt  bezahlt  man  für  Summen  unter  50  f.  nur  1  s.  3  rf., 
bis  zu  100  /. ,  2  5.  6  d,  und  in  demselben  Verhältnisse  weiter. 
Ebenso  war  bei  Pachlkonlraklen ,  die  jetzt  '/i^/o  entrichten,  der 
kleinste  Stempel  1  /.  für  eine  jährliche  Pacht  unter  20  /. ,  der 
höchste,  nur  10  /.  bei  einer  Pachtrente  von  iOO  /.  und  darüber 
hmans Ein  weiterer  Fortschritt  ist  in  der  letzten  Parlaments- 
sitzung gemacht  worden,  in  der  die  Gebühr  von  Ankündigungen 
ganz  aufgehoben ,  die  von  Zeitungen  bedeutend  vermindert  und 
der  Stempel  für  Ouitlungen  über  mehr  als  2  /.  auf  1  d.  fest- 
gesetzt wurde.  Der  letztere  betrug  früher  3  d.  für  Summen  von 
5 — 10  /. ,  6  rf.  für  10 — 20  /.  u.  s.  w.,  wurde  aber  wenigstens 
für  geringere  Beträge  fast  regelmässig  umgangen.  Man  hofft 
nun  wohl  mit  Recht,  dass  bei  den  unbedeutenden  Kosten  des 
Stempels  und  bei  der  grossen  Bequemlichkeit,  die  zur  Erhebung 
desselben  gegeben,  die  Umgehung  seltener  werden  wird.  Der 
Stempel  kann  nämlich  in  derselben  Weise  wie  die  Postmarken 
auf  die  Quittung  geklebt,  muss  aber  dann  zur  Verhütung  eines 
wiederholten  Gebrauchs  mit  dem  Namen  des  Ausstellers  der 
Quittung  überschrieben  werden,  oder  man  kann  bei  der  in  den 
grössern  Städten  allgemeinen  Sitte  der  Bezahlung  durch  An- 
weisungen (c/tec/r«)  auf  Banquiers  das  ganze  Checkbuch  von  der 


1)  Siehe  die  weitern  Bestimmungen  des  Gesetzes  bei  lHac  CuUoch,  Ta- 
xation and  funding,  2.  eiftl.  London  1852,  p.  285  u.  ff. 
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3teuerbeliörde  abstempeln  und  den  Empfloger  der  Zahlung  aaf 
der  Rückseite  der  Anweisung  qiiitlireu  lassen.  In  den  vom  Ban- 
qaier  zurückgesandten  checks  hat  man  denn  rechtsgültige  Quifc* 
lungen.  —  Der  £rtrag  d^r  Gebühren  ohne  die  Erbschaftssteuern 
war  1841  :  L  5,084,353  (darunter  ungeföhr  L  500,000  von  Land- 
und  Miethkutschen,  die  jetzt  unter  der  Accise  aufgeführt  werden) 
1852  :  L  4,502,782.  Der  Steuererlass  von  1844  und  ib5ü  wurde 
auf  ungefähr  L  630,000  und  1853^ auf  L  480,000  veranscltlagt;. 

Die  Erbschaftssteuern  werden  in  Grossbritannien  zw^  .j^iiL 
den  Gebühren  gerechnet,  sind  aber  ihrem  Wesen  nach  vielnuelir 
eine  Capilalateuer.  Wir  gehen  daher,  indem  wir  uns  zu  ihnen 
wenden,  zu  den  Schalzungen  uljer,  bei  denen  wir  ausse/ci^ 
nur  noch  die  Einkommensteuer  in  Betracht  zu  ziehen  haben  wcMopj^ 
Ueber  beide  Arten  von  Abgaben  sind  in  England  während  df^ 
Zeitraums,  den  wir  hier  behandeln,  ausgedehnte  Debatten  gefühlt 
worden,  weh:he  eine  wiederholte  Erörterung  der  ersten  Grund- 
sätze alier  Besteurung  veranlasst  haben.  In  praktischer  Beziehuiig 
« hat  das  vergangene  Jahr  der  Streitfrage  ein  Ende  geset^t^  Utf^ 
durch  Ausdehnung  der  Erbschaftsabgaben  und  durch  andere  gtin^ 
^tige  Umstände  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Mittel  zur  voll- 
ßlandigen  Abscliailiing  der  Einkommensteuer  erworben  werden. 
—  Es  bestehen  in  England  drei  verschiedene  von  Erbschaften, 
^u  entrichtende  Abgaben,  zwei  davon  sind  eigentliche  Step|iie|^ 
gebühren :  die  probate  duty  von  testamentarischen  und  die  dm^ 
on  leiters  of  adtninistration  von  Inteslaterbschaflen.  Sie  werden 
beide  nur  von  beweglichem  Vermögen  klassenweise  und  zwar 
bei  grössern  Summen  in  geringerem  Procentsatze  erhoben, 
erste  mit  2—173%,  die  zweite  mit  3—2%)  und  brachteii  IjS^ 
zusammen  L  1,041,329  ein.  Die  dritte  Abgabe :  legac^  duty  trägt 
mehr  den  Charakter  einer  Steuer  und  traf  bis  1853  ebenfalls 
nur  bewegliches  oder  durch  testamentarische  Verfügung  gms^  .Y^ff 
kauf  bestimmtes  Grundeigenthum.  Da  nun  überdiess  allo  iidp^ 
genannten  $etilemenis  von  ihr  beireit  blieben,  so  war  ap«^4(p| 
Umgehung  sehr  ausgesetzt.  Ihr  Ertrag  hat  sich  daher  niclit  dena 
raschen  Anwachsen  des  beweglichen  Vermögens  entsprechend  » 
vermehrt.   In  England,  Wales  und  Schottland  war 
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derselbe  die  Steuer  des  besteuerten  Capilals 

1832  L  1,144,459  L  43,334,^08 

1842  L  1,179,104  L  42,748,560 

1852    L  1,308,055  L  46,552,355. 

Bei  der  Einführung  dieser  Steuer  im  Jahre  1796  halle  Pitt 
eine  zweite  Bill  eing^ebracht,  die  eine  ähnliche  Abgabe  von  Liegen- 
schaften, jedach  auch  hier  mit  Freilassing  aller  e»iailt  efnfflhren 
sollte.  Damals  wurde  dieser  Vorschlag  vom  Parlament  verworfen 
und  erst  im  vorigen  Jahre  von  Gladstone  \yieder  aufgenommen 
und  durchgeführt.  Das  Gesetz  16  et  17  Victoria  c.  41  geht 
aber  noch  weiter,  als  es  Pitt  beabsichtigt  hatte,  und  dehnt  die 
Erbschaftssteuer  auf  jede  Art  von  Vermögensiuwachi  aus,  der 
ftlr  einen  britischen  Unlerthan  durcti  einen  Todesfall  entsteht, 
jedoch  mit  der  wichtigen  Beschränkung,  dass  alles  unbewegliche 
Eigentbum  nicht  als  Capital  besteuert,  sondern  dass  das  Einkommen, 
welches  dasselbe  jährlich  abwirft,  ganz  wie  eine  i^bensiängliclie 
Rente  behandelt  werden  soll.  Bs  sind  zu  diesem  Zwecke  von 
Jfr.  FmhtUm^  dem  Aktuar  der  Staatsschuld,  gestützt  auf  die  bei 
den  öffentlichen  Leibrenten  geaiachten  Erfahrungen  und  zum 
Zinsfuss  von  4  Procent  Tafeln  entworfen,  nach  welchem  dem 
Lebensalter  des  Erben  entsprechend  der  Capitaiwerth  der  Renten 
abgescbtttzt  und  auf  diesen  die  Erbschaftssteuer  ia  denselben  P^o-* 
centsätzen-wie  auf  bewegliches  Eigenthum  angesetzt  wird.  Der 
Betrag-  derselben  wird  aber  in  diesem  Falle  nicht  auf  einmal, 
sondern  in  8  halbjährigen  Raten  erhoben,  von  denen  die  erste 
zwdlf  Monäte  nach  dem  Antritt  der  £ri»scbaft  ftOlig  ist  SUrbt 
der  Erbe  vor  Ablauf  dieser  dVs  Jahre^  so  erlischt  die  Verpflick* 
tung  zur  Zahlung  der  bei  seinem  Tode  noch  nidit  ftlllig^  gewe-- 
senen Raten.  Die  Höhe  der  Steuer  ist  dieselbe  geblieben ;  sie  beträgt 
1%  der  Erbschaft  für  lineale  Descendenten  oder  Ascendenten,  3% 
ftlr  Geschwister  oder  deren  Descendenten,  5%  für  Onkel,  Tante 
oder  deren  Descendenten,  6%^ftlr  Grossonkel,  Grosstante  oder 
deren  Descendenten,  10°/o  für  entferntere  Verwandte  und  Nichts 
verwandte,  sowie  für  juristische  Personca.  Bei  diesen  letztern 
wird  auch  fiir  unbewegliches  Eigenthum  die  Steuer  vom  vollen 
Taxationswerth,  aber  ebenfalls  in  8  halbjährigen  Terminen  ent- 
ricktet    Die  frttbere  legaey  dvtif  brachte  1852  L  1,377,187 

Z«lUciir.  iür  dUAtcw.  1004.  U  Htft.  A 
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ein.  Durch  diese  Aaedelmiiiig  boiR  man  anf  einen  Mehrertrag 
Ton  L  2,000,000,  der  aber  erst  in  ynef  Jalmn  zur  Totten  Er- 

liebiing  kommen  wird.  Vermillelsl  dieser  »wei  Millfoneil  und 
der  allmählichen  Vermehrung  des  Ertrog^s  der  Consunilionssleuern, 
fowie  der  1854  und  1860  eintretenden  Verminderung  der  Aus- 
gaben fikr  die  öffentliche  Schuld  denlit  der  Schatzkanaier  tm 
Stande  zu  sein,  die  aihnübliehe  Abscbi»ffbng  der  Einkoniniens^ 
Steuer  zu  bewirken  *).  Vom  1.  April  IB55  an  soll  der  Steuersatz 
von  7  d.  von  einem  Pfund  jährlichen  ümkommens  aut  Ö  d,,  vom  April 
1857  auf  5d.  herabgesetzt  werden  und  am  5.  April  1860  die  Steuer 
ganz  aufhören.  —  Bs  ist  gewiss  ein  beachtenswertbes  Zeichen,  wenn 
man  in  einem  Lande  so  langjähriger  und  mannigfacher  Erfahrung 
im  Steuerwesea  diejenige  Steuer,  welche  dem  Princip  nach  so 
"delfach  als  die  richtigste  anerkannt  worden  ist,  verlässt  und  zu 
der  wohl  ebenso  einstimmig  verworfenen  Bestenrung  des  Capitals 
in  der  Form  einer  Erbschaflsabgabe  greift.  Ich  bin  ntchi  der 
Meinung,  dass  diese  Politik  allein  aus  der  Abneigimg  des  eng- 
lischen Volks  gegen  direkte  Besteurung  überhaupt  zu  erklären 
ist,  glaube  vidmehr,  dass  sich  eine  mehr  rationale  Leitung  des 
britischen  Abgabewesens  dabei  nicht  verkennen  lässt. 

'  Wir  dürfen  w^ohl  von  der  Annahme  als  einer  ziemlich  all- 
gemein anerkannten  ausgehn,  dass  jeder  Staatsbürger  verpflichtet 
ist,  im  Verhältniss  seines  Einkommens  zu  den  Staatskosten  beizu» 
tragen.  Wir  werden  zwaf:  noch  Gelegenheit  finden  zu  erwiihnen, 
wie  man  vor  Allem  in  England  bei  Gelegendeit  der  Debatten 
Über  die  Einkommensteuer  eine  Theorie  der  Steuerpflichligkeit 
aulgesteUt  hat,  nach  weicher  die  Steuern  nicht  dem  Einkommen 


1)  Vom  Jahr  1854  an  tragen  die  1844  converurteo  37*  procentigen 
nur  3%  Zinsen ,  wodurch  euie  Ersparniss  von  624,000  l.  entsteht,  1860 
enden  die  sogenannten  long  annuities  und  einige  andere  Zeitrenten  im 
Betrag  von  2,146,000  Ausserdem  ist  die  ullmahliche  Tilgung  der  Schuld 
mit  ungefähr  8ü,UÜU  /.  Renten  jährh'ch,  also  in  8  Jahren  040,000  /.  in  An- 
schlag zu  bringen,  im  (iunien  somit  nrie  Ersparniss  von  3,410,000  l.  bis 
zum  Jahr  1860.  —  Die  Einkununensteuer  trug  1852  5,652,770  l.  ein.  Die 
Ausdehnung  auf  Irland  und  die  Einkommensteuer  von  100 — 150  welche 
aber  schon  jetzt  nur  5  d.  von  1  l.  entrichten  sollen,  wird  ihren  Ertrag  dem 
yoiaoschlage  nach,  um  ungefähr  600,000  i.  vermehren. 
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sondern  dem  Vermögen  entsprechend  zu  verlheilen  seien.  Da 
^eübe  jedoch  «were«  Wisfens  in  DeatschUind  noch  kdnen 
Mestendern  Vertreter  gefonden  hat,  so  gthn  wir  Air  jetzt  nicht 
Biber  anf  dieaelhe  ein.  Es  zeigen  sich  nun  zwei  Wege,  um  die 
Besleiinina:  des  Einkommens  in  der  Praxis  duiclizululiren.  Der 
eine  ist  der  einer  allgemeinen  gieicbmitö^igea  Einkommensteuer, 
iHe  iie  vi  .nenerer  Zeit  mehrfach  wenigstens  zur  theilweisen 
Oeoknsg  der  Staatsbedttrihisse  in  Anwendung  gelcommen  ist; 
ietrwßdere  aber  ist  der  einer  Besteuning  des  Gesammleinkom- 
mens in  versehiedi  lu'ii  Kaleg^oi  icf  n  und  liuich  verstiuedene  Ab- 
gaben. So  Iheill  nmi  dasselbe  in  Deutschland  wohl  nach  seinw 
(MMiliW  «iit  und  sacht  durch  Grund-,  Gewerbe-  und  Oapttal- 
renteostasir  ea  seinen  yauptbestandtheilen  nach  möglichst  gleich- 
mlissig  zu  treffen.  Eine  andere  Einlheilung  ist  die  nach  seiner 
Bestimmung,  je  nachdem  es  zum  Verbraiioh  oder  zur  Ersparung 
be^tbo^imt  ist.  Es  ist  hinlänglich  bekannt,  wie  man  in  England 
laDgjB^.Zeit>  sich  fast  nur  an  den  zur  Consumtion  bestinunlen 
XniBfl^  •  jor  Aufbringung  der  Staatsausgaben  gehalten  hat.  Man 
war  dort  an  diese  Art  der  Ausgubeii  so  gewohnt,  dass  als  Pitt 
im  Jahre  179^  zuerst  pine  eigentliche  Schätzung  einführen 
wollte,  er  auch  diese  zur  Aufwandsteuer  machte.  Sie  wurde 
nlinKl^inach  der  Grösse  des  Gesanuntbetrags  der  von  dem  Steuer- 
]pfif^hligen  bezahlten  a$sessed  taxes  und  zwar  in  steigenden  Pro- 
centsätzen umgclegl,  sollte  iiide^^s  nie  Vio  wirkliclien  Ein- 
kommens überblcigen  Ohne  Zweifel  hat  dteses  byslem  als 
. A|0rderungsmittel  der  Ersparung  seine  guten  Seiten,  und  es  ist 
^ifliM)?^  JN^deutender  Hebet  zur  raschen  Capitalansamnüung  in 
Ei^iand  gewesen.  Eine  voUsiSndtge  Befreiung  aber  des  nicht 
yoii  den  Verbrauchssleuein  getroüeneu  Liakuiiuuens  diiillc  sich 


1)  El  ist  nicht  guis  richtig,  wenn  .die  Einfl^liranf  der  eigenUichen 
Ejikemmemfennr  echen  Inf  Jnbr  179B  geietit  wird.  Dieielbe  fand  erst  1799 
statt  durch  'das  Gesets  39  Geoig  III.  c.  19.,  a)s  die  Siener  vom  vorigen  Jahre 
mur  1,855,996  I.  elngebrachl  batle.  Die  Procentsitse  des  Einkommens, 
welche  bd  jener  ma  nicfal  sn  fibeitchreitende  Maxuna  gewesen  waren, 
Warden  nan  eigentlicbe  Steoersitae  and  der  Erlrag  vrar  im  ersten  Jahre 
schon  6^,621  I.  S.  FVrsf  Jlqiorf  9f  Ihe  &  C9mm6tt$9  s«  !*•  teeome  «ml 
pr9f§r^  UuCf  1853,  p.  1—4,  die  Anssage  iton  Mt.  Ck*  Prssä^^ 
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für  ein  so  capitalreiches  Land  wie  Grossbrilannicn  wohl  kaum 
aus  diesem  Grunde  rechtfertigen  lassen,  und  vun  diesem  Ge^ichU- 
punkte  aus  fUlit  die  Aosbildang  der  in  inangeUiaAer  Form  icfaon 
längere  Zeit  in  Englaiid  beatehenden  ErbscbaOaatßuerii  eine  Lttcke 
iai  britischen  Steuerwesen  aus. 

Ge^en  diese  Art  \oi\  Abgaben  sind  vor  Allem,  so  viel  mir 
bekannt,  drei  Bedenken  erhoben  worden.  Einmal,  daas  sie  dem 
Capital  dea  Landea  entnommen  würden,  dann,  daas  ihre  Auf« 
bringung  von  onbeweglichem  Eigenthum  besondere  Schwierig- 
keilen habe  und  sie  dasselbe  bei  rasch  sich  folgenden  T od lsI allen 
der  übermässigen  Verschuldung  oder  Parcellirung  aussetzen  wür- 
den und  endlich  dass  sie,  je  nachdem  der  Erblaaaer  lünger  oder 
kürzer  im  Besitz  aänea  Vermögens  gewesen  sei,  dasselbe  in 

ganz  verschiedener  Weise  treffen. 

Der  erste  dieser  Einwürfe  ündet  sich  in  einer  vielfach  wi^ 
derhoiten  Stelle  von  Ricardo  am  deutlichsten  ausgesprochen. 
Derseslbe  macht  darnnf  aoimerksam,  daas,  wenn  dne  Erbschaft 
von  L  1000  einer  Steuer  von  L  100  unterworfen  ist,  der  Ki  be 
sie  für  eine  Erbschaft  von  nur  L  900  ansiehr  und  keinen  Grund 
fühlt  die  Abgabe  durch  Sparsamkeit  zu  ersetzen;  hatte  er  aber 
L  1000  wirklich  erhalten  ond  iL  100  an  Einkommen-  oder 
Hünaerstener  zu  bezahlen,  so  würde  er  seine  Ausgaben  entspre- 
chend einzuschränken  suchen  ').  Dem  ist  aber  schon  von  J.  S. 
Mill  und  Andern  mit  Recht  entgegengesetzt  worden,  einmal, 
dass  jede  Steuer  zum  Theil  aus  dem  bezahlt  werde,  waa  aonat 
erspart  worden  würe^  dann,  daas  in  einem  Lande  von  so  rascher 
Capitalansammlung  wie  England,  wo  fortwMhrend  aus  Mangel  an 
Gelegenheit  zu  passenden  Capitalanlagen  ausserordentliclie  Sum- 
men in  verfehlten  Spekulationen  vergeudet  oder  doch  ins  Aus*- 
land  .geführt  werden,  eine  Capitaisteuer  von  einigen  Millionen 
durchaos  kein  Bedenken  habe. 

Dem  zweiten  der  erwähnten  Uebelstände  entgeiil  das  eng- 
lische Gesetz  durch  den  neuen  Versuch  das  ererbte  Vermögen 
von  Gruadeigenthum  wie  eine  Leibrente  zu  besteuern;   Auf  dieae 


1)  Morks  of  David  Hicardo,  edited  by  J.     Mac  Calloch,  2  edü. 
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Weise  kann  die  Abgabe  wohl  nie  in  gerährlichem  Grade  drückend 
werden.  Nehmen  wir  z.  B.  einen  Erben  von  vier  Jahren  an, 
das  Alter,  in  welchem  mit  der  längsten  wahrscheinh'chen  Lebens- 
dauer auch  der  Capilalwerlh  der  Rente  am  grösslen  ist.  Erhält 
derselbe  eine  in  unbeweglichem  Eigenthum  bestehende  Erbschaft, 
auf  die  der  höchste  Satz  von  10®/o  in  Anwendung  kommt,  so 
wird  selbst  in  diesem  äussersten  Falle  die  Steuer  noch  nicht 
die  Hälfte  des  jährlichen  Einkommens  ahsorbiren.  Der  Capital- 
werth  einer  Rente  von  100  /.  ist  nämlich  in  diesem  Alter  1928  /. 
16  s.;  10  Procent  davon  192  /.  17  7  </,  also  die  halbjährige 
Zahlung  nur  24  /.  2  s.  2  d.  Bei  einem  Alter  von  35  Jahren 
aber,  welches  nach  Lord  Aberdeens  Mittheilung  das  durchschnitt- 
liche Aller  der  Erbfolge  im  Oberhause  ist,'  wird  der  Werth 
einer  Rente  von  100  /.  zu  1574  /.  17  ^.  6  d.  veranschlagt. 
Darin  liegt  natürlich  noch  immer  eine  nicht  unbedeutende  Be- 
günstigimg des  Grundeigenthums,  da  der  gewöhnliche  Preis  des- 
selben in  England  doch  mindestens  der  25  bis  33  Vafache  Betrag 
der  jährlichen  Rente  ist  Es  zeigt  sich  hier  recht  augenfällig 
die  verschiedene  Stellung  des  Grundbesitzes  in  England  und  in 
Frankreich,  wo  ebenfalls  ein  enregistrement  für  Erbschaften  mit 
Freilassung  der  Ascendenten  und  Descendenten  besteht.  In  die- 
sem Lande  der  Parcellirung  und  hypothekarischen  Verschuldung 
hat  man  nämlich  für  gut  befunden,  unbewegliches  Eigenthum 
mit  einer  Erbschaftssteuer  von  G'/^ — 9%  zu  belegen,  während  das 
bewegliche  nur  3 — 6%  bezahlt  Das  engliche  Gesetz  dagegen 
zeigt  auch  im  Kleinen  eine  möglichst  grosse  Rücksicht  gegen 
die  Verhältnisse  des  Grundbesitzes.  So  enthält  es  eine  Bestim- 
mung, dass  alles  hochstämmige  Gehölz  Qtimber,  nicht  nnder^ 
tcood^,  mag  es  sich  in  Wäldern,  Parks  oder  wie  so  oft  in 
England  in  kleinen  Gruppen  zerstreut  finden,  wenn  der  Besitzer 

1)  Irland  macht  freilich  augenblicklich  eine  Ausnahme.  Dort  geschahen 
noch  vorigen  Sommer  die  Verkäufe  unter  Leitung  der  encumbered  estales 
eommission  zum  12— 20fachen  Betrag  der  Rente.  Das  neue  Gesetz  hat 
übrigens  auch  darin  einen  grossen  Vorzug,  das«  es  die  so  schwierige  Taxa- 
tion des  liegenden  Eigenthums  überflüssig  macht. 

2)  K.  H.  Rau,  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft,  Heidelberg  1S50, 
I.  ^.  237«         ^      ,  ,  
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es  nicht  ausdrOckHeh  anders  verkingl,  nicht  nacük  dem  Erlrag 

besteuert  werden  solle,  den  dasselbe  bei  rein  forstmässiger 
Bewirtbschaftung  abwerfen  könnte,  sondern  es  soll  der  Eigen- 
thflmer  die  Steuer  in  jedem  sptttem  Jalure  nur  für  die.  Summe 
entrichten,  die  er  llnrch  Verkaiif  iron  Hola  nach  Abzug  a^ 
Kosten  wirklich  erhallen  hat.  Im  Fall  aber  diese  Summe  in  einem 
Jahre  nicht  10  /.  erreicht  hat,  soll  sie  ganz  steuerfrei  sein. 

Das  letzte  der  Bedenken,  welches  wir  als  von  den  Gegnera 
der  Erbschaftasteaern  vorgebracht  anführten,  wird  für  unbeweg- 
liches Eigenthnm  ebenfalls  durch  die  Behandlung  des  daraus  flies- 
senden Einkommens  als  Leibrente  gehoben.  Im  Einzelnen  wird 
es  natürlich  noch  immer  grosse  Abweichungen  von  diesem  Geseta 
der  Lebensdauer  gebend  die  sich  afater  in  derselben  Familie  schon 
nach  Verlauf  weniger  Generationen  ausgleichen  werden.  Uebii- 
gens  möchte  ich  dem  Uebelstande,  dass  Verlassenschaften  durch  * 
Erbseliaflsteuern  ungleich  getroffen  werden,  weil  der  Erblasser 
bald  kürzer  bald  länger  im  Besitz  derselben  gewesen  ist,  keine 
zu  hohe  Bedeutung  beilegen.  Ist  nur  .der  SteuerAiss  fllr  die 
nächsten  Verwandtschaftsgrade  kein  zu  hoher,  so  wird  die  Un- 
gerechtigkeit, die  darin  liegen  mag,  schwerlich  je  drückend 
empfunden  werden.  Auf  der  andern  Seite  aber  hat  die  Hinaus- 
Schiebung  der  Besteurung  des  ersparten  Theils  des  Einkommens 
bis  zum  Tode  des  Ansammlers  auch  Manches  fbr  sich.  Wir 
können  in  dieser  Beziehung  auf  eme  bedeutende  AutorHät,  auf 
John  Stuart  Mill  verweise^,  der  sogar  von  der  Einkommen- 
steuer wo  möglich  die  Ersparnisse  befreit  wissen  will.  Dazu 
kommt,  dass  das  Verfügungsrecht  über  Eigenthum  über  die  eigene 
Lebensdauer  hinaus  und  die  gesetzliche  Intestaterbfolge  von  nicht 
zur  eigentlichen  Familie  gehörigen  Verwandten  als  ein  so  be- 

1)  S.  dessen  Grnodsfttte  der  politischen  Oekonomie,  IlberteCit  von  Soet- 
beer,  2  Tbl  S.  735  und  seine  Aussage  im  Second  Report  of  the  SeUet 
Commmee  &n  property-  and  ineome  tax,  London  1852,  p.  209.  Wir  hallen 
es  indess  keineswegs  mit  Hill  für  eine  Ungerechtigkeit,  dasi  Jemand  für  den 
TheÜ  seines  Einkommens  besteuert  wird,  den  er  nutzbar  anlegt  und  in  den 
folgenden  Jahren  von  den  Zinsen  desselben  wieder  Steuer  zu  entrichten 
hak  Unserer  Ansicht  nach,  die  wir  auszuführen  sogleich  Gelegenheit  finden 
werden,  hat  der  Staat  ein  Recht  zur  Besteurung  alles  Einkommens,  mag  es 
nun  durch  früher  schon  besteuertes  Capital  entstanden  seiq  oder  nicht. 
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sonderes  Ziigeslandniss  des  Staates  erscheint,  dass  sich  an  das- 
selbe füglich  auch  eine  besondere  Lcisluner  des  Empfängers  der 
ErlMchafl  knüpfen  kann.  Es  scheint  mir  zum  grossen  Theil 
dieses  GeQÜil  zn  sein,  welches  Yemnlasste^-dass  für  die  Aiifliebimg 
der  bestehenden  Brbschaflssteiier  und  gegen  das  neue  Gesels 
nach  deai  Zeugniss  Lord  Aberdccns  in  der  letzten  Session  auch 
nicht  eine  einzige  Petition  beim  Parlament  einginor,  während  es 
ioiist  an  BittsdiriAen  gegen  jede  andere  existirende  Steuer  nicht 
»angelte.  . 

So  (Inden  wir  d#nn  kn  englischen  Stenerwesen  elnerseiti 

e»in  Bestreben  auf  die  bei  Weitem  vorwiegende  Consumtionsbe« 
ateurung  die  Regel  anzuwenden,  welche  Erfahrung  und  Wissen- 
iehaft  für  dieadbe  angefunden  haben  und  andererseits  eine 
Ansbadung  der  frtther  aebr  ttnvoUkonunenen  Erbscbaftsabgaben 
zu  dem  Zweck,  auch  den  von  den  Verbraucbsstenem  nicht  be- 
rührten Theil  des  Einkommens,  das  aufgesparte  Capital,  wenig- 
alens  einigermaassen  zu  den  Staatslasten  heranzuziehen. 

Ea  bleibt  nur  noch  ein  Zweig,  der  in  England  bestehenden 
Besteuning,  die  Binkemmeoateaer,  zur  nSheren  Betrachtung 
übrig. 

'  Ich  will  hier  das  reiche  Feld  der  Debatten  über  diese  Steuer 
mchl.  vorführen,  sondern  nur  einige  Gesichtspunkte  andeuten, 
nach  welchen,  Yfie  mir  scheint,  die  Stellung  derselben  in  England 
aufzufassen  ist.  Ich  habe  oben  schon  die  Umstände  der  Ein- 
fixhrung  erwähnt  und  dass  die  Veranlassung  dazo  ohne  Zweifel 
zanächsi  in  der  öussersten  Finanznoth,  dann  aber  in  dem  Wunsch 
aadi  einer  Reform  der  indirekten  Steuern  zu  suchen  sei.  Zu 
den  leatem  Zwecke  hatte  schon  Sir  Henry  Pamell  in  seinem 
Werke  an  ßnandal  reform  die  Einkommenstener  empfohlen; 
als  dauernde  Abgabe  aber  wagte  sie  Sir  Robert  Ped  nie  daran- 
atellen  und  der  gegenwärtige  ausgezeichnete  Schatzkanzler  hat 
sie  anfs  entschiedenste  als  eine  zwar  fär  Zeiten  ausserordentlicher 
Nofh  nnadiStsbare  und  nnentbehrlichei  sonst  jedoch  aus  dem  bri- 
tischen Staatshaushalt  zu  entfernende  Steuer  beaeichnet  Dass 
dieselbe  aber  für  gewöhnliche  Zeiten  vollkommen  unhaltbar  ist 
und  gegen  sie  sich  die  öffentlichen  Stimmen  selbst  noch  lauter 
ab  gegen  ao  dorchana  veffwerflicbe  Abgaben,  wie    B.  die  von 
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VtarMbmmgen  oder  von  der  Papierfabrikatiini  ahtibt,  dtA  liegt  in 
twei  bekannten  gegen  dieselbe  auch  anderwärts  erhobenen  Ein- 
würfen. Der  erste  ist  die  Schwierigkeit  oder  vielmehr  Unmög- 
lichkeit der  Ermilllung-  des  Liiikummens  der  Sleuei  pllii  lilii,u'n. 
der  andere  die  gleiclimassige  Besteurung  des  aus  verschiedeuen 
Quellen  fliessenden  fundirten  oder  nicht  fundirten  fiiokommena. 
Die  Arbeiten  des  Seiect  Commttee  o»  properiy-  and  inecme  tax, 
welches  während  der  Jahre  1851  und  1852  sass,  und  seinen 
werlhvüüen  Bericht  in  zwei  Banden  dem  Parlament  vorgelegt 
hat,  haben  überwiegend  die  Abhülfe  der  zweiten  Besch  werde,  hus 
Auge  gefasst  Denn  was  die  Erhebungsweise  der  Einkommensteuer 
betrifft,  so  lassen  sich  wohl  kaum  Anordnungen  (reffen,  die  su 
einer  genauem  Ermilllunff  des  steuerpflichticcn  Kiiikuinmcns  liilircn 
würden,  als  die  gegenwartig  in  Grossbiilatinicn  bestehenden. 
Dieselben  unterscheiden  sich  wesentlich  dadurch  von  den  in 
dorn  Lftndem  In  Anwendung  gekommenen,  dass  sie  das  jährliche 
Einkommen  so  viel  als  möglich  nicht  von  der  Hand  des  ]( Izlen 
Enipf  iiiiit IS ,  soiiiitMii  an  der  Quelle,  bei  dem  Truducenlen,  zu 
besteuern  suchen.  Dn"  Steuer  wird  von  dem  Pächter  zugleich 
fttr  sich  und  den  Grundherrn  bezahlt;  er  bringt  sie  diesem  bei 
Entrichtung  der  Pacht  wieder  in  Abzog.  Schulden  und  Passiv- 
kapilalien  werden  ilur  thaus  nicht  beim  kMchlig! ,  der  Schuldner 
ist  aber  berechtigt,  die  Eiiiliumuiensteuer  bei  der  Zinszahlung 
abzuziehen.  Pacht-  oder  Schuldverträge,  die  das  Gegentheil  sti^ 
puliren,  sind  ungültig.  Bei  der  Auszahlung  von  Zinsen  der  Staats- 
schuld, sowie  ihrer  eigenen  Dividenden  behall  du  J^aiik  von 
Enffland  die  Steuer  zurück,  ebenso  die  oslindij»ehe  Compagnie, 
die  Eisenbahn-  und  andere  derartige  Geseiischaileu.  .  Sie  ent- 
richten dieselbe  direkt  dem  Staat  von  ihrem  ganzen  zur  Ver« 
theilung  kommenden  Gewinn.  Personen  von  weniger  als  100  /. 
Einkommen  müssen  daua  besonders  iim  Zurückgabe  der  für  sie 
enfriihktdi  Steuer  nachsuchen  und  dabei  sollen  denn  freilich 
nicht  selten  Betrügereien  gelingen.  Im  Ganzen  aber  hat  diese 
Methode  für  England,  wo  jährlich  ein  so  bedeutender  Theil  des 
Nationaleinkommens  durch  die  Hände  jener  errossen  AssociaUuaen 
geht  und  (Jt  r  grösste  Theil  de:»  Gruadeigenlhums  von  Pächtern 

bewirlltsci^tet  wird^  unzweifelhaAe  Vorzüge.  Bs  zejgt  sich  da« 
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in  schlacrender  Weise  aus  der  MiUheiluni?  eines  Herrn  Fressly, 
commissioner  of  inland  revenue,  vor  dem  genannten  Commiltee. 
luii^Jalir  1801,  als  eine  fiinkommenstener  von  10%  von  jedem 
Biosdnen  naf  Grund  einer  von  tbm  zn  machenden  Angabe,  die 
ausserdem  einer  Prüfuni^  durch  Taxaloren  unterworfen  war, 
erhubeii  wurd^  brachit;  nie  5,628,903  /.  eni;  im  Jahr  1806  aber 
war  bei  dem  gegenwärtigen  System  und  demselben  Fuss  von  1Ü% 
der,  Snng  11,633,000  /.  Ein  deutliches  Zeichen,  wie  gering  die 
fitfwisaei^nigkeit  der  meisten  Angaben  gewesen  sein  mqss  I 

Jt'zl  besteht  eine  erhebliche  Schwierigkeit  nur  lur  eine  der 
5  AbÜieilungen  {^scfieduies^,  m  das  Einkommen  zum  Zweck 
dieser  Besteurung  gelheilt  ist  'j.  Es  ist  die  scheäuia  D,  welche 
baiipMdblltoh  das  ans  Gewerbe,  Handel  und  das  ans  dem.  Ans- 
landl»  ;  belogene  Einkommen  umfossi  Für  dasselbe  sollen  toh 
den  Steuerpflichtigen  eigene  Angaben  gemacht  werden,  die  nher 
einer  sorgfältigen  Prüiung  in  der  hcgcl  vor  den  mit  ausgedehnten 
Untei^haogsbefagnissen  versehenen  general  cammissioners  des 
QMklir'interworfen  werden  wobei  die  fax  ntrteyors  Ha 
Beamle  der  Krone  das  Interesse  des  Piscus  wahrnehmen.  Den- 
noch ist  es  keine  Frage,  dass  in  dieser  Wei^o  diirrlnrns 
Genauigkeit  der  Abschätzung  erreicht  wird.  Vielmehr  veranlasst 
gfkvde  diese  Klasse  des  Einkommens  auf  der  einen  Seite  heftige 
Aiadhtr^^  Uber  lastiges  Eindringen  in  die  persönlichen  Ver- 
hältnisse des  Einzelnen,  iuil  der  andern  den  Ruf  nach  Abschaf— 
-  Uing  der  lux  ou  Iwutsty^  buunf//  un  fi  aud.  Ich  will  von  der 
Lnzuverlässigkeit  solcher  Angaben  nur  ein  Beispiel  aus  der  Rede 
diaif'l^hmafcniiglers  vom  18.  April  vorigen  Jahrs  anfUhren.  Bei 

■!"•git<r^.'iT-...:^^.      •  ' 

. . . { ly^A^i^  diM .Elnthdiang  unter  Andern  bei  Reu,  Handbudi  der  Finini* 
wfimN^ffe,     400  not.  a. 

rijj^  ilte  haben  swir  liein  Rechl  auf  Eiosichl  in  die  Bacher  dea  Steuer» 
plMfeifth,  kaanen  Ihm  aber  aar  Erhinong  «einer  Angaben  einen  ^d  m- 
•dbliMk;'  'Ba  J^tnn'  der  an  Besteiiernde  auch  verlangen,  daat  er  nicht  von 
dieaer  Coniniiaaion,  aondem  von  den  tpteiai  eonmUnwMt*  in  London 
nkfeaehiUt  werde,  denen  dann  aeine  Angaben  direkt  logesandt  werden. 
Mit  dieaen  kann  er  eich  fttr  die  an  entrichtende  Steuer  ahch  gleich  fftr  die 
Dnner  von  drei  Jahren  abfinden*  Peraonen,  die  ein  weaentUebea  Intereaae 
haben,  ihr  Ehikonunen  vor  ihrer  Umgebung  geheim  in  halten,  achlagen 
diüon  Wflf  hinflg  ein. 
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Keubauten  in  einer  gössen  englischen  Stadt  mussten  die  Häuser 
TOD  28  Gewerbtreibenden  abg^ebrochen  werden.  -  Für  den  Veriusl 
iiires  darin  betriebenen  GeacbXfts  veriangten  die  Betreffenden  eine 

Entschädigung  von  48,159  /.  jährlich,  die  Jury  erkannte  ihnen 
26,973  zu,  zum  Zweck  der  Einkommensteuer  aber  hatten  sie 
ihr  Einkommen  alle  zusammen  auf  9000  /.  ang%eben«  —  jßin 
Um  iurveiforsy  denen  die  Prttfungp  dieser  Anj^ben  Tor  «Hern  cMiegl^ 
sind  bef  aller  Gewandtheit,  die  sie  in  ihrem  Geschfifle  erlangen,  doch 
keineswegs  im  Stande,  dieselben  hinlänglich  zu  berichtigen.  Sie 
können  sich  eben  ihrer  eigenen  Aussage  nach  nur  an  sehr  äus- 
serliche  Kennieichen  halten.  Nichts  desto  weniger  whrd  jinf  dftemi 
Wege  wohl  das  Einkommen  möglichst  genau  nachr  seinem'  Wbit^ 
liehen  Belvag  ermillell  und  namentlich  viel  genauer  als  auf  dem 
Wege  der  Abschätzung  des  Einkommens  der  Sleuerpfiichtigen 
ohne  ihre  eigenen  Angaben ,  wie  diess  in  einigen  nordaraerika«^ 
ttischen  Staaten  und  in  Preussen  geschieh!,  wo  diese  Methode 
nur  darum  zu  so  wenig  Beschwerden  Anlass  giebl,  weil  die 
Abschätzung  fast  nie  den  Betrag  des  wirklichen  Einkommens 
erreicht.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  bleiben  hier  die  Ab- 
schiltxuiigen  noch  mehr  unter  dem  wahren  Betrag  und- weichen 
im  Einseinen  noch  stärker  von  einander  ab,  als  die  Angäben  der 
Steuerpflichtigen  selbst 

So  sind  denn  auch  von  Seiten  des  Committee's  durchaus 
keine  Vorschläge  zur  Aenderung  des  gegenwärtigen  Yerfohrens 
gemacht  worden;  desto  umfassendere  Arbeiten  hat  dasselbe  da-  ' 
gegen  in  Betreff  des  aus  verschiedenen  Quellen  fliessenden  Ein- 
kommens vorgelegt.  Zu  einem  gemeinsamen  Bericht  hat  man 
sich  hier  zwar  nicht  vereinigt;  es  zeigen  indess  die  mitgelheiitßn 
Verhandlungen,  wie  die  Mitglieder  desselben  und  bei  Weitem 
die  Mehtzahl  der  vernommenen  Sachverständigen  von  der  Ansicht 
durchdrungen  waren,  dass  die  jetzige  gleichmässige  Besleurung 

r  ■ 

1)  Für  Nordamerilia  siehe  die  Aussage  des  ebrenwerlhen  Dudley  Seiden 
im  ersten  Bericht  des  erwähnten  Caminiltee'fl.  Es  gebe  dort  keine  Be-> 
ichwerde  üben  die  Einschätzung  ^b0emise  tknre  U  af  alt  tmtes  an  under^ 
valuatiom  0f  froptrhf^.  In  Preussen  haben  einige  der  iiir  Abschätzung 
berufenen  Conunissionen  eine  solche  Neigung  zur  geringen  Einschätzung 
ihree  Besiriu  geieigt|  d«M  die  Regieriiiig  sich  einsuiGhieileB  g enOlkigt  lak. 
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«lies  Einkommens  eine  grosse  Ungerechtigkeit  sei  %  Es  wurden 
mt  Absäkliffung  dieses  Uehelstandes  vor  Allem  folgende  Vor^ 

schlat^o  gemacht.  —  No(  Ii  der  (unvu  Ansicht  sollte  bei  crewerb- 
Üchem  filnkommen  das  Gewerbscapit  il  l  estimnil  und  auf  die  Kente, 
welche  dieses  £u  gewöhnlichem  Zinsfuss  ausgeliehen  ergeben 
wtf^e,  die  Steuer  angesetzt  werden.   Der  Mehrertrag  des  ge- 
werblichen Reineinkommens  über  diese  wahrscheinliche  Zinsrenle, 
sowie  alles  sonslige  blus  lebenslfinnrüehe  Einkoiiiiuen  &ullte  je 
niäi  dem  Lebensalter  des  Steuerpflichtigen  als  Leibrente  capita- 
UsiK  «Ad  wiedemro  nach  den  Zinsen,  die  das  so  erhaltene  Capitai 
na<^"-liiiM(lkHchem  Zinshiss  bringen  würde,  besteuert  werden. 
Ein  aiiderer  ^  oi.sdihig  und  zwar  der  in  dtni  vun  Mr.  Uume  ver- 
fkssten  Bericht  empfohlene  will  die  Steuer  auf  den  Capitatwerth 
T0tt  aHem  Einkommen  angesetzt  wissen.   £t)enso  wie  bei  dem 
▼drilgi^  Yofscblag  ist  anch  um  diese  Capitalisirung  möglich  zn 
machen,  die  Kenntniss  des  Lrliiiisallers   dos  Stcuerpflichligen 
und,  wenn  er  ein  Gewerbtreilu  nder  ist,  des  Werlhes  seines 
Gewerbecapitals  nothwendig.   Dabei  muss  dann  ein  bestimmftr 
I    fSabtaa»  als  allgemein  landesüblicher  für  sichere  Capitalanlagen 
any^cfeen  werden.    Dieses  Geschäft  haben  zwar  die  darüber 
vom  Coniniiltee  venionüiiüneii  Aktuare  für  iiuhl  solii'  schwierig 
erklärt;   es  ist  indess  von  Andern,  die  diese  Meinung  nicht 
theilten,  ein  dritter  Vorschlag  gemacht  worden,  nämlich  verschie- 
diinte  Steöers&tze  auf  verschiedene  grosse  Kategorieen  des  Ein- 
kümujtMis  anzuwemJi  n  und  z.  1>.  einfach  lebenslängliches  mit  4  d; 
gewerltli(  hes,  wo  eine  (Japitalnutzung  slalilitidel,  mit  6  d.;  Grund- 
mä  Capitalrente  mit  8 1^.  vom  L  zu  belegen.    Disraeli,  der 
iiettsi  Mitglied  des  Committee*s  war ,  schloss  sich,  dieser  Ansicht 
an  •  üiid  erklärte  bei  Vorlage  seines  Budgets  Ende  1852,  dass 
er  Willens  sei,  für  orpwerblichfs  und  nicht  fundirtes  Einkommen 
aller  Art  eine  Reducirung  der  Steuer  um  257o9  ^i^o        ^  <tuf 
h%  4  Yorziischlagen. 

Bs  fst  das  Verdienst  des  gegenwärtigen  Schatzkanzlers  im  ent^ 
schiedei^en  Widerspruche  gegert  die  herrschende  ulfculliche  Meinung 
aui^  _:  

1)  IVur  Mr.  Qiarlei  Babbage  uod  Mr.  Warborton  vertraten  vor  dem 
Cillili^^dla  «MgegenfMOUte  Anakht. 
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in  seiner  meisterhaften  Rede  vom  18.  April  1853  gezeigt  zu  haben, 
wie  eine  solche  Eintheilimg  des  Einkommens  durchaus  nicht 
durchgeführt  werden  könne,  und  wie  der  Vorschlag  daher  nicht 
geeignet  sei,  in  der  von  seinen  Anhängern  bezeichneten  Weise 
eine  gerechtere  Verlheilung  der  Einkommensteuer  zu  bewirken. 
Er  versicherte,  dass  das  Ministerium  selbst  die  Absicht  gehabt, 
die  gegenwärtige  gleichmässige  Behandlung  alles  Einkommens 
aufzuheben,  es  aber  diesen  Versuch  vor  den  sich  ihm  enlgegen- 
thürmenden  Schwierigkeiten  habe  aufgeben  müssen.  Ein  grosser 
Theil  des  fundirten  Eigenthums,  nämlich  schedula  A.  enthaltend 
Grundeigenlhum ,  bezahle  schon  jetzt ,  weil  das  Roheinkommen 
besteuert  werde,  ungefähr  9  d.  statt  7  d.  von  1  /.  Dem  Ein- 
zelnen, zeigte  er,  könne  eine  solche  Classeneintheilung  doch  nie 
Gerechtigkeit  leisten,  und  wies  dann  darauf  hin,  wie  der  Ueber- 
gang  vom  reinen  Arbeitslohn  bis  zur  reinen  Zinsrente  ein  ganz 
allmähliger  sei,  und  wohl  nur  das  Einkommen  der  Slaalsgläubiger 
ein  vollkommen  müssiger  genannt  werden  könne,  aber  schon  die 
h^liern  Zinse  für  hypothekarische  Anleihen  eine  Vergütung  für 
die  Oberaufsicht  des  ausgeliehenen  Capitals  enthalten.  Einer 
Erhöhung  der  Steuern  aber  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld  allein 
stünden  natürlich  die  grösslen  Bedenken  entgegen.  Es  würde 
zu  weil  führen,  dieselben  hier  zu  entwickeln  und  ebenso  kann 
ich  nicht  die  mannigfachen  andern  Schwierigkeiten  aufzählen,  die, 
wie  der  Redner  zeigte,  bei  Durchführung  des  Vorschlags  z.  B. 
die  Behandlung  des  lebenslänglichen  Grundbesitzes  bei  Majoraten 
so  wie  der  verschiedenen  Formen  des  gemeinsamen  Besitzes 
machen  würde.  Nur  eine  Bewilligung  glaubte  Gladstone  dem  nicht 
fundirten  Einkommen  machen  zu  können,  nämlich  die  Exemtion 
der  für  Lebensversicherung  und  aufgeschobene  Renten  wirklich 
gezahlten  Prämien  von  der  Steuer,  im  Fall  dieselben  nicht  Ve 
des  gesammten  Einkommens  übersteigen.  So  führte  er  die  Er- 
neurung  der  Abgabe  bis  zum  Jahr  1860  sogar  mit  der  Ausdeh- 
nung auf  Irland  und  auf  die  Einkommen  von  lÜO— 150 /.  durch, 
gab  aber  zugleich  die  oben  erwähnte  Erklärung  ab,  dass  er  die 
Einkommensteuer  nur  als  ausserordentliche  Steuer  für  empfeh- 
lenswerth  halte.  .  *  ««^ 

So  wenig  wir  die  berührten  Streitfragen  hier  erschöpfend 
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zu  behandeln  im  Stande  sind,  so  können  wir  doch  nicht  iiFiihin, 
einige  Bemerkungen  über  die  stailgelundeoen  Debatten  hinzuzu- 
fögen. 

Diejenigen  Vorschläge,  welche  eine  dorchgebende  Besten*  * 
rnng  des  Capitals  und  des  capitalisirten  Einkommens  beabsich- 
tigen, scheinen  uns  neuerdings  wieder  in  einem  Artikel  des 
Edinburgh  Review  hinlänglich  gewürdigt  zu  sein  Der  Ver- 
fasser desselben  weist  dort  vor  Allem  die  Ansicht  zuritck,  auf 
welche  sich  die  Theorie  der  Vermögensbestenrung  vor  Allem 
zu  stützen  pflegt,  dass  nämlich  Steuern  nur  fiir  den  Schutz  des 
Eigenlhums  an  den  Staat  bezahlt  würden,  und  desshalb  der  Grosse 
desselben  entsprechen  müsstei).  £r  führte  dann  als  Grund  aller 
Besteurung  den  Gedanken  ans,  dass  dem  Staate  vom  Ertrage 
aller  Arbeit  gleichsam  als  Mkarbettefr  ein  Theil  znkomme.  Dieser 
Theil  werde  der  IVntur  der  Sache  nach  in  Jaliresfrislen  orfioben 
ebenso  wie  in  jetziger  Zeit  für  die  Bedürfnisse  des  Staats  in 
Jahresfristen  gesorgt  werde.  Dass  min  der  nach  diesem  Abzug 
den  Einzelnen  bleibende  Ertrag  jährlicher  Arbeit  nicht  von  Allen 
wieder  consumirl,  sondern  zum  Theil  aufgespart  und  als  Capital 
oder  Genussmittel  verwendet  werde,  gebe  durchaus  kein  Recht 
diese  Ersparnisse  später  aufs  Neue  mit  einer  Abgabe  zu  belegen 
nnd  ebenso  wenig  dürfte  der  Staat  darauf  Rücksicht  nehmen, 
ob  dieses  Einkommen  sich  in  den  folgende^  Jahren  oft  oder  gar 
nicht  wiederholen  werde  und  etwa  das'  noch ^u  erwartende  Ein- 
kommen im  Voraus  zur  Besleunmg  heranziehn,  Wir  geben  diese 
zwar  nicht  neuen  aber  am  angeführten  Orte  mit  besonderer  Klar- 
heit aui^c^hrten  Ansichten  hier  wieder,  weil  wir  diese  Auf- 
fassung auch  als  die  unsere  anerkennen.  Wir  ghiuben,  dass 

1)  Nr.  CXCVni,  April  185S.  Siehe  übrigens  schon  früher  Rau  a  a.  0. 
§.  S91  and  $.  404.  Es  kann  hier  indessen  nur  von  der  theöretischen  Be- 
rechtiiping  dieser  Ansicht  die  Rede  sem.  Ueber  die  praktische  Durchfühning 
der  Vorschlige^  die  snr  consequenten  Venndgensbesteurung  dem  Committee 
gemacht  wurden,  Snssert  sieb  Gladstone  in  seiner  mehr&ch  erwihnten  Kede 
folgendennaassea:  Ths  prt(i§et .of  «efueriet  lAs»»  f  ly,  keemue 
wkih  Ü  UofMtt  fiwM  ef  ^cofne  Um  refem  lAs  Me#l  safctmtitUnU  ><  tt 
aUot  i  Win  »Ol  «sy  ike  nw9i  impM$ikle^  für  iftof  t»oM  be  e  sotowi^m, 
kutUU  ptac$i  ihs  fiirlhMt.  S^end  ifte  nach  9vm  ef  imMgiMtiM  «#  m 


die  BegrttAtoigr  dtiwer  Amriebt  sich  ilelit  a«f  die  geirOUicbeii 

Theorieen  der  Besteurung  zu  stützen  braucht,  welche  entweder 
di^  Steuer  nach  dem  Genuss  der  Vortheile  der  Staatsverbindung 
oder  nach  der  Beitrogsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  abmessen 
wollen.  Es  bedtirfte  noch  emer  nfihem  Erörterung,  ob  über^ 
haupt  einer  von  diesen  beiden  Grundsälzen  so  unangreifbar  sei, 
dass  man  ihn  an  die  Spitze  eines  Systems  der  Besteurung  steilen 
könnte.  Von  beiden  Gesichteponkten  aus  hat  man  zwar  die 
Steueipfllchtigkeit  des  Einkommens  der  Bürger  herzuleiten  ge- 
sncht,  indem  die  einen  behaupteten,  dass  der  Gennas  der  Vor-> 
theile  der  Staatsverbindung,  die  andern,  dass  die  Beitragsfahigkeit 
der  Staatsbürger  ihrem  Einkommen  entsprectie.  Beide  lassen 
sich  einen  nicht  unbedeutenden  Sprung  in  dieser  Folgerung  zu 
Schulden  kommen.  Man  kann,  scheint' es  uns,  ohne  Bedenken 
unmiltelbar  von  dem  Satze  ausgehn,  dass  aus  dem  Reineilrage 
der  jährlichen  Produktion  eines  Volks  die  jährlichen  Bedürfnisse 
des  SteatSi  wie  der  Einzelnen  bestritten  werden  müssen,  und  dass 
der  erstere  zn  diesem  Zwecke  an  alle  TbeOe  des  Einkommens  ein 
gleiches  Recht  hat  Jeder  Versuch,  einen  ^ssern  oder  geringem 
Antheil  des  Staats  an  einem  Zweige  der  Produktion  nachzuweisen, 
muss  unseres  Erachtens,  sofern  diese  nicht  eine  direkte  Unter- 
stiltzong  der  Regierung  geniesst,  fehlschlagen,  imd  ebenso  gehen  die 
Verhiltnisse  der  emzehien  Personen  dieses  Recht  des  Staates  auf 
Steuererhebung  nichts  an  Süll  der  Staat  aber  dieses  Recht  nicht 
gleichtiiässig  geltend  machen,  so  bedarf  das  einer  besondern  Be- 
gründung aus  andern  Gesichtspunl&ten.  Daher  können  wir  auch 
einen  Anspruch  auf  geringere  Besteurung  des  Arbeitslohns  und 
des  äewerbeverdienstes,  sofern  er  sidi  auf  .den  Grund  stützt, 
dass  ein  solches  Einkommen  nur  ein  lebenslängliches  sei,  durch- 
aus nicht  anerkennen,  und  sehen  kein  Recht  auf  eine  Bevor- 
zugung darin ,  dass  der  blos  auf  diese  Erwerbsquellen  Ange- 
wiesene für  seine  Fainille  oder  iür^  sich  selbst  Erspanusse  zu 
machen  verpflichtet  ist  AuMlend  aber  erscheint  es,  bei  den 
ausfühi liehen  Debatten  über  diesen  Gegenstand  nirgendwo  auf 
den  Unterschied  hingewiesen  zu  sehen,  der  zwischen  rohem  und 
reinem  Einkommen  Tür  Arbeitslohn  und  Gewerbeverdienst  besteht 
In  Deutschland  ist  bekanntlich  die  Ansicht  vielfoch  verbreitet. 
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dass  aus  diesen  Quellen  herrührendes  Einkommen  nur  nach  Ab- 
EQg  des  für  den  Arbeiter  notbwendigen  Lebensbedarfs  so  be* 
flteoern  sei.  Sie  wird,  um  nur  eine  bedeutende  Anformt  anzn- 
MMi,  von  Bau  in  seinem  Handbuch  der  Finanzwissenschaft 

aiifs  Enischiedenste  imlerslülzt.  Und  unseres  Erachlens  mit  ^ ollfui 
fiechte.  Denn  di  r  zur  Erhaltung  des  Arbeiters  uiiiiiugangiich 
Mfaweadige  Lebensbedarf  ist.  die  Bedingung:,  an  welche  sich  die 
Feridatter  seines  Einkommens  knüpft,  und  kann  insofern  der 
Ausgabe  verglichen  werden,  die  der  Besitzer  eines  Capilals,  das 
in  Gebäuden,  Maschinen  u.  s.  w.  besieht,  ft)r  die  IJnleriiallung 
desselben  macht.  So  wie  aber  Niemand  die  betreffenden  Kosten 
de#'Haip>»  oder  Fabrikbesitzers  als  Einkommen  besteuern  will, 
so '^dSrftei  auch  der  Lohn  des  Arbeiters  diesen  Abzug  erleiden 
müssen,  ehe  er  als  n-ines  Einkoimuen  /m  aiitlciii  Z\\e(jkiJii  dis- 
ponibel wild.  1  r^ilicli  entstehen  daraus  grosse  J>chwiengkeilen 
ftr  *  dia^  praktische  Durchführung  einer  Einkommensteuer.  Das 
ÜohMkommen  aus  Gewerbe  und  Arbeitsverdienst  steht  durchaus 
niclit  in  einem  bcstiuiiiilen  Vcrhallniss  zum  nolhwendigen  ünler- 
haltsl)edari.  Wenn  lür  den  Handariieiler,  der  150  Thlr.  jaliibch 
wdkttl,  100  Thlr.  unumgänglich  uothwendige  Ausgaben  fiir 
siiiear  Unt^halt  sind ,  so  bedarf  darum  der  grosse  Gewerbtrei- 
bendef  der  aus  seinem  Gewerbe  einen  durchschnittlichen  Unter- 
nehmeri^ewinn  von  15,000  Thlrn.  im  Jahr  realisirl,  oder  der  hohe 
Beamte  von  gleichem  Gehalte  noch  nicht  iü,ÜÜÜ  Thlr.  zu  dem- 
MbeiiT  Zwecke*  Seine  Beschäftigung  mag  zwar  eine  bessere 
KMdng  und  Wohnung^  4)edingen ;  so  manche.  Standesvorurthefle 
dagegen  oder  die  Ansprüche  seiner  Familie  können  unmöglich 
hier  in  Betnudil  kommen.  Eine  glciclimassige  Anwendung  eines 
niedrigem  Steuerlusses  auf  Arbeitslohn  und  Gcwerbeverdiensl, 
«ii  ifie  mehr&ch  verlangt  worden  ist,  wikrde  daher  keineswegs 
gel^clit' sein,  und  wenn  wir  überdiess  die  Schwierigkeit,  ja  Un- 
mügliclikcil  (1(  1  genauen  Sonderung  derselben  von  anderem  Ein- 
-kommen  erwägen,  so  mochten  wir  einen,  zwar  auch  tjiiiit  un- 
IMiagl  gerechten,  aber  dafür  auch  viel  bequemern  Ausweg 
'tliWseUflgen,  nümlicb  iiir  Alle,  die  ihre  Arbeitskraft  verwerthen, 
4M  gleläies  Minimum  des  Lebensbedarfs  vom  Roheinkommen 
iat)ZUziehl6il<  -r  W^s  nun  endlich  die  in  England  seit  lange  ver- 
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üeber  die  Refonoen 


breitete  Äuffassungr  Her  Einkommensteuer  als  einer  Kriegs-  und 
Nolhsteuer  belriilly  so  machte  dieselbe  vielleicht^  als  ein  lieber- 
bleibsel  jener  veralteten  Einibeilong  der  Stenern  in  ordentliche 
nnd  ensserordentliche,  von  manchen  Seilen  nnbedfngl  venMEim 

werden.  Unter  Umständen  indessen,  glauben  wir,  kann  dieser 
EintheilunL'^  <1(m  Ii  auch  eine  tiefere  Bedeulung  zu  Grunde  lii  iioii. 
Die  Wirkung  sehr  vieler  Abgaben  ist  bekanntlich  eine  ganz  an« 
dere  bei  ihrer  ersten  Auflegung  oder  ihrer  plötzlichen  Erhithmig, 
als  nach  langjährigem  Bestehen  derselben.  Es  gOt  das  von  44len 
bleufni ,  bei  denen  allmählich  eine  Ausgleichung-  ihrer  anfäng- 
lichen Ungleichheiten  eiiitrilt,  und  die  Lei  ploUlither  Aiiflciruni^ 
eine  grosse  Ungerechtigkeit  sein  würden,  aber  nach  Generationen 
:nicht  mehr  in  lästiger  Weise  empfunden  werden.  Wir  hrano^ 
hier  nur  an  die  Grundsteuer,  ja  an  die  ganze  ErtragsbestenvoBf 
inaticher  deutscher  Staaten  zu  eriiiunn.  welche  bei  ihrer  iiiiin- 
gelhaflen  Durchluhrung  nur  durch  die  ailmählicbe  ausgleiciiende 
Wirkung  des  Verkehrs  erträglich  geworden  ist.  Von  jokitön 
Abgaben  gilt  dann  der  Satz:  Vimpöt  variable  est  pit  tMre 
que  rimpöt  excessif,  und  eine  plötzliche  Steigerung  dert*H>«i, 
die  nicht  in  unbilliger  Weise  einzelne  Klassen  <lrr  Be\()lkorimg 
träfe,  ist  ganz  unmöglich.  Ebenso  hat  auch  eine  Erhöhung  von 
Anfvirandsteuem  in  Zeiten  der  Noth  ihre  missUchen  Seiten  y'ognd 
wenn  hier  eine  Ungerechtigkeit  nicht  i^o  sehr  zu  befttrditM  ikt, 
so  tritt  dagegen  der  gewichliere  Uebelstand  ein,  dass  die  dfirdi 
Erhüliuug  derselben  m  erreichende  Sleigeruiig  der  Emin^lmie  sich 
durchaus  nicht  berechnen  iassl,  ja  unter  Umständen  vim^  solche 
ganz  ausbleiben  kann.  Der  erwähnte  Erfolg  der  Baring'aoMi 
Finanzmaassregel  liefert  ein  derartiges  Beispiel.  Die  Einkonmiüi^ 
Steuer  (hffesen  ruht  nicht  ausschliesslich  auf  einzelnen  Volks- 
kiassen, und  wenn  auch  eine  betrügerische  Umgehung  (lorsellteii 
nicht  ganz  zu  vermeiden  ist,  so  legalisirt  doch  der  Staat  nicht 
die  Steuerbefreiung  eines  .Theils  seiner  Bürger  auf  Kosten  d«r 
andern.  Sie  erfordert  ttberdiess  zu  ihrer  Einführung  kein  iMqpe 
geschiilies  Beamtenpersonal,  imd  kann,  wie  die  enixlisehc  Finanz- 
geseliichte  zeigt,  ganz  ausserordentliche  Sununeii  in  kurzer  Zeil 
aufbringen.  Die  Unannehmlichkeit  aber,  die  der  Einzelne  durch 
Eindringen  in  seine  Vermögensverhältnisse  zu  erdulden  hat^ 


d  by  Googl 


im  brikifcben  Steoemeseii.  ^ 

für  solche  ausserordentliche  Zeiten  nicht  hoch  anzuschlagen  sein; 
man  darf  vielmehr  bei  jedem  hochherzigen  Volke  erwarten,  dass 
dann  auch  bei  den  eigenen  Angaben  der  SteuerpflkhUg^n  eine 
grd8|iere  Gewissenhaftigkeit  vorwalte. 

Noch  eine  Tendenz  der  jetzigen  britischen  Finanzverwaltung 
zeigt  sich  in  der  voriges  Jahr  in  Betreff  der  Einkonniiensteuer 
getroffenen  Maassregel.  Es  ist  das  die  Ausgleichung  der  zwi- 
schen England,  Schottland  und  Irland  bestehenden  Steuemngleich- 
heCten.  Irhind  insbesondere  .geniesst  vielfache  Befreiungen  von 
einzelnen  Abgaben.  Bei  der  bis  jetzt  so  traurigen  Lage  dieses 
Landes  konnte  kein  Gedanke  an  eine  erhöhle  üesteurung  des- 
selben die  unerwartet  glückliche  Umgestaltung  seiner  Ver- 
hältnisse 'flucht  Schritte  möglich,  die  dem  Ziel  eines  gleichen 
Stenerwesens  iür  alle  drei  Königreiche  wenigstens  näher  bringen. 
Ausser  der  Ausdehnung  der  Einkommensteuer  ist  durch  das  Bud- 
get von  1853  noch  eine  Erhöhung  der  Branntweinaccise  von 
3  s.  S  d,  aof  4  s.  S  d.  die  Gallone  Air  Schottland,  und  von 
2  s.  S  d.  wd  3  s,  i  d.  fdr  Irland  emgefilhrt.  In  England  be- 
trägt dieselbe  7  s.  10  d. 

So  haben  wir  denn  versucht,  auf  die  wichtigsten  Aeiulerim- 
gen  hinzuweisetti  weiche  wahrend  dieses  an  Erfahrungen  reichen 
Zeitraums  im  gesammten  Steuerwesen  stattgefunden  haben  ^3. 
Die  Simime  der  erlassenen  Steuern  und  den  Mehrbetrag  derselben 
über  die  neu  aufgelegten  haben  wir  üben  schon  angegeben. 
Vielleicht  wird  aber  die  Wirkung  dieser  Reformen  auf  die  Lage 
der  DiitUeni  und  niedern  Yolksklassen  noch  mehr  erhellen,  wenn 
whr  .die  ZusammeDSlelloagen  der  Einnahmen  einiger  Familien  und 
der  für  sie  durch  diese  Steuerermässigungen  verursachten- Minder- 
ausgaben an  direkten  und  indirekten  Abgaben  hier  wiedergeben, 
welche  Gladstone  in  seiner  mehrfach  erwähnten  Rede  vom 
18.  April  1853  mitgetlieilt  hat  Wir  werden  dairaus  ersehen, 
wie  viel  von  diip  verschiedenen  Steuerredtd^tionen  des  letzten 

1)  IKe  frühere.,  Grundsteuer  kann  bekanntlich  nicht  ipehr  alt  Steuer 
gellen.  Ihre  AblOiang  wird  jetst  woU  wieder  weitere  Fortichritte  machen, 
aacKdem  die  Bedingungen  dein  im  letalen  Jahr  sehr  erleichtert  worden  lind. 
Fkfiher  mutsten  22  #.  in  Renten  der  dreiprocentigen  StauUschuld  für  1  I. 
dir  Steuer  beiaUt  werden«  Jetit  nnr  17V2  #• 

.24lidir.  Ar  SleeUw.  ieS4.  it  Heft.  6 
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Jabredientf  den  betreffendwi  VoftiUimii  zu  Guto  gfekommett 

ist.  Er  hatte  sechs  Fälle  von  Personen  gesammelt,  die  ein  Ein- 
.  kommen  von  175 — 400  /.  baUen.  Ihr  Gesammteinkommen  war 
1359  ihre  Minderaiugabeii  an  Slaalsanflagren  jeder  Art  betrugen» 
ohne  die  Binkommenaleiier  in  Betracbt  zu  ziehen,  63  1  «.  3 
oder  mehr  als  5%  ihres  Einkommens;  nadi  Abzug  der  Binkoni* 
mensteuer  22  /.  16  2V2  d.  oder  fast  2%.  Bei  vier  Ffillen 
eines  Einkommens  von  100 — 150  /.  war  das  Geaamniteinkommen 
475  der  Steuererlaae  betrug  für  diesdben  ohne  BerechnMgr 
der  Binkommenatener  29  /.  6  a.  11  tf.,  das  ist  zwiache»  6  wmd 
7  %;  mit  Berechnung  der  Einkommensteuer  19  iL  9  5.  oder  mehr 
als  4%.  Es  sind  das,  wie  er  versicherte,  gute  mittlere,  ohne 
eine  bestimmte  Absicht  ausgesuchte  Beispiele.  '  ■■■'•^ 

Solche  Reaollate  sind  gewiss  zufiriedenslellende  zn  nennen, 
and  doch  hat  riler  Wahrscheinlichkeit  nach,  wenn  nicht  unhe^ 
rechenbare  Verhältnisse  und  Slörung-en  eintreten,  England  erst 
einen  geringen  Theii  der  Früchte  gekostet,  welche  es  auf  dem 
neu  betretenen  Wege  ernten  wird.  Eine  solche  Bebaoptwig  lüssl 
sidi  zwar  schwer  beweisen;  denn  sie  stützt  sich  eben  hao]^ 
sächlich  nur  auf  die  bisherigen  Erfahrungen.  Wir  könnten  in- 
dess  zu  ihrer  Beprründung  auf  die  ausserordentlich  gewachsenen 
Ausfuhren,  auf  die  vermind^t^  Kosten  der  Armenpüege  und  auf 
den  Unterschied  der  gegenwlrtigen  Würknng  einer  voUständigen 
Kissemte  und  drohender  Kriegsgefahr  im  Vergleich  mit  früheren 
ähnlichen  Zeiten  hinweisen.  Aber  ireilich  sind  jetzl,  wahrend  wir 
diess  schreiben,  alle  derartigen  glänzenden  Aussichten  sehr  in 
Frage  gestellt  Wir  geben  indess  die  Hoffnung  noch  nicht  aufi 
dass  es  dem  gegenwirtigen  Schatzkanzler  gelingen  m9ge,  das 
irtedliche  Werk  seines  grossen  Freundes  ungestört  zu  Ende  tm 
führen,  und  dass  so  sich  England  bewähre,  wie  in  diesem  Jahr* 
hundert  schoA  mebrfiich,  als  das  Land  glücklich  durchgeführter 
Reformen. 
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Gesehichte  des  MuschelgeMes. 


Von  Till. 


Bas  Geld  eslatand  unzweifelhafi  durch  den  Schmuck; 
wie  aoch  wiedemni  flir  niedere  VolksUassen,  selbst  unsere 
LSiider,  des  Geld  is  Ketten,  oder  als  Anhänger,  als  Schmuck 
dient  Daher  rührt  auch  die  Ringiora],  oder  die  Durchlöcherung' 
des  ältesten  Geldes.  Da  die  Muscheln,  wie  die  Edelsteine» 
TOD  der  Natur  mit  besonderem  Reise  ausgestattet  sind,  so  mussten 
sie  in  den  frlkhesteii  Zeiten  cum  Schmucke  dienen,  und  da  wir 
sie  noch  heute  in  grossen  Strecken  als  Geld  finden ,  so  konnte 
man  wohl  zu  der  Annahme  gelangen,  dass  dns  Muschelgeld  als 
das  älteste  Geld  zu  betrachten  sei.  Zudem  fand  diese  Annahme 
durch  berilhnte  Sinologen  eine  beachtenswerthe  Stütze.  Abel- 
Rdnrasat  traf  in  der  grossen  japanischen  EncyklopMdie  des  Ma-touaii- 
lin  die  Bemerkung,  dass  unter  den  ältesten  chinesischen  Charakteren 
ein  Zeichen  für  die  Muscheln  vorkomme,  welches  in  einer 
neueren  Zeil  das  Radical  der  Worte  geworden  sei,  die  9e£Ug 
auf  Rek^hthum,  Tausch  und  Handel  haben  0-  ^  ^ 

dass  auch  einer  der  Urcharaktere  die  SchüdkrOte  bezeichne.  Das 
Zeichen  für  die  Muscheln  ist  das  Pei;  es  bedeutet  nach. 
Kiaproth  ^)  Seemuschelthier,  Reichthum,  Preis,  Werth,  Geld- 
aufwand ;  nach  dem  Wörterbuch  Choue-wen  vcrkaul'te  und  kaufte 
man  mit  diesen  Fei,  oder  Muscfaehi,  und  mit  kostbaren  Schild- 
krdtenschalen.  Hiernach  httt  sk;h  nun  Biot  3)  berechtiget 
zu  sagen:  Luräqu'on  re^^onnul  1  utilite  d'un  ipoyen  d*^change,  on 

1)  loumal  atlatlipie  1823.  II.  196. 

2)  Sur  Tiuafe  dei  oanrici  en  Cbme.  Jouni.  ai.  1834.  XIII.  146. 

3}  Sur  le'ijfilAiiii  meaAatra  4st  CaUaeii.  Mmm,  «a.  1837.  DL  427. 

6» 


d  by  Google 


84 


Geschichte 


cOmmeiiQa  par  se  servir  de  coquilles,  ainsi  que  cela  a  lieii  encore 
cbez  les  Indiens  de  la  mer  du  Sud.  Ce  fait  de  Tusage  priniilif 
de  coqaiHes  cemme  moyen  d'^cbange  est  parfaitement  conslatö 
par  la  conservalioo'  da  caracldre  pei,  coquille^  coipnie  a^tltie 
des  - richesses,  et  radical  de  la  plupart  des  caractdm  ({iii 
se  ratlachent  aux  id^es  de  richesse,  d'achat,  de  venle  etc.  — 
Gegen  diesen  Schluss  sprechen  nun  aber  triftige,  innere  und 
äussere  9  Grttnde.  Das  Wort  Pd  heisst  Seewusch^lthier  iitt  Att- 
gemeinen,  und  eben  desshalb  ist  dasselbe  ein  ganz  nahe  liegende 
Ausdruck  für  die  Schätze  des  Meeres,  und,  da  diese  unerschöpflich 
sind,  für  Reichlhum  im  Allgemeinen,  besonders  bei  einem  Volke, 
welches  die  herrlichsten  Geschenke  an  den  kostbarsten  Conchylien 
von  seinen  Küsten  erhilL  Keineswegs  ist  hieraus  zu  sehlleaMi^ 
dass  dieses  Wort  erst  durch  den  Gebrauch  von,  selbst  nicht  eioHtal 
in  China  gefundenen,  xMiisclieln  als  Geld,  zum  Repräsentanten  des 
Reichthums  geworden  sei.  •      '   '  .   -      .  •  :  ^  . 

Die  chinesischen  Geschichtsschreiber  setzen  die  Ifttffn^lte 
die  mythischen  Zeiten  ^es  Reiches  der  Mitte;  wie  bei  den  Aegyptem 
ist  sie  mit  dem  Gewichte  verbunden;  denn  Hien-Yuen,  welcher 
sie  einführle,  ist  auch  folgerii  hti^  der  Schöpfer  von  Wage  und 
Gewicht  In  diesen  Sagen  ist  aber  niemals  von  Pei  die  Rede, 
dagegen  von  einer  Anzahl  anderer  Gddmittel,  als  Kin,  Metall; 
Tu,  seltene  Steine;  Tchi»  Blfenbein;  Pi,  Häute;  Tauen,  Mttnze; 
Pou,  Zeuge.  ' 

Wir  bemerken  sogleich,  dass  diese  Geldarten  Ihrer  Natur 
nach  nur  grobes  Geld  sein  konnten,  und  dass  überhaupt  der 
Anfang  des  Geldes  nur  im  Anslausch  mit  sehr  werthvollen  Dingen, 
also  unzweifelhaft  in  dem  groben  Gelde,  gesucht  werden  kann. 
Es  musste  eine  bedeutende  Ausbildung  des  Verkehrs  vor  sich 
gehen  9  bevor  man  zu  der  Geldbehandlung  der  Gegenstände  ge- 
ringeren Werthes  gelangte,  und  China  steht  heutigen  Tages,  nach 
Burchwanderung  durch  fast  alle  denkbaren  Geldoperationen,  auf 
der  rohesten  Stufe,  diese  Angelegenheit  durch  Abschneiden  von 
Silberstücken  und  Zuwägen  grossen  Theils  zu  besorgen,  oder 
auf  gleiche  Weise  Seidenzeuge  zu  zerschneiden.  - 


iy  Oeguisne»  im  dsai  Ditcoon  prtfliniiiaira  da  Choiikiii|'XC3I. 
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Scheidegeld  fsl  durcliaus  eine  Poigfe  des  groben 
Geldes,  wie  diess  auch  sein  Name  richtig  beseichnet. 

Es  ist  natariich,  dass  man  sich,  als  man  das  grobe  Geld  der 
Aegypter  entdeckt  hatte,  auch  nach,  einst  dort  tiblich  gewesenem, 

Scheideffeld  umsah.  P.  Ouintino  ')  nhiublu  dasselbe  in  den  Scara- 
bäen  und  in  den,  mit  Regt^uleiiiiiimen  versehenen,  durchbohrten 
rrd  enen  Platten,  welche  man  in  grosser  Anzahl  auffindet,  entdeckt 
%n  hiabeD.  Ihm  pflichteten  auch  viele  Archäologen  mehr  oder  weniger 
entschieden  bei,  Otfried  Müller,  Stiegfitz  n.  a.,  und  man  glaubte 
eine  besonderü  Bi'.Nliiiiguiig  dieser  McinuriL:  im  Kiyxias  des 
Plato.  zu  linden,  woselliSl  es  heisst,  dass  es  bei  den  Aelhiupiern 
Sitte  gew^on  sei,  als  Münzen  geschnittene  Sieine  zu  gebrauchen, 
„aufvwelcie  ein  Lakonier  keinen  Werth  setzt.^  Stieglitz  weiss 
ohne 'Schwierigkeit  hiervon  zu  dem  Scarabäengeld  der  Aegypter 
zu  gelangen.  Denn  unter  dfii  Aethiopieni  smd  uacli  ilim  aiuh 
die  Aegypter  zu  verstehen  ^j,  und  was  könnten,  fragt  er,  diese 
Steine,  welche  zwar  Plato  nicht  kennt,  anders  sein,  als  die 
SoBfsbtten,  da  von  den  Aegyptem  keine  anderen  geschnittenen 
Steine  bekannt  sind,  als  diese?  Stieglilz  behauptet  ferner^  dass 
die  Aegyphr.  Iii^;  zur  Zeit,  eis  die  Lagiden  des  Reiches  sich 
bemächtigten,  keine  Münze  von  Metall  gehabt  halten,  das  i  n  i  Ii  r  c  m 
-bnMe  der  Schooss  der  Erde  nicht  in  sich  fassteQ. 
^ödot  ^)  aber  sagt  uns,  dass  Ariandes,  Statthalter  der  Aegypter, 
unier  Cambyses  und  Darius,  zum  Tode  verdammt  wurde,  weil 
er  silberne  Münzen,  in  Nacliahnuiiig  der  güldem  n  Darius  seines 
itom^  geschlagen  hatte.  Er  hatte  nicht  nöthig  das  Silbir  aus- 
.i^MS  SU  suchen,  da  nach  Diodor  ^}  die  Ägyptischen  Gold- 
'Ml'äitt^ergruben  3200  Myriaden,  oder  32  Millionen  Minen,  im 
Silberuerthe  jidirlich  lietcrlen.  Diodor  gibt  eine  ansfUhrlichO 
vljejschreibung  der  ägyptischen  Goldgi  üben.  Das  R  i  n  m  c  1  a  1 1- 
-f^N  gehört  den  ältesten  ägyptischen  Zeiten  an,  kuplerne  Werk- 


1)  Sid  aio  cni  erano  i  miDiimiiMiti  egisiani  detü  eomaiinieiDeiite  Scarab«. 
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tenge  «nd  GeiMie  waren,  so  wdt  ägyptisdhe  Denkniald  niche», 

bekannt;  es  fehlte  daher  dem  ägyptisclicn  Boden  keineswegs 
das  Münzmetall. 

Was  nun  aber  den  Ausspruch  betriflFt,  dass  die  Aegypter 
keine  gescbnitteneB  Steine,  als  die  nrathmaafilicben  Geldacarabäeo, 
gehabt  hätten,  so  konnte  man,  ehe  ein  gfenaneres  Stodtinn  der  er- 
wähnten irdenen  Tafeklicn  N  orgenoramen  war,  wohl  zugeben,  dass 
die,  aus  geschnittenen  Steinen  bestehenden,  Glieder  der  Halsbänder 
und  übrigen  Schmuckthcile  unter  die  Classe  der  Scarabäen  gerechnet 
werden  könnten ;  allein  der  Umstand,  dass  man  solche  von  Edel-^ 
steinen,  wie  z.  B.  von  Amethyst  9,  und  ikberhaiipt  in  ftst  allen 
Stoffen,  sogar  von  Leder  gefunden  hat,  so  wie  die,  der  Annahme  zur 
.  Stütze  dienen  sollende  Bemerkung,  dass  schon  die  einfache  leichte 
Vermehrung  der  Scarabäen  aus  gebrannter  Erde,  wobei  aus  einer 
Form  eine  bedeutende  Anzahl  gleicher  Stücke  hervoigleng  und^ 
daher  grössere  Verbreitung  stattfinden  konnte,  die  Yermnlhang 
verstärke,  sie  hSIten  zu  einem  Gebrauche  gedient,  der  eine 
grosse  Anzalil  iiulhig  machte,  welche  in  keinem  andern  Bedürfniss 
des  täglichen  Lebens  zu  finden  sein  möchte,  als  in  dem  des 
Geldes,  sprechen  gegen  die  Zulüssigkeit  der  Hypothese;  indem 
man  ja  nicht  wohl  etwas  Schlimmeres  Ton  einem  Geide  sagen 
könnte,  als  die  so  eben  gerühmte  leichte,  jede  Nadiahmung  ge^ 

btalliJuclG  Anfertigung. 

Wiikinson  zerstreute  nun  aber  vollends  das  ganze  luftige 
Gebilde.  £r  sagt  ^) :  es  war  immer  ein  Gegenstand  des  Zweifels, 
zu  was  die  zaUreichen  Scarabäen  von  allen  Grössen  und  Qualitäten, 
welche  man  in  Acigypten  fand,  angewendet  worden  sind.  Einige 
nahmen  an,  sie  seien  Geld  gewesen;  allein  diese  Vermuthung 
ist  nicht  durch  die  Sachlage,  und  auch  in  der  That  nicht  durch 
Wahrscheinlichkeit  unterstützt,  wegen  der  gToss<ra  Unähnlichk^t 
diesem  Gegenstände  in  Ausdehnüng,  Gewicht  und  sonstigen  Binzetn- 
heiten,  welche  erfordert  werden,  um  den  Werth  einer  Münze 
festzusetzen.   Sie  wurden  hauptsächlich  zu  Ringen,  Halsbanilern 


1)  WilkibMm,  Hannen  and  enflonu  of  Ihe  aadent  Egi^llani  WL  374* 
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und  anderen  kleinen  Schmuckstücken,  wie  auch  bei  Begräbnissen 
gebraucht.  Manche  von  grossen  Dimensionen  hatten  häuGg  ein 
Gebet,  oder  eine  den  Todten  betreffende  Inschrift  eingegraben, 
und  ein  geflügelter  Scarabaeus  war  allgemein  den  Leichnamen 
beigegeben,  welche  auf  die  kostbarste  Art  einbalsamirt  wurden. 

Nimmt  man  nun  hinzu,  dass  die  Aegypier  beider  Geschlechter, 
besonders  aber  die  Weiber,  mit  Ringen,  Ketten  an  Hals,  Arm 
und  Füssen  beladen  waren ;  dass  diese  Kelten  zugleich  Amulette 
waren;  dass  mit  dem  Scarabaeus  alle  denkbaren  Veränderungen 
vorgenommen  wurden,  und  er  gleichsam  der  Träger  der  ganzen 
Schöpfung  wurde;  dass  man  aber  besonders  die  Leichname  mit 
solchen  Dingen  zu  überdecken  pflegte,  —  Netzwerke  an  Mumien 
aus  Scarabäen  etc.,  von  Porcellan  gebildet,  sind  im  britischen  Museum 
case  88,  89  —  wie  z.  B.  auch  mit  Glasperlen,  so  bedarf  es 
durchaus  keiner  Herbeiziehung  neuer  Erklärungsgründe,  und  man 
bat  jeden  Falles  in  diesen  Scarabäen  ein  Scheidegeld  nicht  ge- 
funden. Denn  wäre  es  üblich  gewesen,  den  Todten  in  Aegypten 
Geld  mitzugeben,  so  hätte  man  sicher  in  den  Gräbern  der  Grossen 
und  Reichen  nicht  blos  Scheidemünzen,  sondern  auch  grobes, 
oder  Ringgeld  getrofi'en,  was  aber  bis  jetzt  so  durchaus  nicht 
gelungen  ist,  dass  man  dieses  Geld  lediglich  nur  aus  den  Ab- 
bildungen kennt.  Diodor  spricht  von  Falschmünzern  —  to  v6(.ua[.ia 
naQcxxoTiTetv  —  hierdurch  ist  jeden  Falles  ein  Münzgeld  verslanden. 
Da  man  nun  aus  den  Abbildungen  des  allägyptischen  Ringgeldes 
und  seiner  Anfertigung  keinerlei  Inschrift,  oder  Gepräge  entnehmen 
kann,  so  wollte  man  diese  Stelle  auf  das  Scarabäengeld  beziehen. 
Allein  Diodor  gibt  die  ägyptischen  Gesetze  ohne  Rücksicht  auf 
ihr  Aller,  und  beschreibt  häufig  sogar  die  ägyplischen  Zustände, 
wie  sie  zu  seiner  Zeit  waren;  so  dass  hier  wohl  von  der  Fäl- 
schung später  eingeführter  Melallmünzen  die  Rede  sein  kann, 
besonders  aber,  da  solche  schon  etwa  ein  halbes  Jahrtausend  in 
Aegypten  bekannt  waren,  als  Diodor  schrieb.  Uebrigens  ist  man 
heut  zu  Tage  über  den  Zweck  dieser  Scarabäen  gründlich  be- 
lehrt. Sie  sind  in  Masse  in  den  ägyplischen  Museen  Europas 
zu  finden,  und  man  hat  erkannt,  dass  eine  jede  ägyptische  Gottheit 
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ein  besonderes,  ihr  geweihtes,  Thier  hatte,  welches  man  als  ihr 
Emblem,  oder  als  ihr,  auf  der  Erde  lebendes,  Symbol  ansah. 
Unter  di^en  Tfaieren  waren  es  hadptsfichliph  der  Scarabnens» 
sodemi  der  Sperber,  der  Geier  n.  a.,  welche  innreren  GottbeileB 

zugleich  angehörten.    So  war  der  colossale  Scniabaeuä  im  bri- 
liatheri  Museum  —  1,35  M.  lang,  0,9  breit  und  0,6  hoch  — 
No.  74,  weicher  von  dunlielm  Granit  ist,  früher  der  Elgin*schen 
Sammlong  angehörte,  tind  von  Oonstantinopel  kam,  der  Gottheit 
Gheper,  dem  Erschaffer,  später  Emblem  der'Wdt,  geheiliget. 
Die  Eniziffernng  der  Inschriften  hat  nun  gezeigt,  dass  em  i,n  ossli- 
Theil  derselben  ausschliesslich  hIs  Grahainu leite  gediiMil  fiabe, 
und  von  dem  grösslen  Theil  der  andern  iässt  sich  Gleiches  ver- 
muthen;  sie  sind  griechischen,  römischen,  ja  . christlichen  Urspnmgs 
aufgefunden  worden.  Das  Museum  in  Leiden  ^)  hat  solche  Amulette, 
darstellend!  Affen,  vorzüglich  den  Cynocephalus  oder  Pavian, 
das  Eiai  li'iii  des  Gottes  Th(Mh  in  Kalkstein,  in  ffebraiiuler  Erde 
und  in  hi  ukim ,        fcjpiizmaus  dem  Neith-Thermoulis  gewidmet; 
eine  säugende  Wülfm,  Hunde,  das  Ichneumon,  dem  Ghonsöu 
gcheiliget;  Katzen,  Emblem  der  Göttin  Pascht  oder  Bubastis^  in 
Holz,  gebrannter  Erde  und  Bronze;  Löwen  in  Bronze,  Kalkstein, 
gebrannter  Erde  und        ;  Sphynx  in  Bronze,  Miumoi  und  ge- 
brannter Erde;  Hase,  eines;  der  Emblem  iloa  üsins;  der  Stier 
Apis  oder  Hapi,  in  bläulichem  Talk,  in  Bronze,  in  emaillirter 
Erde,  in  rothgebrannter  Erde,  in  farbigem  Holz;  Ochse  in  Ser- 
pentin; Kuh  der  Hathor  geheiligct,  in  Kalkstein,  emaillirter  Erde 
und  Bronze;  Pferd  in  gebrannter  Erde  inid  Dionze:  Widder, 
lebendes  EmLlijjti  dn  GoUtr  Auiih.)ii-Ha  und  Ciniuuphis  in  Kalk- 
slein, emaillirter  Erde,  Gold;  Antilope,  Emblem  des  Typbon; 
Kameel,  Mutlerschwein,  Emblem  der  typhonianischen  Gottheiten; 
Igel,  der  Sonne  gebeiliget;  Geier,  Emblem  der  Göttinnen  Mütter; 
Sperber,  Emblem  der  Gottidee  im  All^f  meinen,  in  Bronze,  email- 
lirter EwJe,  Silber,  laibi^Lin  llulz,  BIci,  Lapis  luziili,  Gold;  Ibis, 
dem  Ti,6lli  gvla^digei;  u.  s.  f.    Eine  grosse  Anzahl  von  Scara- 
bäen,  der  verschiedensten  Bildung,  in  emaillirter  Erde,  Talk, 
Lapis  lazuli,  filutstein,  in  der  Masse  gefärbtem  Glas,  grünem 

^^^^^^^^m ^^^^^^^^^^^ 
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Jaspis,  Chalcedon,  Serpentiii,  Carneol,  Silber,  Quarz,  Amathyst, 
Agal,  sind  dort  z«  sehen. 

iitt^ftbW  di0'mit  Inschriften^  Konigsnamen,  Bfldem  versehenen 

Scarabäen  hat  man  dadurch  Aufschluss  erhalten,  dass  man  eine 
Anzahl  mit  verschiedenen  Inschnflen.  Phrasen  und  Theilen  von 
Sätzen,  versehener  Scarabäen  auf  einer  Schnur  gemeinschaftlich 
oriNMMien  an^ezdgen  gefunden  hat,  welche  Pharaonische  Namen 
MI'ÄJiiafllieen  enthalten,  die  den  Hirten  Torgehen;  sie  scheinen 
cMlfe  -ifnnige^  historische,  Volivkette  gebildet  zu  haben ,  wie  man 
aus  den  Worten  „alles  Gute",  welche  sich  auf  Bruchstücken  finden, 
scbliessen  kann.  Nach  Allem  dies  ein  wird  wohl  Niemand  mehr 
in  den  Scarabtien  Geld  erblicken  können. 

;^^^#ii#ttftson  glaubte  in  den  von  Loftns  im  unteren  Enphräl» 
glfeel*Niltegegrabenen  TKfelchen  von  Terra-cotia  nnd 
Töpferthon,  welche  ganz  mit  Keilschrift  bedeckt  sind,  Empfang- 
scheine des  babylonischen  Schatzes,  für  das  in  denselben  nieder- 
gMfie  Gewicht  von  Gold  und  Silber  zu  erkennen,  und  meint, 
itbUt^  v^r  Erfindung  des  gemünzten  Goldes  und 
'Mfll^#fis^^in^  Umtauf  und  so  der  erste  Versuch  von  conven- 
tioneilen Werthzeichen  gewesen  wären.  Allein,  wenn  man 
nun  auch  von  der  Beanstandung  der  richtigen  Autfassung  dieser 
l^lMclieii  absieht,  so  berechtiget  Nichts  zu  der  Annahme,  dass 
Artil^'lN^rieir  gestellt  gewesen  seien;  ja  es  ist  dieses  nach  dem 
^iftttcip  Entwicklungsgänge  des  Verkehrswesens  ttberhaupt  gänzlich 
unwahrscheinlich;  und  endlich,  und  hauptscirhlich,  lässt  das  Auf- 
treten von  Quittungen  aus  gebrannter  Erde,  bei  den  alten  Aegyptern, 
welche  im  gemeinen  Leben  üblich  waren,  ohne  irgend  als  Geld* 
sMliigal  gedient  zu  haben,  und  bei  den  unverkennbaren  zaliW 
^MHMI^^Bi^ebvngen,  welche  assyrisches  Leben  mit  ägypti- 
schem hatte,  auch  auf  gleichen  Charakter  solcher  Tüfelc^en 
scWiessen."  .   .  ' 

'  Ueberhaupt  hat  man  sich  aber  bei  dieser  Frage  zu  sehr  von 
MHiee  der  absoluten  Nothwendigkelt  eines  Scheidegeldes  leiten 
lassen,  ohne  zu  bedenken,  dass  der  erste  Act  des  Verkehrs 
einfache  zu  einer  Theilnng  der  Waare  führen  musste,  wie  solche 
auch  heute  noch  bei  dem  Delailverkehr  unaufhörlich  vorkommt 
und  letztlich  immer  vorkommen  muss»  wenn  man  die  Grenze  der 
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kleinsten  Scheidemünze  erreichl  hat.  Zudem  hatten  ja  die  Aegypter 
Geldringe  von  verschiedenen  Gewichtsabstnfungen. 

Um  mm  wiederam  auf  daa  AUerdea  Moaehelgeldes zurück^ 
snkoninien,  so  finden  wir  also  in  seiner  weaentlkhen  Eigen-* 

IhÜmlichkeit ,  nur  zu  Scheidegeld  tauglich  zu  sein,  die  innere 
ßchwierigkeit ,  dasselbe  vor  das  Metallgeld  zu  setzen.  Suchen 
wk  m  einer  Geschichte  dieses  merkwürdigen  Tausdmnttels  zn 
fdangen,  so  haben  wir  vor  Allem  die  Mnschd  selbst  genau  zu 
bezeichnen,  welche  hierzu  diente;  hier  nun  erheben  mch  aber 
sogleich  Anstände.  Man  pflegt  diese  Muscheln  unter  dem  Namen 
Kauris  zu  umfassen;  immer  gehören  nie  zu  dem  ausgedehnten 
.glänzenden  Geschlechte  der  Porcellanen. 

DieHauptai^tistcypraea  monetaLinn.^};Nigritarummoiel»'); 
die  aufrichtige  Caiiris  ') ;  1a  colique ,  weil  man  behauptete ,  dasa 
sie  die  Kohk  heile;  moneta  Concho  vel  Guinea*);  thorax  ou 
caui  is  des  Maidivos  ^) ;  öchlangenköplchen,  wegen  ihrer  Aehnlichkeit 
mit  denselben ;  Pharmaceutarum,  Siamensium  nummi,  tbesauro  digni 
habiti  regibus  frequeutissima  in  littore  insulae  Loandae  cui 
Gongianus  >ex  domlnatur,  ibique  loco  monetanan  habetur^;  daa 
Schildkrötchen,  conchae  testudinariae,  Brusthamisch,  thoracia,  die 
kleine  Leiste®).  Malaiisch:  Bia  Tsjonka,  Condaga*).  Ritter 
führt  nach  Loubere  an,  dass  die  Siamesen  die  Kauris»  Bia 
heissen.  Dieser  Name  ist  aber  eben  so  wemg  genau,  wie  die 
Benennung  le  pucelage,  welche  Blumenbach  ^'3  anführt,  denn  beide 

1)  Rah.  ad  Afiican,  in  maii  HeditontBeo,  Alramdrite,  in  primit  hi 
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geben  nur  die  generische  Benennung  aller  Poreellanen.  Der 
Zusatz  Tsjonka  bezeichnet  erst  die  Kauris,  und  rührt  von  deren 
CMMich  Btt  den,  Tsjonka  genannten ,  Spiele  her.  Noch  Ter^ 
»irteadeir  >irar  die  Benennung  Cohdaga,  welche  alle  Meinen 

Poreellanen  bezeichnet,  die,  auch  häufig  unler  die  Kaiiris  gemengt, 
vorkommen.  Afrikiuiiscli :  Sinibi  puri  (Miirliiii  ).  Vnlvr  dickem 
Jfan^ii  gab  das  ^chiangenkopfcben  zu  ]ilissverständnissen 
YrnttauoB^,  Richter  bemerkt  zu  dem  Artikel  Kaans  daas 
NeikenlNrecher»  weleber  die  Identität  der  Schlangenköpfcben  mit 
cyprtea  noneta  annimmt,  unrecht  habe.  Richter  verwechselt  hier 
das  Schlsiiociiköpfrlien .  Ollerköpfchen,  wohl  mit  dem  kleinen 
Schlangenkopi,  cypraea  caput  serpenlis  ^  immerhin  aber. 
MerMfissenschafllicb  recht,  die,  wiewohl  sehr  übliche,  6e- 
Miniili|f;:to  Kaoris  mit  Schlangenköpfchen  ta  bestretten,  denn 
iNAe»  liarlni  sagt  „Bei  Personen,  die  von  Conchylien  keine 
Kenntniss  htihrn,  heissen  f;isl  [illo  l'orcelhincn  ohne  l  iitcrschied 
Schlangenköpie.  Die  meisten  kleinen  Gattungen,  besonders  die 
bekaaniM  Brustharnische  und  mohrischen  Ilünzen, 
hriMB«r  4ft  Ansehung  ihrer  Form  eine  wirkliche  Aehnlichkeit  mit 
dewttolbem  Unter  den  Kennern  hingegen,  welche  durch  unter- 
scheidende Merkmale  itllen  Ii  rangen  \  oi  zuluuion  surlicn.  hat  mau 
nur  dreieriei  Arten  von  Schlangenköpien ,  die  gfojiae,  die  kleine 
und  die  blauen  ^3  elc.'^  Hiernach  ist  also  die  Benennung  Schlangen- 
hSfiebjpn,  Oitemköpfchen,  fUr  die  Kauris  falsch,  und  es  ist  tu 
mrwüftdern,  dass  sie  Voigt  in  seinem  Lehrbuch  der  Zoologie 
(Bd.  III.)  beibehalten  hat;  man  sollte  sie  in  Zukiiiifl  ausschliesslich 
Münzporcellanen  heissin.  Aueli  Klein  fugt  dem .  hei  den 
Mancis  vorkommenden,  Nam«  n  Schlangenköpfchen  die  Bemerkung 
Itep«.  «wegen- ihrer  Aehnlichkeit  mit  denselben.^ 

.  rrWiaB  nnn  aber  besonders  geeignet  war,  die  Verwinrung 
aufrecht  zu  erhalten,  das  war  der  Umstand,  dass  unter  den 
eigentlichen  Kauris  stets  mRncberlci  kleine  l'orcellanen  eiiiireniennt 
waren,  wie  wir  diess  schon  bei  dem  i\amen  Condaga  fanden. 
Endlich  wnrde  in  China,  worauf  später  zurückzukommen  ist,  eine 

1)  Mac-CuUochd  Handbuch  für  Kaufleule:  CaicuUa,  293. 
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Reihe  verschiedener  Porcellanen,  ausser  den  Kauris  zeitweise  als 
Geld  gebraucht. 

Das  Wadaat  der  Araber  besieht  nachRumph  ^}  in  kleinen 
Kauris,  deren  man  sieli  bedient,  vm  die  IfiOse  der  Hunde  zn 

schmücken. 

Die  Fundorte  der  Kauris  sind,  wie  aus  dem  Angeführten 
zu  entnehmen  ist,  vor  Allem  die  Maldiviscben  Inseln,  auch 
Bomeo,  die  ManiUas,  die  Liquejos  besitzen  sie»  nach  Yarennios 
sodann  sind  sie  sehr  reichlich  in  Afrika,  an  den  Clestaden  der, 
der  Küste  von  Angola  gegenüber  liegenden,  Insel  Loanda,  woher 
sie  den  Namen  der  mohrischen  Münze,  der  moneta  Nigridirum, 
Concho,  Guinea  erhielten;  an  der  Küste  von  Mozambik,  nach  Ebn* 
el-Yardi,  oder  vielmehr  Masudi  endlich  im  mittellttndischen 
Meer»  an  der  ägyptischen  Kttste.  Hieraus  ist  ersichtlich ,  dass 
kein  Theü  China's  die  Kauris  liefert,  dass  sie  dagegen  in  den 
zu  Japan  gehörigen  Liquejos  Inseln  gefunden  werden.  Sie  heissen 
in  Japan  Takarugai,  und  haben  dasselbe  Bild- Schrift -Zeicjien, 
welches  in  China  Pei  bedeutet.  Kämpfer  gibt  die  Abbildang  Ton 
3  Arten  auf  der  14  Tafel  seiner  Geschichte  von  Japan,  und  sagt: 
«die  Takarugai,  in  Indien  cawers  genannt,  kommen  von  den  Maldiven 
und  andern  Inseln,  und  man  bringt  sie  nach  Bengalen,  Pegu  und 
Slam,  wo  ^ie  als  laufende  Münze  dienen.  Diejenigen,  welche 
man  in  den  Umgebungen  Ton  Japan  findet,  sind  von  Terschiedenen 
Orten.  Die  besten  kommen  von  den  Riuko  Insebi,  und  bilden 
den  Hauptbestandtheil  ihrer  weissen  Schminke  Diese  Rraku 
Inseln  sind  ahev  eben  die  Liquejos  oder  Liuku.  Die  Zeichnungen, 
welche  Kämpfer  gibt,  sind  zwar  sehr  unvollkommen,  sie  lassen 
jedoch  vermuthen ,  dass  sie  das  sogenannte  Kaninchen ,  die 
Schlangenhaut,  Porcellana  cuniculus,  pellis  angoina,  eine  Art 
arabischer  oder  chinesischer  Bttchstabenporcellanen,  cypraea  arahica 
Linn,  und  die  Kauri,  cypraea  monela,  vorstellen  sollen.  Hiemach 
würde  die  Takarugai  wahrscheinlicli  die  Porceiianen  im  Allgemeinen 
bezeichnen,  und  da  Kämpfer  überhaupt  die  Takarugai  als  gleich- 

1)  Amboitiisclie  Karitiitenkaniraer  p.  96. 

2)  Descriptio  regni  Japoniae  et  Siam. 

3)  Salt,  neue  Reise  nach  Abyssinien  c,  IL 
4j  Fraiuöiisclie  Ausgabe  123« 
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bedeutend  mit  cowers  setzt  und  von  ihrem  Gebrauche  als  Geld 
spricht,  so  geht  daraus  hervor,  dass  nicht  allein  die  Kauris, 
sondern  auch  andere  PorceUanen  als  Geld  dicnlen.  Diess  war 
ia  £lniMi  entschieden  der  Fall,  woselbst  auch  noch  andere  Musobeln 
i»;  gibicbem  Gebrauche  waren.  Das  Wörterbuch  Choue-wen 
sagt:  5jt)hemals  verkaufte  und  kaufte  man  mit  diesen  Pci  oder 
Muscheln,  und  mil  ko^lharen  Schild  kr  olon."  Ferner  finden 
wir  im  Tchou-Chou-Ki-nien  ,  Hnss  der  Gründer  der  Dynastie 
der  €bang,  Li,  genannt  Tching-Thang,  —  Ausgiessung  der 
Geraobtigkeit — -  1555  v.  Chr.,  Münzen  von  Gold  und  Silber 
gi essen  liess,  um  sie  bei  der  grossen  Trockenheit  und  Hunßrers- 
nolh  iinfpr  die  Ai-mcii  zu  vertheiieii.  Düs  ("Iiouü-vvcii  crwiiluit 
diesellie  B^ebenheit,  es  sagt:  unter  der  Dynastie  der  Cluuig 
Titferligfte  man  Münzen,  welche  man  Thsiuan  nannte.  Da^sselbe 
BMadiritIzeiehen  heisst  wirklich  Qu^^e,  tsuen,  und-  bedeutete 
früher  Münze  im  Al!i:emeinen  Dieses  Zeichen  bedeutet  aber  nach 
dem  alten  Wörlerhucli  liui  ya  ^)  eberilalls  eine  Muschelnrt. 
-fi»4ieiBat  dort:  ^die  Thsiuan  habe  weisse  und  gelbe  Zeichnungen*" 
'Weiter,  Gommentar:  »auf  einem  weissen  Grund  habe -sie 
geiHie  Streifen  und  Flecken.  Jetzt  gibt  man  diesen  Namen  einer 
Muschel  von  rölhlicher  Farbe."  Was  diess  für  eine  Muschel  sei, 
i&l  nicht  Wühl  zu  entscheiden,  so  viel  selirini  nlier  iinzunehmen 
zu  sein,  dass  auch  sie  als  Geld  diente.  Unter  den  Hans,  zwischen 
4n«i^libren  6^3i6  n.  Chr.,  kommt  eine  vollständige  Cursregulirung 
dap^lioadielgeldes  vor.  Die  Abhandlung  über  die  Lebensmittel 
und  Waaren,  welche  einen  Theil  der  Geschichte  der  Han  bildet, 
sag-l  *)!  .zur  ZtMl  \>  ani:iminoiS  (  ()— n.  Chr.)  ai'H  <i;i.s  I'lumg 
oder  das  Paar  grosse  Pei,  von  4,8  und  noch  luehr  chiue».  Zullen, 
•ipi^av  21Ö  thsian  oder  kleine  Kupferstticko;  das  Paar  starker 
Fe^^^vmi  S^S  Zoll  und  mehr,  50  thsian;  das  Paar  kleinere  Pei,  von 
fiitr       und  mehr,  30  thsian  das  Paar;  von  1,2  Zoll  und  mehr, 

1)  Kiaprotb,  sur^  l'usage  des  cauries  en  Chine.    Jourii.  as.  1834.  Xlli. 

,3)  Joaru.  asiat.  154  L  XII.  563. 
'  '3)  Biot,  Journ.  as.  1837.  III.  430. 
4)  Klaproth,  oben  148. 
d)  laaproü^  154. 
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welche  man  nicht  paarweise  zusammenbringen  konnte,  galten 
mir  3  thsian.  Man  hatte  also  die  Ouphin,  oder  5.  Glessen  Pei, 
deren  man  sich  im  Ifondel  bediente;  diejenigen,  welche  weniger 
ab  Ofi  Zoll  hatten  y  kamen  nicht  dark  vor.^  Dasselbe  Werk 
ftgt  bei,  dass  die  Schale  der  Schildkröte,  Tuan  Kbnei  genannt, 
und  1  Fuä2>  2  Zoll  lang,  2160  Kupferstücke  oder  10  Paar  grosse 
Fei  gylt. 

Was  nun  die  hier  angegebenen  Maasse  anbetrifft,  so  ist  zit 
bemwken,  daas  die  Han  für  ihr  metriaches  System  den  atten 
nmaicaUachen  Foaa  annehmen  wollten,  welcher  =  245  oder 
250  Millimetre  ist,  dass  sie  ihn  aber  nach  Amyot  zu  kurz  griffen. 
Eine,  auf  Abwägung  und  Messung  gegründete,  Miltheilung  Biols  0, 
scheint  diese  Behauptung  zu  bestätigen,  sie  würde  den  tsun,  oder 
ZoUt  auf  23,6  Millimetre  setzen,  stall  auf  25.  Allein  Sicheres 
ttsat  sich  hieraus  nicht  schliesaen.  Soviel  ist  aber  ananndunen, 
dass  hier  weder  der  Fuss  der  Chang ,  welcher  mich  Amyot  mit 
dem  gemeinen  Fuss  der  Chinesen,  dem  Yng-thong-lchy  =  306 
MtUim.  ist,  noch  der  Fuss  der  Tcheou  =  195  Millinu,  sondern  eben 
der  muaiadische  Fuss  der  Han  gememt  ist. 

Was  nun  die  Huadkelgattongen  selbst  anbeMftf  so  dürften 
aie  wohl  alle  Forcelianen  gewesen  sein,  nnd  swar  «erden  sieh 
in  der  grössten  Classe  die  Schildkrötenporcellane,  cypraea  tes- 
tudinaria  Linn. ;  in  der  zweiten  und  dritten,  die  gefleckte  Tiger- 
porcellane  cypr.  tigris  Linn.,  die  bleifarbige  grosse  Porcellane 
mit  Banden,  argus  spnrijos  fosciatns  et  spoliatus,  Martini,  die 
fleischfarbige  Porcellane  mit  Banden,  Martini,  cyp.  caraeola  Linn., 
der  grosse  Schlangenkopf,  cyp.  Mauriliana  Linn.,  der  Maulwurf, 
cyp.  talpa  Linn. ,  die  arabische  oder  chinesische  Buchstaben- 
porcellane,  cyp.  arabica;  in  der  vierten  der  Luchs,  cyp.  Lynx  Linn« 
nnd  die  Isabelle,  c^.  Isabella  L»,  in  der  fünften  endlich  ausser  den 
Kanris,  das  Gasuarsei,  ovnm  Casoarü,  Klein,  der  Drachenkopf, 
oyp.  stoHda  Linn.,  n.  m.  gefunden  haben. 

Wenn  wir  die  Orte  erwögen,  an  welchen  alle  diese  Muscheln 
fallen,  so  ist  es  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  sie  sfimmtUch 


1)  Jsan.  Miat.  1037.  m.  445,  Hoto. 
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\on  auswärts  nach  China  gekommen  sind;  erwägt  man  aber,  wie 
sie  in  dieses  so  schwer  zugängliche  Reich  kamen,  so  bieten  sich 
hier  mehrere  Wege.   Marco  Polo  '3  erzählt,  dass  die  Einwohner 
des  Landes  Karaian,  (in  der  chinesischen  Provinz,  Yun-nan)  sich  , 
statt  der  Münze,  weisser  Porcellanen  bedienten,  die  man  im  Meere 
fände;  80  dieser  Muscheln  galten  ein  Saggio  (Ve  Unze)  Silber 
oder  2  venctianische  Grosso.  Im  folgenden  Capitel  sagt  er,  dass 
diese  Porcellancn  nicht  im  Lande  selbst  gefunden,  sondern  dorthin 
aus  Indien  gebracht  würden.   Klaproth  '^J  bemerkt,  dass  Yun-nan 
in  der  Thal  die  einzige  chinesische  Provinz  sei,  in  welcher  man  \ 
sich  noch  heut  zu  Tage  der  Kauris  bediene,  und  dass  man  sie 
Hai  fi,  Seeschmalz,  graisse  de  mer,  oder  auch  Hai  pa  nenne. 
Das  Yun-nan  zu  Marco  Polos  Zeil  bildete  einst  einen  Theil  des 
Landes  der  Barbaren  von  Yue.    Erst  Tchi-hoang-ti  vereinigte 
200  v.  Chr.  dieses  Land  nach  blutigem  Kampfe  mit  dem  chine- 
sischen Staate,  und  es  fanden  vorher  nur  sehr  wenige  Beziehungen 
des  Reiches  der  Mitte  mit  diesen  Völkern  statt.    Wir  wissen, 
dass  noch  in  unserer  Zeit  die  Kauris  in  Ansehen  in  Bengalen  f 
stehen,  und  dass  dort  eine  Hauptniederlage  dieses  Zahlmittels  ist.  I 
Gleichfalls  sind  sie  Geld  in  Siam.    Aber  sie  cursiren  auch  im  f  , 
Herzen  von  Vorder-Indien  auf  dem  Malwa-Plateau.   Nach  Orissa 
kommen  sie  aus  Bengalen        Die  Maldiven  und  die  Lackdiven 
sind  ihr  Hauplsitz,  von  da  verbreiten  sie  sich  an  der  Westküste 
Indiens,  und  gehen  über  Sind  nach  Afghanistan  ^3. 

Wir  hörten,  dass  Marco  Polo  die  Kauris  im  Karaian  fand, 
er  traf  sie  ferner  weiter  westlich  im  Lande  der  Ou  man,  oder 
schwarzen  Barbaren,  Karadjang,  einem  Theil  des  früheren  Barbaren- 
Staates  Nan-tchao,  ebenso  in  dem  Lande  der  Goldzähne,  der 
Kintschi  (Cardandam3,  einem  weiteren  Bestandlheile  des  Yun-nan. 
Es  ist  nun  zu  bemerken,  dass  durch  alle  die  genannten  Länder 
die  grosse  Queerstrasse  aus  China  nach  Awa  führt,  welche  alle 
Gesandscbaften ,  Krieg '  und  Handel  immer  eingeschlagen  haben, 


1)  1.  U.  c.  39.  -  : 

2)  il55.  f  •  -  '   *^          •  ■            '         \  h'^ 

3)  Ritter,  Asien  VI.  541. 

4)  £Iphinstone,  Geschichte  der  englischen  Gesandtschaft  an  den  Hof  von 


Kabul  L  463.  464. 
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ll4  mmw  npek  nehmen ,  die  einiige  ^ J^M»  4«r.  SkfüißiB^lim 
v^d  Cnllnr  zwischen  den  iwei  grossen:  R^icfa^n,  dem  BifWMiiSisli^ 

und  dtiji  Chinesischen.  Aber  schon  ein  viel  allerer  Reisender, 
Chy  Fa  Hian,  ein  v^tllkoiiiiiieii  *^liiiib\viii(liL,n'r  Marm  saot:  dass 
in  Centnii-Indiea,  mit  Einschluss  von  Oude,  Bahar  etc.  Muschidjlii 
idi^  Münzen  .dienen.  Fa  flian,  ein  Möncbsname,  der  «OffcHibaiiiiig 
des  Gesetzes''  bedeutet,  —  sein  Familienname  war  Koung juul 
seiue  Vorfahren  stammten  aus  Fing  yang  in  Chan-si,  —  war  ein 
buddhiölisclicr  Tilocr.  wrlrher  tiiil  einigen  Glaubons^renosson  im 
Jahre  399  n.  Chr.  Gkioa  .  verliess ,  die  ganze  Tartarei  durch- 
wanderte,  in  die  Berge  von  Tübet,  die  höchste  Kette  def^cfirde 
drang ;  an  Seilen,  Hfingebrticken,  auf  in  Felsen  gehauenen  Sftnfen 
in  die  unzupänglichslen  Thäler  und  (Iber  Abgründe  von  8000' 
Tiefe  trolaiigto.  zwi-iiiiül  den  Indus  übcröchi-ilt  und  den  Gestaden 
des  Ganges  bis  zuui  Meeie  folgte;  dann,  allein  übrig  geblicbe&y 
von  der  kleinen  Gesellschaft^  weiche  mit  ihm  ausgezogen  91^, 
taich  Ceylon  schiffle,  von  wo  er,  nachdem,  er  drei  MoiuilA.  l^iig 
die  indischen  Meere  durchkrmt,  Java  bertthrt  und  gegen.  1200 
Stnndcii  zu  Land,  und  mehr  als  2000  zur  See  zurückgelegt  hatte, 
'  iüi  Jiilirc  414  nach  Tchhangan  zurückgekehrt  war  Somit 
r  isl  jjlie  Nachweisung  des  Muschelgeides  auch  für  Bengali^ jfß* 
geben.  Es  ist  nun  merkwürdige  dass,  während  Marco  PMo»' stets 
sorgfältig  anführt,  wo  er  Muschelgeld  gefunden  hat,  biei  äun  in 
dem  Kruiio-rcicli  ]5(uiLialcn  von  dewisflbcu  iiicfd  <lie  Rede  isl:  ein 
Umstand,  weh  her,  da  sogleich  vor  Bengala  und  sodann  wieder 
in  Arum  und  Tholoman  und  bei  den  Cintiqui  die  Porcellanen  als 
Geld  vorkommen,  beweinten  durfte,  daiss,  zur  Zeit  des  BemAes 
des  edlen  Venetianers,  Bengalen  ohne  Muschelgeld  war.  QiUQals 
war  das  L;nid  unter  chiucisischer  Hcri^cbaft. 

Wenden  wir  nun  die  Blicke  nach  den  MaUiiven  selbst,  so 
inden  wir  s^  nothwendig  allen  Schiffen  bekannt,,  welc^i^  vom, 

1)  Ifolea  on.tiie  religionB,  moral  tnd  political  «uto  ol  India  before  the 
Hahomedan  iovafii»D,  chiefly'founded  on  the.  traveli  of  the  Chhi^  Pf ^dbiil 
Frieat  Fa  Hiaa  in  Lidia.  A.  0.  399.  and  on  the  oommenlarie«  of  Uash,  Roi^i^'nt, 
Blaproth,  Bttraouf  and  Landreise.  By  Lieut-I^olimfil  W.  H.  Sykes.  Tbe 
Joanial  of  Ibe  royal  Aaiatical  aociely  of  Chreat  Brilain  and  IrelMd..YJi,  Art. 
XlV.p.  266.  Syke«  nigt  hiflter  Vuicheln  in  Parenthese  cyprpn  9«Biii^hei. 
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rofhen  Meer  nach  Ceylon  kamen.  Cland.  PtolemSns,  dieser  Fürst 
der  Geographen,  gibl  im  2.  Jahrhunderl  solche  Nachricht  von 
diesen  Inseln,  dass  man  uaiau»  iliitii  Verkelir  mit  Ceylon,  dem 
Taprobane  der  Griechen,  dem  alten  Lanka,  entnimmt ;  aus  Arrians 
Periplus  erfährt  man  aber,  dass  zu  derselben  Zeit  der  ganze 
Bändel  des  dsHicberen  Indiens  in  den  Händen  der  Bewohner  des 
Ufers  des  Cavery  Flusses,  und  seiner  ans^ebreilot^^n  ^Inn  limfren 
war,  und  dass  erst  durch  sie  die  ^^eslkL^sle  Indiens,  aut  ihren 
eigenen  Fahrzeugen  aller  Art,  nicht  nur  die  Producte  und  Fabricate 
ihres  Landes,  sondern  auch  diejenigen  von  Ceylon,  von  den 
Mündungen  des  Ganges  aber  die  Waaren  von  China  und  Hinter- 
Indien  tihielt. 

Ceylon,  j,für  den  steui  rndcn  W  <  [Ix  hiUer  seit  di  ii  fi  uliesleo 
Jahrtausenden  ein  Stern  erster  Grosse,  auf  dem  gewölbten  blauen 
Spiegel  des  indischen  Oceans*,  (Ritter),  war  aber,  zwei  Jahr- 
band^la  nach  Pa  Hians  Besuch,  selbst  das  Emporium  des  Handels 

zwisflien  l'liina  und  dein  |M'rsi.M'licii  und  arülii.sciirn  Iiiisen .  die 
Seide  von  China,  die  kostbaren  Gewürze  der  (östlichen  Inseln, 
dareb  Indien  und  Westasien  sendend.  Dass  es  in  ganz  unmillel-  - 
barent  Verkehr  mit  den  entferntesten  Gestaden  war,  zeigt  Pa 
ffiims"  Rei^  selbst,  welcher  sich  an  den  Mündungen  des  Ganges 
einsrhinie  imd,  ohne  jmziileffcn,  nach  Ceylon  gelanjrte,  und 
hierauf  den  merkwürdigen  iiuckweg  iibi  i-  ja\a  nach  Chm'd  auf 
einem  gewöhnlichen  Handelsschiff  naliin.  Das  Schiff  wai  von 
Indiem  beioaiint,  was  Heerens  Aeusserung  ^3 ,  als  ob  indische 
Matnwen  hichl  verwendet  worden  wären,  widerlegt.  Ueberhaupt 
hiU  iVicsvr  s(  liarf^iiiiiin  t;  lu  iüstcllcr  den  Indiern  zu  Gunsten  der 
Araber,  in  lieziebung  aul  den  Seeverkehr,  unrpcht  gethan.  Die 
Umgebungen  der  Gangesmüuduugen,  wie  überiiaupt  der  nurdlielie 
Tlieil  des  Golfes  von  Bengalen,  waren  den  Arabern  fast  unbekannt. 
EM  «nbischer  Schriftsteller  spricht,  wie  Reinaud  ^)  bemerkt, 
von  der  Stadt  Tamraiipli  oder  Tanilnk,  welche  in  der  Nähe  der 

Gaiigesmiuidung,  dem  Hugii,  nicht  w  eil  von  dem  iieuligen  CalcuUa,  lag, 

^  ■  i'iiiii « '  i  ■ ,  ,1 ' 

1)  Ideen  Uber  die  l'ulitik,  den  Verkehr  und  den  Haadel  der  ▼oroebmBten 
Völker  der  alten  WeU  I.  3.  p.  345. 

.  2)  Relatioos  des  voyuges  falls  par  les  Ärabes  et  les  Persans  dans  Finde 
et  ä  la  Chine.    Discours  pr^Iiminaire  XLIX. 

ZeiUchr.  iur  .MaaUw.  ibü4.  in  Heil.  7 
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und  noch  im  7.  Jahrhundert  einen  blühenden  Handel  Hatte  I^^r 
Seeverkehr  wurde  hier  ganz  auf  indischen  Schiffen  getrieben. 
Dass  Ceylon  Doch  im  6.  Jahrhundert  der  MiUelpunct  des  üidificbea 
Handels  war,  sagt  uns  Gosmas/  mit  Unrecht  Iiidtcoplenstes  gfe^- 
nannl,  nach  Kachrichlen,  welche  er  von  seinem  Verwandten 
Sopaler,  den  er,  so  eben  aus  Taprohane  ziirikkgekchrl,  in  Adulis, 
in  dem  berühmtesten  Haien  des  axumitisch-athiopischen  König* 
jreiches,  nahe  dem  heutigen  Arkeko,  traf,  und  von  dessen  Schiffs- 
geführten,  erhielt.  Besonders  merkwürdig  ist  es  aber,  ditss,  nach 
ihm,  dorthin,  aus  den  hinteren  Gewiisscrn,  wie  von  Sina,  Seide 
etc.  gelangte  Nimmt  man  diese  Aussage  mit  dem  Vorfall  zu- 
sammen, dass  Fa  Uian  vom  plötzlichen  Heimweh  bis  zu  Tbränen 
gerührt  wurde^  als  er,  nach  mehrjähriger  Abwesenheit  von  China, 
eines  Tages  in  dem  grossen  Buddha  Tempel  auf  Ceylon  ^en 
Kaufmann  dem  Gölzenbilde  einen  weissen  seidenen  Fächer,  chine- 
sischen Kunslfleisses ,  opfern  sah ;  dass  er  also  während  der 
ganzen  langen  Reise  nur  selten,  oder  nie  mit  Kaufleüten  seiner  Hei- 
math  zusammengelroflen  war,  selten  oder  nie  Waaren  seines  Landes 
•  gesehen  hatte,  und  dass  diess  namentlich  nicht  in  Bengalen,  weher 
er  gerade  iiam,  der  Fall  gewesen  sein  konnte,  so  tritt  der 
Seeweg  als  Hauptvcrbindungsslrasse  von  Indien  und  China  für 
Jene  Zeit  hervor.  — 

China  war  lange  mit  dem  Sitze  seiner  Macht  v<tti  Meere 
entfernt,  und  ausschliesslich  Binnenstaat;  doch  finden  wir  schon 
1993  V.  Chr.  die  Residenz  des  Kaisers  Cliuii  ia  iMinor-tiao  in  der 
Nähe  der  Mimdung  des  Hoai  1981  v.  Chr.  unterwarf  Yu, 
der  Gründer  der  Dynastie  der  Hia's,  den  Stamm  Fang-foung  im 
jetzigen  District  Wou-Kbang,  in  der  Provinz  Tchekiang,lat.  30^ 
32',  und  gelangte  so  in  den  Besitz  eines,  von  unternehmenden 
.  Menschen  bewohnten ,  weiten  Seegeslades.  Dass  zu  jener  Zeit 
schon  eine  SchifTsmacht  voriianden  war,  ersieht  man  aus  der 
1916  v.  Chr.  stattgehabten  Schlacht  am  Fluss  Wei,  in  welcher  die 

1)  Fo6rkoue-Ki,  publiö  par  Abel  ft^musat,  Klaprotb  et  Landresse  229, 

230. 

2)  Cüfcinai  Aegyptii  Monachi  Christiana  Topographia  etc.  in  B.  de  Moot- 
faucon  collectio  1lo^a  Fatruni  et  Scr.  Giaecoram  II.  336^338. 

3}  Tcbou-Chou. 
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ßesicgung  des  Kaisers  Siang  durch  die  Zernicbtung  ^sei 
Schiffe  entschieden  wurde«  Unter  dem  Kaiser  Mang,  sonst  Hoang, 
haben  sich  die  kaiserlichen  Vergntigangen  auf  den  Fischfang  zur 
See  ausgedehnt;  1776  v.  Chr.  finden  wir  eines  grossen  Fisch- 
zugs desselben  Erwähnung  gcthan. 

1558  nahm  der  Gründer  der  Yn-  oder  Chang-Dynastie, 
Tching-Thang,  mit  dem  Eigennamen  Li,  seine  Residenz  zu  Po,  im 
ndrdlicheli  K^ng-uan,  Departemeiit  von  Foung-Yang-Fou ;  sie 
blieb  unter  seinen  Nachfolgern  159  Jahre  daselbst,  zu  welcher 
Zeit  Tchoung-Tinjr  den  Herrschersilz  wieder  in  das  Innere,  nach 
Ngao  im  Honan,  bei  Moung,  \»L  34**  55',  verlegte. 

£s  hann  jomit  nicht  wohl  bezweifelt  werden,  dass  China- 
schon  2000  Jahre  v.  Chr.  zu  den  seefahrenden  Völk^n  gehörte, 
obgleich  es,  als  ohnediess  answfirtigen  Handel  nicht  achtend,  nie- 
mals irgend  ein  besonderes  Gewicht  auf  diesen  Zweig  der  Thä- 
tigkeit  seiner  Unterthanen  legte,  ja  demselben  beständig  entschie- 
den abgeneigt  war.  Unter  die  Kostbarkeiten  hatten,  wie  bei  allen 
Ydlkem,'  so  auch  bei  den  Chinesen,  die  Schale  der  Schildkröte,  zn 
den  ältesten  Zeiten  gehurt,  ihnen  schlössen  sich  die  prächtigen 
Muscheln  des  indischen  Archipels  natürlich  an;  sie  wurden  durch 
Fischerei  und  Schifffahrt  in  das  Land  gebracht;  auch  Tribute  und 
Geschenke  haben  wohl  hierzu  beigetragen,  wie  835  v.  Chr.  dem 
KOnig  Liwang,  von  Männern  aus  dem  Lande  Thsou,  Schildkröten- 
schalen  überforacht  wurden. 

Es  ist  nun  wahrscheinlich,  dass  zu  der  Zeit,  zu  welcher  die 
.kaiserliche  Residenz  in  die  Nähe  des  Meeres  kam,  der  raschere 
Absatz  schöner  Muscheln  dieselben  bald  zu  einem  beliebten  Tausch- 
mittel  erhob,  und  dass  sie  nach  und  nach,  bei  Verallgememerung 
des  CSeschmaekes  aii  ihnen,  und  bei  der  häufigen  Wiederkehr  einer 
Reihe  von  Galtungen,  namentlich  unter  den  Porcellanen,  einen 
gewissen  Ours  zu  dem  Ankauf  der  versciiiedencn  Bedürfnisse 
erhielten,  welchen  sie  auch  alsdann  beibehielten,  als  sich  der  Herr- 
schersitz wieder  in  das  Innere  des  Reiches  zurückgezogen  hatte. 
NatOrlich  kam  nun  eine  Gattung  dieser  Muscheln  ausserorflentlich 
Tiel  häufiger  vor,  als  die  übrigen,  und  da  es  Oberhaupt  sehr  Tiel 
mehr  kleinere  Muscheln  giebt  als  grosse,  so  fand  sich  auch  unter 
allen  Gattungen  die  grosse  An^hl  in  geringerer  Dimension,  daher 
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miisflte  aoch  die  spätere  Festsetzung  des  Ciirses  auf  die  Grösse 
und  Gleichheit  basirt  seyn,  was  um  so  mehr  angiong,  als^andi 
den  seltenen  Muscheln  dadurch  immerhin  ihre  höhere  Gettong 

im  Allgciiit  Iii«  ü  hhVlK  So  musslen,  n um  nilicli  hei  der  N^he  der 
Liuku-hiseln,  aiicli  (iie  liüfjschfn,  mnssenluift  vorkommenden,  Kauris, 
unter  den,  eigentlich  als  ^cheidegeld  dienenden,  Muscheln  vorherr- 
schend werden;  auch  konnten  sie  sich  im  Werth  erhalten,  weil 
sie  nicht  immer  zn  bekommen  sind.  So  sagt  Franz  Pyrard  von 
ditätii  Cdüiii»  (»(itr  tcUiiia,  dass  man  sie  auf  den  Maldivuii  /wer- 
mal  im  Monat  fisclie,  nämlich  3  Tage  nach  dem  Aeumond,  und 
3  Tage  nach  dem  Vollmond,  und  dass  sie  sonst  nicht  zu  finden 
Seyen.  Dass  man  aber  überhaupt  unter  ihnen  immerfort  auch 
andere  kleine  Muscheln  znliess,  diess  zeigt  der  früher  milge- 
liiuilte  Tarif,  iii''ld  die  Muschelgaltiing,  suinleiii  woäciillich 
dfp  (ir(is.se,  besliamiend  aullritl.  VVahrscIicinlich  hat  das  Wort 
Tbsiuan  die  vorzugsweise  Bedeutung  von  kleinerer  Muschel^'  so 
dass,  als  Tching-Thang  kupferne  Scheidemünzen  einführte,  der 
Name  Tlisiuan  aucli  auf  diese  iibergicng.  Dieser  Vorgang  möchte 
nun  daiiin  fülnen,  dem  Muschelgehlc  die  Ii loriliit  vor  dem  Me- 
tallgelde zuwenden  zu  wollen.  Allein,  wie  schon  oben  bemerkl, 
SO  ist  das  Zeichen  des  Thsiuan  auch  das  alte  Zeichen  für  Münzen 
im  Allgemeinen,  tsuen.  Die  Benennung  gieng  auf  die  Muschel 
rd)er,  als  sie  Geld  wurde,  und  wurde  auch  wiederum  der  neuen 
IkUpleiöLhüideiiiun/A*,  welch >  miii  an  die  Seile  des  Musciielgeldes 
trat,  erhallen.  \\<  isf  nn7iuidmien,  dass  crsi,  nachdem  die  Kauris 
der  LiukU'Inseln  in  China  an  Geldesstatt  getreten  waren,  die 
Speculation  auch  solche,  von  weiter  entlegenen  Orten,  in  das  Reich 
brachte.  1555  wurden  die  kupfernen  Thsiuan  geschaffen  und 
etwa  2000  Jalüt  \.  Ch.  dürften  die  Muscheln  ülKThaupl,  und  imlcr 
ihnen  die  Kauris,  in  dem  Tauschhandel  bedeutend  geworden  seyu 
und  nach  und  nach  die  Steile  von.  Scheidegeld  eingenommen  haben. 
Und  so  tritt  allerdings  das  Müschelgeld,  wenn  auch  entschieden 
nach  dem  Metallgelde,  im  Allgemeinen  dennoch  als  ältestes 
IScheidcgeld  hervor.  Eine  Stelle  in  der  2.  Ode  des  Chi-kincr 
Itot  einen  Mann  bei  dem  Wiedergeben  eines  seiner  Freunde 


1)  Voyage  de  Fr.  Pyr«rd  de  Uval  1615. 
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sagen:  „Ich  bin  so  vergnügt,  wie  wenn  man  mir  1500  pel, 
Kauris,  gegeben  halte  Diese  Acusserung  ist  mehrfach  interes- 
sant; die  J^ieder  des  Chi-king  geben  bis  1700  Jahre  y.  Chr.  hinaat 
Die  Beni^muig  Pei  ist  unstreitig  umfassender  als  die  Thsiuan; 
es  ist  hier  wohl  grobes  M  u  s  c  Ii  e  1  ff  e  1  ti  gemein! ,  so  dnss 
unser  Maiiti  iiiclil  von  15()ri  Kieuzerii,  »oiuiern  elwa  Mni  f500 
Tliah  Iii  sipriciit.  Es  -ist  aber  ferner  zu  benitirken,  dass  noch 
jetst  diese  Redensart,  ohne  Angabe  der  Pei,  in  China  üblich  ist, 
„diess  ist  eine  Freude  von  1000  oder  von  10,000%  sagt  man 
dort;  h&at%  m  Tage. 

Ueberhaupt  aber   muss   ein  (lp'f!slnll  die  Eigen^i  linft  der 
Kostbarkeil  in  höhtn m  oder  geringerem  ürade  an  sicli  Iragen; 
diese  Kostbarkeit  ist  aber  immer  «ine  Heiation  der  Seltenheit. 
In  dem.  eigentUchen  Goldlande  fand  mm  daher  bei  rohen  Vdlkem 
das  Gold  fast  werthlos,  in  den  Muschelländem  konnte  desshalb 
auch  die  in  Masse  ffefiindi  nf  Muschel  niohl  eher  an  die  Sielle  des 
Geldes  treten,^  als  üogebr  von  Aussen  einirat,  und  also  Tausch 
mit  Aossen  begann.   Man  muss  also  stets  den  Anstoss  von  vorge* 
rückte%  handeltreibenden  Völkern  erwarten,  und  es  kann  sonach 
ein  i  n  lä  n  d  i  s  c  h  e  r  ausschliesslicher  und  nicht  sonst  zu  vemfltzen- 
der  Schmuckgcgetislaiid .   der  sich  häufig  fuidel,  nirgends 
daSACrsle  Geld  gewesen  seyu.    Tnd  dieses  isl  der  innere  Grund, 
aus  welchem  der  Ursprung  des  Muschelgeides  hinter  das  Metall- 
ge]d^;gesetzt  werden  muss.   Ein  Beispiel  hievon  finden  wir  in 
Japlin,  wo  man  ebenfalls  die  Kauns  der  Linku-fnseln  kennt, 
Sil'  uüch  holl,  Ulli  daiau^  weisse  Sciimiidu*  7u  üuh  litii,  sie  aber 
niemais  an  Geldesslatt  verwendet  ha(.    Freilich  erheben  sich  auch 
gegen  die  Zulass|ung  der  Priorität  der  Uuku  Kauris  Schwie- 
r^keiUin;'  Klaproths  Karten  geben  diese  Inseln  zum  erstenmal, 
und  zwar  namenlos,  erst  in  der  Epoche  derThsin,  210  v.  Chr. 
Für  die  Zeit  der  Zertrümmerung  des  Ah^xander-Reiches  281  v. 
Cto,  sind  sie  noch  nicht  verzeichnet;  ducii  sind  mc  desshalb 
nieltt' weniger  vorbanden  gewesen;  und  hatten  unbezweifeit,  so 
ItfiiS  Schiifisihrt  von  der  Küste  des  Continentes  aus  betrieben 

*  ^  *'  /*  *  ^ 

1)  Biot  recherches  snr  les  moeun  des  anciens  Chinois  d'aprte  le  Chi- 
Klag.  Joaniai  uiatique.  1843.  II.  43$. 

2)  Tableaux  hlitoriqoei.de  l'Aue.  Atl,  p.  5. 
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wurde,  Besuche  erhalten.    Ueberhaiipt  aber  sind  wohl  fast  alle 
Entdeckangen  vorhandener  Inseln  und  unbekannter  Lander,  nichts 
als  spätere  Besuche,  welche  einem  pressen  Kreise  erzählt  wurden, 
während  früher  Angelangte,  entweder  einen  derartig  genfa<fileii, 
vielleicht  besondere  Schätze  bietenden,  Fund  nur  ihren  'Angehöri- 
gcn  vertraut,  oder  ihr»  «iucli  nur  unter  den  Stammesgenossen  ver- 
breitet hatten.  £s  nuiss  sogar  der  Umstand,  dass  die  Liuku-Inseln 
lange  nicht  allgemein  bekannt  waren,  wesentlich  zo  der  Werth- 
haltung der  Kauns  beigetragen,  und  ihre  Erhebung  zmn  Zahl- 
mittel  begünsli^ct  haben.   Den  Landweg '  fanden  die  KiHrls  'der 
Maldiven  wohl  erst  nach  der  Eroberung  des  Yun-nans  durch 
Tchi-boang-li,  200  v.  Chr.;  immerhin  blieb  jedoch  der  Verkehr 
Chinas  nach  de;m  entfernteren  Süden  noch  nng^ein  hesdirünkl. 
Derselbe  belebte  sich  durch  den  Buddbismus,  welcher  64  n.  Chf/ 
in  China  Wurzel  schlug,  und  zwar  so  sehr,  dass  schöfi' lai'-'t. 
Jahrb.,  nach  Arrians  Feriplus,  der  blühende  Handel   auf  der 
Westküste  VoKieriudiens  von  den  Mündungen  des  Ganges  die 
Waaren  von  .  China  erhielt.    Es  war  diess  die  E^che-'  der 
Einleitung  für  den  Verkehr  mit  China,  welchen  wir  .scMil^iD 
Fa-Hians  Tagen,  zu  Ende  des  4.  Jahrhunderts,  fast  ganz  ventdbir 
Landweiren  vcrschwimden  und  auf  das  Meer  iibergegjm<jpn  finden. 
Es  liegt  diess  auch  ganz  in  der  Natur  der  Verhältnisse.  War 
doch  schon  ^n  Anfang  der  christlichen  Zeilrechnung  d^  S^x^ 
indische  Handel  so  wesentlich  Seehandel,  dass  die  Milndoiig  kies 
Caveryflusses  zum  Stapelplatz  von  solcher  Ausdehnung  erhidieii 
werden  konnte,  dass  selbst  die  Erzeugnisse  von  Ceylon  zuvor 
hierher  gebracht  wurden,  um  von  da  erst  zur  See  dem  ganzen 
östlichen  Indien  zugeführt  zu  werden. 

Dürfte  somit  nachgewiesen  seyn,  wie  die  Kauris  nadij^hiM 
kamen  und  dass  sie,  wie  die  Muscheln  überhaupt,  dort  erslMiiNall 
den  Melallen  als  Tauschniiüel  aufgetreten  sind,  so  bleibt  uns  die 
Untersuchung  für  Indien  selbst,  für  Airika,  Amerika,  für  Europa 
noch  übrig. 

Was  nun  Indien  anbetrifft,  so  waren  ^ie  Maldiven, 
stets  in  innigem  Verbände  mit  Ceylon,  ihre  Bewohner  sind,  wie 
diess  ihre  Sprache  bezeugt,  cingalesischer  Abkunft       Ceylon  ist 

1)  hwm  iadifche  Alterthamiknide  L  206, 
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aber  das  befliß  Land  des  Buddhismus;  mit  dem  Tode  Baddluas^ 

543  V.  Chr.,  nach  cingalesisch-budtlhistischen  Büchern  war 
diese  Insel  schon  in  grossem  Verkehr  mit  den  indii>chen  Küslen- 
läodern,  und  zur  Zeit  der  Fandava,  etwa  400  v.  Chr.,  wareo 
die  Völker  des  südlichen  Dekhans  und  Ceylon  in  Verband 
mit  den  Bewohnern  des  Nordens  gewesen;  aber  noch  mehr, 
Lassen  sagt  (539):  „Da  nicht  denkbar  ist,  dass  die  Phöni- 
zier allein  den  Verkehr  zwischen  der  Indusmündung  und  der 
Malabarküste  betrieben,  und  eher  zu  glauben  ist,  dass  sie  nur 
9tt.  ^nitonen  am  Indus  segelten,  so  lässt  sich  schliessen, 
dasf^vM^ndi^  des  Nordens  schon  vor  dem  Jahre  1000  v.  Chr. 
mit  ihren  südlichen  Landesgenossen  in  Verbindung  standen.^ 

So  küimlcn  sich  die  Kauris,  uijwohl  weder  aut  den  Atollen 
der  Maldiven ,  nocli  auf  Ceylon ,  noch  auf  der  Ostküste  Vor- 
derindiens als  Geld  dienend,  weit  durch  den  ^össten  Theil  in 
Indien  verbreiten,  und  zuerst  als  beliebter  Schmuckgegenstand 
geltend,  zum  iifesuchten  Tausehmiltel  übergehen,  welches  in  der 
Hand  der  HaupUiandelsphitze  befindlich,  von  diesen  gerne  als 
Zahlmitlel  gebraucht  und  anerkannt,  und  dadurch  in  den,  vom 
Ursprungsorte  entfernten,  Ländern  zu  Geld  wurde.  Im  Anfong 
des  11.  Jahrb,  hiessen  die  Maldiven  Dy  v.ah,  wie  man  vpn  Alby- 
rouny  erfahrt  Br  sagt :  „Diese  Inseln  Iheilen  sidi  in  2  Classen, 
nach  der  A'alur  ihres  hauptsächlichen  Erzeugnisses.  Die  einen 
heissen  Dyvah-Kuuzab,  d.  h.  die  iwmin  der  Kauris,  wegen  der 
Kauris,  welche  man  an  den  Cocoszweigen,  die  man  in  das  Meer 
steckt,  sammelt;  die  andern  haben  den  Namen  Dyvah-Kanbar, 
vom  Worte  Kanhar,  welches  den  Faden  bezeichnet,  den  man 
aus  den  Fasern  des  Cocosbauuies  dreht,  im  l  mil  welchen  man 
die  Schiffe  zusammennäht^.  Der  arabische  Reisende  (wahrschein- 
lich Masudi},  welcher  in  der  Mitte  des  9.  Jahrb.  berichtet, 
führt  diese  Namen  nicht  an,  er  sagt:  ^diese  Inseln,  von  einer 
Frau  beherrscht,  sind  mit  Cocospaliiien  bepflanzt.  Das  Geld 
besteht  doil  ii^  Kiiiu'is;  die  Königin  liiiuft  diese  Kauris  in  ihren 
Magazinen  aut.  Die  Kauris  kommen  an  die  Oberiiache  des  Meeres. 
Man  nimmt  einen  Cocoszweig  und  wirft  ihn  in  das  Wasser;  die 

1)  Lassen  356  Not.  1. 

i)  Reioaud  relatiou  etc.  Dificours  pröliminaire  LYIU, 
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Kauris  hlngreii  sich  an  den  Zweigen  an^  0.  Ba  ist  nieht  imwabr- 

stliiinlich,  dass  nur  durch  das  Monopol,  welches  die  Herrscher 
an  sich  rissen,  die  Kauris  an  ihrem  Urspruntrsort  eliciilülls  zu 
Geld  wurden,  nachdem  sie  lange  nur  Handelsartikel  gewesen  waren.^ 
Natttriich  konnten  sie  nur  Scheidegeld  werden »  als  welches  sie 
auch  Franz  Pyrard  zu  Anfang  des  17.  Jahrb.  dorl  traf;  12,000 
dieser  Muscheln  galten  eine  Larine,  diese  hatte  den  Werth  von 
5 — 800  Basarucos,  je  nach  dem  Wechselcurs.  3  Basarucos  aber 
machten  2  portugiesische  Reys  =  0,35  Kreuzer. 

Auch  hier  erkennen  wir  ganz  denselben  Gang,  welchen 
wir  in  China  fanden;  es  erscheinen  uns  die  Muschdn  keineswegs 
als  erstes  Geld. 

Afrika,  obgleich  selbst  an  einigen  Orten  der  Küste 
Kauris  besitzend,  hat  sie  als  Geld  sicher  aus  Indien  erhalten. 
Heeren ,  welchem  die  nautische  Thätigkeit  der  Indier  der  West- 
küste nicht  bekannt  war,  liess  die  Araber  als  Zwischenglied, 
zwischen  dem  afriktnisdien  und  indischen  Handel  in  so  grosser 
Ausdiluiung  treten,  dass  kein  indisches  Schill  dabei  zugelassen 
ist;  wir  wissen,  dass  die  indische  Schiftlahrt  die  ganze  lang- 
gestreckte Küste  bis  zum  Indus  belebt^.  Wir  wissen  dass 
vor  der  Zeit  der  Ptolemaeer,^  also  vor  dem  3.  Jahrhunderl 
V.  Chr.,  ein  direoter  Schiffahrtsverkehr  zwischen  Aegypten  und 
Iiulii'n  nichl.Stall  latid,  mit  diesen  Herrschern  aber  eintrat;  so 
dass  tjopaler,  welchen  Indicopleustes ,  so  eben  von  Taprobane 
zurückgekehrt,  in  Adulis  traf,  und  der  Taprobane  als  den  Sammel- 
platz von  persischen,  indischen  und  aethiopisch.en  Schiffen 
bezeichnet,  auch  Adulis  besonders  hervorhebt;  als  direct  von 
dort  angekommen  erscheint.  Vor  den  Ptolemaeern  war  das  glück- 
liche Arabien  der  grosse  Jslapeipiatz,  sowohl  der  ägyptischen 
als  der  indischen  Waaren.  Adulas  aber  wurde  das  £mporium 
von  Aetbiopien,  Aegypten,  Arabien  und  Indien. 

Dass  die  Kauris  nach  Arabien  kamen,  entnehmen  wir  aus 
Burckhard's  Bemerkungen  über  die  Beduinen  und  \V  ahaby  (489), 
welcher  an  den  Weibern  des  Tor  Sinai  Gürtel  mit  kleinen  Bc^- 
muschein,  wie  dless  im  Sennat  üblich  ist,  fand,  und  aus  dem 

1)  Relation  etc.  Chaine  des  CiiroDicjues  4  u.  5. 
Aniao  Periplus. 


üigiiized  by  Google 


des  Mo0chelgeIde0. 


105 


oben  angeführten  Wadaat;  dass  sie  hier  nur  SchniniDk  und 

VerzieniTiör  'ler  Hiindshalsliinuit  r  blicl  rn.  hikI  «Is  (lelii,  wozu 
sie,  wie  man  aus  dum  bclilussvcrs  der  (jcschiciile  Tmiiirs  von 
£bn*Aralischan  ersieht,  ^ich  wählte  Perlen,  um  ein  Halsband 
mit  ihnen  211  bilden,  und  ich  habe  nicht  eme  einzige  Kauri 
Lohn  davon  getragen^  auch  hier  gedient  hatten,  sich  nicht 
hul[('n  k(t!iiil«'ii,  ist  orkhii  lirh,  lia  die  Araber  mit  den  dnldliMufern 
Actliiopieus  in  lebhaltester  Veibindung  slaudcn,  und  einen  &o 
ausgebreiteten  Handel  führten,  dass  ihnen  ein  so  wenig  allge« 
meine»  Tau^chmittel,  wie  die  Muscheln,  nicht  als  Zahlmittel 
brauchbar  war;  wohl  aber  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  dass  durch 
sie  (iit*  K;iuri,s  auch  nach  Aliika  gebracljt  wurden.  Dort 
trafen  mo  eijenfaiis  mit  dem  schon  bekannten  Metallgelde  zu- 
sammen. . 

Allein  Afrika  hatte  diese  Muscheln  schon  in  den  ältesten 
Zeiten  im  Gebrauche.    Das  Museum  zu  I«  e  i  d  e  n  besitzt  aus  den 

alten  äsfyplischen  Grabciii  eiiliioiniiiüiie  Furcellanen,  sowie  Aach- 
ahmung:en  derselben;  docb  sind  diess  wobl  keine  Kauris,  wie 
auch  das  merkwürdige  Miischelhalsband,  welches  der  Catalog  mit 
G.  Iii  bexeichnet,  keine  Kauris  bat^}. 

'Das  älteste  Denkmal  des  Gebraiiches  der  Kauris,  aber  nicht 
allein  aus  Alnka.  sondern  überhaupt,  ist  ein  goldenes  Halsband 
des  prächtigen  aelliiupischen  Schmuckes,  wt^lcher  in  Aegypten  auf- 
gefunden und  durch  Bunsen  von  V  erlini  in  London  liir  das  aegyp- 
tische  Museum  in  Berlin  angekauft  wurde.  Mit  grosser  Ueber- 
raschung  fand  ich  an  demselben  unttbertrefliich  gearheitete  gol- 
dene  Kauris,  als  Glieder,  zwischen  Kreuzen  und  sonstigen 
Ornamenten. 

Das  älteste  schriflliche  Zeugniss  über  ihren  Gebrauch  in 
Afrika  gibt  der  beri^hmte  arabische  Polyhistor  Masudi,  welchen 
Quatrem^re  f)  auch  als  den  muthmaasslichen  Verfasser  der  oben* 
erwähnten  Reise  nach  Indien  und  China  bezeichnet.  Er  hatte 
im  Jahr  304  der  Hegire  —  918  unserer  Zeilrechnung  —  das 

1)  Sylvestre  de  Sacy  Chfcslomathie  arabe.  I.  253. 
2}  Description   raisonnee  des  inouumens  ögyptiens  du  mus^e  d'anti- 
quitt^s  des  Pays-Bas  par  Leemans  69,  77,  133. 

3j  Sur  la  vie  et  les  ouvrages  de  Maäoudi.  Journal,  asiat  1839.  YU.  p.  33« 
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Meer  der  Zindjis  zum  zweilenmale  duriliscbifft,  und  erzählt  von 
den  Zindjis,  den  Bewohnern  der  Kiisle  von  Moznmbik,  dass  sie 
£il«nde  an  der  See  hätten,  auf  welchen  sie  Kauris  zum  Schmack 
aammelten,  und  sie  im  Handel  unter  einander  zn  einem  beslimniten 
Preise  gebranciiten.  Salt  ^)  fand  diese  MiUbeilang  in  einem  Werke  ^} 
des  arabischen  Caeoorraphen  Elm-cl-Viirdi,  und  hcinerkt,  dass  der 
giioite  i  iiijii  titi  von  Muöüui  gOiiehenen  Bcschreil/tüig ,  noch 
jetzt  auf  die  an  der  Küste  wohnenden  I^egerstämme  Anwendung 
finde. 

Es  erhellt  hieraus,  dass  es  nicht  die  Araber  waren,  wetoher 

den  Zindjis  die  Kauris  hrachtcn,  dass  sie  vielmehr  diese  Gabe 
von  ihren  cij^encn  IvüsU  li  erhicllen ,  dass  sie  <ia  selben  ge- 
brauchten, um  sich  zu  schiniicken,  dass  diese  Muscheh)  dadurch 
zum  gesuchten  Tauschmiltei  wurden,  welches  einen  bestimmten 
Preis  annahm,  und  als  Verkehrsmittel  brauchbar  wurden,  und  somit 
ebenso,  wie  die  anderen  Hino^c,  die  Stelle  von  Geld  für  den  in- 
iioiu  Verkehr \tiiiA;U;u  kuaulen.  Da  sie  zu  bestimmten  Prei- 
sen cursirten,  so  musste  schon  ein  anderer  Maasstab  der  Ver- 
gleichung  vorhanden  seyn,  woraus  hervorgeht,  dass  anderes 
Geld,  bei  dem  Goldreichthum  des  Landes  wohl  Metallgeld,  diesen 
Maasstab  ab^regcben  haben  werde,  was  auch  bei  dem  Verkehr 
mit  den  zur  See  anlaugeudeu  Frpuiden  nicht  w  ihl  ninlrrs  scyu 
konnte.  Die  Handelsartikel  werden  von  Masudi  uul  i:.lephanlen- 
zähnen,  Pantherfellen  und  Seide  angegeben;  activen  ^eehandel 
trieben  die  Zindjis  nicht,  sie  halten  keine  Schiffe. 

r^a^Tcoen  ist  es  bekannt,  dass  die  Küste  Mozämbik  in'  neuerer 
Zeit  einer  (Irr  vvii  hljfrsien  Sclaveulieferuuosorte  für  Arabien  und 
Aegypten  gewurden  ist,  so  dass  hierdurch  Ivauris  in  die  dort 
benachbarten  Provinzen  des  Innern,  wie  zur  See  auf  den  grossen 
Markt  zu  Souakin ,  und  von.  da  selbst  nach  Arabien  gelangen 
konnten. 

Als  eine  auffallende  Erscheinung  fand  Durcheil  in  den 
Haaren  von  Buschmännern  in  der  ^ähe  des  gelben  Flusses, 
oder  Ky  Gariep,  Kauris,  welche  sie  von  ihren  Nachbarn  ein- 

1)  Reise  nach  Abyssinicn  II.  Cap.    Bertuch  neue  Bihhothek  der  wich- 
tigsten lü  isrlie^chreihungen.  2.  Hälfte  der  1.  C'enlurie,  4.  Baad  p.  51. 
2j  iilieridat  al  Aficme  bwa  feridat  al  Gojarab. 
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getauscht  zu  haben  vofgaben  Caillaud  ^)  sagt  uns,  dtas  die 
jungen  Mädchen  des  Sennars  ihre  Schamgttrlel  mit  Kauris  und 
mit  etiler^  pfeati  de  ligre,  —  der  grossgefleckten  Tigerporcellane, 

cypraea  ligris  Linn.,  —  dort  dem  Symbol  dt  i  Jungfrauschafl  und 
Unmannbarkeit  ausgeschniiUkl  haben,  und  dass  diese  Muscheia 
TOii  Souaicin  liämen.  Er  fand  die  kleinen  Porcclhinen  an  den 
Kopfquasten  der  Dromedare  im  Fazoql  ^} ;  wahrscheinlich  dieselben 
weissen  Muscheln ,  welche  Burckhard  ^3  an  dem  Karoelgeschtnr 
der  Weiber  der  Hadendoas  sah.  Die  Adharebs  Kaufleute  von 
Saouakin  bringen  die  Muscheln  ihres  Meeres  bis  nach  Kurdofan, 
von  wo  der  Waarenzug  nach  Darfour  geht.  Sie  Hihren  auch  indische 
und  arabische  Artikel,  und  beleben  besonders  den  berühmten  Markt 
Tön  Ghendy.  ROppell  fand  die  Cypraeen  oder  Porcellanmiischeln 
unter  den  Namen  Saegul  auf  dem  Markte  zu  Entchetqab,  in  dem 
abyssinischen  Berglande  Simen,  zum  Kinderputz  bestimmt,  aber 
damals  nicht  sehr  in  der  Mode  ;  bei  den  christlichen  .Abysslnie- 
riiiiieiAr  zu  Haki  in  der  Provinz  Akakokasai  sah  derselbe  Reisende 
€ypraeen  als  beliebten  Bestandtheil  von  Ringen  und  Ann- 
Spangen 

Rüppeli  nennt  nur  Cypraeen  schlecblweg,  so  dass  nicht 
ersichtlich  ist,  ob  hier  die  cypraea  moneta  gemeint  ist,  dagegen 
bezeichnet  sie  CaUlaud  mit  monnaie  de  Ciuinöe,  also  ganz  un- 
zweideutig. 

Uebrigens  waren  Muscheln,  wie  Mükf  izi  \nn  einem  seiner 
Zeitgenossen  erfuhr,  und  diess  als  eine  auflailenüe  buche  bezeich- 
net,  fUr  deren  Bestätigung  er  die  Glaubwürdigkeit  seines  Be- 
richterstatters verbürgt,  im  14.  Jahrhundert  in  Saitde  im  Ours, 

t)  Betien  ja  4ai  Imnat  von  Sfid-Afriki  XIIL  Bertndi  Bibiioth.  3. 
Hiine  der  1.  Ceiitnrie  32  Bd.  p.  324.  ' 

2)  Voyage  Hdroö,  au  llenve  blanc,  an  deü  de  Fazoql  dans  )e  midi 
de  Sennar,  k  Syooah  et  dans  cinq  aiitres  Oasia,  fait  dang  lea  miM*  1819, 
1820,  1821  et  1822.  T.  Ii  p.  289. 

3)  T,  in.  64. 

4)  Beiae  in  Nnbien  593. 

5)  JYach  Borekhatd'a  Beben  in  Rnhien  €05  »Vadherebe*^  alatt  Had- 
hareme. 

6)  Beise  ia  AbyatiDieii  II.  25.  ' 

7)  t  311. 
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und  zwar  für  Gegenstände  von  geringem  Werth;  er  nennt  sie 
coadhas  (Muscheln),  welche  in  Aegypten  den  Namen  wada 
trügen  Q.  Es  sind  diess  ohne  Zweifel  die  Woda,  welche  Burck- 
hard  in  den  Zelten  der  Bewohner  von  Taka ,  als  Bestaiidthefle 

Vü»  Verzierungen  land,  sie  sind  weiss  und  kommen  aus  dem 
rothen  Meer  Wahrscheinlich  kommt  hiervon  das  Wadaat  der 
Araber  9  welches  cum  Schmuck  der  Uundehalsbänder  dien^; 
Rompfa  '3  meint  y  dass  dasselbe  aus  kleinen  Kauris  bestehe. 
Klein  *)  sagt  „Wadaat  Arabum.  Inter  venereas  longas*.  Tych-» 
sen  ^3  iiK  int,  dass  ein  Schreibfehler  statt  cauns,  ^va(la  gesetzt 
habe,  allein  Sylvestre  de  Sacy  weist  ^3  nach,  dass  die  \  ermuthung 
durch  kein  einziges  Manuscript  bestätigt  werde,  dass.  vielmehr 
ein  ganz  anderes  und  besonderes  arabisches  Wort,  als  das 
durch  die  Correctur  Tychsens  entstandene,  die  Kauris  bezeichne. 
—  Offenbar  finden  wir  uns  hier  wiederum  auf  dem  Filde  des 
alten  Streites,  welcher  sich  auf  gleiche  Weise,  wie  früher,  losen 
dürfte;  nämlich  statt  Kauris,  mit  Riippell  und  Klein,  Porcellane, 
Gypraeen,  Veneraeen,  im  Allgemeinen  zu  setzen,  wodurch  dann 
die  Kauris  keineswegs  ausgeschlossen  sind. 

Die  dem  Meere  zu  Soiiakin  ein^enen  Muscheln,  welche  einen 
Handelsartikel  der  dortigen  Kaulleute  für  das  Itmere  Afrika's 
bilden,  sind  das  von  Burckhard  ^3  erwähnte  Dhofer,  nämlich  die* 
Schalen  eines,  im  reihen  Meere  sich  findenden,  Thieres,  weiche 
in  SIttckchen  zerschnitten  und  als  Rfiucherwerk  gebraucht  wer- 
den, da  sie,  wenn  man  sie  über  das  Feuer  hiilt,  einen  ange- 
nehmen Geruch  geben;  auch  werden  sie  wie  Perlen  geschnitten, 
kommen  sodann  nach  Hedjaz  und  Aegypten,  wo  sie  sehr  geschätzt 
und  von  vornehmen  Frauenzimmern  als  Halsbänder  getragen 
werden.  Sie  gelangen  von  Souakin  aus  nach  Djidda.  Die  er- 
wähnle  Tiger^urceilaue  ist  an  der  Küste  von  Mozambik  so  häufig, 


t)  Sylvestre  de  Sacy  Chrestomathie  trabe  L  251. 

2)  Reisen  in  Nuhien  545. 

3)  Amboinische  Raritfiten-Kammer  96. 

4)  Martini  I.  407. 

5)  Almakrizi  historia  monetae  arabicae  p.  130. 

6)  Chrestomathie  arabe.  I.  253. 

7)  aeiaen  in  IVnbien  436. 
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dass  sie  von  Klein  „de  Mozambiekse  Kliphoorn**  genannt  wurde, 
ebenso  oit  kommt  sie  in  Madagascar  vor,  sie  wird  aber^aucb 
in  allen  Theilen  des  rothen  Meeres  gefunden,  wessbalb  sieJus» 
sleu-'3  Ij  ythraea  punctata  nennt.  Auch  die  auf  den  Maldiven 
in  Masse  fallenden  kleinen  Eselchen,  eypraea  aselhis  Linn  .  linden 
sieh  iiii  iolhen  Meere,  sie  heissen  daher  hei  Ju^ibicu  üi'yiiiraea 
minor  variegala  el  fasciata.  Aucli  die  erythraea  varia  ad  hia« 
tum  punctata,  die  Pockenporcellane,  schwarze  Masern,  cypraea 
caurica  Linn.,  welche  am  häufigsten  in  den  ostindischen  Gewässern 
vorkommt,  gehört  hierh(T. 

Aus  allem  diesem  geht  herver,  dass  vorzüglicli  die  Ivauris 
und  sonstige  Porcellaneri ,  auf  dem  Handelsweg  der  Kaufleute 
VOB  Souakin,  die  östlichen  Theile  von  Afrika  erreichen.  Geld 
sind  sie  im  östlichen  Afrika  nur  an  ihren  Ursprungsoj  len  selbst. 

Die  Adharebs  von  Souakm    (Initrrpn   aber  direct  bis  nach 
Kiirdofan;   dann   gehen  ihre  Waaren  nach  Darfur.     Von  hier 
aus  kennt  man  weitei  e  grössere  westliche  Handelsbeziehungen 
meht^  aliein  man  findet  die  Kauris  wiederum  in  B  o  r  n  u,  und  zwar  l 
ebenfalls  blos  als  Schmuck,  und  es  hat  Clapperton  ein  Itinerarium  \ 
von  Malanl  Mohamed  aus  Masina,  und  iladji  Omar,  der  eben  aus 
Meeca  nach  Soccatu  zurückgekehrt  war,  über  die  ganze  Strecke 
von  da  bis  nach  Souakin  erhalten,  so  dass  dadurch  der  volle 
Beweis  der  Verbindung  der  Centralslaaten  Afirika's  mit  Arabien 
hergestelli  ist.  Er  bezahlte  fär  diese  Mtttheflung  20,000  Kauris  ^ 
Wenden  wir  uns  nun  zu   dem  weiteren  HaiiiiUuiidort  der 
Kauris,  an  der  Westküste  Afrikas,  so  lehren  uns  die  ältesten 
Reisen,  dass,  als  die  Europäer  an  der  Küste  von  Loanda  an-  | 
kamen,  sie  die,  dort  einheimischen  Kauris  als  Geld  fanden,  und  dass  • 
dieses  Geld  steh  ttber  den  grössten  Theil  des  Königreiches 
Congo  verbreitet  hatte  3).  Nach  neueren  Reisenden  dient  dieses 
Muscheigeld  an  der  Küste  von  Accra  in  di  in  llerrschaflskreise 
der  Ashantees  zu  Dagwumba,.  Inda,  Gaman,  in  dem  Königreiche 

1)  Martini  1.  331. 

2)  Clapperton.  Tagebuch  der  iweiten  Reise  in  4m  Iimere  von  Afrika, 
311,  339  und  431. 

3}  Ed.  Lopez ,  Ubersetzt  durch  Cassiodoras,  Beichreibung  des  König- 
reichs Congo,  von  Jahr  löTd,  FoL  8..  0.1 
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Kong,  in  Bambarra  zu  Sego,  Sansanding,  in  Toiiltoo4«,  in  Nyff^, 
zu  Kulfa  oder  Kulfie,  im  Sudan,  jelzt  und  schon  zu  Makrizi's  Zeil  Q 
20  Soccata,  Kaschna,  Kano;  in  Mandingo  gellen  noch  Kauris 
neben  dem  doitigen  Sal2g:eld,  in  Bambarra  aber  beginnt  ihr  aus* 
schliesslicher  Curs,  so  dass  Mungo  Park  0  «  Marrabu  gendUiigel 
war,  20,000  Kauris  einzuwechseln. 

So  ist  es  also  der  Lauf  des  N  i  g  e  r  s ,  welchem  von  seinem  Ein- 
triU  in  Bambarra  an  das  Muschelgeld  in  das  Herz  von  Afrika  folgt, 
bis  es  in  Bomu  seine  Grenxe  findet^  und  es  ist  merliwürdig,  daw 
der  neueste  Reisende,  welcher  sich  der  Erforschung  des  lunereu 
von  Afrika  widmet,  Dr.  Burlh,  eben  diesen  Strom,  durch  seine 
Veriiindung  mit  dem,  in  das  mittelafrikanische  Königreich  Adamavo 
führenden  Tschadda,  für  die  Bahn  des  gedeihlichen  Eindringens 
erklärt.  . 

Wie  kamen  aber  die  Bewohner  Congos  auf  den,  Gedanken, 

Kauris  als  Geld  zu  verwenden? 

Höchst  wahrscheinlich,  wie  die  Bewohner  Mozambiks,  durch 
den  Sclavenhandel,  der  hier  wie  dort  blüht  £s  hat  aber  Bow- 
dic^  in  den  Ashantees  ausgewanderte  Aethiopier  erblidtt,  und 
Marsd^  fand,  nachdem  er  die  Spradie  yon  Mosambik  durch 
einen  Sclaven  jenes  Landes  gelernt  halte,  durch  das  Wörterbuch  der 
Congosprache,  das  Tuckey  herausg^egeben  hat  3),  dass  viele  Wurzeln 
beider  Sprachen  gemeinsam  seyen,  so  zwar,  dass  dadurch  die  ge- 
'uaueste  YerwandtschafI  der  VölkerstSmme  auf  der  Ost-  und  West- 
küste von  Afrika  erwiesen  sey;  diese  Wui:zeto  treffen  auch  mit  den 
Wüllen  von  Loango  und  Angola  zusammen,  ferner  mit  der  Sprache 
der  Camba  an  der  Westküste,  und  der  Maiulingo,  nur  weniger  voll- 
ständig. Diese  Verwandtschaft  ist  nach  Marsden  so  gross,  dass 
hikihst  wahrscheinlich  alle  diese  Völker  sich  gegenseitig  ver- 
stehen werden.  Dass  die  beiden  Ydlkerzweige  von  Ost-  und 
Westafrika  gegenwärtig  als  ganz  verschiedene  Völker  anzu- 
sehen sind,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  aber  die  Ueberein2>timmung 

1)  Burkhard,  und  Ritters  Afrika  S.  1039. 

2)  The  Journal  oi  a  tuusion  to  the  inlehor  of  Africa  ia  ihe  year  1805, 
p.  I  i4.  '  ■  '  ^ 

3)  Vocabulaiy        the  Malemba  and  Einbomma  Language  Ap.  1,  der 
KarraUve  oi  ao  Expedition  to  explore  the  ftiver  Zaire,  löiö. 
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der  Wörter,  welche  die  einfachslen  Vorstellungen  in  dieser 
Sprache  bezeichnen,  beweisen  dem  scharfsinnigen  brilischen  For- 
scher, dass  diejenigen  Nalioncn,  von  welchen  sie  gesprochen 
werden,  einst  in  einer  Urzeit  von  einem  gemeinsamen  Stamme 
sich  abzweigten  Es  ist  ferner  merkwürdig,  dass  die  Gesichts- 
einschnilte  oder  Tätowirungen,  welche  die  Landsmannschaften  zu 
bezeichnen  pflegen,  an  den  Sclaven  von  Mozambik  dieselben  sind, 
wie  in  Congo  und  an  der  Guineaküsle.  Mit  dieser  bedeutsamen 
Thatsache  in  Verbindung  stehen  aber  die  Nachrichten  über  frühere 
directe  Handelswege  von  Mozambik  nach  Congo.  Dos  Sanctos 
sah  in  Sofala  Kunstarbeiten  der  Portugiesen,  welche  von  der 
Angolaküste  quer  durch  Afrika  von  den  Katfern  von  Abutua 
nach  Manica  gebracht  waren,  woselbst  sie  wiederum  von  den 
Portugiesen  eingehandelt  wurden.  Diess  stimnil  mit  der  Aussage 
eines  portugiesischen  Sclavenhiindlers,  welcher,  wie  Barrow 
erzählt,  angab,  dass  noch  damals  von  Mozambik  und  Sofala  eine 
directe  Verbindung,  durch  den  afrikanischen  Continent  hindurch, 
mit  den  Colonieen  in  Congo,  Loango  und  Bengola  unterhalten 
wurde.  Dapper  '*)  gibt  einen  Handelsweg  der  PorUigiesen  von 
Congo  durch  das  Land  der  Anziko  und  der  Nimiemaier  an,  und 
Campbell  ^)  bestätiget  denselben.  Die  neueste  Zeit  endlich  brachte 
uns  dieKundC:  dassdrei  maurische  Kaufleute  den  Weg  von  Mozam- 
bik nach  Angola  zurückgelegt  hallen  und  damals  gerade  auf 
dem  Rückwege  begrillen  waren  So  ist  es  allerdings  auch  aulTal- 
lend,  dass  nun  auch  die  Kauris  als  gemeinschaftliches  Geld  an 
diesen,  so  weil  von  einander  entfernten  Küsten  auftreten  und 
man  dürfte  versucht  seyn,  diese  Thatsache  als  weiteren  Beleg  der 
Verwandschafl  dieser  Stämme  anzunehmen ;  ja  es  für  ganz  möglich 
halten,  dass  die  Bewohner  von  Congo  durch  eine,  der  so  häu- 
figen, Völkerströmungen  der  afrikanischen  Stämme,  einst  aus  dem 


1)  Ritter,  Erdkunde.  Afrika.  2.  Aufl.  292.  - 

2)  Aetbiopia  orientalis  in  Purchas  Pilgr.  II.  Fol.  1548;  Ritter  142. 

3)  Account  of  travels  into  the  Interior  of  South  Africa  1801.  II.  p.  118. 

4)  Afrika,  S.  634. 

5)  Political  survey  of  Great  Britain  II.  u.  bei  Ritter,  Afrika  366. 

6)  Bulletin  de  la  socit^tä  de  g^ograph.  Octob.  1852.  Audiaud  1852, 
N.  301. 
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weit  entlegenen  Osten  von  Mozambik  durch  den  ConÜnent  her- 
Übergerissen  wurden,'  und  hier  mit  freudigem  Erstaunen  die  so 
.  beliebten  heimathlichen  Huscheln  vorgefunden  haben. 

Obgleich  Marco  Polo  schon  die  Kauris  kannte,  so  waren 

es  doch  erst  die,  hilii  lniiKlrrlc  später  an  der  hliste  von  (fiiinea 
im  Curs  geh  uüurieii  Musctieln ,  welche  die  Auimerksarnkeit  der 
Europäer  auf  sich  zogen,  und  ihnen  den  Namen  der  m ohrischen 
Münze,  der  Münze  von  Guinea,  der  Conchomünze  verschafiten. 
Die  Portugiesen  hatten  sie  hier  gefunden,  ehe  sie  Mozambik,- ehe 
sie  Indien  hi  :  iiln  l<  n.  Aber  erst  die  Belhciligiing  an  dem  Scla  ven- 
haiidd  konnte  iluc  Bedeutsamkeit  fühlbar  machen;  denn  nur 
durch  diesen  entstand  ein,  von  der  Küste  tief  in  das  Innere 
des  afrikanischen  Festlandes  eindringender,  Verkehr,  welcher  im 
Sudan  den  urallen  Hauptsitz  erreichte;  dort,  wohin  die  ver- 
schiedenen Stämme  ihre  Opfer  schleppen,  lialhn:  die  Kuuris  iniiner 
eifriüi  liewimdiii  f  ^eiroüen,  deiiti  als  b<  Inuuck  hallen  diese 
Mu£»cheln  auf  die  Schwarzen  allgemeine  Anziehungskraft  geübt, 
und  so  war  hier,  als  allgemein  gewünschtes  Tauschmitlel,  das 
Huschelgeld  entstanden ,  sobald  nur  eine  geh önge  Anzahl  Kauris 
auf  den  M  ukloii  einffelroil'en  war.  liiciiür  sorgten  nun  die 
Europäer  in  grossem  btil. 

Ehe  die  Portugiesen  nach  Guinea  gekommen  waren,  hatten 
sie  schon  den  afrikanischen  Sclavenhandel  eröffnet^  sie  .hatten 
Araber  von  der  neuentdeckten  Küste  Afrikas  fortgeschleppt,  für 
welche  Neger  zur  Auswechslung  angeboten  und  angenommen 
wurden;  man  setzt  das  Betreten  dieser  schmaciivolien  Bülin  durch 
die  Europäer  auf  das  Jahr  1442.  Als  sich  daher  in  Guinea  die 
unmittelbare  Berührung  der  Portugiesen  mit  der  schwarzen  Be- 
völkerung ergeben  hatte,  als  sie  nach  Indien  gekommen  waren, 
und  ii!i(t;i!I  schwur/r  Sclaven  gefunden  hatten,  als  sie  auf  4er 
Küste  von  Mu^ambik  zu  Anfang  des  IBten  Jiduliuiidcits ,  die 
Schwarzen  ebenfnlfs  heimisch,  und  einen  blühenden  Sciaveiiliandel 
in  den  Händen  der  Araber  getrofiPen,  und  als  sie  sich  hier  fest- 
gesetzt hatten,  musste  ihre  Aufmerksamkeit  auf  den  Schwarzen«* 
bandet  lebhaft  gesteigert  werden.  Aber  ein  Ereigniss  ^trat  ein, 
welches  für  die  schw  arze  Be\  (»Iki  j  imu  furchtbar  entscheidend 
wurde.   In  den  Bergwerken  von  Domingo  erlagen  die  Indianer 
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in  Masse  der  ihnen  auferlegten  Anstrengung;  man  fiind  sie  zo 

schwächlich,  und  hatte  die  Ausdauer  der  Schwarzen  kennen 
gelernt,  denn  von  den  portugiesischen  Besilzunjien  in  Afrika 
waren  schon  1503  die  ersten  Sklaven  nach  den  spanischen  Coionieen 
in^Amerilui  gebracht  worden;  da  erlaubte  Carl  Y.  1517,  mit  anf 
die.  Wü^  ies  '  grossen  Indianerfrenndes  Las-Casas,  dsss  Neger- 
sclsTen  regelmlissfg  aus  den  portugiesischen  Niederlassungen  von 
Guinea  übergeführt  werden  durften  Das  Monopol  gieng 
durch  Kauf  an  die  Genueser  über.  Die  Speculalion  gerieth  nur 
%n  gnl^  gans  Westindien,  mit  den  amerikanischen  Gontinenten, 
griffew  gMg  nach  der  neuen  Httlfe  nnd  es  entstand  eine  neae 
Sclavermn^inter  christlichen  Herren,  von  welcher  die  rohesten 
Barbaren  aller  Zeilen  kein  lici^piel  Hulzuweisen  haben.  Das 
cbnsiUche  Europa  riss  sich  um  den  gräulicbea  Lohn  des  Menschen- 
hwiieto  »nf  Leben  und  Tod. 

.  Bs^lusste  daher  anch  dasTauschmittel  scharf  in  das  Ange 
iMBen,'  vtrelches  ihn  schon  lange  belebt  hatte.  ^ 

Schon  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderls  hatte  Francisco  de 
Aimeyda  ein  Fort  auf  den  maldivischen  Inseln  errichtet,  und  sich 
so  idioii  Verfügung  über  die  Kaurischätze  des  Tausendinselreiches 
gajrtijrry  dech  ohne,  wie  es  seheint,  einen  grossen  Werth 
hiisfliiif  ^cu  togeii;  was  auch  dadurch  begreiflich  wird,  dass  die 
Portugiesen  in  Congo,  wie  Mozambik,  dieselben  Muscheln  hatten; 
immerhin  entwickelte  sich  aber  hier  das  Bild  eines  lebhallen  Be- 
gehrs nach  diesem  Gute  vor  ihren  Augen. 

Schon  ein  Jahrhundert  lang,  seit  der  Gründung  des  Reiches 
des  Grossmognis,  war  Bengalen,  mit  seinen  herrlichen  Strömen 
und  seiner  üppig  wuchernden  Küste,  der  Silz  eines  wichtigen 
Handels  geworden,  und  es  ist  wohl  in  diese  Zeit  die  lebhafte 
£infuhr  der  Kauris  in.  dieses  Land  zu  setzen,  welche  noch  in 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  ein  Gegenstand  lebhafter  Specolation 
der  Briten  nach  Besitzergreifung  des  Landes  wurde.  Sie  folgten 
hierin  dem  Beispfiele  der  klugen  Holländer,  die  schon  ein  fialbes 
Jahrhundert  früher  einen  guten  Zug  zu  machen  gewusst  hatten. 


1)  JlobertioB,  Hiitory  of  America,  Book  III. 
ZataOu.  Mr  StMitfr.  I8B4.  U  H«ft.  8 
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Rumph,  der  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderte  auf  den  Maldiven 
war,  erzählt,  dass  er  öHers  30 — 40  Schiffe  mit  diesen  Muscheln, 

iiiuJ  nach  allen  Gefiondm  von  Indien  bestimmt,  befraclilel  gc- 
sult«  11  habe  A\'eni(>:i;  Jahre  spiilci  Ui<ren  die  Holhindei  unter 
diesai  Schülern,  l^oiiarii  berichtet  hierid)er:  ^lia^  ftüchleas^ 
mercatores,  OUandi  ad  partes  Americae  deferunt,  ihique  cum 
aliis  mercibus  commutant.  Elenim  nunciatum  fuit  publicis  paginis 
per  I  l  opam  di.s[)orsis,  cum  Anno  1707  clas.sis  Holhuidicn  tredecim 
navitnii.  (juas  onerarias  vocant,  ex  Batavia  Iniiica  in  Europani 
rederet,  deferri  inier  preliosas  nierces  hujus  gcneris  conchas, 
pondus  192,951  librarum  aequantes,  ut  eas  in  ora  novae  Guineae 
cum  aliis  mercibus  pecuniae  loco  mercatores  commularenl.^ 
^  So  sehen  wir  die  maldivischen  Kanris  von  den  llolliindern 

^1  über  drei  M  eltlheile  nnl  enier  einzigen  lIau|;loperaüüii  veilueilel; 
i  der  Vortlieil  zeiole  sich  sehr  bedentend.  Ganz  gleich  verfahren 
später  die  Englander,  indem  sie  die  Concentrirung  der  Kauris 
in  Bengalen  Ix  ^inistigten,  und  von  diesem  grossen  Depot  aus, 
so  lange  sie  sich  bei  dem  Sclavenhandel  beiheiligten,  das  Muschel- 
geld vorziiglicli  nach  (juiuta  brachUu. 

Ihre  jährliche  Ausfuhr  aus  Bengalen  betrug,  nach  Rennell^J, 
an  100  Tonnen  Kauris,  welche  über  Guinea  in  den  Sudan  giengen. 
Es  ist  augenfällig,  dass  von  diesem  Zeitpuncte  an,  die  Leb- 
haftig-keit  des  Verkehrs  mit  diesem  Muschelgelde  ungemein  ge- 
laibtn  werden  niussle.  Aiirh  noch  jelzl  bringen  die  Fng-laiidei* 
viele  derselben  nach  dem  biuhendcu  i\(Hi  ig  reiche  der  Guineaküste, 
Dahome,  dem  Sparta  Africas.  Ritter  hält  für  wahrscheinlich, 
dass  diese  Kauris  ihren  Zug  von  der  Guineaküsle  über  das  floch*^ 
land  durch  Aschanti;  Dagwumba,  nach  Toroboctu,  und  Von  da  in 
ticti  Osten  mid  Westen  voni  Sudan  genonnnen  liaUcti.  Dafür  spricht 
allerdiiigs  der  t*io&öe  Markt  zu  Cuniassie,  der  ibuiplsladt  der 
Aschanti,  woselbst  Bowdich  zwar  die  Kauris  nicht  als  Münze, 
wohl  aber  als  Besatz  der  Hutbänder  der  Uauptleute  fand,  und 
wo  ein  solcher  Zusammenfluss  von  Sclaven  stattfindet,  dass  diese 

1)  Hartiat  I.  407.  . 

2)  Museum  Kirchcrianum  auctum  p.  463.  No.  233. 

3)  JlittcT,  Afrika  1040. 

4)  1039. 
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fost  wertblos  sind.  Sie  kommM  hsuptsttcMidi  aiii  dea^  AsdianÜ 
unterworfenen,  Staalen.  Der  Einfluss  des  Herrschers  von  Aschanti 

erstreckt  sich  aber  bis  zum  Niger;  der  Handel  sogar  bis  nach 
liezzan.  9  HaupUtrassen  führen  von  Cumassie  nach  allen  Welt- 
gegendeil}  und  Bowdich  fand  hier  Krieger  aus  Kasohna.  Ein 
grosser  Handelszug  nach  fiousaa  zum  Niger  geht  dnrdi  du  Reich 
Dagwumba  Ober  die  Hauptstadt,  welche  berttfamte  Märkte  bat, 
und  von  den,  last  nur  aus  Müliaiiimedanern  bestehenden,  Kauf- 
leuten besonders  vorgezogen  wird.  Gerade  gegen  Norden  fuhrt 
die  Tombuctustrasse  über  das  Konggebirge  an  den  Niger;  sie 
ist  wenigiBTHTOm  Handel  belebt;  indessen  lie£ert  sie  die  meisten 
Sklaven  nach  Cuniassfe.  So  natttriicb  und  einfach  nun  auch 
Ritlcrs  Annahme  des  Weites  (Jcr  Vfrbreilung  der  Kauris  ist,  so 
kann  man  sicii  doch  nicht  mit  derselben  begnügen,  wenn  man 
die  von  Dr.  Barth  niitgetheilte  Thatsache,  dass  sie  auch  am 
Senegal  und  am  Ganbi»  cursiren,  erwägt  und  vorzttglieb 
den' Cur 8  des  Huschelgeldes  in  den  verschiedenen  Lindem 
zu  Rathe  zieht;  denn  ulifrleich  derscihc  nicht  auf  einen  vullkuaimon 
richtigen  gemeinschafliiclien  Werthmesser  zurückzuftihren  ist,  so 
düiAe  er  mit  einiger  Umsicht  dennoch  brauchbare  Verluiltniss- 
zaUen  liefern.  Das  Silber  wird  uns  a«ch  hier  am  Besten  dienen 
können;  Mlich  mit  Beachtung  desselben  als  Waare,  obgleich,  ^ 
wie  wir  finden  werden,  die  im  Silberwerlhe,  in  diesen  Gegenden 
eintretenden,  Schwankungen  von  unlergeordneleni  Einlluüse  sind. 

Für  1  engl.  Shilling  zu  12  pence  Sterling,  gesetzmässig 
«:%«;0|3i746  Conv.  Tbaler  =  10  preuss.  Sübergroschen» 

hat  man  Stücke  Kauris  erhalten: 
^^'Anf  den  Matdiven  nach  Pyrard  »)  —  An-  , 
fang  des  17.  Jahrhunderts  —  12,000  =  1  x 
Larine  =  5 — ÖÜU  Ba^arucos;  3  Basarucos  = 
^2  portug,  Beys  .   •   •  ,  *  :  7590—12,144 

Nack  dem  jetzigen  Warthe  der  Larins  = 
0,26662  Thaler    14,288. 

In  Bengalen,  nach  Ritler  '3      ....  2400. 


1)  Saimidiiiig  der  beiteti  Reiieheidir«ibtuigfla  13.  Sand.  414  und  394«  , 

2)  Afrika,  104a 

8* 
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In  Calcutta,  nach  Hac-GnUoch    2560  s=  1 
Cnrrenl-Riipie      2  abillin^    .   .   .  .   .   .  1260. 

und  mit  Berechnung  von  20%  Einfuhrzoll  nach 
Calciilta  geliefert   1536. 

Im  \  Ii  n-n  a  n,  nach  Marco-Polo,  13.  Jahrhundert  71. 

Dasalbsly  nach  Klaprolh  ^3  —  heuUu  Tage — 
1  Sa  oder  80  Stttck,  ^Aooo  chinesischen  Unce 
Silber,  im  Werth  von  6  Shilling  8  pence      .  1975. 

In  Soccatu,  um  1805  erbaute  Hauptstadt  der 
Felatahs  in  Hoiissa,  nach  Clapperton  ^)  —  im  Jahr 
1825  —  500  Kauris  =s  6  pence     ....  1000. 

In  der  Handelsstadt  Aghades,  im  Reiche 
Ahir  oder  Asben,  16«  27'  nördl.  Breite  nnd 
25"  10'  ösll.  Länge  von  Ferro,  nach  Dr.  Barths 
Mittheilung,  etwa  lOüO  Kauris  1  fl   558 

In  K  u  1  f  o  oder  K  u  1  f  i  Hauptstadt  von  Nyffö, 
nach  Clapperton  3000—5000  Kauris  für  2 
Dolhirs,  oder  spanische  oder  mexikanische 
Piaster;  Marktpreis- Aequivaleni    339 — 565. 

In  Kano  in  Houssa,  nach  Clapperton*),  im 
Jahr  1824  ;  3000  Kauris  für  1  %  DoUars;  Markt- 
preis-Aequivalent   452. 


1)  Handbuch  fttr  Kauflepte  H.  57. 

2)  .  Journal  asiatique  1834.  XHl.  p.  155. 

3)  TagdNieh  der  '2.  Reise  in  das  Innere  von  Afrika,  Neue  BihUothek 
der  Reitebeichreibungen  55.  Band  p.  303. 

4)  Sie  encbelnen  hier  mehr  alt  Auanahnie,  und  wie  Dr.  Barth  bemerkt, 

nicht  wie  in  den  Gegenden  des  Niger,  am  Senegal,  Gambia,  an  der* 
GuineakQste.  Gewöhnlich  ist  hier  reiner  Tauschhandel.  Indessen  treten  ala 
Geldsurrogatc  ßa  u  inwollenst  reifen  auf,  vorzüglich  aber  der  Ghussub, 
eme  Art  Hirse.  Der  Miethkal  =  10  Säcken  ist  die  Einheit.  2^/2  Miethkal 
SB  1  Osterr.  Manen-Tberesienthaler,  der  hier  Curs  hat.  In  Bagirmi  dient 
f&r  kleinere  Gegenstftnde  ein  Kattun  läppen,  2  Ellen  lang  und  3'^  breü^ 
iarda;  fOr  grosse  Gegenstündc  ein  grobes  Hemd,  für  die  grössten  ein  feines 
Hemd  =  3—4  grobe.  Auf  dem  Weg  von  Tripoli  nach  Uürsück  findet 
man  Sei d e nstränge  an  der  Stetle  des  Geldes. 

5)  2.  193. 

6)  1.  Tagebttcb,  neue  Bibliothek,  43.  Band,  S.  550. 
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Daselbst,  nach  Clapperton    —  im  Jahr  1825  — 
3000  Kauris  für  1  Dollar,  im  Wechselgeschäfl  678. 

Heut  zu  Tage,  zu  Dahome,  nach  der  Mil- 
theilung  eines,  in  Afrika  lebenden,  europäischen    T^-*!   •'••f. »;  *  - 
Kaufmanns  an  Prof.  Haussen,  in  Säcken  von       1      .  »/jT 
10  Cabeza,  1  Cabeza  =  50  Tocco  ^3,  1  Tocco      .  •    *  ,:i  .  .  f 
=  40  Kauri,  an  der  Küste,  und  38  im  Innern,  -t  .  nl'' 

z.  B.  im  Rechnungswesen  des  Königes.  Höchstens  •  ;  •  *i  |r 
2400,  wenigstens  1600  Kauris  für  1  Dollar,    '  •  .r 

und,  was  dasselbe  ist,  1  Akie  =  60  Tocco  « 
für  Vi6  Unze  Goldstaub  3)   542—362. 

1)  2.  Tagebuch,  S.  240.    '  ,   .  m       .j     .    v     r        .  .  >, , 

2)  Ohne  Zweifel  toque,  Enpl.  slrings. 

3)  Hinsichtlich  des  heuligen  Kaurihandels  gibt  derselbe  Corrcspondcnt 
noch  folgende  Auskunft:  „An  der  Westküste  von  Afrika,  Dahome  u.  s.  w. 
circuliren  2  Sorten  von  Kauris,  eine  weisse,  und  eine  mehr  bläuliche ;  erslere 
ist,  weil  haltbarer,  mehr  geschätzt;  dorh  haben  beide  gleichen  Preis;  mehr 
im  Innern  soll  man  die  bläulichen  halbwegs  als  unächl  ansehen,  nimmt  sie 
aber  doch  an,  wenn  auch  unffern.   Die  Differenz  in  der  Grösse  der  einzelnen 
Kauris  übt  auf  ihre  Geltung  keinen  Einfluss;  die  kleineren  werden  aber  lieber 
genommen  (auch  znni  Schmucke),  weil  sie  gleich  viel  gelten,  dabei  weniger 
Transportkosten  verursachen.    Die  Europäer  kaufen  und  verkaufen  sie  nur 
nach  dem  Gewichte,  wobei  der  Preis  sehr  verschieden  ist,  je  nach  der 
Grösse  der  Kauris;  man  greift  probeweise  einige  Hände  voll  aus  jedem  Sack 
heraus  und  bestimmt  darnach ;  je  grösser  die  Kauris  sind ,  desto  schlechter 
werden  sie  natürlich  per  Centner  bezahlt.    Das  ßedürfniss  der  starken  Zu- 
fuhr erklärt  sich  hauptsächlich  aus  der  Sitte  wohlhabender  IVeger,  Massen 
von  Kauris  zu  vergraben,  was  auch  eben  so  mit  den  Piastern  geschieht.  Im 
innem  Verkehr,  und  für  denselben,  werden  die  Kauris  einzeln  gezählt  (sehr 
beschwerlich  bei  einer  so  geringfügigen  Scheidemünze);  man  lässt  diess  viel 
durch  ISeger  in  verschlossenen  Stuben  ihun.    Der  Rayon  der  Kauris  an  dtr 
Westküste  scheint  ziemlich  begrenzt  zu  seyn;  in  Aschanti  circuliren  sie  schon 
nicht  mehr;  an  der  Goldküsle,  nicht  mehr  westlich  von  Anamaboe,  südlich 
in  den  portugiesischen  Niederlassungen  und  den  dortigen  Hinterländern." 

Die  in  dieser,  von  Prof.  Haussen  uns  freundlich  zugewendeten,  Belehrung 
erwähnten  bläulichen  Muscheln,  sind  wohl  die  früher  genannten  blauen 
Schlangenköpfchen.  Der  Referent  aus  Afrika  fiisst  das  Schwanken  der  Preise 
80  auf,  als  ob  der  Preis  der  Kauris  ein  ganz  constanter  sey,  und  nur  die 
Dollars,  je  nachdem  sie  reichlicher  oder  knapper  vorhanden,  höher  oder 
niedriger  bezahlt  würden.  Unsere  üebersicht  der  Küuripreise  beseitiget  diese 
Ansicht  gründlich,  da  ein  Unterschied  im  Werthe  des  Dollars  von  75%  auf  den 
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•  < 
Nach  Forbes  0»  ^  Dahme — 1851  -^bb  2600 

für  1  Dollar    663. 

In  Dagwumba  und  A  ccra,  nach  Bowdich 
—  im  Jahr  1817—5  Schnuren  =  200  Kauris  = 
1  Toko,  8  Tokos  s=  1  Ackie,  16  Ackies  =:  1 
Unze  Gold  =  96  Franken   .  319. 

In  der  dänischen  Colonie  Chrisliansburg 
und  Fri  e  d  e n  s b  II  1'  c".  in  A  q ua  p i  ni,  vor  Ab- 
schaflung  des  Sclavenhafidols,  nach  Isert  ^)  — 
1784  —  20  Kauri      i  Tabo      1  dftmscfaefl 
Scbflüng   8». 

Auf  dem  Caravanenweg  der  Mandinofuiooer, 
von  Sog-o  bis  zur  Westküste,  narh  Ciillc  278. 

In  Kasclinu  und  Sego  nacli  I}(!aufoy       .  250. 

In  Westindten  nach  Voigt  ^}    ....  46. 
Somit  wären  die  Kauris  dreimal  wohlfeiler  im  innerislen  Sudan 
al9  an  der  Kttste  von  Oberguinea;  ja  sie  treten  hier  am  theuersten 
in  0>t-A[iiiva  auf,  mit  Aui»nahme  der  Märkte  von  Kaschna  und 
Sego. 

Dieses  Verhältniss  ist  aber  offenbar  neuerer  Zeit  angehörig. 
Frtther,  als  die  StreclEe  vOn  Cap  Coast  bis  Accra  noch  da»  grosse 


wcstafrtknni'^rlir'n  Knnrimarlilen  nicht  jingenommcn  werden  kann,  und  zudem 
Clapperioii  in  seinem  1.  Tagebuch,  545,  ausdrücklieh  sagl,  dass  einstehendes 
^rili;;Uniss  zwiscfu'n  PoünrF:  find  Mu-('br!2'*'1f!  in  Kano  «trtffftndr:  drts«?  die 
VV  eiiierlücher ,  die  Äzane  ,  aut  dem  Alariile  zu  !\tiirii  — joijo  Kauris  oder 
2  Dollars  kosten,  so  dass  mI«o  der  -^rrftndorlirln  \\t  rlli  der  hiiiiris  liier  dem 
unveränderlichen  des  Dolln^  ^t  ^^  riul)ersteht ;  indem  di  r  fr=;tp  Sdlj(  r[ir(  von 
2« Dollars  für  dieselbe  Wai^re  gilt,  weiche  die  verauderUclie  Kaurlsumme 
fordert. 

Man  Kann  nicht  rlairriXf'ii  aiilidiren.  da:-s  L'!ap[)crlo[i  itii  .)alir  [S'ij  von 
seinem  Wech<?!pr  nur  l.Mio  Kai;ri3,  sVnli  der  ui>liciirii  JIM^O,  lYu  fin  Dollar  cv- 
lüelt|  e«  War  dii  v>  riiK  uiiM  i schämte ,  seine  JNolh  ausbeutende,  FieUerei. 

1)  Dalidtiu'y  and  llio  Dahomans. 

2)  iMijsaioii  dtr  t  iiL!li«(fi  nfrikanisehen  Colonie  von  Cape-Coasl- Castle 
nach  Aschantee,  Neue  D  I  liMilitk  d.  w.  Ä.  21.  ßand,  438  und  72.  .  ' 

3)  Neue  Reise  npioh  (Initun  125. 

4)  Voyage  a  limLucluu  U. 

5)  Rennen,  bei  Riner,  Afrika  in;;:). 

6j  Lehrbuch  der  Zoologie,  3.  Band  44Ö,  ohne  Angabe  der  t^uelie. 
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Bmporiam  der  Goldkilsle  war,  Annrnboe  den  gfttasteD 
Sidavemmirkt  besase,  tls  unavflidrlicli  20 — 30  Segel  der  enro- 

paisciien  Aalionen  da  vor  Anker  lagen,  waren  aiicli  die  Kauris 
massenhaft  hier,  und  wie  wir  aus  unserer  Ucbersieht  der  Preise 
von  Chri?^fTnnhurg  und  Accra  sehen,  fast  auf  der  Hälfte  ihres 
jelBigen  Werthesi  Damals  mögen  diese  Kauris  den  Weg,  welchen 
iUtler  Torseichnet,  befolgt  haben.  Aber  der  Negerhandel  hatte 
längst  vorher  auch  noch  andere  Iiöchst  wichtigfc  RichlunLii  n, 
welche  sirli  üNo  itji  Sudan  concenlrirlen ;  es  ist  daiier  niclii  nmlcis 
zu  erwarieu,  als  dass  die  Kauris  nicht  nur  einen  dieser  Wege 
enacUngenf  sondern,  dass  sie  yon  dem  Hanptlandeplats  der,  ans 
Indien  hominenden,  Schiffe  excentrisch  alle  Ausläufer  dieser  Rieb- 
tong-en  erreichten,  um  sodann  w  iedcrum  anfallen  diesen  mercantilen 
ü|n  ]iilionslinien  im  iierzen  des  Haiuioi^  /iisaiintifTiznlrefT»^?). 
der  Thal  erfahren  wir,  dass  die  Engländer  ihre  Kauris  an  üandels- 
UmtiH'allev  (Stenden  verkauften;  wir  hören  von  Cailiä  0,  dass 
du»  'BMobner  'von  Oberbambarra  ihre  Kauris  von  den  euro- 
päischen Kaufleulen  der  Westküste  Afrikas,  und  den  Mauern 
an  der  kusle  des  mitleliaüdibLiieu  Met  i  es  erhallen :  man  hndet 
<^rp  in  Menge  in  Fez.  Wenn  man  sich  aber  uach  diesem  (rru^vi  n 
Mülelpiinote  onsieht,  so  entdeckt  man  ihn  in  ^dem  berilhuiiea 
9»ii  baütm  ■  In  diese,  1213  erbaute,  Stadt  ^)  zogen,  allein  von 
.Marokko,  Anfangs  des  18.  Jahrhunderts,  jährlich  Caravanen,  oft 
v,)ii  ifi— 20,000  Kiiith  lon.  iiMtiidem  die  Sladt  in  Abhängigkeit 
von  Marokko  gekommen  war.  Zahlreiche  Züge  kommen  aus  dem 
Miali  '^en  'Ascbanti,  ans  dem  Westen  vom  Gambia  und  Senegal, 
ittUiM^Ntfrden  von  Tripoli  und  dem  Fezzan,  aus  dem  Osten 
^IMni^hltteni  des  Sudans  und  Bomu;  Tombuctu  wird  daher  auch 
die  liu  ishju,  die  wuhireilsten  Kauris  luiben:  man  behauptet  alich, 
dafi^-^ka^ao  sey,  und  kann  dicss  aus  Succalu  öclilifssen,  wtithes, 
i^'imamt  Uebersicht,  die  höchste  Kaurizahi  für  1  Shilling  in 

inMlifiel'  Wef  der  Verbreitung  der  einheimischen  C  o  n  g  o-K  a  u  r  i  s, 

wdche  den  mdischeii  die  liuiui, brachen,  wiirc  nun  noch  2U*be- 


1)  n,  78. 

2)  JoaiNiJ«  Leonii  AfHcani  toUm  Aürieae  deiariplio. 
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sprecheiL  Die  Aakimget  der  neueneD HypediMe — Mnuaehrdwcli 
Dr.  Bertb  fiud  aesser  Zweifel  gestellt  —  mch  wdcher  ifer  Bl%er, 
m  denen  Ufer  die  Keiiris  Uiren  biqilTerkebr  haben ,  In  dem 

Busen  von  Guinea  ausiuündel.  und  der  Congo  oder  Zaire,  nach 
Mungo -Park  und  Maxwell,  oder  der  Rio  dei  Rey  und  der  Rio 
Formoso,  oder  Benin  Strom,  nach  Reichard  iat,  werden  Tieileidit 
so  die  Muscheln  in  das  Innerei  ^dringen  lassen,  ja  rilckwSris  Jai 
diesem  Vorkommen  der  Kaans  eiae  neue  Stolze  ihre  Ansicht 
finden.  Sichere  Anhallspuncle  geben  uns  aber  die  zugänglichen 
Wege,  welcbe  von  Congo  gegen  den  Aiger  Aihrcn,  und  über 
welche  Bowdich  sich  an  Reichard  auf  eine  merkwürdige  Weise 
anschliessend,  AnskunA  ertheilt  hat.  £s  isl  der  Oguawai,  welcher 
nach  dem  Cap  Lopez  cnllivirtere  Negerlander  durchsirdait,  und 
welcher  für  die  Kauris  die  Aufmerksamkeit  beansprucht;  indem 
er  ihnen  den  nordusllichen  Zug  nach  dem  Niger  anweist,  während 
der  Norden  durch  wilde,  Menschen  fressende,  Horden  abgesperrt 
ist.  Diesen  wichen  sie  wohl  auch  in  nordwestlicher  fiicbtiuifx 
aus,  indem  sie  am  Lagos  hinauf  nach  Dahome  gelangten,  woseUisI^ 
sie  auch  jetzt  noch  Geld  sind,  und  von  da  die  Wanderung  nach 
Norden  und  Westen  antreten  konnten. 

Ob  auch  die  Mozaml  ik  -  Kauris,  nach  Rillers  Frage  ^J,  aii( 
directem  Wege  nach  dem  Sudan  gelangt  seyn  können,  dain 
über  fehlte  bis  vor  kurzem  jeder  Anballspunct  der  Beurtheiloig« 
Allein  jetzt  erfahren  wir  durch  Dr.  Barth,  dass  ihm  in  Tola  ein 
arabischer  Scherif  angebolcn  habe,  ihn  durch  den  Continent  nach 
deni  Ayassa-See  und  Mozambik  zu  führen;  eine  directe  Veir 
bindung  isl  dadurch  bezeichnet.  Hinsichtlich  der  Kamis  tiab#; 
besagen  die  neuesten  Nachrichten  desselben  Reisenden,  dai«'iie' 
in  Mittelafrika,  also  auf  dem  Ausläufer  dieses  Zuges  nach  daai 
Sudan,  nicht  vorkommen,  und  auch  hier  wiederum  Stücke  Bamx^^ 
WQllenzeng  als  Geld  dienen. 

Wie  diese  Muscheln  aber  nach  Europa  kamen,  und  daß^ 
Ritters  ^)  ausgesprochene  Yermuthung,  ihr  Gebrauch  möge  früher 


1)  Sketch  of  Gabooo,  Uebenetemig  der  MiwioD,  13.  C«p. 

2)  1039. 

3}  Asieo  m.  1153. 
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wMMrts  Dil  islatisciMii  Valkeni  sich  nach  Ungarn  Torbreil«! 
haben,  ohne  Halt  sey,  iat  nachgewiesen  worden. 

Fassen  wir  das  E  r  g  e  b  n  i  s  s  vorstehender  Betrachtung  zu- 
sammen. 

Das  Mnschelgeld  ist  nicht  das  älteste  Geld,  das  Metallgeld 
ist  Ülter  als  dasselbe;  nnd  namentlich  ist  diess  itlr  China  nach- 
gewiesen ;  indessen  ist  es  das  älteste  S  c  h  e  i  d  e  g  c  I  d.  Die  hier- 
zu verwendeten  Muscheln  haben  stels  dem  Geschlechte  der  Por- 
celianen,  oder  Cypraeen  angehört. 

Dieses  Geld  ist,  Wie  das  Metaligeld,  aus  dem  Schmuck  ent- 
standen. 

Unter  den  Cypraeen  machten  sich  die  Kauris,  cypraea  moneta, 

eben  wegen  ihrer  besonderen  Dienüchkeil  zur  Verzierung,  wegen 
ihrer  Kleinheit,  wegen  ihrer  wenigen,  aber  reichlich  spendenden 
Fundorte,  besonders  beliebt. 

Sie  kamen  nach  China  von  den  Liuku  Inseln. 

Von  den  Maldiven  verbreiteten  sie  sich  Uber  die  Westküste 
von  Vorderindien  bi^  an  den  Indus  ,  und  von  hier  östlich  durch 
ganz  Vorderindien;  nördlich  nach  Arabien,  durch  die  Araber 
aber  bis  nach  ßomu. 

Die  Kauris  auf  der  Küste  von  Hozambik  fanden  ihren  Weg 
quer  durch  Afrika  an  die  Kttste  von  Congo;  hier  trafen  sie  mit 
den  Kauris  von  Loando  zusammen.  Diese  stiegen  nordösüich  am 
Oguawai  hinauf  ß-egen  den  Niger,  sie  erreichten  ihn  nordwestlich, 
am  Lagos  hinauf,  durch  Dahome,  und  verbreiteten  sich  westlich 
ttber  Oberguinea. 

Bornu  bildet  die  Scheide  der  Kauriströmungen  von  Ost  und 
West ;  bis  hierher  ist  diese  Muschel  ostwärts  nur  Schmuck,  west- 
wärts Geld;  denn  sie  ist  hauptsächlich  Sklavengcld,  und  hier 
beginnt  der  Hauptschauplalz  des  Mensclienhandcls.  Die  Portugiesen 
hatten  in  Niederguinea  den  ersten  Fundort  der  Kauris  betreten, 
sie  fanden  hier  Kauris  und  Sklavenhandel,  sie  fanden  das  gleiche 
Schauspiel  itt  Mozambik,  sie  sahen  die  grossartige  Ausbeutung 
dieses  Geldmittels  auf  den  Maldivcn ,  und  fanden  dessen  Con- 
centrirung  in  Bengalen,  welches  seit  der  Herrschaft  der  Gross- 
moguls zum  Brennpuncte  des  indischen  IJ^ndels  geworden  war. 
Der  Skiayenhandel  wurde  von  den  Europäern  begonneui  er  wurde 
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Mch  WesHmUcn  feridilet  Masien  toq  naMivffofaeii  lUmk 
worden  erstmals  von  den  HoUandeni  auf  die  Kttste  von  Guinea, 

und  selbst  nach  Europa  geworfen,  sie  wurden  von  den  Sklaven- 
händlern aller  Gegenden  ergriffen,  und  nach  allen  Zugängen 
Afrikas  verführt,  um  durch  sie  nach  allen  Richtungen  nach  dem 
Sudan  %n  strömen,  und  sich  dort. wiederum  zu  begegnen. 
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Von  EtfIMcL 


Des  zweiten  Artikels  letzte  Hälfte* . 

Gegenstand  der  Untersvchnng  In  diesem  Abschnitt  ist  die 
Frage:  Ifisst  sich  ein  Agrarsystem  bei  uns  einrichten,  welches 

die  Freiheil  des  Einzelnen  in  der  Verlüguug  über  sein  Rigenthum 
aulrecht  erhält  und  doch  zugleich  vor  dem  Missbrauch  dieser 
Freiheit  zu  sichern  und  die  Übeln  Folgen  dieses  Missbrauchs,  wo 
sie  vorhanden  sind,  allmi&hlich  zu  beseitigen  vermag? 

Diese  Frage  wurde  am  Schluss  des  vorigen  Abschnitts  unter 
Hinweisung  auf  das  Beispiel  Englands  vorläufig  bejaht,  und  wir 
haben  nun  die  Aufgabe,  diejenigen  Seiten  der  englischen  Gesetz- 
gebung und  des  englischen  Lebens,  welche  für  die  Agrarver- 
hältnisse von  besonderer  Bedeutung  sind,  zu  betrachten  und  zu 
untersuchen,  ob  und  wie  weit  dieselben  bei  uns  anwendbar,  und 
welche  Wirkungen  von  ihrer  Einführung  in  unser  Leben  zu  er- 
warten sind. 

Zwei  Punkte  sind  es  in  der  Gesetzgebung  Grossbritanniens, 
welche  hier  zunächst  in  Betracht  kommen,  erstlich  das  englische 
Intestaterbrecht  bei  Vererbung  von  Immobilien  und  zweitens  die 
Einrichtung  der '  englischen  Erbgüter  oder  Fideicommlsse.  Wir 

beginnen  mit  den  letzteren. 

STStem  der  englisalien  Eiiigttter. 

Die  Gitter,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  werden  in  Eng- 
land es^ofes  imX  oder  kürzer  mlmU  ^} .  genannt  Sie  werden 

1)  Ueb^r  di«  EiaridUuiz  der  ongliichen  ibI  «uiichft  der  Com- 
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aber,  weil  dort  jeder  Grundbesitz,  auch  der  Ihatsächlich  auf  un- 
beschränktem Eigenthum  beruhende  (fee  simple)^  rechtlich  noch 
immer  als  unter  der  Lehenshoheit  der  Krone  stehend  ge- 
dacht wird,  auch  mit  den  Worten  fee  tail  oder  fee  in  tml 
bezefchnet.  Eben  desshalb  werden  sie  in  nnsern  deutschen 
Uebersclzungen  und  Bearbeitungen  englischer  juristischer  Werke 
„Erblehen"  genannt,  aber,  wie  es  scheint,  mit  Unrecht,  weil 
Erblehen  bei  uns  ein  ganz  bestimmter  lehensrechllicher  Begriff 
ist,  während  der  Lehenscharakter  des  englischen  fee  simph  und  . 
des  fee  tail  jetzt,  nach  Aufhebung  beinahe  aller  lehensherrlicher 
Befnqrnisse  der  Krone,  eigentlich  nur  mehr  auf  einer  Rechls- 
fikliun  beruht,  und,  wie  es  scheint,  nur  als  Ausdruck  der  loyalen 
Achtung  vor  dem  Königthum  in  der  Rechtssprache  sich  forU 
erhält*>  ' 

Das  Institut  der  Erbgüter  ist  bekanntlich  uralt  in  England; 
es  hat  aber  im  Laulo  der  Zeit  mannigfache  bcdeuh  nde  Verän- 
derungen erfahren,  weniger  durch  positives  Eingreifen  der  Ge- 
setzgebung, als  durch  die  Entwicklung  des  Lebens  selbst  und  durch 
die  Wirksamkeit  der  unter  diesem  Einfluss  stehenden  Gerichtshöfe. 


raenlar  zu  den  Gesetzen  von  England  von  Stephen,  Band  1,  zu  vergleichen, 
der  auch  Hie  f^p'srfzli»  lien  Bestimmungen  von  1833  und  1^34  enthält.  Eine 
besondere  Sclinli  fliiriiber  ist  von  M'Culloch  1848  erächieneu  unter  dem 
Titel:  a  treatisc  oii  ihe  succession  to  property  vacanl  by  death.  Diese  ist 
im  Quarlerly  Review,  vol.  LXWIII ,  p.  17s  u.  f.  {insfiilirlii  h  und  mit  lehr- 
reichen Zusätzen  besprochen  NA  orden.  Die  deul  (  Ik  J.ileriilur  luit  bis  jrlzt 
\veni«r  i\üliz  von  diesem  In:Jtiliit  genointnen.  Dankcnswerlh  ist  eine  in  poli- 
tisr  hi-m  Inlcrcs.se  gciniu'IUe  Iliuweisnrig  auf  dasselbe  im  Preussischen  poli- 
tischen Worhenhlatl,  18j2,  Nro.  10:  diesell)e  liefjt  der  Darstellung  zu  Grunde, 
welche  Schulze  in  seinen  naliomiiotionoinischen  Bildern  aus  England,  Jena 
1852.  S.  137  -  143,  davon  gegeben  hat.  Noch  ist  zu  crwiihoen  die  kleine 
Schrift  von  Solly:  Grundsätze  des  engli.schen  Hecht >  iiber  Grundbesitz,  Erb- 
folg^c  und  Güterrecht  der  Ehegatten,  Bt din  1H.t3,  wo  der  sechste  Abschnitt 
von  den  „Erblehen"  handelt.  Sie  giebt  eino  trotz  ihrer  Kitrze  sehr  voll- 
ständige und  dabei  klare  Darstellung  des  englischen  Kechts  m  Betreff  der 
bezeichneten  Verhältnisse. 

1)  Diese  Kechtsauscliauung  wird  sogar  noch  in  den  Freistaaten  von 
Nordamerika  festgehalten ,  nur  dass  an  die  Stelle  der  Krone  das  suuveraine 
Volk  getreten  ist.  James  Ken t,  commentaries  on  American  law.  5.  edit.  III. 
p.  377. 
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Die  engUschen  Rechtshistoriker  ersüblen  uns,  däss  es  sdion 
bei  den  Angelsacb&ea  Gewohnheit  war,  Grundbesitz  auf  einzelne 

Individuen  und  deren  Nachkommenschaft  unter  bestimmten  Be- 
din^riingen  zu  vererben,  um  denselben  der  Familie  des  Besitzers 
zu  erhalten.  Die  Jurisien  aber  iiäUen  Mittel  gefunden,  die  Be-> 
Stimmungen  des  Erblassers  zu  tfmgeben  und  die  Erbgutseigen«* 
scbaft  eines  in  solcher  Weise  vererbten  Grundbesitzes  aufeuldsen. 
Desshalb  sey  hauptsächlich  auf  Antrieb  des  hohen  Adels  unter 
König  Eduard  I.  im  Jahr  1282  das  Weslnnnslerilatut  de  donis 
condiiionaHbus  erlassen  worden,  welches  jedem  Grundbesitzer 
ganz  'unbedingt  das  Recht  gab,  Erbgutstiitungen  auf  ewige  Zeiten 
zu  machen.  Wo  nun  eine  solche  Stiftung  errichtet  wurde,  fand 
die  Erbfolge  fort  und  fort  streng  nach  den  Bestimmungen  des 
Stifters  statt,  und  kein  Erbe  iSue  das  Recht,  ein  zur  Stiftung 
gehöriges  Grundstück  zu  veräussem  oder  über  seine  Besitzdauer 
hinaus  zu  belasten.  Dadurch  wurde  das  Gut  zu  Gunsten  der 
FamOie  gegen  schädliche  Willkflhrhandlungen  des  einzelnen  Be- 
sitzers gesichert,  zugleich  aber  auch ,  für  jene  Zeiten  der  wich- 
tigste Püiikl,  gegen  Zugriffe  der  Krone.  Denn  nun  konnte  auch 
der  lionig,  als  Lehensherr,  das  Gut  der  Familie  nicht  entziehen, 
sondern  dieses  gelangte,  wenn  es  der  König  wegen  Felonie  dem 
augenblicklichen  Besitzer  nahnr,  von  Rechtswegen  unmittelbar  an 
den  nedi  der  Stiftung  näebstberecbtigten  Brben  in  der  Familie. 

'  Eine  solche  Einrichtung  konnte  dem  Interesse  der  Krone 
als  dem  Lehensherrn  unmöglich  entsprechen.  Aber  auch  das 
Interesse  der  Familie  und  des  Gutes  selbst  litt  unter  so  strenger 
fideicommissarischer  Gebundenheit;  dieses,  weil  Gutsverbesserun- 
gen durch  das  Verbot,  Schulden  £u  machen,  die  auch  der  Nach- 
folger im  Erbe  anerkennen  musste,  beträchtlich'  erschwert  wur- 
den; jenes,  weil  der  Vater  keine  Gewalt  halle  über  den  nach 
der  SÜftung  zum  Nachfolger  eingesetzten  Sohn,  wenn  dieser  in 
Üngehorsam,  Nachlässigkeit  oder  Verschwendung  verfieL 

Aus  diesem  Grunde  suchte  man  nach  einem  Mittel,  derartige 
ewige  Stiftungcfi  aufzuheben  und  den  Besitz  und  Besitzer  von 
der  fideicommissarischen  Fessel  zu  befreien,  und  fand  dieses  fast 
zwei  Jahrhunderte  später  unter  der  Regierung  des  Königs  Eduard  IV. 
nicht  in  einer  Aenderung  des  Statutes  selbst;  —  denn  dazu 
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Würden  die  Lordi»  welche  in  demeelbeii  den  wirkninslen  Scholx 
för  ihre  Besitsthomer  gegen  die  Krone  erkennten,  nie  ihre  Zn* 

sliminung-  ^e^eben  haben,  —  sondern  in  einer  neuen  Praxis  der 
Iteijciile     l'iese  erkannten  nämlich  erstmals  im  Jalir  1473  ein 
Rechtsveriklu'cn  ')  als  göLtig  an,,  welches  znni  Behuf  der  Atti^ 
iMng  einer  Erbgulstillung  äusserst  spitzfindig  ausgedacht  wir; 
nnd  indem  nnn  dieses  Urtheil  die  Norm  Inr  alle  spateren  FÜle 
bildete,  wurde  zuerst  die  rechtliche  Möglichkeit  begründet,  ein 
fjdeicominiasyrisch  für  iiuiiitr  gebundeiica  Gut   m  u  senit^r  l^'essel 
ca  befreien  und  in  anbeschranktes  Eigenthum  (fee  simple) 
▼erwandeln.   Etwas  später,  im  Jahr  1541  durch  Statut  32.  ümqf 
VlIL  c  36,  griff  dann  auch  die  Gesetzgebung  ein  nnd  setzte  feet^ 
dass  auch  auf  dem  Weg  eines  Vergleichsverfahrens  (fine)  Erb- 
aitapiuciie  ünlUi  lersunen  aui  ein  LitiöiUlhuiii  entfernt  wcrdcti 
kannten,  nnd  die  Gerichte  wendeten  dieses  Gesetz  auch  auf 
entaih  an^  trotz  dem,  dass  im  Statut  von  1285  ansdrUcklisii  h#f 
stünint  worden  war,  dass  auf  dem  Weg  freiwillig  von  den  <Bt^ 
Iheiligten  abireschlossener  Verfirleiche  der  Wille  des  ursprüng- 
lichen SUlltii»  üichl  ^ollir  aiigeaiidt  1 1  wenlen  können.      '  ' 
jNoch  mehrere  andre  gesetzliche  Bestimmungen  wurden  unter 

1)  Dies«  Verfahren  bestand  ia  der^  gemeiiireebtlicheB  Gewdhrieistanfs- 
klage,  common  recovery*  Dieae  iit  anaftthrlich  beicbrieben  in  Stephens 
Commentar  I,  p.  339  imd  539;  eine  kurze,  aber  sehr  klare  DarsteUung  ent- 
hilt  auch  die  Uaine  Schrift  van  Solly  a.  a.  0.  S.  42. 

2)  Uebar  das  Verfleicbsverfahi«n  vergl.  Stephen  a.  a.  0.  p.  240  u.  530, 
SoUy  a.  a.  0.  9.  40.  Dieiea  Yerftihren  hatte  keine  ao  grosse  Kraft,  wie 
die  Gewihrleiatungsklage ;  deoa  doreh  leixtere  wnrdea  aicbt  aar  die  Erb- 
galaeigeoichaft,  loedem  aach  die  Sedite  der  Anwirler  (rmaktitr  meti} 
aurgebobeO)  dnreh*den  Vergleich  aber  aar  jene.  Uebrigeat  bemhlen  beide 
Rechtamitlel  eigentlich  anf  einer  jnnatiichen  Unredlichiieit;  denn  Eiebter.  wie 
Partei  wuaaten,  daat  die  Sache  nicht  ao  aey,  wie  aie  im  Pn>iesa  dargealellt 
wurde.  Aber  man  bemhigte  aich  alierteita  mit  dem  der  allgemeinen  Amichl 
gemiaa  gniea  Zweck«  der  damit  erreicht  werde.  An  aich  iat  daa  nicht  an 
verwundem,  daN  dieae  beiden  Proieiaformen  anikameii.  Bei.  dem  fonna- 
Uatiachen  Weaen  der  engliaehea  Jariipnident  woaale  man  aieb  nicbi  aadeia 
la  belfea«  um  den  BedflrlntMen  des  Lebena  gerecbt  in  weiden  ^  pnd  in 
dieaer  Notbwendigkeit  fand  der  fromme  Betrug ,  wie  Blackatone  daa  Ver- 
fahren auidracUich  nennt,  aeine  Rechtfertigung.  Hur  daa  iat  su  verwundern, 
daaa  nrnn  daaaelbe  ao  hmge  beibehiolt;  denn  em  1838  wurde  «•  nlfeiadeit. 
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Heinriok  VDi.  und  £lwabeth  zn  dem  Zweck  erlmen,  die  fidef- 
oommigsariscbe  Gebundenbeil  der  entails  abzuschwächen.  Ins- 
besondere wurde  feslgeselzt ,  dass  wegen  Hochverrath  auch 
Erbgüter  von  der  Krone  eingezogen  werden  köniileii,  dass  Ver- 
pachtungen von  Erbgütern  auch  gegen  den  IHacbfolger  im  Erbe 
ihre  Krafk  behieUen,  und  dass  2u  frommen  Zwecken  gemachte 
Stiftungen  aus  einem  Erbgutsbestand  güllig  seyen. 

Sieht  liiari  von  diesen  letzten  Veränderungen  üb,  so  isl  der 
Zu&land  des  englischen  Kechls  in  Betreff  der  Erhgutstillungen 
wilhrend  der  langen  Zeit  vom  fünfzehnten  Jahrhundert  bis  in  die 
neaeski^  KiVt..(dur<^  die  beiden  Momente  charakterisirt,  dass  ganz 
aUgsemem^  tför  jeden  Besitzer  eines  Freiguts  das  Recht  bestand, 
eine  üdeiKjniinisMüische  Sliriung  zu  machen,  und  dass  es  zwei 
Rechisiniüei  gab,  eine  solche  Stiftung  wieder  aufzulösen.  Unter 
diesem  ftechtszustand  hatte  das  Volk  die  vollste  Freiheit,  das 
.]«plit9l      Erbgüter  ganz  nach  seinen  Bedttrfiiissen  und  Rechtis«- 
itterseogungen  zur  Entwicklung  zu  bringen,  und  so  bildete  sich 
denn  im  La  il  der  Zeil  ailinalilich  eine  beslimiutc  Rechtsgewohn- 
heil im  \  olke  selbst  aus,  bis  erst  im  Jahr  1833  durch  die  Akte 
3  und  4  WUhelm's  IV.  c.  74  die  alte  Gesetzgebung  selbst  abr 
felM€SKtj.iii|d  mit  der  vorhandenen  IJebung  In  Uebereinstimmung 

i)  Das  Gesetz  Toa  1833  het  keine  Gelting  in  SchotÜaDd.  Dort  bestebea 
vielniehr  noch  ewige  Pidelcommisse.  Nach  einem  Vorgang  im  Jahr  1648, 
dessen  rechtliche  BegrQndnog  1062  iweifelliaft  geworden  war,  wurden  sie 
1685  dnrch  I.  lae.  YD.  c  22  gesetilieh  eiogefahrt.  Seitdea  sind  bis  1646 
2D46  Stifinngraifcttnden  registrirt  worden,  nnd  Calloch  C«*  0.  S.  5^) 
Bünml  an,  dass  die  Hllfte  alles  Gnmdetgentbnms  Erbgutseigenscbaft  habe. 
Gegen  die  gesetalicbe  Befiigniss,  Erbgüter  Ton  ewiger  Dauer  so  errichten, 
erhob  sich  neierdings  viel  Wtdersprndi,  vnd  es  kam  deasbalb  im  Jahr  1848 
ein  Vonchlag  aar  Abindemng  des  Geselaes  Ton  1685  fn's  Parlament  Ich 
kann  aber  Jetat  nicht  tnden,  ob  der  Antrag  dnrchgieng.  —  Es  IM  von  h«> 
teresse,  an  sehe«,  was  die  NordamcrikaBer  mit  den  Institnfe  gemacht  hab«n. 
Bis  aar  Revoltttion  bestand  dasselbe  gans  so  wie  in  Bn|^d.  Man  konnte 
Erbgüter  stiften  nnd  sie  durch  die  common  rßcoverff  und  mittelst  eines  Ver- 
gieiehs  aalheben.  Schon  1776  aber  vrarden  die  «nfn/lf  in  Virginien  aufge- 
hoben nnd  in  «sinfi#  im  ftB  sia^U  umgewandelt^  ebenso  in  Newyork,  North- 
Caralinai  Teaeasee,  Kentncky,  Georgia^  New-Jersof •  In  South-Carolina  und 
dem  eheniale  franrtiliohao  lioaisiaBa  wam  sie  gam  nabekumt.  ki  mehr eren 
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Nach  diesem  Gesets,  das  aber,  wie  gesagt,  das  InstiUtt  selbst 

Im  Wesentlichen  nicht  änderte,  sondern  nur  die  vorhandene 
üebung  zum  Gesetz  erhob,  hat  jeder  Engländer  die  Befugniss, 
ein  Grundstock  einer  oder  mehreren  lebenden  Personen  und 
darüber  hinaus  noch  •  einer  ungeborenen  in  der  Wei^e  zo  vürr 
machen,  dass  dieselben  nur  nach  Inball  der  SÜftwng  (seHhmh^ 
danil)cr  verliigrn  können.  Sobalil  jedoch  der  bei  Ei'richlunu-  des 
£rbgul£»  eingesetzte  nutli  ungeborene  Erbe  mit  Vollendung  des 
einnndzwanzigsten  Jahres  volljährig  geworden  ist,  kann  von  ihm 
allein,  wenn  er  bereits  im  Besitz  des  Gutes  sich  befindet,  o^er 
TOn  seinem  Vorgänger  mit  seiner  Beistimmung  -das  Erbgut  -von 
seiner  fideicominissarischen  Gebundenheil  befreit  werden.  Diess 
geschieht  ebenso  wie  die  Stiftung  selbst  durch  eine  einfache 
Erklärung  vor  dem  Kanzleigerichtshof;  das  ältere  Verfahren  mit 
der  Gewährieistungsklage  oder  dem  Vergleich  wurde  aiifgdiobeii. 
Bis  zum  Bintritt  des  eingesetzten  ungebomen  Erben  aber  kann 
kein  in  den  Besitz  des  Guts  kommender  Erbe  dasselbe  verkaufen 
oder  über  die  Dauer  seines  eigenen  Besitzes  hinaus  mit  Schulden 
beschweren ,  und  es  ist  die^s  selbst  dann  unmöglich ,  wenn  alle 
zum  Eintritt  in*s  Gut  berechtigten  Personen  übereinstimmen  söU-» 
ten.  Im  Uebrigen  lässl  das  Gesetz  dem  Willen  der  Stifter  selbst 
freien  Spielraum.  Die  zahlreichen  Artikel  desselben  enthalten 
ausser  einigen  Bestimmungen  über  die  für  jedes  Erbgut  ein  zu-  ^ 
setzenden  Stiftungspfieger  (proiecion  of  ihe  setUetuetU)  nur 
formelie  Anordnungen. 

rVun  muss  man  sich  aber  auch  die  Art  und  Weise  vergeg^n** 
wartigen,  wie  das-Geselz  im  Leben  selbst  zur  Anwendung  kommt 
und  wie  schon  vor  Erlassung  des  Gesetzes  die  Erbgütereinrich«* 
tung  thatsächlich  bestand. 

Es  versteht  sich,  dass  das  Verfahren  ein  sehr  verschiedenes 
-    isf  je  naph  den  Verhältnissen  der  Familie  und  des,  Guts.  Oiß 
vorherrschende  Uebung  aber  in  den  begreiflich  immer  die  Regel 
bildenden  Fällen,  wo  ein  Besitzer  direkte  Nachkommen  hat,  ist 

andern  Staaten  bettehen  sie  dagegen  noch  fori« .  wenn  euch  in  gemilderter 
Form.  HaMBchusetti  (1B35)  und  New-Hampsbire  (1887)  haben  im  Weeentw 
liehen  das  englische  Gesets  von  1633  eingefilhrt.  James  Kent,  Commen* 
laries  Ott  American  law.      edit.  IV.  p.  13  n. 
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oach  dem  Zevgniss  von  Mac  CuDodi  und  des  oben  in  der  Note 
erwähnten  Artikels  im  Ouarterly  Review  folgende: 

Ein  Vater  sey  kraft  der  Stiftung  seines  Vorfahren  im  Besitz 
eines  Erbguts,  und  sein  Sohn  sey  der  sUAangsniäMlge  Erbe. 
Um  die  Zeit  nmi,  wo  dieser  Sohn  grossjShrig  geworden  wt  und 
sich  hlhislfell  niederlassen  will,  verständigt  er  sich  mit  demselben 
darüber,  die  Stiftung  aufzuheben  (to  bar  fhe  cnfail  vested  in  the 
son)  und  das  Gut  in  ein  freieigenes  (fee  simple)  zu  verwan- 
deln. Diess  geschieht  aber  nur,  um  mit  Rttcksicht  auf  die  ver^ 
änderten  Verhältnisse  der  Familie  eine  neue  Stiftung  su  madien. 
Duroli'^dl^  wird  nun  der  Vater  der  neue  Stifter  und  behält  das 
gleiche  Recht,  was  er  bis  dahin  hatte,  nämlich  den  Genuss  des 
Guts  auf  Lebensdauer  (ienancy  for  life) ,  der  Sohn  verliert  die 
Anwartschaft  auf  das  unbeschränkte  Eigenthum  am  Gut  und  be- 
konuBi  atatt  deasen  die  Anwartschaft  auf  ein  Nutzniessungsrecht, 
diBiM  IlMi  ungebomer  Sohn  dagegen  wird  im  Voraus  als  künf- 
tiger EigenMlmer  ijknant  in  tml)  bestimmt.  Ist  dann  der  Vater 
gestorben,  der  Sohn  in  den  Genuss  eingetreten  und  dessen  Sohn 
gleichfalls  wieder  volljährig  geworden,  so  wird  die  Operation 
wjedwMt^  und  so  erneuert  sich  die  Stiftung  von  Generation  zu 
Cfoneiilljii.'  Bei  jedw  Erneuerung  aber  werden  zu  Gunsten  der 
fti  ^  ^  9tMiflie  eintretenden  Frau  des  Sohnes  ein  Witthum  und 
für  die  erwarteten  jüngeren  Kinder  desselben  Renten  aus  dem 
Gutserlrag  festgesetzt,  je  nach  dem  Werth  des  Guts  und  dem 
Zubringen  der  Frau  verschieden.    So  macht  sich  die  Sache  ganz 

^ieUml  innerhalb  der  Familie  ohne  weiteres  Eingreifen  der 
MiMiKtt^driro  fireien  Vertrag  zwischen  Vater  und  Sohn.  Die 
dnglischen  Schriflsteller  räumen  ein,  dass  diese  beiden,  wenn  sie 
WMb^  die  neuen  Bestimmungen  der  Stiftung  verhandeln,  manch- 
mal hart  an  einander  gerathen  und  einander  schwere  Lasten 
zuzuapifeiiin '  wichen ;  in  .der  Regel  aber  gehe  es  äusserst  firied- 
Meh  zv^^akd  1^  werde  mit  ängsflicber  Sorgfalt  darauf  ge-' 
#iÄil|Nih#^  ja  nicht  zu  stark  zu  belasten. 

Dass  die  Erbgülerconstitution,  so  weit  sie  sich  auf  Grund- 
besitz erstreckt,  vorzugsweise  bei  dem  hohen  Adel,  der  nobility, 
im  Gebrauch  ist,  versteht  sich  von  selbst,  weil  der  meiste  Grund- 
beiitz  sich  in  seiner  Hand  befindet;  aber  auch  beim  landwirtb- 

Z«itMhr.  ittf  StMUw.  1854.  It  Hdl.  9 
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gohafUiehen  Mittelstand,  der  §eniry,  ist  dieselbe  ganz  aUgemem 
in  Uebung.   Und  nicht  nnr  der  Grundbesitz  kann  in  solcher 

Weise  fideicoainuilii  I  werdLMi ;  es  ist  diess  Überhaupt  bei  jedem 
Besitz  erlaubt,  sowobl  bei  Iinuioltilicn  (real  piopLity),  als  bei 
dem  beweglichen  Eifrenlhuui  (personal  properiy),  Audi  bei  dem 
letztem,  zum  Beispiel  bei  gewerblichen  oder  Handelsgeschäften, 
sodann  bei  Staatsschuldkapitalien ,  kommen  Erbgutstiftungen  in 
grosser  Ausdebminir  vor.  Nichts  wäre  desshalb  irriger,  als  der 
Vorwurf,  dass  dieselben  iiacli  Gesetz  oder  Silie  ausschliesalicU 
dem  Stande  der  Aristokratie  eigenthiiinlicli  seyen. 

Ebenso  wenig  kann  man  der  Einrichtung  den  Vorwurf  machen, 
dass  dadurch  der  Grundbesitz  allzusehr  immobil  werde.  Mach 
dem  Geselz  ist  es  allerdings  denkbar,  dass  ein  Erl)gut,  hiß  m 
frei  verfügbar  Wiid,  nielireie  Generaüuiien  bindurch  unverändert 
bestehe.  Denn  indem  es  verstatlet,  eine  beliebige  Anzahl  von 
lebenden  und  einen  ungebornen  Erben  im  Voraus  einzusetzen, 
ist  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  die  fideicoromissarische  (Ver- 
bundenheit sieben,  acht,  ja  noch  mehr  Dezennien  andaure.  Aber 
nach  rlri  ,tl!- 1  itn  tu  n  Uebiinir  dauert  diese  nicht  langer,  als  von  . 
der  Zeit  der  hauslicUcii  Nk  let  las^ung  einer  Person  bis  zur  Hei- 
rathsperiode  eines  Gliedes  der  nächstfolgenden  Generation,  also 
wohl  in  den  meisten  Fällen  nicht  länger,  als  dreissig  oder  vierzig 
Jahre.  Innerhalb  dieser  Frist  wird  das  Gut  einmal  veräufiierUdi 
Uli  (iniizen  sowohl  wie  im  Juuzelnen.  Nur  machen  die  Besitzer 
von  der  Freiheit,  ihr  Gul  zu  veränsscrn  oder  zu  zei  ti  ijininri  n, 
in  der  Regel  keinen  Gebrauch,  und  das  Gesetz  giebl  ihnen  (i^s 
Recht,  sich  selbst  und  ihren  nächsten  Erben  von  Neuem  dzTor 
zu  bewahren. 

Auch  das  Gut  selbst  befindet  sich  bei  dieser  Einrlchto»g 

ganz  wohl  'j-  Di^nn  trotz  dem,  dass  es,  wenn  der  Stiller  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  anordnet ,  vvala  etid  einer  Generation 
nur  einmal  möglich  wird,  eine  Kapitalschuld  auf  das  Gul  seilet 
aufzunehmen,  um  etwa  damit  eine  grosse  Melioration  auszuftUurfn, 
fehlt  es  un  A%emeinen  doch  nicht  an  Mitteln  zu  Gutsverbes- 

1)  >V;is  Adam  Smith  (inqiiiry  II,  177.  Basler  Ausg.]  über  die  sch?erhtc 
JB«wirlhschnrtung  der  Erbgüter  in  ScboUlaod  »Sgl,  is(  nach  M'  CaUooh!«  Zeug- 
fl|f  9        nichl  in«tir  wahr.  :  c:  . 
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•  serungen.    Vieles  nämlich  thul  der  Pächter  aus  eigenen  Mitteln, 
und  da  der  jeweilige  Besitzer  an  keine  bestimmte  Art  der  Ver- 
pachtung gebunden  ist,  so  kann  er  leicht  den  Pachtvertrag  so 
einrichten,  dass  dieser  Verbesserungen  vornehmen  kann.  Sodann 
ist  jeder  Besitzer  befugt,  ein  Kapital  auT  seine  Lebensdauer  auf- 
zunehmen und  den  Gläubiger,  wenn  er  sonst  nicht  anders  kann, 
etwa  dadurch  sicherzustellen,  dass  er  sein  Leben  versichern  und 
die  Prämie  auf  die  Gutseinkiinfle  radiziren  lässt.    Diess  letztere 
Verfahren  ist  ausserordentlich  liäufig.    Endlich  darf  man  daran 
erinnern,  dass  in  England  die  Regierung  wohl  selbst  ihre  Kassen  auf- 
thut,  um  den  Grundbesitzern  den  theilweise  mangelnden  Hypo- 
thekarkredit zu  ersetzen.    Namenilich  hat  sie  so  vor  einigen 
Jahren  (1846)  zum  Behufe  der  schnelleren  Einführung  der  Drai- 
nirung  jedem  Grundbesitzer  verstaltet,  von  der  Staatskasse  Geld 
zu  entlehnen  gegen  eine  Annuilät  von  ß'Ai  Procent,  durch  welche 
in  zweiundzwanzig  Jahren  die  Schuld  verzinst  und  petilgt  wird, 
und  es  sind  auf  diesem  Wege  Millionen  zur  Verbesserung  der 
Kultur  verwendet  worden.    Ueberhaupt  aber  ist  die  grosse  Leich- 
tigkeit, Schulden  zu  machen,  wie  wir  dieselbe  hier  zu  Lande 
haben,  immer  ein  zweischneidiges  Schwert.    Einerseits  ein  vor- 
treffliches Mittel  zur  Hebung  der  Kultur,  zur  Auseinandersetzung 
sonst  unlösbarer  Familicnverhällnisse  ist  sie  andererseits  unend- 
lich oft  Ursache  des  Ruins  der  Besitzer  und  damit  am  Ende  auch 
der  Kultur  selbst.    Wie  viel  hat  dieselbe  namentlich  bei  uns  ge- 
schadet, weil  sie  den  Grundbesitzern  die  Mittel  gab,  den  Preis 
des  Bodens  unvernünftig  zu  steigern,  und  weil  sie  das  Kapital 
zu  Anlagen  auf  Grund  und  Boden  hindrängte  zu  einer  Zeit,  wo 
nach  der  Lage  der  ökonomischen  Zustände  es  weit  besser  ge- 
wesen wäre,  demselben  die  Richtung  zu  gewerblichen  Anlagen 
zu  geben  I 

Endlich  darf  man  auch  behaupten,  dass  die  Familienver- 
hältnisse sich  bei  dieser  Einrichtung  im  Allgemeinen  vortrefflich 
befinden.  Man  würde  sehr  irren,  wenn  man  glaubte,  es  werde 
Alles  dem  Gutserben  zufallen,  und  die  Witlwe  und  die  jüngeren 
Kinder,  —  falls  nämlich  gerade  der  Aelleste  das  Gut  bekommt, 
was  durchaus  nicht  nolliwendig  ist,  da  vielmehr  ein  Vater,  wenn 
nicht  die  Stiftung  ausdrücklich  den  Sltesten  Sohn  als  Erben  ein- 
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gesetzt  hat,  in  der  Wahl  des  GiUserben  vollkommen  freie  Hand  hat, 
—  in  der  Erbtheilung  belrächtlich  verkürzt.  Im  Gegentheil,  es  wird 
für  diese  in  der  Regel  sehr  gut  gesorgt,  theils  dadurch,  dass 
im  Voraus  schon  bei  der  Emeuernng  der  Stiftung  für  die  jllii- 
geren  Kiiider  und  die  Wiltwe  GuUrenten  festgesetzt  werden, 
theils  dadurch,  dass  jeder  Besitzer  es  sich  eifrigst  anizd^üen 
seyn  Ih-^sL  \MilirPiul  seiiior  LebciiäZcJl  \  id  ziini(  Kziilt'u-(,;ii,  duss 
er  seinen  iibrigen  kiriticni.  welche  das  Gut  nicht  erhalten,  eine 
genügende  Summe  hinterlassen  kann.  Was  das  Erste  betriffl, 
So.  wird  fireilich,  wie  schon  oben  gesagt,  eine  Ueberlastong  des 
Guts  In  der  Regel  sorgfältig  vermieden.  Doch  wird  nicht  darüber 
geklani.  (lass  die  \\  illwe  uiifl  jünirereii  kiader  zu  wenig  ciliielluii; 
im  Gegentheil,  man  hurt  neuerciingj»  die  Besorgniss  anssrrn,  dasS 
die  alte  gute  üebung,  das  Gut  und  den  künftigen  Besitser  m 
schonen ,  etwas  ausser  Acht .  gelassen  werde.  Das  zweite  an* 
langend,  so  haben  die  Lebdnsversicherungskassen  die  Erreichung 
dieses  Zwecks  in  neuerer  Zeit  betrachtlich  erleichtert,  und  es  ist  i 
LLkuunl,  wie  slaiL  uie.seh)en  in  England  gerade  von  solchen  i 
Personen  benutzt  werden,  deren  Verhiillnisse  es  nölhig  oder  [ 
wüoschenswerth  machen,  dass  ihr  Geschäftsvermögen  im  Erhgang 
nicht  zersplittert  werde. 

Das  ist  überhaupt,  wirthschafllich  genomint  ti,  der  grosse 
Vorlheil  einer  solchen  Insiitniioii  .  dass  dabei  die  Familien  die 
Hicbiuug  erhallen  zur  grosslen  Ordnung,  Besonnenheit  und  Spar- 
samkeit. Schon  die  Errichtung  eines  Erbguts  ist  ein  Ziel,  welches 
ra  erreichen  Vielen  auch  das  schwerste  Opfer  an  eigenem  Le* 
bensgenuss  nicht  zu  schwer  scheint.  Noch  viel  starker  aber  ist 
das  Streben  bei  dem  Besitzer  des  dwi-.  aWc  .s,miu>  Kinder  so  zu 
\ erborgen,  dass  die  Familie  im  Giinzen  sicli  aui  der  Stufe  «^nnaler 
Ehre  erhalle,  welche  den  Verhältnissen  des  Erbguts  entspricht. 

Alles  zusammengenommen,  der  Unbefangene  wird  zugehen 
müssen,  dass  diese  englischen  Fideicommisse  eine  wahrhaft  be- 
wundern ngswerthe  Institution  sind.    So  vollkommen  ist  hier  dus  j 
Interesse  der  Famaie  mit  dem  des  einzelnen  Glieds  derselben, 
da:*  Interesse  der  Gesammtiieit  mit  dem  der  einzelnen  Familie,  ' 
das  der  Freiheit  und  Beweglichkeit  des  Grundeigenthums  mit  dem  i 
der  conservativen  Ordnung  und  Stabilität  in  Einklang  «jebintciit  i 
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Und  das  Alles  ist  nicht  etwa  durch  ein  Gesetz  so  gemacht  wor- 
den. Jahrhunderte  lang  gab  das  Gesetz  und  die  Gcrichlspraxis 
eigentlich  Niehls  als  das  ganz  allgemeine  Recht,  ein  Erbgut  zu 
stiften  und  ein  gestifleles  wieder  zu  belVeien.  Alles  Uebrige, 
der  ganze  in  socialer  Beziehung  schöne  Inhalt  der  Institution  ist 
durch  das  Leben  selbst  gebildet  worden,  ist  unmittelbar  aus  dem 
Volke  herausgewachsen. 

So  ist  es  denn  auch  erklärlich,  dass  die  englischen  Schrift- 
steller trotz  ihrer  verschiedenen  politischen  Ansichten,  natürlich 
mit  Ausnahme  der  entschiedensten  Freihändler,  im  Lobe  der  In-  \ 
slitulion  übereinstimmen.  Von  conservativer  Seile  versteht  sich  \ 
das  eigentlich  von  selbst;  aber  auch  liberale  Schriftsteller,  wie 
Mac  Cul  loch,  sprechen  sich  bestinmit  für  ihre  Erhallung  aus.  Ihre 
Wünsche  zur  Veränderung  und  Verbesserung  derselben  belrelTen 
vergleichsweise  untergeordnete  Punkte,  und  zielen  nicht  darauf 
ab,  die  bestehende  Ordnung  abzuschwächen,  sondern  sie  vielmehr 
zu  befestigen.  Namentlich  wird  den  Grundbesitzern  empfohlen, 
für  die  Kapilalschulden  und  Renten,  die  sie  übernehmen,  die  Form 
von  Annuitäten  zu  wählen,  und  ausserdem  wird  eine  gesetzliche 
Regelung  der  Befugnisse  eines  Erbgiilbesitzers  in  Bezug  auf  Ver- 
pachtungen, Verkäufe  und  Austauschungen  von  Gulstheilen  ge- 
wünscht, damit  eine  Rechtsordnung  für  den  Fall  bestehe,  wenn 
der  Stifter  selbst  darüber  nichts  bestimmt  haben  sollte,  und  damit 
nicht  die  Besitzer,  wie  es  jetzt  geschieht,  in  jedem  einzelnen 
Fall,  um  eine  solche  Veränderung  zu  bewirken,  den  theuern  Weg 
einer  Parlamentsakte  einschlagen  müssen. 

t  Die  Frage  ist  nun:  lässt  sich  das  Beispiel  der  englischen 
eniails  auf  unsre  deutschen,  zunächst  württembergischen  Verhält- 
nisse zu  dem  Zweck  der  Erhallung,  beziehungsweise  Neubildung 
eines  tüchtigen  Bauernstandes  anwenden  ?  Ausdrücklich  beschränke 
ich  diese  Frage  auf  den  Bauernstand ;  denn  für  den  nicht  bäuer- 
lichen Grundbesitz  bedarf  man  keiner  bcsondcrn  gesetzlichen 
Fürsorge.  Die  Slandesherren  und  Ritterschaft  haben  ohnehin  schon 
das  Institut  der  Fideicommisse  und  Stammgülcr  in  grosser  Aus- 
dehnung und  haben  überdiess  bei  uns  das  Privilegium,  ihre  Ver- 
hältnisse in  dieser  Beziehung  nach  ihrem  Belieben  ordnen  zu 
können.    Den  nicht  zu  diesen  beiden  Klassen  des  Adels  und 
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nicht  zum  Bauernstand  zahlenden  Grundbesilzern  steht  wenigstens 
das  InsÜtat.  der  gemeinrechtlichen  Fidejcommisse  zu  Gebote,  und 
die  im  ersten  Theil  dieser  Studien  mgegebenen  Grttiide,  www 
die  Benem,  die  das  gleiclie  Recht  hifben,  davon  keine  Anwen- 
dung machen,  sind  bei  Personen  dieser  Klasse  inclil  n uihaiiJca, 
oiici  wenigstens  niciit  besonders  zu  bei  ücköiciUigt  ii.    Oer  Bauern- 
stand dagegen  bedarf  der  Unterstützung  von  Satte  der  Gesdl««^ 
gebong,  um  solide  Grundbesitzzustünde  auf  dieDaner  zu  eiWten; 
denn  erfahrungsmüssig  ben&tst  er  die  in  der  vorbandetten-G»» 
1  setzgebungf  lio^renden  Befugnisse  zur  Befestigung  seines  Besitzes 
i  nicht,  uiui  tial  üudrcrscils  doch  nicht  die  Kiail,  deti  \  i  i  Iciliiiigen 
und  gesetzlichen  Veranlassungen  zur  Auflösung  guter  iiesilzzu^ 
Stünde,  einen  ausreichenden  Widerstand  entgegenzusetzen«  Alss 
<  nur  darum  bandelt  es  sich,  dem  Bauernstand  eine  ihn  zusi^fendi 
1  gesetzliebe  Einrichtung  zu  bieten,  nicht  den  Übrigen  Gnud* 

bebilzcrn. 

l>er  Gedanke,  aul  dem  Wege  von  üdeicomnnasanschen  Ein- 
richtungen einen  Ersatz  für  die  in  der  netiesten  Zeit  mit^der 
Aufhebung  der  alten  bäuerlichen  Institutionen  verschwundenen 
Gmntteen  zu  gewinnen,  ist  nicht  neu.   Abgesehen  von  den  ver^ 

wandten  Bestrebungen,  welche  in  Preusson  neuerdin^b  Lesdiulcrs 
für  die  Pi  UV  in/«  \\  eslpiuden  aufgetauciit  sind,  ist  gerade  im  Süden 
unsers  Vaterlandes  ein  sehr  merkwürdiger  Versuch  dieser  Art 
gemacht  worden,  der  für  uns  um  so  mehr  Interesse  bietet,  als 
er  ni  einem  nach  Volksart,  Lebensanschauungen  und  Redttsenl- 
Wicklung  uns  vielfach  verwandten  Lande  st  ilLlauJ.  Wir  mfim  li 
den  der  bavrisrhen  Fu  i^inuiiii  im  Jahr  1851  den  blanden 
I  vorgelegten  GeseUeulwurf  Uber  die  Errichtung  landwirtbschä^ 

Nach  diesem  Eiitwnrf  sollte  jeder  Grundeigenthllmer ,  der 
über  das  Seinige  frei  verlViu«  a  kann,  und  dessen  Grundbesitz 
mit  einem  bteucrsimpluia  \on  itiindeslens  drei  (iiiMeii  Ix  letrl, 
abü  nach  dem  iiegierungsansciiiag  jetzt  beiläufig  3600  d.  werlh  ist, 
berechtigt  seyn,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  Bezirks- CI<«ikI- 
oder  Stadt-}  Gerichts,  ein  Erbgut  zu  stillen.  Ein  solche»  sollte  dum 
nur  mit  Einwilligung  aller  Anerben  der  zur  Succession  nScIist- 
berechli^len  Klasse,  zuerst  der  successionsfäbigea  Pescendenlen, 
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sodann,  wenn  diese  fehlen,  der  vollblütigen  Geschwister  und  deren 
Kinder,  drittens  der  Halbgeschwister  und  ihrer  Kinder,  im  Ganzen 
oder   Iheilweise   verpfändet   oder   veräusserl   werden  können; 
doch  sollte  das  Gericht  bei  für's  Gut  vortheilhaflen  Verpfandun- 
gen und  Veräusserungen  von  Gutslheilen  die  Zustimmung  der 
Anerben  im  Fall  ihres  Widerspruchs  ersetzen  können.    Die  Auf- 
lösung sollte  erfolgen  durch  gerichtlichen  Zvvangsverkauf  des 
Erbguts,  durch  Minderung  desselben  unter  das  Minimum,  durch 
Widerruf  des  ersten  Stifters,  so  lange  nocli  kein  Anerbe  durch 
Vertrag  oder  Uebergabe  ein  Recht  auf  dfls  Gut  bekommen  hat, 
durch  Uebereinkunfl  eines  Besitzers  mit  den  Anerben  der  nächst- 
berechtigten Successionsklasse ,  endlich  wenn  keine  gesetzlichen 
Anerben  vorhanden  seyen.    Der  Besitzer  sollte  das  Recht  haben, 
unter   den   nächstberechtigten   Anerben   seinen   Nachfolger  zu 
wählen.    Hätte  er  keine  Bestimmung  getroffen,  so  sollte  inner- 
halb jeder  Klasse  der  Nichtansässfge  dem  Ansässigen,  sodann 
der  männliche  Anerbe  dem  weiblichen,  der  Landwirth  dem  Nichl- 
landwirth,  endlich  der  Aeltere  dem  Jüngeren  vorangehen.  Wären 
mehrere  Descendenten  da,  so  sollte  Einer  das  Gut,  die  Andern 
einen  Pflichttheil,  beziehungsweise  eine  Abfindung  bekonimen,  die 
im  Ganzen  ein  Zehntheil  des  reinen  Erbgutswerlhes  betragen 
sollte.    Die  entfernteren  Verwandten  hätten  keinen  Anspruch  auf 
eine  Abfindung;  ihnen,  sowie  fremden  Personen  sollte  nicht  ein- 
mal aus  dem  Erbgut  etwas  legirt  werden  dürfen.    Die  Abfin- 
dungen sollten  auf  dem  Gute  stehen  bleiben  und  mit  2  Proc.  ver- 
zinst werden  bis  zur  Ansässigmachung  der  Descendenten  oder 
bis  ein  besonderes  Bedürfniss  derselben  nach  Erkenntniss  des 
zuständigen  Gerichts  die  frühere  Auszahlung  nölhig  machen  würde. 
Der  Erbguteigenthümer  sollte  ferner  verpflichtet  seyn ,  seinen 
Vorgängern   sowie  den  Witlwen   und  den  miudorjährigen  und 
erwerbsunfähigen  Söhnen  und  Töchtern  seiner  Vorgänger,  wenn 
sie  sonst  nicht  genug  Vermögen  oder  Einkommen  hätten ,  die 
nölhige  Alimentation  zu  geben;  doch  sollte  dieselbe  den  sechsten 
Tbeil  des  Gutsertrags  nicht  übersteigen.    Ebenso  wäre  er  ver- 
pflichtet, seinen  Kindern,  wenn  sie  sich  vor  der  Erbtheilung  ver- 
heirathen  oder  ansässig  machen,  eine  nöthigenfalls  durch  Ricliler- 
spruch  festzustellende  Ausstattung  zu  geben,  deren  Betrag  übrigens 
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bei  der  Erbtheilung  einp-eworfen  werden  müsste.  Wären  Söhne 
oder  .Töchter  eines  ff  üheren  Eigenthümers  lebenslänglich  alimentirl 
worden,  so  soUie  ihr  PflicbUbeil,  beziehungsweise  Abfindung,  dem 
ErbgntseigenthUmer  rafollen. 

Diess  sind  im  Wesenfüehen  die  Bestimmungen  des  bayrischen 
Entwurfes  über  bäuerliche  Erbgüter.  Sein  Schicksal  war,  dass 
die  Kammer  der  Reicbsräthe  ihn  mit  wenigen  Modiiicationea  an- 
nahm, die  Kammer  der  Abgeordneten  dagegen  mit  73  gegen 
49  Stimmen  Terwarf«  Aus  der  Discussion  im  Ausschnss  und  in 
der  Kammer  selbst  erhellt,  dass  ein  Thefl  der  verwerfenden 
Stimmen  in  der  Kammer  der  Abgeordneten  aus  der  pnncipiellen 
Abneigung  gegen  jede  Beschränkung  der  Freiheit  der  Nieder- 
lassung und  des  Verkehrs  mit  Grund  und  Boden  hervorgiengi 
ein  anderer  Theil  der  Kammer  nicht  am  Princip  selbst,  sondern 
nur  an  der  Art,  wie  es  im  Gesetsentwurf  mit  und  ohne  die 
Modificationen  des  Ausschüsse^;  zur  Abstimmung  vorgelegl  wurde, 
Anslüss  nahm. 

Mit  den  Ansichten  der  ersteren  Art  war  offenbar  nicht  zu 
rechten.  Wer  einmal  den,. wie  ich  meine,  falschen  Glauben  an 
das  Volk  hat,  dass  es  von  der  Freiheit  jm  Verkehr  mit  Grund 

und  Boden  keinen  übertriebenen,  schädlichen  Geijrauch  machen 
werde,  oder  wer  der  Uoherzeiigung  lebt,  dass  auch  da,  wo  ein 
schädlicher  Gebrauch  davon  gemacht  wird,  der  Verkehr  selbst 
den  Schaden  wieder  gut  mache  ohne  vorübergehenden  oder 
dauerndea  grossen  Nachtheil  für  die  geseOsehaftliche  und  poli- 
tische Verfassung  des  Volks,  oder  endlich,  wer  zwar  Nachtheile 
für  Hioghch  und  wahrscheinh'ch  ansieht.  aI)or  das  Princip  der 
!  Freiheil  unter  allen  Umständen  behaupten  will  nach  dem  Grund- 
:  satz  jener  Franzosen  im  Gonvent  von  1792,  die  bei  der  Discus- 
sion Uber  die  Emancipation  der  Neger  auch  die  Cobnieen  den 
Grundsätzen  zu  opfern  verlangten,  —  allen  diesen  Ansiclilcii 
gegenüber  sind  nach  alter  Erfahrung  Gründe  wirkungslos  und 
Constatining  der  Meinungen  durch  die  Abstimmung  der  einzige 
Zweck  und  das  einzige  Ziel  der  Verhandlung. 

Der  andere  Theil  der  verwerfenden  Stimmen  hatte,  wio  ge- 
sagt, nichts  gegen  bäuerliche  Fideieommisse  an  sich  einzuwenden, 
sondern  nur  gc^on  den  Geöelzentwuri,  wie  er  vorgelegt  war,  mit 
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«od  ohne  die  Torgeschlägenen  Modificationen  des  Aussohiusefl, 
Man  warf  diesem  als  Fehler  Tor,  dass  er  nur  ein  Minimum»  kein 
Maxlmüm  einer  Erb^tetiftong^  aufstelle,  dass  das  lünimam  so 

gBT  niedrig  gegriffen  sey  und  auf  dem  Weg  der  Verpfändung 
noch  tiefer  herabgedrUckt  werden  iiunnc,  dass  die  land rechtlichen 
Pflic]ittiieil8ber(0clil^[migen  verletzt  werden,  daSs  das  Oesetz  dem  \ 
Manne )  4^r^ reinmal  ein  Brbgut  besitze^  vollkommen  die  Hfinde 
binde  md  seine  Sachen  mehr  durch  das  Landgrericht  ordnen 
lasse,  als  durch  seine  eigenen  Enlschliessungen    Ti  effliche  Worlö 
bat  in  dieser  letzten  Beziehung  der  Abgeordnete  Professor  von 
Hermann  gesprociien,  indem  er  die  Bestimmungen  des  Entwurfs 
mit  d8M^»$(eaetx  und  der  Praxis  der  englischen  Erbgüter  verglich . 
und'4le>gros8ea  Gefahren  hervorhob,  welche  fbr  die  Erbguts^ 
familien  dadurch  cnislünden,  dass  sie  des  silth'chenden  Einflusses 
der  Selbstbestimmung  und  der  Selbstversnlworllicbkei^  der  Guts-^ 
besitzer  in  Anordnung  ihrer  Verhältnisse  durch's  Gesetz  beraubt  \ 
wiird«i)p4ndem  der  Landrichter,  nicht  sie  selbst  allein,  Aber  Ali-*  . 
mMHaHan  Md  Ausstattung  derjenigen  Familien  gl  ieder  entscheiden  \ 
solle,  welche  das  Gut  nicht  erhalten  konnten. 

'  Ein  Punkt  und,  wie  es  sclieint ,  gerade  der  allcrvvichtigste 
war  nicht  Gegenstand  der  Discussion,  nämlich  die  Frage^  ob 
WOU  >4er  £niwurf,  falls  er  zum  Gesetz  ^  erhoben  würde,  auch 
I|ffiykli4i6lie>^!irirksamkeit  im  Leben  erhalten  werde,  ob  die  Bauern, 
voii^  *B!?«ft^  freiem  Willen  es  am  Ende  doch  abhängen  würde, 
ein  Erbgut  zu  machen,  sich  dazu  verstehen  wurden. 

Würde  oUes^  Frage  für  Württemberg  aufgeworfen,  so  glaube  \^ 
io^/Hilh^  dftfs  man  irre  gehen  würde,  wenn  man  dieselbe  ver-    .  /  ' 
iaWi|rtirt<it.aicb. ftir  Bayern  möchte  sie  schwerlich  bejaht  wer-     "  ' 

dieser  Ansicht  gehe  ich  von  der  Thatsache  aus,  dass 
der. Bauer  sich  in  seiner  Freiheit,  nach  Belieben  zu  verkaufen, 
zu  vertheilen  und  Schulden  zu  maiDhen,  nicht  gerne  beschränken 
lässt  Es  ist  möglich,  dass  er  seine  Verhältnisse  gerade  so  ordnen 
würde,  wie  der  Entwurf  es  vorschreibt,  wenn  er  freie  Hand  be- 
hielte; er  würde  vielleicht  auch  nicht  viel  dagegen  einwenden, 
wenn  die  Sache  einmal  gesetzlich  so  bestünde,  gleichviel,  woher 
die  Beschränkung  gekommen  wäre;  aber  dass  er  Ireiwillig,  wenn 
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man  ihm  die  Frage  Torlegt,  ob  er  sich  and  seine  nachkommen 
für  alle  Ewigkeit  binden  solle,  —  denn  so  stünde  die  Sache 

nach  dem  Entwurf,  —  sich  einer  solchen  Beschränkung  unter- 
wirft, scheint  nach  aller  Erfahrunof  ini  liöchsten  Grade  unwahr- 
'  scheinlich.  Um  auf  solch  einen  Antrag  einzugehen,  ist  unser 
Bauer,  und  nicht  bloss  der  durch  die  moderne  Freiheilsbewegung 
bereits  gänslich  von  seinen  alten  Anschauungen  losgerissene^ 
zum  ackerbautreibenden  Staatsbürger  gewordene,  sondern  auch 
derjenige,  der  noch  mehr  von  der  alten  Banernarl  bewahrt  hat, 
von  der  modernen  Bildung  schon  zu  viel  ergriffen,  oder  er  ist 
dazu  noch  nicht  genug  gebildet.  Wäre  er  das  letztere,  so  Hesse 
es  sich  denken,  daiBS  er  zwar  nicht  gerade  nach  Maassgabe  des' 
Entwurfs,  aber  sonst  in  ähnlicher  Weise  sich  und  seine  Nach^ 
küünnen  beschränkte;  denn  die  gesteigerte  Bildung  sieht  nicht 
Irloss  auf  den  gegenwärtigen  Augenblick,  sondern  lehrt  auch  die 
,  Zukunft  in's  Auge  fassen.  Wäre  er  überhaupt  noch  nicht  er- 
;  griffen  von  dem  Freiheitsgeist  der  Neuzeit,  stünde  er  noch  fest 
'  und  unerschdttert  in  seinen  alten  von  der  Väterzeit  ereibten 
Anschauungen,  so  wäre  es  gleichfalls  denkbar,  dass  er  den  grossen 
Schritt  thäte  und  zum  Amt  gienge,  um  sich  und  seine  Nach- 
kommen durch  eine  einfache  Erklärung  für  immer  bei  der  alten 
Art  zu  fesseln.  So  aber,  wie  unser  Bauer  gegenwärtig  ist,  hat 
er  die  Sllssigkeit  der  Freiheit,  nach  Belieben  verkaufen  und 
Schulden  machen  zu  können,  geschmeckt,  und  weiss  entweder 
noch  gar  nichts  von  den  Gefahren,  die  für  ihn  und  seine  Familie 
damit  verbunden  sind,  oder  er  traut  sich  die  Kraft  zu,  sie  zu  ver- 
meiden. Auf  keinen  Fall  wird  er  sich  entschliessen,  die  Ver«> 
meidung  dieser  Gefahr  um  einen  Preis  zu  erkaufen,  der  mit  denir 
gänzlichen  Verlust  seiner  und  seiner  Nachkommen  Selbstständig- 
keit in  Anordnunof  ihrer  YerniügensverhäUnissc  verbunden  wäre. 

Wenn  in  Belreü  Bayerns ,  wofür  der  Entwurf  bestimmt 
war,  ein  zweifelvollerer  Ausdruck  gebraucht  wurde,  als  für 
Witrtemberg,  so  hat  dies  seinen  Grund  darin,  dass  sich  dort  in 
einzelnen  südlichen  und  östlichen  Gegenden  die  alte  bäuerliche 
Sitte  und  Lehetisanschaung  wohl  stärker  und  reiner  erhalten  hat, 
als  es  bei  uns  der  Fall  ist.  Ohne  Zweifel  war  es  auch  die  Absicht 
der  Regierung,  swh  dieser  Sitte  in  den  einzehien  Bestimmungen 
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dts  CSeselses  mOglielMt  genau  ansuschlieasen  und  es  beruhte  die 
Hoflirang,  daw  der  Entwurf  Wirksamkeit  im  Leben  gewinnen 

werde,  eben  auf  der  Uebereinstimmung  sriner  Bestimmungen  mit 
der  bäuerlichen  Sitte.  Desshalb  soll  hier  nicht  unbedingt  geleugnet 
werden,  dass  eine  auf  den  freien  Entschluss  der  Einzelnen  ge- 
gründete-Pideicommisseinrichtung  nach  Art  des  Entwürfe  durch 
cwammenwfricende  Empfehlungen  der  Behörden  und  landwkth-^ 
schafilichen  Vereine  zur  Annahme  in  grösserem  Umfang  hfitte 
gebracht  werden  können.  Unter  allen  Umständen  aber  wäre  es 
auch  dort  ein  Versuch  gewesen ,  der  ebenso  leicht  vollkommen 
wirkungslos  bleiben,  als  einen  grdsseren  oder  geringeren  Erfolg 
gewfonen  konnte;  denn  ein  Anderes  ist  es,  eine  Sitte  befolgen, 
bei^^dMr  man  auch  die  Freiheit  bat,  sie  nicht'  anzuwenden,  ein 
Anderes,  diese  Sitte  für  immer  zur  festen  Regel  machen.  Vol- 
lends für  unser  Land  wäre  keine  Aussicht  vorhanden,  dass  eine, 
derartige  Einrichtung  freiwillig  von  den  Bauern  angenommen  wikrde. 
üniHrioh  von  der  Richtigkeit  dieses  Urtheils  zu  iUteneugen, 
eilMNiM  man  sich  nur  der  in  dem  •  ersten  Artikel  mitgetheihen 
TfiaHaiAe,  dass  bei  uns  schon  nach  der  bestehenden  Gesetzge- 
bung die  Möglichkeit  vorhanden  war,  durch  Errichtung  eines 
Fideicommisses  die  alle  bäuerliche  Sitte  mr  festen  Regel  zu 
■Mffiiien,  ^md  dass  trotzdem  auch  nicht  ein  einziger  Fall  bekannt 
ist,  in  welchem  ein  solcher  Versuch  gemacht  worden  wäre. 

i^Weil  -eher,  glaube  ich,  liesse  sieh  ein  gttnstiger  praktischer 
Erfolg  dann  erwarten,  wenn  das  Gesetz  die  fideicommissarische 
Fesselung  der  Besitzungen  nicht  so  weit  ausdehnte,  als  in  dem 
UfUmuxf  geschehen  ist,  wenn  vielmehr  nach  dem  Beispiel  der  eng- 
IMdImi  Gesetzgebung  die  Befugniss  des  Fideicommittenten,  das 
fliNMi  fdttseln,  auf  eine  massige  Zahl  von  Generationen  beschränkt, 
und  ihm  und  der  Familie  freie  Hand  bei  der  Festsetzung  der 
Abfindungen,  Ausstattungs-,  Alimentations-  und  Wittbumsgelder 
gelassen  würde. 

^  Man  fürchte  nicht ,  dass  dadurch  der  Hauptzweck  des  Ge- 
setzes^ näailioh  die  Erhaltung  grösserer  und  mittlerer  bttuerlicher 

Besitzungen  weniger  sicher  erreicht  wlirde,  als  bei  strengerer 
Gebundenheit.  Entsehliesst  sich  einmal  ein  Grundbesitzer,  sein 
Gut  so  weit  zu  fesseia,  dass  es  unzerstückelt  uad  uaverpfaudet 
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auf  die  driUe  Generation^  die  des  Fideicommittenten  selbst  ein- 
geschlossen, gelangt,  so  ist  alle  Wahrscheinlichkeit  vorhandeo; 
dass  dasselbe  noch  weiterhin  durch  abermalige  Fideicommiltirnng 

entweder  von  Seile  des  nächsten  Erben  in  ^'erl)indung  uiil  dem 
darauffolgenden  oder  \uü  diesem  allein,  wenn  er  das  Gut  zur 
freien  VerfügunjLr  erhall,  gebunden  werde:  denn  dann  lasst  sich 
erwiirten,  dass  der  Sinn  llir  die  ungefährdete  Erhaltung  des  Guts 
in  der  Familie  bereits  so  viel  Festigkeit  gewonnen  haben  werde, 
dass  auch  von  dem  «paler  einmal  eintretenden  Recht  der  freien 
Verfügung  duidi  einen  Eigenlhümer  kein  Missbrauch  werde 
gemacht  werden. 

Und  ebenso  wenig  scheint  die  Furcht  begründet,  als  könnte 
die  Befugniss  in  Festsetzung  der  Abfindungen  und  anderwei- 
tiger Lasten  entweder  xu  einer  allzustarken  Beschwerung  der 
Besilzuni:«  n  und  des  (lulstiben  oder  zu  einfr  verwerflichen 
Harle  gegen  die  iibrigcii  Familicngiieuer  nnssbiauchl  werden. 
Denn  auch  hier  fände  gerade  wie  in  der  geschilderten  englir 
sehen  Einrichtung  eine  solche  Vertheilung  des  Interesses  unter 
den  verschiedenen  Beth eiligten  stall,  dass  man  fest  darauf  rech* 
liüu  konnte,  aucli  ohne  Dazwischenkuull  des  Bezirksgerichts  werde 
die  Soroie  luis  Gul  und  «ias  «»-edeihliche  Bes(t  ht;ii  des  niirhsl- 
foigeuden  (lutserben  eben  so  wenig  ausser  Augen  gesetzt  wer-: 
den,  wie  für  die  übrigen  Kinder  und  £rben. 

Auch  in  Beziehung  auf  die  Grösse  der  fideicommissarisch  zu 
bindenden  Güter  uinde  eine  gesetzliche  Bestimmung  lüglich  enl- 
behrl  werden  kuiiucu.  Dass  man  bei  einem  Gute,  welches  nur 
drei  Gidden  Grundsteuersiiii|dnm  zahlt,  also  iieilaiifig  3büü 
Werth  ist,  keine  grossen  Abfindungen  übernehmen  kann,  wie  es 
von  der  0{)[)osition  in  der  Kammer  gegen  das  Gesetz  einge- 
wendet wurde,  um  daraus  die  Nolhwendigkeit  eines  grösseren 
Miiiiiiiuiü;»  zu  beweistii,  ist  ganz  labtig;  el  i um-  irewiss  jedoch, 
düss  es  schon  bis  jelzl  Guter  gab,  die  gesc! !  i^^eii  von  einer 
Generation  auf  die  andere  vererbt  wurden  und  die  auch  nicht 
grösser  waren,  bei  denen  also  auch  ähnliche  Verhältnisse  in  Be- 
trefT  der  Abfindungen  bestanden.  Aber  warum  will  man  nicht 
auch  hierin  den  freien  rjilschluss  wallen  lassen?  3fan  sollte  doch 
denkeu,  dass,  weun  das  Gesetz  den  Bauer  über  die  viel  ^üwerere 
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Fnifre  entscheiden  lüsst,  ob  er  sein  Gat  binden  wiD,  es  noch 

viel  leichter  ihm  das  zur  lieuillieilung-  tiberlassen  kann,  oh  sein 
Gut  zu  einer  solchen  Bindung  gross  genug  ist    Und  noch  viel 
weniger  scheint  eine  Bestimmung  über  das  Maximum  nothwendig 
zu  seyn»  ttber  welches  htnans  kein  Pideioommiss  errichtet  werden 
dürfte.   Denn  selbst  vorausgesetzt,  dass  eine  gesetzliche  Vorsorge 
gegen  allzugrosse  Grundbesilziingcn  überiiaupl  für  poh'tisch  iioüi-  \ 
wendig  anerkaiinl  werden  sollte,  so  erscheint  eine  Furcht,  dass  \ 
solche  entstehen,  was  den  nichtadetiVon  Grundbesitz  anlangt,  \ 
jetil  ganz  nichtig,  und  dem  hohen  Adel  ist  fUr  seinen  Besitz 
olrtMUn  dnrch  Art.  14  der  Bundesakte  das  freie  Recht  der  fidei- 
commissarischen  VeiTügung  garanlirl  worden;  auf  diesen  Theil 
der  Grundbesitzer  könnte  also  ein  Maximum  gar  nicht  angewendet 
werden. 

'  Wepn  es  nnn  aber  auch  wahrscheinlich  ist,  dass  ein  dem 
englisehen  nachgebildetes  Gesetz  eher  Eingang  bei  unsern  Bauern 

finden  werde,  als  ein  dem  bayrischen  Entwurf  ähnliches,  so 
bekenne  ich  offen,  dass  mir  auch  so  die  Wahrscheinlichkeit 
nur  als  höchst  gering  erscheint.  Der  ganze  Gedanke  eines  Fidei- 
conmissies  ist  eben  gar  zu  sehr  entfernt  von  den  hergebrachten 
V^BK^wmtes  Bauernstandes  und  alle  Rechtsanschaunngen  unseres 
Yolks,  wie  sie  durch  das  bürgerliche  Gesetz  seit  Jahrhunderten 
sich  gebildet  haben,  stehen  in  gar  zn  grellem  Widerspruch  mit 
einer  solchen  Institution. 

.  Offenbar  nämlich  hat  die  Idee  der  Fideicommisse  die  andere 
Idee  der  Bevorzugung  eines  Erben  bei  der  Vererbung  von 
Grundbesitz  zur  Voraussetzung  Sie  findet  hierin  Ihre  Stütze 
und  ihren  Ausgangspunkt;  sir  ist  genau  genommen  gar  nichts 
als  die  Aeusserung  des  natürlichen  Strebens,  vom  Standpunkt 
der  ganzen  Familie  als  eines  sich  forterbenden  Ganzen  aus  die  1 
Vermögensverhältnisse  ihres  einen  Repräsentanten  zu  sichern  und 
so  ordnen.  Wie  soll  nun-  aber  der  Gedanke  an  fideicommls- 
"  sarische  FamiltengUter  unter  unserm  Volke  aufkommen  und  Früchte 
bringen,  so  lange  das  Intestaterbrecht  die  gleiche  Theilung  auch 
des  Grundbesitzes  verlangt  und  überdies  durch  die  Pilicbttheils- 

1)  fyBntaUt  are  the  natural  eoMequen^  of       Um  of  frimogt- 
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bmchtigungen  der  andern  Erben  die  BeAignlw,  mittelst  eines 
Testamenls  einen  Erben  zu  bevorzugen,  so  stark  beschrfinkt 

wird?  Es  ist  wahr,  dass  trotz  dieser  Gesetze  in  einzelnen  Ge 
gcijiieii  (iiu  liiee  eiucT  Bevorzug  litio  des  Galserijeri  an  der  augen#> 
fälligen  jXolhwendigkeil  ein  Gut  unveriheili  za  lassen  sieb  er^ 
lialteh  bat  Aber  mit  wenigen  Ausnahmen  waren  daran  die 
Lebensverhtülnisse  schuld,  welche  die  Theiibarkeit  attssofaleasen ; 
ohne  uit'&cn  Schutz  ist  der  nlle  Gebrauch  wohl  liie  und  da  stehen 
gtlilifhon,  hal  sich  aber  iiiiiiiei  uielu  \tifiiiiideil  und  abge- 
schwächt und  OS  lasst  sich  nichts  erwarten  als  allniahlioheS  gttttSr- 
Uches  Aufhören  desselben.  Das  ist  nicht  zu  verwundern,  soüdiein 
im  Gegentkeil  ganz  natürlicb.  Was  das  Gesetz  als  Regel  aiif^ 
stellt,  wird,  wenn  es  auch  dem  Einzelnen  das  Recht  lasst,  seinen 
^^  illi  11  an  die  Stelle  der  ffesLUlii.lK;ii  ULöluiaiiuua  zu  sulzea, 
öiii  Ende  immer  auch  praktisch  werden ,  das  Recht  des  Gesetz- 
buchs wird  am  finde  auch  Recht  des  Volkes.  Bei  Stämmen,  die 
einen  hoben  Grad  von  selbstständigem  Wesen  l)esitzen ,  mag  es 
anders  seyn;  bei  unserra  Volk,  das  Alles  in  Allem  senommen, 
wpnior  indivifliiclles  Selbslsländigkeilsgefühl  sich  erhaltm  odrr 
besitzt,  das  sich  viel  Im  bur  vom  Amt  und  Gesetz  die  L^ittgc 
machen  iässt,  als  sie  selbst  zu  machen  unteminmit,  ist  es  gewis  * 
so.  Wer  daran  zweifeln  möchte,  erinnere  sich  der  bekaniteD 
Tbatsaehe,  dass  der  Bauer  fast  nie  ein  Testament  macht,  sondern 
das  jjesetzliche  Erbrecht  anstatt  seines  Wilb^ns  wirkni  lasst. 
Wie  kaiüi  man  aber  erwarten,  dass  der  Bauer  mit  BcscUigung 
des  gesetzlichen  Erbrechts  ein  gleichviel  wie  gestaltetes  Fidei- 
commiss  gründen,  das  heisst  also,  einen  EntschlusS  fassen  werde, 
der  auf  Generationen  hinaus  den  Willen  der  Familie  binden  und 
dem  seinipen  unterwerfen  soll,  wenn  er  nicht  einmal  den  Mulli 
hat,  durch  * m  ]\  viauitut  die  ihm  ii  iLhäliiijycuden  Verhällnis&e 
der  Familie  seibsbländig  zu  bestiaimen  und  zu  ordnen? 

.  Wer  also  die  Ueberzeugung  in  sich  trägt,  dass  das  System 
der  Freiheit  der  Einzelnen  im  Verkehr  mit  Grund  und  Beden 
aufrecht  erhalten  werden  müsse,  die  aus  der  jetzigen  Anwendung 
des  Systems  hervorg^ehenili  n  >JachtheiIe  eben  dadurch  beseitigt 
zu  sehen  whhm  IiI.  d  iss  <  nie  Gt^vohnliiil  iti  uiiaurm  Rauernslande 

Eiogang  üüde  uud  lieiräclieud  werde,  die  vorhandenen  und  oen 
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sich  bikieiHien  grösseren  und  «ittleren  GmndbesitsiiBIfao  dnr^k 
fideicommissarische  Fesselung  vor  fernerer  Zerstückelung  zu 
Schern,  der  muss  nothwendig  nocli  einen  Schritt  weiter  gehen. 
Er  muss  4iuch  verlano^cn,  dass  das  Gesetz  das  als  Regel  slaluire, 
was  man  von  den  Grundbesiizern  gelhan  zu  sehen  wünscht,  damit 
sie  «ch  nicht  im  Widerspruch  wissen  mit  dem  gesetslicben  Recht 
und  damit  ßir  den  Fall»  dass  der  Einzelne  keine  Bestimmung 
unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen  «rciroflen  hat,  dns  g^e- 
wünscbte  SysU  im  von  sclhsl,  das  heisst,  von  Rechtswegen  Platz 
greife.  Mit  Einem  VV  orte  er  muss  eine  Aenderung  des  Intestat- 
erbrechts verlangen. 

Dies  führt  nns  zur  zweiten  Frage,  deren  Erörterung  wir 
uns  für  den  vorliegenden  Schlussui likel  vorgenommen  lialjcn, 
nämlich  zur  Betrachtung 

« 

des  englisehen  Intestaterbrechts. 

In  England  ist  bekanntitcli  das  Recht  unter  Lebenden  oder 
von  Todeswegen  über  sein  Eigenthum  zu  verfügen/  eine  voll- 
konunen  unbeschränktes       Irgend  ein  gesetzlicher  Anspruch 
auf  ein  Erbe  gegen  den  Willen  des  Erblassers  besteht  nicht;  \ 
vielniühr  kann  ein  Vater  sein  ganzes  Vermögen  einem  seiner  ' 
Kinder  mit  gänzlicher  Hintansetzung  der  übrigen  geben  und  er  ' 
kann  ebenso  einen  Fremden  zum  Erben  machen  mit  Ausschluss 
aller  seiner  Pamilienangehör^n. 

Von  dieser  Freiheit  über  sein  Eigenthum  zu  verfügen  wird 
nun  auch  allgemein  Gebrauch  gemacht,  und  es  findet  hier 
ein  merkwürdiger  Gegensatz  zu  der  Sitte  auf  dem  Continenl 
statt.  Während  hier  weitaus  die  meisten  Menschen  ohne  Te- 
stament sterben,  und  den  Willen  des  Gesetzes  anstatt  Ihres 
eigenen  wirken  lassen,  stirbt  ui  England  so  zu  sagen  Niemand, 

1)  Die  Freiheit  so  testireo,  wurde  eni  aHinfthlidi  in  J^nglaiid  eioge* 
führl ;  in  Yorksbire,  Wales  und  der  City  of  London  erst  am  Anfimg  dea 
18.  Jahrhunderts.  In  Schottland  bestehen  noch  heute  PflichtthaiUbereeb-  \ 
tigungeo  in  Betreff  des  beweglichen  Vermögens.  Hinterlässt  ein  Mann  eine 
Wittwe  nnd  Kinder,  so  kann  er  nur  über  ein  Drittel,  hinterlässt  er  nur 
eine  Wittwe  oder  Kinder,  ao.  hanii  er  über  die  flAllte  aeinei  beweglichMi 
NacUaaaaa  veifügen. 


üigiiized  by  Google 


144  ftndi««  Mmt  wlIrltMnbeifItebe  AgraneiiiittBlMe. 

der  ttberiuiupt  etwas  besitst»  ohne  ein  Testament  sondern  TerfUgt 
selbststfindig  über  sein  Bigenthnm 

FQr  den  Fall,  dass  eine  Person  fiber  ibr  Eigfentbnm  nichts 

verfüfft  hat,  gilt  die  Bostimmunsr  des  gemeinen  Rechts,  dass  alles 
immobile  Vermögen  an  den  allesten  Sohn  gelangt,  das  beweg- 
liche Bigenthum  dagegen  nach  Abzug  eines  Drittels  für  die  Witivre 
unter  sämmtUche  Kinder  gleich  getheilt^}  wird.    Von  diesem 


1)  „tndeed  it  U  fuUB  A$  9xcepHony  wkm  m  wum  permiU  fhe  Imo  to 
make  hit  wiU  for  kkn^  TenichetI  der  VerfuMr  Am  erwihBten  Artifceli 
im  Quart*  R.  L3ÖDUU,  179.  —  Dem  widerspricht  nicht  die  Aogtbe  Forterbe, 
dasa  im  Jahre  1841  nur  16,684  Teatamanle  hi  England  und  Schottland  la* 
fammen  Gegenitand  der  Besteorung  waren «  während  doch  die  Zahl  der  fai 
dieflem  Jahr  mit  Tod  abgegangenen  Familienfaiupter  mindeitens  75^000  war. 
Denn  die  Erbichaften  von  Grandeigenthnm  sind  weder  der  iegaey  noch  der 
frobaU  duty  unterworfen;  ebenso  sind  Erbschaften  bis  sum  Betrag  von 
20  f,  etenerfrei.  Besser  erkennt  man  die  Aosdehnnng  des  Gebranchs  Tesln* 
mente  au  machen  unter  den  Personen,  welche  ein  irgend  nennenswerthes 
VennOgen  hinterlassen,  ans  dem  Verhftltafss  der  besteuerten  Testamente  su 
den  Mar«  of  edmtiitsffvtfott,  das  von  Porter  für  das  Jahr  1836  angegeben 
wird.  Die  Zthl  jener  war  in  England  15,658  mit  einem  Kapital  von  fiber 
43  Hill.,  in  Scbotdand  1161  mit  aV2  Mill.,  dieser  6242  mit  d^/s  Hfll.  In 
England,  und  111  mit  300,0001.  in  Schotthind.  (IslfSFt  9füim,  werden  bei 
Lrtestaterbflllen  gegeben).  Pas  Zahlenverhiltaias  ist  also  nach  den  Fftllen 
8  an  3,  nach  dem  Betrag  der  Erbschaften  10  an  1.  —  Ans  Frankreich  er- 
fahren wir  durch  Mounier  (a.  a.  0,  L  8.  62  und  77),  dass  1825  m  Paris 
unter  7649  gerichtlichen  Erbtheilungen  nur  1081  Testamente  sich  Huden, 
und  bei  diesen  hatte  nur  in  59  FiUen  der  Erblasser  von  seinem  Recht 
der  Verfügung  aber  einen  Theil  seines  Vermögens  tu  Gunsten  eines  seiner 
geaetslicfaen  Etben  Gebrauch  gemacht;  m  88  Fällen  geschah  dies  au  Gun- 
sten von  Fremden ;  in  den  Obrigen  fand  keine  Abweichung  von  der  Inte* 
staterbtbeilang  statt.  Auf  dem  Lande  kommen  ohne  Zweifel  in  Frankreidi 
ebenso  wie  bei  uns  Testamente  noch  viel  seltener  vor;  wo  sich  dort  die 
altbäuerliche  Üntheilbarkeit  der  GOter  erhalten  hat,  a.  B.  im  Depart.  Pnj- 
de*DAme,  ibdea  anttciptrte  Theilongen  statt  durch  Uebeignbe  unter  ie* 
benden. 

2)  So,  dass  aich  der  Erstgeborene  noch  seinen  Theil  vom  mobilen 
Vermögen  erhält  Dies  ist  englisches  Recht.  Dasselbe  geht  in  der  Began- 
stigung  des  Brstgebomen  sogar  noch  weiter,  indem  nach  einer  allmählich 

aufgekommenen  Praxis  Schulden,  die  auf  dem  unbeweglichen  Eigenthum 
lasten,  nicht  mit  diesem  übernommen,  sondern  aus  dem  beweglichen  bezahlt 
werden.  Anders  in  Schoulatul.  Hier  erbt  zwar  auch  ab  inieslalo  der  Ael- 
teste  das  Grundstttck^  hat  aber  die  Schnlden  mitauflbeniebmen  und  hat  flber- 
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Grundsatz  des  englischen  Erbrechts  besteht  nnr  in  einigfen  Orten 

die  Ausnahme,  dass  ab  infestafo  nicht  der  älteste,  sondern  der 
jüngste  Sohn  das  unbewegliche  Vorniiigen  erbt  nnd  in  einigen 
andern  Distrikten,  vorzüglich  in  der  Grafschaft  Kent,  die  weitere 
.Ausnahme,  dass  nicht  ein  einziger  Sohn  erbt,  sondern  alle  Söhne 
mit  Ausschluss  der  Tdchter  sich  ins  unbewegliche  Vermögeu 
tbeilen,  welche  letztere  Institution  den  Namen  gavelkind  führt. 

^   ■III 

dicss  keinen  Theil  am  beweglichen  Vermögen,  es  sey  denn,  dass  er 
ausdrücklich  auf  sein  Vorrecht  an  das  Grundeigenthum  verzichtet.  Ein  be- 
nierkenswerther  Unterschied  findet  zwischen  den  beiden  IN'achharländern 
noch  darin  statt,  dass  in  Schotlland  das  Belricbsinventar  eines  Pächters  als 
real  properfy  gilt,  in  England  als  peraonul  properly,  so  dass  also  dort  auch 
Pachtungen  ebenso  \ererben  wie  (Jrundeigenthum.  S.  W  Cnll.  a  treatise  etc. 
p.  140.  In  Irland  bestand  von  Alters  her  gleiche  Erbtheilung  und  besteht 
unter  den  eigentlichen  Irländern  auch  noch.  Die  eiiigewnnderlen  Engländer 
haben  für  sich  das  englische  Recht  eingeführt.  Eine  sonderbare  Eigenthüm- 
lichkcit  bestand  in  der  (iralschaft  Waterford.  Hier  Iheille  der  Vater  seinen 
Besitz  mit  der  zuerst  heiralhenden  Tochter,  dann  den  Rest  mit  der  zweiten 
und  so  fort;  die  Söhne  bekafiien  gar  nichts.  —  Noch  führe  ich  an,  dass 
das  englische  gemeine  Recht  auch  nach  Nordamerika  überging.  Hier  aber 
wurde  das  Vorrecht  des  Erstgebornen  auf  den  Grundbesitz  aufgehoben  und 
gleiche  Theilung  ab  intesiato  eingeführt.  Dies  geschah  zum  Theil  schon  vor 
der  Revolution  e.  1683  in  Pennsylvanien,  wo  die  mosais(  he  Erhlheilsord- 
nung  (Deut.  2i,  17)  eingeführt  wurde,  l)is  1791  das  Gleichheitsprincip  die 
Oberhand  gewann.  In  den  meisten  Staaten  geschah  es  mit  und  gleich  nach 
der  Revolution.  Für  das  Land  westlich  von  Ohio  wurde  die  gleiche  Erb- 
theilung durch  Congressakte  vom  13.  Juli  1787  festgesetzt.  Kur  in  Tenessee 
besteht  noch  ein  Vorzug  zu  Gunsten  der  männlichen  Erben  bei  der  Inte- 
staterbfolge im  Grundbesitz,  v.  Kent  a.  a.  0.  IV.  374.  Dieser  Schriftsteller 
verkennt  nicht  die  Gefahr  einer  uberina.>sigen  Zersplitterung  des  Bodens, 
bemerkt  aber  mit  Recht,  dass  für  jetzt  keine  Übeln  Folgen  aus  der  gleichen 
Erbtheilung  hervorgehen,  weil  neue  Ansiedelungen  im  Westen  noch  leicht 
Seyen.  Aber  auch  ohne  dies  scheint  die  Gefahr  nicht  so  gross,  so  lan^ 
dort  volMR>inmene  Testirfreiheit,  das  wenn  auch  beschrankte  Recht,  Erb- 
güter cn  machen,  und  keine  Pflichttheilsberechtigungen  beateben ;  denn  auch 
daf  achon  hAlt  die  Familien  aufrecht. 

'"^1}  Sind  keine.  Sohne  vorhanden,  so  erben  die  Töchter  zu  gleichen 
IMIen  und  darin  ift  hein  Unteracliied  swischen  dem  gavelkiml  und  dem 
gemeinen  Recht.  —  Auaer  der  Grafaditll  Kent  md  einigen  Gotera  hi  an- 
dern engliacfaen  GniliKhaflen  haben  «neb  die  Kanalinteln  daa  Gavelkindr 
recht  und  swar  nicht  nor  geaetaiich  londem.  thataächlich.  Diesem  Umstand 
achreibt  M*  Cnlloch  den  armteligen  Znstand  in,  in  welchem  sich  die  dor- 
Ztiltdur.  filr  StaaUw.  1854.  1«  Hea.  10 
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Der  Urspnnig  dieser  Besiimmung-  des  gemernen  Rechts  ist 
von  selbst  einleucbteucL  Es  ist  kein  anderer  als  das  Feudal- 
Wesen ,  das  mit  seinem  ßrbrechtsprinzip  nicht  nur  in  England 
wie  ehedem  auf  dem  Continent  herrschend  geworden  Ist,  iMm- 

dem  iiiich  gegen  alle  Versuche  das  römische  Recht  einzuhriiiiren 
sieb  in  Kiati  erhallen  hat.  Lud  imn  glaube  nur  nicht,  da^s  der 
gesetzliche  Vorzug  des  Erstgebornen  in  der  neueste^  Zeit,  wo 
das  Lehenswesen  thatsächlich  aus  dem  Leben  verschwunden  ist, 
und  nachdem  die  Idee  der  Gleichheit  durch  d^  verfilhrerasche 
\cibjndung  mit  dem  Princip  der  Freiheit  auf  dem  Continent  die 
alle  Welt  überwunden  und  auch  in  dem  (jcislc  des  ]>nli.schen 
Volites  ihren  Kidlus  geiunden  liat,  an  Popularilat  verliere.  Im 
Gegenlbeil,  die  Ueberzeugung  von  der  Nothwendigiieit  eiqQk*  Be- 
vorzugung eines  Erben  zur  Aufrechtbaltung  der  Familieii.  lebt 
so  fesl  im  Volke,  dass  auch  in  der  Grafschad  Kenl  die  Grond- 
besilzuiigtii  giiiiz  allß-emein  miltelst  testauitutai  i^L-iior  N  crliigung 
an  Einen  und  zwar  meistens  an  den  Erstgebornen  vererbt  werden. 

Auch  die  Rechtsgelebrten  und  Politiker  sprechen  sich  im 
Allgemeinen  günstig  Uber  diesen  Grundsatz  des  englischen  Inte- 
slalerbrechls  aus.  Der  wichtigste  Punkt,  der  Anstoss  findet,  >fat 
die  in  der  Note  erwahnle  Rcchlspraxis .  wonarh  der  Kiho  des 
Grundbesitzes  nicht  auch  die  darauf  haltenden  ischuiden  zu  uber- 
nehmen hat. 

So  irrig  desshalb  die  Ansicht  wäre,  das  dem  Feudalismus 

entsprungene  Princip  des  englischen  Erbrechts  erscheine  j^etst, 
wu  iiii  Uebrij^pn  das  Lclu  iisrj^cht  den  Forderungen  des  Zeitgeistes 
hat  weichen  muaaen,  dem  Volke  nicht  mehr  als  zeilgemäss  und 
erwarte  demzufolge  seine  Abänderung  auf  dem  Wege  des  Ge- 
setzes, so  falsch  wäre  andrerseits  die  Vorstellung,  das  Volk 
lasse  sich  durch  dieses  Princip  unbedingt  leiten  und  es  sey 

tigeo  iiruDdbesiUer  belinden  trotz  der  grossen  Steuerprivilegien,  welche 
diese  Inseln  geniessen.  Ehemals  bestand  dies  InstUiit  auch  in  Wales  nur 
mit  dem  Unterschied,  dass  Töchter  nie  erben  konnten.  Heinrich  VIII.  führte 
dort  das  gemeine  Recht  ein.  S.  C  uUoch  a.  a.  0.  S.  23  und  30.  —  in 
Kent  liaJien  früher  maache  Grundbe«itser  ihre  Güter  durchs  farlament  d^ni 
gemeinen  Rechte  unterwerfen,  das  gavelkind  aufheben  lassen,  i.  ß.  unter 
Heinrich  YUI.  gleich  34  Grundbesitzer  auf  einmal;  s.  31  Uenry  VUL  €•  3. 
In  neuester  Zeit  iiabe  ich  J^einen  Faii  der  Art  gefanden. 
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Befd,  dass  bei  Vererbungen  von  iinboweulicliem  Verrnög-en  der 
Erstgeborne  oder  überhaupt  der  von  den  Eilem  eingeselzle  Hanpt- 
erbe  AUes,  die  andern  Kinibr  gar  nicfaU»  erhalten.   Im  Gegen- 
4Mkf  wm  obeft  bei  Erwähnung  der  entails  von  der  Sor^e  der 
rSUemillrdie  jüngeren  Kinder  gesagt  wurd«,  hat  ganz  allgemeine 
Gelluiig.    Allerdings  ist  der  Wunsch,  (Nm  1 'imilin  i^inon  Rr|ua- 
senlanlen  zu  geben,  so  stark,  dass  das  kunllige  „Hatipt  der  Fa- 
mAw(^.  negelniässig  bedeutend  bevorzugt  wird.  Aber  dieser  Wunsch 
kl  imiam  und  nothwendig  mit  dem  andern  gepaart,  dass  die 
üMgeB^JCmder  nicht  in  eine  Lage  gerathen,  welche  ausser  Ver- 
hältniss  zu  der  des  t{epräsenlant«^n  der  l  aunlie  wäre.  Desshnlb 
sif  ('r);:t  isicli  Jeder  aula  Acusserste  an,  so  viel  zu  erwerben,  dass 
er  iiir  sv'mp  übrigen  Kinder  ebenfalls  genügend  sorgen  kann, 
ind  :>ii#d;  auch  der  Erbtheil  dieser  so  bestimmt,  wie  es  nach 
-dM'-VerMMttiissen  der  Familie  möglich  und  Hir  den  von  ihnen 
ergriffenen  Lebensberuf  passend  ist.    Das  ist  allgemeine  Url  laig, 
obwohl  dabei  nicht  in  Abicde  ge^telil  wird,  dass  manchmal  ganz 
t^tß^me  Fälle  voi kommen,  dass  beispielsweise  einmal  ein  Vater 
iaRo^fMine)Aogehörigen  enterbt  und  sein  ganzes  Vermögen  einem 
JNüidlen  vemiaebt,  oder  auch,  dass  ein  Rind  nicht  nur  das 
unbeweifliche,  sondern  auch  das  ganze  bewegliche  Vermögen  mit 

i'i  M  Vergleicht  man  allgemein,  ohne  Rücksicht  aut  den  Grund- 
:teitf  <tobesoiidere,  die  Wirkungen  der  beiden  Hauptgrundsätze 
Ai;.^Ii80hen  Erbrechts,  nämlich  des  Grundsatzes  der  voUkom- 
lieMKI  Preibeff  des  Eineeinen  zu  testiren  wie  er  will,  ohne  an  die 
Anerkenauag  eines  rtiu  iillheils  gebuiuU  fi  zu  s^vn.  imd  des  Grund- 
salzei»,  dass  ab  i/^/e^Va/o  alles  unbewegliche Eigenlbiuii  lai  einen 
«Ikben  kooMDt^  mit  den  Wirkungen  unseres  heutigen  deutschen  oder 
i>orfHipl  eines  auf  der  Grundlage  des  römischen  stehenden  Erb- 
nebt^  so  wird  tmmtia  Gunsten  jener  folgende  Sätze  anerkennen 
müssen : 

Indem  dns  tugüsche  Erbrecht  Jedem  volle  Freiheit  zu 
.^üi^ren  giebt  und  zugleich  einen  Grundsatz  für  den  Fall,  dass 
er  nichl  testirt  bitte,  aufstellt,  der,  wenn  er  auch  principieU 
den  Begriffen  des  Volks'  von  Recht  und  FamÜienwohl  entspricht, 
doch  in  seiner  remeu  und  iuii>eschraaktea  Ausführung  fast  Nie- 

10* 
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manden  ganz  gefallen  würde ,  legt  es  Jedem .  so  zu  sagen, 
den  Zwang  auf,  durch  ein  Testament  die  ökonomische  Lage 
seiner  Familie  selbstständig  zu  ordnen.  £s  steigert  aufs  üöcfasle 
das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  für  das  Wohlergehen  seiner 
Nachkommen  und  ertüllt,  soviel  an  ihm  ist,  den  Mann  vom  ersten 
Äugenblick  seiner  selbslislafidigcn  Niederlassung^  an  mit  der 
ernstesten  Sorge  für  die  Zukunft  seiner  Angehühgeik 

Damit  hängt  unmittelbar  die  zweite  Wirkung  zusammen,  di^ 
in  der  Kräftigung  der  väterlichen  Autorität  in  der  Familie  be« 
steht.  Kein  Kind  hat  einen  Ansprucli  auf  irgend  einen  Theil 
des  elterlichen  Erbes.  Der  Vater  kann  sein  Vermögen  ganz 
oder  zum  grösslen  Theil  geben,  wem  er  will.  Dieser  voilkona*- 
menen  Herrschaft  des  väterlichen  Willens  in  Bezug  auf  seine 
Yermdgensverhältntsse  steht  begreiflich  eine  ebenso  entschiedene 
Autorität  des  FamiKenhaupts  in  den  übrigen  Lebensbezie- 
hungen zur  Seite,  eine  Eigenthümlichkeit  des  en^ilischen  Fami- 
lienlebens, die  sich  dem  conUnentalen  Beobachter  schon  bei  ' 
oberflächlicher  Betrachtang  in  aufiallender  Weise  zu  erkennen 
giebt.  Wir,  die  wir  an  unsere  Lebensanschauungen  gewöhnt 
sind,  werden  bei  der  moralischen  Würdigung  dieser  Stellung 
des  Vaters,  der  Ellern,  zum  Kind  sehr  geneigt  seyn,  zu  urtheilen, 
es  sey  hier  das  Gefühl  der  lit^bevollen  Anhangliclikeit  dem  der 
Furcht  und  des  Interesses  hintangesetzt.  Ebenso  wenig  werden 
wir  aber  verkennen ,  dass  hier  eine  QneUe  d«r  Ordnung  und 
der  Zucht  liegt,  die  f&r  das  ganze  sociale  und  politrache  Leben 
des  Volks  von  der  grösslen,  heilbringendsten  Wirksamkeit  ist. 
Die  Eltern  lernen  befehlen  und  herrschen,  die  Kinder  lernen 
gehorchen  und  eben  dessbalb  auch  befehlen.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  in  der  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen 
Eltern  und  Kindern  die  angeborene  Natur  des  Volks  und  der 
Persönlichkeiten  immer  die  Hauptsache  thut.  So  weit  aber  die 
Gesetzgebung  auf  den  Charaklpr  des  Familienlebens  einen 
stimmenden  Einfiuss  üben  kann,  wirkt  sie,  so  gestaltet,  mit  Noth- 
wendigkeit  dahin,  dass  Jeder  in  seinem  Kreise  die  ihm  aus  dem 
gegebenen  LebensverhäHniss  zustehende  Autorität  besser  übe, 
die  Pflicht  des  Gelioj  sams  vollständiger  erfülle.  Und  würde  diese 
Schule  der  Zucht  und  der  Fähigkeit  zu  befehlen  in  Engbiad 
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nicht  so  bestehen,  wie  es  der  Fall  ist,  wäre  dann  wohl  anzu- 
nehmen ,  dass  dort  das  Gesetz  die  grosse  mit  Recht  gerühmte 
Af^^J^  gmixssQ  und  dass  sich  das  nionorchischc  Princip  der  Ver- 
üßvmg  tiQl^'  aUer  in  den  Ideen  der  Neuzeit  liegenden  auflu- 
seNoPfKiMe  s»  stark  in  seiner  heilsamen  Wirksamkeit  erfilelte? 

Eine  dritte  Wirkung  erkenne  ich  in  der  Sleigening  dos  Er- 
werbslriebii  und  «In  Spaisaiuktiit  in  den  Fanuhcn.  Das  Gesetz 
zwingt  zwar  JXiemaaden ,  dem  Aelleslen  oder  überhaupt  einem 
jüi^  zii  geben,  als  den  andern ;  aber  es  legt  es  ihm  nahe 
im4Jie  Stite  unterstützt  das  Gesetz.  Will  er  nun  dem  Geselz  und 
dev,9itt# Genüge  thunund  zugleich  sein  n«!ürliclios  Geflihl  hofricdi- 
gen,  welches  ihm  inifleirl,  auch  den  uiuh;jii  Kmilciu  nio^lichst  viel 
zu  liiiUei  lassen,  so  kann  er  das  nur  durch  die  grosslo  Anstrengung 
im^fnu^ben  und  die  äusserste  Sparsamkeit  erreichen,  und  es 
i8ti';|pQhl  .za  verkennen,  dass  beide  wirthschattlicbe  Tugenden  in 
England  in  ganz  ausserordentlichem  Umfang  zu  Hause  sind.  Es 
soll  iialiniii  ii  nicht  gesagt  werden,  dass  das  englische  Erhrechts- 
piiiicip  allein  diese  liicliluitg  hervorbringt,  bw  in  Jedem  lebende 
Wun^h,^  sich  und  seine  Familie  in  der  Gesellschatt  hinaufzu- 
bM|«p.»  wirkt  sehr  dahin.   Aber  eine  unterstützende 

l^jlifmilg  iff jrd-  man  dem  Erbrechte  gewiss  zuschreiben  dürfen. 
Es  ist  gerade  wie  oben  von  den  Fideiconnnissen  gesagt  wi:i  (h\ 
dass  liii  e  ökonomische Rechlferligung  vorzu^lkli  in  der  Erwickuug 
Wj4*^icigerung  des  Sparlriebs  liege;  denn  das  englische  Inle- 
ihtqrhljechl: giebt  principieit  eigentlich  jedem  immobilen  Vermögen 
eipi^tiMäcomroissanschen  Charakter. 

'--Diese  Folge  ist  nicht  ebenso  mit  unserem  Erbrechlsprincip 
verbun'h ;n.  Hier  ist  überhaupt  nicht  ilci  Gülatikc  ans  Ende, 
an  die  Ver^oifgung  der  Seinigen  Jedem  so  nahe  gelegt.  Man 
liMil^lei!  sl»  hin  und  Ifisst  die  Dinge  geben  wie  sie  wollen, 
ijiS^pfff i|f flacher  inag  sich  auch  fragen,  wozu  er  sieb  so' an- 
strengen soll  etwas  zu  ersparen,  da  ja  doch  seine  mögtjcben 
Ersparnisse  für  den  Einzelnen  iiirht  ^it'l  ausmachen. 

Endlich  stärkt  das  englische  Erbrecht  das  Geiühl  iur  die 
fliilii|||^T;in>  ibreH)  Gegensatz  zu  der  einzelnen  Generation  und 
.  4HM^^i^       Gliede  derselben.   Diese  Wirkung  müssen  wir 
4iif  6*1*1^l>lTprUrr  rrnrhiinir  als  wertfavoll  anerkennen.  Eiiimal 
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dcsshalb,  weil  der  Einzelne  gewöhnt  wird,  seinen  Blick  nicht  an 
die  augenblickliche  Gegenwart  zu  fessein,  sondern  darüber  hinaus 
das  Interesse  der  Zukunft  ins  Auge  eo  fossen.  Sodann  desshalb, 
weil  Jeder  stfirker  veranlasst  wird,  sein  Thun  und  Lassen,  seine 
ganze  sociale  Stellung  im  Licht  der  Ehre  und  des  Wohlbefindens 
der  1  iiii  ilic  iiufzufassen  und  zu  leurfheilen.  Geht  nun  auch  die 
Wirkuno^  dieser  Lebensanschauung  mehr  aufs  Aeussere  als  aufs 
Innere  des  Menschen,  und  muss  zugegeben  werden,  dasi- la 
einem  solchen  Verhällniss  fUr  Manchen  eine  drückende  ihm  selMil' 
schildliche  Fessel  liegt;  im  Grossen  und  Ganzen  wirkt  'dieie^ 
Empfindung  doch  wohllhalig.  Es  bildet  sich  dadurch  ein  Halt, 
der  von  manchem  Falschen  abzieht,  und  zugleich  ein  Sporn  für 
mancherlei  Gutes.  ;  ' .  v 

Aber  ganz  besonders  bedeutend  ist  die  Wirkung  des  flri^^ 
mogeniturprincips  in  Bezug  auf  das  Zusammenhalten  landwiHh^' 
schafllicher  besitzungen.    Muss  man  sie  auch  bei  der  unbe- 
sclnaiikten  Toslirfreiheit  nicht  uno^etheilt  lassen,  so  giebl  doch 
das  Gesetz  die  Veranlassung  dazu  und  die  Sitte,  die  dem  Gesetz 
sein  Leben  erhält,  wie  sie  sdbst  von  ihm  belebt  wird,  sorgt 
dafUr,  dass  dieser  Veranlassung  Folge  geleistet  werde.   Damit  ^ 
erhält  aber  der  Grundbesitz  in  den  socialen  Lcbensvt  riiaUnissen 
des  Volks  einen  ganz  besonderen  Charakter.    Er  hört  auf,  ein 
jbloses  Stück  Veniiögen  zu  bilden,  wie  jedes  andere  auch  ist,  und ' 
l  wird  Träger  der  Ehre  und  des  Wohlstands  der  Familie,  Otar  das 
i  der  Besitzer  sorgt  und  sich  abmüht,  um  es  zu  erhalten  und 
emporzubringen.    Man  glaube  nicht,  dass  diese  Anschauungs- 
weise nur  eine  Eigonthümlichkeit  des  eigentlich  aristokratischen 
Theils  (l(\s  ^  olks  seyn  könne.    Sie  ist  es  ebenso  bei  dem  kleinen 
und  niiitleren  Bauer,  so  lange  er  nicht  den  Sinn  für  das  vttter^' 
liehe  Erbe  ganz  verloren  und  sich  daran  gewöhnt  hat,  den 
Grund  und  Boden  gerade  so  zu  betrachten  wie  irgend  ein  Stück 
Handelswaare. 

Gegenüber  von  allen  diesen  unzweifelhaften  Vorzügen  desPri- 
mogenilurpriucips  bei  Vererbung  von  Immobilien  weiss  ich  nur  einen 
einzigen  Einwand,  nämlich  die  angebliche  Verletzung  der  natüriichea 
Gerechtigkeit  durch  die  Bevorzugung  eines  Erben  vor  den  ändern 
und  die  daraus  hervorgehende  Gefahr  lUr  den  Frieden  der  I  amüie. 
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Ddr  Einwand  hal  einen  doppelten  Sinn.  Es  kann  nflmlich 
gesagt  werden  nnd  wird  gesagt,  das  Princip  der  Gleichheit  sey, 

wie  in  andern  Beziehungen  des  Lebens,  so  namentlich  auch  im 
Erbrecht  eine  Foidening  des  naliirlichen  Rechls,  und  man  müsse 
desshalb,  ganz  abgesehen  davon,  was  das  Gerechtigkeitsgefühl 
des  Volkes  im  Leben  selbst  dazu  sage^  dasselbe  schon  um  seiner 
selbst  willen  einßihren,  beziehungsweise  festhalten.  —  Sodann 
kann  der  Einwand  auch  den  Sinn  haben,  dass  gesagt  wird,  im 
Volk  lebe  wirklich  das  Bewusstseyn  von  der  Gerechtigkeit  des 
Gleichheitsprincips  und  die  Verletzung  dieses  Bewusslseyns  bringe 
erialHittigsnilissig  Störungen  in  den  Beziehungen  der  Familien^ 
gliedii^r  snlereinander  hervor. 

Reale  Bedeutung  kann  der  Einwand  nur  in  seiner  letztern 
Fassung  ansprechen,  weil  er  sich  auf  eine  angebliche  Ej  fahrungs- 
thatsacbe  stützt.  In  der  ersten  Gestaltung  hat  derselbe  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  Werth  als  überhaupt  jeder  abstrakte 
Gedanke,  der  entweder  noch  kein  Leben  im  Bewusstseyn  des 
Volkes  gefasst  oder  dasselbe  bereits  wieder  verloren  hat,  oder 
endlich  überhaupt  nicht  im  Stande  ist,  ein  solches  zu  gewinnen. 

Ist  nun  aber  die  angebliche  Thatsache,  dass  das  Volk  das 
Princip  der  gleichen  Erblheilung  als  gerecht,  das  Gegenthcil  als 
ungerecht  empindet,  wirklich  in  der  Erfahrung  begründet? 

lOie  Antwort  auf  diese  Frage  kann,  wie  schon  aus  dem 
früher  Gesagten  erhellt,  in  der  gegenwar ligen  Zeit  für  den 
grössten  Theil  unseres  Volkes  und  insbesondere  unserer  Bauern 
nur  bejahend  seyn.  Nehmen  wir  einige  wenige  Striche  im  Süden 
und  Nordosten  des  Landes  aus,  so  .  herrscht  die  Empfindung  von 
der  natürlichen  Berechtigung  der  gleichen  firbtheihing  überall 
und  auch  dcMl,  ^\o  ungleiche  Erbtheilungen  bis  jetzt  bei  den. 
Bauern  üblich  wan  n,  und  wo  die  Familienglieder  sich  der  Sitte 
fügten,  kann  sicher  behauptet  werden,  dass  die  bisherige  Rechts- 
anschauung  an  Boden  verliert  und  dass  die  Sitte,  wenn  sie  sich 
noch  Unger  erhält,  nicht  auf  einer  Ueberzeugung  von  ihrer 
rechtlichen  Begründung  beruht,  sondern  vielmehr  sich  im  Gegen- 
satz zu  den  herrschenden  Rechtsbegriffen  durch  die  Kraft  der 
Gewohnheit  oder  höchstens  durch  ein  inslinklartiges  Gefühl  von 
Ourer  Nothwendigkeit  forterhölt. 
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Ich  erkenne  also  den  Widerspruch  zwischen  dem  Princip 
der  ungleichen  Erblheilungen  und  dem  herrschenden  Volksgefühl 
unumwunden  an,  und  folgerichtige  ^ebe  ich  auch  das  zu,  dass 

die  Anwendung  dieses  Principe  im  Lehen  uiil  Slnumi^cn  s 
Faniiln  rili iedens  verlniiiiii  u  »eyn  kann.  Trotzdem  aber  ieuguc 
ich,  dass  der  Einwand  als  solciier  begründet  ist  Denn  bei  dem 
Gedanken  an  eine  Aenderung  des  Intestalerbrechts  handelt  es  sich 
ja  überhaupt  nicht  um  irgend  einen  Zwang;  Jeder  behält  seine 
Freilieil  zu  testiren.  Nur  die  L nterstülznnc,  die  Weilie,  welche 
das  bestehende  Inle.stjilerbrecld  den  liei  i^cljeiitJeu  Gltichheils- 
anäichlen  gewälirt,  wird  diesen  erilzoj^M'n  und  dafür  den  entgegcn- 
geselzten  Anschauungen  zu  Theil,  welche  auch  ihre  nalflrljphe 
Berechtigung  haben,  weil  sie  die  Idee  des  Rechts  und  des  Wohls 
der  ganzen  Familie  dem  einzelnen  Gljede  derselben  gegenüber 
anerkennen,  uiui  vveb;be,  eben  weil  sie  nalnriieli  berechligl  bind^ 
im  \  uiiie  leben,  wenn  nie  auch  der  herrschenden  ideenrichtung 
wegen  in  dem  gegenwärtigen  Augenblick  von  dem  entgegen-^ 
gesetzten  Gedanken  zurückgedrängt  sind.  Wer  also  seinen  BeisiÜB 
unter  seine  Kinder  gleich  vertheilen  will,  der  mag  es  immerhin 
thun.  Er  muss  abt^r  dann  auch  wirklieii  w  illca  und  j»emen 
l.iil^chlsiis  durch  em  TcilauK  iil  ;uissprechen.  Das  Gesetz  zwingt 
ihn,  sich  die  Sache  genau  zu  überlegen  und  dann  zu  handeln,  es 
zwingt  ihn  damit  zu  einem  gewissen  Aufwand  von  Wülenskraft  und 
verhindert  ihn,  energielos  hinzuleben.  Noch  mehr,  das  Gesetz 
legt  ihm  den  Gedanken  nahe.  ^Lnl  Cut  nicht  zu  tlieilen  und  iur  die 
ganze  Zukunll  seiner  Familie  zu  soi;m  ii.  Aber  es  liinderl  Üin 
nicht  zu  Ihedcii,  wenn  er  es  einmal  für  gut  halt. 

So  wenig  ich  desshalb  glaube,  dass  der  bezeichnete  Einwand 
gegen  die  Vorzüglichkeit  des  Systems  ungleicher  Erblheilungen 
bei  Grundbesilzungen  in  Inteslalerblallen  an  sich  beflnifidele 
Gellui:g  habe,  so  sehr  ist  doch  andererat;ils  ziizngebun,  dass, 
wer  heule  eirit  n  Vorschlag  zur  Annahme  flieses  Systems  anstatt 
des  Lei  uns  iierrschenden  ausspricht,  sich  damit  in  Gegens|its 
bringt  mit  dem  bestehenden  RechtsgeRihl,  und  dass  er,  wenn  er 
nicht  hoffen  ^kann,  dieses  zu  überwinden  und  die  Leherzeugung 
von  der  Nolhwendigkeil  einer  Aenderung  zu  begründen,  aucfc 
keine  Aussicht  hat,  seiuca  Vorschlag  angenommen  m  sehen« 
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Mit  dieser  Bemerkung  treten  wir  in  den  letzten  Abschnitt 
der  uns  vorliegenden  Untersuchung,  in  welchem  die  Frage  er- 
örtert werden  soll:  welche  Folgen  würde  eine  Aenderong  unsres 
Intestaterbrechts  bei  Grundstücken  nach  der  Ricbtang  des  eng- 
Ussba»  hin  bei  ans  haben,  und  ist  es  denkbar,  eine  solche  Aen- 
derung  bei  uns  vorzunehmen  ? 

Billig  sehen  wir  uns  auch  hier,  wie  es  oben  bei  dem  Vor- 
schlag einer  neuen  Bindung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  ge- 
sehebeii  ist^  zunächst^  nach  ähnlichen  Vorschlägen  um,  welche 
in  der  neuem  Geschichte  vorkommen.  Da  finden  wir  denn 
allerdings  nur  einen,  und  dazu  noch  einen  niisslungenen  Ver- 
such, von  dem  gesetzlichen  Boden  der  Gleichheil  aus  die  Primo- 
genitur von  Neuem  zu  Ehren  zu  bringen,  der  aber  nichts  desto 
wMiif^  als  Beispiel  höchst  merkwürdijg  ist. 
iiiui^liSr  ndnen  den  Gesetzvorschlag,  welchen  das  französische 
Ministerium  Vill^Ie  am  2.  Febr.  1826  in  die  Kammern  brachte. 
Allerdings  handelte  es  sici»  hier  nicht  um  die  volle  Einführung 
der  Primogenitur  in  das  französische  Inlesldterbrecl^t  nach  der 
Al^t4es  englischen  gemeinen  Rechts,  sondern  nur  im  eine  be- 
sdhütob^.  Begünstigung  des  Erstg^omen.  Aber  auch  ui  dieser 
Ausdehnung  itollte*  wenigstens  das  Princip  zur  Anerkennung  ge- 
bracht werden. 

Der  Vorschlag  des  Ministeriums  gicng  da  Ii  in,  durch  ein  neues 
Gß$(^Tm  bestimmen,  dass,  wenn  ein  Grundbesitzer,  ohne  Testa- 
iBÖilraMt  Tod  abgehe,  der  Erstgeborene  unter  den  direkten  De- 
somidtentea  den  Theil  des  Vermögens ,  über  welchen  der  Code 
NapoUon  dem  Erblasser  freie  VerfügunffSirowull  zugesteht,  — 
also  ein  Drittel,  wo  nicht  mehr  als  zwei,  ein  Vierlcl,  wo  drei 
amli.wjBthr  Kinder  vorhanden  sind,  —  vor  den  andern  Erben 
T(M|9lii^>4t^lten  solle.  Doch  sollte  diese  Bestimmung  nicht  all* 
gMliiil^FlNlz  greifen,  sondern  nur  bei  denjenigen  Grandeigen* 
thümern,  deren  Besitz  niil  300  fr.  Grundsteuer  und  mehr  belegt, 
^  also  durchschnittlich  nicht  unter  120  Hektaren  (^gleich  c.  380 
Württ.  oder  470  preuss.  Morgen)  gross  wäre. 
J^lijBnn  m  isine  solche  Beschränkung  des  Primogenitor- 
fffH^^^ll^  ^üd  auf  einen- Theil  des  Vermögens  Häs* 

sigun^  nenn^  will|  und  >yenn  eine  solche  Mässigung,  die  das 
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Prtncip  hs%  bis  zur  Wirkungslosigkeit  abschwitebt,  eine  poKlisehe 

TujSfend  ist,  so  kann  man  nicht  anders  als  dem  Enlwuif  diese 
Tugend  zuerkennen.  Das  Ministerium  nahm  auch  diese  £hre 
für  seinen  Vorschlag  in  Anspruch,  und  wies  nocb  besonders 
darauf  hin,  wie  darin,  dass  man  die  mil  300  fr.  besteuerten  Be- 
sitzungen dem  Gesetz  unterwerfe,  eine  Bürgschaft  fttr  das  eon- 
slitutioiiülle  System  enlhalleu  sey,  weil  eine  Steuer  von  dieser 
Höhe  das  aclive  Wahlrecht  gebe,  die  Zahl  der  stimmberechtigten 
Grundbesitzer  also  durch  das  Gesetz  vor  weiterer  Verminderung 
bewahrt  werden  kdnne. 

Dennoch  wurde  der  Entwurf  schon  von  der  Pairskammer, 
wo  er  zuerst  eingebracht  worden  war,  mit  einer  Mehrheil  von 
120  ge^en  94  Stimmen  verworfen,  obgleich  sich  die  Comrnission 
mit  der  geringen  Modification ,  dass  sie  die  300  fr.  Steuer  ohne 
die  cenimeg  (»dditionels  verstanden  wissen  wollte,  daf&r  erklärt 
hatte.  Dafür  erhielt  denn  auch  diese  Mehrheit  den  lautesten 
Beifall  des  Pariser  Volks  durch  Vivalrufen,  Illumination  ond  Pe- 
lardengeknall  wegen  des  erfochtenen  ^.Sieges  über  die  Aristokratie*. 

Die  Ursachen ;  welche  dieses  Resultat  herbeiführten,  waren 
rein  politischer  Natur.  Man  wollte  durchaus  keine  Ungleichhell 
nnter  den  Franzosen  aufkommen  lassen,  weder*  der  Erstgebomen 
gegenüber  von  den  jüngeren  Erben,  noch  der  grossen  Grund- 
besitzer gegeriiibir  von  den  kleineren.  Die  Ai,narfrage  selbst 
trat  ganz  in  den  Hintergrund.  Nur  ein  einziger  Redner,  der 
Graf  Mo  1^,  gieng  ausführlich  darauf  ein  und  behauptete  in  der- 
selben Weise,  wie  das  seitdem  regelmässig  zu  geschehen  pflegt, 
dass  die  Neubildung  größerer  Güter  der  durch  den  Erbgang 
und  die  Spekulation  eintretenden  Verminderung  derselben  das 
Gleichgewicht  halte.  Es  half  nichts,  dass  der  Minister  selbst  mit 
Zahlen  nachwies,  dass  von  1^15  bis  1826  in  sämmtlichen  höheren 
Steuerklassen  die  Contribuenten  sich  vermindert  ^}  htitten,  und 


1)  Maa  keODt  awar  io  Fraakreich  die  Zahl  der  Pkraellea,  aber  nidl 
die  GrOue  der  6nindbe«itsiios^  Diese  Uast  sich  aar  mittelst  CombiaetioB 
mnftherod  ermitteln.  —  Die  im  Test  erwihnte  MitlheiluDg  wies  folgende 
Verindenmg  io  der  Zebl  eiid  GrOsse  der  Stenerschuldigkeitett  nach.  Auf 
363,500  Personea,  der  HittebMhl  yon  mehreren  Departements,  gab  es  Steuer^ 
Mhaldigkeiten: 
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nur  m  der  niedrig-sten  Klasse  (von  unter  20  fr.  Steuer)  einebe- 
trächtliche Vermehrung  derselben  eingetreten  sey.  Es  half  ihm  auch 
mtk^  dms  er  den  Satz  aasspmcb  und  mit  gewichtigen  Gründen 
▼ertihiHdlgte,  dai»  Intestaterbrecht  müsse  das  zur  Gelang  bringen, 
dis^'MTentKehe  Wohl  erfordere,  nicht  das  bestttti^ren ,  was 
die  Sitte  und  das  gewöhnliche  Gefühl  vorlange.  Der  Eifer  für 
die  Idee  der  Gleichheit,  du-  auch  in  iU-v  l'airskanmier  freilich 
mdtr  aus  Koketterie  mit  der  öiTentlichen  Meinung  als  aus  Üeber- 
Mifttbg  ibre  zahlreichen  Vertreter  hatte,  siegte  tiber  alle  ent- 
gegengesetzten Erwägungen. 

•''  "^Hälle  das  3Jinisleriuüi ,  anstsdl  das  i^iirnoffoiiitiii  princip  auf 
die  Grundbesitzer  von  300  fr.  Steuer  zu  beschiHnkeit ,  waj»  dem 
Vorschliig  viel  mehr  den  Charakter  einer  politischen  Maassregel 
g^Giüi^lftossl^  als  einer  im  socialen  und  Agricullurinteresse  ergrif* 
fcfMüi^  das  Princtp  auf  den  Grundbesitz  Überhaupt  ausgedehnt,  und 
damit  wenigsl^ens  den  Vorwurf  abgeschiiitlen ,  als  wolle  man  auf 
diesem  Wege  im  iuleresse  des  nionarchi.»»!  iien  i'i  iricipj»  eme  neue 
Aristokratie  bilden,  nnrtidem  die  durch  das  iNapoleonische  Gesetz 
i80d  erlaubten  Majoratstiflungen  einen  so  geringen  Forl- 
gang genommen  hatten,  —  es  wäre  aller  Wahrscheinlichkeil 
nach  doch  nicht  anders  gegangen.  Das  Misslrauen  gegen  die* 
BourbdMfüiif'u iriuiiQf  war  einmal  da.  und  war.  vom  Standpunkt 
der  Verehrer  der  Giiarte  gesehen,  begründcL   la  Allem,  was 


•w 


1815  1826 

von  unter  20  fr.  116,43;i  133,903 

i-»tir.5  ■  20-30  fr.  9616  8985 

:fyy^^<4^     30— 5ü  fr.  9243  7915 

<t*l"^tl 50—100  fr.  7519  6083 

.    '         100-500  fr.  5625  4229 

■      5ÜÜ— lUOO  fr.  578  411 

'"'über  1000  fr.   30^   206_ 

•■t*'^'*^""''   '  Tln/nn  161,732 

1)  Die  ganze  Hente  der  von  180S  bis  1H26  gestifteten  iMajornte  betrug 
etwas  über  4V2  Mill  Davon  bestcind  1  MilL  aus  SlaatsschuidreriUri  und  aus 
dem  Ertrag  von  Bankaktien,  etwas  mehr  als  eine  Million  aus  RenUn  von 
Staatsgütern,  und  nur  der  Rest  von  2Vio  Mill  kam  von  (jiitem,  die  mit  dem 
Staat  in  keiner  Verbindung-  standen.  Ausserhalb  der  i'aine  gab  es  307  Ma- 
jorate, woyoQ  165  aus  der  ft'apoleoniscbea  Zeit. 
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von  da  her  kam,  sah  man  nichts  als  Hinterhalle  und  Feindschaft 
gegen  die  Charte  und  die  Freiiieit  des  Volks.  Sodann  hatten 
öi»  Zmläade  der  Landbevölkerung  noch  niciit  die  TroslAosii^iHit 

.  und  sociale  Zerrissenheit  erreicht,  die  seil  der  FebniarrevoiuNo« 
und  besonders  t»  dem  weitverzweigten  Commiinistenfiiifiiihr',  win 
1850  an  den  Ta^  trekomiiien   sind.    Man  konnte   jiUu  diiiriiils 

'  iiücli  mil  iitehi  lit^i  iiliiuiitig  Opposition  machen  uud  dem  radikalen 
Gelüste  der  Pariser  l  uldigen,  als  es  heutzutage  mügÜch. 
wonn  es  dort  noch  eine  Parlamentäre  Opposition  gäbe  oder^obpl^ 
kbnnle.  Unter  solchen  Umstanden  konnte  es  nicht  anders  gfAe% 
auch  wenn  rnan  die  M^tssiguug  noch  weiter  getrieben ,  den  Enl- 
wiiil  luitli  mehr  nach  dem  Gesciimuck  der  oiienliichen  3^^iuuu^ 
zugerichtet  hatte.  , . 

Der  Qiigünstige  Erfolg,  den  der  Vorschlag,  die  Primogejviti^^ 
in's  Intestaterbrecht  einzuführen,  in  Frankreich  gehabt  bat,  Mm, 
indess  keinen  Grund  abgehen,  bei  uns  einen  ähnlichen  Vorschlag 
nicht  zu  machen.    Der  Umstand  wenigstens  kaiiiu  ciaciii  s(*l(licfi 
jetzt  zu  Gute,   dübb  man  sich  über  (he  Grosse  des  vorlianden^ 
Hebels  und  über  die  lyiothwendigkeit  irgend  einer,  gleichviel^  wm, 
welcher,  hebenden  Maassregel  nicht  mehr  so  leicht  tfiasolM 
kann,  als  es  früher,  der  Fall  war.   Dass  der  ökonomische  Zustand 
unsrer  bäuerlichen  Beviilkeruno;  in  dem  Gebiete  der  Thcill  ai  keit' 
ein  weit  uiiuuiiblfgeier  ist,  als  in  dem  Gebiet  der  Gebuudt  nheit^ 
dass  er  dort  unter  dem  Einfluss  der  gegenwärtigen  schiechteii 
Jahre  geradezu  trostlos  genannt  werden  muss,  während  es  hier 
yerhältnissmässig  gut  slehl,  darüber  kann  sich  Niemand  täuschen, 
der  nicht  absichtlich  die  Augen  verschliesst,  und  dem  entsprechuiid 
kfirin  au(  }i  NiVitiand  den  Wunsch  von  sich  ferniialleji ,  dass  ein 
Mittel  zur  HüUe  gefunden  werden  möchtis.  —  Sodaqn  scheint 
auch  das  einem  Vorschlag  zur  Veränderung  der  bestehenden 
Gesetzgebung  günstig,  dass  die  öffentliche  Meinung  bei  uns,  wie 
es  scheint,  nicht  mehr  so  stark  unter  dem  Dann  dci-  ah.slraklen 
Freiheits-  und  Gleichheitslheorie  steht,  wie  vor  einiguu  Jcdirea. 
-  Das  wenigstens  Schemen  wir  in  den  Bewegungen  der  letzten  Zeil 
einigermaassen  gelernt  zu  haben,  dass  man  nicht  mehr  so  leichi- ; 
hio  wie  früher  einen  Gedanken  bloss  desshalb  verwirft, " weil  «i^' 
nicht  liberal  aussieht  Man  beginnt  doch  diu  Daige  caidiingr 
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licher  zu  prüfen  und  auf  Zeit  und  Ort,  auf  Land  und  Leute 
einige  Rücksicht  zu  nehmen,  ansiall  einen  Vorschlag  einfach  mit 
einem  politischen  Parteiwort  todtziischlagen. 

Ueberhanpl  mochte  ich  die  Behaiiplung  wagen,  dass  mit 
Ausnahme  derjenigen,  welche  auf  das  allgemeine  Elend  spekuliren 
und  meinen,  je  schlechter  es  pehe,  desto  besser  sey  es,  und 
derjenigen,  die,  an  der  Möglichkeit  eines  socialen  Fortschritts 
verzweifelnd,  jeden  Versuch  dazu  verwerfen  weil  der  „rollende 
Stein  doch  nicht  aurzuhallen  sey",  —  dass  mit  Ausnahme  dieser 
beiden  Arten  von  politischen  Pessimisten  eigentlich  jede  Ansicht 
und  Partei  ein  entschiedenes  Interesse  habe,  dass  etwas  in  der 
bezeichneten  Richtung  geschehe.  Bei  denen,  welche  nur  in  einer 
Wiederbelebung  der  alten  Ständegliedrrung  in  der  Gesollschaft 
und  im  Staat  Heil  finden,  versteht  sich  dieses  Interesse  von 
selbst,  und  ebenso  bei  demjenigen  Theil  der  Conservativen ,  der 
auf  dem  Standpunkt  der  Biircaukratie  steht;  denn  auch  dieser 
muss  erkennen,  dass  in  einem  Volke,  wo  die  Grundlage  der 
Gesellschaft,  der  Bauernstand,  verarmt  und  verkommen  ist,  und 
man  von  oben  her  bei  jeder  kleinen  Missernte  nichts  zu  thun  hat, 
als  sich  mit  einem  hungernden  und  die  öffentliche  Ruhe  und 
Ordnung  gefährdenden  Proletariat  herumzuschlagen,  selbst  das 
beste  und  wohlmeinendste  Regieren  am  Ende  keine  erfreuliche 
Frucht  bringen  kann.  Die  Constitutionellen  aber  und  derjenige 
Theil  der  Radikalen,  der  zwar  mit  seinen  Wünschen  noch  über 
die  constitutionelle  Staatsform  hinausgeht,  mit  jenen  aber  darin 
tibereinstimmt,  dass  er  den  Staat  auf  das  Princip  der  Selbstregie- 
rung im  Volke  gestellt  sehen  will,  haben  ofTenbar  das  gleiche 
Interesse;  denn  diese  zwei  Parteien  können  nur  dann  hoflen, 
dass  ihr  politisches  Ideal  sich  mehr  und  mehr  verwirkliche,  wenn 
auch  im  Bauernstand  eine  zahlreiche  Klasse  von  Besitzenden  sich 
findet,  die  Zeit  genug  haben,  öffentliche  Geschäfte  ohne  unmittel- 
bare Vergeltung  zu  besorgen,  und  denen  ihre  bürgerlich  unab- 
hängige Stellung  die  Möglichkeit  giebt,  auch  politisch  unabhängig 
zu  seyn.  Laut  genug  predigt  ja  die  alte  ebenso  wie  die  neueste 
Geschichte,  dass  ein  Volk,  das  in  seinen  untern  Schichten  öko- 
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notnisch  verkommen  ist,  keine  andere  politische  Znkiinft  hat»  als 
swischen  Socialrevolutioiieii  und  DespoUsnos  hin  nhd  her  ge- 
worfen za  werden  und  am  Ende  in  diesem  vnUsnüfi^eheia, 

Darüber  also,  dass  etwas  geschehen  müsse,  wird  heutzulag"e 
eine  genügend  starke  Ueberzeugung  im  Volke  und  in  den  gesetz- 
gebenden Körpern  ebenso  wie  bei  der  Regierung  wobi  zu  er- 
warten seyn.  Desto  mehr  aber  werden  die  Ansichten  in  Betreff 
des  zu  ergreifenden  Mittels  auseinandergehen.  Hier  werden  prin- 
cipiell  die  Verehrer  des  Alten  am  liebsten  flir  Eimenerung  des 
bäuerlichen  ünlerlliäriigkeitsverhältnisses  stimmen.  Dit^jenigen, 
welche  wahrhaft  biireaukra lisch  gesinnt  sind,  werden  einer  neuen 
polizeilichen  Schliessung  der  Güter  und  noch  lieber  einem  poli- 
seüicfaen  Minimum  den  Vorzug  geben.  Einer  Einführung  der 
Primogenitur  in  unser  Intestaterbrecht  werden  von  ihrem  politischen 
Standpunkt  aus  nur  diejenigen  Conservaliven  zustimmen,  welche 
unbedingt  anerkennen,  dass  die  Freiheit  der  Einzelnen  Grundlage 
unsers  socialen  und  politischen  Leben  seyn  müsse,  welche  aber 
auf  dieser  Basis  starke  GaranUeen  für  das  Princip  der  Autorttit 
und  socialen  Ordnung  begehren.  Mit  dieser  Klasse  von  Con- 
servativen  können  und  füllten  aber  auch  alle  Liberalen  überein- 
stiinujen,  welche  die  Nothvvendigkeil  einer  helfenden  Maassregal 
aneriiennen  und  die  Freiheit  im  Verkehr  erhalten  wissen  wollen, 
und  nur  Diejeiugen  unter  den  sogenannten  Liberalen  werden 
widersprechen  müssen,  welche  des  Princip  der  Gleichheit  noch 
über  das  der  Freiheit  stellen,  welche  lieber  wollen,  dass  Alle 
unfrei,  aber  gleich,  als  dass  Alle  frei  seyen,  dem  Princip  der 
Gleichheit  aber  auch  nur  das  Geringste  vergeben  werde. 

Wie  unmer  aber  man  sich  auch  die  politischen  Ansichten 
im  Volke  und  an  den  verschiedenen  Stellen  im  Staate  gestaltet  und 
vertheiit  denken  mag,  als  von  vom  herein  politisch  hoffhnmgslos 
wird  man,  so  hofTe  ich,  einen  Vorschlag  zur  Einführung  der 
Primogenitur  in  unser  Intestaterbrecht  nicht  bezeichnen,  und 
wäre  er  es  jetzt  noch,  er  könnte  es,  so  lange  der  Gedanke  poli- 
tischer und  ökonomischer  Freiheit  bei  uns  noch  eine  Stfttte  findet, 
und  so  lange  nicht  das  Wunder  geschieht,  dass  das  Volk  von 
selbst  trotz  der  auflösenden  und  social  herabdrückenden  Wir- 
kungen des  bestehenden  Systems  sich  zu  streogereu  und  höiieren 
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Lebensanschauungen  heraufringt,  ramidglich  lange  mehr  Ueiben. 
>i;iO|ilißh>.|ife«r     Mhon  der  Weg  von  der  Anregung  ehiee  )Ge- 
>bk  %n  einem  förmlichen  Anlreg  an  der  rechten  SfeHe 
vaüiSrererdentlich  weit,  nnd,  wenn  es  ciidlidi  dazu  gekonjinen  ist, 
4 dann  heo^innen  visi  die  wahren  nicht  iinmiltelbar  in  dem  Gegen- 
saiz  politischer  Ansichten  wurzelnden  Schwierigkeiien :  4iie,  IJa- 
)i^  der  Meisten,  sich  von  eingewurseilen  Anschauungen 
;lien,  die  Abneigung  gegen  dtfrchgreifende  Maaferegeln ; 
mpt  und  eine  Summe  mehr  berechtigter,  gegen  die  ökono-? 
mische  nnd  siUliche  Wirkung  der  Maassregel  selbst  gerichteter, 
gedenken,  -  > .      -  . 

■f^mM^  vir  nun  versnoben,  uns  die  Wirkung  einer  Abttnde^ 
itnwgjiOi  imestaterbrechfts  im  Sinne  einer  Begünstigung  der  Primo- 
genitur    klar  zu  machen,  so  müssen  wir  auch  hier,  wie  oben 

bei  dem  Minimum,  diejenigen  Gegenden,  in  denen  bis  jetzt  im 
Wesentlichen  üntheiibarkeit  der  bäuerlichen  ßesitzungen  bestand, 
voB  denen  unterscheiden,  wo  die  Tbeüung  der  Erbschaft  die 
Regel  bildete. 

Was  jene  Landestiieäe  anlangt,  so  glaube  ich  nicht,  dass 
die  Einführung  eines  gesetzlichen  Vorzugsrechtes  des  Erstge- 
bornen alsbald  irgend  Aenderungen  im  bisherigen  Gang  der 
Dinge  veranlagen  würde.  IJie  Gewohnheit  der  Besitzer,  das 
Gttt  aobon  bei  Lebieiten  an  ein  Kind  in  flbergeben  mid  damit 
•  die  künftige  Erbtheilung  zu  umgt  hen ,  würde  hier  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  im  Ganzen  unverändert  forlbestehen.  Nur 
wäre  die  auflösende  Kraft,  die  in  dem  Widerspruch  der  bisherigen 
Uebong  mit  dem  leitenden  Gedanken  unsres  Erbrechts  für  diese 
Ordnung  bestand»  beseitigt»  Indem  die  Bauern  die'  alte  Sitte  be- 
folgten, würden  sie  das  berohigende  Bewnsitseyn  haben ,  dasf,  . 
was  sie  thun,  mit  dem,  was  des  Gesetz  für's  Beste  hült,  Im  | 
Wesentlichen  übereinstimme.  Hier  also  wäre  das  erreicht,  was 
man  wünschen  muss,  nämlich  Erhaltung  des  Bestehenden,  Be- 
fastiguttg  der  guten  dtererbten  bttuerliiihen  Ordnung. 

1)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Gesetz  ebenso,  wie  es  dein 
Aelteften  Vorrechte  giebt,  solche  auch  dem  Jüngsten  geben  kann.  Wo,  wie 
im  Schwanwald,  diese  Sitte  geblieben  i«k,  wäre  es  gau  ventändig«  sie 
gawkiUch  tojtanhelten. 
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Indessen  darf  man  nicht  erwarten,  dass  diese  Sitte  als  solche 
sich  mit  der  Lebensanschanug,  aus  der  sie  herauswächst,  immer 
eiliaUen  werde.   Mit  der  Zunahme  dessen,-  was  man  Civilisation 
nennt,  n^achs*  n  nicht  nur  mancherlei  Tugenden,  Kenntnisse  und 
I    der  Sinn  für  besseren  Genuss,  sondern  es  bildet  sich  die  Einzel- 
i   persönh'chlieit  egoistischer  aus  dem  Gesammtieben  der  FamHie'^iiild 
l   des  Yollis  heraus  und  serbrackelt  allmählich  das  alte  CkMMe 
der  Pamiliensitte.   Da  ist  nun  aber  gerade  der  Vorthefl  der  vor- 
geschlagenen  Institution,  dass  sie  sich  auch  mit  (lin  enlvvickelleren 
Stufen  des  gesellschaftlichen  Lebens  zu  verbinden  weiss,  ihnen 
nicht  wie  das  System  4er  Gütergeschlossenheit  schroff  entfe|^d|i- 
tritt,  sondern  mit  ihnen  verschmilzt,  ohne  doch  ihre  Wirhj^nnMt 
zu  verlieren.   Wo  diese  Enlwicklungr  einmal  eintrat,  wirik^Mr 
Bauer  auch  die  Trägheit  und  die  Scheu  überwinden,  die  ihn  jetzt 
^       abhält,  durch  ein  Testament  selbslsländig  die  Tbeiiung  der  Erb- 
.\  ^\  schafl  zu  ordnen,  und  indem  er  den  Bedürfnissen  eines  Je<Am 
unter  seinen  Angehörigen  möglichst  gerecht  zu  werden  sveht, 
wird  er  durch  seine  eigene  Einsicht  und  die  Idee  des  G^bM^ 
veranlasst,  den  Erben  des  Familiengutes  so  stellen,  dass  er  darauf 
bestehen  kann. 

Auch  das  ist  müglich,  dass  dann  ein  Grundbesitzer  durdi 
ein  Fideicommiss  oder  Erbgutsstiflung  das  Familiengut  vor  kttitf- 
tiger  Zersplitterung  bewahrt  Wenigstens  ist  dann  die  rechtliche 
Unterlage  zir  einer  solchen  Gewohnheit  vorhanden,  wahrend  da,  wo  . 

das  Intestaterbrecht  gleiche  Theilung  vorschreibt,  keine  Aussicht 
ist,  dass  Fideicommisse  unter  Hauern  aufkommen. 

So  scheint  sich  die  in  Rede  stehende  Erbrechtsv eränderang 
mit  den  Gewohnheiten  und  der  Rechtsordnung  der  Distrikte  mit 
Gebundenheit  recht  leicht  in  Verbindung  zu  setzen.  Nicht  so 
leicht  wird  dieüs  dagegen  in  den  Theilbarkeitsdistriklen  der 
Fall  seyn. 

Was  diese  Gegenden  betrifft,  so  müssen  wir  uns  der  obai 
erwähnten  Thalsache  erinnern,  dass  die  Bauern  auch  hier  nur 
sehr  selten  ein  Testament  machen,  vielmehr  ganz  regelmässig 
den  Willen  des  Gesetzes  anstatt  ihres  eigenen  wirken  lassen. 

Würde  nun  das  Gesetz  verändert,  so  ist  es  freilich  wahr- 
scheinlich, dass  gleich  Anfangs  manche  Grundbesitzer  von  ihrer 
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bisberigefi  Uebmig  ibgeben  und  ein  Testament  nmchen.  In  der 
grossen  Mehrzahl  der  Fttlle  aber  glanbe  ich  nicht,  dass  diess 
geschehen  wfhrde.  Die  Einen  denken  nicht  daran,  Andere 
fassen  den  Vorsatz  es  zu  thun,  kommen  aber  nicht  dazu,  wieder 
Andere  scheuen  die  Mühe,  weil  sie  es  nicht  anzufangen  wissen, 
eder  Stessen  sieh  auch  gar  an  den  geringen  Auslagen.  So  wür- 
den gewiss  anfllnglich  Viele  unter  die  Wirkung  des  neuen  6e- 
«elKes  Mlen.  Sobald  aber*  einmal  einige  PäHe  in  eiQer  Gemdfnde 
vorgekommen  wSren,  winde  auch  die  Gewohnheit,  Testamente 
zu  machen,  sich  verbreiten,  und  da  käme  es  nun  darauf  an,  ob 
das  jetel  benrscbende  Gleichheitsprincip  Kraft  genug  hätte,  sich 
Ms  des  Cesetzes  sn  erhalten,  oder  ob  dieses  jenes  zu  ikbei^ 
winden  im  Stande  wSre. 

'  Es  ist  unter  allen  Umständen  eine  gewagte  Sache,  die  kiinflig^e 
Wirksamkeit  einer  neuen  gesetzlichen  Bestimmung  vorauszusagen, 
9mA>  doppelt  gewagt  ist  es  dann,  wenn  man  dafür,  wie  in  diesem 
FaUf  gar  keinen  historischen  Vorgang  als  Anhaltspunkt  zum  Urlheü 
hat  So  viel  aber  ist  gewiss:  wirkungslos  konnte  die  Aenderung 
nicht  bleiben.  Würden  auch  Viele  die  bis  jetzt  gewohnte  Theilimg 
beibehalten;  viele  Andere,  und  zwar  täglich  mehr,  würden  doch 
sorgen,  dass  ihr  Gut  beisammen  bleibe.  Aber  auch  da,  wo  jenes 
geschfthe,  würe  es  doch  etwas  Anderes  wie  bisher.  Denn  die 
fiaiiptwirksamkeit  des  Gesetses  ist  nicht  die  unmittelbare,  sondern 
die  mittelbare,  auf  die  Lebensansehauungen  des  Volks  im  Ganzen 
gerichtete.  Wie  ein  scharfer  Eckstein  stellt  sich  dasselbe  dem 
gewohnten  Lebensgang  der  Einzelnen  entgegen,  und  nöthigt  zum 
Haehdenkes,  zur  Besonnenheit,  zur  ernstesten  Vorsicht.  Es 
zwingt  den  Vater,  nicht  weichlk^h  und  schlaff  die  Dinge  gehen 
zu  lassen,  sondern  macht  ihn  -verantwortlidi  fllr  die  Zukunft  seiner 
Faunlie,  steigert  das  Gefühl  für  seine  Autorität  und  seine  Pflicht. 
Darin,  in  der  Autnahnie  dieses  neuen  mannlichen  und  kräftigen 
Gedankens  in  das  geistige  Leben  unsres  Volks,  erkenne  ich  vor 
Allem  die  gute  Wirkung  und  die  wahrhaft  heilende  Kraft  des 
Ctosetzes  für  unsre  bfiuerlichen  Zustünde. 

Das  eben  Gesagte  gilt  zunächst  von  der  Wirksamkeit  des 
Gesetzes  in  der  Richtung  auf  Erhaltung-  vorhnndiMier  g^rosserer 
Besitzungen  im  Gebiet  der  Tbeiliiaribeit.  Es  fragt  sich  aber,  ob 
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es  auch  in  der  RielMig  mit  NeibiklMg  you  lieMigea  BmeriH 
gilern  wirken  kaim. 

Auch  diese  Frage  wird  man  bejahen  müssen.  *—  Schon 
unter  den  jetzt  bestehenden  Verhältnissen  kommen  inuner  Ein- 
zelne in  der  Gemeinde  zu  grösserem  Besitz  empor.  Ittden  jy» 
eine  gesetsliche  Veraiiia«aiig  begrilndei  wird,  solche  Mi 
stamdene  Gdter  ta  erhalten,  wirkl  man  schon  im  Gnnaep'^ftf 
Neubildung  besserer  Zustände.  Aber  noch  mehr,  ünler  »4em 
Einfluss  cinftf  gesetzlichen  Hovoizuiiung  des  Krslgeborncn  wird 
es  auch  dem  £rben  eines  kl  einen  Besitzes  weit  häufiger  als  jetzt 
gelingen,  sich  xu  einem  grösseren  Besits  emporcoarbeitM-  ' 
nUchst  desshalh,  weil  diejenigen  Kinder,  weldie  keinei  oderiMT 
einen  geringen  Theil  yora  elterlichen  Erbe  erhalten^  nicht  liinü 
lieh  in  der  Gemeinde  festgehalten,  soudcni  vielmehr  veranlasst 
werden,  eine  anderweitige  ünierkunit  zu  suchen,  wodurch  Raum 
entsteht  ior  die  SkuUckbieibenden;  sodann  desshalb,  weil  dtan 
andi  der  Erbe  eines  kleinen  Besitzes,  sogar  eines  TiglChsiitf'f 
anwesens,  —  und  gerade  bei  diesen  kleinen  and  4denisten  <lrnii'» 
besilzern  würde  vuraussichtlich  die  neue  Ordnung  am  gewissesten 
zur  Wirksamkeit  kommen,  weil  hier  die  Gewohnheit,  kein  Testa- 
ment zn  machen,  am  wenigsten  verlassen  werden  würde,  ^  MMf 
mit  so  Tiel  Gnmd  nnd  Boden  zn  wirthschaflen  anfüngt,  dass  Hf-Mk 
zu  einem  grosseren  Besitz  emporarbeiten  kann.  Aber  anslr  I* 
BeziehunfT  auf  die  Neubildung  besserer  Zustände  wirkt  die  Primo- 
genitur weit  weniger  direkt  als  indirekt  durch  Hebung  der  A*^ 
sprttche  an's  Leben  auf  eine  höhere  Stufe. 

So  scheint  die  Wirksamkeit  des  in  Rede  stehenden!  insÜMfei 
nach  beiden  Sdten  hin,  sowohl  in  Beziehung  auf  seine  erhaWÜn^ 
als  seine  neubildende  Kr  ttl.  eine  günstige  zu  sevn.  ' 

Man  wende  nicht  em,  unsre  Landbevulkt;ruug  sey  lur  solche 
Anschauungen  nicht  zugänglich;  unsem  Bauern  gegenüber  müsse 
man  mit  zwhigenden  Geboten  kommen;  solche  Seyen  allein  ver- 
mögend, diesen  Stand  zu  retten  nnd  neu  zu  bilden;  aiif  dem 
Weg  der  Einwirkung  auf  ihren  freien  Willen  scy  diess  unmöglich. 

Wäre  unser  Bauer  noch  allgemein,  wie  er  in  den  bisherigen 
Lehensdistrikten  ist,  so  könnte  es  fraglich  werden,  ob  man  nicht 
lieber  auf  dem  Wege  des  Zwangs  die  blluerliohen  Zustünde  be- 
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festigen ,  die  Gefahren ,  welche  in  der  schrankenlosen  Freiheil, 
wie  sie  dem  modernen  Wesen  entspricht,  für  diesen  Stand  liegen, 
durch  gesetzliche  Nölhigung  möglichst  entfernt  halten  sollte.  So 
aber  ist  es  in  dem  grösslen  Theil  des  Landes  nicht.    Hier  hat 
die  Landbevölkerung  mit  dem  Schulunterricht,  mit  der  liberalen 
Gesetzgebung  der  letzten  hundert  und  am  meisten  der  letzten 
dreissig  Jahre,  und  mit  der  ganzen  neuesten  Entwicklung  des 
Staats  und  des  Verkehrs  die  Ideen  der  modernen  Bildung  in  sich 
aufgenommen.    Der  Verkehr  mit  Grund  und  Boden,  das  Recht, 
nach  Belieben  Schulden  zu  machen,  das  Recht  der  Niederlassung 
sind  einmal  im  Wesentlichen  frei,  und   diese  Freiheit  ist  ein 
geistiges  Eigenthum  unserer  Landbevölkerung  geworden.    So  weit 
haben  wir  uns  von  den  altbäuerlichen  Zuständen  schon  entfernt, 
und  hier  ist  ein  einfaches  Zurückgehen  in  der  Gesetzgebung  nicht 
mehr  möglich,  und  wäre  es  möglich,  das  Alle  wäre  doch  nicht 
mehr  wieder  heraufzubringen.    Man  nehme  dem  Volke  seinen 
Schulunterricht  wieder,  und  nicht  das  wird  die  Folge  seyn,  dass 
der  gemeine  Mann  zu  seiner  alten  Bildung  zurückkehrt,  ein  ge- 
horsamer Sohn  der  Kirche  und  der  Geistlichkeit  wird,  und  den 
alten  Respekt  vor  der  weltlichen  Obrigkeit  wieder  gewinnt.  Viel- 
mehr wird  er  verlieren,  was  in  dem  Neuen  Gutes  liegt,  und  das 
gute  Alle  nicht  wieder  bekommen.    Rohheit  des  Geistes  und  des 
Gefühls  wird  die  Folge  seyn  ohne  die  naive  Einfachheit  der  ver- 
flossenen Zeit.    Und  gerade  so  in  Bezug  auf  den  Verkehr.  Man 
kann  diesen  von  Neuem  in  Fesseln  schlagen;  aber  den  Sinn  für 
die  Solidität  und  Unbeweglichkeit  des  bäuerlichen  Lebens  wird 
man  damit  nicht  wieder  hervorbringen.  —  Die  rechte  Hülfe  muss 
desshalb  vorwärts,  nicht  rückwärts  gesucht  werden;  das  Mittel 
zur  Erhaltung  des  Guten  und  Heilung  des  Schlechten  muss  mit 
der  Freiheit  des  Verkehrs  verträglich  seyn,  muss  aus  dieser 
Wurzel  herauskommen,  wenn  etwas  Dauerndes  geschaffen  wer- 
den soll.    Von  diesem  Standpunkt  aber  weiss  ich  keine  andere 
Hülfe,  als  das  vorgeschlagene  Mittel,  und  wird  man  auch  kein  anderes 
auffmden.    Ich  verkenne  nicht,  dass  man  damit  ein  neues  Element 
in  das  bäuerliche  Leben  hineinbringt,  das  keineswegs  ganz  den 
Anschauungen  und  der  Bildungsstufe  entspricht,  die  den  Bauer 
charakterisiren.    Aber  es  scheint  kein  absolut  fremdes,  nicht 
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assimiUrbares  Element  «i  seyn,  sondern  gerade  ein  solches,  durcb 
welches  das  alte  Wesen,  so  weit  es  erbaltbar  ist,  sieh  io's  neue 
herüberrelten  Idsst 

Desshalb  wende  man  auch  nicht  das  gegen  den  Vorschlag 
eitly  dass  er  gerade  an  demselben  Fehler  leide,  den  man  von 
conservativer  Seite  häufig  mit  vollstem  Recht  der  liberalen  6e- 
selzgebnng  der  leisten  Jahrsebenle  entgegenbälti  dass  er  nftmlieli 
nicht  auf  den  Boden  des  historisch  Gegebenen  sich  stelle,  son- 
dern einseitig  und  ausschliesslich  aus  dem  Gedankenkreis  der 
rationalistischen  Zweckmässigkeit  entspringe,  währeiifi  doch  ^rerade 
die  Erfahrung  der  neuesten  Zeit  den' Beweis  liefere,  dass  nur 
solche  Aenderungen  gnie  Früchte  bringen,  welche  sich  an  das 
Bestehende  möglichst  nahe  anschliessen.  Denn  m  den  Gebieten 
Hill  Gebundenheit  bewirkt  der  Vorschlag  keine  grosse  Verände- 
rung; er  drückt  vielmehr  nur  in  anderer  Weise  den  Gedanken 
aus,  welchen  das  Volk  bis  jetzt  in  ßezug  auf  Erbfolge  und  Erb- 
theilang  hatte.  In  den  Gebieten  mit  Theilbarfceit  dagegen  ist  die 
vorgeschlagene  Aenderung,  wenn  auch  nicht  zu  gross,  doch 
allerdings  sehr  gross.  Nur  Ist  eben  hier  kein  Boden  zur  natür- 
lichen Entwicklung^  mehr  vorhanden.  Die  Fortbildung  des  Ge- 
gebenen hiesse  hier  nichts  anderes,  als  das  Uebel  verewigen  und 
noch  verschlimmem.  Nicht  die  Schuld  der  gegenwärtigen  Gene- 
ration aber  ist  es,  dass  man  alle  historischen  Halte  aus  dem 
bäuerlichen  Leben  genommen  hat,  so  dass  kein  fester  Punkt  mehr 
da  ist,  aul  den  sich  eine  gesunde  Reform  stützen  kann,  und 
eine  Besserung  gar  nicht  mogiich  ist,  als  durch  einen  Neubau 
auf  einer  nicht  vorhandenen,  sondern  willkührlich  gewählten  und 
in's  bäuerliche  Leben  hineingebrachten  Grundlage.  Mag  man 
desshalb  auch  anerkennen,  dass  der  Vorschlag  an  rationalistischer 
Willkuhr  leide;  ein  Vorwurf  ist  daraus  nicht  zu  machen,  weil 
Alles,  was  hier  geschehen  kann,  den  gleichen  Charakter  tragen  muss. 

Wenn  man  aber  den  Gedanken  einer  Bevorzugung  der  Primo- 
genitur im  Intestaterbrecht  cum  Behuf  der  Herstellung  einer  nenen 
conservativen  Rechtsordnung  in  unsrem  Bauemstand  als  richtig 
und  brauchbar  anerkennt,  so  fragt  es  sich  noch  schliesslich,  in 
welcher  Gestalt  man  denselben  verwirklichen  sollte,  ob  in  der 
Form,  wie  es  in  England  geschieht ,  durch  Einführuog  volikom- 
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mener  Testirfreiheft ,  Aufhebung  aller  PflichUheilsberechligungen 
uod  Aufstellung  des  Grundsalzes,  dass  der  ganse  Grandbesitx 
ab  inteiiato  an  den  ältesten  mSnnlichen  £rbber€chli^en  gelange, 
oder  in  der  gemtesigteren  Geelalt,  wonach  die  Pflichttheilsbe- 
rechtigiingen  stehen  bleiben,  also  auch  die  Teslirfreiheit  eine 
unvollkoirirnene  ist.  und  nur  der  Theil  der  Hinterlassenschall, 
über  welchen  der  Erblasser  frei  verfugen  kann,  ab  intestaio  an 
den  "Ckilserben  kommen  soD. 

Anund  filr  sich  scheint  jener  Gedanke  den  Vonsog  sn  ver^ 
dienen,  und  jedenfalls  sollte  man  seine  Verwirklichung  als  Ziel 
der  Geselzßrebung  alsbald  in's  Au^e  fassen.  Denn  das  gewollte 
Pnncip  kommt  darin  klarer  zu  Tag,  und  es  entspricht  diese  Form 
#0»  lAgeroein  sittlichen  Zwecken  des  Gesetzes  und  den  Bedlirf- 
niaben  des  bünerlichen  Besitzes  voBstündiger,  als  der  andre  Ge« 
dinkei^  Bivteres  desshalb,  weil  dabei  die  Freiheit  grösser  ist, 
also  auch  das  Gefühl  der  Selbstständigkeit  und  der  VeranUvorl- 
Ucbkeit  bei  den  Einzelnen  schärfer  angezogen  wird;  letzteres, 
weil,  wie  das  im  ersten  Artikel  dieser  Studien  nachgewiesen 
wurde,  wirklich  die  Ffllle  nicht  selten  sind,  wo  ein  Gutserbe,  anch 
wenn  all«!  seme  Miterben  auf  den  PflichltheB  gesetst  werden,  das 
Gul  doch  nicht  zu  halten  vermag. 

Dennoch  möchte  ich  für  jetzt  die  andre  Form  vorziehen,  weil 
sie  sich  näher  an  das  Bestehende  anschliesst,  und  desshalb  er- 
wartet werden  kann,  nicht  nur  dass  sie  eher  von  der  Gesetz- 
gebung angenommen  werde,  sondern  auch,  dass  das  Volk  sich 
leichter  in  sie  hineinlebe,  und  daj»j>  sie  um  so  sicherer  zur  ge- 
wollten Wirksnuikeit  gelange. 

In  Bezug  auf  den  letzten  Funkt  findet  die  ausgesprochene 
Erwartung  darin  ihre  Begründung,  dass  offenbar,  je  weniger  man 
an  der  gewohnten  liitestaterbtheilung  ändert,  um  so  geringer  auch 
die  Veranlassung  für  die  Bauern  ist,  von  ihrer  Gewohnheil,  kein 
Testament  zu  machen,  gleich  anfangs  abzugehen.  Je  mehr  man 
dagegen  ändert,  um  so  gewisser  und  schneller  wird  diese  Sitte 
tiHrlassen  werden ,  und  wenn  auch  das  neue  Intestaterbrecht  am 
Ende  dorchdringt  und  zur  Herrschaft  gelangt,  so  ist  es  doch 
möglich,  dass  dann  in  der  nächsten  Zeit  und  noch  Idng'er  fort  die 
Gewohnheit  der  gleichen  Erbtheilung  um  so  fester  beibeiiaUen  werde. 
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Dagegen  möchte  ich  den  andern  Gedanken  jenes  französi- 
schen Gesetzentwurfs,  nämlich  die  Beschränkung  des  neuen  In- 
testaterbrechts auf  grössere  Güter,  in  keiner  Weise  zur  Annahme 
empfehlen,  und  swar  nicht  bloss  desshalb,  weil  es  in  dem  grtt^ 
Seren  TheiCdes  Landes  so  wenig  grössere  Güter  giebt,  die 
\\  ii  k>;iiiikcit  des  neuen  Princips  alsu  auf  ein  cferino^tcü  ^Jaass 
iiesoliiaakt  würde,  sondern  auch,  und  noch  viei  mehr  desshalb, 
weil  das  Gesetz  dadurch  einen  politisch-aristokratischen  Charakter 
erhielte,  den  es  nicht  haben  soll.  Der  Zweck  des  Gesetzes  ist 
sunächst  ein  rein  socialer,  Stärkung  des  Sinnes  fllr  Zusammen- 
halten in  den  Familien,  Mehrung  der  elterlichen  Auturiliil  und 
in>[H  S')ndere  die  Hri:! iinduno  ,  beziehungsweise  Wiedel belebung 
einer  besseren  Stellung  des  Grundbesitzes  in  den  Anschauungen 
und  im  wirklichen  Leben  des  Volks.  Das  Alles  abctr  ist  den 
kleinsten  Grundbesitsern  so  nothwendig*,  als  den  mittleren  und 
grösseren. 

Ich  w  !•  lit  rhole,  dass  der  ganze  Vorhclilag  auf  dem  ßoden 
der  Anerkennung  der  persünlichen  Freiheit  im  Verkehr  steht.  Er 
geht  von  dem  Princip  ans,  dass  diese  Freiheit  gewahrt  werden 
mttsse,  and  stillst  skh  aof  den  Glauben,  dass  sie  jetzt  noch  ge- 
wahrt werden  könne,  öeber  die  Berechtigung  jenes  Princips 
und  dieses  Glaubens  mehr  als  die  eigene  Ueberzeugung  auszu- 
sprechen, wäre  völlig  nutzlos;  denn  alle  Gründe,  die  sich  dafür 
und  dagegen  auffinden  lassen,  haben,  nicht  so  viel  Zwingendes, 
dass  dem  Einzelnen  die  freie  Thal  der  Eigreifuog  einer  bestimmten 
Anschauung  und  Stellung  im  Leben  erspart  werden  könnte.  Wer 
an  diesem  Grundsatz  festhält,  und  zugleich  die  Ueberzeugung 
hat,  dass  unser  Volk  einer  Hebung  in  seinen  socialen  Anschauun- 
gen bedürfe,  dass  insbesondere  der  Stand  der  Grundbesitser 
dringend  eine  Hülfe  nölhig  habe,  der  wird  dem  Vorschlag  zu- 
stimmen. Wer  jenen  Grundsatz  verwirf!,  das  bestehende  System 
der  schrankenlosen  Freiheit  aber  für  schädlich  hält,  der  mag  sich 
bemühen,  aui  dem  Wege  einer  neuen  Schliessung  der  vorhan- 
denen grösseren  Besitzungen  oder  auf  dem  Wege  eines  Minimums 
Hülfe  zu  schaffen.  Nur  derjenige  hat  eine  Berechtigung  jeden 
Vorschlag  zurückzuweisen,  der  die  Ueberzeugung  hat,  die  Prei- 
keit  im  Gikterverkehri  wie  sie  besieht,  sey  uuschacilich.  Behalt 
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die  letztere  Ansicht  bei  Reg^ieruog  und  SlUnden  noch  lange  die 
Oberhand,  dann  bleibt  nichts  fibrig,  als  der  Wunsch,  es  möge 

die  Lehre  der  Geschichte  sich  bei  uns  nie  bewahrheiten,  dass 
die  schrankenlose  Freiheit,  so  missbraucht,  wie  es  bei  uns  ge- 
schehen ist  und  noch  geschieht,  den  Untergang  des  selbststän- 
digen Baaemstandes  xor  unvermeidlichen  Folge  habe. 
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Oas  neie  limiatuchtliaiui  ja  Bmclisal. 

Vor  etwa  ein« m  Jahrzehnt  war  das  Interesse  für  Gefängnissreform  und  für 
eine  durchgreifende  F.infrilirung  des  Pönitenfiarsyslems  in  den  gebildeteo 
Liindern  Fnropn's  >vie  in  den  Vereinigten  Slanlen  ein  sehr  altgemeines.  Wis- 
senschiiftlu  h  ward  diese  wirliii^;r  sn(  iale  Frage  von  vielen  sehr  lOchli^en 
Männern  und  in  den  verschiedenen  Landern  in  eigens  ihr  gewitlmeten  Zeil- 
scliriflen  hearbeitel.  In  fast  allen  Ländern  beschüftie^ten  sich  die  Staats- 
männer mit  an  die  Kammern  gerichkh n  YorsrhI;ii:tn  zur  Umänderung  der 
Slrafgeselzgebung  in  BetreO  der  Erstehungsweise  der  Freiheitsstrafen,  zur 
Erbsuiunj^  neuer  GeHinLniis^e  nach  dem  Pönitentiar^^ysleni  Besoii  It  rs  hat 
die  franiüsis(  he  Regit  rutig  (  unter  mehreren  Ministerien  J  Ir*  III  ich  ausgear- 
beil<  le  Vorlaufen  jreÜpfert,  welche  in  den  Kammern  zu  wiederholten  Malen 
nieislerliiilte  Ausschussbenchle  (nanienllich  von  Tocqueville  und  Berenger) 
und  sehr  gründliche^  nusführliche,  vieles  Lieht  verbreitende  Verhandlungen 
hervorriefen.  In  Deulsrhland  gebührt  in  dieser  Beziehung-  der  badischen 
Regierung  der  Vorrang.  Klaren  und  im  Allgemeinen  conseqiK  nt  (iurchgcführton 
Aenderungen  der  Strnfgesetzgebung  ')  folgte  der  ReschliKs  e  nes  nach  dem 
Grundsalze  der  Einzelhaft  zu  erriciitenden  Männerziichlliauses.  Diese  Re- 
gierungsvorschläge wurden  in  einem  erschöpfenden  Auss(  hnssberiehte  (von 
Welcker  verfasst)  der  zweiten  Kammer  zur  Annahme  empfohlen  und 
auch  juil  allen  gegen  diei  Stimmen,  in  der  ersten  Kammer  aber  einstimmig 
angenommen.  In  andern  Staaten  Deutschlands  gingen  die  nüthigen  Vor- 
arbeiten in  einer  erfreulichen  Weise  voran,  in  rrcusseo  ward  gebaut,  wenn 
auch  ein  Pnncip  nicht  festgesleilt  war. 


1)  Die  in  vieler  Beziehung  die  VVirkjamkeil  de«  neuen  Pönilenti«rh«uje«  mifliebeoden 
od«r  aoeh  seliwficbeiiden  »Sirafschürrungen  hat  in  überzeugender  VVei»e  neuerlichst  Df. 
Ffieixlin  dargelegt  m  Minem  Schriftchen;  „Die  Beiiehmgta  des  neuen  gressh.  badi- 
sehen  ."Strafgesetzes  zum  Ponitenliarcysiem.. insbesondere. die  Bestimmung  fiber  die  öffenl- 
lirlu  n  Arbeiten,  die  urlheilsmä«igen  Sfr.fsrhSrfungen  der  Gefangenen,  die  Polize.aufs.rl.t 
der  Enilassenen  und  die  Woüiwendigkcit  der  Üchutzvereine**.  CerJsrube»  bei  üul*ch, 
itlö».  80.  36Jtr. 
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Die  politischen  Erschütterungen  des  Jahres  1848  lenkten  das  öffentliche 
Interesse  von  der  Frage  der  Gefangnissreform  ab,  und  seit  jener  Zeit  waren 
die  Finanzen  fast  aller  Staaten  nicht  in  einer  Verfassung,  welche  zu  kostspie» 
ligen  Neubauten  aufgefordert  hätte.  Dadurch  gerieth  diese  ganze  Reform- 
bewegung (welche  übrigens  zumal  durch  die  Verhandlungen  in  der  fran- 
zösischen Deputirtenkammer  theoretisch  oder  wissenschaftlich  zu  einem  i 
gewissen  Abschluss  gediehen  war),  in  ihrer  praktischen  Durchführung  fast 
allerwärts  vollkommen  ins  Stocken.  Um  so  mehr  Interesse  dürfte  es  viel- 
leicht heute  bieten,  über  die  bestgebaute  und  bcstgeleitele  Pönitentiaranstall 
Deutschlands  (oder  vielmehr  die,  welche  allein  diesen  Namen  vollkommen 
verdient),  über  das  bereits  erwähnte  Männerzuchlhaus  in  Bruchsal  N'äheres 
zu  erfahren,  nachdem  ihm  zuerst  noch  in  den  ungeordneten  Verbältnissen  i 
des  badischen  Revolutionsjahres  und  nun  allmiihlig  in  normalen  Verhältnissen 
die  iMusse  etlicher  Jahre  gegeben  war,  sowohl  in  baulicher  Beziehung  als 
in  Rücksicht  auf  die  daselbst  durchgeführte  Behandlungsweise  sich  zu  er- 
proben. Diese  Anstalt  ist  zufolge  des  Gesetzes  vom  6.  iMärz  1845  daza 
bestimmt,  die  zu  Zuchthausstrafe  verurtheilten  männlichen  Gefangenen  auf- 
zunehmen und  zwar  jeden  in  eine  besondere  Zelle  und  bei  Tag  und  IVacht 
ausser  Gemeinschaft  mit  andern  Sträflingen.  Die  völlige  Absonderung  soll 
jedoch  nicht  länger  als  6  Jahre  Jauern ,  wornach  eine  Mehrzahl  derselben 
in  gemeinschaftlichen  Arbeitssälen  beschäftigt  würde.  Zwei  iMonate  völliger 
Absonderung  gellen  für  drei  Monate  gewöhnlicher  Strafzeit.  •   •  • 

Der  leider  zu  früh  verstorbene  Ministerialrath  von  Jagemann,  der 
grösste  Förderer  der  Gefängnissreform  in  Baden,  hatte  seinem  Aufsatz: 
„Zur  Rerhtsbegründung  und  Verwirklichung  des  Grundsatzes  der  Einzelhaft" 
(Zeitschrift  für  deutsches  Strafverfahren.  N.  F.  Bd.  5)  in  einem  Anhang  be- 
reits im  Jahr  1848  eine  freilich  ganz  kurze  Beschreibung  des  Zellengefäng- 
nisses in  Bruchsal  sammt  den  eingeführten  Dienstvorschriften  beigefügt. 
So  eben  aber  hat  der  gegenwärtige  Vorsteher  und  frühere  Arzt  dieser 
Anstalt,  Dr.  Füe  sslin,  eine  ausführliche  Beschreibung  derselben  mit 
zahlreichen  Rissen  herausgegeben:  ' 

J.  Füesslin,  das  neue  Männer  -  Zuchthaus  in  Bruchsal  nach  dem 
System  der  Einzelhaft  in  seinen  baulichen  Einrichtungen  und  der 
Dienstordnung  für  das  höhere  und  niedere  Dienstpersonal.  Gross- 
Folio  mit  15  Tafeln.  Carlsruhc,  in  Conunission  bei  Friedrich  Gutsch. 
fl.  7.  12  kr.  rhein. 

Diese  Schrift  verdient  in  vieler  Beziehung  eine  allgemeinere  Kenntniss- 
nahnie.  Wir  wollen  derselben  zunächst  die  wichtigsten  Angaben  über  die 
baulichen  Einrichtungen  jenes  Zellengcfängnisses  entnehmen. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Anstalt  durch  den  Baumeister  Hübsch  dem  be- 
kannten Gefängniss  Pentonville  in  London  nachgebildet,  doch  weicht  sie  in 
manchen  Punkten,  namentlich  in  Bezug  auf  Wasserleitung,  Abtritte,  Schulen 
u.  8.  w  wesentlich  davon  ab. 

Sämmtliche  Beamtenwohnungen  sind  vor  die  Anstalt  verlegt,  die  Gründe 
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Mtr  ynm  FüMtliB  akeiMiifoid  dargelegt.  Die.RfigBMMf,  ffll*-dS'  liech,  . 
Mktol  dB  Ackteck,  voo  welche«  4  Seilen  je  400«  ubA  4  je  100<  fauf^ftad; 
ato  nMchlfetH  ungefiht  7  Horfea.  Oben  tmi  dieeer  Mauer  kaltes  4  Sciiil«k* 
'  wecheo  Mven  Uaigang.  In  den  in  den  Winkeb  der  Haner  nngekraebte» 
TkttmieB  finden  aiek  die  StrafaeUen.  Dnrck  einen  kedeckten  G«ng  gebagt 
■Mi  in  das  Krankenkaoa,  wo  aick  die  Avfiiabiniaellen  und  %  Zimnier  Uhr 
lekwerkranke,  vieler  Pflege  kedürfllge  Gefangene  kefinden»  Die  leieklem 
Emnken  werden  in  Ikren  Zellen,  diejenigen,  weleke  Krt^enpflege  wtä 
Kiankenkofl  verlangen,  in  den  daan  keaondera  kergaiicktelan  Zetten  den 
vierten  FlAgd»  Tcrpflegl.  Beaaer  wiie  wokl  ein  gelranntei  Krankenkape  liv 
nüe  Kranke. 

Die  Ceairalkdle  enikilt  in  1.  Steck  die  KOcke  (weleke  keaaer  im 
SenteimiB  lige),  iai  2.  die  Geackiftaaimmer  der  VerwnllnngakennrtaBp 
▼OD  wo  «na  die  Sj^aieik0fe  nnd  dea  fanete  der  Flttgel  Uwraeken  werden 
kannen;  lai  3.  die  Ztauner  der  GeiatKcken  nnd  Lekrer,  die  Bikikilknk  nni 
die  beiden  Scknlen  (keaondere  Soknien  liabea  tick  aU  aekr  «weckiniaiig 
erwieaen),  im  4.  Stock  die  Siarallankircke  anit  247  Stiklen  Ar  Sififlinge. 
Mer  SUikl  kal  aelnan  beaonderen  Zugnng;  6  Thoren  Ahrea  n  die  Ktroke. 
IKe.'VorlkeÜe  der  Kraotfönn  der  Flfigel  ackildert  Füeaalin  gnl.  Die  FIflgel 
lind  200'  lang,  45'  hoeb  und  SO*  breit,  beben  Sonterraina  und  drei  Stock- 
werke. Die  Gefongenen  aind  in  den  Flügebi  Je  nack  der  BeackiAIgnng 
Tertkeilt.  'Die  SonterrakM  entkalten  eine  Badeaelie^  denn  etlicke  Sile,  die  ab 
Hagaaine»  oder  ab  fiinaelarbeitilokale  (Ar  KOfer,  Holatftger,  Sckmiede)  oder 
ipiterkin  jab  gemeiBBcbattlicke  Arbeiiaalle  benntat  werden.  Zwbcben  dieaen 
Silek  aind  die  Oefen^(il  in  jeden  FlQgel)  engebrickt.  Steinerne  Wen- 
deltreitpen  finden  aick  su  jeder  Seite  der  FiOgel  (etwaa  nnfibenicktifck). 
An  Anfang  der  FIflgel  au  jeder  Seite  und  in  jeden  Stockwerk  bt  ein  Waaaei^ 
kmbn  (in  Yorbeigebn  e.  6.  in  den  SpaaierkoC  atellen  die  Gefangenen  ikren 
Waiaerkmg  kier  ab  und  nebnen  ihn  bei  der  Rflckkekr  geAUt  wieder  nb 
in  ihre  Zelle).  Jedea  Stockwerk  kat  auf  jeder  Seite  1  Anfaeker-,  17  Strif- 
linga-  und  1  Abtrittazelle,  die  ganae  Anatalt  40S  Gefangenen-  und  24  Anf- 
aekenellen.  Die  ZwischenwftBde  fler  Zellen  aind  1^%'  dick,  lun  Tkeil  koU 
und  mit  Sapd  ansgefülU;  die  Zelle  aelbat  13'  lang,  S' breit,  8'  7"^9'  7"^ 
bock,  alair  Ober  1000  Kubikito.  Die  Thftr  bat  eine  Kbppe  aor  Verabrei-  ^ 
ebung  der  Koat  (welche  nicht  wie  in  Peqtontille  henugeTollt,  aondem  von 
dem  Aofaeher  ki  einem  groaaen  GeAsa  getragen  und  in  daa  voo  dem  Ge- 
fangenen durch  die  Klappe  dargereichte  Geflaa  gegeben  wird).  Das  Fenster, 
^  &*'  vom  Boden  enlfernt,  bt  3'  3"  breit  und  2'  3"  hoch,  die  obere  Ab- 
theilung kann  durch  den  Sträfling  geöflihet  werden ;  mattes  Glas  ist  jefat  ttbemll 
durch  helles  ersetzt.  Eisernes  Bettgestell  mit  Seegrasroatraae  n.  s.  w., 
kerne  Hängematte ;  Tisch,  Stuhl,  sonstiges  G^riithe.  In  der  Mauer  neben  der 
Thür  steht  in  jeder  Zelle  ein  grosser  gnssebemer  Kachttopf,  in  welchen 
nncb  der  Kehricht  und  das  Waschwasser  gefossen  wird.  Er  wird  durck 
ebie  nack  dem  Gang  gehende  Thür  beransg enommen  nnd  Höffens  nnd 
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Abends  durch  dazu  bestimmte  Leute  (alte  zuverlässige  Gefangene,  früher 
geschah  es  durch  jeden  Gefangenen  selbst)  entleert.  Diese  Entleerung  findet 
in  acht  20'  tiefe  und  12'  breite  Dung^ruben  stutl,  deren  Reinigung  sonst  grosse 
5lisstiinde  mit  sich  führte.  Jetzt  wird  die  Flüssigkeit  allmonatlich  in  zwei 
Nächten  auf  die  eigenen  Grundstücke  der  Anstalt  gepumpt,  und  der  feste 
Dung  nur  einmal  jährlich  entfernt.  Besser  wäre  es,  statt  der  Dunggruben 
Fässer  auf  Wagen  stehend  zu  haben,  welche  täglich  oder  wöchentlich  ent- 
fernt würden.  IVeuerlich  wird  alles  Spül-  und  Waschwasser  nicht  mehr 
in  die  Abtrittsgruben  gegossen.  * 

Die  57  Ein/.el  -  Spazierhöfe  zwischen  den  Flügeln  fände  Füesslin 
besser  am  Ende  der  Flügel  angelegt,  in  welchem  Fall  der  Raum  zwischen 
den  Flügeln  dann  zur  Anlage  einer  Waschküche,  Bäckerei,  oder  zur  Be- 
schäftigung von  Schwächeren  und  Reconvalescenlen  im  Freien  hätte  ver- 
wendet werden  können.  Von  einem  kleinen  Erker  am  Ende  des  Flügels 
könnte  die  Ueberwachung  beim  Herabführen  viel  leichter  geschehen.  *• 

Die  Wasserleitung  liefert  von  einem  benachbarten  Hügel  sehr  reich- 
liches gutes  Wasser.  In  jedem  Flügel  sind  sechs  Brunnen  angebracht. 
Das  Wasser  geht  in  jedem  Flügel  in  zwei  grosse  Behälter  auf  dem 
Speicher,  von  wo  es  zu  den  Abtritten  geleitet  wird.  Die  Wasserleitung 
ist  sehr  gelungen.  Beleuchtung  mit  Gas  (projektirt,  aber  wegen  IS'icht- 
betheiligung  der  Stadt  noch  nicht  durchgeführt)  steht  in  Aussicht.  Die 
Heizung  ist  Luftheizung.  Unter  jedem  Flügel,  in  den  Souterrains,  sind 
6  grössere  und  5  kleinere  Oefen  angebracht,  von  welchen  die  crsteren  je 
16  Zellen  des  zweiten  und  dritten  Stockwerks,  die  letzteren  je  4  Zellen  des 
.unteren  erwärmen,  damit  bei  dem  beständigen  Streben  der  warmen  Luft 
nach  oben  die  zu  geringe  Erwärmung  der  unteren  und  die  zu  starke  Er- 
wärmung der  oberen  Zellenreihen  vermieden  werde.  Hiemach  befmden  sich 
unter  jedem  Flügel  1 1,  unter  allen  also  44  Oefen.  Dieselben  bestehen  aus  einem 
eisernen  viereckigen  Kasten  von  3'  3  '  Länge,  2'  3"  Breite  und  2'  2"  Höhe, 
als  Feuerungslocal,  dem  darüber  gewölbten  sog.  Mantel,  und  einem  zwischen 
beiden  befindlichen  freien  Raum,  der  Heizkammer,  in  welcher  die  Luft  sich 
erwärmt.  Ausserhalb  der  Flügel  an  den  Grundmauern  im  Hofe  beginnen  für 
jeden  Ofen  zwei  sog.  Luftfänge,  grössere  und  kleinere  Oeffnungen,  auf 
jeder  Flügelseile  eine.  Die  in  der  Heizkammer  beginnenden,  zwischen  den 
Trennungsmauern  der  Zellen  aufsteigenden  Kanäle  zur  Zuleitung  der  erwärmten 
Luft  für  die  Zellen  münden  1'  hoch  vom  Boden  in  letztere  in  der  Nähe  der 
Thüre,  während  in  der  entgegengesetzten  Ecke  in  der  Nähe  des  Fensters, 
unten  am  Boden,  (iie  Abzugskanäle  für  die  verbrauchte  Luft  ihren  Anfang 
nehmen,  zwischen  den  Zellenwänden  hinab  zu  den  Oefen  zurückkehren  und 
sich  unter  den  Rost  derselben  unter  dem  Feuerungslocale  einmünden.  Die 
Luftfänge  können  an  ihrer  Einmündung  in  die  Oefen  durch  eiserne  Klappen 
und  an  ihrem  Anfang  ausserhalb  der  Flügel  durch  starke  hölzerne  Deckel 
geschlossen  und  dadurch  das  Einströmen  der  atmosphärischen  Luft  in  die 
Heizkammer  geregelt  werden.    An  den  Oefen,  am  Anfange  der  aus  der  Heiz- 
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kammer  abgehenden  Kanäle  sind  ebenfalls  eiserne  Klnppen  angebracht,  welche 
durch  aussen  am  Ofen  hervorstchcnrle  Zeiger,  neben  welchen  die  Zellen- 
nummer ttnp;e8chrieben  ist  ,  mehr  oder  weniger  geöffnet  oder  gcsi  lilos.^ca 
werden  können.  An  der  OelTniing  dieses  Kanals  in  der  Zttle  befinrirt  sich 
ein  Schieber  von  Sturzblech,  wodurch  der  Sträfling  selbst  das  Zu^trüinen 
der  Wfirme  vermindern  kann.  Hinter  deniselbcn,  so  wie  auch  am  Anfang 
der  AbzugsöfTnung  für  die  verbrauchte  Luft  ist  ein  Drahlgitter  zur  Sicherung 
dea  Kantla  gt^cn  BeacbSdigungen.  Dr.  Ffiesslin  geht  sodann  zu  einer 
konen  DaratelJung  der  Verschiedenbeii  der  Luftheizung  von  der  Ofen', 
Dampf-  mid  Heisswaaier-HeiBung  Uber.  Er  fährt  aus,  wie  in  dem  Männer- 
tnchthaitae  in  Brtichaal  die  leider  noch  ao  häufig  gefundenen  Mangel  einer 
Lnfiheisong  beseitigt  sind.  Diese  hier  vermiedenen  Mängel  sind ,  dass  die 
ans  den  Zellen  abgeführte  Lnfl  nicht  unter  den  Rost  cur  Unterhaltung  des 
Feuers,  sondern  wieder  in  die  HelBkammer  gefObrt  wird;  dass  die  Zahl  der 
Oefen  oder  die  Grttase  der  Heiakammer  zu  gering  ist ,  wodurch  der  Ofen 
fast  immer  glühend  erhalten  werden  muss,  so  daw  die  Lnfl  allerdings 
n  trocken  und  die  SrwKrmnng  nnregelmSsFig  wird;  dass  der  Zutritt 
der  warmen  Lnft  in  die  Zelle  am  Fussboden,  der  Anstritt  der  Luft  an 
der  Decke  sich  befindet;  dass  die  Klappen  an  den  Lofifingen  fehlen,  wo- 
durch bei  Wind  Unordnung  in  der  Heizung  entsteht;  dass  die  Klappen  an 
den  ZuleitungskanSlen  der  warmen  Luft  fehlen,  oder  die  Schieber  in  der 
Zelle,  oder  dass  die  Fenster  nicht  geAflhet  werden  kOnnen.  Der  '^orzng 
dieser  Klappen  und  Schieber  ist  ein  höchst  wesentlicher,  indem  dadurch  Oir 
jeden  einzelnen  Gefangenen  eine  seinen»  besonderen  Bedflrfniss  entsprechende 
Wirme  in  den  verschiedenen  Zellen  erzielt  werden,  unbesetzte  Zellen  un- 
geheizt bleiben  können  n.  s.  w.  Der  Verfasser  fuhrt  femer  die  Meinungs- 
iusseiung  von  Liebig  und  Fettenkofer  gegen  die  angebliche  Austrock- 
nnng  und  chemische  Zersetzung  der  Luft  bei  der  Luftheizung  an  und 
erwähnt  sodann  den  sehr  geringen  Krankensland  und  die  wenigen  Todesßlle 
in  der  Anstalt.  Die  Yentitation  findet  im  Winter  naiartich  durch  die  er- 
wähnte Heizung  statt,  im  Sommer  durch  Oelfnen  des  Fensterai.  Zu  erwähnen 
Ist  noch,  dass  jeder  Gefangene  verpflichtet  ist,  wenn  er  in  die  Schule  oder 
Kirche  oder  den  Spazierhof  gehl,  zuvor  den  oberen  Theil  seines  Fensters  m 
Offisen,  durch  welchen  also  dreimal  täglich,  jedesmal  ^/z  —  i  Stunde  lang 
direkt  die  frische  Luft  in  die  Zelle  eintritt.  Dr.  Füesslin  schliess»  mit 
folgenden  Worten:  Der  reinen  Zellenluft  schreiben  wir  die  geringe  Zahl  der 
bei  uns  vorkommenden  Skropheln  und  die  entschiedene  baldige  Besserung 
der  damit  oft  in  hohem  Grade  behafteten ,  aus  gemeinschaftlichen  Anstalten  - 
SU  uns  versetzten  Sträflingen  zu;  dem  raschen  und  beständigen  Luftwechsel 
das  schnelle  Verschwinden  jedes  in  der  Zelle  sich  entwickelnden  Unange- 
nehmen Geruches  oder  Staubes;  der  guten  Ventilation  den  nicht  Vorherr^ 
sehenden  Geruch  verschiedener  sonst  die  Luft  verunreim'gender  Arbeits-, 
Roh-  und  Hülfsstöffe,  z.  B.  Schlichte  in  der.  Weberei,  Leder,  Pech  in  der 
Scbosterei  u.  s.  w.,  nnd  wir  müssen  wiederholen,  dass  nach  fünfjähriger  Br- 
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fahrung  sich  die  Ventilation  unserer  Zeilen  aU  eine  vorsügiiche  und  zweck- 

crj)rüLiL  luit. 

Du-  neue  llau^iordnung  wtichl  vua  dtr  intheren  in  nichts  Wesentlichem 
ab,  ausiur  d«ss  jetzt  nur  ein  Vorsteher  voi  lunilcn ,  dass  stjilt  des  früheren 
iweilen  Vorstehers  ein  Verwalter  sich  linUcl,  tkin  vurzuj^swcise  der  Arbeit»- 
betriub  u.  dgl.  überlrageti ,  und  dass  dem  ( ersten )  Vorsteber  ein  be- 
stiintnteres  Eingreifen  in  alle  Fächer  zugewiesen  ist. 

So  weit  das  Werk  Fiiesslln's,  das,  utua  \\\\  ilun  einen  Vorwurf 
machen  sollen  ,  allerdings  den  für  seine  Verbreitung  nicht  ua wesentlichen 
verdient,  dass  es  allzu  luxuriös  hergestellt  ist.  Das  lebhafte  Interesse,  wel* 
ches  den  Vorsteher  der  Anstalt  beseelt,  scheint  den  Verfasser  zu  der  Lieb« 
hsilxiti  hingerissen  zu  haben,  nicht  nur  eine  getreue  und  gut  verständliche, 
i»ou(ierii  auch  künstlerisch  vollendete  Darstellung  seiner  Anstalt  zu  liefern. 

Dr.  Füesslin  stellt  eine  Berichterstattung  über  die  Ergebnisse  der 
in  allen  Beziehungen  während  der  letzten  Jahre  in  Aussteht.  Wir 
Wullen  jedoch  derselben,  zumal  da  es  unbestimmt  ist,  wann  sie  erscheinen 
wird ,  vorgreifen  und  mit  wenigen  Worten  die  ausgezeichneten  Resultate, 
welche  diese  Anslall  seit  ihrem  kurzen  Bestehen  erzielt  hat,  nach  eigener 
Anschauung  und  Ueberzeuguug  wenigstens  kurz  hier  andeuten .  —  wäre  es  . 
•uch  nur,  um  alle  Freande  einer  tweckentsprecbenden  Behandlung  der  Ge- 
fangenen aufzufordern ,  wenn  die  Gelegenbeil  dasQ  lieh  ihnea  bieten  sollte, 
ja  nicht  zu  versäumen,  dofch  eigenen  Augenschein  sich  zu  Qberaeugen,  wfe 
I  viel  in  einem  nach  richtigen  Grundsätzen  eritauten  Hause,  mit  versMndiger 
Strenge  und  emster  Haodhabung  der  Haosauclil  durch  tüchtige  Beamte  ge- 
leistet werden  kann.  Die  Behandlung  der  tiefaDgenen  von  Seiten  der  höheren 
und  der  niederen  Beamten  isl  eine  würdige^  sehr  strenge  und  doch  mensch« 
Helle.  Die  erstehen  Besserungen  sind  höchst  erfreulich;  mit  wenigen  Worten 
liset  ilch  jedncb  darflber  nichts  sagen,  wir  müssen  über  diesen  Punkt  die  «ntfilhr- 
lidiereii  l|it|])eilqngen  des  Vorstehers  abwarten.  In  bobem  Grade  spricht  fftr 
die  AnstaÜ,  oass  'sehr  viele  der  Entlassenen,  selbst  wenn  sie  in  ferne  Well- 
Ibelle  ausgewandert  sind,  mit  den  Beamten,'  namentlich  den  Geistlichen,  noch 
forlwUlirend  in  tebbaflem  Briefwechsel  stehen.  In  keiner  Strafanstalt  En- 
ilpipa'i  heben  wir  grössere  Fortschritte,  in  nur  sehr  wenigen  gleich  grosse 
Fotiaebritte  im  Schulunterricht  gesehen.  Die  Gefangenen  haben  dreimal 
Wttdbentllch  eine  Stunde  Religions-  und  Siiignnterricbt  und  dreimal  wöcbenl- 
lidi  eine.  Stunde  eigentlichen  Schulunterricht:  Lesen,  Schreiben,  Rechnen, 
Zeidinpa,  alles  ausammengenoinmen  also  tüglich  eine  Stunde.  Wir  haben 
4le  geeammelten  Prüfungsarbeiten  von  mehr  als  50  Gefangenen  (nachdem 
lit  Jab^e  in  der  Anstalt  gewesen)  von  Anfang  bis  au  Ende  durcbge- 
ieaen^  naid  fanden  dunpbgehends,  dass  die  Gefangenen  eine  gute  Handschrift, 
eiai|f  bis  su  meisterhafter  Vollendung  schrieben,  und  diess  sogar  bei  etlichen, 
■diii  Mdi  Jabre  lutor  Holxhauer  im  Scbwarawald  gewesen  waren ;  dass 
fdir  viele  einen  recbt  guten  Stil  sich  angeeignet  batten  and  in  sehr  guter 
Wdae  ibi»  Gedanken  wieder  su  geben  wnssten;  aliPlrobe  fOr  Rechnen  und 
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Zeichnen  führen  wir  an,  d.nss  früher  tiemlich  ungebildete  Männer,  welche 
hier  die  Schreinert  i  erlernteu,  nach  1  —  2  Jahren  recht  gut  2ü  berechnen 
wussten,  wie  viel  ein  Hokblock,  den  sie  zu  einer  canneiirten  Säule  umge- 
Hrhcitt  t,  ;m  Gewicht  verloren,  dass  sie  die.«e  um]  ähnliche  Zci«  hriungen  recht 
gut  !iu-l"uhrtrn.  Der  Unterricht  lit  dabfi  eiu  reiii  praktischer,  den  zukinif- 
tigeu  Erwerb  dvi  zu  Entlassenden  im  Auge  haltend.  Die  Fortschritte  der 
Gefangenen  im  industriellen  Unterricht  sind  gleichfalls  sehr  zufrieden  steliead. 
Dank  der  Tüchtigkeil  des  Verwalters,  der  zunächst  dem  Arbeitsbetrieb  vor- 
steht, hat  sieh  der  reine  tagliche  Arbeitsertrag,  wenn  man  alle  Gefangenen, 
die  Kranken,  Arbeitsunfähigen,  so  wie  die  Sonn-  und  Feiertage  einrechnet,  auf 
12  Kreuzer  für  den  Kopf,  und  wenn  man  nur  die  wirklichen  Arbeitstage 
rechnet,  auf  I8V2  Kreuzer  für  den  Kopf  and  den  Tag  allmShlig  gehoben. 

Der  Gesundheitszustand  ist  gleicbfalU  «ehr  befriedigend,  im  verflossenen 
Jahre  sind  3  Gefangene  gestorben.  ' 

Schliesslich  sprechen  sich  auch  faat  alle  Gefangene,  nachdem  sie  Hagere 
Zeit  der  Einxetfaaft  unterworCeB  iisd,  mibedingt  für  dieee  Btftwdfe  mo*  Oir 
(Trtitefl  ist  um  so  ^ewicht^r,  all  die  meitten  von  ihnen  idiott  lini^era  Süll 
xuvor ,  oft  viele  Jahre  in  den  Zndit  -  nnd  Correctionahtniern  von  FMibUrf 
imd  Maonkebn  unter  gemeinnmer  Haft  ingebnicht  haben.  '  ^ 

HbI  di«  Aoftill  anch  fanier  sich  gleich  tüchtiger  Beamtetl  ta  eiflciMül 
(leider  vird  der  eine  der  trefflichen  Geistlichen  nlchatena  anaicheideii)«  wWl 
die Hantsodit  mit  gleicher  Festigkeit  uid  gleichem  Verstindniaa  ihre»  Zwedkea 
gebandhahl,  ao  werden  aich  tIeheiBeh  so  günstige  Ergebniase  in  einer  lift^ 
geten  Beihe  troii  lehren  herMtaelellen ,  data  der  Angenichefai  viele  Gl^gM 
den  Syeten»,  daa  in  diesem  der  groüh.  badiachen  Regiemng  sa  gtoiüai 
Rttlmi^  gereichenden  Anstatt  direbgefllhrt  ist,  ni  ihm  befcchreB  »aas.  ■'■ 

Frankfurt  a.  H. 

Dr.  Georg  ¥&rrentrapp. 
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tiques  et  des  »utrea  instituttOQS  bomaines.  8.  7  f.   Lyon,  Ftflagaud; 

Paris,  Poussielguc.    (1  fr.) 
Soria  de  Vri.fpan^  Marquis  Dipgo ,   Philüsuphie   du  droit  public  sutvi 

d'un  Iraite  de  droit  constitutionnel ;  traduit  de  l'italieo.  3«  Edition,  Tome  1. 

8.  276  p.    Brüxelles,    (1  Thlr.) 
JMercier,  Ed.y  De  l'influence  du  blen-6lre  materiel  sur  la  moralite  des 

peoples  modernes.  8.  Xji^jz  f.  Paris,  Juies  ftenouard.  1854.  (3  fr.) 


i)  Wo  den  Titdn  der  Werke  keine  Jelmtahl  beigefagi  ist,  tragen  sie  a4»oh  die  Jakre* 
xabl  1663. 
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III.  Positives  Staatsrecht. 

Preussen. 

Die  auf  Grund  der  Verfassungsurkunde  erltMeoen  u.  nach  deren  BerathoDg 
od.  GeDebmigung  Seitens  der  Kammern  verkündeten  Gesetse  für  den 
preass.  Staat.  4.  Jahrg.  12.  VIl,  236  S,  Arniberg,  Ritter.   (Vs  TMr.) 

W  0  l^og§Ut  Affr.  ?*. ,  Prcussens  Stiuitsverwaltun^  mit  Rücksicht  aaf.Milie 
Verfassung.  8.  VI,  115  S.    Berlin,  ßarlhol.  1854.  Thir.) 

Rönne,  Lm4u>*  O. «  Die  Verfussung  und  Verwaltung  des  pr|^44'adieil 
Staates  a.  a.  w.  7.  Theil.  3.  Abth.:  Die  Landeskulturgcsetzgebung, 
hrsg  von  .4.  Lefle  u.  L.  r.  Höune.  S.  1.  Bd.  S.  177  —  400  u.  2.  Bd. 
S.  193-1032.  Berlin,  Veit  &  Comp.  1854.  (4  Thlr.;  I,  1.  2.  II,  1.2.: 
6  Thir.)  —  9.  Tbl.:  Die  Sta;»ts-Einnahmcn  aus  Domainen  u.  Regalien. 
1.  Ablh.  A.  u  d.  T.:  Das  Doni.iinen-,  Forst-  und  Jagd-Wesen  d.  preuss. 
Staates.  8.  XXYUi,  1062  S.  mit  5  Tab.  Berlin,  Veit  4b  Comp.  1854. 
(4  Thir.) 

J^rieg,  E.  F.,  D;is  Gesetz  wegen  Besteuerung  des  iniändiscben  Brnnnt- 
wcin«? .  Braumalzes,  Weines  und  der  Tabaksblätter  vom  8.  Febr.  Ibiy, 
nebst  den  hierauf  bezügl.  Verordnungen  u.  Bestimoiuogea.  8.  VUl»  196  S. 
mit  2  r»l»    in  4.    Wesel,  A.  ß.igel.  Tbir.) 

Mbs  »  er  »  c  h  m  idt ,  G.^  Die  Verwaltung  des  .Militar-IIausbalts  in  Preuiaeo. 
8.  VI,  149  S.    Berlin,  Grobe.    ^24  Sgr.)    C.  B.  1854.  Sr.  2. 

Gaede^  Dan.,  Die  gutsherrlirb-ltaucriicben  ßesitzvcrhaltnisse  in  IVeu-Vor- 
pofumera  a.  Rügen.  8.  Vlil,  140  S.  Berlin,  UerU.  (20  Sgr.)  C,  B*  1854. 
Nr,  7. 

0räser^  A.  //. ,  Die  Steuernatur  des  Geschosses,  oder:  iirluunll.  beweis, 
dass  die  unter  dem  Namen  des  Geschosses  in  Thüringen  u.  iui  liM  wnrts 
norh  vorkommend*'  Ahirnltc  ntif  firnnf!  Hos  V\p<v\tvs  vom  ?.  .M;ir/  Is5<> 
uiK  II 1 1;(  !f!trli  in  Weglail  konuiiLii  muis.  i'-ui  rechtsgeschicbtl.  Beitrug 
in  BL/!i  l)iint:  inf  d???!  2ffif^hprr1ieij - bäuerl.  Verhaltaiss  in  DeutAchlaad. 
8.  Vlll,  3^^  S.    Eisieben,  Ueichardt.    (IV2  Thir.)  '  .. 

^  Haonover.  Oldenburg. 

Die  neue  Organisation  der  Verwaltung  u.  .Justiz  im  LanddrosteibeairJLe  HiJr 

desheim.   8.  3'i  S.   Ilildesheim,  Gerstenberg.    (5  INgr.) 
Neue  köuigl.  Hannoversche  Zollgesetzgebung  für  Handel-  und  GewerbtreilieDde. 

1.  Heft.  8.  56  S.   Celle,  Schulze.  1854.    (»/i  Thir.) 
Commissions  -  Entwurf  einer  Deicbordnung  für  das  Herzogtiium  Oldenborg.' 

Nebst:  Begründung  desselben.  8.  ViU,  143  u..  VU,  llU  S.  üldeabnrg, 

Slalling.    (75  Thir.) 

r^nnigr.  Sar.liscn.   SachMB-Weiniar.  ReuM. 
Entwurf  711  Piner  Lokal-Armenordnung  für  volk  -  und  gewerbreiche  Dörfer 

des  Königr.  Sachsen.  8.  20  S.  Neusalza,  Borndrück.  1854.    (IV2  Ngr.) 
Zur  Domainenfrage  im  Gross herxogth.  Sachsen  -  Weimar.    8.  31  Weida, 

Hotb.  1854.   (V4  Tblr.) 
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Revidirte  Gemein deordnun^  für  das  Grossherzn^th,  Sflchsen-Weimar-Eweiiach 

vom  18.  J;m.  1R54.  8.  36  S.   Weimar,  ßohhiu.    (3  IVgr.) 
Der  Landlag  im  Fürftenlhum  Reiiss  j.  L.   und   die  RiUerguisbesitzer.  Eine 
7     Rechtferligun SS (  hrift,  gesrhrif  ben  von  einem  RiUerguUbüsitier  im  Wo?. 

1853.  8.  24  S.   Aitenburg,  Fierer.   (6  Ngr.) 

FortgeMtsla  SaimnlaBg  der  i«  .Gebiete  der  fnoereii  SiaetpTerwtltong  des 
KODigr.  Bayer«  beitebeQd'en  VerordaaDgen  von  1835  bis  1852,  auf  amtl 
Quellen  ,  bearb.  voo  Fr,  Sirmu*.  9.  Bd.  der  neuen  Folge.  15.  AlU 
gemeine  Sieett-  and  Landeipolisei.  Ali  FortieUnng  der  Döllinger*schen 
Sammtang  29.  Bd.  4.  '800  8.  llQachen»  Fraat.  *  (4  Thir.  2V2  Ngr.) 

Das  Gewerbsgeseta  TOm  J.  1825.  Die  VollsogBinitraction  vom  17.  Decbr* 
1853  und  Auting  ans  andern  noch  geltenden  k.  Verordnungen  n.  e.  w. 
Über  das  Gewerbsweaen  im  Kdnigr.  Bayern  diesaeita  dea  Rfaeina.  8»  XVm« 
136  S.  Manchen,  Frani.  1854.  (8  Ifgr.;  24  kr.  rb.)  Daaa.  dw  AuE.  8. 
191  S.  Anabacb,  Gummi.  1854.  (i2V8  Rgr^;  36  kr.  rh.) 

Rettig,  Fr.,  Der  badische  Bargerroeister.  Eine  prakt.  Anleitung  u.  a.  w. 
3.  Aufl.  8.  XVI,  358  S.  mit  4  Tab.  in  4.  in  Pol.  Heidelberg,  Groos. 
1852.    (l'A  ThIr.) 

Die  badiscben  Genneindegeaetse  aamml  den  dato  gehörigen  Verordnungen 
n.  Ministerial-Verfügungen,  mit  geachicfatl.  u.  erliutemden  Bemerkungen. 
Ans  amilichen  Quellen  von  Fr.  Fröfäieh*  8.'  560  S.  Heidelberg,  Grone. 

1854.  (21/4  Tbir.;  3  A.  48  kr.  rh.) 

Sammlung  von  Gesetzen  u.  Verordnungen  ttber  das  kathoUache  Kirchenweaen 
im  Groaaberzogth.  Baden,  nis  Fortsetzung  des  kathol.  Kirchenwesena. 
Hrag.  Von  Fr,  üf,  1.  HeCu  8.  73  8.  Hetdelbefg,  Grooe.  1854.  (Vc  TbIr.) 

Holbuid.  Mgten. 

Bmtth  Kemper ^  J.  de^  Handlelding  tot  de  kennia  van  het  Nederlandsche 
Staalaregt  en  Staatabeatunr.  2.  all.  12.  Amaterdam,  J.  Muller.  (1  fl.  90  c.) 

Wet  toi  regeling  van  belToexigt  op  de  onderacheidene  Kerkgenootsd  appen. 
8.  Sneek,  van  Ihnten  en  Bleeker.  (5  c.)  Das«.  8.  Uooru,  i\  J. 
Peraijn.   (10  c.) 

Nispen  iei'Pmnnerdtn,  €U  X  9M,  Hei  regt  van  vereeniging.  8. 

Leyden,  Jae.  Haienberg.  (1  IL  90  cO 
Oruwij  it.,  Code  de  police.  8.  XVI,  451  p.  Anvers,  impr.  de  L.  Schot- 

mens;  Bmiellea.   (2  Thbr.  25  Ngr.) 
Loif  aur  lee  droila  de  anoeeaaion,  Texpropriation  forede  et  l'kiatitnüon  d'nne 

cataae  de  erddit  fonciw;  accompagneea  de  loua  lea  ddeomenla  officieli  * 

etc.  a  728  p.  B^ellea.   (2  Thlr.  V/i  Ngr.; 
Logialation  aur  lea  coneeaaiona  de  pt^agea  .en  Belgique,  pr^ddde  d*ane  intro- 

duction.  18.  64  p.  Bmiellee.  <12  Hgr.) 

FranloraicSh. ' 

B  Oy  ar      N,  J.  B.  f  Des  liberlds  garäuties  par  les  mstitutions  de  1789  k 
^^eiUclu:.  fOr  ätAAUw.  Ibii.  U  Heft.  12 
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1830,  dftns  leur  rapport  avec  la  constUtttioD  de  1852.  T^iae  1^,  9% 

34  f.    Pari«,  Roret.    (6  fr.) 
yaucUUerg,  ib.-,  31yaurl       droil  adminislratif.  12.  12  f.  Paris^ J(!(!P^fl^»» 

1854.  (3  fr.  50  c.)  —  I'rndtci'-Füdcre,  P.,  Precis  4f|>4f)^  «Ä» 

12.  13V.-,  f.    Paris,  Moquet.  1$54,^(3  fr.) 
ßt/rraa,  Th.  //.,  Legislation  de  l'instruction  publique  etc.    N.  öd,  pr<- • 

.vL  II  laut  Telat  complel  de  la   lei^islalion  au  l^r  ao^t  18S3,    8^  35  L 

Paris,  Hachrtte.  (7  fr.  50  c.)  '  vi-o 

Manuel  de  la  gendarmerie.  ou  ikuuü  des  lois ,  etc.,  par  //.  Rouillar  d» 

12.  23'^  f    r;H  :Ä,  Lc;iiitf  N.  nie  Saint  Guillaume,  21.  (3  fr.)      '  v 
Manuel  de  reuipl  ive  de  iuiinn.   < ontcnant  etc.  Tome  2.  el  demier.  B. 

34V',  f.    Pari?.  Rönnet,  ruc  Saml-Antoine,  62.  (1  dt  2:  15  fir.) 
La  iiuque^  Louta  de^  lüde  des  pensions  civiles.    Uistoire,  lögislation  et 

jnrisprudence.    1790—1853.   18.   7V3  f.    Paris,  Mare8cq  et  Dujardin. 

l.^^J   (  2  fr.  50  c.)  —  Commentaire  de  la  loi  du  9  juin  1853  sur  les 

pensiüUö  civiles;  suivi  des  principaux  arrets  du  conseil  d'etat  etc,  8, 

3Vu  f.    Paris,  auteur,  rue  de  l'Ecliiquier,  53.  1854. 
Nourvigaf^    De   l'expropriation    pour   cause   d'utilitö    publique  j   ( onsi- 

deröc  sous  le  poinl  de  vue  de  l'interöt  des  expropries.  4.         f.  Piiris, 

auteur,  place  dn  Parvis-Kötre-Uume,  22. 
Lac  (III,  jL  vi  P  a  II  l  in  ier^  Ch.,  Traite  de  la  lögislatiori  et  de  la  juris- 

prudence  des  thcülre».  2  \o\s.   8.  63'/2  f>  Pah»,  DurMod.  (12  [r.) 


IV.  Yölkerreclit. 

Orofii^  de  jure  belli  et  pacis  libri  Ires  ;  wjth  abridged  translalion  by  Will. 
\r  he  well.  3  volfl.  8.  1500  p.  Loodou.  (42  sh.)  —  Die  üeber- 
seizuriL,^  allein:  525  p.  (14  sh.) 

Traitös  publics  de  la  R.  maison  de  Savoie  depuis  la  pnix  de  Chäteau  Cam- 
breäis  jusqu'  ä  nos  Jours.  Vol.  YII.  4.  7^  S.  iuriu,  Gibellioi.  (4  Tblr.; 
cpl.  in  7  Thln.  28  Thlr.) 

Santorem^  Vise.  de^  Quadro  elementar  das  re!ai9de8  politicas  de  Por- 
tugal etc.  Tome  IX.  8.  27  f.    Paris,  Aillaud. 

Oriolatiy  T/*.,  K^gles  internationales  et  diplomatie  de  la  raer.    2.  Edition.  • 
2  Tomes.  8.  60  f.    Paris,  Plön.  (15  fr.) 

Moreuilf  Manuel  des  agenta  consulaires  fran^ais  et  ötrangers.  Edition 
€ona!d<lrablement  augment<$e.  8.  37  f.  Paris,  Yidecoq  Hls  ainö.  (8  fr.) 
—  Buasyy  Th.  Roland  de,  Dictionnaire  des  consulats  de  France.  16. 
8  f.  Alger,  ÜMtide;  Paris,  Cballamel,  1854  (5  fr.)  —  König,  B.  W,y 
PreiMseiu  Consular- Reglement  nach  acmer  heutigen  Anw^duag.  €L 
XV,  388  S.  mit  Flaggen-Abbildungen.  Berlin,  Decker.  1854.  (27«  Thlr.) 
Brm.  Bmtdn  BL^  Nr»  121.  ßßil. 
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QsUMäy  Ä.  J.  van,  Froeve  eener  geschiedenis  van  de  toelating  en  vi  sti^jing 
IWD  VffMiii4«ifaigen  in  Nederland  tot  htt  jaar  1795.  8.  Schoonboven, 
E.  Ten  KoetM.  (2  fl.  90  c.) 
Bv^rts»n  de  Jonffe^  Verhandelin;  over  de  rt orten  van  Schnjvers  en 
'  ^KMMtt^an  op  bunne  werken  voonianelijk  uit  hui  oogpuiu  van  het 
Inteniatioaale  Regt.  8.  Utrecht,  Keniink    en  Zoon.  (3  fl.  80  c.)  — 
CA.^]  CoMahation.  Droit«  des  auleurs  i'tr;mgers      France  en 
Malice  4e  propriölö  litt^raire  et  arUbiitjue.  4.  5  i.   Faris,  impr.  de 
^ItteMtax.  iB54. 

Bm  €oaiiiiiBiiOBa-Uiiheil  in  Untersuchungssachen  wegen  dos  im  Jahr  1848 
!>  aaf  Ffllunni  wider  den  damai.  Capitainlieutenant,  jeliigcu  Comuian- 
diiW-CäfildB  der  kfl.  Marine,  Baron  y.  Dirckinck-Holmfeldt  verübten 
^!Aili«Mi.  8.  57  S.   Flenaburg;  Leipsig,  Breuna.  (6  Ngr.) 


V.  Polillk. 

BUdrgih,  IL^  Theory  of  politics:  m  inqnirf  into  tho  fonndatiom  of 
^▼erawnettts  aad  die  canie  ind  ^rogreie  of  political  molntioiia,  iiA,« 
.  Meo^  ^  1354. 

Cu0kin§i  MMiktir  iST.,  The  ndei  of  proeeediiig  uid  deliete  ii  deUberaliTO 

•Menbliei.  Boitom  tUU        Jas.  1854«  244, 
lf'«l«#a»Aar#l«  0.  v.»  Der  moralpoUtiielie  Antagoniiiini»  niuerer  Zeit. 

1.  TU.  B.  XII«  137  S.  ZOridH  ScholtlMM.  1854.  (91  Ngr*»  t  fl*  kr. 

rheiiL] 

4if««ri;  iBfirf».»  ia  polilicomaDie»  on  ceap  d'oeÜ  oit^ae  ear  U  foUe  id- 
voloiionaii«  qoi  a  rdgod  en  Euro|io  depuii  1789  joi^'  ao  %,  ddc.  1651. 
8.  18  Vs  f.  2.  dditiOD.  Greooble;  Paris,  Granier. 

CF^H^el,  i/Md%  Buataur  lee  ooaditioaa  de  Vddncatioii  e«?iiafde.anpoiiil 
4»  m  aodal  8.  9V4  f.  Saliiu,  BiUet 

ll#fi#ao«Corli«,  üferfiA«  o.  FeM^yMiM,  Verradi  füm  d«i  Katliotidi- 
mia,  daA  Uberalismiii  aad  Soeiatisinae.  Nach  den  Prans,  von  C  B., 
Jl#fe*<»|(.  8.  IV,  336  S.  TttluQflreB,  Lanpp.  1854.  (21  Ngr.) 

M0mifm^€,  Jog^  De  l'iaddpeiidaDce  aalionale  au  poial  de  voe  catholique, 
lettre  i  M.  J.  Malen.  12.  88  p.  Bmxettet.  (6  Ngr.)  ' 

P«4le««rly       De  la  libertd  lOiMitde  de  Venaei^ement  dans  Tdglife. 
IflMa»  •  M.  Albo.  Cofueral.   8.        U  Paria,  firaaiart  ^  Hof- 
«iede  ite  €lr^oi,  P.,  Het  Oaderw^a,  een  voorwerp  van  de  aaohon- 
'   deode  aoif  der  nati«.  a  Zweite,  ^en  J.  J.  T^jl.  (25  e.) 

ÜPi«*!,  fVv  M-,  Die  kat^Üachen  Widerlegongea.  Eine  Begleitongwcbrift 
aar  4.  Aufl.  neiner  Vortrige  Aber  den  PioteatantifaMia  al«  polit.  Princip. 

12  ♦  . 
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8.  HI,  72  S.    Berlin,  W.  Schuh zc    1854.  (Vs  Thlr.)  —  Reinkens, 
J.  H.,  Die  Flucht  des  F.  J.  Stahl  vor  dem  Principien-Kampfe.  Aner- 
kannt und  gewürdigt.  8.  32  S.    Bresl.iu,  Aderhol».  1854.  {^k  Tlilr.) 
Qrandpierre,  J.  H.^  Le  proles(;mli.-iiit^  diuis  1;!  .sixitMe.  ou  la  tm  pro- 
tf>slanle  justifiee  du  reprurhc  du   i«t\oii»er  let>  teiidaiicis  <tnti«flOciales. 
Sermon.  2«  lirage,  revu  el  corrig^.  8.  2^/'»  f.    Pari?,  rirnssiirt 
Zu  dem  Bischolsstreit  in  Baden.  I.   8.   24  S.    Br;iiiiis(  h\^  cij: .   S(  liwetschke. 
('-?  Nor.)  —  T.eichlfassliche  Dhrslelluug  der  k;it[u)li-;ch-lvir(  lilii  hen  Strci- 
ligkeiU-ii  in  Baden  1853.    8.    VI,  33  S.    [v;irlsriilio,  iküun.  (2  A{ir.)  — 
Ist  noch  pinp  Vpr<?ölin mirr  mit  der  römisthrn  Kin  lic  !!i(i<:1iih ?  Zujjlcich 
ein  Büek  «ui  dii   Aiu^pruthe  der  oberrh.  Bi^ehüfe.    Von  einem  Frtuinde 
gescliirlitl.  WalirlK'ft     8.  -10  S.    StyUgarl,  Sonnewald.  iHSi.  Thlr,) 
—  IHt  ur-tc  .\(  tnistucU.r  ;iiis  der  (dipffheinischen  Hirdienprozinz.  Drei 
HirteriLritle  de»  ErzbiFi  liois  \r,n  Frcilnirg  und  der  Bis^'hAfe  vou  Mainz 
und  Limburg  über  den   <  niilli,  i   zwischen  Kirche  und  Stant.    ^.  IFl, 
42  S.    Main».   Wirth  Solin.  f   '     Njrr  ,   12  kr.  rh.)  —  D;i^   Recht  der 
Kirche  im  li^irlLM'luMi  Kirchcijölrcit,  iiiabr.scuidrrf  die  F^erliUiKüsi^keit  der 
von   dem    I-^i vJ'i^'liof  Hprnmnn    von  Freiliiir<i    ausgeaprotlicnen  K\eom- 
muniealioueii.  |  Mit  dem  zvvi&eheti  dem  Fr7.lii>(  (lül  und  dem  Oherk irchenrath 
in  diesem      Utif  geführten  SthrilttnvvethseL]  8    63  8.    Alüinz,  Kirch- 
lidiui.  (4  IVgr.  :   12  kr.  rh.)  —  für  n  eher,   Joh-  liaftt.^  Zur  On>n- 
tirung  über  den  derzciiigcn  Kirt iienstreit.    8.  31  S.    Freiburg  im  Bf., 
Herder.  1^51.  (2  Ngr. ;  ü  kr.  rh.) 
Handelingen  van   de  Re^ering  en   de  Staten-(^pner;i:il  over  de  (irondwels- 
l>epaliii^et)  iKtpens  de  dod-dienst;  de  verliondnig  tusschea  Kcrk  en  Sla^U,  de 
organisatic  der  Kerkgeiiuolai  h;ipj)en  soowel  die  der  Hervoniide,  als  meer 
bijxonder  die  der  B.  K.  Ktik.    en  het  Staatitoezigl  op  de  üerkijenool- 
Sflia])|H  n,   1.  all.  8.  Schiedam,  liueliints.  (75  r.)  —  1837  en  1853.  Zelfstari- 
dtgiitiid  der  kerk  ol  alvermogen  \aa  dea  Staut?  8.  Utrecht,  Keiiiiuk  en 
Zoen.  (50  c.)   -  De  worsteling  van  hei  iVuieslantismus  legen  de  her- 
slcllat^'  drr  ]!ierarchie  in  rvcdt-rlaad.  (uit  de  MorLa^iiaU-rj.   8.   Arnhein.  G, 
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de  wederraToering  der  Bischoppelijke  Hierarchie  in  otiö  \ydcrland.  S. 
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hut  by  tbe  antbbr.   London,  Sanndeia  and  Otley.  1854.   Aih.f  ebd. 

MiehoHj  J.  9t.,  Solation  nonvelle  de  la  question  des  Lient  Sahrta»  rPatis. 
1852.  Qu.  Rev.,  Sept.y  p.  433.  —  ühieini,  A.,  La  queatiev  dH>rient 
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fi^'-tii^iV^kfaiiiantion  et  de  i'essociation  des  communea  par  circonscripiions 
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Simon,  C.       £tude  historique  et  morale  sur  le  compagnonnage  et  snr 
/  quelques  autres  associations  d'ouvriers.  8b  11  f.   Paris,  Capelle,  me 
; !  »SufBol,  jl6.  (2  fr.  50  c.)  —  Boolh,  Henry,  Master  and  man.  iUA., 
Nov.,  p.  Jd54. 

MmW€Si  R.,  Schools  «nd  olher  similar  instüntlons  for  tbeindustrial  classes» 
'.[i   Groombndge.    Aih^  iVov.,  |».  134a  —  Kilgour,  ii.,  Mechanics'  in- 

ttitates:  what  they  are,  and  how  they  mny  bc  made,  edacationaliy  and 
^ir);}(gfliticaUy,  BK>re  usefuL  London,  Smith  and  Eider.  4(A.,  Nur.  p.  1348. 
Sirfinger's  homes;  or  tbe  modol  !odgirig>houses  of  London  etc.  Saunders  aod 
*rfr^nford,  Chafing  cross.  Ec,  Nr.  527.  1  U)9  -  \dOrsigny,']  MtJ- 
kvTf  moire  k  l'enppjareor  snr  les  cit^s  onvriöies.  4.  IV2  L  Paris,  impr.  lith. 

de  BkeL  . 

IMmebmnngen  nnd  Gedanken,  das  Wirken  der  fteunngsbfoser  fllr.die  ?er- 
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waMMte'^  Jagend  Itetr^ftad.  8*  38  fl*  Mrnlmf ,  KmiiuitceL  t65C 
(4  flgr.)  J^IA«ir,  ^.  f.,  Di»  llotbw«Mli|kflil  ra  enriditMMhir  R«W 
tBBgsMoMr  fOr  wwaliriofte  arme  Kinder  ZwicWaar  Kff«tedii«cliMit- 
beiirke.  8.  M  S.  Zwfckm,  Vmlagilindlinf  das  VolkfidirillaB-VaniM» 

(7»/2Wgr.) 

Belaochiimg  der  Schrift:  Ueber  die  Kaeifaeliatio«  dar  ilidliiciieB  AraieB* 
▼erwaltong.  Alt  Mmt.  4.  36  S.  Berti»,  Harlik  1851  (5  Rgr.) 

ymffmri^  B,,  RapiMrt  aar  radnusaien  da«  niat-m^taa  k  riHwpice  de  h 
Cbtfrild,  ei  anr  Tandlieralioii  de  reewre  dea  eafcnto.  B,  S^^  b  Lyon, 
impr.  «h  Cliaiioiiie. 

Rmuiiin  D^lar^f,  Bd.  d§,  Dei  moyeaa  de  eantenir  laa  chasea  dange- 

reaie«:  8.  tOV«  f.  Partt,  Inpr.  de  Chaii.  1854. 
ComniMion  cbargde  de  ta  rdviaioB  de  la  Idgiilation  eigaalfiie  dea  ddpdia 

de  ■aadidtd.  Sap|N»rl  .*  H.  le  mlabtre  de  la  Joatice.  8;  61  p.  Um* 

lellea.  (IS  ITgr.) 

Merftial  da  r««#alal,  L,  A»  feinogniphie  daa  ptiiOM.  8.  UVi  £ 
Pkrii,  Beoiafel,  Sd.  Garaol.  (3  fr.) 

Pittrm  Santa ^  Proafwr  da.  üasaa.  filnde«  aar  l'eaqirisoBneiiieiit  cdlii» 
lalre.  8.  2  f.  Paria«  Victor  IhMOa.  -  Fidel,  laeii»  Note  aw  l*en. 
priaonBement  cellulaire  et  aar  Ica  caaaea  qai  oat  fUt  reoeocer  4  toa 
application  escloaive  ea  Praoce»  aaivie  de  la  bftliegrapliie  dea  prUont. 
8.  3  f.  Pari«,  Ledoyeo,  Palais-Royal.  (2  fr.)  —  LepeltBiUr  4»  im 
S artige,  Alm.,  Systeme  pdntleDtiaire.  ie  bagne,  la  prison  eeihdaire, 
la  ddporlation.   8.  36  f.   Mao«,  Moanoyer;  Paris,  Ploo  frdre«. 

Kmffomcehie^  Peital  di«cipliae.  —  Antroiu0f  ff.  ff*>  Tbe  prisoa  aad 
the  ackeol.  Aik,,  i»ae.,  p.  1449. 


Vn.  Nationalakofioinie. 

Oietioonaire  de  r^conomie  politique;  sous  la  directioo  de  M.  CA.  Cof  tf  e/tii. 
2  Toli.  a  119  f.   (Baeodigi.)  Pari«,  Gnülaooiia,  nie  RicheUe«,  14. 

(50  fr.) 

MuUhu9^  T.  il.,  Definitions  in  political  economy  etc.  A  new  edition. 
Wilh  preface  etc. ;  by  John  Ca«enaea.  8.  150  p.  Londoo.  (.3  »b.  6  d.) 

Ee.^  Nr,  335.  p.  1334. 
Teile  gen ,  B.  D.  fl,  Begioaelen  der  YollubuisboadiLUiide.  8.  Groningen, 
J.  B.  Wolters.    (50  c  ) 

OOdbtedaff,  Thom„  True  law  of  populntiün  sbown  to  be  connected  witb 
tbe  food  of  the  people.  ed.  8.  4H6  p.  London,  Smilb,  Eider  and 
Co.  1854.   (10  8.)  Ec,  AV.  540.  ^.  1473. 

Wolkoff  ^  ßlaihieu ,  Opuscules  sur  la  rente  fooci^re.  8.  10  f.  Pari«, 
GnBlauniln.  1854.   (5  fr.) 
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BiMjph0n,  09orfB^  The  pifiieljplefl  of  commerce  and  corainercial  law.  Loa« 
doo,  J.  Crodilbrd.  St^  Nr,  538.  f.  1166. 


•  Vin.  FfnmKfrissemcbaft 

.*■■"'' 

Au4iffret,  Marpng  4\  Syit^e  financier  de  la  France.  2«  ödllion,  revue 
et  considerabicment  »ngmeotde^  2  voiamet.  8^  6OV4  f.  Psria,  Gidl- 
Iniiniin.  1854/.    (15  fr.) 

ßssabesi  i)e  la  rontributiori  fonctöre  es  Fnmce.  2«  dd.  4.  6V2  t  plO 
2  tabl.    Tonraf  impr.  de  Placd. 

iruiip*'#  iac^e  tax  tables.  4tb  ediUon.  (1853—1860.)  8.  Lendon. 

IX.  Statistik. 

ßiifjN#l4t,  Ad.,  Thdorie  dea  probebiUMa.   13.  104  p.  (BnejeL  popiil. 
W.  96.)  Bnixeltea,  A.  Jamar.  (12        _  Merl«,  iTarl,  Die  Wahr- 
.  aeheinlichkeitarechnangr  u.  a.  w.   8.  VI,  37  S.  Prankfart  a.  M.,  Beph- 
Äld.  1854   (V«  TWr.) 

Statistik  mou  l,andern  und  Lanäeitheilen. 

'    *       Sta^lj,lMni11iü<  li?r. 

Siaatähundbut  h  lur  das  Köni<rr.  Sr^rhsen.  Hrsg.  vom  Ministerium  rks 

,  Innern.  8.  XII,  414  S.  Leipzig,  Fr.  Flei^rher.  (P/ö  Thir.)  —  Siiiais- 
u.  Adr^s^h;^Tl^lhu(■h  (ier  freien  Stadt  Fraiiidurt.  1854.  1.  IhL:  Staab- 
handbt«)).  liö.  Jahrg.  8.  XII,  179  S..  Franklurt  a.  U.,  Völcker.  1854 
(^/3  Thlr.j  '  "  ' 

Oetttscbbnd. 

nMleii  und  amlliehe  RaebricHten  ftber  den  preuasiichea  Staat  für  daa  Jafa^ 
1849. .  Hiag.  von  dem  k.  aUtiatisehen  Oerean  in  Berlin.  Pol.  IV, 
iMlB'S;  BtorKn,  Heyn.  (S^/i  Thir.)  0ram.  Hand,  01-,  Nr.  120. 

Mf^ikfe^a ,  Behir,y  6eofraph{8c)i«>hiatomch*atatfati»chea  Landbudi  deePro^ 
vint  ^ndenhorg.  4  I.  Bd.  S.  1^160.  Brandenburg,  Müller.  (Va  Thlr.) 

frandMibcfgiache  JahrhAcher.  -Herag.  von  dem  kgl.  statistiacfa  -  topograpk 
-  '•«(teaa.  Jahrg.  1852.  2  Hefte.  S.  VII,  448^.  mit  6  lithoehrom.  Karten, 
dtnttgart;  I.  B.  Maller.   (*  27  Ngr.) 

lF«4er,  J.  JSrf.,  Altona^  nicht  Hamborg- Altona.  ZurWOrdignng  der  com- 
f  ^erEieUOD  8elbsistSvligkeit  tärd  Bedeutnng  Altonai  neben  Hamburf. 
Ak  Macr.  gedruckt.  1854.   Bnm*  Bind,  4».',  Mr.  119.  BmL 

M4tu1$^ekiin$\  X  t  Rdnimd  d«  la  atatlatiqM  gdndnile  de  M  IMgiqae, 


'  m 


Bücbenchaii. 


psblUe  par  le  d^partemeat  de  l'inMiJem  poiir  h  p^rtode  ddceimale  d« 
1841  &  18S0.  1  Y«l.  8.  381  p.  (Extnit  du  Utwm  V.  da  Bdletlii  de  1« 
cODuitijoa  cenlnle  de  ftalittiqne.)  Brexettet.  1854.  (I  TUr.  5  Ngr.) 
»r§m^,  ttmtd,  BL,  Nr.  118. 

Exposd  de  la  fhnalfon  adminlflratiYe  det  neof  prOTiBcei  de  la  Belgiqae. 
(SeiaieDf  dea  eemeiU  proYincian.  Exercice  1853.)  9  vels.  8. 

Padaal«^  Ceorff$y  Essai  snr  la  Cnnipiae  ADYarsoite.  8,  105  p.  Awen« 
liepr.  de  L.  J.  de  Cert. ;  Bnixelles.   (23  ^'gr.)  -  '^ 

ß^a>xi''iix.  Wii/tl..  A  Ipliitl'cUach  gc«H(liir{t's  !ojiogn»phisrh  -  slnli^ti.srhcs 
liaütibutii  des  Kuüigr.  Aurwpjjpn.  Aus  den  iieuesU  n  olflvjellejll  Queiico 
M.  ».  w.  8.  104  S.   I.iihi  (  k,  Üüldemann.  1854     (24  ^gr.) 

Fo  }•  ft' X  t  (■  r .  J  J. ,  Thr  Olivfin»  prize  essay  on  Portu^fl! :  with  the  evi- 
d«  in  '  riMiiii  fliMij  \hnl  couiitry  t;iken  bcfore  a  conimiitt  e  of  the  bouM 
of  coniitjuns  in  May  1852.  8.  3üü  p.    Londoo.  1854.    (^10  s.  6  d.) 

Ldat»a^ell,  Ls  Due,  Ii.,  La  Kassie  cootemporsiae.  18,  ISVs  f*  Pkrii, 
-     Haclietle.  (3  fr.)  Ath.  fran^,^  1854,  iVr.  3.  p.  43.  ^  ^,  Etudes  ßpr  Ja 

Bossie  et  le  nord  de  I'Earope.  Rdcits  et  feaveotri.  12.  19^«  f.  Ptfiit 

Amyet.  (3  fr.  50  c.) 
Teng0horski^  L.  de,  Etudes  sur  les  forces  prodoctivei  de  la  ,l^pasie. 

Tome  3.  8,  20V4  f.   Paris,  Renoaard.   (6  fr.) 
Dij kema,  //.,  Rusland  gcschetst  zoo  als  het  is  naar  ^gea  aanschouwing. 

£Aach  unter  dem  Titel :]   Handboek  voor  de  kennis  Tan  Raaland.  8. 

Groningen,  K.  de  Waard.    (3  fl.  90  c.) 
Brooks,  Shirleij,  The  Russians  of  the  sooth.  London, Longman and  Comp. 

1854.    Aih.,  Jan.,  114. 
Oiiphani,  Laur. ,  The  n7<;<;;an  shores  of  the  black  sea  in  tba  antonn  of 

1B52  etc.   London,  Biackwood.   Alh^^  Nov,,  f,  1311. 
TOrk«i. 

Vuf^wiiUr,  F.  A,  Die  TQrkeL  8.  VI,  330  8.  Erlangea,  Pahn  a.BUM. 

1854.  OV«  Thlr.;  3  i.  20  kr.  th.) 
Jfje kalten,  Bdw*,  B.,  The  ottoman  enpire  and  iia  tesonrees,  with  ata* 

tiiücal  tablei  etc.  London,  Simpkin,  Harshall  and  Comp,  illkt  N99>, 

p.  1480.  Bi.  Jlao.,  .^flii.  1854.  p.  283.  Ee.,  Nr.  538.  p.  1416. 
Jetiesf,  F,,  Tnrkey,  past  and  presenl.   Translated  by  J«aM#  Anfaii. 

London,  Glaike  and  Comp,   ilfk.,  Ncv,,  p.  1311. 
The  danubian  princtpalities.  —  By  a  british  resident.  3d  edition.  3.T9b.  9, 

857  p.  London.  1854.   (28  sh.) 
il«fllke0tiek  61  Greifiiek,  Lea  ataYea  da  and.  8.   158  p.  Paria,  A. 
.    Franck.  Ath.  fhm^  1854,  Nr.  1.  p,  1 

Sketches  of  the  hungariao  emigratioa  inio  Tnrkey.  By  a  Hon?ed*  ioBdOB, 
Chi|iniBB  and  Hau.  Ath.^  N09.,  p.  1314^ 
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Mar  t  in  engt  J.  de^  Apercu  liiätonque  et  >l;>tMtique  de  ia  marine  oltoiuanek 
8.  2V4  f.   Hontlu^on,  Aupetit. 

Amerika. 

Fi«#4fr«  Rieh.  I^wginso»,  A  new  and  complete  statJitical  gazetteer  ol 
äe  United  States  of  America.    8.  760  p.   Newyork.   (1  L.  1  sh.) 

J*      B.^  The  industrial  nsoorces  etc.  of  the  fouthern  and 

weslern  states.    3  vols.    Alh^  Dec^  f*  1449* 
Coionie  icwcMone.  Situation  dans  l'Iowa,  au  15.  oct.  1^53.   16.  ^arli, 

a&lear,  ruc  n;>i!lrt,  3.  (\^  r.)  —  Colonle  icarienne.  R^fonne  icarienoe. 
■  "  'l^VWy.  1853.   16.  1  f.    Paris,  ibid.  1854.    (25  c.) 
Beritt  f^-       ,  Bie  Pinta -Slnaten  u.  die  WichligUeit  der  Provinz  Otuquis 

u.  des  Rio  Btinu  jo  seit  der  Anniihme  des  Prin  ips  der  freien  Schiff- 

r<i!irt  .-inr  den  Znüiisscn   des  Rio   de  Ia  Plata.    Mu  1  Karte  in  Fol.  8. 
'     J0«  139  S.   Berlin,  Veit  n.  Comp.  1854.   {^k  Thir,) 

Indien.  China*  Japan. 
Mu.ekmp^  ilfer.,  Weateni  India.  Edited  by  J,  RoberUoH,  WRb  a  pre- 
¥^  \fT  T,  BwtUff*  8.  440  p.  wlth  maps.  London,  Cook«.  1854*  (12  ah.) 

8ie4f  F.  ff.,  Annnaire  des  dtabUasemenls  fran^aia  de  rinde  pour  Tannde 
..  I$l53b  4aanttda.  8.  IIV2  t   Pondichdry,  impr.  du  gonvernement. 
J[4^f     JM«,  Tbe  crosf  and  the  dragon,  or  tbe  fortnnea  of  chriatianily 

-  ia  Cbbn.  London.  1854.  Qu,  Jlao^  Dee.^  171. 
FrmilW9im9l\  ffd«  Le  Japon*  2  vola.  Iii  43Vsf.  Pari«,  Artbua-Bertrand» 
ta54.   (9  fr.) 
Avelralie«* 

Westgarth,  W,,  Victoria;  late  Anatralia  Felbt.  8;  904  Edfaibnrgb, 
Q^fmt  and  Boyd;  London,  Simpkin  and  Coinp.  (12  sh.)  .4th.,  Nov.,  p. 
1377;  ffc,  iVr.  537.  p.  1387. 

AocUand :  the  capitai  of  New  Zealand  and  the  conntry  adjacenl  etc.  With 
n  map.   London,  Smith,  Eider  and  Comp.  Ec.^  Xr.  544.  p.  94. 

•-■i-i':,  ♦  > 

Statiitik  «in%elnfr  Theile  des  Staats-   odtr  geieUschafllicAen  Lebens  »n 

Ha  figistrar-getoeralB  twelAh  annoal  report  of  birtba,  deatba,  and  marriagea 
^  te  fiftghlnd.  a   London.  1854.   (5  sh.) 

Btm^^mMTf,  Atph.,  Tableau  rdcapitulatif  dea  regiittrea  de  l^dtaC  civil  de 
^'  Ibiuiea  loa  communea  da  ddpattement  du  Nord  ;  .prdcddd  d*an  ndnoinr 
^  'iMir  lt  t^no  de«  dita  regfatres  avant  1792 ;  parM.XefiVay.  8.  7  f.  Lille, 
**'"'iin^,  de  Lofebvfe-^Ducrocq. 

tfar"!!^  ^.       BerOfternngairiaaenscbaftKcbe  Studien  ana  Beigten.  Bfil  ver^ 
'  ji^diettder  Eiforacbnng  der  entap^chenden  Verbiltniaae  in  anderen 
''^jVÜwtfeK^tv  Bd.  8.  vm,  331  8.  Leipzig,  P.  A.  Bioeltbaaa.  1854. 
^ '      /Wr.)  Am  Um*,  J».,  M*.  128.  BtO. 
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L4»t>,  J.  De  V4M  civil  de«  nooveaux  oöa.  N^ceuitö  de  eonttater  lea 
naissances  &  domicile.    8.  29>/2  f.  Paris,  Cotillon,  me  des  Gr^  16. 

(9  fr.) 

Farr^t  Report  on  the  nortality  of  cholera    in  England  1848-49. 
8.  London,  Glowes  and  sons  for  Her.  Maj.  Stationery  office.  1852. 
The  laws  of  Cholera.  Reprinted  fron  the  Times.    London,  Charles 
Knight,  Fleet  street.  iSe.,  Wr.  1538,  p.  1417. 

Beden^  Fr,  W.  t?.,  Erwerbs-  und  Verkebrs-Statistik  des  KümVrcichs 
Preussen.  In  vergleichender  Darstellung.  (In  Abtbl  )  1.  2.  Abthl.  8. 
X.  u.  S.  1—1588.   Darmstadt,  Jonghaus.  (CpU.  9  Thlr.  10  Sgr.)  C. 

B-,  Nr.  3. 

Lengerkty  Alex,  v.,  Beiträge  zur  Keiintniss  der  Landwirthschait  in  den 

k.  preuss.  Staaten.    5.  Bd.  A.  u.  d.  T. :  LandwirthschafUiche  SkicEen 

von  Khuiupreusäea.   8.  XI,  23b  S.    Berlin,  Wiegandt  und  Grieben. 

(1V4  Thlr.)  ^'  ■ 

Pa&sy,  //.,  Des  sysl^mes  de  culture  en  France  et  de  leur  influence  sur 

reconürniü  suciale.  2«  ödilioa,  revue  et  beaucoup  augmenlee.  ib.  16^6  f. 

Paris,  (jUillaumin.  (2  fr.  50  c.)  "  ^ 

Chatelet^  C,  Statistique  agricole  et  industrielle  du  canton  de  la  Guillo- 

tiere,  comparde,  sous  les  rapports  agricoles,  i  la  statistique  de  France. 

8.  3  f.  plus  3  tableanx.   Lyon,  impr.  de  Bajat.     '  ^ 
Tisterant^  Eug.^  De  la  production  cbevaline  en  France  et  de  i'ioter- 

vention  de  l'ötat.   8.  8'/«  f.   Lyon,  impr.  de  Barret.  ^ 
iiouvellat  de  Cussae^  J.  B.,  Mömoire  sur  la  Situation  des  paysannes 

daos  le  d^partement  de  TAveyron  et  dans  celni  du  Tain  en  janv.  1853^ 

Ol  les  moycM  pour  Tameliorer.   8.   2^4  t    Albi,  autograpiiie  de 

CorbiAre. 

IMe  bayrischen  Gewerbvereine  in'den  J.  1848^1853,  Statistiscbe  Uebeiw 
iicbl  (t.  K.  Brukr)»  8.  X,  70  S.  Ifdrdlingli^n«  Beck.  1854.  (*/«  Thlr.) 

The  indnftry.  o(  all  nationi.  Not.  1  to  12.  New-Toih,  G.  Ptotnam  and  Co. 
Sc.^  Nr.  536.  f.  1357. 

Seleeder,  fid.,  Les  forces  prodnetiTM  de  la  Frtnce.  Le  Ubie  dchange 
el  le  Systeme  proteeteor^  8^  lOV«  ^  Paris,  Amyot  1854. 

Directioa  gdndrale  des  doaanes  et  des  coatribetions  indiredes.  Tablean  des 
marchandlses  ddnomaidei  an  tarif  gdn^ral  dei  donanes  de  Franca»  indi- 
^anl  lea  droits  doat  elles  som  pissibles  aoz  Imes  des  lois,  ii^on^ 
nances  et  d^crets  en  Ttgueur;  pnhlid  per  radnuaistvatitti.  4.  15  t 
(2  fr.  50  c.)  —  Tableao  (dadral  do  commerce  de  la  France  aw  ses 
colonies  et  les  puissances  ^trang^res,  pendant  ranade  1852.  8«  W/it 
Paris,  impr.  impdriale.  (AoAl  1853.).     Tablean  gdndral  d^  mMtra- 
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menls  du  oabotfipe  ppndank  Vmn6t  1Ö54.  4.  34*/«  L  Ftrli,  im|»r.  in* 

pdriale.  (Sept. 

Lavello.,  «y.,  Manuel  commercial,  on  rpnieil  de  notes  et  rcnseignemens 
sur  le  commerce  general  des  hiiiles,   ^raim-s  olt?a^inenM' röre^ilt-s  et 
'denröfs  coloniales  etc.    8.    AlHrseiiie  i^Faris,  GuiUauuiinJ.    (17  fr.) 
des  Ec.^  /Ion/,  p,  307. 

Frey,  Xarr.,  Münzbuch,  oder  Abbildung  der  cuiaiicjiden  Ueldsurlen  u.  s,  w. 
Text,  2.  ganz  unigeand.  u.  slark  verm  Ausg.  7  Lfg.  8.  S.  577—640» 
«it  eingedr.  Ilolzschn.    Bern.  Blum   (I2'/j  Ngr ;  1—7:  ,t»/pThij.^ 

Uaus  smaan  el  A.  Baudouiii^  Aunuaire  des  instauttoiiä  de  credit 
ittancier,  coramercial  et  induslriel  de  la  France  et  des  prinripales 
places  de  l'Europe.  Statuts  fondanu ntiinv  do  iiuinjues,  compluirs  d'e*- 
«Mopte.    1.  et  2.  livr.  8.   15  f.    Faris,  b.  ihdot.  (i  fr.  5U  c) 

'  Posiwfnem.  tiusachiffahrt» 

}>m  Postwesen  unserer  Zeil.    Hrgg.  von  F.  W.  Hei  dem  an  n  und  F. 

Büttner.  1.  Heft.  8.  S.  1— 80.  Leipzig,  Geibel.  1854.  (12  ITgr,) 
M»idi  ng  er,  Ä,  Die  deutschen  Strome  in  ihren  Verkehrs-  und  Handeb- 

Vrrhnltnissen   mit  statistischen  Ucbersichten.    3  Abth. :   Die  Elbe  00^ 

ihre  schiffbaren  IVebenflüsse  und  Kanäle,    8.    VIII,  256  S.  mit  2  Karten 

io  Fol.   Leipsig,  Fr.  Fleischer.  1854.  {ä  1  Tblr.) 

C4Mll(i|K#f'*       .  Satire  ;de  radmUiiatratioii  da»  conlnibvtioii»  ndifflctet 

App^e  1853.  SilnaUoq  m  l«r  juiU^t  .a  23  f.  Pam^  du  Md- 

,9lM||r  «(|iniatfif«lif  (2  fr.  SO  c.) 
C!wH^I  sMnl  des  ncellef  el  d^pteofM  d»  la  viU«  dt  Parif  pour  Teier-  ' 

cke  1358,  doi  le  31  mars  1855.  4.  40  f.,  plni  dea  taWeaiv.  paiig, 

tomr,  de  Vimlwo. 

J|4fi»f  ulr  J.  (X>  OcUoi  el  coaioiiinatioii  de  la  vilte  de  Nantei.  12.  ISVa  t* 
iRaate«,  Gndrand. 

IrrenJieHwtten, 

Mmmk^Br  l<  '/  i        Weitpkliltdie  Ptraviaiial^Inreii -Heil  -  und  Pflege* 
•   ürtalt  m  Manberg.  8.  90  8.  Amiberg,  Grote.  1852.  (10  Agr.)  — 
llleiia»,:  dis  groaahertegl.  badische  Heil«<  and  Pliegtantiak.  Statut. 
Hanibrdnang.    Mit  1  Plan.  2.  Ausgabe.  8.  XU,  .261  S.  Heidelberg, 
y,  Winter.  (22  Ngr.)  ^  Die  neue  Irrenbeilanstalt  fiBlr  das  Herzogth. 
^*  1  Taf.  OJdenbarg,  StaUing  1852,  (10  .^gr.^ 

tli$4mnt^%  Jl.,  Pen  jydiU  Halbredelsesanstalt  for  Sindmage.  8«  30  S. 

l|j«banhaTn,  ReilaeL  (48  8k.) 
^i|»ft«t.<e«lfle  el  JHertalia,  ßapport  sur  la  Tisite  des  asiles  dVüidndf 
•de  fai  CSrande^Bretsgne,  prdsentd  a  H.  Bmest  Leroy,  prüfet  de  la'Seine- 
• 'IlMieinre.  8^  ?>/«  f.  plus  6  pl   Ronen,  impr.  de  Pdron.  —  Lunier^ 
.tv  ''nlnili'fPBlN.  idallstiques  sur  lea  alidn4s  du  d^paclemask  des  Deux">S^rei^ 
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Huppert  de  la  commission  superieure  d'inspcction  des  Etablissements  tl'alie- 
nda,  institut^e  par  mtti  royal  du  lÖ  nov.  1651.  8.  74  p«  avec  U- 
bienux.  Btuneüei, 


X.  Geschichte  des  Staats  und  der  Gesellschaft. . 

DeuUcbUnd. 

Maurer^  G.  L.  v.^  Einleitung  zur  Geschichte  der  Mark-,  Hof-,  Dorf-  und 

S  Iii  dl- Verfassung  und  der  öfTentUchen  Gewalt.  8.  XIV,  33Ö  S.  München, 

K;nsLr.  1854.  (2;:.  Thir.) 
Arnold,  VKiM.,  Verriisungsgeschichte  der  deutschen  Freistadte  im  Anschluss 

an  die  Verfassungsgesrhichte  der  Stadt  Worms.  1.  Bd.  8.  XI,  444  S. 

Hamburg  und  Gotha,  Fr.  n.  A.  Perthes.  1854.  (2-/3  ThIr.) 
Ca«a/e#,  E.  de,  Stüdes  historiques  et  politiques  sur  rAllemagne  coutem- 

poraine.   12.  19  f.   Paris,  Sagnier  et  Bray. 
Sfenographische  Berichte  über  die  Verhandlungen  der  darch  die  Verordnung 

vom  13.  Ho^  1852  einberufeneD  Kammern.  Brate  Kammer  2  Bde.  und 

tweite  Kammer   3  Bde.    4.    LXXVIU,  2723  S.    Berlin,  Decker. 

(9V2  ThIr.) 

Duve^  r.|  Mittheilungen  tar  niheren  Kunde  dea  Wiebatigiteo  der  Staats- 
gescbicbte  und  Znatinde  der  Bewohner  dea  Hemogtboms  Lanenborg; 
1.  Lief.  8.  8.1—90.  Ratxeburg,  LinaeB.  1862.  (ilV^  Agr.)  — 
Starotle^  Tagebncb  Ober  die  Ereigniaie  in  der  Plbli  nnd  Baden  im 
Jabre  1849.  Bd.  II.  8.  290  S.  Potadam,  Riegel.  (2  M»i  4  Tbir.) 
e.  B.  Nr,  2. 

Oersdorf,       6»y  2ar  Territorialgeachichte  dea  Henogihnma  Afteri^arg. 
Ein  Sendacbreiben  bei  Gelegenbett  der  Dominenlhige.  8.  47  S.  Leipzig« 
Hbfichfeld.  (6  Ngr.) 
Scbweii. 

M9iiinger,  J.  J.,  Neneabuif  in  feinen  geaebicbtliehen  nnd  Reeblavef^ 
htitniaaen  n  der  Schwdi  nnd  tn  Prenaaen.  (Ana  dem  9.-  Bde.  dea 
Ardihrea  lllr  Mwnü.  Geaeblehte  abgedruckt.)  8.  64  8«  Zflricb,  BOhr 

(lü  PHgr.)  C.  B,y  JWr.  50. 

England. 

May,  Thom,,  The  hisfory  of  llte  long  parli;(m<.'nt  which  Legan  Aüv.  3,  1640: 
with  a  shorl  nrui  iiei  essiiry  vIlw  of  some  precedent  yeara.  IS'ew  edition. 
498  p.    Oxford,  uiii\eräity  press.  1854.  (6  sh.  -6  d.) 

Tbe  British  Cabinet  en  1853.  London,  Nelson.  iKA.,  Aug.  y.  957,  988, 
1011;  Sept.  1034,  1061,  1122;  OeU  1190.  — 

Frankreich.  « 

Berroyerf  i4.,  Ddmoralifation  de  la  France  monarchique  vers  la  In  dn 
18*  aidde}  m^comptes,  d^ceptions,  impoatnrea,  recueillta  ponr  afrvir 
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« 

d*M«ircis8enteDti  A  la  hiitoire  do  gooveiwMl  MptteMililL  in  puMn, 

18.  I6V9  f.   Grenoble,  impr.  de  Pradhomne. 
Vmutaktile,  AehiUe  ie^  Chnte  de  I'empire.   Histoire  des  deax  restao* 
,^  nifions  jnsqti'  *  la  chute  d»  Onilaf  X,  Xeiiid  7«  g.  d^Vs  t  farii, 

PerroUn.  1851.  (5  fr.)        '      ^  -  . 

Aint««,  F.^  Hisloire  de  la  restauration  ob  pr^cis  des  r^gnes  de  Louis  XVm 
et  Charles  X.    Tome  I.    8.   25^4  Bog.    Paris,  Schlesinger.  (5  fr.) 

Procis-verbaux  fies  sdnnces  du  sönat.  Ann^e  1853.  (Du  15.  fövr.  au  7juio.) 
3  Tols.  8.  130  f.  Paris,  impr.  de  Henri  et  Charles  IVoblet.  —  Pkocte- 
rerhaiix  des  s^nces  du  corps  Ugislatif.  Session  de  1853.  Tpmm  i  A  5. 
(Du  15  fevr.  au  28  mai  1853.)    8.  IW«/*  f.  —  pins  lome  6,  contcnaal 

.  ^  pi^ces  in  4©  sur  les  finances.  4.  4tV2  f.  Paris,  impr.  de  Henri  et 
Charles  IVoblet.  —  Compte  rendu  des  seances  du  corps  legisiatif.  Ses- 
sion 1853.  Tome  unique.  (Du  15  Um,  Bo  28  mai  1853.)  8.  Sl'/it 
-  'Mi^<  tepr.;  4o  Menry  ei  Cb.  KobloL 


MiMltoi  ."«1.  eoff«0p«iidaMe  poUtiq««  el  nflitaiN  *i  foi  Joaepb.  Müda. 
iHMMiMa  «I  nia  en  ordre  par  A.  iu-CuMMt,  Tone  i.  II.  8.  23  el  »ygt. 
7}tMl«  Rffnlhi»..0^-fr-)        Oer.  p.  1291.  ^  l^w  üm^.  Ji»#e.  pt.  2I2L 
^wmn^müf  €I^^  JIi8lOire  de  ritalie  en  1848—49.  2«  <d.  pr^ctfdde 
.  ;#nM  fHifM«,  per  Chariea  Btrim,  &  88Vi  ^         i^F*  ^"^^ 
iaaiL  1854  (15  fr.) 
Bmii€p4t§r,  Afyk.^  Hialoire  de  la  rdvolntion  de  Rome.  4*  dd.  2  toIi. 

a  :  SO>/i  1  Paria«  coiilptolr  dea  imprinenn-onii.  1854.  (12  fr.) 
if  rü|MiiV  A  it^  Hiitoire  dn  ra]:aiine  dea  Denx-SicOea.  8.  38V2  t  Paria« 

' '«ijrnl.  1854;  («fr.) 
Or«»ae«  J*  M*,  Hiatoire  dn  'parU  libdral  en  Eapegne;  tiadnelion  de  Lena 

''}  'MM  '  9,  24  p.  Bmsellea.  (5  Ngr.) 
SpMian.  aefl  denii  8lnne  Baparlero'a  bia  anf  die  Gegenwart  [1843—1853]. 
IMMt  eiber  Üebenlebt  der  politiacben  Bntwiekelang  Speniena  aeit  1808. 
'  '8;fr«  M  8.  leipaif,  Weidnann'adie  Bochh.  (1  Tbtr.  15  Ngr.) 

•     ■     •        t         .  ^  • 

Pole«.    Ungarn.    Griechenland.  TQrkei. 

&Qboleicski^  J.  W.j  Polen  en  Hongarije  voor  en  gediirerule  den  vrijli(!!- 
dsoorlüg  in  1849,  in  gescbiedkundige  Schelsen.  12.  Ulrecht,  D.  Vosl 
Uitcrweer.  (2  D.  20  c.) 

Tricon  fit,  Spiridion,  ^laroijut  n.^  llXrp'ixrji;  hjavaajaafio:;,  /4f^.,  Oc/.,  f .  1 151. 

Lectnres  on  the  history  of  tlie  Türks  in  its  relation  to  christianity.  By  the 
auihor  of  „Loss  and  Gain,^'    London,  Doliuann.   1854«  Aih*^  Jßn,j 

Indien. 

Camper  ^  Johu^  The  Ihree  presidp'i'^'p«       Tr!<i;n:  a  bistory  of  anf! 

progress  of  the  british  indian  possessions  from  the  earliest  records  to 

the  present  time  etc.   Ingram,  Cook«  «nd  Co.  fic.«  Nr,  527  p.  1110. 
Zaitidir.  fir  Staatm.  im  U  Haft«  13 
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Cumpkiii^  fUM».,  fblitira!  incldtiili     fte  ifM  bMiw  war.  Eoftdoa, 
Bentley.  AUh,  Afr.  f*  474. 

Pielfii^  Ä»  J.,  HUiorx     AtaliaiM.  3.  ed.  2  toIi.  8.  CbeileitowD^  AA, 

/nmp.  1854,  Jtb%  1  f.  11. 
iSft  JoAn  Faucourt^  Ck^  Tbe  biflory  ol  Tvcateri,  tnm  bl  difeorefjf 

10  the  clofe  of  die  sevenieeiilb  eentury.  LoDdon,  Mvmiy.  1854.  4ih^ 

Jan.,  f.  m. 

*    ■ 

Ardouin^  B.,  Eludes  sur  Thistoire  d'HiiYti,  suivie«  de  la  vle  da  ftedral  1. 
M.  Borgella.  Tome  3.  4.  8.  35  et  31^2  f.   Paris,  Deiobiy  et  S. 
deleine.  (12  f.)  —  Smint-Rem^  (des  Cayes,  HalU),  Pötiob  et  Hulti. 
^tod«  ntonographfqae  et  bistoHque.   Tonet  I  et  IL  12.  23Vi  t  Parif, 
antear,  nie  Saiot^Jacqaef,  87.  1854. 

V«rfm»$ung. 

Filon,  A.^  ttiloire  de  la  ddflMMiatia  aibätlMa.        fliHi,  A.  liiüd. 

1894.    Alk,  firgnf.,  Nr.  B.  f,  SSK  ' 
ttacombe^  Francis^  fiistoire  de  ia  laonarcbie  ea  Ikfratia  inurt  itPOliif im 

jaHfu'*  «OS  jours.  Toiie  3.  8.  32*/«  P«i^i  *«3r0t  ^in:68ii^|) 
fireasy,  E  S.,  The  risc  and  pFOgTOM  41  tbe  englisb  «>n«llMtlli|i/%*l46  p. 

London.    (9  ah.  6  d«)  t''-'    it  :\1i 

■'     '  V w-^v» 

LandhaUf  Industrie  und  Handfl.  Mün%u>e»en. 
Uut  ette  de  la  (J  Ii  a  r  a  n  n  c  .  f.,  Hisloire  des  clasiteä  aj^riiok-s  en  France 

dtpuis  Saint  Louis  jusqu  a  Louis  XVL    8.    21Yj|  L    Pari^,  ^i^}|^l|iiunin. 

1854.    (5  fr.)  "  * 

Cfli//ff,  J.  jW. ,  Hisloire  des  arts  et  meliers  et  des  corporalionSv  «y^yrieres 

de  la  ville  de  Paris.    8.   9V2  f.    Lagny,  impr.  de  Vialiit. 
CHm9.nl  ^  Pierre,  Hisloire  du   sysU  nu-   jirutcrteur  tta  I^Viuh  e  dt-piiis  le 

minia^re  de.  Colberl  jusqu'u  la  iLVulutitju   de  1848.    Suivit-   ck-  picrcs^ 
.m^moires  et  docunienU  juslißcalifs.  8.  237<,  f.  Faris,  Guiilä  UUliil.  i854. 

(6  fr.) 

Hiehilot^  Atftty^,  ffistbire  de  la  rtffornie  comruerciale  en  Anglelcrre,  avec 
dda  aonelxfe^  «Steodaea  aar  la  Idgislation  de  douane  et  de  navigation  daos 
Ic  ni6iiie  paya.   Tome  l.   il/A  ,  Dec,  p.  1449.  r  t 

PreHiiee,  AreM,^  History  df  Ibe  aMi-rm  law  leagae.  r^,  t.  lottdM, 
W.  and  P.  G.  Caah.  1854.   «c,  M-.  542.  f.  Jh. 

üwinf  Arayt,  jf.  JVoe/,  The  eoinage  of  tbe  brittih  empire,  fnmi  ttia  MrHaat 
period  to  tfie  present  tinie;  witb  a  cbapler  oo  Ibe  proposed  systen  of 
dectmal  oobiafe.  4.  London,  Coobe.  (21  a.)  AliL,  IMa.,  f.  1509.  - 
Ee.y  Nt.  538.  p.  1418. 

HflnasanuBlong,  enib.  die  wiohiifrtaa  aai»  daa  wcai|lblliadwii  Vriedon  bia 
9m,  I.  1800  9eprl«tas  GaU-  «nd  Silbm^Mm  alMMlMlar  Ll«der 
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A»ärt  GtiM*  und  ErscMnvngen.  **  •  .  •  • 

Soyer^  A  ,  The  Pantropheon ;  or,  history  of  food  and  its  preparfltion  from 
the  earliest  ages  of  ibe  worU.  Simpkin,  Marsball  aod  Comp.  Ath^ 
Oct.^  p.  1152. 

Cr  üke  r  t  Jülm  H't7*öM,  History  ot  the  piiilloline.  ^c,  Nr.  03-1.  jo.  1 304. 
Hatin,  ISug  ,  Histoire  du  joiirnai  ua  France.  1631—1853.  2«  ^dil.  auf- 
''•^•*4ii«^i^^a*f  plua  du  double    16.  lO'/*  f.    Paris,  Jaonel.    ^1  fr.) 

••  »rtii^lM;'itlit 'TO  R  Wfaii;  fldÜBf.   c73  Thir.)  ^ 
MrifMVI^;'^  Ai'liilDMft^'M'it^tiiillqmp  dM  •iMt  «o  cbMM«^#9  l*Bii- 
*  ««7»  t  * 'Pirta,  ftepr.      Uh«^^    '  • 

MMMUcA«  «IM<  Bocinfe  P«rsöntickkeieen.    Mtmoirfn.  , 

Vmrnhagen  von  Enge,  M.  A.,  Leben  dea  Generala  Grafen  Bälow  von 
DennewUs.  8.  462  S.  Berlin,  G.  Reimer.  (2  Thir.)    C.  0.,  18  )4,  Nr.  7 

Hamilton^  Anlh.^  Memoiren  dea  Grafen  Grammont.  Der  engliache  Hof 
unter  Karl  II.   8.  XVI,  831  S.    Leipzig,  Coatenoble.  (1  Thlr.  10  Ngr.) 

—  16.  XVI,  351  S.  {1  Thlr.)  —  Burke,  Peter,  The  public  and  do- 
mestir  lift*  of  Edmund  Burke.  London,  Ingram,  Cooke  and  Comp.  Aih.^ 
Der  ,  p.  1447,  1512  —  Kr.,  Nr.  527.  p  1!10.  —  For/tyth,  miliam, 
History  of  the  capti^  i^y  nf  INapoleon  at  St.  Helena ;  froiti  ihc  letlers  and 
Journals  of  Sir  HuH$on  Lowe.  Iii  Vola.  XIl,  495;  IV,  490;  VI,  529  p. 
8.  London,  Murray.  (50  sh.j  —  Deutscher  Auszug  v  Jiä.  Seybt.  8. 

'  1.  Bd.  VI,  395  S.  u.  2.  Bd.  S.  1  160.  Leipzig,  Amclang's  Verl.  1854. 
(k  Lfg.  Thlr.)  —  Grey,  Eari  de,  Characleristics  of  the  Duke  of 
VVellinglon  apart  frora  his  mililary  Inlents  2d  edition.  8.  232  p.  Lon- 
don. (5  gh.)  —  The  speeches  of  the  Duite  of  Wellington  in  parliamenl. 
CoMected  and  arranged  by  the  iate  CoL  Oarwood.  2  vola.  London« 
Murray.  1854.  /t/A.,  J«n.,  p.  45. 
Tr  eg  kü  w ,  A.  t?.,  Sir  Thomas  Powell  Buxton,  Bart.  ISaeU  den  „Memoira 
of  Sir  Th.  Powell  Buxton,  Bart.,  edited  by  his  son ,  Ch,  Buxton.^  8.  XII, 
41Ü  S.  Berlin,  Schneider  u.  Comp.  (1  Tbl.  20  Sgr.)  C.  H.,  1854,  Nr,S, 

—  Speeches  of  the  right  hüJi.  T.  B.  Macaulay.  Corrcdad  MmMlf. 
8.  544  p.  London,  Longman  and  Comp.  1854.  (12  dk.)  ilM.,  Bw*, 
p.  1511.  —  The  nght  hon.  Benjamin  Dimeli:  •  Utertrj  politic«! 
biography.  Addresaed  to  the  new  generalioD,  8.  650  p.  London«  Boniley. 
1854.   (15  ah.)   Alk  .,  Dec  ^  p.  1584. 

M^ntatBmieri,  Comle  de,  Juap  Ponoap  Cort^  mar^if  de  Viddofanm. 
8r  Zy^  t'  Phri%  OooQiol. 
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SMül  ifnAM  «f  KomvUl  Condenseil  aad  iM4fii  hy  1^'M•^  NT. 

MM.  Lmita,  Trfibner  and  Comp.   Ath,,  Od,,  p,  1990. 
WehMt^r,  Orme§^  Memotrs  of  Charles  Webster;  yriKk      icwl  «f  AI«, 

Wakat«.  13.  380  f.  UMbng^  (5  ak) 


XI.   Veniüschten  Inhalts. 

airr»0,  Jm.  e.,  Geaanmaka  ScMken.  Hng.  VM  Ifaiie  Mrat,  1,  AML 

A.  4.  T.:  PoUtifcha  SchrifteB.  1.  Bd.  8.  HIV,  474  8«  Witorim, 
litl.-«tüat.  Anitalt  in  Comn.  1654.   (I  Thir.  1t  %r, ;  3  I.  90  ik) 

0uvül<,  .4c.,  Opinioof  politifu»,  fjlitoiaphiqaea  et  moralaa.  2  ¥Ola.  t. 
&3V4  t  Paris,  LadrasfB,  Udoyai«  Palaia-RoyaU  1854.  (13  fr.) 

Chmnnimg,  W.  E  ,  Oeuvres  sociales,  tradnites  de  I'anglaia,  pr4e444fid^n 
aaaai  mr  la  vie  et  les  doctrines  de  Channiif  al  4'nM  ia|roductioii ;  par 
N.  M  Laioula^e,  18.  IOV3  f.  Paria,  M»*  vem  Canon.  (3  fr.  50  c.) 

Cmlh9un,  John  O,  Um  wwka.  3  vda.  8.  1738  p.  Ifaw-Yatk.  18SC 
(3  L.  3  ik) 


Xn.   Zeitschnften.  ^ 

Aoatria.   Zeitung  für  Hasdel  imd  Gewer1>e,  öffentliehe  ßaal^  1.  taiMM^ 
mittel    Red.:  Awl.  ITj/lwii.  Jahff .  1854.  800  Nra.  Fdl.  WI4i^  ^OiM 

ThIr.) 

'  Bremer  Hiiodalablatt  in  Verbindung  mit  0.  mkner$  Nachrichten  «.  Mha^ 
lüngan  aus  der  Staats-  u.  Volkswirth.'K Imft  ti.  dessen  Veräicheraii|[»» 
Zeitung.  (3.)  Jahrg.  1854.  52  Nrn.  k  1-2  B.  Mit  Befla|«i.  4. ,  i  y^a^,  > 

Hübner.    (Halbjährlich  2  ThIr.)  t  ' 

Han^n.  Orgnn  für  deutsche  Auswanderung,  Colonisation  und  überseeische« 
Verkehr.   3.  Jabif.  1854.  104  ünu  Fol.  Hauburf ,  ^KiMlar.  (3  TUv. 

6  I\gr.)  ■  > 

Jttinisterial- Bhitc  für  die  gesammte  innere  Vanrallnif  in,  den  kgl.  preuss. 
StaaU  n  Hrsg.  im  Bureau  des  Ministeriums  de»  Tnnern.  15.  Jahrg.  1854^ 
U-i5  Nrn.  k  1^3  B.   4.  Berlin,  Geelbnar.  1854.   (3  THitA  ^  ^ 
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GjuUlge  und  Ergebnisse  der  engUschen  Einkommensteuer. 

Von  Dr.  C.  6.  Kries  in  Berlin. 


Als  Peel  im  Jahre  1842  die  Einruhtütitr  der  noch  gegen- 
wärtig in  England  bestehenden  Einkommensteuer  beantragte»  er- 
regte sein  Vorschlag  In  gm  Europa  das  «Ugmeinste  Interesse. 
Die  Ursachen  dieser  Theilnahme  lagen  tarn  Theil  in  der  Kttbn* 
heit  und  Grossariigkeit  seines  Planes:  an  die  durchgreifende  Ver- 
besserung der  Handelspiilitik  wie  des  Finanzsyslems  in  En^rlimd 
gerade  in  dem  Augenblick  Hand  anzulegen,  als  ein  bedeutendes 
und  jiihrlich  wiederkehrendes  Deficit  im  Staatshaushalte  sich 
sdgte.  Doch  trug  zu  dem  Beifall,  welcher  ihm  von  allen  Seilen 
zurauschte,  auch  der  Umstand  nicht  wenig  bei,  dass  es  gerade 
die  Einkommensteuer  war,  welche  er  zum  Eckstein  seines 
Finanzsystems  wählte.  Die  Ansicht ,  duss  die  Einkommen- 
steuer vor  anderen  eine  besonders  gerechte  und  angemessene 
Steuer  sei,  odw  vielmehr»  dass  alle  Abgaben  nach  dem  Ver- 
hillniss  des  Einkommens  vertheilt  werden  sollten,  ist  stets  eine 
sehr  verbreitete  gewesen.  Man  begrttssle  daher  die  Maassregel 
Peels  vielfach  als  den  ersten  Schritt  zur  Durchführung  des  rich- 
tigen Grundsatzes  der  Steuervertbeüung ,  als  den  Anfang  einer 
neuen  Aera  fUr  die  praktische  Finanzpolitik.  Der  Erfolg,  dessen 
Peel  sich  zu  erfreuen  hatte,  trug  wesentlich  dazu  bei,  das  Ge- 
wicht dieser  Ansicht  zu  verstärken  und  ihr  eine  noch  allge- 
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meinere  Verbreitung  za  verschaffen.  Das  Beispiel  Englands 
wurde  laut  zur  Nachahmung  empfohlen  und  die  Einführung 
einer  Einkommensteuer  dringend  befürwortet. 

Insbesondere  in  Preussen  sprach  sich  die  öffentliche  Meinunj» 
mit  solcher  Lebhaflig^keit  in  diesem  Sinne  aus,  dass  die  Regierung 
dadurch  vermocht  wurde  zu  einer  Zeit,  als  Preussens  Finanzen 
sich  noch  in  dem  blühendsten  Zustande  befanden,  dem  vereinigten 
Landlage  einen  entsprechenden  Antrag  vorzulegen.  Obwohl  der 
Plan  damals  aus  Gründen,  deren  Erörterung  nicht  der  Zweck 
dieser  Darstellung  ist,  nicht  zur  Ausführung  kam,  ist  derselbe 
dennoch  einige  Jahre  darauf  in  etwas  veränderter  Gestalt  wirk- 
lich ins  Leben  getreten.  Die  Einkommensteuer  ist  in  Preussen 
ein  dauerndes  Glied  des  Finanzsystems  geworden.  Inzwischen 
hat  sich  In  dem  Heimathlande  dieser  Maassregel  die  Scene  gar 
sehri^vernndert. 

Zwar  sind  in  England  wirklich  ebenso  umiassende  als  tief- 
greifende Verbesserungen  des  Finanzsystems  mit  Hülfe  der  Ein- 
kommensteuer durchgeführt  worden  und  man  kann  in  einem 
gewissen  Sinne  eine  neue  Aera  der  Entwickelnng  des  Abgaben- 
wesens von  dem  Zeilpunkte  ihrer  Einführung  an  daliien,  wie 
diess  von  anderer  Seite  so  eben  in  anziehender  und  lehrreicher 
Weise  dargestellt  worden  ist 

Allein  man  will  sich  dort  mit  den  Früchten  begnügen» 
ohne  dem  Baum  eine  bleibende  Stelle  im  Garten  einzorfiumen. 
Der  allgemeine  Zuruf  des  Hauses  und  des  Landes  begrüsste  diess- 
nial  den  Finanzminister,  als  er  anktindioto,  die  Einkomniensteuer 
nicht  als  eine  dauernde  Hiilfsquelle  für  den  btaalsschatz  be- 
trachten zu  wollen  und  als  er  die  Mittel  vorschlug«  um  dkselbe 
in  Kurzem  ermässigen  und  nach  dem  Ablauf  einiger  Jahre 
(a.  1860)  gänzlich  abschaffen  zu  können.  Auch  dieser  Beifalls- 
ruf hat  nicht  verfehlt,  auf  dem  Kontinente  sein  Echo  zu  finden. 
Der  Strom  der  öifentlichen  Meinung  ist  im  Begriff,  eine  Wendung 
zu  machen.  Insbesondere  in  Preussen  fehlt  es  nicht  mehr  an 
Stimmen,  welche  die  Einkommensteuer  höchst  lästig  und  gehässig 

1)  Vergleiche  deo  Aufsatz  von  Nasse  über  die  Reformen  im  Lrittischen 
Steuerwesen  seit  der  Wiedereinführung  der  £inkommensleuer  in  dieser  Zeit- 
schrift JaJirganf^  TL  Heft  1« 
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Onden.  Die  soeben  beschlossene  Erhöhung  derselben  wird  nicht 
verfehlen,  diese  Stimmen  lauter  zu  machen  und  ihnen  willige 
Ohren  zu  verschaffen. 

Unter  diesen  Umstanden  dürfte  eine  ausführlichere  Be- 
trachtung der  BeschnnVnlieil  der  englisclicn  Einkommensteuer, 
eine  Beleuchtung:  ihrer  Vorzüge  sowie  ihrer  Schallcnseilen  von 
allgemeinem  Interesse  sein.  Man  wird  dadurri»  in  Stand  gesetzt, 
das  llinundherschvvanken  der  öffentlichon  Meinung  zu  erklären 
und  demselben  gegenüber  einen  festen  Standpunkt  zu  gewinnen. 
Die  englische  Einkomnienslcurr  hat  jedenfalls  sehr  Bedeutendes 
geleistet;  die  nähere  Kenntniss  ihrer  Eigenthümlichkeit  ist  daher 
für  p  r  a  k  t  i  s  c  h  e  S  t  a  a  t  s  m  ä  n  n  c  r  gewiss  von  Wichligkeit.  An 
die  Frage  ihrer  Zweckmässigkeit  knüpft  sieh  ferner  mehr  als  an 
die  irgend  einer  anderen  Steuerform  die  Untersuchung  über  die 
allgemeinen  Grundsätze  der  Bcsteummg,  weil  die  öffent- 
liche Meinung  bis  jetzt  noch  vorherrschend  sich  zu  der  Ansicht 
neigt,  dass  alle  Abgaben  nach  dem  Einkommen  zu  verlheilen  seien. 
Eine  gründliche  Untersuchung  über  die  bestehenden  Formen 
der  Einkommensteuer  ist  daher  auch  für  die  Wissenschaft 
von  besonderem  Werth.  Diese  Gründe  haben  den  Verfasser 
schon  früher  bestimmt,  den  in  Beziehung  auf  die  Einkommen- 
steuer gemachten  Erfahrungen  eine  besondere  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  '3;  die  kürzlich  in  England  slallgehabten  Erörterungen 
über  die  dortige  Einkonnnensleuer  liefern  jedoch  für  eine  neue  Er- 
wägung der  Frage  ein  sehr  reiches  und  schälzenswcrlhcs  Material, 
dessen  Benutzung  dem  Verfasser  durch  persönlichen  Aufenthalt  in 
England  erleichtert  wurde  '^J.  Sonach  möge  der  Versuch  durch  eine 
  ...  . 

t)  Vergleiche  die  Abhandlungen  des  Verfassers  „über  die  Einkommen- 
steuer in  Breslau."  Breslau  bei  Aderholz  1844  und  „über  die  Einkommen- 
und  Klassensleuer  in  l'reussen"  in  Raus  und  Hanssens  Archiv  der  politischen 
Oekonomie  Bd.  Vlll.  (1849).  • 

2)  Die  vorzüglichsten  Quellen  der  nachfolgenden  Darstellung  sind  ausser 
den  Gesetzen  über  die  Einführung  und  Erweiterung  der  Einkommensteuer 
(5  et  6.  Victor,  c.  35;  und  16  et  17.  Viel.  c.  34),  die  Berichte  eines 
xur  Untersuchung  der  Einkommensteuerfrage  besonders  niedergesetzten 
Parlaments  -  Ausschusses.  Derselbe  wurde  auf  den  Antrag  des  bekannten 
Parlamentsmitgliedes  Joseph  Hume  im  Frühjahr  1851  ernannt  und  im  Früh- 
jahr 1852  erneuert,  um  sowohl  die  Art  und  Weise  der  Veranlagung  der 
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etwas  ausführliche  Behandlunor  der  englischen  Einkommensteuer 
sowohl  den  praktischen  Finanztnännern  als  der  Wissenschaft 
nüUlich  zu  sein»  seine  Entschuldigung  finden.  Die  Anwendung 
der  in  England  geniachlen  Erfabmngen  auf  andere  Verhältnisse, 


Steuer  tu  prüfen  als  auch  zu  erwägen,  ob  sie  durch  eine  Veränderung  ihref 
Form  gleichrOrmtger  gemacht  werden  könne.  Der  Ausschuss  erstattete  zwei 
•nsfäbrliohe  Berichte,  welche  im  Wesentlichen  aus  den  Aussagen  {evidenee) 
der  YtnODimenen  Zeugen  (d.  h.  sachkundigen  Männer)  bestehen.  {First 
tmd  Seeond  Report  from  the  Select  Commitiee  on  the  Income  and  PrO" 
ferty  Tax  together  trifh  Ihe  Minute*  of  jt^cidencp.  Ordcrcd  by  (he  House 
to  be  printed  17.  f!a)f  lhv>2  and  22,  June  i^5'i).  In  dtm  ersten  ßericbte 
ist  d?>  DnrstelluDg  der  gcgenwSrtii,'rTi  Vrriiiilagungs  -  und  Erlicbunpsweise, 
in  dem  zweiten  sind  die  Vorschlafe  znr  \  erhpi^sertinp^  der  Steuer  fntfijtlteri. 
Die  Aussagen  der  vernommenen  l'(  r^onen  sind,  in  herkönimlicher  W  eise  als 
Antworten  nehst  den  an  sie  gestellten  Fragen  wörtlich  initfroihcilt  und 
durch  forliaiifende  ^Imitllcr^  bezeichnet.  Tn  di  r  nachfolgenden  Darstellung 
sind  soweit  «Is  muglii  li  Für  die  geniatliten  Angaben  die  Beweisstellen  bei- 
gefügt und  diese  ,  insofern  sie  in  den  Zeijgenaiissao-en  (evidence)  befindlich 
sind  — ,  durch  die  laufende  iVummer  der  belreüenden  Frage  und  Antwort 
lienannt  (z.B.  Report  etc.  Evidence.  Question  Nr.  2431).  Der  Kürze  wegen 
ist  oft  nur  die  Nummer  der  bezüglichen  Fraffe  und  Antwort  neben  die  An- 
gabe gesetzt  (z.  B.  Evid.  Nr.  3ö2fi)  oder  auch  ntir  (73).  Eine  solche  der 
Angabe  beigefügte  eingeklammerte  Zahl  bedeutet  also  die  Nummer  der  Frage 
und  Antwort  m  dem  Ausschussberichle,  welcher  sich  über  den  besprochenen 
Gegenstand  verbreitet.  In  den  Beilagen  der  Ausschussberichle  sind  noch 
eine  Menge  wichtiger  statistischer  I\  ach  richten ,  insbesondere  über  die  Er- 
gebnisse der  Einkommensteuer,  niitgetheilt.  Noch  weitere  solcher  r\tich- 
richten  (reltirns)  werden  dem  Parlament  jährlich  eingereicht  und  auf  dessen 
Befehl  gedruckt.  Dieselben  werden  durch  eine  Nummer,  sowie  durch  das 
Dauim  der  Druckordre  bezeichnet.  Die  statistischen  Nachrichten,  welche  uns 
von  dem  allgemeinsten  Interesse  erschienen  ,  haben  wir  in  einer  (iro  nächsten 
Hefte  folgenden)  Tabelle  rasammengestelU.  Ausser  diesen  Parlaments- 
papieren sind  die  Verliaadlungen  des  Haoset  selbst  für  den  Gegenstand  sehr 
lehrreich,  insbesondere  die  ansführlichen  Darlegungen  des  jedesmaligen  Fi« 
nanzministers  über  den  Znaiand  des  Staatshaushaltes  {fitumeiMl  MtttHmenU) 
bei  Meferiielt  dea  Antrags  auf  die  Bewilligung  der  erlördeifii^M  Steneta, 
Vir  beben  yorzQglich  henror  die  Beden  PeeÜi  nm  11.  MSfi  1843,  in  welcher 
er  die  Einflbranf  der  Elnltoinnieniteu«r  l»eantragte,  und  die  Gladatonei 
Tom  18.  April  1853,  in  welcher  er  ea  swar  fllr  nnomgänglich  eikitrie,  die 
Einkeranenatener  noch  Wa  tarn  Jahre  1860  beisnbehalten,  indeaa  ngleich 
seine  Ansicht  emscbiedea  dabhi  nuaapraeh,  daas  dieselbe  keinen  dauernden 
Flnti  in  dem  eng Uscben  Steaenyitenie  einnebinen  dttife. 
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Insbesondere  die  preussischen,  behallen  wir  un^  für  eine  andere 
Zeit  und  Gelegenheit  vor. 


In  der  nachfolgenden  IHirstellang  wollen  wir  nach  einer 
kurzen  Bescbrelbnng  des  allgemeinen  Charakters  der 

Slener  zuerst  Ton  den  Behörden  handeln,  welcjie  bei  ihrer 
Veranlagung  Ihälig  sind,  darauf  die  Grundsätze  Tür  die  Fest- 
stellung des  steuerpflichtigen  Einkommens  (im  Gegensatz  zum 
Roh  -  Einkommen  etc.)  erörtern  and  endlich  das  Verfahren 
beschreiben,  wddies  bei  der  Brmittelang  der  Binkommens  be- 
folgt wird.  Einer  besonderen  Darstelinng  bedarf  das  Verfahren, 
welches  bei  Bewilli^aing  von  Slcuerbelreiungcn  und  Hück- 
ers taltungen  sUiltfiridet.  Darauf  gehen  wir  zur  Prüfung  der 
Ergebnisse  der  Steuer  über  und  unterwerfen  dann  die  Vor- 
schläge einer  Umgestaltung  derselben  einer  näheren  Er- 
wägung, nm  hieran  schliesslich  ehiige  digemeine  Bemer- 
kungen fiber  die  Stellung,  welche  der  Einkommen- 
steuer anzuweisen  iüi,  zu  knüpfen*  ' 

L 

fiegenstaiid  und  allgemeiner  Charakter  der  Stei&er. 

Gegenstand  der  Besteuerung  ist  alles  Ehikommen,  aus  wel- 
chen Oaellen  dasselbe  auch  ilieüsen  mrige,  oder  auf  welche 
Weise  dasselbe  erworben  werde.  Eine  Ausnahme  findet  nur 
insofern  statt ,  als  Personen,  deren  Gesaromt-Emkommen  die 
Summe  von  150  I.  =  1000  Thir.  (seit  dem  Sommer  1853  von 
100  I.)  nicht  erreicht»  einen  Anspruch  auf  gänzliche  Steuerbe- 
freiung haben. 

Zu  bemerken  ist  dabei,  dass  das  Gesetz  —  obschon  im  All- 
gemeinen ohne  Zweifel  die  Absicht  ist,  nur  das  Rein -Ein- 
kommen tu  treffen  dennoch  nicht  eine  aügemein  gUlUge 
(wissenschalUlche  oder  theoretische)  Definition  aufteilt, 
was  unter  Rein-Einkommen  zu  verstehen  sei.  Das  Gesets  ent- 
hält vielmehr  nur  praktische  Bestimmungen,  auf  welche  Weise 
das  steuerpflichtige  Einkommen  ermittelt ,  welche  Abzüge 
von  dem  Gesiunmleinkonmen  gestattet  sein  sollen.  Diese  Regeln 
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sind  j0  nach  den  QoeUen,  mw  welchen  das  Euikonnien  ent^pringly 
wie  unten  nMher  angegeben  werden  wird,  sehr  verschieden,  und 

ihr  Erfül^  ist,  wie  wir  sehen  werden,  in  vielen  Fällen  der,  cJass 
das  der  Öleuer  unterworfene  Einkommen  von  dem,  welches  man 
im  wissenscbafUichen  Sinne  reines  Einkommen  nennen  würde, 
nicht  unerheblich  abweicht 

Von  dem  nach  Anleitung  des  Gesetzes  ermittelten  und  test^ 
gesU  IKen  i>leuerpfliehligen  Einkommen  wurde  bis  zum  Jahre  1853 
gleichmässig  eine  Abgabe  von  7  d,  auf  das  Pfund  Sterling  er- 
hoben. Nachdem  durch  die  Akte  16  et  17.  Viel.  c.  34  (28.  Juni 
1853)  die  Grenze  für  die  Steuerfreiheit  auf  100  herabgesezi 
ist,  wird  ein  Einkommen  zwischen  100  und  150  mit  einen 
geringeren  Steuersatze,  nfimlich  mit  5  d,  auf  das  Pf.  St  be- 
IroHen.  Diess  beiragt  fnr  ein  Eitikotnmen  über  1000  Thir.  nicht 
voll  3%  (2,  ^'^)  und  für  ein  Einkommen  zwischen  666 — 1000 
Tblr.  sehr  wenig  über  2%  Cl,  ^> 

Ein  charakteristischer  Zug  der  englischen  Einkomraenstener, 
welcher  sie  von  der  in  Preussen  bestehenden  wesentlich  unter- 
scheidet und  das  ganze  Verfaln  en  bei  der  Ermittelung  des  sleuer- 
pflichtigen  Einkommens  bedingt,  besieht  darin,  dass  man  das 
Einkonunen  bei  seinen  Quellen  ergreif),  ohne  weitere  Unter- 
suchung wie  es  sich  vertheilt  und  in  welcheHflnde  es  fliesst. 

Das  Ziel  und  Bestreben  des  englischen  Systems  ist  nicht 
das  G csammlei n  k 0  m  m  0  n  einer  jeden  steuerpflichtigen  Per- 
son zu  ermitteln  und  darnach  die  von  ihr  zu  eiilrichtende  Steuer 
(in  einem  Gesammtbetrage}  festzustellen,  sondern  vielmehr 
den  (steuerpflichtigen)  Ertrags  jedes  Grundstückes»  jedes 
Gewerbes  oder  gewinnbringenden  Geschäftes  enisusdiatsea 
und  die  darauf  fallende  Steuer  zu  bestimmen.  Das  Gesetz  ordnet 
an,  dass  der  Inhaber  eines  Grundsluckes,  Geschäftes  u.  s.  w.  die 
ganze  —  nach  dem  Ertrage  desselben  festgestellte  —  Steuer 
zu  entrichten  habe  und  dafür  verantwortlich  sei;  es  ermächtigt 
ihn  dagegen  diejenigen,  welche  in  der  einen  oder  andern  Form 
einen  Antheil  an  dem  Ertrage  des  Grundstückes,  Geschäftes  u.  s.  fl 
haben,  durch  entsprechende  Abzüge  zur  verhällniss  massigen 
ü  e  b  e  r  n  a  h  m  e  der  Steuer  mit  heranzuziehen.  Doch  nehmen 
die  Behörden  von  der  Auseinandersetzung  der  Betheiliglen,  ilber 
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4eü  von  einem  jeden  b«  übernebmenden  Steoerandieil  keine 

Kenntniss^  es  sei  denn,  dass  diese  sich  daniber  nicht  einigen 
können,  und  seihst  (Üe  fschredsrichterlichej  Entscheidung  einer 
Behörde  in  Anspruch  nehmen. 

fo  iel  z,  der  Inhaber  eines  Grundslüekes  (ähnlich,  als 
wenn  es  sich  um  Auferlegung  einer  Grundsteuer  bandelte),  Ter* 
pllichlcl,  die  ganze,  nach  dem  Erlrage  desselben  festg^eslellle 
Steiirr  zu  <'ritri(;hfen.  sownht  den  Tlieil,  \\(>I("liua  aacii  drr  Ab- 
sicht des  (jcseUes  der  Grundherr  als  den,  welchen  der 
Pächilt#r^  (Miether  oder  I^utzniesser) ,  zu  zahlen  hat  Ob 'der 
Inhaber  .zugleich  Eigenihttmer  des  Grundstückes  oder  mir 
Bdif^l'^r  und  wer  dann  sein  Grundherr  ist,  bildet,  ~  insofern 
es  nicht  für  die  Einschätzung^  des  Erlrafifcs  von  Wichtigkeit  ist 
—  keinen  (Ict^ iMistniid  der  tnltiisuidiiiüü.  Kbtii&o  i^L  es  iüf  die 
Festsleliung  der  von  diesem  Grimffslück  zu  entrichtenden  Steuer 
dufcbaos  gleichgUttig,  ob  Schulden  darauf  eingetragen  sind 
iiiVHiicbjt.  Dagegen  ist  der  Inhaber  des  GmodstOckes  ermüebtigt, 
dnnbiflrandherm  (Eigonthttmer)  an  der  Pacbtsunme  oder  llietbe 
und  dem  (Jlitidn'ffer  an  flen  zu  zahl*  iidi  u  Zinsen  we^en  (\vv  für 
sie  vurgeschosscnea  Steuer  einen  entsprechenden  Abzug  zu 
Hachen. 

^^»«i-  tUweibn  gilt  für  die  in  einem  Gewerbe  angelegten  fremden 
KqrfMien.  ^  -  ■  < 

Nach  demselben  Grundsatz  sind  die  öffentlichen  Anstalten, 
sowie  die  Gesellschaften  und  Korporationen,  welche  Zinsen 
und  Dividenden  an  die  Inhaber  uilentlicher  Papiere,  Aktien 
n*  dgl.  zu  zahlen  habea^  verpflichtet^  dabei  die  betreffende  Steuer 
nrttckznbehalten«  Endliche  wird  bei  den  Ton  Behdrden  und  An* 
stalten  sn  zahlenden  GehfiUern  und  Pensionen  sofort  bei 
der  Auszahlung  der  entsprechende  Abzug  gemacht. 

Bei  diesem  Verfahren  ist  es  nicht  nölhig- ,  Jemand  darüber 
zu  befragen,  ob  er  im  Besitz  von  Staatspapieren,  Schuidlorderungen 
an  Privatpersonen  oder  im  Genüsse  einer  Rente  u.  s.  w.  sei,  da 
diese» Einkommen  mittelbar  besteuert  whrd,  es  sei  durch  Ab- 
züge an  den  zinszahlenden  Kassen  oder  von  Seiten  der  Schuldner^ 
Pächter,  oder  sonst  zur  Zahlung  der  Renle  Verpflichtelen.  Nur 
'  in  Beziehung  auf  Einnahmen  anderer  Art,  welche  nicht  auf  diesem 
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Wege  ergriffen  werden  können,  wie  hinsichtlich  der  Zinsen  aus 
ausländischen  Piipieren  oder  von  Ktipiialien,  die  in  den  Kolo- 
nieen  (vor  1853  auch  in  Irland^  angelegt  sind,  wird  man  be-* 
sonders  befragt. 

Im  Uebrigen  ist  man  Uber  seine  Schuld  und  Vermögens- 
Yerbältnisse  eu  Angaben  nicht  Terpflichtet 

Die  Englatider  nennen  daher  ihr  System  der  ßesteuerung 
des  Einkommens  mit  liechl  ein  indirektes. 

Dasselbe  überhebt  allerdings  in  grosser  Aosdehnong  der 
Nothwendigiieit  eines  tieferen,  meistens  nur  ungern  geduldeten 
Eindringens  in  die  PrivatTerhttItnissew 

Auf  der  andern  Seile  gewinnt  die  Finaiizbclidi de  auf  diesem 
Wege  nicht  eine  so  klare  Uebersicht  und  vollsländige  Kenntniss 
der  Steuerkräfle  jedes  Einzelnen  und  der  ganzen  Nation,  als 
diess  in  der  Regel  für  eine  natOriiche  Folge  und  als  ein  Neben- 
gewinn  der  Binkommensteuer  angesehen  wird« 

Die  Steuerbehörden  bringen  streng  genommen  von  keinem 
einzigen  Steuerpflichligen  die  Summe  seines  Gesammteinkommens 
in  Erfahrung 

Denn  die  Kommissiim»  welche  die  Guter  des  Hersogs  von 
Sutherland  in  Stafibrdshire  einschätst,  bal  keine  Kenntniss  davon, 
oh  er  auch  Renten  aus  Shropshire  bezieht.   Bei  Ermittelung  des 

Ertrages  einer  Baumwollenspinnerei  in  Manchester  wird  in  keiner 
Weise  untersucht,  ob  der  Eigenthümcr  noch  fernere  Anlagen  in 
Leeds  oder  Glasgow  hat,  oder  im  Besits  von  Eisenbabnaktien) 
Consols  oder  Hypotheken  ist 

Die  Behörden  shid  hiernach  ausser  Stande,  eine  Uebersiehl 
Süromtiicher  Steuerpflichligen  nach  der  Hoiie  ihres  Einkommens 
oder  der  im  Ganzen  von  ihnen  gezahlten  Steuer  aufzustellen  ^3* 

1)  Nur  die  Personen,  welche  die  Steuerfreiheit  für  sich  ia  Anspruch 
nehmen,  sind  verbunden,  nachzuweisen,  dass  ihr  Gesainmleinkommen  den 
atOOerpflichtigen  Beirag  nicht  erreicht.  Diese  gehüreu  mdess  streng  ge- 
nnUDtn  niclit  zu  der  Zahl  der  Steuerpflichtigen. 

2)  Nor  in  Beziehung  auf  eine  Klasse  der  Steuerpflichtigen,  die  Gewerb- 
tveibeoden,  hat  man  ähnliche  Zusammenstellungen,  aus  welchen  einige  Nach- 
richten in  dw  Beilage  mitgetheilt  werden  sollen.  Doch  ist  dabei  zu  bemerken, 
daii  die  Angabe  über  Steuer  und  Einkommen  der  betrefTenden  Personen  sich 
nur  auf  ihr  Eiakommen  aus  Gewerbebetrieb  allein  bezieht.   In  den  meisten 
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» 

Unvermeidliche  Folgte  des  in  der  anfredeulelen  Weise  durch- 
geHihrtcn  Systems  einer  indirekten  Besteuerong  ist  die  Noth- 
wendigkeit,  die  bereits  erliobene  Steuer  in  grosser  Ausdehnung 
wieder  snrttcksuzahlen. 

'mmB0  (ikf  irofi  Öffentlichen  Kossen,  Aktfengesenschsflen  v.  s/w. 

fezahlten  Zinsen  und  Dividenden  fiiil  dem  ffesetzlichen  Abzuirc 
bell  ^Tt  wer  dpH  ohne  weitere  Untersuchung ,  ob  sie  in  die  llande 
lies  Armen  oder  Keiohen  gehen,  da  femer  auch  jeder  Schuldner 
miä^i^  '(md  veipfliehtet)  ist,  seinem  GlKabiger  bei  den  flü 
$0  ^  ■■lilfiin  Sinsen  die  i>etreffende  Steuer  in  Anrechnung  ni 
Mlftgen,  «hne  RScksicht  darauf,  ein  wie  hohes  Einkommen  deih-» 
selbe  beziehe,  so  muss  das  Gesetz  guslatlen,  dasi»  alle  di{;jL'm>en, 
welche  weniger  als  150  (oder  jetzt  100)  /.  an  Einkommen 
iitai^?'^  (anf  indirektem  Wege)  von  ihren  Renten  erhobene 
fliipi#-  wied^  nrQckfordem.  Diess  veranlasst  ein  eben  ' So 
iMBÜMkifiges  als  listiges  Verfahren,  welches  wir  unten  nlflter 
sclirei!)cn  werden. 

>      Tausende  von  Banden  sind  bereits  mit  Verliandlnnoc  n  über 
Steuerrückerstattungen  angefüllt  und  die  Zahl  derselben  ver- 
UlM-^A  jftbrHch  um  einige  hundert 

'^fMa  Ute  Einkommensteuer  der  Hauptsache  nach  in  ihrer 

gegenwärtigen  Gestalt  durch  Pitt  zuerst  eingeführt  wurde,  um- 
ging" man  diese  Scliwiei  igkeit ,  indem  uian  bei  Eiruiahnien  an 
Ben  ton  (from  realized  properfy)  überhaupt  keine  Ausnahme  von 
^aff ■  Peirenerfaig  gestattete.  Auch  gegenwärtig  gehen  die  Veir- 
biiSjimngsvorschtege  der  Mfoner,  welche'  praktisch  mit  der 
IMMMrung  des  Einkommens  thnn  haben,  vorzüglich  dahin, 
die  Steuerbefrriuno (Ml  in  Bezug  auf  Kiiikoinmeii  iiti  Hrnlen  cränz- 
lich  aulzulieben.  Indess  hat  bis  jezt  der  Gesichtspunkl  der  Bil- 
ligkeib^^lHMt  Milde  gegen  die  Steuerpflichtigen  den  fiskalischen 

Fällen  dürften  die  Stenerpflfchtigen  norii  üus  ruderen  Oicllen,  wie  aus  dem 
Beailz  von  i'apiereu,  Gütern,  Uäusem  etc.  Einkommeu  beziehen. 
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II. 

Behdrdeii  Ar  iie  Teranlagniig  and  Irhebmig  der  Steuer. 

Nach  dem  emstimmigen  Zeugniss  aller  Personeo».  wekiie 
vor  deml^arlamentsaiissclivss  sieh  darüber  auszusprechen  Vemn- 

lassung  hatten,  ist  der  Organismus  der  bei  der  Einschätzung 
und  Erhebung  der  Einkoniniciisteuer  Ihatigen  Beiiörden  vorlrefflich. 
Sowohl  die  Finanzverwaltung  als  die  Steuerpflichtigen  sind  mit 
der  Wirksamkeit  derselben  im  Allgemeinen  böel|{iich  sufirieden« 
Die  etwa  ' vorkommenden  Beschwerden  in  diem  Beziehung  treffen 
entweder  SchwUchen  der  Personen  oder  untergeordnete  Punkte, 
deren  Abändeiuiig  nach  ÄiaaöSgabe  der  Erfahrung  keine  Schwie- 
rigkeilen darbietet.  Es  ist  daher  umsomehr  von  Interesse,  der 
Yerwaltungsmaschinerie  auf  diesem  Gebiete  eine  nähere  Betrach- 
tang zu  widmen,  als  man  daraus  in  einem  ansehauHchen  Beispiel 
entnehmen  kenn ,  worin  das  mit  Hecht  so  gerühmte  Melfgwenh' 
ment  der  Engländer  besieht  und  worauf  es  beruht. 

Bei  der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Einkoitimensleuer 
koukurriren  nach  dem  in  England  überhaupt  vorherrschenden 
Herkommen  Regierungs-  und  Lokalbehürden,  in  der  Art,  dass 
die  Lokalbehdrden  nicht  zu  blossen  Verwaltungsorganen  herab* 
sinken  und  zu  wofalfeilerer  Verrichtung  untergeordneter  Punk- 
tionen benutzt  werden,  vielmehr  beide  Theile  eine  ebenso  selbst- 
sländige  als  bedeutende  Stellung  einnehmen,  und  dass  ihre  beider- 
seitigen Unterbeamten  sich  zu  gemeuisamer  Vorbereiiung 
der  zu  entscheidenden  Angelegenheiten  vereinigen. 

Die  Aufgabe  der  Regierungsbeh(irden  ist  es  im  AUgenelnen^ 
die  Prinzipien  des  Gesetzes  zu  erlii utein,  die  Wege  zur  ge- 
eigneten Ausführung  desselben  anzugeben  und  zu  ebenen,  endh'ch 
dessen  Beobachtung  zu  überwachen.  Sie  belehren,  unierstülzen 
und  erinnern  die  Lokalbehörden,  ohne  jedoch  Vorgesetzte 
derselben  zu  sein.  Die  Lokalbehörden  entscbeiden  durchaus 
selbstständig  ttber  die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  den  ein- 
zelnen Fall.  Theils  nach  allgemeinem  Brauch,  theils  der  eigen- 
thümlichen  BeschalTenheit  ihrer  Aulgabe  wegen  ist  l)ei  der  Aus- 
übung ihrer  Pflichten  ihrem  freien  und  verständigen  Ermessen 
ein  sehr  weiter  Spielraum  eingeräumt.  Bei  der  Benutzung  des- 
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selben  sind  sie  weder  an  die  Ansi(;hleü  und  Weisuntren  einer 
vorgesetzten  Behörde  gebunden ,  noch  irgend  einer  Verantwort- 
lichkeit unterworfen.  Endlich  erfreuen  sich  die  Lokalbehdrden 
der  ^JntersItttSQiig^  besoldeter,  von  ihnen  etnvnnter 
Uttieffbeamten,  auf  denen  die  eigrentliche  Last  und  Mü^e  der  Ge^ 
sdiäfle  nili("U  so  dass  (Ich  Lükalbeinn^li'n  seihst  im  Wesen Iliclicn 
nur  die  Entscheid  uiig  der  vorbei eiieJen  AngL-legmln  ilcn  und 
die  K  0  n  t  r  0 1  e  der  Sutialternbeaniten  obliegt.  Eine  Inicbst  wichtigll 
einiaslRneicbe  and  selbstständige  Steliang;  jede  Belehrung 
¥011!  6eiten  der  Regierungsbehörden  und  jede  Qfilfe  Tdri 
Seilen  besoldeter  Beamten ,  welche  zur  ffcwissenhaften  und 
erfült^reiclu'U  AuMiItimi^  (Jcr  üb^M-tioiniiiciirn  rilicliieu  eriordeiiich 
iit;  ein  mässiger  Anspruuii  an  du  ,  jedviu  Geschailsmanae  oder 
0OMt>in  einem  eigenen  Lebensberuf  stehenden  Manne  so  kost«* 
lMi»/Zeity  das  sind  die  haltbaren  Grundlagen,  um '  die  Üebet«^ 
nabm«'«  einer  Stelle  in  der  Lokalbehörde  zu  einem  wh^hlfchea 
Ehrenamte  und  einer  Ehrenpflicht  machen  m  küunen. 
f'^:f*»ri;Uftler  den  ,  - 

A.  Aegier uü^s b eiLörden 

nimiat 

1)  dM  AMt  ffir  dl«  einkelmtoehen  Stenera 
(Bem'd  ef  JMtmd  JImmüim) 

au  London  f^ommersef/^offfe,  das  frühere  Stempel*  und  Steuer- 
Amt)  die  erste  Stelle  ein.  Demselben  lieget  die  obere  Leitung 
aller  der  Regierung  hinsichtlich  der  Einkommensteuer  zufallenden 
Pflichten,  und  die  Aufsicht  über  die  Regierungsbeamten  ob. 

Es  entscheidet  bei  entstehenden  Zweifeln  über  den  Sinn  und 
die  Absicht  des  Oesetzes,  entwirft  die  Anweisungen  über  dessen 
Handhabung,  sowie  die  dabei  zu  benutzenden  Formulare,  die 
Schemate  für  die  Selbstschälzung-en  u.  s.  w.,  bestellt  und  befördert 
die  Steuerbeamten  der  Krone  (surveyors  und  inspectors)  u.  s.  £ 
Die  Mitglieder  dieser  Finansbehörde  sind  zugleich  zu  Special- 
kommissarien für  die  Ausführung  der  Einkommensteuerakte 
ernannt  und  nrit  allen  Vollmachten  ausgestattet;  welchö  das  Ge- 
setz diesen  Beamten  verleiht.  Doch  werden  die  Pflichten  und 
Geschäft«',  welche  die  Einkommensteuei akte  den  Specialkommis- 
sarien auferlegt,  der  Regel  nach  nicht  ^on  den  Mitgliedern 
des  Generalsteaeramtds ,  sondern  von  drei  besonders  zu  diesem 
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Zwecke  ernannten  Personen  ausgeübt   Die  Mitglieder  des  Amtes 

fungireii  nur  ausnahmsweise  —  im  Yerlretungsfalle  oder  zur 
Aushülle  —  als  Specialkominissarien.   Die  Pflichten  dieser 

trennen  sich  in  zwei  Hauplzweige.  Einmal  sind  st»  da»  W-« 
ftelit,  tun  das  Ausnahme  verfahren  bei  der  Fest  sieUnng 

der  Steuer,  ym  welchem  in  der  Akte  Cli'lerrtMilR'il  frebolen,  oder 
welches  durch  die  Bcschallenhcit  der  üai&liinde  beiiinnt  isL  zu 
leiten.  Onhin  ijehort  die  Einschälzunff  derjenigen  Gewerbeirai?» 
(»eoden  (Stduerpfliohtigen  unter  Tit.  D  der  Akte,  siehe  Bn^n)^«eM«. 
ihre  Yerindgensverhältnisse  lieber  von  Regierungsbeamttnrt  iMI 
Ton  ihr«n  Standesgenossen  (der  Lokalbehdrde)  nntersaeht>^«i4 
Leurtheih  sehen  nvoHcii.  Unter  denselben  (iesichUpunkt  l'aUt  die 
Absuhlioösung  von  Veiirageii  über  die  Zahlung  einer  zu  verein-  - 
barenden  Steuersuuime  für  den  Zeilraum  von  3  Jahren,  wozu 
4ie  Akte  ErmäcbUgung  ertheill  et  6.  Victor  c.  35.  $  130^32^ 
143).  Endlich  ist  hierhin  die  Besteuerung  des  EinkommMS  hü 
rechnen,  welches  vom  Auslande  bezogen,  jedoch  in  England 
ausgpziihll  \viril  (5  et  6.  Victor,  c.  35.  %  23.  29). 

Der  andere  Hauptzweig  ihrer  Thäligkeit  umfasst  die  Go- 
nehmigung  der  Rückerstattungien  der  auf  indirektem  Wege 
bereits  gesahlten  Steuern  an  Personen ,  deren  Binkomnian  unter 
150  /;  betragt;  die  Gewährung  der  Steuererlasse,  welehe^ 
Akte  Grundbesitzern  in  U  ng  Iii  c  Iv  s  f  ii  II  e  n  und  bei  erliltenen 
Verlusten  iinler  ruilier  aiioenelieiien  Bedingungen  zu  liewiHit/en 
gestattet  und  die  Prütung  der  Ansprache  auf  Stouerfroi- 
heit»  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  Vereineft 
nx, gegenseitiger  Unterstützung ,  Sparkassen,  milden  Stiftw^fen» 
'  den  Verwaltungen  des  Kircfaenvermögens  ii.  s.  w.  erheben  iwwNmi 

(5  el  6.  Victor,  c.  35.  §  ÜÜ.  Ü2.  98).  - 

I)i(;  Speriiilkoiiimissarien  haben  sicli  in  diese  beiden  Haupt- 
zweige  iluer  ihätigkeit  in  der  Art  getheilt,  dass  zwei  deifteU^en 
mit  der  Veranlagung  der  Steuer  nach  dem  Ausnahpiet^#rr 
fahren  un4  der  Entscheidung  der  hierauf  bezttglicll^  Beiufiingeit 
beschftfUgt  sind,  der  dritte  die  Ansprüche  an^  Steuer^«^ 
freiuni'   odei'  Rückers t  a  llung  derselljen  zu  erledigen  hat. 

FUr  jede  AbUieilung  besteht  ein  besonderes  Bureaui  f&r  die 
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Binsehtttiuiig  sind  4^  in  dem  Hnreau  f&r  Bewilligfong  der  Stenern 

befreiungen  und  Rückforderungen  25  —29  Beamte  ei  foifierlich 
(cf.  Heport  from  the  Silecf  Commidee  on  the  income  and  pro^ 
perty  tax:  Evidence,  Questions  152.  153*  160 — 162.  545» 
mjitm.  1075-76.  1145—50). 

^.  »Dier  drei  «nMerordehllichen  Specialkotmnissarien  werden  you 

der  Krone  auf  Zeit  einannl  und  empfangen  eine  Besoldung  von 
600  /.   Die  BesoliJiing  der  Schreiber  steigt  nach  Alter  und  liang 

.i»;,'t}9eii  Jlbonmgtnd  grösseren  Theil  des  Jahres  sind  die  Spe* 
illitliBSBiniiirien  an  ihre  Bureaus  in  London  g^esselt  Nur 

ein-,  höchstens  zweimal  im  Jahre  reisen  die  beiden  mit  der 
Einschätzung  beschal (iü;ten  Konimissarien  im  Lande  umher,  um 
«iBUJprt  und  Stelle  über  die  Berufungen  zu  entscheiden  (1106). 

Maebdem  die  Einkommenstetter  (im  Jahre  1853}  aueh  anf 
Irliad  ausgedehnt  isl,  woselbst  es  an  den  Elementen  cur  Bil- 
dung selbslsländiger  Lt^albehdrden  fehlt,  hat  man  dort  das  ganze 
Veranlagungsgeschäfl  den  Specialkommissariea  (mit  ihren  Hülfs- 
^ganen  den  S  t  e  u  e  r  a  u  t  s  e  h  e  r  n)  übertragen  (16  et  17.  Victor. 

$  12.  14.  16.  20—24). 
-f^r/Wilireiid  sonach  in  Grossbritannien  dem  Amte  für  die  in- 
Men  SteuCTn  mit  den  Specialkommissarien  die  centrale  Leitung 
aller  Geschäfte  obliegt,  i^t  (kr 

8)  Steueraufseher  (_&urveyor} 

4miOf^gKä  der  Regierung,  um  auf  die  Thätigkeit  der  Lokal- 
h#Mird«n  bei  Feststellung  der  Steuer  den  nötbigen  £iaflu8» 

Die  Aufseher  sind  Beamte,  welche  schon  vor  der  Einführung 
der  Einkommensteuer  für  die  Erhebung  der  inneren  Steuern  — 
im  Gegensatz  gegen  die  Zölle  —  insbesondere  der  dauernden 
direkten  Steuern  fosteifeil  tasM)  vorhanden  waren  und  denen 
m  aveli  die  durch  die  Einkominensleaer  veranlassten  Ckwclilifl« 
lUiertragen  wurden.  England  und  SchottUuid  ist  fllr  die  Zwecke 

1)  Uebw  die  Stenung  nnd  Tbätigkoil  der  Stesefaufiieker  Tergleicka 
utbeiondere  5  et  6.  Yiclor.  e.  35.  f  37.  49.  57.  161.  Jliyerl  from  ffte 
Mef  Committu  «te.,  m^Umee,  Qn,  164-'178.  743.  762. 1315-^1349.  1354. 
im  1360.  1371.  15ld^l5Sl. 


212 


(irundzäge  iiod  Ergebniite 


der  SleuerverwaKung  in  i40  Bezirke  gelheill,  deren  jedem  ein 
Autscher  vorsteht.  Die  Zahl  dieser  Stellen  ist  bei  Eiaführung 
der  Einkomneasteuer  nicht  vermehrt;  dagegen  sind  den  vor- 
handenen  Beanten  80  Sapernttnerariea  zugesellt,  ans  deren  2ahl 
die  entstehenden  Vakanzen  besetzt  werden.  Die  Geschäftskreise 
der  Steueraufschir  siuti  an  Umfang  und  Bedeutung  sehr  ver- 
schieden von  einander.  Die  City  von  London,  Städte  wie  Liver- 
pool und  Manchester  haben  eine»  Aufseher  für  sich;  der  Auf-^ 
seher  von  Birmingham  bat  noch  52  Uindliche  Kirchspiele.  «Mler 
sieb,  bi  Dtirchschmtt  hat  ein  Aufseher  etwa«  iber  iOO  Kirch- 
spiele zu  besorgen.  In  England  nnd  Wales  sind  die  Steueraufseher 
in  6  verseil iedcne  Klassen  getheilt,  je  nach  der  Wichtigkeit  ihres 
Postens  und  ihre  Besoldung  steigt  von  160  bis  400  /.  Die 
nächste  Aufsicht  über  sie  als  Vorgesetzte  führen  die  SteoMh« 
spectoren  (imspectors)^  deren  10  in  England  und  Schottland  sind 
(2  mr  London,  8  für  das  ttbrfge  Land;  1335—39).  ^ ^ 

Die  Aufgal)e  des  Aufsehern  iil,  hei  dem  regelmässigen  Ein- 
schätzungsvertahren  die  Interessen  der  Regierung  wahrzunehmen 
und  dabei  die  Lokalbehürden  zugleich  ia  der  pAicbtgenMissen 
Austtbnng  ihres  Amtes  auf  das  Wirksamste  m  unlerstltzen^  ' 

.  Zu  dem  Ende  prüft  er  die  von  den  Unterbearoten  der  Lokal- 
behörden \ (iiljL'i üilülen  Steuerrollen,  sowohl  in  Beziehuno-  auf 
die  Sorglalt  ihrer  Aiift  rti^uno- ,  als  in  Hinsicht  auf  die  Ange- 
messenheit des  darin  vorlautig  angegebenen  £inkommens  des 
Steuerpflichtigen.  Er  bemerkt  die  darin  Torgekonunem<  Ver- 
sehen, nwdit  anf  die  übergangenen  Steuerpflichtigen  aelinerk<>- 
sam,  giebt  sein  Gutachten  über  den  angegebenen  Betrag  des 
Einkommens,  sowie  über  den  etwa  erhobenen  Anspruch  auf 
Steuerbefreiung  und  wohnt  allen  Sitzungen  der  Kommissarien 
bei;  sowohl  denen,  in  welchen  das  Einkommen  zuerst  einge- 
schlitzt, als  dene«,  in  welchen  ttber  die  Appellatioiien  der  Steeer- 
pflichtigen  entschieden  wird,  fn  der  Regel  einigen  sich  di# 
Koüiiaissai  ien  mit  dem  Sleueraufselier  Uber  (ieii  Betrag  der  fest«*» 
zustellenden  Steuer  und  seine  Ansicht  ist  auf  ihre  Entscheidung 
von  dem  grössten  Einfluss  (2898;  31045).  Doch  bat  der  Auf- 
seher nur  eine  berathende  Stimme.  Er  kann  —  gleich  doi 
Sieuerpflkhtigen  selbst  ^  gegen  die  erste  Binsdilitzang  appel^ 

r 
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Kren;  er  kann,  wenn  es  sich  um  Grundsätze  and  Auslegungen 
des  Gesetzes  handeil,  eine  Brlfintening  desselhen  von  Seiten  der 
Centralbeharde  veranlassen  (2468.  2469). 
^^"•"^  Allein  die  schliessliche  Entscheidung  über  die  Tha  ( s  ;u  h  e  n 

und  soiuK'h  iibor  die  von  niwv  liestiiiiiiih^a  Person  zuhh'nde 
Steuer  sieht  dem  Ku Helium  der  G en e r a  1  ko m  m  issa  r  i  c n  — > 
ddl^WeiMen  Lokalbehämle  —  xu.  C^gi.  unten  Uber  das  Verfahren 
dH^  fiHteehrisUilg  vor  den  Generalkommissarien.) 

^  Hei  dem  ausserordentlichen  EtnschtttcnngÄverflihren  vor 
den  Speein  I  K  (I  in  Ulis  sa  rien  sind  die  SleiieriuiCseher  dio  Be- 
amten, tleiien  auch  die  erslc  Vorbei  eilung  für  die  Einschtilzung 
der  belretTenden  Personen  anhcrmfälll,  oder  durch  weiche  die 
9|llbil|MfiiSssarien  die  nöihigen  Brfcundigungen  Uber  die  in 
lM|i^liMiatenden  Verbfillntsse  der  Stevet^pflicbtigen  efaisiehen. 
f  V|afl.  unten  über  das  Verfahren  der  Einschätzung  vor  den  Special- 
koaiinisscii'ion.) 

^  Dt sj^liMühen  sind  die  Steueraufseher  die  Beamten,  durch 
ddhMi'  Hülfe  die  Specialkommissarien  die  Steuerpflichtigen  in 
ferfhrM  '«intfolifttzen.  Sie  babeii  dort  alle  Pflichten  xu  erfüllen, 
indkM  iirOrossbritailnlen  den  Lokalbeamten  änheimMlen  (16  et 
17.  Viel.  c.  34.  §  i6.  20.  24).  Die  Steuer aufseher  beziehen 
eine  feste  Besoldung  und  haben  keinen  Antheil  am  Sleuerer- 
trage,  so  dass  sie  durch  keine  Aussicht  auf  persönlichen  Gewinn 
an  efnein  fiskalischen  Verfahren  angereist  werden  (1690^33). 

B.  Lokal-Behörden. 

1)  Ceneralkommlssariea  i). 

Die  obere  Leitung  aller  auf  die  Feststellung  und  Erhebung 
der  Einkommensteuer  in  einem  bestimmten  Bezirk  beittglichen 
Angelegenheilen  steht  dem  Kollegium  der  Generalkommis- 
sarien zu ,  welches  aus  nicht  mehr  als  7  und  nicht  weniger 
als  3  Ortseinsassen  gebildet  wird.  Bei  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer (1842)  traten  die  Kommissarien  für  die  Landtaxe 
nach  Anordnung  des  Gesetzes  Innerhalb  der  Bezirke,  welche  flir 


])  lieber  die  Tilichten  und  Befugnisse  der  Generalkommiisariea irarsleicka 
im  Allgemeinen  die  Akte  5  et  6.  Vict.  c  35.  $  4,  5  et  .10  nnd  Rfrl  firom 
theSetect  Committee  ete,,  Evidence,  Q.  125—37.  743—47.  757—66. 1518-60. 
LtiUciu,  für  ötMUw.  10^4.  2s  Heft.  15 
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die  Verwaltung  der  Landlaxe  bereits  bestanden  oder  von  der 
CeDtralbehÖrde  bestinimt  wurden,  zusammen,  und  fertigten  eine 
Liste  der  Ortoeinsassen  an,  weldie  tlieils  das  Amt  emes  General-« 
kommisaürs  Ylr  die  Binkonnensteuer  sofort  Oberneliroen^  thoüs 
im  Falle  einer  Vakanz  eintreten  sollten.  Sie  halten  dieselben 
zunächst  aus  ilirer  eigenen  Mille  zu  n  ahten,  und  in  Ermenfirelung 
der  niUbigen  Zahl  aus  anderen  Einsassen,  weiche  ein  Aeineia* 
kommen  von  mindestens  200  L  ans  Grandeigeiitilun  oder  be- 
weglichem  Vermögen  bezogen 

Seit  dem  Jahre  1842  treten  die  Landtaxkommissarien  naeh 
Anordnung  der  Centralbcliörde  nur  von  Zeit  zu  Zeit  zusammoBi 
um  die  Listen  der  quaiificirten  Personen  zu  ergänzen. 

Die  Aaswnkl  aas  dieser  Liste,  um  aisgesobiedeao  Mit- 
glieder sa  metEOD,  steht  dagegen  dem  nunmehr  gebildeten  Kol- 
legium der  G^neralkomniissarien  selbst  zu.  Für  London 
und  einige  der  angesehensten  Stiidle  sind  noch  besondere  Be- 
stimmungen über  die  BesteUung  der  Genanükommissarien  er- 
gangen. 

Neben  don  Kommissarien  dor  Lmidtsxe  ist  hier  aueh  dem 

Stadtralh  und  den  Friedensrichtern;  für  die  City  von  London 
ausserdem  noch  den  Direktoren  der  Bank,  sowie  den  ange- 
sehensten Handeisgeselischaften  —  z.  B.  der  Osliodischen  und 
Sildsee-^Kompagnie,  den  bedeutendsten  Versicfaemngs«  nnd  DockiH 
Gesellschallen  —  das  Reohl  verUehen,  je  iwei  Genendkommis- 
sarien  zu  ernennen  (5  et  6.  Victi  c.  35.  §  5).  Der  Zweck  ist, 
Männer,  die  mit  allen  wichtigen  Geschaflszweigen  des  Ortes  ver- 
traut sind,  in  ein  Kollegium  zu  vereinen.  In  den  Städten  werden 
in  der  Regel  angesehene  Gewerbtreibende  —  häufig  solche,  die 
sich  von  den  Geschäften  zurückgezogen  haben  —  und  Hitglieder 
des  Stadtrathes;  auf  dem  Lande  die  angesehenen  Grundbesitzer 
zu  Generalkommissarien  erwählt  (3119.  Si'ZO), 

Das  Amt  ist  ein  unentgeltliches  Ehrenamt  und  dauert  für 
die  Zeit  eines  Jahres.   Doch  werden  die  im  Amt  befindlichen 

1)  5  et  6.  Victor,  c.  35.  §  4.  5  et  10.  Die  Kommissarien  für  die  Land- 
taxe beslehen  ebenl»lls  aus  vermögenden  Einsassen ,  welche  nach  der  Akte 
38.  George  3.  c.  5  sich  jahrlich  durch  eigene  Wahl  ersetzen  und  vervoll- 
atiiidtgeii.  Die  Frie4eMrichler  »md  ex  o0icio  KeauiUMariMi  Im  die  Landtaze. 
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Personen  in  der  Regel  wieder  dazu  borufen,  falls  sie  nicht  selbst 
«pascbeideii  woUen  (3276>  Die  Bwkke^  Hiserhalb  deren  die 
(SenenttommisaiieD  thätig  sind,  omfiMSen  in  der  Regel  B— 10 
Kirehspicle.  Ein  Bteneranfoeher  steht  «daher  einer  Anzahl  Kol- 
legien der  Generalkommissarten  zur  Seite 

Die  Generalkotnmissarien  prüten  die  von  den  —  gleich  za 
enHlmenden  —  Unleriieainten  bewirhien  Sinschitztingen  nnd 
eniscbeiden  Ober  die  Berufungen,  welche  tbeils  von  den 
Stenerpflichtigen ,  theils  Ten  dem  Steneranfheher  dagegen  einge- 
legt werden.  Sie  sitzen  alsRicJiter.  indem  der  Steuerpflichtige 
und  der  Aufseher  als  Parteien  personlich  vor  ihnen  erscheinen 
und  der  Sekretär  ihnen  als  Ratii  «nd  fieisland  zur  Seite  steht 
(24^7).  Um  Gesehifl«  vonelHnen  z«  kdnnen,  nQssen  mindestens 
sürei  zugegen  sein  (153^.  Die  OeneralkoHMnisaarien  ernennen 
die  Unlerbeamlen,  welche  ihre  Tliiltigkeil  zu  unlcrstülzeii  und 
die  Geschälte  vorzubereiten  fiaben :  die  Beig;eordneten 
Caädüional  commwioners) ;  den  Sekretär  (cierk) ;  den  Steuer-^ 
Teranlager  (a8Me$ior)  und  den  Steuereinnehmer  (col' 
Uetor).  Sie  sind  also  in  jeder  Beziehung  eine  durchaus  selbst- 
staiidigc^  von  der  Finanzverwaltung  unabhängige  Behörde.  Die 
Regierung  hat  weder  mit  ihrer  Ernennung,  noch  mit  der  Be- 
ateliung  der  HuUsbeamten,  deren  sie  bedürfen,  etwas  zu  thun; 
dbensowenig  ist  die  Thätigkeit  der  Generalkommissarien  einer 
Mheren  Anfiriohl,  doeh  die  Entscheidung  derselben  der  Geneh- 
migung der  Regierung  unterworfen. 

S)  Beigeordnete  QAdttitionat-Committiontr»}  2). 

Das  Geschäft  der  ersten  Einschätzung  des  Einkommens 
srird  von  dem  Amte  der  Entscheidung  über  die  dagegen 
eingeleflett  Berufhngen  strenge  geschieden,  und  ist  Auf« 
gabe  der  Beigeordneten  Caddiüonai  oommUnoner»)*  Diese 

werden  in  beliebiger  Zahl  —  nach  der  Grösse  des  Bezirices  und 
dem  Umfange  der  darin  vorkommenden  Geschäfte  —  von  den 
GeneralkoBMiissarien  erwählt,   ihr  Amt  ist  ebenfalls  ein  unent- 


1)  Nach  mündlicher  Auskunft  von  Ch.  Pressly,  Mitglied  de*  C^ntralaoitf 
lur  die  innern  Steuern. 

2)  5  et  6.  Victor,  c  35.  |  16. 

15  ♦ 
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geliUches  Ehrenamt,  zu  dem  nur  vermög^ende  Ortsefnsassen  he- 
rufen  werden  dürfen.  Doch  genügt  die  fläif  ie  des  Vermögens, 
welches  die  Generalkommissnnen  besüien  mtaea  (also  emBiii- 
kommen  ran  100  l  an  Renten}.  Die  Beigeordneten  kdnnen  sieh 

zur  Erledigung  der  Geschafle  in  verschiedene  Ausschüsse  theilen; 
zwei  genügen,  um  Geschäfte  vornehmen  zu  können  (249i^, 
Mehr  als  sieben  dürfen  nie  zusammen  vorhaadeln  (5  el  &  Victor* 
6.  35.  S  20). 

Statt  besondere  Beigeordnete  in  ernennen,  kdnnen  die  Ge- 

neralkommissarien  auch  aus  ihrer  eigenen  UNle  einige  nur  lieber^ 
nähme  der  Geschäfte  derselben,  d.  h.  zur  ersten  Einschätzung 
der  Steuerpflichtigen  —  bestellen,  während  die  anderen  über 
die  Berufungen  entscbeiden.  Es  kann  idbsi  jeder  der  (leneml* 
kommissarlen  als  Bdgeordneter  ÜMg  selUi  nur  darf  er  niekl 
über  Bemfengen  gegen  die  von  ihm  selbil  feitgeslellte  Steuer 
entscheiden,  sondern  nur  über  die  von  andern  seiner  Kollegen 
bewirkte  Einschätzung. 

Der  Sekretär  ist  der  Beistand  und  Batk  sowohl  für  die 
Generalkommissarien  als  ffer  die  Beigeordneten.   Er  benacbricbtigt 

die  Grundbesitzer  und  Pachter  von  dem  Betrage  ihres  vorläufig 
f durch  den  Steuerveranlager}  festgestellten  Einkommens,  und 
von  dem  Tage,  an  welchem  sie  ihre  Einwendungen  dagegen 
geltend  machen  können;  er  sieht  die  Selbstschätnnngen  (DeU»- 
rationen)  der  GewerbtreU>enden  durdi,  trägt  sie  ndt  seinen  Be^ 
merkbngen  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  ein,  wohnt  allen  Sitzun- 
gen, sowohl  der  Beigeordneten  als  der  Generalkommissarien  bei 
und  fuhrt  darin  das  Protokoll ;  benachrichtigt  die  Steuerpflichtigen 
von  der  durch  die  Beigeordneten  festgestdilen  Steuer  und  dem 
Tage,  an  welchem  die  Generalkommissarien  Appellationen  an« 
h^en;  er  fertigt  das  Duplikat  der  schliesslich  festgestellten  Steuer^ 
rollen  für  den  Steuererheber  aus;  bereitet  die  iNieder!>chlagung 
der  inexigibeln  Steuerreste  vor  und  eutwirA  alle  amtUchen  Schreiben 
der  Kommissarien. 


1)  5  et  6.  Victor,  c.  35.  |  9,  19;  183.  EviitnM^  1624—29.  800.  801. 
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Genug,  er  führt  das  Protokoll  und  die  Aklcn  über  alle  Ver- 
handlangen  der  Kommissarien  vom  Anlang  bis  zum  £iide  ihrer 
TJiiiligkdtt  und  isl  suglekh  ihr  gecetdicher  EUlhgeber.  Br  steht 
1|iinfc«H;.itoi  Beamten  der  Krone  (dem  Steaerattfoefaer)  und  den 
fllenerpliclittgen,  keimt  als  ein  Ortseiawohner  die  letzteren  mei- 
stens persönlich  und  isi  dmch  srinc  anilliclu!  ThiUiijkcil  itiit  ilirca 
Vermögensverhällnissen  in  der  Hegel  zteniiich  genau  vertraut.  An 
li^k^Jkgehnisa  der  Verhandlungen  Uber  das  Einkommen  e\wB$ 
AMüyAidüigen  hat  er  kein  albunahes  persönliches  Interesse; 
idfber^dfent  er  andi  diesem  als  Ratbgeber  Uber  die  Scbrftte, 
er  zu  thiin  Iml  um  l^^niiassi.tiiinir  oder  Krhiss  seiner  Sicuer 
zu  erlaiigeu  und  klärt  itiu  über  die  Bestitriiiiung{)n  das  Gesetzes 
mii^ t£io^ tfflgt  er  wesentlich  dazu  bei,  die  Steoerpflichtigen  zu- 
«Msia  ni  ateUen  (;i624-'27> 

f  ••^'  v.ifBer  IMaretir  wird  von  den  Generalkoni  imissanen  ernannt, 

und  erliäll  als  Besolduno^  eine  Tantieme  vmi  2  d.  auf  das  rruud 
der  in  den  bieuenoilen  lestgestelllen  Steueisuiiune.    Die  Ans-- 
IMIe  an  dieser  Summe  wegen  inexigibler  Reste  oder  wegen  der 
«sm  dar  Gentraibehörde  bewilligten  Steuerrückerstattungen  treffen 
«ikr4üdil"C76a  769). 

Von  seiner  Einnahme  muss  er  indess  die  Kosten  seines 
Bureaus  und  die  Besoldung  der  Gehulfen,  deren  er  etwa  bedarf, 
jfceslreiten  (büü.  80 1>  '  ' 

.:\i^^Wwia  die  Kosten  des  Boreaus  von  ^  der  Regierung  ttber-' 
Mpaien  werden,  erhfilt  der  Sekretitr  nur  1  d.  auf  das  Pfund 
C2712-2716>  , 

4>  I>«»r  Sf*»iier  -  "\  cranialer  (A$*t:ii!'"r )  I). 

Die  Sleuet'veranliiger  sind  K  i  r  chspielsbeamt  e;  sie  werden 
Mf^  den  Vorschlag  der  Kirchspielsversammlung  (wiry)  von  den 
Generalkommissarien  ernannt,  in  der  Regel  einer  für  .ein  Kirch- 
spiel; wo  der  Umfang  der  Geschäfte  diess  erheischt,  auch  mehrere. 

Man  wählt  vorzugsweise  Männer,  welche  bereits  Kirchspielsbe- 
amte gewesen  sind,  oder  Gewerbtreibende,  welche  sich  von  den 
Geschfiflen  zarttckgezogen  haben,  und  bei  massigem  Vermögen 
ebensowohl  eine  kleine  Zulage  als  eine  ihnen  zusagende  Be- 

Ij  5  et  6.  Virt.  c.  35.     36.  37.  46-49.  74.  ÖO.   Evldeace,  Q.  133i 
137.  763-67.  i6U-»9.  2712-16.      .     .  " 
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schäfligung  gern  annehmen  (2489).  Sie  leisten  (wie  dfe 
übrigen  Beamten)  einen  Eid  der  Verschwiegenheit  und  empfangen 
eme  Dienstanweisung  von  dem  VorsiUenden  der  Generalkom-* 
vissarteii,  sowie  em  auf  Yaranataltong  der  CenlFalbefaHrde  go* 
4nieklei  Bael,  welcbes  ihnen  ab  Fllbrer  difHn^. 

Ihre  Aufgabe  ist,  alle  Steuerpfliditigen  zur  Einreichung  einer 
Selbslschälzung  aufzufordern  und  dieselben  mit  den  gehorip-en 
^Formularen  zu  versehen ,  weiche  sie  von  xiein  Steueraufseher 
erhallen.  Die  Ten  den  Grund besilaern  nad  Pächlern 
JteMif  eingelienden  Deklarationen  sammelt  und  onfaiet  der 
Steuerreranlag^  selbst  und  trügt  den  vom  Inhaber  angegebenen 
Erlrag  des  betreffenden  Grundstückes,  den  zum  Zweck  der  Ar- 
mensteuer  eingeschätztea  Werth  desseiben,  und  seine  eigene 
gutachtliche  Schätzung  in  ein  blonderes  —  von  der  Gealrati- 
bebörde  angegebenes  Bueb  ein.  Die  vonGewerbelreibenden 
eingebenden  Selbstsdiitenngen  gtebl  er  verseblossen  an  den  9e*- 
kretar  (clerk)  ab,  und  wirkt  bei  der  Einschätzung  derselben  nur 
insoweit  mit,  als  sie  in  seinem  Kirchspiel  angesessen  sind  und 
die  Kommissarien  zuziehen  wollen. 

Endlich  haben  sie  für  den  Steuerauiseher  eine  alphäbetiaabe 
Liste  aller  derjenigen  Personen  anzufertigen,  weldie  nm  ihnen 
zur  Einreichung  einer  Deklaration  aufgefordert  sind,  nebst  der 
Angabe,  welche  derselben  solche  eingeschickt  und  welche  ange- 
zeigt haben,  dass  sie  von  den  Speciatkommissarien  eingeschätzt 
sein  wollen.  ^  ^  tf-f^.  : 

Zur  Entschädigung  flir  ihre  Mühe  erhalten  sie  eine  Tantitae 
von  der  wirklich  erhobenen  Steuer  im  Betrage  von  1 — l*/t  d. 
für  das  Pfund  (138  und  2706—11).  Ihre  Anstellung  geschieht 
bald  auf  1  Jahr,  bald  auf  längere  Zeit. 

isl  gleich  dem  Sieuerveranlager ,  ein  Ktrofasplelsbeamterf 
und  wird  ebenfalls  auf  Vorschlag  der  Kurobspielsveriammfaing 

1)  A  thUiB  i0  Ik4  froperly  mtUi  imeom  UiX  mci  Ue»  ly  $k»  l«jjrael«r 
Omtärai  of  atmmf9  tmi  fcw«  London ,  CfiowM  und  Sano ,  14  dk«rtiif 
CrM#«  1843.  4  #. 

2}  Uehw  daf  Amt  det  Staaeraliabeit  ist  lo  denselbea  Stilleiit  welche 
"  Ober  den  Steaervcfanlager  haadebiy  Aiukuft  sa  finden. 
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im  dm  Cflnerallioniiiawirien  «nmiiit.  b  dut  Regel  rini  der 
Steuerveranlager  und  Steuererheber  ein  und  dieselbe  Person, 
theils  weil  das  Ami  der  Steuererhebung  wesentlich  dazu  bcilröfift, 
mit  den  persönlichen  Verhältnissen  der  Steuerptlichligen  bekannt 
iMi  .Mcbefl,  iheüB  weil  es  wttiischeiiswerth  ist^  mögUchsl  wenigei 
FmoiMii  die  —  gefaeim  pa  ballenden  Efgebniese  der  Ein- 
HemneniteiierverwaHinig  mtUheilen  tn  müssen.  Das  Amt  des 
Btcuererhebers  trhellt  aus  seinem  Namen ;  er  wird  auf  dieselbe 
Weise,  wie  der  S leuer veranliager  durch  eine  Xanlieme  von  1— Vt 4« 
anf  das  PAind  bexahlt.  . ,  « 

m. 

SnmdiitM  flu  die  Teranlaging  der  ttener. 

Leitender  Grundsatz  ist  es  —  wie  bereits  oben  bemerkt 
wurde  —  das  £lnkonimen  bei  seinen  Quellen  ra  ergreifeni  • 
ebne  densdben  bei  seiner  weitem  Vertbeflung  folgen  zu  missen. 
Man  besteuert  das  Einkommen,  welches  ans  Grundbesitz  oder 

Gewerbebetrieb  fliesst,  im  Ganzen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
es  in  einer  Hand  bleibt,  oder  ob  mehrere  Anlheil  daran  haben. 
Der  Pächter  zahlt  die  Steuer  für  den  Eigenihiuner,  der  Kaufmann 
filr  den  Kapüaysten,  dessen  Vermögen  er  in  seinem  Geschftfte 
ang^gt  hat  und  verzinst;  dagegen  ist  der  Erwerbende  berechtigt, 
den  entspreehenden  Theil  der  Steuer  bei  der  Auszahlung  der 
Pachtrente ,  des  Zinses  u.  s.  w.  abzuziehen.  Jeder  Schuld-  . 
herr,  welcher  sich  diesen  gesetzlichen  Abzug  nicht  gefallen 
lassen  wiU,  wird  mit  einer  Busse  von  50  /.  bestraft;  alle  Yer- 
trUge^  welche  zur  Umgebung  eines  sdchen  Abzuges  geschlossen 
werden,  sind  nichtig  (5  et  6.  Vict.  c  35.  $  103). 

Von  durchgreifendem  Einnuss  isl  ferner  der  —  ebenfalls 
schon  oben  erwähnte  —  Grundsatz,  nicht  eine  D  e  f  i  n  i  l  i  o  n  von 
dem,  was  unter  Reineinkommen  zu  verstehen  sei,  aufzustellen, 
sondern  im  Gesetz  selbst  sf^eciell  anzugeben,  welches  Einkommen 
als  Roheinkommen  zum  Grunde-  zu  legen,  und  welche  Abzüge 
davon  statthaft  seien.  Der  J[test  ist  dann  der  Steuer  unterworfen, 
obwohl  derselbe  unzweifelhaft  nicht  Uberall  als  wirkliches  Rda- 
einkommeu  angesehen  werden  kann. 
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Um  beide  Gmodsälze  durchfiitiren  zu  können,  wird  das  gme 
IfaliomileiiiluNiiiBeB  Mch  der  YenchiedeBiieü  seiaer  QueUen  vod 
Beschaffeaheil  in  5  HanpUblbeiliinf  en  geüieilty  md  es  sind 
den  enisprecbend  Hi  dem  Gesetz  in  5  versdiiedeiieii ,  nH  4m 

Buchsiaben  A.  ß.  C.  D.  E.  bezeichneten  Abschnitten  oder  Titeln 
die  Grandsätze  für  dessen  ßesk'uerung  ausrührlich  angegebea. 

1}  Der  Titei^  (schedule)  A  umfasst  alle  fi.eat.^n  mß 
Grvndeigenlhum  und  erblichen  Gerecbtsame^^  Mlb^r 
friffen  Zehnten,  kirchliche  Zinsen,  Laudemien,  SMMMdit» 
Bergwerke,  Kanäle,  Brücken,  Zölle,  Eisenbahnen  u.  s,  w. 

2)  Unter  Titel  B  gebort  der  Gewinn  der  Pächter  ( In- 
haber j  von  Ländern,  erblichen  Gerechtsamen  und  Zehnten. 
Für  die  Miethe  von  Wohnhäusern  and  von  Waarenhäusern,  die 
zom  BeUiebe  eines  bereits  besteuerten  Geschäfts  gehören»  wM 
man  nicht  besonders  besteuert 

3)  Titel  C  uailassl  das  Einkommen  an  J  a Ii  rgel  dem  und 
Zinsen,  welche  aus  einer  unter  öiTentlichcr  Aufsicht  stehendepi 
Kasso  gezahlt  werden.  Dahin  gehören  die  Zinsen  uadi  MM^ 
gelder,  welche  die  Banic  von  England,  die  Sttdsecfcoinpagnie^ 
die  Ostindische  Kompagnie,  die  Verwaltung  der  Staalsscliuld  und 
a.  m.  auszahlen.  Ausgenommen  (und  von  der  Steuer  frei}  sind 
die  mit  gesetzlicher  Bewilligung  bei  öffentlichen  Kassen  aii^re- 
legten  Gelder  der  Gesellschaften  zu  gegenseitiger  Unter- 
Stützung,  der  Sparbanken,  milden  Sl^ungen,  sowie  die 
der  Königin  9  und  den  in  England  accredüirten  Gesandten  aus- 
wärtiger Höfe  gehörenden  Schuldscheine.  . 

4)  Titel  D  begreift  alles  Kinkommeii  au5  dem  Betriebe 
eines  Gewerbes,  sowie  einer  jeden  gewinnbringenden  Beschäf- 
tigung, welche  wir  nicht  unter  den  Begriff  eines  Gewerbes  zu 
bringen  pflegen,  wie  z,  &  Einkommen  aus  ärztlicher  oder  juri- 
stischer Praxis  9  Einkommen  von  Werkrabrem,  Literaten  etc. 
Auch  wird  unter  diesem  Titel  alles  Einkommen  besteuert,  was 
nicht  bereits  unter  den  andern  Titeln  besonders  aufgeführt  und 
besteuert  ist.  .v<' 

5)  Unter  Titel  £  gehören  allejius  öffentlichen  Kassen  ge- 
zahlten Besoldungen  und  Pensionen  von  Beamten. 

Wir  wollen  nun  etwas  näher  anführen,  welche  Nornm  fikr 
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die  Schätzung  (les  steuerpflichtipfen  Einkommens  bei  jedem  dieser 
Tüel  und  der  cntsprecbeaden  EinkommenqueUe  gegeben  sind  und 
werden  dabei  der  KAvte  wegen 

1.  dM  QBleK  Tilel  A  besteuerte  Ettonmen  mit  Einkommen 
a«8  Ornndbesitz  oder  an  Grundrenten, 

2.  das  unter  Titel  B  besteuerte  mit  Einkommen  aus  Pac ti- 
tungen, 

3.  das  unter  Titel  C  besteuerte  mit  Einkommen  an  Zinsen 
oder  Kapitalrenten» 

4.  das  unter  Titel  D  beslenerio  mit  Einkommen  ans  Ge- 
wer b  c  b  e  t  r  i  e  b ,  und 

5.  das  unter  T  i  t  e  1  E  besteuerte  mit  Einkommen  aus  G  e  h  ä  U  e  r  n 

bezeichnen»  wenn  gleich  unter  Titel  A  und  D  auch  noch  andere 

fiittkommenquettett  als  Grundbesits  mid  Gewerbe,  dagegen,  unter 

B  niefat  alte  Paclitmigen  begriffen  sind. 

1.  ßinkommea  aas  Grundbesitz 
(TU.  A.) 

Das  Gesetz  besÜmmt,  dass  der  Be^recbnung  des  steuer- 
pflichtigen Ertrages  des  Grundeigenlbumes  die  volle  Rente 
Crock  ^rwO  sum  Grunde  gelegt  werden  soU,  fikr  weiche  das 
Gmndstilok  jährlich  und  unter  Beobachtung  des  herkdmmlichen 
Yerhültnisses  zwischen  Pächter  und  Grundherren  yerpachtel 
werden  kann.  Noch  dem  Herkommen  fallen  in  England  dem 
Grundherrn  gewisse  Kosten  der  Instandhaltung  —  wie  nament- 
lioh  die  Reparaturen  der  Gehfiude,  Hecken»  Dänmie»  Drams  u.  s*  w. 
—  snr  Last,  dagegen  bat  der  Pschter  die  Komnmnalabgaben  — 
wie  die  Armensteuer,  die  Grafschaflsstener  und  andere,  zu  tragen. 
In  Schollland  ist  das  Heikommen  etwas  abweichend,  indem  dort 
die  Kommunalabgaben  —  unter  diesen  auch  Abgaben  zur  Unter- 
haltung der  Schulen  und  Kirchen  —  der  Regel  nach  nicht  vom 
Püchter, .  sondern,  vom  Grundherrn  übernommen  werden 
(70.  3646-49). 

Ist  durch  einen  besonderen  Verlrao;  ein  anderes  Verhältniss 
der  Vertheilung  der  Lasten  vereinbart  worden,  so  ist  hierauf 
bei.  der  Scbätaung  des  steuerpflichtigen  Ertrages  natürlich  RUck- 

1)  j  et  6.  Viel.  c.  35.  $  60,  Schedula  A.    Evidencc  70.  Uöi.  id75— 88. 
1424—27.  1657-1690.  2906-13.  3071-75.  3646-49. 
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sieht  zu  nehmen.  Ingleicheri  wird  bei  einem  Abscbluss  (le§ 
Pachlverlrages  auf  längere  Zeil,  als  <\uf  7  Jahre,  vorausgeselzl, 
dass  die  gezahlte  Rente  nicht  den  vollen  gegenwärtigen  Pachl* 
werlh  des  Grundilidtf  nuMlrttcki»  iaden  in  soicimi  Falle  der 
Pichter  dem  Gradherni  eRlwedier  bein  Anlritt  der  Picht,  eine 
Ifewisse  Semne  tu  sahlea,  oder  die  den  Gnindberm  Ireffmden 
Lasten  zu  übernehmen,  oder  endlich  durch  eigene  Kapitalanlagen 
das  Gut  zu  verbessern  und  den  ßrirag  zu  erhöhen  pflegt  (1311. 
1375—80.  2906—13).  Von  dem  nach  diesen  GesicMspuklen 
emilteltett  voUen  Pechterlref  e  dürfiea  nir  die  LandUixe  ifeOi- 
eelbst  diese  nicht  abgeldst  ist,  —  und  die  Öffentlichen  Abgehen 
iUr  Erhallung  der  Dämme,  Drains  und  Hecken,  soweit  solche 
bestehen,  abgesetzt  werden  (1424 — 27). 

la  k>cbottland  wird  nach  den  dort  herrschenden  Verhältnissen 
nur  iUr  die  Landtaxe  ein  Ahmg  bewilligi  (3646).  Filr  die 
Kosten  der  Inslandhallung,  der  Veriichemnif  geg^n  Penerschaden 
nnd  andere  Verluste,  der  Erhebung  der  Renten,  flttr  AusftHe 
und  bewilligte  Erlasse,  für  Processkosten  u.  s.  w.  darf  der  Grund- 
herr von  der  bezogenen  Heule  keinen  Abzug  machen.  Auch 
bat  der  Grundherr  bei  Unfällen  aller  Art,  welche  ihn  Ireflen 
können,  lieinen  Ansprach  auf  Steuererlass.  Nur  wenn  Sturm  oder 
Wasserllulh  sein  Eigenthutn  verwüsten,  rBumt  das  Gesetz  Ihm 
einen  solchen  Anspruch  ein.  Die  Praxis  ist  indess  milder  als, 
das  Gesetz,  und  bei  Fällen  eines  iranzliclien  Verlustes  der  Renten 
z.  B.  durch  Davongehen  des  Pächters  hat  die  Ceniralbehörde 
fKeuererlass  bewilligt  (1657-^90).  Man  sieht  jedoch,  dass  die 
Steuer  nicht  nur  den  Ertrag  triflt,  welchen  wir  reine  Grund- 
Tente  nennen  wttrden.  'Bei  Wohngebäuden,  welche  nach  den» 
selben  Grundsätzen  besteuert  werden,  bildet  dieser  Punkt  einen 
Gegenstand  lebhafter  und  nicht  ungegründeter  Beschwerden. 
Denn  nicht  allein  skid  die  iiaaren  Auslagen  fUr  die  Instandhaltung 
der  Wohngebäude  oft  ziemlich  beträchtlich ,  sondern  der  Regel 
nach  verliert  das  Haus  im  Lauf  der  Zeit  an  Werth.  Auf  beides 
wird  bei  der  Schätzinig  des  .sleuerpflichligen  Ertrages  keine 
Rücksicht  genommen  ^2483.  2484.  3664.  2504  -  2507.  2522—26. 
2939^51). 

In  ähnlicher  Weise  besliaunt  das  GeeelZi  wie  der  steoer- 
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I^Aiobtig^e  Ertrag  von  andern  Arten  unbeweglichen  YermdgeiMi 
jMnchnet  werdea  golL  Bei  Eisenbahnen,  Kanülen,  Bergwerke«, 
Wtlen,  ZöUon  eta.  isl  ntch  Matfigabe  der  eigenlhftmlicfaaii  Vei^ 
Uttniwe  einer  jeilen  dieser  Arten  des  Eifentiinmef  yorf esehrieben, 

dass  der  Ei  trag,  bald  des  letzten  Jahres,  bald  der  Durchsclinitls- 
ertrag  der  3 — 5  lelztverflossenen  Jahre  die  Grundlage  für  die 
iKMTjMilaguog  der  Steuer  bilden  soU,  und  welche  Abzüge  davon 
Wr^talten  aind.  Den  firmeeien  der  Steo^pfliolMigen  wie  der 
«IwMtRenden  Beamten  sind  fikr  die  Entscheidong  darüber,  was 
als  steuerpflichtiges  Einkommen  zu  betrachten  sei,  möglichst  en^e 
Grenzen  gesetzt.  Dabei  hat  man  indess  manche  Härten  nicht 
'K^rmeiden  können.  Diess  crheilt  noch  deutlicher  aus  den  Yor* 
lifcqBenj  welche  Air  die  Schitznng 

it^^^'^  I.  das  EtokmiBais  nu  Pidtingan 

(Tii.  ß.) 

TM  Linderei'en  gegeben  sind        Der  Pächter  soll  nämlich  in 
England  <]ic  li;ilfte,  in  Schottland  nahe  ein  Drittheil  der 
^euer  zahlen,  welche  der  Eigenthümcr  zu  entrichten  hat.  Ge- 
paner:  der  Pächter  bat  in  England  3Vt      in  SduiUland  2%  4. 
4fOBi  Pfund  der  vollen  Packlrente  sa  Stenern,  der  Eigenthttner 
J7  <f.   Das  beisst  mit  andern  Worten:  das  Gesetz  regelt  die 
Steuer  des  Pächters  nach  der  allpfemeinen  Voraussetzung,  dass 
derselbe  in  England  die  Ualfle,  in  Schottland  nahe  bei  ein  Drittel 
der  an  den  Gulabemi  gezabUen  Rente  als  Lokn  sebier  Tbätig* 
jieit  filr  sich  beziehen  werde.  Das  Verhitttniss  des  Pichterge* 
Winnes  znr  Pachtrente  ist  in  England  «nd  Sehottland  verschieden 
angenommen,  weil,  —  wie  oben  erwähnt  wurde,  —  der  Grund- 
herr in  Schottland  alle  ülfentiicben  Lasten  und  Abgaben  zu  tragen 
bat,  welche  ia  England  grossenibeils  den  Pächter  treffen.  Die 
jfXk  den  Grundherrn  zu  zahlende  Rente  entbfiit  also  in  Sobottland 
#ech  mehr  Posten,  welche  nur  als  Auslagen  zu  betrachten  sind, 
wie  in  England,  und  ist  daher  verhältnissmässig  höher.  Der 
Gewinn  des  Pachters  wird  hiernach  unter  sonst  gleichen  Um- 
^Manden  in  Schottland  einen  kleineren  Theil  der  Rente  bilden 

iM^r-  

1)  5  et  6.  Victor,  c.  3").  §  6j  — ^H.  Rcpori  etc.  Evidencef  Q.  70.  ?918. 
2719.  2930—33.  Vgl.  den  (nicht  ^angenommenen)  Entwiirf  Humes  su 
eiaem  fierichle  dei  AuMchuMc»»  ebeodat.  H.  f.  XXI. 
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als  in  England  (70).  Doch  ist  es  klar,  dass  diese  Schätzung 
des  Reineinkommen^i  der  Pächter  überhaupt  nur  eine  sehr  sum- 
jBansche  und  rohe  genannt  werden  kann.  Zur  Rechtfertignnf 
diesei  Verfahrens  wird  angeführt,  diiss  ea  keinen  anderen  Weg 
gebe,  das  Einkoaunen  der  Pttehter  an  ermitteln,  da  aie  im  All- 
gemeinen keine  Reclmungen  führten  (2930 — 32).  Der  Regel 
nach  wird  diese  Schätzung  ohne  Zweifel  eine  mässige  sein,  da 
«an  im  Anfinge  dieses  Jahrhunderts  den  Gewinn  der  Pichter 
höher,  ntadich  in  England  auf  der  Pachtrente  inld  in^  MilSlF^ 
land  auf  V2  derselben,  angesetzt  und  die  Steuer  iiu^  dleirite 
Grundsalze  einen  Zeitraum  von  mehr  als  10  Jahren  und  im  Be- 
trage von  10%  erhoben  haL  Dazu  ist  durch  eine  neuerliche 
Akte  den  Pächtern  die  Befugniss  eingeräumt,  eine  Brmäsiiging 
ihrer  Steuer  au  veriangen,  wenn  sie  nachsuweisen  TemiOgen, 
dass  ihr  Einkommen  ein  geringeres  gewesen  sei 
'  *  Immerhin  aber  erkennt  man,  dass  die  Besteuerung  des  Er- 
traq-es  des  Grundeigenthumes  auch  unter  der  Einkommensleuer- 
akte  Boch  vieles  von  der  Natur  einer  Grundsteuer  hat  und  sich 
keineswegs  aHen  Schwankungen  des  Reinertrages  änschliesst. 
Hierhin  gehört  gleichfalls  die  Bestimmung,  dass  ein  Grundherr 
von  seiner  Steuerpflicht  nicht  frei  wird  ,  auch  wenn  die  Rente 
nicht  eingeht,  und  dass  überhaupt  das  Grundstück  für  die 
Steuer  haftet  (1650.  i659> 

Auf  Pachtungen  von  Kanälen,  Bisenwerken,  Zöllen  etc., 
femer  von  Gebäuden,  die  cum  Gewerbehetriebe  benutzt  werden» 
indet  die  oben  angegebene  Regel  keine  Anwendung.  Man  be* 
steuert  den  Erlrag  aus  dieser  Art  von  Gnindeigenthum  nicht 
auf  doppeltem  Wege,  sondern  sucht  den  steuerpflichtigen  Betrag 
im  Ganzen  zu  ermittein  und  in  einem  Posten  zu  besteuern. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  das  steuerpflichtige  Einkommen 
der  Inhaber  von  Landereien,  im  Falle  dieselben  zur  Gartenkultur 
u.  dgl.  benutzt  werden,  genauer  und  auf  demselben  Wege,  wie  das 

1)  Siehe  14  et  15.  Victor,  c.  12.  3.  Von  dieser  Befugniss  machten 
(1852)  nur  1,200  Pächter  Gebrauch,  deren  756  ermässigt  wurden.  Der 
Betrag  des  Steuernachlasses  belief  sich  iin  (janzen  nur  ruf  3,419  woraus 
hervorgellt,  dass  die  Einschätzung  der  Tachter  im  Allgemeiiiea  eine  »eiir 
milde  ßeia  muss.    Keturü  ISr.  4Ui.  13.  May  lÖ53. 
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Einkommen  von  Gewerbebefrieb  ermittelt,  d.  h.  auf  Grund 
von  Deklarationen  und  oäherea  Macitforscbiiiigen  ttbcr  den  wirk- 
lieb ersieUea  Gemmi. 
Bei  der  BeglemMf 

3.  des  Einkonuaefis  an  Ziasea,  ZeitreattA  a.  s.  w. 

(Tit.  C.) 

welche  aus  öflentlichen  Kassen  gezahlt  werden,  bedarf  es  keiner 
weiteren  Vorschriften  für  die  Ermittelung  de«  «teuerpflichtigen 
Betrages,  da  hier  das  ganze  BiokiMMiieii  olne  Absttge  der 
Steuer  «nterworfen  isti  iiwofeni  Hiebt  aal  Grmid  beaonderer 
BeetioMauiigen  des  Geaelses  Amipruch  auf  Steuerfreiheit  er- 
hoben werden  kann. 

Zu  bemerken  ist  auch  hierbei,  dass  die  Gleichstellung  der 
m  fingUuid  sieoilich  hiufigea  Zeitresten  (welcbe  nnr  bis  xn 
einem  bestimmten  Jahre  gesahlt  weiden ,  nnd  daher  Zinsen  «nd 
Kapltalrttckzablungen  xngleicb  einscUiessen),  mtl  den  fortlaufenden 
Zinsen  eines  ungeschmälert  bleibenden  Kapitals  (in  Konsols 
tt.  dgl.}  dem  strengen  BegritTe  einer  Steuer  vom  lieineinkommea 
nicht  entspricht  Die  Praxis  hat  sieh  hier,  wie  bi  vielen  andern 
Punkten  von  den  Bahnen  einer  abstrakten  Theorie  entfernt  und 
entfernen  müssen,  was  dann  nicht  verfehlt  bat,  lebbaAe  Angriffe 
auf  das  heriüchende  System  hervorzurufen. 

4.  Bu  Eiafconmen  aus  Gswnrhthstrieb  ^) 

(Tit.  D.) 

wird  bei  den  Gewerben  im  engeren  Sinne  nach  den  durcbschnitfr-* 
lichenErtrage  des  Gesohiftes  in  den  drei  vorhergegangenen 
Jahren  und  bei  gewinnbringenden  Bemfegeschilftenf  wie  bei  änt- 

]icher  und  juristischer  Praxis  etc.  nach  dem  Einkommen  des 
1  e t z t verflossenen  Jahres  liesleuert.  Auch  hier  ist  gcnuu  ange- 
geben, welche  Abzüge  von  dem  Gesammteinkommen  bei  jeder 
Art  gewinnbringender  Beschäftigung  gemacht  werden  dürfen. 
Man  kann  das  in  den  einzelnen  Bestimmungen  befolgte  Syslevn 
dahin  charaklerisiren,  dass  nur  die  baaren  Auslagen,  welche  der 
Fortbetrieb  des  Geschäftes  erheischt,  abgesetzt,  dagegen  nicht 
—  wie  es  im  Geschäftsverkehr  sonst  allerdings  ülxiich  ist  —  im 

1}  5  et  6.  Victor,  c.  35.  $.  100—104.  133.  Rtfort  tie,  Evidmce,  Q. 
1253—1314.  2479-^.  a252— es. 
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Allgemeinen  gewfsse  rrozentsalzc  des  Betriebskapitals  für  A  b- 
BttUung  in  Anrechnung  gebracht  werden  dilrfeii.  Darauf, 
dass  Maschinen,  Schiffe  etc.  im  Laufe  der  Zeit  weniger  gote 
Dienste  leisten,  an  Werth  verlieren,  imd  snletst  nnkfaachbar 
werden,  darf  bei  Berechnung  des  steaerpflichlipen  Einkomnu  ns 
nach  dem  Gesetze  keine,  oder  diich  nirlit  dio  lliirlv^iiht  ocnoiii- 
men  werden,  weiche  hei  Berechnung  des  Gewinnes  unter  Tin  il- 
kabem  in  Anwendung  gebracht  werden  würde  (1253^62). 
Nor  die  wirklich  verwandten  Repäraturkosfen  dttrftn  Mf  JHiilM 
gebracht  werden,  und  in  dem  Falle,  tiass  eine  unbrhtt<fM»f'^|i|£ 
wordene  Maschine  durch  eine  neue  ersetzt  werd(  ii  innss,  g^e- 
statlen  die  Kommissäre  einen  Theil  ihrer  liusileü  als  Ausklage  in 
Absv^  au  bringen.  In  ähnlicher  Weise  zieht  das  Geseife  siiaalich 
enge  Grenzen  für  die  Bemcksichtigong  der  Verla  st  e^^'NKbdM 
Gewerbetreibende  ausgesetzt  sind.  In  wie  weit  ausat^heüfde'lrM^ 
deruns^en  als  unsicher  betrachtet,  und  bei  der  Berechnung  (l(»r 
Einnahme  ausser  Ansatz  bleiben  kiiiinen,  enischeiden  die  Koni- 
missarien  ofi  nach  anderen  Grundsätzen,  als  Geschafft smflnner 
unter  sich  gelten  lassen  würden  (1312—14;  16  et  17.  Via: 
e.  34.  S  50),  0ei  der  Feststellung  des  steuerpflicfattgeil  IMW^ 
eines  Creschüfles  dftrfen  Verluste,  die  mit  dem  Betri^^^dli^ 
selben  in  keiner  Verbindung  st  In  n  (^z  ß.  bei  einem  andern 
Geschälie},  nicht  abgesetzt  weid(  n.  vielmehr  aiu»»  der  Gewinn 
bei  dem  einen  versteuert  werden,  auch  wenn  demselben  über- 
wiegende Verluste  anderweit  gegenüber  stehen  ($^00  dei^  Aftfl^ 
Nr.  3.  Report  etc.  3252-63.  2479-86).  i  i'^  .« 

^  Diese  Bestimmungen  werden  nicht  weniger  wie  d!g  oben- 
erwähnten bei  Berechnung  des  slcueipnirlUigcn  Einkouimcns  von 
Grundeigenlhum ,  oft  als  unbillig  empfunden,  da  der  Gewerb- 
treibende  hiernach  ohne  Zweifel  oft  mehr  \  cr>truern  miis^^  mi 
tit  an  wirklichem  Reineinkommen  beziehl  (2472.  2476). 

Im  fiebrigen  werden  die  Gewerbetreibenden  milder  behandelt^ 
als  die  Besitzer  von  Grundeigenthum.  Obschon  sie,  wie  aus  dem 
Obigen  erhellt,  veipflichtet  sind,  einen  Voranschlag  ihres  zu 
erwartenden  Einkommens  nach  den  Ergebnissen  der  vorange- 
gangenen Jahae  zu  machen»  und  hiernach  die  Steuisr  zu  ent- 
licbten,  so  sind  sie  doch  durch  eine  besondere  Bestinuaung  der 
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Akte  (§  133}  ermächtigt,  eine  Ermässigung  oder  Ruckerstattong 
der  Steuer  tn  verlaiige%  wenn  sie,  im  Laufe  oder  am  finde  des 
Jabrte  aadiBiiweiien  im  Staude  find,  daaa  ihre  wirklichen 
EinnalMnen  hinter  dem  VoranflcMage  zwUeligebljeben  aind. 

Dieser  \  ergUnätiguug  eiUbehrea  die  GiunilliesiUei. 
Bei 

i.  dam  liakamra«B  in  Baaaldagan 

(Tit.  E.) 

jMTentUaliar  Beamlan  lat  nur  in  bemerlMn,  dasa  alle  Neiieneio- 
kinlle  an  Gebtthren,  Sporlaln  ete.  nach  einem  dreijährige  n  Dureii«« 
schnitte  hinzugerechnet  und  mit  besteuert  werden.  Dagegen 

sind  sie  berechligt,  alle  bei  der  und  durch  die  Aii.siibiino:  ihres 
Amtes  entstehenden  Unkosten,  ingieichea  Gehaltsabzüge  zum 
Fenaionaliaadi  oder  aar  Wiliwenkasae  von  ikrem  Einkommaa 
abmaetiefi  (16  et  17.  Viel.  e.  34.  S  51.  54). 

IV. 

Terfakren  bei  Emittelung  dea  linkommmis* 

Bin  beioDderei  Yerfiidiren  snr  fimuttelnng  dea  fiinkommena 
wird  nur  bei  der  Schälinng  dea  Briragea  ana  Gmndbeailz  (unter 
Tit  A  und  6)  und  ana  Gewerbebetrieb  (unter  Tit.  D)  erfordere 

lieh,  da  die  aus  öffentlichen  Kassen  zu  zuhlenden  Zinsen,  Zeit- 
lenten,  Gehälter  und  Pensionen  etc.  (unter  Tit.  G  und  den 
Behörden  ohne  Weiterea  bekannt  sind. 

Bei  der  Binaehitanng  4aa  Binkooimena  ans  Gmndbesili  nnd 
Gowarbehelrieb  bat  man  das  regelmtf  ssige  Verfohren  vor  den 
Generalkommissarien  des  Bezirkes  von  dem  ausser- 
ordentlichen vor  den  Specialkommissarien  der  Krone 
mi  nntajaoheiden.   Wir  eriintem  aumt 

1.  das  Terflihren  ?or  den  OenertltaBuntesariaa. 

In  England  und  Schottland  ist  die  Einschätzung  des  Ein» 
kommens  aus  Grundeigenthum  und  Gewerbebetrieb  der  Regel 
nach  Aufgabe  der  Generalkommisaarien  des  Bezirkes, 
in  welchem  das  Grund eigenthom  Hegt,  oder  das  Gewerbe  be- 
trieben wird,  unter  Zuziuiiuiig  und  mit  Unterstülzung  der 
Uaterbeamten,  deren  wir  oben  gedacht  haben.   Das  Verfahren 
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md  insbesondere  die  Mitwirkung^  der  verschiedenen  Unterbe- 
tnten  ist  elWM  Mbwenß^ni^  je  mchden  ee  sich  darum  banddli 
den  Erlrag  ans  Grundbesitz  (nnler  Tit.  A}  oder  aus  Ge«« 
weriiebetridl»  (unter  Tit.  D)  einsuscfaStsen.   Wir  beschreibefi 

daher  das  bei  jeder  dieser  iieiden  Einkommensquellen  beobachtete 
Verüahren  besonders. 

*>  8«lüUs«ag  4m»  Ertr»^«»«  ans  UmAMSMlbwi» 

Tit.  A. 

In  der  ersten  Woche  des  April  verMmmeln  «ich  die  6e^ 
nerulkomnussarieii  des  Besirk^  jäbriicli»  um  die  Steuerveiaalafier 
0t$$e$$or8)  für  jedes  Kirohs|Nel  lu  ernennen,  oder  die  bisherigen 

in  ihren  Aemtem  zu  bi^slcKigen  (13543.  Die  zugleich  an- 
wesenden Sleiioraufseher  (sui  rej/ora)  bändigen  den  Steuerver* 
anlagern  die  verschiedenen  Formulare  nebst  der  gedruckten  In-* 
struktion  (guide}  ein,  welche  von  der  Centralverwattonij^  den 
AuCsefaem  sugeschickt  werden ,  und  ertheilen  den  Steuerveran- 
lagern  noch  mündlich  die  nöthige  Anweisung  über  die  ihnen 
obliegenden  Pflichten.  Bei  dieser  Versanimlung  beraumen  die 
Kominissarien  sogleich  den  Tag  für  ihre  nächste  Sitzung  an 
(nafib  7  Wochen  bis  2  Monaten},  an  wekheai  Termine  der 
Steuerverank^er  das  von  ihn  entworfene  Kataster  ekisureichen  hat. 

In  der  Zwischenseit  schickt  der  ^teuerveranlager  an  jeden 
Inhaber  eines  Grundstückes  (Hauses,  Landauies  etc.)  die  Auf- 
forderung, über  den  Ertrag  nach  Anleitung  eines  beigegebenen 
Formulars  die  nöthige  Auskunft  zu  ertheilen  ^}  und  trügt  die 
Selbsttaxe  des  Inhjsben  (fidis  derselbe  eine  soldie  gegeben  hat}, 
ferner  den  Ertrag  des  Grundstückes,  wie  derselbe  behnfe  der 
Armensteuer  eingeschätzt  ist,  endlich  seine  eigene  Taxe,  in  ein 
besonders  zu  diesem  Zwecke  von  der  Gentraisteuerbehorde  aus- 
gegebenes Buch  ein.   Die  Taxe  des  Steuerveranlagers  dient 


1)  a.  Rßfort  ^e.  EvideMe,  Q.  1354-60.  1387-1420.  2674  ff.  2840  ff. 
3071  ff. 

2)  riach  dem  ihm  zugestellten  Formular  soll  jeder  Inhaber  eines  Grund- 
stückes Auskunft  ertheilen  über  1)  den  i>amen  und  Wohnort  des  Eigen- 
thümers;  2)  die  Bedingungen  der  Pacht;  3)  den  Bttrag  der  Pachtrente; 
4)  den  jährlichen  Pachlwerth  (nach  seiner  Schätzung);  5)  die  gezahlte  Ar- 
mensteiMr;  6)  den  Betrag  der  noch  nicht  abgelöste»  Gmadstouer. 
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sowohl  zur  Ergänzung"  der  etwa  unlerlassenen  Taxe  des  Inhabers,  * 
als  auch  zu  ihrer  Berichtigung,  wenn  dieselbe  zu  niedrige  aii»* 
gefiilten  ist.  Dio  Naneii  der  Stowrpfliciitiir^n  («ier  Inhaber  der 
Grnndstttoke)  entRiimiil  der  Steuenrenmlager .  aus  den  Anneii- 
ftemmrolleii  (1357.  2854). 

Die  von  dem  Sfeueiveranla<>er  angeferliglen  Steuerrollen 
werden  in  der  zuvor  anberaumten  Sitzung  von  den  Generaiiiom« 
missarieii  vorläufig  genehmigt  (1358)  ood  dann  nebst  de«  De« 
klaratkMien  der  Steuerpflichtigen  dem  Aufseber  Qbergebea 
(2840—46). 

'  Diesem  liegt  in  Beziehung^  auf  die  Prüfung  des  Katasters 
die  HRiiplarbeit  oh.  Er  vergleicht  die  in  das  Kalaster  einge- 
tragenen Ziffern  mit  den  in  den  Deklarationen  enthaltenen,  und 
den  ihm  von  der  Armensteuenrerwaltung  unmittelbar  ingehesden 
MiekrpeM^,  nimmt  RUckspraebe  mit  dem  Steuenreranlager  (2846) 
Und  bemerkt  zuletzt  seine  gutachtliche  Schätzung  in  der  Steuer-^ 
rolle  in  einer  besonderen  dazu  bestimmten  Spalte  (1360). 
Hierauf  giebt  er  sümmtliche  Papiere  dem  Sekretär  der  General- 
kommissarien  znrttck,  und  dieser  benachrichtigt  die  Steuerpflich** 
tigen  von  dem  Betrage,  su  welchem  ihr  Grundstttck  eingeschUtKt 
ist  und  an  welchem  Tage  die  Generalkommtssarien  ihre  Efnwen* 
düngen  dagegen  zu  hören  bereit  sein  werden.  Die  Generalkom- 
missarien  ent^icheiden  nach  Vernehmung  des  Steuerpflichtigen  auf 
der  einen  und  des  Aufsehers  auf  der  andern  Seite.  Ist  eine  der 
Parteien  mit  dieser  Entscheidung  nicht  zufrieden,  so  hat  jeder 
Theil  das  Recht,  auf  eine  besondere  Abscbitznng  des  Grund- 
sittcks  ansotragen.  Die  Generalkonmiissarfen  l>eattflragen  dann 
einen  Sachverständigen  (einen  ord<  ntlichen  Taxator  oder  einen 
Kirchspielsbeamten  etc.)  damit  und  setzen  demgemäss  den  Er«» 
trag  schliesslich  fest  ')• 

Nach  den  tkbereinstimmenden  Aussagen  aller  vor  der  Parla-^ 
mentskommission  vemosuienen  Zeugen  hat  die  Abschätzung  des 
Gmndeigenibumes  keine  erhebKchen  Schwierigkeiten«  Man  hat 


1)  5  et  6    Yict.  C.  35.      81.    Vcrgl.  RäfWi  9U.  Evidenee  2364-72. 
Die  Kosten  der  Taie  trügt  der  Appellirende,  wenn  der  Werth  des  Gruodr 
liigeiithnmi  aber  iciae  Ansalie  hefondea  w|rd^  «onit  die  Staatskasse. 
Zaksdir.  fllr  SlaaUw«  18tM.  3i  Haft.  16 
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IMIf  die  Bfatfeliliung  def  Ertrag«!  tohvfii  der  AroMiistever, 

theils  die  Pachlkontrakle  zum  AnhalUpunkt  ("1370.  2730). 
Das  eine  dieser  Htilfsmitlel  dient  zor  Berichtigung  und  Ergänzung 
des  andern  (1388.  2860-67.  3665>  Die  fikischäteungen  zur 
Armensteuer  sind  nicht  immer  von  neuem  Dalom  noch  anoh  fiMi 
mit  Sof^all  angefertigt  (1415.  3667>  Vor  allen  Dingen  be- 
folgen die  Kirchsptelgbetmten  bei  Festsetzung  des  steucrpflich- 
lii.'^cii  Ij  lr;ig('«?  in  der  Uegel  nichl  die  Grundsätze,  deren  Bearhliiiig 
die  Eiflkommensteuerakte  vorschreibt,  und  weichen  in  ihren^ 
fahren  auch  untereinander  ab.  Sie  bewiUigen  Abzüge  von  ^dei; 
vollen  PAcbtrente,  in  Beriicksichtigung  der  Kosten  der  Mandr- 
baltmig  und  öfTentlicher  Lasten,  welche  theils  die  Gmndherren^ 

tlicil^;  (iic  l'üchlci"  noch  /u  traß-en  haben,  und  setzen  zu  (lern 
Ende  in  der  Regel  nur  einen  liruciilheil  dej&eibeu  als  den  üteuer- 
pflichtigen  Ertrag  an.  Das  dabei  zum  Grunde  gelegte  Yerhiütniss 
ist  in  den  verschiedenen  Kirchspielen  sehr  abweichend  m  IhM 
iTerdten  ^/s,  bald  oder  oft  sogar  nur  die  HftlAe  d«r  vfiAatt 
Pachfrente  ds  Katastralerlrag  (für  die  Armensteuer)  eingetragen. 
lii(i(\ss  gelan^ji  man  in  solchen  Fidlen  durcli  tinhere  l^nlersnchung 
dieses  Verhällnisses  bei  einigen  Grundstücken  in  (kr  Regel 
ohne  Schwierigkeit  dazu ,  die  Einschätzungen  des  gansen 
Spiels  berichtigen  und  mit  denen  anderer  Kirchspiele,  auf  den^ 
selben  Fuss  setzen  zu  können  (1371.  2867.  3096).  Zur  Er- 
gänzung und  Berichtigung  der  Armensleuereinschiil/imgen  dienen 
wie  benu'ikl  vuizüglidi  die  Aiio;d)eii  der  l^acitler  oder  Mielhef 
der  Grund&lücke  ^d.  h.  die  i'achtküntrakte).  Nach  der  ^bem^ 
itimmenden  Aussage  der  Beamten  sind  diese  meistens  zui^qih 
Itaig  und  genau  genug,  so  dass  sie  zur  Feststelluni^  def  Itr» 
träges  hinreichen.  Die  Armensteuer  wh^  daher  von  vk4ei| 
Beauden  nur  daiui  zum  Anhalt  t^rfwähll ,  wenn  der  Eigenthümer 
sein  Giuiidsluck  selbst  benutzt,  oder  der  Pächter  einen  Verlrag 
auf  längere  Zeit  abgeschlossen  hat,  so  dass  die  von  ihm  geaaldio 
Pachtrente  keinen  genitgenden  Uaasstab  fUr  den  vollen  OühiH 
Uchen)  Pachtwerth  abgiebt  (1419.  1420.  3096.  2858).  Zu  be- 
sondem  Abschätzungen  des  Ertrages  zu  schreiten,  wird  nur  selten 
nölhig  (IJÜl-  72). 

Jedenfalls  wird  durch  eine  solche  die  Sache  zur  Zulriedeii»« 
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heil  der  Betheilfg-ten  erlediget,  da  sowohl  der  mit  Aufnahme  der 
Taxe  beauftragte  Beamte  als  die  Kommissarien,  welche  dieselbe 
prüfen  und  genehmigen,  in  der  Gegend  ansässige  und  mit  den 
öHUcheB  YerliillUiifsen  genau  bekannte  Personen  sind.  Von  Be* 
sobwerden  Uber  eine  so  getroifene  Bntscbetdung  wird  kein  Bei- 
spiel berichtet  (1364). 

b)  SehfttBaag  des  Einkommens  aat  ee\verl»eb«tvleb. 

(TU.  D.) 

Der  Hauptnnterschied  des  Bhischälsungsverfahrens  hierbei 
gegen  das  eben  besefariebene  bei  dem  Gmndeigenthom  beruht 
darauf,  dass  die  Vorbereitung  der  ßteuerrollen  oder  die  erste 

Einschitlznnt)  luchl  dm  besolde  len  Beamten  (dem  Sleuervcran- 
lagcr  und  Aufseher!  allein  übcrlnssen  bleibt,  sondern  durch  die 
Beigeordneten  (addiüonal  commissioners)  bewirkt  wirdi 
Der  (kund  liegt  darin,  dass  es  hier  an  ähnlichen  positiven  An- 
baJU^unkten,  wie  die  Annenstever  und  Paehtvertage  sie  hei  dem 
GmndeigentbvHi  abgeben,  fehlt,  und  die  erste  EinschSIzung  ein 
Akt  des  gutachtlichen  Ermessens  bleiM,  wobei  zugleich  di6  Ge-* 
heimhallung  der  von  den  Steuerpfliclüigen  selbst  gemachten  An- 
gaben Pflicht  ist.  Im  Uebrigen  wirken  die  besoldeten  Unfpr- 
beamten  in  tthnlioher  Weise,  wie  bei  der  Einschätmng  des  Grund- 
eigentbums  mit.  Der  Steuerveranlager  (a9$e$$or)  empfingt 
Formulare  fttr  die  von  jedem  Steuerpflichtigen  abzugebenden 
Selbst'^chälzungen  (Deklaratiuncu).  Kr  handigt  dieselben  nicht 
nur  jedem  Gewerbetreibenden,  sondern  auch  jedem  Einsassen, 
dessen  Einkommen  er  auf  150  /.  und  mehr  schätzt,  ein.  Denn 
«Bter  'fit  D  wird  nicbt  nur  der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie 
jeder  gewinriuringenden  Besehiftigong,  sondern  auch  jedes  Ein- 
kommen (s.  B.  aus  auswürtigen  Besitsnngen,  Papieren  etc.),  wdches 
nicbt  schon  unter  einem  anderen  Titel  herangezogen  ist,  be-p 
steuert.  Die  ausgefüllten  Forrnuhire  (Schatzzeltel  oder  Deklara- 
tionen) werden  von  den  Steuerpflichtigen  entweder  unmittelbar 
«II  das  Bureau  der  Kommissarien  eingesandt,  oder  zwar  von  dem 
Stenerveranläger  In  dem  Kirchspiel  gesammelt,  jedoch  anerdffnet 
an  den  Sekrelttr  der  Kommissarien  abgegeben.  Der  Sekretär 


1)  tUfort  ete.  Btridmteet      743  S.  1517-27.  2671  fif.  297?  H  ^Ui  ü. 
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Öfihet  die  Schatzzettel  und  iTägi  die  Namen,  sowie  das  ange- 
gebene Einkommen  nebst  den  erforderlichen  Erläuterungen  in 
die  dazu  bestimmte  Steuerrolle  ein.  Darauf  sieht  der  Aufseher 
dieselben  durch,  vergleichl  sie  mit  den  Deklaralionen ,  und  be* 
reitet  sich  darauf  vor,  gegen  die  ihm  so  uedng  scheinenden 
SelbslschStziingen  seine  Einwendungen,  oder  fidls  keine 
Deklaralioa  eingereicht  ist,  seine  Vorschläge  zu  machen. 
Nunmehr  wird  von  den  Beigeordneten  ein  Termin  festgesetzt,  an 
welchem  sie  die  Steuerpflichtigen  einzeln  durchgehen  und  ihr 
Einkommen  festsetsen.  Hierbei  sind  der  Sakretlir  und  der  Anf«- 
seher  stets,  der  Steuerveranlager  nur  bei  der  EinsohitEung-  der 
Slüucrpilichligen  seines  Kirchspiels  zugegeiK  Die  Sleuerptlich- 
ligen  selbst  sind  hierbei  nicht  anwesend.  Auch  bei  dieser 
erfiten  Einschätzung  kommt  es  vor  allen  Dingen  auf  den  Eifer 
und  die  Umsicht  des  Aufsehers  an.  Die  Beigeordneten  neh- 
men auf  seine  VorschlSge  und  AnssteUungen  in  der  Regel  Rttdi- 
Sicht  (2469.  2898.  3045).  Auch  kann  er,  wenn  die  Beige- 
ordneten seiner  Ansichl  nicht  beipflichten  wollen,  den  Fall  vor 
die  Gcneralkommissarien  bringen.  Eifrige  Aufseher  bemühen  sich 
vor  allen  Dingen,  die  Steuerpflichtigen  selbst  zur  Einreichnng 
genUgender  Deklarationen  su  bewegen,  und  wenden  sich  nn  dem 
Ende  wiederholt  an  sie,  bald  sohrifUich,  bald  persönlich  (2979* 
2987).  Sind  diese  Bemühungen  ohne  Erfolg,  so  schreitet  man 
zu  dem  Miüel,  die  SteiuTpflic  litj|Ten  hoch  einzuschätzen,  um  sie 
dadurch  zu  einer  näheren  Auskunft  zu  veranlassen  (843.  3043). 

Da  die  Einkommensteuer  gegenwärtig  schon  tkber  10  Jahre 
hindurch  erhoben  wird,  so  liegen  ttber  die  M ehnahl  der  Steuer- 
pflichtigen bereits  EinscbStsungen  vor,  und  werden  verglichen. 
Ein  Herabgehen  unter  die  vorjährige  Steuer  wird  natürlich  ohne 
besondere  Gründe  und  genügende  Erläuterung  nicht  gestattet. 
Dazu  haben  die  Steuerveranlager,  Steuererheber,  Sekretäre,  Auf- 
seher und  endlich  die  Beigeordneten  selbst  im  Laufe  der  Zeit 
eine  ziemlieh  weitreichende  Kenntniss  der  persönlichen  Verhüll- 
nisse  der  Steuerpflichtigen,  oder  mindestens  der  Verhültnisse 
ihres  Gewerbebetriebes  erlangt.  Die  Beigeordneten  sind  in  der 
Regel  selbst  Geschäftsmänner;  von  vielen  Gewerbetreibenden  er- 
hält man  gewissenhafte  und  aasflohrüche  Deklanationeni  so  ge-> 
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winnt  nmi  Vergleichungspunkte ,  um  das  Einkonnnen  auch  der- 
jenigen einzuschätzen,  welche  der  Kommission  nicht  durch  ge- 
nOgeade  eigene  Angaben  entgegen  kommen. 

Haben  die  Beigeordnelen  die  Einschätzung  einer  Anzahl  von 
Steuerpflichtigen  beendet,  so  reichen  sie  die  Sienerroilen  den 
Gen  ei'a  1  k  0  III  III  is  s a r  i  (Ml  ein  iiiul  diese  setzen  die  Termine  an, 
an  welchen  sie  über  A  p  p  e  i  i  a  l  i  u  ri  e  ii  eiibcheiden  wollen.  Der 
Sekretär  beoachrichttgl  die  Betheiligten  von  dem  Beirage,  zn 
urekheoi  aie  eingeschützt  sind  und  zngleieh  von  den  Tagen,  an 
welehen  die  CSeneralkommissarien  ihre  Sitzungen  Mten  werden. 
In  der  Regel  werden  nur  die  Sleuerpflichlis^en  hiervon  in  Kennl- 
niss  geselzf,  deren  Einkoantieii  liolicr  (Mti<ii'sclialzl  ist,  als  sie  es 
angegeben  haben,  oder  bisher  versteuerten.  Wer  gegen  seine 
Snwobütznng  appelliren  will,  moss  diess  zuvor  anzeigen,  damit 
di^'^ovladuttgen  geregell  werden  können  und  nicht '  zn  viele 
Appellanten  anf  denselben  Termm- beschieden  werden.  Dm 
wird  den  Appellirenden  vom  Sekrular  eine  Anweisung  (precept) 
augeschickl,  über  welrh(>  Tunkte  oder  Verhältnisse  ihres  Ge- 
iihiflofl  mlfi  schriftlich  oder  mündlich  Angaben  zu  machen  haben 
^iMB);-  '  Im  Uebrigen  erscheinen  die  Steuerpflichtigen  an  dem 
f^eimine^ persönlich  und  die  Verhandlongen  werden  münd- 
lich geführt.  Die  Beigeordneten  sind  nicht  zugegen;  vielmehr 
ist  es  Sache  des  Aulsehers  und  des  Sekretärs,  die  Grunde  der 
ntfüMi^  Jünsohätznng  anzugeben. 

M'<^»Äer  Appellirende  wird,  wenn  er  ein  CSewerbe  (trade)  be^ 
trnütt^  «n%efordert ,  Auskunft  Uber  die  Natur  und  den  Umfang 

seines  Geschäftes  zu  erlheilen,  emen  Nachweis  seines  Solls  und 
Habens  aul/iistellcn  f3l48-~5üj  oder,  wenn  er  durch  persön- 
Hehe  Leistungen  (_wie  ärztliche  und  juristische  Praxis  elc,  pro- 
ft^ikimj  tiin  fiinkommen  bezieht,  seine  Reineinnahme  anzugeben 
«li^^el  Bü  »peiifiziren,  welche  Abzüge  er  von  seiner  6e- 
iMtnMmelmie  gemacht  hat  (3170— 3200>  Diese  Aussagen 
werden  protokollirt.  Dem  Steuerpflichtigen  ist  gestattet,  das 
Protokoll  durchzusehen  und  seine  Aussüneii  iiaclitififflich  zn  ino- 
diri^jHM»  Darauf  kann  er  mv  eidlichen  Bekrälligung  des  i'roto- 
Milhltttehaltett'  werden.  Weigert  sich  der  Steuerpflichtige,  die 
«fillangtelAtatatft  nn^eüen,  oder  ersdieuil  er  an  dem  Ter- 
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nine  niobl,  so  seist  er  sieh  eiier  ErMIraii^  s^er  Steuer  bis 

zum  tiieiiachen  Betrage  und  einer  Geldbusse  bis  zu  20  /.  aus. 

Die  Generalkoiiuiiissarien  hiiid  sogar  ermächtigt,  andere  Per- 
sonen vorzuladen  und  von  ihnen  Auskunft  über  die  Verhältnisse 
der  Stenerpfliehtigen ,  soweit  sie  darüber  mlerriclitet  sind ,  m 
verlangen,  selbst  von  den  Schreibern  oder  sonst  im  Dienste  nnd 
Geschäfte  des  StenerpfliehUgen  stehenden  Beamten  (5  et  6.  Yict. 
c.  35.  §  123-26.  Report,  Evidence  1625). 

Indcss  wird  von  dieser  Bctugniss  nur  höchst  selten,  wenn 
Ikberbaupt ,  Gebrauch  gemacht.  Auch  begnügt  man  sich  gegen 
den  AppeUirenden  in  der  Regel  mit  der  Frage,  ob  er  im  Stande 
nnd  bereit  sei,  seine  Angaben  zn  beeiden,  ohne  zur  wirklichen 
Abnahme  des  Eides  am  schreiten  (365  ff.  3 148.  3189.  5056. 
5108.  5125j. 

Nach  Untersuchung  des  Falles  in  der  angegebenen  Weise 
stellen  die  Generaikommissarien  das  Einkommen  des  Steuer^ 
Pflichtigen  fest  und  ihre  Entscheidung  ist  schUessüiA  ohne  irgend 
eine  weitere  Berufung. 

Doch  haben,  wie  bereits  erwähnt,  die  Slcuorpüiditigen  das 
Rechl,  im  Laufe  oder  am  Ende  des  Jahres  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  ihr  Einkommen  geringer  gewesen  sei,  als  es  ein- 
geschätzt worden  war  und  eine  dem  entsprechende  Ermässigung 
ihrer  Steuer  zu  verlangen  (5  et  6.  Victor  c.  35.  S  i33>  Die 
Einschülzungen  finden  im  Anfange  des  Jahres  auf  Grund  des 
in  den  Vorjahren  bezogenen  Einkommens  slatt  und  beiieutea  tialier 
das  zu  erwartende  oder  muthmaassliche  Einkommen. 

Das  C(\si  Iz  verpflichtet  dagegen  nur  zur  Versteuerung  des 
wirklich  bezogenen  Einkommens.  Ist  nun  Jemand  schon  im  Laufe 
des  Jahres  im  Stande,  nachzuweisen,  dass  sein  Euikommen  hhiter 
dem  Anschlage  zurück  bleiben  wird,  so  errottssigen  ihn  die  Ge- 
neraikommissarien alsbald  und  die  in  der  cri,ten  Hälfte  des  Fi- 
nanzjahres zu  viel  hezahlle  Steuer  wird  bei  der  zweiten  Rate 
in  Anrechnung  gehrachl.  Bisweilen  ergreifen  die  Generaikom- 
missarien selbst  dieses  Uülfsmittel,  wenn  sie  durch  die  Aussagen 
des  Steuerpflichtigen  kein  klares  Bild  von  seiner  Lage  gewuinen 
ki»iinen,  ohne  dass  eine  unredliche  Absicht  oder  Widerwilligkeit 
bei  dem  Steuerpflichtigen  bemerklich  wird.   Sie  schlagen  ihm 


Digitized  by  Google 


der  engUfdiea  EinkommeiiBteuer. 


235 


dann  wohl  sellist  Tor,  nach  einem  halben  Jahre  wiederzukommen 
Wld  dann  uns  seinen  Buchern  nachzuweisen,  was  er  eingenommen 
iittbe  (1635— 3Ö.  cf.  950  ff.).  1»^  da»  Jahr  t^reits  verflofr- 
aen  und  die  Btever  bezaWI,  so  miiss  der  Antrag  inf  ftttokei«- 
stattung  deraelben  liei  den  S |^es Ulke mmiasarlerfMieit 
werden,  worüber  wir  unten  handeln  werden.  -.u/. 
'       2.  Einschätzungs verfahren  ?or  den  Speoi&lkommissaTlen  *). 

Personen,  welche  ein  Geschäft  oder  Gewerbe  hefreiben 
(SlQtte^plichlige  unter  Tit.  D)  können  skh  behufs  ihrer  Eint- 
^aehUtEUttf  an  die  SpezialkommUaerien  ki  London  itatt  ati 
(iie  Gencialkommisanrien  (6eB  Besirkes)  wenden  (5  et  6.  Viet 

c:  35.  §  i31>  •  •  ' 

Ingleichen  hat  jeiier  durch  die  Beigeordneten  bereits  Efnge- 

sdlfitate  noch  das  Recht,  an  das  Forum  der  SpezialkommissMrien 

irtnit  Ml  das  der  GeneralkomiliMBarien  su  appelilren  (1547.  155Ü). 

Df^  Veriiandlungen  ttber  die  BlnaeMliung  dieser  SienerpflkhUgen 

werden  dann  allein  von  den  Bennien  der  Krone  mit  AusseUuss 

und  Umgehung  der  Kirchspielsbeamlen  und  Bezirkskommissarien 
^fÜhrt.   So  ist  allen  Steuerpflichtigen,  welche  ihren  Nachbarn 
«Ml -Statidesgenessen  keine  nähere  Einsicht  in  ihre  Yermögens- 
^v^MilltiH'asB  eu  gestatten  wUnsehen,  oder  in  ihre  Einsicht,  ün- 
l  arieilichkeit  und  Verschwiegenheit  nkski  das  volle  Vertrauen 
setzen,  der  Weg  eröffnet  worden,  ihren  Verpflicbtnngen  gegen 
den  Staat  zu  genügen,  ohne  mit  den  Lokalbehörden  in  Berührung 
2U  kommen.   Im  üebrigen  haben  die  Specialkommissarien  die- 
iielben  Volteiachten  wie  die  Generalkommissarien;  nur  ist  ihr 
-Verfahren  noUiwendig  In  mancken  Punkten  abweichend,  da  sie 
nicht  ani  Orte  sind,  und  in  der  Regel  kekie  persönlkke  Kenntnis» 
von  den  Verhältnissen  des  Sleucrpflichtigen  haben  (876.  877). 
Personen,  welche  das'  in  Rede  stehende  Ausnahmeverfahren  dem 
^gewöhnlichen  Wege  vorziehen,  schicken  ihre  Deklaralion  (ent- 
weder direct  oder  durch  VermHtelung  des  Steuerveranlagers)  an 
dea  Sleueranfaeber  («irecy«')  mit  der  Anzeige,  dass  sie  von 
den  Specialkommissarien  eingescb«t8t  zu  sein  wünschen.   Bs^  ist 
dann  Aufgabe  des  Aufsehers  allein ,  sich  über  die  VerhÄltnisse 


1)  Veigldehe  MtwmAen  iSvUmc*  1036-1313. 
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4eB  StoUfirpücliiagm  atüier  so  «aterriohtai.  Der  Httlli»  der  KirdH 
spietebMaitoB  kann  sidi  dendb«  in  mrichem  Falle  mir  mit  grosfer 
VonNcbt,  wenn  Oberhaupt,  bedienen,  da  er  den  Eid  der  Ver» 

schwiegenheit  geleislet  hat ,  und  daher  weder  die  Deklaration 
fcjleuerpüichUgt'ii  andeiii  inillln'ilrn .   nudi  auch  sviuv  c\<rem 
Anskhl  ühvr  den  cinzuschfltzondea  Betrag  ohne  Pflicht verletzunf 
«U8$em  M  (im  i612>  Doch  haben  di#  .Anfeeher 

M  ider  Regel  aelbst  eine  sfemlieh  weit  gebende  Kennlrnns  der 
persönlichen  Verhällnisse  in  ihrem  Bezirke  erworben  (1611). 
Der  AüisL'her  tiiiul  die  Selbsl.sfhulzüiiü uii  der  JSteuerpIlicIilio-en 
.mk&i  seinfir  gutachtlichen  Schätzung  in  eine  für  diesen  Zwecli 
entworfene  Tabelle  ein  und  schickt  diese  nebst  einem  niiiW^ 
.lictot  Berichte  Uber  Jeden  einBeinen  .  Fall  an  die  Speeiäkemnrid^ 
sarien  sn  London  (15B9.  1590}.   Genügt  den  letzteren  die  Be«- 
kI;ii"!itioti    dv^  SleneifjUichlisfon    lülist    den   l^rlautfrun^en  des 
,^uli>eh€r£  flicht,  so  geben  äie  dem  leUlarcn  die  rmikte  an,  über 
m&kke  er  noch  nihere  Aulklärang  tu  geben  hat»  fiisinBilen, 
»jedoch  seilen,  wenden  sich  die  Speciatkommissarien  an  dea  Stenar- 
Pflichtigen  selbst  oder  an  andere  Personen,  um  über  dessen' ¥eiv* 
]i;iilii;ss('  A(i>kuii[i  zu  crhaitcii.    liir  regelmässiges  Organ  isl  der 
Sleueraufiitihtr  (1158—72.  1183  11'.  1594    Hü).    Darauf  setzen 
sie  die  Liener  fest.   WiU  der  Steaerpflichtige  hierg^n  appelf- 
üren,  so  muss  er  dieses  anzeigen;  ihm  wird  dann  eine  An- 
:.weiBUng  (preceptj  zugestellt,  über  welche  Ponkle  er  eine  nShere 
-Ansknnlt  zu  ertheilen  hat.    Die  Berufunir  ffeht  znnaclist  an  die 
SpPciiilkoiiittiissariL-ii  selbst,  weiche  zu  dnii  linde  im  Lande  um- 
JMJrreisen  {^yo  oh  circuitj,  um  die  Appellirenden  persdnlidi 
>Bohmen'  nnd  über  ihre  Beschwerden  entscheiden  mi  k^mb», 
{Sind  die  beiden  Specialkotnmlssarien  (welche  ttberall ds  ein 
Kollefhifn  handeln) ,  verschiedener  Meinung,  so  ziehen  sie  in 
Lcjmlor]  ciu  Mitglied  der  CenlraUltJuerbehtirde  ( Hodi  d  af  htUmd 
Meveuue)  zu,  welche  alle  —  wie  oben  erwähnt  —  ex  offwm 
Volliaacht4iahe%  als  Specialkommissarien  sn  fnngiren«  Komiit 
t^tneiMetnungyrerscbiedenheit  vor,  wShrend  sie  gerade  anf^ihrepi 
'♦Hmgange  (dtttuif)  sich  befinden,      1h  L  iündel  jeder  der  beiiM 
Kommissarien  seine  Ansicht  in  ein  (in  an  sfli  lirlichen  Berich  !o  au 
die  GentraisteuerbehOrde ,  wekhc  daruacb  ciU&cl)eidel^,  Dieser 
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Vt\\  ist  indess  nur  zweimal  vorgokommen,  und  es  hat  sich  dann  um 
Grundsätze  gehandelt  (1126  — 1137).  Von  der  Entscheidung 
der  Speqakk^iiHBUWarien  kann  sowohl  der  Steuerpflichtige  ab  der 
Aafidier  >iiog1i  an  das  Urtheil  der  Ceniralbehdrde  appelliree. 

SfecuMömitMarieii  reiclteii  dano  die  Gründe  Üu^r  Bin- 
Schätzung  schriftlich  eiii,  worauf  die  CenUralbelidrde  enti^eidel 
(1067.  1123.  1124), 

Im  Allgemeinen  kommt  es  nicht  häuüg  vor,  dass  die  Steuer* 
pflieiiügeit  mit  ümgehnng  der  Lokalbehördea  sich  an  die  Special« 
tanmasarien  wenden,  und  die  Netgung  dasu  hat  seil  Binfthmig 
der  Stener  noch  abgenommen  Bin  Beweis ,  dass  die  Lokal- 
behörden sich  Norherrschend  des  Vertrauens  und  der  Zufrieden- 
heit ihrer  Mitbürger  erfreuen  (1587). 

Jedoch  hat  auch  das  Verfahren  vor  den  Specialkommissarien 
•fliBe  elgenthttmlichen  Yortheile.  Die  Personen,  welche  sieh  ein- 
mA^m  Ubit  Fomm  wandten,  fanden-  selten  Veranlassung,  äch 
über  ihre  Entscheidung  an  bes^Aweren.  Im  Ishre  1849  hallen 
die  Specialkommissarien  nur  über  130  Appellationen  zu  beiluden, 
mehrere  derselben  wurden  noch  im  schriftlichen  Wege  ausge- 
fiiehe«^'«0  dass  die  Sitzungen  zur  Anhamng  und  Entscheidung 
«Mir  tbr(g«n  Ihnen  nicht  viel  Zeit  kosteten  —  in  London  nicht 
iMU*  als'  2^3  Tage,  an  den  übrigen  Orlen  gar  nur  wen^ 


1)  Die  Zihl  der  aoter  Tit.  D  eiDgescbitttttii  und  wirklich  betteaerlen 
(alfo  150  I.  und  mehr  u  Einkommen  besiebenden)  Personen  het  »eil  Ein- 
flkbrung  der  Einkommensteuer  bis  1852  swischen  140—150,000  betregen« 
Von  dieser  Gesemmliahl  sind  durch  die  SpeciilkommissaTien  in  den  enten 
Mren  sehr  nahe  3000,  in  den  tetalea  sehr  wenig  aber  1500  Peieeaen  mf 
dem  .  oben  besebnebenen  Wege  oiagesehilgl*  Dein  kommen  indess  noch  • 
die  beinahe  gleich  grosse  Zahl  von  Penonen,  welche  ttber  die  Zahlung  der 
Steuer  für  einen  Zeitraum  von  je  3  Jahren  Abfindungsvertrige  mit  den 
Spedalkommissarien  geschkissen  haben  (a.  lB«/«3  2,262;  a.  IS^/is  2,561; 
m.  18*Vss  1,621).  Im  Ganaen  betrlgt  die  Zahl  der  SteuerpflichtigeB,  welche 
steh  not  dem  einen  oder  dem  andofn  Wes«  an  die  SpeehilkommiMarleo 
wenden,  jetit  wenig  Aber  2%  und  betrug  auch  bei  Einfllhning  der  Eia- 
kommemldim  noch  unter  4%  der  von  den  Beigeordneten  eingeschätzten 
Zahl.  Siehe  die  in  dem  Anbange  Kro  3  so  dem  Parltmentsberichte  (Vol.  II, 
420—21}  gegebenen  Nachrichten,  und  vergleiche  Bvid.,  Q.  5056,  sowie  den 
Bericht  von  Moiht,  Ober  die  Einkommensteuer  vom  31.  Mai  1849  (Nro  317). 
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Standen.   Yn  der  Regel  haben  sie  nnr  ewBMl  in  Mire  Umgang 

zu  halten  iiölhig  (1Ü71.  1069.  1077). 

Mehr  Zeit  kostet  die  Abschliessung  der  Abiindungsverträge 
Ober  die  Zahlung  der  Steuer  flkr  den  Zeitraum  von  3  Jahren, 
wozu  nur  die  SpeeiaHuftmoMmrieii  die  Yellmaciil  JMben.  Gesuoke 
iini  AbscblieMiuif  soldier  Vertrilge  erfordern  eine  beiowdcffn 
soii>raUigc  Untersuchung  des  Falles,  nicht  allein,  weil  der  Ver^ 
iT'du;  auf  längere  Zeit  abgeschlossen  Avird,  sondern  weil  es  sich 
auch  in  der  Regel  um  bedeutende  Summen  handelt.  Die  meüstea 
yröweren  Benqaiers  und  Handlungshäuser  in  London  ioUie«#en 
^be  Abflndnngsverlräge  (1079.  1613>  In  der  leimen  Zeit 
-bei  die  ZabI  derselben  abgenommen,  wobt  vorsllglieh  desswegen, 
weil  man  dadurch  des  Voilheils  verlustig  geht,  eine  Jlrmässigung 
der  ^)teuer  beanspruchen  zu  können,  wenn  das  Einkommen  durch 
unerwartete  Umstände  hinter  dem  Voranschläge  znrttokbleii4* 
Ui»  Knsis  von  1847  veranlassle  in  grornr  Ansdehnwig  ebenso 
erbeblicbe  als  mierwartele  Verlnsle,  so  dass  eine  grosse  Zabl 
der  Geschäftsmänner  abgeschreckt  wurde,  bindende  Verträge  über 
die  Zahlunir  ihrer  Steuer  abzuschliessen  (991  — 996).  Auf 
der  andern  Seite  waren  die  grossen  Fabrikanten  in  dem  Jahre 
1845  geneigter,  Verträge  abzuschliessen,  weil  in  den  beiden 
Yorbergegangenen  Jebren  die  Gesebfifle  gestockt  betten  und  da*> 
ber  das  dem  Vertrage  zum  Grunde  zu  legende  Einkommen  gering 
war,  dagegen  sich  für  die  Zukunft  bessere  Aussichten  eroilneten 
(1178). 

Durch  Ausdehnung  der  Einkommensteuer  auf  das  Königreich 
Irland  ist  der  Wirkungskreis  der  Specialkommissarien  ungemein 
erwettert.  Dort  fehlen  die  Elemente  zur  Bfldung  seUwtindiger, 
umsichtiger  und  plliehttreuer  Lokalbehörden.    Sonach  sind  alle 

Pflichten  und  Vollmachten  der  Gencralkointnissarien  und  Beige- 
ordneten für  die  Einschätzung  des  Einkommens  aus  Grundbesitz, 
Pachtungen  und  Gewerbebetrieb  auf  die  Specialkommissarien 
tibertragen,  welche  sich  dabei  der  Httlfe  der  Kronbeamten  (ins- 
besondere der  Steueranfseher)  und  der  SekretSre  der  Bezirks- 
arnienräthe  (Boards  of  Guardian^)  zu  betiicuca  haben  (16  et 
17.  Victor  c.  34.  %  12,  20  und  21> 
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SteaeibeMimgai  vnd  Mckentattimgai. 

Eine  lehr  groMe  Mtthewiltnig  für  die  nil  Aiisllliinnig  das 
Enikoiiiiii6ii8te«erge0etse8  beanflraften  Behörden  erwächst  9m 

den  gewährten  Steuer  L  c  fr  e  i  u  n  g  e  n.  Die  Wirkungen  des  Ge- 
setzes Ru<;seni  sich  in  dieser  üe^iehung  nach  zwei  verscbiedenen 
Richtungen. 

Einmal  mttssen  nnmittelbar  hei  dem  Einaehülsimgsgwohllll 
die  YerhUltnisse  einer  aebr  Yiel  grösseren  Zahl  von  Personen 
nntersncht  werden,  als  aehlieaslioh  znr  Steuer  herangezogen 

werden.  Zweitens  muss  wegen  der  in  dir  ek  ten  Form  der  Be- 
sleuerunpf  der  Renten  ein  bedeutender  Theil  der  bereits  erho- 
benen Steuer  wieder  zurltckgezebU  werden.  Die  grössere  Mühe 
hei  dem  Einsohfitsungagesehttft  triffl  die  Lokalbe- 
hörden. DieSteaerrttcksahlungen  iM  Saehe  der  Ce»- 
tralhehörde. 

Das  Gesetz  befreit  alle  Personen  von  der  Steuer,  welche 
weniger  ais  150  /.  (seit  1853  weniger  als  100  /.}  am  Einkom- 
men beziehen.  Ueberall,  wo  dieses  Einkommen  direkt  ermittelt 
.  wird ,  nnus  man  die  Unteranebnng  auf  eine  grosse  Zahl  von 
Grundstacken  und  Personen  mit  ausdehnen,  welche  sehlless- 
lieh  nicht  sleuerpßichlig  befinulen  werden.  Der  Ertrag  des 
Grund eigenlhumes,  welches  von  der  Steuer  frei  blieb,  weil 
das  Einkommen  daraus  Personen  zufloss,  die  im  Ganzen  noch 
nicht  150  /.  an  Einkommen  hatten »  ist  in  Grossbrttannien  auf 
nahe  an  10  Millionen  l.  geschtttzl  0> 

Die  Zahl  von  Personen,  deren  Bhikoaunen  ans  dem  Be- 
trieb  eines  Gewerbes  etc.  (unter  Tit.  D)  eingeschätzt  wurde, 

betrug  im  Jahie  1843  über   420,000 

im  Jahre  1850  doch  sehr  nahe  350,000 

während  die  Zahl  der  unter  diesem  Titel  wirklich  be- 
steuerten Personen  stets  unter    ......  150,000 

blieh  (Anhang  zum  Parlamentsbericht  Nro  3.  Th.  II.  S.  420> 


1)  Anhang  Uro  1  nun  Parbunentfbericbt  Th.  IL  8.  401.^ 
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.  %^  ^  Grundsüge  und  ErgeboisBe 

Die  Bezirkskommlssarien  hatten  daher  die  Verhältnisse  von  ^ 

mehr  als  doppelt  so  viel  Personen  zu  untersuchen,  als  schliesslich 
zur  Steuer  herangezogen  wurden. 

Diess  ist  eine  ganz  unverraeidirche  Folge  der  Grenze,  welche 
Mn  likr  die  Steaerpflicht  zieht  Die  Zahl  der  Personen,  welche 
nahe  an  der  Grenze  der  Steaerpflicht  stehen,  und  deren  Ver- 
hältnisse daher  nicht  ungeprüft  bleiben  können,  wird  im  Ver- 
hiiltnrss  zu  der  Anzahl  der  wirklich  Steuerpflichligen  siets  sehr 
beträchtlich  und  um  so  grösser  sein,  je  niedriger  man  diese 
Clenze  setzt 

Bei  Heranziehong  der  Stenerpfliohtigett  ist  dem  Ermessen, 
der  Anfinerksamkeit  und  der  Pflichttreue  -  der  Stenerveranlager 

und  auch  vieler  Privatpersonen  ein  grosser  Spielraum  eiolFnet. 
Die  Aufgabe  des  Steuerveranla^rers  und  der  oberen  Behörden 
würde  nicht  zu  überwältigen  sein,  mindestens  auf  eine  ganz 
zwecklose  Weise  vermehrt  werden,  wenn  von  ihnen  vertangt 
wilrde,  jeden  selbststündigen  Bniwokner  zur  Einreichung  einer 
Deklaration  aufzufordern  und  diese  darauf  zu  prüfen.  Das  Ge- 
setz beslimmt  nicht  genau  fund  kann  es  kaum),  wie  weit  sie 
darin  gehen  sollen.  Es  sichert  den  Behörden  nur  die  Hülfe  der 
Hausinhaber  (Besitzer  und  Miether)  und  Prinzipale,  welche  An- 
gaben über  die  in  Hirem  Hause  wohnenden,  oder  in  ihrem  Ge- 
sohüfle  stehenden  Personen  zu  maohen  verpflichtet  sind  In 
den  ersten  Jahren  yerlangte  man  diese  Nachweise  mit  grosser 
Genauigkeit.  Die  Aufführung  aller  Hausbewohner,  Bedienten  etc., 
auch  wenn  dieselben  notorisch  ein  steuerpflichtiges  Einkommen 
mchi  bezogen,  veranlasste  indess  nicht  nur  fUr  die  Hauswirthe 
und  Prinzipale,  sondern  auch  fttr  die  BinschMtzungsbe-. 
hör  den  eine  grosse  und  unfruchtbare  HUhe.  Aus  dieser  Röck- 
sicht ist  später  den  erslen  von  Seiten  der  Centraibehörde  (^durch 
eine  Bemerkung  auf  den  ihnen  zuo-eslelUen  Formularen)  anheim 
gestellt,  nur  diejenigen  Personen  namhaft  zu  machen,  deren  Ein- 


1)  5  et  6.  VicU  o.  35.  %.  48—50.  Jedem  Hausinhaber  und  Lohnherrn 
werden  Formulare  zagestellt,  nach  welchen  er  Angaben  über  seine  Haus- 
genossrn  und  die  in  s;einem  Dieofte  befindlichen  (aacb  aiuserhalb  wohnenden) 
Penonen  xu  machen  bat« 
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kommen  steh  muthmaasslich  auf  die  sLeuerpilichtige  Höhe  beläuft 
(782}.  Dadurch  ist  zwar  die  Last  der  Geschäfte  erheblich  ver- 
mindert, wie  diess  schon  aus  den  eben  angeführten  Zahlen  der 
im  Jahre  1843  (420,000}  und  Im  Jahre  1850  (350^00)  einge^ 

^  schSIzlen  Personen  hervorgeht.  Indes«  hat  man  sich  freilidi  der 
Gefahr  ausgesetzt ,  Einnahmeverluste  zu  erleiden.  Wenn  die 
Hauswirlhe  und  Prinzipale  —  auf  deren  gutachtliche  Schätzung 
e&  doch  ankommt,  ohne  dass  sie  für  Irrlbümer  praiiUfich  ver- 
itntwortlifsh  gemacht  werden  ktanen  —  es  unterlassen,  Jemand 
auf  ili»  Liste  zu  setzen,  Icann  derselbe  den  Steuerbehörden  leiehl 
entgehen.  Die  Personalkenntniss ,  welche  die  Steuenreranlager 
und  Aufseher  sich  selbst  erworben  haben,  nebst  den  Mitteln, 
welche  Adresskaiender  \l  s.  w.  darbieten,  werden  schwerlick 
tlherall  hinreichen,  um  dem  Bestreben  der  Steuerpflichtigen^ 
sMitdcar  Steuer  zu  entziehen,  die  Wage  zu  halten  (794). 
. '  ^  Die  Ansprüche  auf  Steuerfreiheit  —  wegen  der  geringen 
Höhe  des  Einkommens  —  müssen  bei  dem  Steuerveranlager 
(assessor)  nebst  einer  ausführlichen  Angabe  der  Einkommen- 
Verhältnisse  eingereicht  werden.  Diese  Deklarationen  werden  im 
eine  besondere  RpUe  eingetragen,  und  von  dem  Aufseher  (mv 
9€ifar)  geprüft  Findet  der  letztere  kein  Bedenken  —  was  er 
durch  Beifügung  seiner  Namenschiffre  zu  bezeichnen  pflegt  — 
so  wird  der  Name  des  lietrellenden  ohne  Weiteres  von  der  Liste 
gestrichen.    Beanstandet  der  Aufseher  den  Anspruch  —  was  er 

,  durch  das  Zeichen  des  Kreuzes  (f}  auszudrücken  pflegt,  so 
prüfen  die  Betgeordneten  denselben  auf  dem  gewöhnlichen  Wege 
und  die  Oeneralkomnissarien  entscheiden  darüber  schliesslich 
(743.  746.  5733. 

Isl  die  Steuer  bereits  entrichtet,  obwohl  das  Einkommen 
des  BetreiTenden  die  steuerpflichtige  Hohe  nicht  erreicht,  so  muss 
derselbe  sich  mit  seinem  Gesuche  um  Rückerstattung  der 
Steuer  an  die  Specialkommissarien  wenden.  Wie  das 
System  der  indirekten  Besteuerung  des  Einkommens  an  Renten, 
Dividenden  und  Zinsen  die  Noth wendigkeit  von  Steuerrück- 
erstattungen in  grosser  Ausdehnung  mit  sich  führt,  indem 
jeder  Pächter  und  Gewerbtreibende ,  ingleichen  jede  Aktienge- 
Seilschaft,  die  Bank^  die  Ostindische  Kompagnio  u.  s.  w.  er- 
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mächtigt  und  verpflichtet  sind ,  bei  den  von  ihnen  gezahlten 
Renten,  Zinsen  und  Dividenden  die  Steuer  in  Abzug  zu  bringen^ 
ohne  Hücksicht  darauf,  ein  wie  hohes  Einkommen  der  Zins-  oder 
Rentenberechtigfle  besiehe,  ist  bereits  oben  niiher  angegeben. 

Alle  auf  Steuerrückerstattungen  bezüglichen  Ge- 
schäfte sind,  wie  schon  erwähnt,  einem  der  drei  Specialkom- 
missarien illi('ilr;iüciK  \v;ihrrn<l  die  lindern  hoidcn  die  Eiüscliuizung 
der  Steuerpflichtigen ,  welche  sich  an  ihr  Forum  wenden ,  be- 
wirfcen  (545— 4d>  Die  Gescbälie  dieses  Beamten  sind  lid^M 
m&ngreich ;  an  einem  Tage  pflegen  3 — 400  Gesuche  ni  SKeii^ 
vftelMrstattungen  einzugeben  und  im  Laufe  des  Jahres  ste%l..tile 
Zahl  der  Rückfordeninfifen  bis  auf  7(/,nOO;  damit  isl  der  Kreis 
seiner  Andstlialiukeit  noeh  niclil  eiiiiriid  vollhlantiig  bezeichnet 
Dem  Specialkoininissar  ist  daher  ein  weitläufiges  Bureau  nnt 
25—29  Sekretären  untergeordnet ,  welches  in  ewei  Owptnb  i^ 
theilungen,  jede  mit  ihrem  besonderen  Vorstände^  serßiUt.  Die 
•ine'AbtheiInng  hat  die  SteuerrOekforderungen  zu  prüfen,  welche 
sich  aiit  die  von  der  Hank,  \un  der  Ostindischen  Kotnnao-nie, 
der  Sudseekompagnic  und  der  Staatsschuldenverwaltung  bei  der 
Zinszahlung  gemachten  Abaüge  beziehen  (stock  eknmt)  ',  die 
tadere'  die  Rlickerstattungen,  welche  wegen  der  von  PriT^I^ 
Personen  innebehaUenen  Steuer  geltend  gemacht  werden  »rMPll** 
'  /Seole  clawM).    Die  Gründe  dieser  Unterscheidung  sind  folgende. 

Jeder  Anlrao-  mif  Ruckci slaltuna'  der  hereils  erhobenen 
Steuer  muss  zunächst  durch  ein  Zeugniss  zweier  Kommissarien 
(dee  Bezirkes)  und  des  Steneraufsehers,  dass  der  Reklamant 
weniger  als  150  (jetzt  100)  L  an  Einkommen  beziehe,  bepttndet 
sein.  Ehe  die  Rftckzahlungsordre  erfolgen  kaan^  muss  itaer 


1)  Zu  dieser  Zahl  von  Steaerr&ckforderaDg en  fcommeD  nimlJch  noch  die 
Anlrige  auf  Stenerbefreinngen  vob  Seilen  der  nildea  StiftmigeB  elc.| 
welche  sich  nicht  an  die  GeBeralkonmiiMarieD  (des  Besirkee),  londem  an 
die  SpecialkomariiMnrieo  in  London  so  wenden  haben.  Anuetdem  iit  eine 
waitMnfife  Correspondenz  mit  der  Bank«  Oetindischen  Kompasnie  etc.  zu 
fithren,  wie  im  Texte  näher  betchrieben  Ist.  Die  Verhaadlaogen  über  die 
Terschiedenen  Antrige  auf  SteuerrQckerstattungen  und  Steuerbefreiungen 
mnen  jedes  Jahr  gegen  300  Binde  (562).  (Ueber  die  angcTuhrtcn  Zahlen 
veigi.  die  Beihige  Kr.  1  an  deai  ABSscbuasbetichi  Th*  IL  S.  403.) 
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eine  Bescheinigung  (certificaiej  darüber  beigebracht  werden, 
4»ss  die  Steuer ^  welche  Kurilckgef ordert  wird,  euch  wirklich 
besahlt  sei  C^on  dem  PSchter,  Kaufmann  etc.,  welcher  an  den 

Zinsen  den  Abzug  gemacht  hat)  und,  dass  der  Reklamant  dei^ 
rechlmflssiofe  Kififeiilliuiiit;r  der  Zins-,  Gruiul-  oder  Ilmisn'iiU^  isl^ 
bei  welcher  du'  Steuer  durch  Abzug  auf  indirektem  Wege  ent- 
Hehtet  worden  (^179.  661).  Diese  Bescheinigung  muas  bei  den  von 
PHTitper^onen  gemaotiteh  Ablagen  von  Seiten  der  Lokalb^ 
b<(^rden  erfolgen,  und  verursacht,  wie  man  entnehmen  kam^ 
viele  Weitläufigkeiten,  weil  der  Zins-  oder  Rentenhcrechtig^le 
sehr  häufiff  an  einen»  andern  Orte  wohnt,  als  der  Zins-  oder 
Rentenzahlende.  Die  Steuerbehörden  beider  Orte  müssen  b«i 
Antartelhmg  dieser  Bescheinigung  conkurriren  '3*  ' 

In  Beziehung  auf  die  Bestätigung  der  erftilgten  Steaer^ 
Zahlung  iiiid  der  Rechtmässigkeit  des  Besitzes  hat  man  bei  den 
von  den  oileotliehen  Kassen  (der  Bank,  dem  Sinlseehaus ,  dem 
Ostindischen  Hause  und  der  Verwaltung  der  t>laatsschuld)  ge- 
üitHlteh  Zinsen,  Jahrgelder  und  Dividenden  kürzere  Mittel.  Nach 
äm  1kl  -England  herrachenden  System  der  VerwaUang  dieser 
Institute  sind  die  Namen  der  Inhaber  von  StaatssohuldBchefneil, 
sowie  von  Aklien  dicsiT  (iirtiillichfii  Kurpcrscliaüen ,  in  den 
Bttobern  derseiben  eingetragen.  Das  Bureau  des  Specialkoni- 
miasars  besitzt  Abschriilen  dieser  Bücher.  Aus  denselben  iai 
iMiftt  'iMifort  tu  entnehmen,  ob  der  Reklamant  reohtmUastger  Elgen- 
MHner  von  Papieren  der  vorbenannten  Art,  sowie  auch,  ob  M 
der  Auszahluner  der  Ziiijscn  an  ihn.  die  Steuer  wirklich  zuni(k- 
behailen  isL   Bei  den  genannten  Verwaltungen  {der  timk,  der 


1)  Die  Läsligkeil  dieser  Formen  hal  in  den  ersten  Jahren,  golaiific  die 
ßesteuerlen  mit  den  einzuschlagenden  Schrillen  weniger  beliannt  waren,  und 
die  Steuer  für  eine  vorübergehende  hielten ,  viele  vermocht,  ihre  An- 
sprüche auf  Hückprstattung  der  Steuer  nichl  geltend  zu  machen.  Jelet  ist 
das  anders  geworden,  und  es  werden  im  Gcgentbeil  viele  un^erechtferligte 
Anbrüche  erhoben  (209,  2tO  185-^688).  lieber  da»  Verfahren  bei  Prüfung 
der  Forderungen  auf  Steuerrückerstattung  habe  ich  mich,  abgesehen  von 
den  im  Berichte  des  Parlaments- Ausschusses  enthaltenen  Nachrichten  noch 
der  mundlichen  Belehrung  des  Herrn  Charlei  Pretsly  (Mitglied  dts  Board 
of  inland  Revenue)  lu  erfreuen  gehabt. 
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Siidseekompagnie ,  der  Ostindisclicn  Kompagnie  und  der  Staats- 
schuld} hat  man  die  mit  den  Steuerforderungcn  verbundenen 
Geschäfte  noch  ferner  vermindert.  Man  fertigt  eine  Liste  atter 
Peraoneo  an ,  welche  im  Besitz  von  Papieren  (sioekM)  der  ge* 
Mnnten  Art  sind,  und  deren  Einkomoien  nach  eteer  iMMili 
frfilier  vorgenommenen  Prüfung  ihrer  Verhältnisse  die  steuer- 
pflichtige Höhe  nicht  erreicht.  Die  Verwaltungen  dieser  Anstalten 
sind  angewiesen,  bei  Zahlung  der  Zinsen  an  die  aiif  4ie«err>{iM4 
vmeichaeteo  Personen  keinen  AbaEOg  xn  machen,  nnd  so ^ die 
Verhandlangen  Uber  die  Rilckbesahlung  der  Steuer  in  venneiden 
(578 — 584).  Die  Zahl  der  auf  dieser  Liste  befindlichen  Personen 
ist  sehr  bedeutend  —  in  runder  Summe  38,000.  In  einem  ein- 
zigen Jahre  1848 — 49  wurden  den  bereits  darauf  stehenden  üb^ 
900Ü  neu  binzngefügl  >)• 

Allerdings  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  auch  diese  ErlekAr 
temng  des  GeschÜflsganges  manchen  Stenerumgehungen  das  Thor 
öffnet.  Die  Verhältnisse  der  einmal  auf  der  Liste  befindlichen 
Personen  werden  ohne  besondere  Veranlassung  nicht  von  neuem 
untersucht.  So  mag  es  oft  geschehen,  dass  ihr  Einkommen  sich 
bis  auf  die  steuerpflichtige  Hdhe  vermehrt,  und  sie  doch  von 
imr  Steuer  frei  bleiben,  wenn  sie  nicht  gewissenhaft  genug  sind, 
die  Verbt  ssei  ung  ihrer  Lage  den  Steuerbehörden  selbst  aiizu- 
Z^gen  (602—610). 

Schliesslich  mag  noch  bemerkt  werden,  dass  die  Mehrzahl 
der  Steuerfordemngen  von  den  Sekretären  erledigt  wird  und 
eriedigl  werden  kann»  weil  es  sich  hauptsüchlich  darum  hmdelli 
zu  prüfen,  ob  die  vorsdiriftsmässigen  Zeugnisse  beigebracht  sind. 
Hat  der  Sekretär  Bedenken,  so  tragt  er  sie  dem  Vorstande  des 
Bureaus  vor;  und  nur  wenn  auch  dieser  die  Sache  nicht  ent- 
scheiden zu  dürfen  glaubt,  aUo  nur  in  dritter  Instanz  kommt  sie 
vor  den  Specialkommissar,  von  der  ganzen  Zahl  (70,000}  nicht 
mehr  als  3—400,  bei  denen  es  sich  um  Bntsdieidung  ehies 
Grundsatzes,  insbesondere  darum  handelt,  ob  eine  nach  dem  Ab- 
lauf von  drei  Jahren  geltend  gemachte  Rückforderung  noch  be- 


1)  Beflagtt  Nr.  1  Mun  Mehte.  dci  Paritnwitli  >  Aniwbwgri  Th.  n* 
B.        Vgl.  Fr.  990. 
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rücksichiigi  werden  kann.  Der  Regel  nach  ist  der  Zeitraum  von 
drd  Jahren  der  Präclosivterrnfn  und  alle  nach  Ablauf  desselben 
vorgebraehten  Anaprttcbe  bescbeiden  die  Sekreimc  aljMhl  .glich. 

Nur  der  Specialkommissar  kann  unter  besondern  Umsländcn^eine 
Ausnahme  ^esJaHen  (550-553.  628—645).  Man  sieht,  wie 
auch  hier  die  Oberbehnrden  den  untem  eine  selbslstindige  Wirk- 
samkeit einränmen,  nnd  sich  nur  die  Kontrolle,  sowie  die  Ent- 
scbeidnng  Uber  die  In  Frage  kommenden  Grundsalze  vorbehalten 

1)  Die  ForlaeUong  im  nficbstea  Hefte  wird  too  den  Ergebnissen  der 
englischen  Einkommensteuer  und  den  Anträgen  nur  Umgestaltung  derselben 
handeln  und  allgemeine  Bemerkungen  aber  die  Grundsiiae  der  Slenenrow 
thelhuig  beifilgen.  ' 


■  ■    .  ^  » 


UiMkg,  fir  SUalnr.  I8»|.  2$  Hall.  17 
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geschichtiich  und  staatsrechtlich  erörtert 
Von  Profetfor  lonniai  Malis  in  Jena. 


Die  Grundsatze  der  Slaalssuccession ,  welche  in  den  beiden 
Reichen  der  pyrenäischen  Haibinsel  seit  Jahrhunderlen  gelten, 
weichen  von  den  Principien  des  deutschen  Thronfulgerechts  der- 
maassen  ab,  dass  man  in  Deatschland  in  Bttchem  und  im  Leben 
nicht  selten  der  Ansicht  begegnet:  die  c ogna tische  Thronfol^ 
in  Spanien  und  Portugal  sei  eine  Neuerung,  die  Erfindung  einer 
modernen  Constilulion  oder  einer  einseitiß^en  väterlichen  Ver- 
fügung zu  Gunsten  einer  bevorzugten  Tochter.  Die  Anwendung 
deutschrecbtiicher  Grundsätze  auf  die  Thronfolge  in  Spanien  und 
Portugal  hat  häufig  eine  schiefe  Beurtheiiung  der  in  diesen  Lün- 
dern  stattfindenden  Thronstreitigkeiten  herbeigeführt  und  ist  selbst 
in  piciktischer  Beziehung  von  bedeulcnden  Folgen  gewesen. 

Dabei  ist  jedoch  nicht  ausser  Acht  zu  lassen ,  dass  der 
streitige  i'unkt  bei  der  Staatssuccession  in  Spanien  ein  anderer 
ist  als  in  Portugal.  In  Spanien  wird  von  der  carlistischen  Partei 
die  cognatische  Erbfolge  bestritten  und  der  Vorzug  des  Manns- 
stammes behauptet  Don  Garlos  beruft  sich  auf  die  Binftthrung 
der  agnalischen  Thronfolge  durch  das  Äuioacordado  Philipps  V. 
in  Portugal  haben  selbst  die  Miguelisten  die  cognatische  Thron- 
folge nie  in  Zweifel  gezogen,  sie  greifen  die  Legitimität  Maria*s  II. 
keineswegs  dessfaalb  an,  weil  diese  als  Prini essin  voA  ihrem 

1)  Siebe  die  interessante  Staatsschrift  des  Profewofi  Haiar.  ZöpA  Uber 
die  ipanlfche  SncoeMioniCrafa.  Haidelbefg  1839. 
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Oheim  Dom  H^el  hülte  «nsgeschlossen  werden  mlissen;  sie 
rieblen  ihre  Dedaction  nicht  unmittelbar  gegen  das  Recht 

dieser  Küiiiiriu  (ui(^  die  t  iu  lislcn  ffcgen  das  Recht  der  Konigin 
isabelia},  sundeia  sie  sprechen  hereiis  dem  Vater  Uonna  Maria's  IL, 
Dom  Pedro  lY.,  die  Successionsrahigkeit  ab.  Nach  ihren  An<^ 
eichten  hat  Dom  Pedro  IV.  seibat  nie  ein  Recht  auf  die  portn-» 
gieaiache  Krone  gfehabt  und  ein  solches  dessbalb  auch  nicht  auf 
seine  Descendenz  vererben  können. 

In  der  Person  Horn  Pedro's  V.  bat  ein  deulselies  Fürsten- 
haus, das  erlauchte  Haus  Sachseii-Cuburg-Gotha,  den  porlugie* 
siadien  Thron  bestiegen;  eine  Thatsache,  die  freilich  vom  6e-* 
aichiaiiimitte  des  deutschen  Thronfolgerechts  sehr  auffallend 
mnas,  da  diese  Linie  nur  cognalisch  mit  der  Dy- 
nastie Bragan/u  veruiindl  ist,  während  noch  Agnaleii  iii(s«»s 
ailen  Hauses  vortianden  sind.  In  Deiilsciilund  linden  sich  daher 
noeh  imlzutage  Manner  selbst  in  einilussreicben  Kreisen,  welche 
sieh  vOb  den  Gedanken  nicht  losmachen  können,  dass  in  der 
f»rtngiesjscbett  Thronfolge  eine  Verletzung  der  LegitimitMt  vor- 
liege und  dass  ein  ächter  Legitimist  „auf  das  gute  Recht  Dom 
AUguers''  schwören  müsse. 

Der  Verfasser  dieser  Abhandlung  hat  sich  die  Aufgalie  ge- 
eteUlt  die  ttber  die  portugiesische  Throufolge  in  Deutschland  ver- 
tWfitqlen  Irrthttmer  nach  Kriften  su  berichtigen.  Schon  von 
diesem  Gesichtspunkte  ans  ist  eine  geschichtliche  BegrOhdong 
unerlässlich.  Ausserdem  idelet  die  Geschirlitc  d(  i  [lorlugiesischen 
Thronfolge  vom  Staats-  und  rechtsgeschichtlichen  Standpunkte 
teilrilib  schon  an  und  filr  sich  ein  Interesse,  weil  sich  in  der- 
salin .  «inrhr  attgemanische  Rechtsgrundsütze  in  lebendigev 
RümM  oinbnren. 

1;  Wi»  älteste  Form  der  Thronfulge  in  dea  Reicbea  der  pyreAÜschen 

^vY>r$ii»^tfleste  Fbrm  derStaatssucceasion  in  den  auf  germanisclier 
dilnnäago  erwachsenen  Königreichen  ist  die  des  erblichen 
W  a  h  1  r  e  i  c  h  s.   Die  Königsgewalt  wird  nicht  nach  einer  strengen 

Erbfolgeordnnni^  übeilrag^en,  sondern  d^s  Köni^sgeschlechl ,  das 
edelsle  unter  den  edein,  hat  nur  den  durch  uraltes  Heriiommen 

17* 
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geheiligten  Anspruch,  dass  der  König  aus  seiner  Mitte  genommen 
werden  muss.  Das  Wahlrecht  ist  nicht  völlig  angehoben»  son- 
dern nur  an  Bin  Geschlecht  gebunden  >}.  Bei  dem  einen  Volke 
ist  bald  das  Princip  der  Erblichkeit,  bei  dem  andern  das  der 

Wahl  in  den  Vordergrund  getreten  oder  ganz  zum  Sieg  ge- 
kommen. 

Bei  den  Westgothen,  deren  Geschichte  uns  hier  aus- 
schliesslich interessirt,  überwand  das  Wahlrecht  des  Volkes  das 
Princip  der  Erblichkeit  für  eine  Zelt  lang  völlig.  Seit  die  West- 
gothen v  on  den  Ostgolhen  getrennt  waren ,  hatten  sie  keine 
eigeneil  Kfinige,  Richter  slaadon  dein  Volke  oder  seinen  ein- 
zelnen Abtheilungen  vor^  Athanarich,  Fridigern  u.  A.  Als  aber 
die  Westgothen  sich  zu  neuen  Meeressttgen  rüsteten  und  einer 
einheitlichen  Regierung  bedurften,  wählten  sie  Alarich  aus  dem 
Geschleehte  der  Ballhen  zum  Könige.  Von  dieser  Zeit  an  hlklb 
das  Kunigtlium  unter  ihnen  bestehen.  Das  unruhige  altheimischer 
Sitte  entfremdete  Volk  hatte  die  Anhänglichkeit  an  ein  bestimmtes 
Geschlecht  abgestrein  und  übte  sein  Wahlrecht  in  sehr  keiet 
Welse.  Am  lüngsten  behauptete  sich  noch  das  Geschlecht  Theo* 
derichs  1.:  Thorismund,  Tbeoderich  II.,  Eurich,  Alarich  II.,  Ge- 
salicli  gehörten  zu  diesem  Hause.  Seit  dem  Könige  Theudes 
und  der  Verlegung  des  Reichsmilteipnnkts  nach  Spanien  wurde 
das  Reich  der  Westgolhcn  ein  vollständiges  Wahlreich,  abhangig 
Ton  den  Grossen  und  der  Geistlichkeit  Jeder  Freie,  der  sich 
durch  Tapferkeit  im  Kriege,  oder  durch  Verstand  und  Reiehtfaun 
im  Frieden  Ansehen  und  Würde  erworben  hatte,  konnte  auf  die 
Wahl  Einfluss  haben  und  selbst  gewählt  werden  *).  Doch  trat 
die  Hinneigung  zur  Erbtnonarchie,  weiche  einmal  im  deutschen 
Charakter  liegt,  öfters  in  diesem  Wahlreiche  wieder  hervor. 
Auf  Leuwigüd  folgte  sein  Sohn  Reccared,  auf  Chindaswinth  sein 
Sohn  Receswinth. 

Nach  dem  Tode  Amalarichs  (531)  wurde  die  Königs  wähl 
auf  völlig  ungebundene  Weise  ausgeübt  und  die  Folge  davon 


1)  Siehe  Bermaon  Schnlse,  das  Recht  der  Eiatgebiirt  in  des  deattcbea 
Fftntenhftiueni  f.  6.  S.  15  il,  §.  7.  S.  26  IL 

2)  Afebbeefa  Getdildite  der  WeilfOlheA  9.  S58. 
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war  schiaiikenlose  Anarchie.  Erst  als  die  kalholische  Kirche 
und  somit  der  hohe  CIcrus  einen  grössern  Einfluss  auf  die  Staals- 
angeleffsnheiten  erhielt,  kam  auch  in  die  Königsvvahlen  mehr 
OrdniiDg«  Die  Concilien  der  GeisUicbkeit  zu  Toledo  traten  an 
die  Stelle  der  frflberen  slfirmischeii  Volksversammlungen.  Schon 
versuchten  die  Könige  wieder  einen  allmfiligen  Uebergang  sur 
Erbjiionarchie  anzubahnen,  indem  sie  bei  ihren  Lebzeiten  einen 
ihrer  Sühne  mit  der  Zustimmung  der  Kation  zum  Nachfolger 
annabmen.  Allein  ehe  sich  daraus  ein  wirkliches  Erbrecht  ent^  ^ 
wiekein  konnte,  brach  das  Reich  der  Wesigotben  durch  die  an» 
glttckliche  Schlacht  bei  Xeres  de  la  Prontera  (712)  zusammen. 
In  dem  ncbugigen  Norden  der  Halbinsel  fanden  die  West- 
gothen ein  Asyl  und  bildeten  nnfer  dem  tapfern  Don  Pelayo 
ein  Königreich.  Hier  in  den  Gebirgen  Asluriens  machte  man 
eilten  wichtigen  Forlschritt  zur  Erbmonarchie.  Man  gab  das  in 
den  letzten  Jahrhunderten  befolgte  Princip  des  reinen  Wahl- 
reicfas  wieder  auf  und  kehrte  zu  dem  ältesten  germanischen 
Princip  des  erblichen  Wahlreichs  zurück ;  von  einer  bestimmten 
Thronfolgeordnung  ist  nocli  nicht  die  Rede,  aber  das  Volk 
hält  sich  mit  seiner  Wahl  ausschliesslich  an  die  Nachkommen  des 
Don  :Pelayo,  Innerhalb  der  Familie  bestand  Uber  das  Vorzugs- 
recht der  Milglieder  des  königlichen  Hauses  noch  keine  Regel, 
selbst  die  Söhne  des  verstorbenen  Königs  wurden  oll  durch  ein 
anderes  machliges  Familienglied,  besonders  den  Vatei sbruder, 
ausgeschlossen.  Erst  in  der  zweiten  Häifle  des  zehnten  Jahr- 
hmdarts  verwandelt  sich  das  erbliche  Wahlreich  allmälig  in  ein 
«rtrkltches  Erbreich^  indem  sogar  unmündige  Kinder  kraft 
Erbrechts .  ihren  Vtftern  in  der  Krone  folgen.  Seit  dem  Ende 
dei  zehnten  und  dem  Anlaug  des  clflen  Jahrhunderts  kommt 
das  Wahlrecht  der  Nation  nicht  mehr  in  lielracht.  Das  König- 
rei^'Asturien  ist  ein  reines  Erbreich  geworden. 
in.ehMlife&^lchen  ist  aber  eine  Successionsordnung  unbe- 
dingt notfawendig.  Diese  bildete  sich  auch  sehr  bald  heraus  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  die  Krone  in  gerader  Linie  forlerblej 
die  Söhne  s(  Iilossen  (lai)ci  zwar  die  Töchter,  aber  die  Töchter 
die  YatersbrUder  und  alle  enlferntern  Agnaten  aus.  Dieses  Suc- 
cessionsredit  der  Töchter  ist  auf  der  ganzen  pyrenäischen 
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HBlbinsel  in  allen  jenen  kleinen  Königreidien ,  wddie  tkk  Ton 

der  arabischen  HerrschRd  befreiten,  ein  feststehender  Grundsatz 
der  Thronfolge  geworden.  Sobald  in  Leon,  Navarra  und  Ara- 
gonien  das  Wahtreich  sicli  U\  vin  Erbreich  verwandelt  hatte,  galt 
auch  dieae  cognaiische  Succeasioa  als  nnbealnttene  Thron-* 
folgeordnung.  Daa  enitige  Land,  auf  der  gansen  pyreaäia^en 
Halbinsel,  wo  rein  agnatiscbe  Brbfolg  e  galt,  war  die  Gral» 
sdiall  IJiirceloiiH.  Ausserdem  ist  die  cognatische  Erbfolge  der- 
luaassen  die  Kegel,  das^  sie  ia  allen  altern  jj^iaiiischen  Rechts- 
quellen sogar  als  ^tveetion  regulm-^  bezeichnet  wird.  Dieae 
Sttccesaionsordnung  begttnatigte  eine  Vereinigung  der  Ueineft 
ffdnigreicbe  durcb  Verbeiratbung  von  Brbtöcblem  in  bobem  Grade 
und  in  Ciislilien  q\x\qv\\  iiacli  imd  nacli  dit'  idirigen  Reiche  auf. 
In  Caslilien  succedirleii  mehr  fVicli  Tuelder,  mit  Aussclduss  der 
Yatersbrüdcr.  So  folgte  z.  B.  Donna  ürraca  ihrem  ^  ider  Al- 
pbons VI.,  König  von  Castilien  und  Leon,  im  Jahre  1109,  oiH 
gleich  ihres  Vaters  Bruder,  der  berühmte  Held  Don  Banebo  noeli 
lebte. 

Die  cognaiische  Successionsordnung  wurde  durch  die  un- 
unterbrochene Beobachtung  mehrerer  Jahrhunderte  geheiligt,  sie 
war  mit  «naustöschiichen  Zügen  in  das  Recblabewusstsein  aller 
Nationen  der  pyrenfiiscben  Halbinsel  eingegraben.  Im  Jahre  1260 
wurden  diese  Grundsätze  über  die  Thronfolge  in  daa  berttbmie 
Rechlsbuch  Alphons'  X.  „las  Siele  Fartidas''  aufgenommen 
(Ley  2.  Titulo  15.  Partida  2.j  und  so  zum  geschriebenen  Recht 
gemacht.  Diese  Bestimmungen  sind  seitdem  als  eine  unverhrüch- 
liciie  Norm  fOr  die  Erbfolge  der  spanischen  Krone  betrachtet 
und  unter  allen  Dynastieen  ohne  Ausnahme  befolgt  worden. 
Die  spätem  Schieksiile  der  spanischen  Staabsucccssiun ,  be- 
sonders der  Versuch  Philipps  V.,  die  agnalische  Succession  ein- 
zurühren, inleressiren  uns  hier  nicht  weiter  £ine  Berück- 
sichtigung der  ültesten  spanischen  Successionsgrandsitie  war 
dessbalb  nothwendig,  weil  die  fillesle  portugieaisdie  Staalsge- 
schichte  mit  der  spanischen  zusammenfallt  und  das  spfitere  König- 


1)  Siehe  Heinrich  Z6pB,  über  die  spaniache  SnoeeHl<Hitfini|e.  Heidel- 
berg 1839. 
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reich  Portugal  in  der  Thal  nichts  Anderes  ist,  als  die  selbstständig 
|rewordene  Abzweigung  einer  frühem  Provinz  der  Königreiche 
Leon  «Ad  Castflien. 

II.  Entstehung  des  Königreichs  Portugal. 
Alfons  VI.,  König  von  Leon  und  Castilien,  gab  im  Jahr  1095 
seine  Tochter  Theresia  dem  Grafen  Heinrich  von  Burgund,  Enkel 
Roberls  L  Herzogs  von  Niederburgund,  zur  Gemahlin.  Zur  Mit- 
gabe erhielt  Graf  Heinrich  die  Herrschaft  und  den  BesilB  des 
Landes  zwischen  dein  Minho  und  Douro,  das  den  Mauren  ent- 
rissen war  und  bereits  den  Namen  Porluffal  führte  Mit  fei- 
nem historischem  Talit  hat  Heinrich  Schäfer  in  seiner  Ge- 
schichte von  Portugal  nachgewiesen,  wie  sich  die  Herren  dieses 
Landes  allroilig  von  ihrer  Unterordnung  unter  Oastilien  emancipirt 
und  sich  zur  vollen  Unabhängigkeit  erhoben  haben,  wie  sie  aus 
erblichen  Statthaltern  allmälig  gleichberechtigte  Könige  gewor- 
den sind. 

Solange  Affonso  YL  lebte,  stand  Graf  Heinrich  in  einem 
Abhängigkeitsverhältniss  von  ihm*},  obgleich  zur  Bezeichnung 
seiner  Herrschaft  bereits  Ansdrttcke  gebraucht  werden,  die  eher 

auf  die  Stellung  eines  Souveräns,  als  eines  Slatthallers  hinweisen. 
^Princeps  und  Princeps  patriae  Porlnpralensium ,  Princeps  nosler, 
Regnante  Henrico  u.  s.  w.}  Thatsächlich  unabhängig  gestaltete 
sich  die  Herrschaft  Heinrichs  sodann  mit  dem  Tode  AflTonso's  VL 
(^1109).  Ohne  der  casitlhinischen  Königin,  seiner  Schwägerin 
Donna  Lrraca  mit  einem  Worte  zu  gedenken,  nannte  sich  Heinrich 
„von  Gottes  Gnaden  Graf  und  Herr  von  Portugal**. 
Nach  dem  Tode  ihres  Gemahls  wusste  Theresia  die  Unabhängig- 
keitsbestrebungen desselben  mit  Erfolg  fortzusetzen;  schon  sie 
wurde  von  den  Portugiesen  „Königin^  genannt.  (Mortuo  Enrico 
conjile,  Porlugalt  nsis  vocaverunt  eam  reginam,  Chronicon  Al- 
fons! imper.)   Nach  castilianischer  Sitte  wurde  die  Königstochter 

1)  Siehe  Paschalis  Jo^cphi  Mellii  Freirii  historiae  juris  LusiUni  Uber 
singularis  p.  3.').  Schäfer,  Geschichie  von  Portugal  B.  II.  S.  25  sagt:  „Den 
Ursprung  des  portngiesischen  Staates  veranlasste  Graf  Heinrirh  von  Burgund, 
ohne  ihn  liütte  1 3  wahrscheinlich  nie  ein  Königreich  Portugal  gegeben.** 

2)  Eine  andere  Ansicht  vertreleh  viele  ältere  portugiesische  SchriltotoUer, 
auch  der  portugiesische  Keciibhistoriker  Melle  Freire  a.      Oi  §•  36*  p.  37. 
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allerdings  als  ^Königin^  bezeichnet;  aber  Theresia  wiifitte  diesen 
leeren  HöflichkeitsUtel  bald  eine  praktische  Bedetttong  n  gebe« 
und  nannte  sich  seit  dem  Tode  ihres  Gemahls  geradem  «Königin 
von  Portugal*'.  So  war  Portugal  zwar  damals  noch  kein  König- 
reich, aber,  wie  Schafer  Irellend  btincikt,  bereits  das  Reich 
einerKonigin.  Donna  Theresia  nahm  nicht  nur  ihren  Unter- 
thanen,  sondern  auch  dem  Auslande  gegenüber  eine  viel  selbst- 
ständigere  Stellung  ein  als  ihr  Gemahl  und  schloss  mit  ihrer 
Stiefschwester  der  Königin  von  CastUlen  Verträge,  wie  eine  voll- 
kommen  souveräne  Munarchin. 

Der  Sohn  Theresia's,  Affonso  Henriques  regierte  seit  H2B 
unter  dem  Titel  ^ Infant^  (obtinuit  ipse  infans  inclilus  Domnus 
Alfonsus  principatum  et  monarcbiam  regni  Portugallensis.  Chroii. 
Lustt.  aera  11663;  ^  vertheidigte  die  Unabhängigkeil  Portugals 
mit  aller  Kraft  gegen  Cashlien  und  erweiterte  sein  Reich  durch 
einen  glorreichen  Sieg  über  die  Mauren  bei  Ourique  (11393; 
auf  dem  Schlachtfelde  selbst  oder  wenigstens  bald  nach  dem 
Siege  legte  er  sich  den  Königstitel  bei  und  wird  seitdem  stets 
als  König  bezeichnet. 

in.  Die  Gortes  von  Lamego. 

Aifonso  I.,  der  Eroberer  suchte  seine  neue  Königswürde 
auf  eine  doppelte  Weise  su  befestigen,  einerseits  indem  er  sich 
um  die  Anerkennung  des  Papstes  bewarb,  andererseits  indem  er 
die  Beistimmung  der  Nation  zu  seiner  Erhebung  zu  erhalten 
üuchle.  Zu  diesem  Zwecke  versammelte  er  im  Jahr  1143  den 
Kern  der  Nation  um  sich  und  Hess  sich  die  Königswürde  noch 
einmal  feierlich  bestätigen.  So  gab  er  seiner  Macht  eine  feste 
Grundlage  und  legte  zugleich  das  erste  Fundament  zu  einer  ge- 
regelten Staatsverfassung.  Die  Versammlung  der  Corles  von 
Lamego  bestand  aus  dem  hoben  Clerus,  dem  Adel  und  den  Ab- 
geordneten der  Sladte. 

Die  hierher  gehörigen  Worte   der  lamegischen  Urkunde 

lauten  folgendermassen      9.  Et  surrexit  Laurentius  Venegas 

procurator  Regis,  el  dixit: 

1J  Abgedruckt  in  lateinischer  Sprache  hei  Schmanss  Corpus  juris  gen- 
tium i  S.  4  —  7.,  und  bei  Rousset  Sappläment  an  CorpB  diploinalii|ue,  Vol. 
L  p.  37  io  fraBzö0t3cber  Sprache. 
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^Congregavit  vos  Rex  Alfoiisus,  quem  vos  fccislis  in  Campo 
Auriquio,  ut  vidcatis  bonas  lilteras  domini  Papae,  et  dicatis  si 
vnHis  quod  sit  ilie  Hex.  Dixerunt  oiuites:  Nos  volumus  quod 
81t  R«x.  fit  diadt  procurator:  Ouomodo  erit  Rex:  ipse,  et  ffln 
6jti0$  :nil1|Me  iiohä  Rex.  El,  dixerunt  (Doines:  Ipse  In  qniiiitain 
vivet,  et  ejus  posteeqttam  fron  vfxerit.  El  dixit  procurator: 
Si  ilfi  vultis,  dale  üli  iiisijrne.  Et  divcrunt  omnes :  Dcmus  in 
Dei  iioiüiiie.  Et  surrexit  Archiepiscopus  Bracharensis ,  et  tuiit 
mftiHfeiu  Abbatis  de  Laurbano  coronain  anream  magfnam,  cum 
«Miltis.  aMUrgariUi,  quae  faerat  de  regibus  Gottoram,  et  dederant 
MoMfleilo,  et  posuerunt  illatn  Regi.  Et  dominus  Rex  cum  apata 
nnd&^ih  manu  sua,  cum  qua  ivit  in  hello,  dixit:  Bencdittus  \)vus 
qui  me  ailjuva\i(.  Cum  isfa  sjiala  liluTiivi  vos,  fl  vici  iiosles 
Bostros,  et  vos  me  iecisLijs  Kegcm,  et  socium  vetilrunk.  quidem 
«6^  iaoi$tia,  eonstitaamas  leges,  per  i|iiaa  terra  noatra  Bit  in  pace. 
Dixenmi  eninea:  volnnma  domine  Rex,  et  placet  nobis  conatitoere 
leges,  quaa  Tobisr  bene  tisnm  liierit,  et  nos  smnns  onrnes  cnm 
füiis.  lilialius  ,  n<'[)(ibns  et  iK^polilms ,  ad  vesUum  inntKlariv  N'o- 
cavit  ciliuj»  doiiiinus  Kex  Episcopos,  viros  nobiics,  et  prucuralures, 
iet  dixerunt  inter  se:  Faciamus  in  principio  leges  de  haereditale 
Itogmil  el  feceriint  iatas  seqiuentea.^ 

>t«*/  Bati»^nMn  einmal  das  Princip  der  Erbmonarchie  unter 

aUgemeiner  Zustimmung  anerkannt,  so  kam  es  nun  vor  allem 
darauf  an,  die  Thruti  Tolgeordnuag  grutidgeaeUlich  zu  re;^*eln. 
Ein  Gesetz  hierüber  war  das  erste  Bedürfiaiss  der  ganzen  Staate 
<mlaiH^  INe  Gesetze^  die  inLamego  beratfaen  ond  beschlosaen 
wovi^.  betrafen  dr«  Punkte:  die  Throntolg^e,  den  Adel  md 
4iaB4leiohi8pflege.  Wir  beschrlinken  uns  auf  die  Betraehtong  des 
ersten  l'unkles,  der  Bestimmungen  über  die  Thronfolge;  sie  lauten 
folgendermaassen : 

^^  ^^-tiVivat -dominus  Rex  Alfonsus  et  babeat  Regniim«  Si  baboerit 
MaQlWiMieUy  fivant,  et  habeantRe^um,  Ita  nt  non  sft necesse 
laeer»  de  noyo  Reges.  Ibnnt  de  isfo  modo.^  Pater,  sf 
lltbllerit  Regnurii,  cum  fucrit  moi"luus,  filins  liahcat,  poslca  ncpos, 
postea  filius  uepotis,  et  postea  iiiius  üiiorum  in  saecula  saecu- 
lorum  per  Semper. 

^St  faerit  mortnus  primus  filiiis,  vivente  Rege  patre^  secundoa 
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erit  Rex,  si  secnndas  terthis,  si  f ertivs  qsarlos,  et  deinde  omnes 

per  istum  modum. 

„Si  inorluus  sil  Rex  sine  filiis,  si  habeai  fralrem,  sit  Rex 
in  vita  ejus:  et  cum  fueril  morluus,  non  eril  Rex  filius  ejus,  si 
nofi  fecerint  euin  Episcopi,  et  pronuranles,  et  nobiles  curiaeRegis; 
fa  fecerint  Regem,  erit  Rex,  si  noa  fecerint,  non  erit  Rex. 

^Dixit  postea  Laurentiug  Venegas,  procnrator  domini  Regts 
ad  piüciiranteö.  Dixil  Rex;  si  vullis  quütl  inIreiU  üliae  ejus  in 
haeredilatibus  regnandi,  el  si  vullis  facere  leges  de  illis?  Et 
posteaquam  allercaverunt  per  niullas  horas,  dixerunt;  £tiain  fiUae 
domini  Regis  sunt  de  lombis  ejos,  et  volumna  eas  intrare  in 
Regno,  et  qnod  fiant  leges  super  istud.  Et  l^iscopi  et  nobiles 
fecerunt  leges,  de  isto  modo. 

,,Si  Rex  Poi  lugalliae  nun  iml  ueril  masculum,  et  habuerit 
iiliam,  ista  erit  Regina,  postquam  Rex  fuit  mortuus  de  isto  modo: 
Non  accipiei  virvm  msi  de  Portugal,  nobilis,  et  tatis  non  vo* 
eabitur  Rex ,  nisi  postquam  habuerit  de  Regina  fiKum  varonem, 
et  quando  fuerit  in  congregatione  maritus  Reginae,  ibit  in  mann 
manca,  et  niaritus  iiün  ponel  in  capile  coronam  Regni. 

^S\i  ista  lex  in  sempeternum,  quod  prima  filia  Regis  accipiat 
Diaritum  de  Fortugaliia,  ut  non  eeniat  Regnum  ad  estrtmeos, 
0t  9i  c(ua»vit  cum  Frineipß  e$iran€o,  neu  sit  Regina;  quia 
nunquam  volumus  nostrum  Regnum  ire  for  de  Portogalensibus, 
qui  nos  sua  fortitudine  Reges  fecerunt  sine  adjutorio  aüeno  per 
suam  fortitudinem  et  cum  sanguine  suo. 

„Istae  sunt  leges  de  haereditate  Regni  noslri;  et  legit  eas 
Albertus  Cancellarius  domini  Regis  ad  omnes,  et  dixerunt:  Bonae 
sunt,  juslae  sunt,  voiumus  eas  per  nos,  el  per  semen  nostram 
post  nos.^ 

Die  Gesclze  von  Lamego  sind  nicht  imr  das  älteste,  ehr- 
würdigste Grundgeselz  des  portugiesischen  Reiches:  sie  bieten 
auch  ein  so  allgemeines  rechtshistoriscbes  Interesse,  dass  wir 
auf  ihre  Betrachtung  nMher  eingehen  mtkssen. 

In  den  Gesetsen  von  Lamego  spiegelt  sich  der  ganze  Geist 
jener  rauhen,  aber  ritterlichen  und  thatkräftigen  Zeit  auf  das 
klarste  wieder.  Es  ist  ein  lebendiges  dramatisches  Gemälde  — 
jene  Erhebung  des  ersten  Königs  von  Portugal  auf  den  Thron 


Digitized  by  Google 


Di«  .portugiesische  Thronfolge. 


255 


durch  seine  tapfern  WalTengeßlhrlen.  Aelinlich  wie  zur  Zeil  der 
Völkerwanderung  die  germanischen  Stämme  einen  lapfern  Gefolgs- 
h&trn  aus  edlem  Geschlecht  zu  ihr^m  König  auf  dem  Schild  er«- 
bobeft,  steig!  Affonso  der  Eroberer  auf  den  neugegrttndelen  Thron 
unter  dem  Zumf  und  Waffengeklirr  seiner  Kampfgenossen,  die 
sich  wohl  bewusst  sind,  dass  sie  diesen  Thion  durch  ihr  Blut 
und  ihie  Tapferkeit  •rei'ründpt  haben. 

Eine  tiefere  rcchtsgesciiichlliche  Auüassung  dieses  gaazen 
Aktes  wird  nur  dann  möglich,  wenn  wir  erwägen,  dass  das 
nengegründete  Reich  Portugal  eine  territoriale  Abzweigung  des 
Beieiies  Castilien  ist  und  dass  wir  uns  somit  auf  west<,Mithi^ 
schein  Kechlsbodcii  befinden.  Es  ist  erklärlich,  dass  in  einem 
solchen  sich  lostrennenden  Fiiialreich  die  Rechtsgrundsätze  des 
Mutterreichs  maassgebend  einwirken.  Wie  oben  gezeigt,  ist  Ca^ 
stIUea  in*  dieser  Zeit  bereits  ein  Erbreioh;  es  ist  daher  sehr 
natürlich,  dass  sich  auch  das  Rechlsbewusstsein  der  portugiesischen 
Stände  enlschiech'n  für  die  Erbinünan  ausspricht.  Auch  für 
die  Tlironfülgeordnung  dient  das  caslilianische  Recht  mm  Vor- 
J>ikl;  nicht  als  ob  man  sich  absichtlich  dasselbe  zum  Vorbild 
genonuDon  habe,  sondern  weit  dasselbe  die  ganze  Rechtsauf- 
fafSling  jener  Mtinner  unwillkührlich  durchdringt. 

Merkwürdig  ist,  was  über  die  Festsetzung  der  Erbfolge  der 
küöiglichen  Töchter  erzählt  wird. 

jPie  Stande  des  Reichs  siritten  viele  Stunden  hing,  ob  sie 
dieselbe  gestatten  sollten?  WahrscheinUch  mochte  es  jenen 
kriegsgewohnten  MMnnem  bedenklich  vorkommen,  die  Herrschaft 
über  ein  durch  Eroberung  gegründetes,  von  mfichtigen  Fehiden 
umlauertes  Reich  der  st  liwachcn  Hand  einer  Frau  anzuvertrauen. 
Aber  ihre  ungebareue  Rechtsanschauung  war  stärker,  als  ihre 
politiscli^en  Bedenken;  sie  entschieden  sich  für  die  Erbfolge  der 
TiMlIer  und  zwar  aus  dem  charakteristischen  Grunde,  i,weil 
m»eh  sie  aus  den  Lenden  des  Königs,  uusers  Herrii^ 
h454:vargegangen  sind"^. 

Wir  sehen  hier  recht  deutlicli,  wie  die  Anschauung  des 
speci eilen  Yolksrechts  auf  die  Bestimmung  der  Thronfolge* 
ngpionfif  einwirkte.  Wären  die  zu  Lamego  versammelten  Grossen 
frVo^isohen  Stammes  gewesen,  so  würe  eine  derartige  Aner-^ 
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kenniing  der  Rechte  der  königlit lim  Tochter  undenkhar.  Wie 
hätten  Franken,  welche  die  Töciiter  selbst  von  privalrechtlichem 
Grondbesitz  msschlossen,  aus  Rechtsgeftthl  ein  Thronfolge- 
recht für  die  kdniglichen  Töchter  annehmen  können?  Aber  wir 
stehen  hier  anf  westgothischem  Rechtsboden.  Mello  Preire 
in  seiner,  freilich  nur  äussern,  porliitriesischen  Rechls^eschichte 
weist  nach ,  dass  in  dem  heutigen  Portugal  seit  dessen  Einver- 
leibung in  das  westgothische  Reich  nur  westgolbisches  Recht 
galt,  dass  besonders  seit  Receswintb  (650)  das  westgothische 
Gesetzbuch  zum  einzig  geltenden  Recht  erhoben  wurde,  dass 
dasselbe  für  die  christh'che  Bevölkerung  auch  unter  der  Mauren- 
herrschafl  seine  Cliliigkeil  nicht  verlor,  und  dass  die  christlichen 
Könige  von  Leon  und  Castilien,  welche  sich  als  Nachfolger  der 
westgothiscben  Herrscher  betrachteten,  die  westgothischen  Ge- 
setze fortwährend  als  Hauptrechtsquelle  ansahen. 

Das  westgothische  Recht  ist  unter  allen  germanischen  Volks- 
rechten das  günstigste  filr  die  Tochter.  Bei  der  bürgerlichen 
Erbfolge  (heilen  Söhne  und  Töchter.  Brüder  und  Schwestern  die 
ganze  Erbschaft,  Fahrniss  sowohl  wie  Liegenschaften,  zu  völlig 
fleichen  Theilen,  ohne  allen  Vorzug  des  Hanns- 
stammes Entferntere  Agnaten,  z.  B.  Vatersbrüder,  werden 
den  Töchtern  nie  vorgezogen.  Der  Grund,  welchen  das  west- 
gothische Recht  für  die  Gl»?ichslolInng  der  Kiiiuen  mit  den  Män- 
nern anführt,  ruht  auf  einer  völlig  naturrechtlichen  Anschauung : 
«Nam  jostum  omnino  est  ut  quos  propinquitas  naturae  consociat, 
heredilariae  smccunoms  ordo  non  dipidat^  Stimmt  dieser 
Grund  nicht,  der  Sache  nach,  mit  dem  völlig  überein,  welchen 
die  portugiesischen  Grossen  zu  Lamego  für  die  Tlijunfolge  der 
Töchter  anführen  („Eliam  üliae  doniini  Regis  sunt  de  lunibis 
ejus**)? 

Ausser  der  Einwirkung  der  allgemeinen  westgothischen 
Rechtsanschaoung  dürfte  vielleit^t,  als  ein  bestimmendes  Moment 
für  die  Annahme  der  cognatisdien  Thronfolge  in  Portugal  der 


1)  l,  Wisigathorum  IV,  2,  1:  ,Si  pater  vel  mater  inteitati  decesterint, 
tuDc  sorom  com  fratribus  in  onmi  parentum  facnllate,  abtque  aliquo  ob* 
jectn,  «afüffW  diWiione  »ucccdant**. 
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Umstand  mit  in  Anschlag  kommen,  dass  das  Land  Portugal  selbst 
in  seiner  Entstehung  gewissermassen  einen  weih  liehen  Ur- 
sprung halle,  indem  es  der  castilianischen  Königstochter  Theresia 
als  Mitgift  gegeben,  und  somit  als  eine  Art  Paragium  für  eine 
Prinzessin  constituirt  wurde.  v 

Audallend  könnte  nur  der  Artikel  der  Gesetze  von  Lamego 
erscheinen,  welcher  sagt: 

„Si  morluus  sit  rex  sine  filiis,  si  habeat  fralrem,  sit  rex  in 
vila  ejus."  „  ^ 

Würde  man  den  Artikel  allein  für  sich  haben,  so  könnte 
jnan  wohl  dafür  hallen,  dass  allerdings  der  Bruder  eines  Königs 
dessen  Tochter  in  der  Erbfolge  vorgezogen  werden  müsse,  weil 
daselbst  nur  von  einem  ohne  Söhne  (sine  filiis)  verstorbenen 
Könige  die  Rede  ist,  in  welchem  Fall  dessen  Bruder  im  Reiche 
nachfolgen  soll.  Allein  dieser  Artikel  ist  nur  im  Zusammen- 
hang mit  dem  ganzen  Inhalt  und  der  Entstehungsgeschichte  der 
lamegischen  Gesetze  zu  verstehen.  Erst  nachdem  das  Nöthige 
über  die  Erbfolge  des  Mannsstammes  festgestellt  worden  ist, 
fordert  der  König  die  Reichsstände  zur  Beschlussnahme  über  die 
Thronfolge  seiner  weiblichen  Nachkommen  auf  Diese  wird  ihm 
auch  von  den  Reichssländen  bewilligt  und  dadurch  nachträglich 
eine  Einschränkung  des  im  obigen  Artikel  verordneten  Erb- 
folgerechls  der  Brüder  des  Königs  gemacht,  das  erst  dann  statt- 
finden soll ,  wenn  der  König  überhaupt  keine  Nachkommen 
hinterlässt. 

So  ruht  das  Thronfolgerecht  der  Töchter  in  Portugal  nicht 
.(|wie  man  in  Deutschland  so  häufig  wähnt)  auf  dem  Paragraphen 
einer  modernen  Constitution  oder  einer  einseitigen  königlichen 
Verfügung,  sondern  auf  dem  tiefsten  Rechlsbewusslsein  der  gan- 
zen Nation,  auf  dem  ältesten  und  ehrwürdigsten  Gesetze  Por- 
tugals; ja  die  cognalische  Thronfolge,  mit  Vorzug  der  Tochter 
vor  des  Vaters  Bruder,  ist  so  alt  wie  das  Reich  selbst. 

Während  die  portugiesischen  Stände  so  das  Thronfolgerecht 

Töchter  anerkannten,  suchten  sie  sich  durch  andere  Bestim- 
mungen gegen  die  Nachtheile  der  weiblichen  Erbfolge  zu  sichern« 

Der  grösste  Nachtheil  der  weiblichen  Erbfolge  lag  den  Por- 
tugiesen damals  klar  vor  Augen;  er  bestand  in  der  leicht  ein- 
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Mendmi  Mdglichkml  einer  Verachmefaniiigf  mit  .  andern  Reichen. 

Waren  nicht  viele  kleine  Königreiche  Spaniens  schon  damals 
durch  Verheirathung"  zusariiinengehrachl  und  mit  Casliiien  ver- 
schmolzen worden?  Den  Portugiesen  war  ihre  kautn  errungene 
Selbstständigkeit  zu  theuer,  um  sie  einer  soiclien  Gefahr  preis-^ 
sugelwn;  sie  folgten  daher  der  Bestimmung  Ober  die  Erbfolge 
der  Töchter  die  Bedingung  bei,  dass  eine  Königstochter  nur 
dann  Königin  werden  sollte,  wenn  sie  einen  eingebornen  Edeln 
zum  Gemahl  nähme,  wahrend  sie  durch  Verheirathung  mit  einem 
Fremden  des  Thron folgerechts  fllr  immer  verlustig  gehen  soUta. 

Eine  andere  Bestimmung  der  lamegischen  Gesetze  Ist  ehü^ 
merkwürdige  ReminiscenE  an  das  altgermanische  Wahlrecht  de^ 
Volkes.  In  der  absteigenden  Linie  ist  zwar  das  AVahlrechl  gänz-^ 
lieh  a!)geschaffl ,  die  DescciRlenlen  eines  Königs  erwerben  un- 
mittelbar durch  ihre  Geburt  ein  Siiccessionsrecht  und  steigen 
ipso  jure,  ohne  jeden  weitem  Wahlakt,  auf  den  Thron,  in  der 
Seitenlhiie  haben  ein  durch  die  Geburt  erworbenes  Successions-  ' 
recht  noch  die  Brüder  des  verstorbenen  Königs.  Aber  weiter 
reicht  die  Kraft  des  Erbrechts  nicht;  der  Brüder  Söhne  werden 
keineswegs  ipso  jure  wieder  Könige,  es  muss  ein  neuer  Wahlakt 
Stattfinden.  So  bricht  in  diesem  emzelnen  Falle  der  Grundsatz 
des  erblichen  Wahlreichs  wieder  lebendig  durch,  obgleich  im 
allgemeinen  das  Erbrecht  den  Sieg  davon  getragen  hat 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Portugiesen  keine 
ganz  unumslösslichen  Beweise  für  die  Echtheit  der  Urkunde  haben, 
welche  die  Verhandlungen  der  Cortes  von  Lamego  enthält  ^3. 
Aber  die  darin  enthaltenen  BesUmmungen  worden  von  jeher, 
miter  voller  Uebereinstimmang  der  Nation,  zu  allen  Zeiten  und 
unter  den  verschiedensten  Umsttnden  als  Staatsgrondgesetze  an- 
gesehen. Wollte  man  selbst  Zweifel  gegen  die  Authenticital  der 
Urkunde  aufkommen  lassen,  so  würde  diess  doch  maleriell  gleich- 
gültig sein,  da  alle  andern  geschichtlichen  Documente,  besonders 
die  Testamente  der  ältesten  Könige  von  Portugal  ganz  dieselben 
Grondsitze  Über  die  Erbfolge  aussprechen,  wie  die  Cortes  von 
Lamego. 

Ij  Siehe  Scb«fer  Gescbicfale  von  f orUigal  L  S.  SB. 
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IT»  Die  SUattsiiocessioa  unter  der  ersten  Djiattte  (te  i«htea 

Bngtt4ea). 

Die  Geselze  von  Lariicgo  sind  unter  allen  drei  Dynastieen 
maassgebende  Nonn  für  die  Slaalssuccessioa  geblieben;  die  in 
denselben  enthaltenen  Grundsätze  werden  bisweOen  zwar  ver- 
schieden ausgelegt,  die  Gttiligfceit  der  Geselze  selbst  aber  nie 
bezweifelt.  Der  tiefe  Renner  des  portugiesischen  Rechtes,  Joseph 
de  Mello  Freire,  charakterisirl  die  Bedeutung  der  lainegischen 
Gesetze  für  die  Thronfolge  folgendermassen :  „Ex  Lamaecensi 
lege  tota  fere  quanta  est  de  Regni  saccessione  quaestio  pendet, 
coi  oiiinino  conjungendae  Regni  traditiones  et  usus  et  Regum 
quoque  testamenta,  quamvis  haec  non  eadem,  sed  mullo  ininoie 
auctoritate  valeant,  cetera  quae  huc  facere  videniur**  Die 
ganze  Tradition  des  Koiiioreichs,  das  Gewohuheilsrecht  und  die 
Testamente  der  Könige  entiialten  nar  die  immer  wiederholte  Be- 
stätigung der  in  jenem  Grundgesetz  enthaltenen  Successions* 
principien.  Weisen  wir  diess  zunächst  für  die  erste  Dynastie  nach. 

Affonso  1.  Henriques  (1128— li85),  der  erste  König  von 
Portugal,  unter  welchem  die  Cortes  von  Lamego  gehalten  wurden, 
hinterliess  zwar  ein  Codicill,  dasselbe  enthält  aber  keine  Ver- 
fügung über  die  Thronfolge. 

Sancbo  1.  (1185—1211)  folgte  seinem  Vater  AlTonso  als 
ifltester  fiberlebender  Sohn ;  von  Sancho  I.  rUhrt  das  älteste  noch 
vorhandene  Testament  her,  er  verfügte  in  demselben,  dass  sein 
ältester  Sohn  sein  Nachfolger  im  Reich  sein  sollte: 

„Imprimis  mando  ut  filius  meus  Rex  Donnus  Alfonsus  habeal 
regnum  meum^ 

Auf  Sancho  I.  folgte  sein  erstgeborener  Sohn  Affonso  II. 
(1211 — 1223}.  Das  Testament  (iiescs  Königs  ordnet,  ganz  im 
Einklaiirr  mit  den  lainegischen  Gesetzen,  die  Erbfolge  der  Söhne 
nach  dem  Rechte  der  £rstgeburt  an ;  in  Ermangelung  von  Söhnen 
sollen  die  Töchter  zur  Succession  berufen  seia.  Die  hier  ein- 
schlagenden Worte  des  Testaments  lauten; 

^Imprimis  mando  quod  filius  meus  Infans  D.  Sancius,  quem 

1)  Inslitutiones  juris  civilis  Lusit.  Lib.  III.  tit.  9.  f.  3. 

2)  Memoiiaa  da  acadeinia  reai  da^  sdeudas  de  Lisboa  Vil.  p.  364. 
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habeo  de  Regina  D.  Umca,  habtal  regfnam  integre  et  in  pace. 
El  st  isle  niüiiuus  fueril  sine  seiniiie  Icgitimo,  major  filius,  quem- 
cnnque  habuero  de  Regina  D.  Urrac»,  babe«t  Regnum  meum 
Inlegre  et  in  pace.  Et  si  filium  mascultim  non  babuero  de  Re- 
gina D.  Urraca,  filia  mea  Infans  D.  Lianor,^quain  de  ipaa  Regina 
habeo,  habeat  Regnum*. 

Auf  AfFonso  II.  folgte  sein  erstgeborner  Sohn  Sancho  II. 
(1223 — 12453.  Sancho  II.  war  kinderlos.  Nach  den  Reichs- 
gesetzen  war  daher  sein  ältester  Bruder  der  nächste  Erbe« 
In  der  päpstlichen  Bulle,  in  welcher  Sancbo  Ii.  der  Regierung 
entsetzt  und  sein  Bruder  Aßbnao  HL  zum  Regenten  bestimmt 
wurd«',  ward  ausdrücklich  das  Siicccssionsrecht  des  Ittzlern  an- 
erkannt: ,,qui  eidem  regi,  si  absque  legilimo  decederet  filto, 
jure  Regni  succederet". 

Sancho  11.  selbst  konnte  nicht  umhin,  das  Successionsrecht 
seines  filtesten  Bruders  anzuerkennen;  schon  in  seinem  ersten 
Testamente,  von  dem  wir  die  Zeit  der  Abfassung  nicht  kennen, 
ernannte  er  ihn  in  Ermangelung  legitimer  Desoendenz  zu  seinem 
Nachfolger : 

^Et  si  fih'um  >  legitimum  vel  filiam  legitimam  non  habnerOi 
mando  quod  frater  meus  Infans  D.  Alphonsus  habeat  meum 
Regnum  integre  et  in  pace.* 

Ausführlicher  ist  sein  spateres  Testament,  worin  die  Grund- 
sätze der  lainegischen  Gesetze  aufs  klarste  bestätigt  werden: 

„Imprimis  mando,  quod  si  ego  habuero  iilios  de  mutiere 
legitima,  major  eorum  habeat  meum  Regnum  integre  et  in  pace. 
Et  si  filios  masculos  non  habuero  de  muliere  legitime  et  habuero 
inde  filias,  major  earum  habeat  meum  regnum  integre  et  in  pace. 
£t  si  filiutn  legitimum  vel  üliam  legitimam  non  liabuero,  mando 
quod  Frater  meus  D.  Alfonsus  habeat  meum  regnum  integre  et 
in  pace;  et  si  ipse  mortuus  fuerit  sine  filio  legituno  vel  sine' 
iilia  legitime,  mando  quod  Frater  meus  Infans  D.  Fernandos  habeat 
meiun  Regnum  integre  et  in  pace;  et  si  ipse  mortuus  fuerit  sine 
fflio  legitime  vel  sine  filia  legitime,  mando  quod  Soror  mea  kfans 
«D.  Lianor  habeat  meum  Regnum  integre  et  in  pace.* 

Da  Sancho  II.  kinderlos  blieb,  tolgle  ihm  in  der  That  sein 
iltes^ter  Bruder  Monso  HL  (sogar  ohne  seinen  Tod  ahrawailen^. 
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Niemand  konnte  Aflfonso's  Successionsrechl  bestreiten,  das- 
selbe war  aber,  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  der  Gesetze 
von  Lamego,  nur  ein  persönliches;  AlFonso's  Descendenz 
konnte  gesetzlich  nur  durch  eine  Neuwahl  der  Staude  auf  den 
Thron  komjnen.  Die  Erbfolge  halle  somit  unler  den  Söhnen 
Affonso's  zweifelhaft  werden  können,  da  hier  das  Recht  der 
Erstgeburt  nicht  den  Ausschlag  gab.  Um  solchen  Zweifein  vor- 
zubeugen,  bezeichnele  AflTonso  III.  schon  bei  seinen  Lebzeilen 
seinen  ältesten  Sohn  Diniz  als  Thronfolger  „filius  primogenilus 
et  haeres"  und  Hess  ihm  als  solchem  besondere  Ehrenbezeiffuuffen 
erweisen.  Nach  dem  Tode  des  Königs  wurde  auch  dem  erst- 
gebornen  Prinzen  sogleich  mit  den  gewöhnlichen  Feierlichkeilen 
gehuldigt.  Viele  Publicisten  behaupten  jedoch  mit  der  grösslen 
Bestimmtheil,  dass  AlTonso  III.,  als  er  seinem  Bruder  succedirle, 
der  Stände  Einwilligung  auf  einem  allgenieinen  Reichslage  zu 
der  Succession  seines  Sohnes  Diniz  verlangt  und  erhalten  habe 

In  seinem  Testamente  verordnet  Affonso  III.  die  Succession 
seines  Erstgeborenen  mit  folgenden  Worten: 

„Mando  Regna  mea  scilicet  Portugaliae  et  Algarbii  Dono 
Dionysio  meo  filio,  quod  habeat  illa  posl  mortem  meam". 

Die  folgenden  Könige  der  ersten  Dynastie  hallen  immer 
ihre  ältesten  Söhne  zu  Nachfolgern,  welche  sie  regelmässig  in 
ihren  Testamenten  zu  Thronfolgern  ernannten. 

Auf  Diniz  folgte  sein  erstgeborner  Sohn  AlTonso  IV.  (1325 — 
1357);  auf  AlTonso  IV.  sein  ällesler  überlebender  Sohn  Pedro  I. 
(1357 — 13673 ;  auf  Pedro  I.  abermals  sein  ältester  überlebender 
Sohn  Fernando  (1367—1383).  Dieser  hinterliess  eine  Tochter 
Beatriz ,  welche  ihm  aus  näher  zu  erörternden  Gründen  nicht 
succedirle.  Mit  Fernando  erlosch  der  Stamm  der  ächten  Des- 
cendenten  des  Grafen  Heinrich  von  Burgund. 

Y.  Die  StaatssttccessioD  anter  der  zweiten  Dynastie  (den  falschen 

Burgunden). 

König  Fernando  halle  seine  Tochter  Beatriz  mit  Juan  I. 
König  von  Caslilien  vermählt.    Nach  den  Ehepakten  sollte  die 


t)  Schmaius  Einleitung  lum  Begriff  des  Staats  von  Portugal  II.  S.  24.1. 
Z«it4chr.  für  Su«Uw.  Ib)4.  2s  Hefl.  18 


Digitized  by  Google 


m 


Infant  in  Beati  iz,  wenn  der  König  Fernando  keinen  Sohn  erhielte, 
nach  des  Vaters  Tode  die  poriogieftsche  Krone  erbea  und  ihr 
Gemahl  den  Tilcl  eines  Kdnigs  von  PorMigal  annehnen.  Dm 
Sohne  oder  der  Tocliler,  von  KMg  Juan  mit  Beelris  ehMrofl^ 
sollte  die  Thronfolge  gebühren.  Sollte  aber  Fernando  wie  seine 
Tochler  Beatriz  aller  legitimen  Nachkommen  ermangeln,  dann 
sollte  das  Königreich  Portugal  an  Juan  von  Castilien  fallen,  wie 
In  einem  gleiclien  Fall  das  Königreich  Castilien  an  Kiinig  Fer- 
nando 

Naeb  dem  Tode  des  Kdnifs  Fonando  erhob  der  König  von 

Castilien  Successionsansprüche  und  suchte  dieselben  sogar  mit 
WatlengewaU  durchzusetzen.  Gegen  eine  derartige  Vereinigung 
mit  der  Krone  von  Casliiien  sprach  sich  aber  das  porlngieswebe 
Nationalgeilibl  lebhaft  aus  und  das  Volk  erhob  «ich  nur  Ver* 
Iheidigung  seiner  Unabhtfngigkeit.  Castilien  konnte  senie  Aih 
sprijche  lüchl  durchsetzen,  die  Coitcs  er  klarten  den 
Thron  für  erledigt  und  wählten  den  Ordensmeister  von  Avis, 
Joio,  einen  Bastard  Pedro*s  I.,  zum  König.  Ein  berühmter  Jurist 
ein  Schüler  des  Barlolus  und  Baldos,  das  Orakel  der  Rechts- 
kunde in  Portugal,  Jofto  das  Regr&s,  führte  die  Bereditigui^  der 
Cortes  zu  einer  sulehen  Aeuwalil  aus,  indem  er  zeigte: 

13  dass  Beatriz  auf  den  Thron  nicht  folgen  könnte,  weil  sie 
keine  rechtmässige  Tochter  des  Fernando,  vielmehr  von 
ihm  im  Ehebruch  gezeugt  wäre,  indem  ihre  Matter  Leonore 
nur  Zeit  ihrer  Gebart  mit  ihrem  ersten  Gemahl  de  Jnri) 
noch  vermShlt  gewesen  wäre; 
23  dass,  wenn  auch  gleich  Beatriz  und  ihre  künftigen  Kinder 
rechte  Erben  der  Krone  Portugal  wären^  doch  ihr  Gemahl, 
der  König  von  Castilien,   nichts  sa  prUtendiren  bitte; 
er  habe  vielmehr  den  Ehepakten  geradezu  zuwider  ge- 
handeil, indem  er  nicht  erwartet,  bis  er  einen  Sohn  mit 
Beatriz  erzeugt,  sondern  Porlugal  mit  Gewalt  der  Waffen 
angegrillen,  ehe  er  noch  ein  Recht  darauf  gehabt  habe. 
Der  letzte  König  halte  aber  noch  zwei  Stiefbrüder  hinter- 
lassen, Sohne  Pedro's  L  und  der  Ignez  de  Castro,  die  Infanten 


l)  äou£a  ^[Qy&B  T.  1.  p.  296.    Schüfet  a.  «.  0.  L  4$5. 
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Joäo  und  Diniz.  In  Ermangelung  snccessionsrahiger  Nachkom- 
menscliafl  waren  diese  die  rechten  Erben  gewesen.  Deren  An- 
sprüche enlkräflele  der  gelehrte  Jurist  durch  den  Nachweis,  dass 
ihre  Eltern  niemals  eine  rechtmässige  Ehe  geschlossen  hätten, 
noch  wegen  zu  naher  Verwandtschaft  hätten  schliessen  können, 
dass  Joäo  und  Diniz  nicht  allein  kein  Erbrecht  auf  den  Thron, 
sondern  nicht  einmal  auf  das  välerliche  Vermögen  hallen.  Somit 
sei  in  Ermangelung  successionsfähiger  Erben  der  Thron  erledigt 
und  die  Stände  berechtigt,  eine  Neuwalil  vorzunehmen. 

Der  portugiesische  Jurist  Sousa  de  Macedo  sucht  in  seiner 
Staalsschrift  „Lusitania  liberata"  die  volle  Rechtmässigkeit  dieses 
•  Wahlakts  darzulhun  und  diess  besonders  durch  den  Beweis  zu 
begründen,  dass  durch  den  Tod  Fernando's  der  Thron  erledigt 
worden  sei  Soviel  steht  fest,  dass  Joäo  I.  sich  die  allge- 
meine Anerkennung,  endlich  selbst  von  Seite  Castiliens,  zu  ver- 
schaffen wus'ste  und  als  Gründer  einer  neuen  portugiesischen 
Dynastie  angesehen  wurde.  Nie  hat  er  ein  Erbrecht  in  An- 
spruch genommen,  sondern  als  derErsle  seinesSlammes 
gründete  er  sein  Recht  nur  auf  die  Wahl  der  Corte s. 

Sousa  de  Macedo  fasst  die  rechtliche  Stellung  dieser  neuen 
Dynastie  in  folgenden  Worlen  treffend  zusammen: 

„Series  regni  primi  Alfonsi  et  tertii  expiravit  in  Rege  Fer- 
dinando,  per  cujus  obilum  vacasse  coronam  fuit  judicalum  ideo- 
que  noviter  electus  Johannes,  in  quo  licet  antiquum  regnvm 
coniinuafum  fuerit  cum  antiquis  legibus  el  qualilatibus ,  nova 
tarnen  incepit  successio  in  nova  linea'  ^3. 

Obwohl  mit  Joäo  I.  eine  neue  Dynastie  beginnt,  so  gelten 

1)  In  derselben  Weise  begründet  Joseph  de  Mello  Freire  in  seiner  Ge- 
schichte des  portugiesischen  Rechts  die  Rechtmässigkeit  der  Wahl  Joäos  I. : 
„Coroitiis  Conimbricensibus  Joannes  Avisiensis  magister  fuit  jure  meritoque 
electus:  quia  scilicet  Ferdinandus  rex  sine  liberis  et  cogoatis,  qui  ei  possent 
succederc,  diem  obivit  suum.  Nam  Beatrix  illius  filia ,  cum  uxor  Castellae 
regis  esset,  ipsa  lege  regni  fundamentali  exciudebatur.  Johannes  et  Dio- 
nysius, vel  ut  nothi  Feiri  fiiii  ex  Agnete  a  Castro  suscepti  vel  ut  perduelles, 
qui  cum  Joanne  Castellae  rege  et  ejus  parente  Henrico  non  semel  in  Por- 
tugaliiae  fines  populabundi  excurrerant ,  non  poterant  ejus  rrgni ,  quod  tot 
damnis  compleverant,  successionem  adipisci.  Vucuum  igilur  regnum  erat'*  etc. 

2)  Sousa  de  Macedo  Lusitaoia  liberata  d.  28.  p.  225. 

18» 


Digitized  by  Google 


Die  |)ortqfieuKbe  Tlironfojgc^ 

doch  unter  ihr  dieselben  Successionsgrundsatze  unverändert  fort; 
denn  sie  ruhen  auf  Reichsgrundgeselzen  und  sind  von  der  Exi- 
stenz einer  bestimmten  Dynastie  unabhängig.  In  dem  Testamente 
Jo&o*8  L  ist  der  Gmndsats  des  Raprasentattonsrechls  der  Liniea 
mit  voUer  Klarheit  aasgesprochen. 

Anf  die  glorreiche  Ikgitrung  Joao's  1.  (I3H5 — 1433}  folgte 
sein  ältester  überlebender  Sohn  Duarte  (1433  — 1438);  auf 
Duarte  folgte  dessen  Erstgeborner  AlFonso  V.  (1438 — 1481); 
auf  Affonso  V.  abermals  sein  ältester  überlebender  Sohn  JoAo  IL 
(1481—1495),  welcher  ohne  Hinlerkssung  legitimer  Erben  starb. 
Es  wui(jc  somit  eine  Erbfolge  in  der  Seit onli nie  nothwendi^ 
Da  der  König  Joao  II.  nach  dem  Tode  seines  Sohnes  Affonso 
weder  eheliche  Descendenlen  noch  Geschwister  hatte,  so  hatte 
nach  seinem  Tode  abermals  eine  Wahl  durch  die  Cortes  eintreten 
müssen,  da  entfemlere  Seitenverwandte  grundgesetsUcb  nur  durch 
die  Wahl  der  Stände  auf  den  Thron  gelangen  konnten.  Daher 
konnte  der  König  Joäo  IL,  nach  dem  Tode  seines  einzigen  legi- 
timen Sohnes,  eine  Zeitlang  daran  denken,  seinem  Bastard,  dem 
Senbor  Dom  Jorge ,  die  Thronfolge  zu  bestimmen;  vor  seinem 
Tode  änderte  er  jedoch  seinen  Entschluss  und  setzte  seinen 
Vetter  Dom  Manuel  zu  seinem  Erben  und  Nachfolger  in  seinen 
Testamente  ein 

Nach  den  Gesetzen  von  Lamego  hätte  Dom  Manuel,  welcher 
weder  Descendent,  noch  Bruder  des  Königs,  sondern  nur  dessen 
Vetter  war,  nicht  durch  blossen  An&U  der  Krone,  sondern  nur 
durch  Wahl  König  werden  können.   Allein  das  Erbrecht  in  der 

königlichen  Familie  wni  bereits  so  erslarkl,  dass  jenes  den  Stän- 
den vorbehaltene  Wahlrecht  sehr  in  den  Hintergrund  trat  und 
Don  Manuel  ohne  vorhergegangene  Wahl  den  Thron  bestieg; 
ab^  alsbald  wurde  ein  Reichstag  nach  Montemajor  ausgeschrie- 
ben, wo  ihn  die  Stände  als  König  bestätigten.  Auf  Manuel  dbn 
Grossen,  unter  welchem  rorlugtil  seine  glorreichste  Zeit  erlebte, 
folgte  sein  Sohn  Joao  ilL,  weicher  eine  zAhlreicbe  Kfachkonunen- 


1)  Osorius  (\c  rebus  gi'slis  Einanuelis  l   1.  n  3.  seilt  hioru:  „GeorgM» 
namque  Johannis  filius  ,   proptereü  quod  nothui  t'sset ,    quamvis  illitiS 
fumei  valdü  uubiU^,  kgibus  t^i  iuäUluUd  regoi  haere«  ^SM  noo  potofat«* 
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Schaft  vor  sich  dahinsterben  sah.  Ihm  succedirte  sein  Enkel 
Dom  Sebastian  (1557— ld78>  Dom  Sebastian  starb  nnvermähll 
nnd  kinderlos; 

'     Da  Sebastian  auch  keine  Geschwister  hatte,  so  bfltte  nach 

der  Bestimmung  des  lamegischen  Gesetzes  abermals  eine  Wahl 
der  Stände  eintreten  müssen.  Diese  Bestimmung  war  aber  so 
obsolet  geworden,  dass  der  Letzte,  der  noch  mUnnlicher  Seits 
v^hf  '^Km  königlieben  Stamme  übrig  war,  der  Grossonkel  des 
KHkfiBlk^ Königs,  der  Cardinal-hifant  Henrique,  succedirte,  ohne 
dass  eine  Wahl  der  Stände  vorhergegangen  oder  eine  Bestätigung 
nachgefolgt  wäre.  Als  man  den  greisen  und  kinderlosen  Cardinal 
auf  den' Thron  steigen  sah,  überliessen  sich  alle  Fürsten  und 
Stmlsininner  Europa*s  der  ernsten  Betrachtung,  dass  die  Thron- 
folge Iii  Mroem  Staate  einst  die  öffentliche  Ruhe  stören  werde 
So  geschah  es  auch  wirklich.  Von  allen  Seilen  tauchten  Be- 
werber auf,  welche  Ansprüche  auf  die  Krone  machten,  deren 
firled^ng  so  bald  in  Aussicht  stand. 

?L  Die  Thronstreitigketten  antir  dar  Regierung  nnd  nach  dem  Teds 
das  Kdaigs  flairitia  md  die  syailsdia  Zwiaakanhemckaft 

Während  der  ganzen  Regierungszeit  des  Königs  Henrique 
beschäftigte  die  Successionsfrage  alle  Gemüiher  in  Portugal;  die 
Prätendenten  regten  sich  von  allen  Seiten  und  suchten  ihre  aua- 
ac^Ciiliicben  Rechte  auf  die  Krone  durch  Staatsscbriften  dann- 

thun.  Wir  führen  hier  kurz  die  Namen  der  Prätendenten  und 
ihre  vermeintlichen  Ansprüche  an. 

1}  Antonio  Prior  de  Crato  war  ein  unehelicher  Sohn  des 

Herzogs  von  Beja,  und  somit  ein  Enkel  Manuels.   Indem  er  wohl 

>k  '   

'  1)  Schfifer  B.  HI.  S.  392. 

'  2)  Ueber  die  Ansprüche  der  yerschiedenen  Pritendentcn  bandeln  ins- 
besondere: a)  Joannes  Caramuel  Lobkowitz  Philippus  prudens  Caroli  V. 
Imperaioris  filius,  Lusitaniae,  Algarbiae ,  Indiae,  Brasiltae  legitimus  Hex  de- 
monstratas.  Antwerpiae  1639.  Fol.  —  b)  Antonii  de  Sousa  de  Macedo 
Loiitania  liberata  ab  injusto  Caslellanorum  dominio,  restituta  legitimo  Principi 
Serenissimo  Joanni  IV.  Lusitaniae  Regi,  demonstrata  summo  Pontifici,  Imperio, 
Regibus,  Rebuspublicis  ceterisque  Orbis  Chrisliani  Principibus.  Londini  1645. 
Folio.  (Die  ansföhrlichste  Staatsschrift  für  das  Haus  Braganza.)  —  c)  Hen- 
lid  Cocccji  diafeitationes  de  jastitia  belli  et  pa^  m  statu  Regoi  f  ortugallici 


wu^e,  dass  in  Portugal  kein  aQeheliches  Kind  kraft  Erbrechl« 
succedirea  kdniie,  bebauptete  er,  Bukk  Vater  habe  mit  seiiMV 
Muller  in  einer  heimlichen,  aber  recMmtoigen  Ehe  gelebt,  er 
sei  somit  als  ehelicher  Sohn  der  nächste  Erbe  der  Krena  Die 

Behaiiplung,  dass  seine  Ellern  in  rechtmässiprer  Ehe  gelebt  halten, 
konnte  er  nicht  beweisen,  da  dieser  ßebau{(iung  unwideriegüciie 
Tiialsachen  entgegenstanden 

2)  Der  mächligste  PrülendeBl  war  Philipp  U.  von  Spfuifeii; 
er  gründete  sein  Recht  darauf,  dass  er  der  Älteste«  Tochter 
des  Königs  Manuel  männlicher  Erbe  sei  und  also  praerogativaoi 
aetaüs  et  scxus  für  sich  habe.  Die  ersten  spanischen  Juristen 
arbeiieien  tür  ihn  Becbtsdeduklionen  aus,  unter  ihnen  der  be- 
rühmte Molina 

3}  Der  Hersog  von  Savoyen,  der  Sohn  der  sweitältesteii 
Tochter,  verlangte  zwar  nicht,  dem  König  Philipp  II.  vorgesogen 
2u  weiden.    Wenn  aber  solcher  vor  Endigung  des  Slreileü  sler- 


Innd^ta.  Heidelbergae  1687.  Jobma  Jacob  SchnaoM  EbdeHmg  wm  Be^* 
üif  d«f  SMatf  von  Poila|al  B.  i  8.  507  ft 

Maanol,  Ktaif  v«  PortafaL 
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1)  Sousa  de  Hacedo  Lib.  I.  cap.  IV.  p.  201—213. 

2)  Souja  de  Macedo  Lib.  L  cap.  1X-X|Y.  p.  258.  HU 
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ben  sollte,  wie  anch  In  Ansehen  «Her  übrigen  Prätendenten, 
berief  er  sich  auf  dieselben  Gründe,  welche  Philipp  II.  für  sich 
anlUhrte,  kraft  deren  er  in  diesem  Falle  der  nächale  Brbe  m 
aein  belMmptete 

4)  Der  Herzog  von  Parma  gründete  seinen  Anapraeb  darauf^ 
dass  er  von  der  ältesten  Tochter  des  lelzten  Sohnes  Königs 
Manuel  entsprossen  und  also  ex  ineliori  linea  und  nach  dein  Recht 
der  Repräsentation  andern  vorzuzieiien  sei.  Für  ihn  halten  die 
Jnriatea  der  üniveraitttt  Padua  eine  Staatsachrifl  aoigearbeitet 

5)  Die  Prinseeaki  Catharinau  Gemahlin  des  Heniogs  von 
Bragansa,  fUr  deren  ansschlieaallchea Recht  auf  die  Krone  steh 
alle  Rechblehrer  der  Universität  Coimbru  erklärt  hatten.  Die 
Herzogin  von  Bragarizn  war  die  Tochter  eines  Sohnes  des 
Königs  Manuel,  des  Infanten  Duarte,  während  Philipp  II.  nur  der 
Min  einer  Tochter  des  Königa  Manuel  war.  Die  Hersogin 
von  Braganza  gründete  nun  ihr  Rec^t  daranf,  dasa  sie  als  Tochter 
eines  Sohnes  einer  bessern  Linie  angehöre,  indem  sie  ihren 
Vater,  den  Infanten  Dnaite.  vollständig  reprüsentire.  Wie  ihr 
Vater  Philipiis  Mutter  aufgeschlossen  haben  würde,  wenn 
beide  noch  mn  Leben  wären,  so  müsste  auch  sie  selbst  den 
Künig  Philipp  aadMchliesaen.  per  Kempnnkt  ihrer  Deduktion  war: 
„Neque  Philippus  potest  habere  plus  juris,  quam  mater  ejus, 
nequc  Catharina  niinii^i.  quam  ejus  pater,  cujus  est  hacics;  sed 
jus  matris  Philippi  erat  minus,  quam  jus  palris  Catliarinae 

Die  portugiesischen  Publicisten,  besonders  die  gelehrten 
Jnrialen  der  Universitit  Coimbra  vertheidiglen  das  Reprüsen- 
tationarecht  in  Portugal  bei  SneceasionafMIen  mit  aller  Energie 
gegen  die  spanischen  Juristen,  welche  dessen  Anwendbarkeit  so 
bestritten:  ..Das  jus  repraesentationis  wäre  eine  Erfindung  des 
römischen  Hechts,  davon  das  jus  naturae,  das  allein  bei  grosser 
Herrn  Streitigkeilen  gelte,  nichts  wüsste.^  Aliein  die  portugie- 
alaehen  PiibUejslen  erwiederten,  dass  das  römische  Recht  in 
Portugal  recipirt  würe,  und  daher,  weü  die  Saite  m  den  Reichs* 
geseizen  nicht  deutlich  ausgemacht,  hier  als  subsidiäre  Rechts- 

1)  SouM        0.  Cap.  vn. 

2)  SoQBii  a.  ■.  0.  Cap.  VI. 

3)  Sanaa  a.  «.  0.  Ctp.  XL  p.  401* 
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qaeUe  ekitreten  mtale.  Ausserdem  beriefen  ne  sich  auf  mehrere 
lülaigUche  Testamenle,  welche  das  jus  repraeieiittlioiiis  aiadrflek* 
Uch  sanktionirten ,  so  das  Teslaroeat  Jofto's  L  und  Affomo's  V. 

Nach  diesem  Repräsenlalionsrecht  würde  in  Portugal  vorzugsweise 
bei  Successionen  auf  die  Prärogative  der  Linie  gesehen, 
dergestalt,  dass,  so  lange  noch  Erben  ans  der  Liaie  eines  ^h^eg 
Torhanden  wfiren,  Nachkommeii  euMr  Tochter  nicht  vag^kaBen 
werden  könnten.  Nach  dem  Tode  dea  KMgfS  Henriqne  wilre 
die  Succession  auf  y^meliorem  lineam^  gefallen,  welches  die  Linie 
des  Duarle,  des  Vaters  der  Calharina  von  Braganza,  nicht  aber 
die  Linie  der  lsabel,  der  Mutter  König  Philipp  von  Spanien^ 
gewesen. 

Dieses  Repr8sentationsrecht  würe  gans  nach  den  GmuMiai 

des  römisdien  Rechts  zu  beurtheilen,  so  dass  es  sich  nicht  weiter 
erstrecken  könnte,  als  auf  Geschwister  und  Geschwisterkinder. 
Illach  diesen  entschiede  nur  die  Gradesnähe.  Desshalb  könnte 
anch  der  Uerxog  von  Fanna,  ein  Bruders -Enkel,  das  bene~ 
idnm  repraesentationis  nicht  mehr  in  Anspmch  nehmen,  und 
die  Gradesnühe  gäbe  der  Hereogin  Yon  Bragansa  den  Yonmg 
vor  dem  Sohne  ihrer  altem  Schwester  Maria,  da  sie  einen  Grad 
näher  mit  dem  letzten  König  verwandt  wäre. 

Ausserdem  führten  die  Publicisten  der  Henogin  von  Bra- 
ganza  noch  den  durchschlagenden  Grund  an:  dass  nacfar  den 
lamegischen  Gesetzen  kein  Fremder  in  Portugal  erben  kdnnte, 
und  dass  demnuc])  alle  andern  Priitendenlen  ausser  Catharina  von 
Braganza,  der  einzigen  an  einen  einbeimischen  Kdeln  verhei- 
ratheten  Prinzessin,  erbunfiibig  wären. 

Der  l<Uittlich  eingeleitete  Successionsprocess,  nu  dem  Kdnig 
Henriqne  alle  Prätendenten  vorladen  und  zur  AnsfÜhrnng  ihrer 
Ansprüche  iiuUbrdern  liess,  halte  keinen  Erfolg;  indem  der  König 
absichtlich  die  Sache  verscbleifle.  Auch  in  seinem  Testamente 
halte  Henrique  nichts  Bestimmtes  über  die  Thronfolge  verfögt. 
Bei  seinem  Tode  herrschte  daher  die  grtate  Verwirrung  un 
ganzen  Lande  und  es  wurde  Philipp  IL  leicht,  sich  mit  Gewalt 
in  den  Besitz  des  Reiches  zu  setzen.  Nicht  die  Slärke  seiner 
Rechlsgiunde,  sondern  die  Heeresmacht  des  Herzogs  Alba  gab 
den  Ausschlag.   Die  Reichsstände  bestätigten  Fbilipp  1581  zu 
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ToMT  ri«  KMg  VM  Poffogat  ond  deklarirlen  zugleich  seinen 
SlAn  na  Nnckfolger. 

Portugal  stand  von  1580  bii  zum  Jahr  1640  unter  spanischer 
Herrschaft 

TJI.  Die  Staatssuccession  unter  der  diittea  DyaasUe,  4«m  flause 

Braganaa. 

Die  spaniecbe  Msehenherrschaft  war  das  Grab  der  per- 

tugiLüisclien  Nalionalgrösse;  Portugal  wurde  Ihalsächlich  wie  eine 
Provinz  der  Krone  Caslilien  behandelt,  Eine  starke  nationale 
Reaktion  führte  im  Jahr  1640  die  Trennung  Portugals  von  Spa- 
nien herbei  und  erhob  den  Henog  von  firagansa  als  Joao  i¥. 
md  den  Kdnigattiron.  JoAo  IV.  war  der  Enkel  Jener  Catharink 
▼on  Brag^anea,  welche  ihr  Reckt  im  Jahr  1580  gegen  die  Ueber-> 
macht  Pfiilipps  II.  niclil  durchsetzen  konnte.  Joäo  IV.  stieg  nicht 
'  blos  durch  die  Wahl  der  Stände,  sondern  durch  eigenes  Erbrecht 
auf  den  Thron,  wie  Melle  Freire  in  seiner  Rechtsgeschiehte  aus- 
drücklich sagt  0-  So  erftUlle  sIck  die  aüe  Tradition ,  welche 
seit  dem  Tode  Sebastians  nnter  dem  portogteskMshen  Volke  lebte, 
dass  der  rechtmässige  König  sich  wirklich  im  Reiche  aufhalte, 
aber  unter  einem  andern  Namen,  den  er  jedoch  bald  ablegen 
und  sich  offenbaren  werde. 

Unversttglich  nach  seiner  Thronerb^nng  schrieb  der  K&nig 
den  28.  Januar  des  Jakres  1641  einen  Reichstag  nach  Lissabon 
ans.  Auf  diesem  Reichstage  wurde  Ton  den  drei  Slinden  ein- 
müthig  ein  Manifest  beschlossen  und  veröfTentlicht ,  in  welchem 
sie  dem  Könige  von  Spanien  den  Gehorsam  aufsagten  und  die 
Gründe  darlegten,  aus  denen  sie  Jo&o  von  Braganza  zu  ihrem 
König  erhoben  htttten 


1)  „Joannes  IV.  Knl.  Dec.  anno  1640  r  primoribus  civitalis,  deinde  ab 
nniirerso  populo  comiläs  g«ner»Ubas  2H.  J;tnnar.  anno  1641  golenmiler  et 
m^joriim  more  rex  consalutatus ,  non  imperiuiu ,  quod  jam  illius  erat,  scd 
ejus  posscssioneui,  neque  majestatcm,  quam  jam  prae  se  fercbat,  sed  iUius 
tunc  demum  exerciUuro  populi  suffrngiis  acquisivit."  Historia  juris  civilis 
§.  45.  p.  106. 

2)  Diese  merkwürdige  Urtiunde  findet  sich  ab?<  druckt  in  dem  Corps 
uuiversei  dipiumatique  par  Dumoot  Tome  VI.  p.  202  if. 
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Dieses  Manifest  erkannte  von  neuem  die  lamegische  Thron- 
folgeordnung  als  Reichsgrundgesetz  an;  es  erkUtote  nadi 
diegeti  Gruiidstflseii  die  Könige  Ton  Spanioii  Usurpatoren 
und  Joao  von  Braganza  für  den  emsigen  rechlmis^igen 
Erben.  Das  Repräsenlaiionsrechf,  welches  die  spanischen  Publi- 
cisten  in  Abrede  jicsldK  luitfen,  wurde  von  ilen  porlügiesi«fehen 
Standen  feierlich  jniei  Kannt.  Femer  erklärten  sie :  dass  sie  nun- 
mehr den  unter  König  Henrique  angefangenen  SnoeessioviMpsi^ 
dessen  Enlscheidung  durefa  die  nngerecbte  nnd  gewalisniiottiiP^ 
palion  bis  jetzt  verhindert  worden,  zn  Gunsten  <tef  HeTgcipi  tmt 
Braganza  endigen  \\  ellieji  ;  sie  lirluniiiletcn.  Hrss  mvh  dm  Reichs^ 
gnndgesetzen  den  ^tände/i  das  Keeht  geijidnc,  me  h  At^ang  -des 
ginien  Königsstammes  oder  bei  einem  vorfaUenden  SneiDeiaiaimt 
streit  in  den  Seitenlinien  einen  Kdnig  so  ememieii;»: ibM^ 
fthrten  sie  die  ReehtsgrUnde  an,  ai»  denen  Getfiarioa^^nÜiiM» 
ganza  nach  dem  Tede  des  Königs  licmique  \\M\v.  succcdkcn 
sollen,  sie  beriefen  sieb  dabei  1)  auf  das  jus  reprnesenlatfonis, 
2)  auf  die  praerogetivam  melioris  lineae,  3}  auf:  die  Gesetze 
TOB  Lamego«  kraft  deren  alle  Fremden  von  der  Tlironfolgei'iM« 
geschlossen  wiren. 

Auf  demselben  Reichstag  wurde  auch  der  iiUeste  Sohn  des 
neuen  Königs  Theodosio,  zum  Kronprinzen  erklärt.  Theodosio 
war  der  erste  Kronprinz,  der  den  Titel  » Prinz  von  Brasi- 
lien^ flihrle;  er  starb  vor  seinem  Yaler,  welcher  swei  Sohne, 
Affonso  und  Pedro,  binlerliess.  Affonso,  der  älteste,  folgte  ihm 
im  Jahr  1656  auf  den  Thron  ah  Affonso  VI.  Der  kinderlose 
Affonso  VI.  wurde  bereits  bei  seinen  Lebzeilen  von  seinem 
Jüngern  Bruder  Pedro  der  Regierung  entsetzt,  weicher  ihm  als 
Pedro  II.  aul  den  Königsthron  folgte.  Pedro  II.  vermählte  sich 
sngleich  mit  semes  Bruders  geschiedener  Gattin,  Maria  Elisabeth 
von  Nemours.  Aus  dieser  Ehe  wurde  eine  einzige  Tochter, 
Isabella  Maria,  geboren,  welche  als  die  Kronerbin  angesehen  und 
auf  dem  Reichstage  von  1674  von  den  Ständen  als  solche  aus- 
drücklich anerkannt  wurde.  Ihr  Vater  verlobte  sie  mit  dem  Her- 
söge  von  Savoyen,  Victor  Amadeus,,  und  auf  sein  Verlangen 
gaben  die  Relcbssiande  auf  dem  1679  gehaltenen  Reichstage  ihre 
Einwilligung  dazu  mit  der  ürklaruug:   dass  diese  Ueirath 
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mit  einem  fremden  Fürsten,  die  sonst  den  Gesetzen 
von  Lamego  zuwider  wäre,  ihrem  Erbrechte  auf 
die  Krone  nicht  nachtheilig  sein  sollte 

Dieser  Beschluss  ist  für  die  Beurtheilung  der  portugiesischen 
Thronfolge  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Manche  portugiesische 
Publicisten  haben  in  diesem  ständischen  Beschluss  geradezu  eine 
Abschaffung  der  in  den  lamegischen  Gesetzen  enthaltenen 
Clause!  sehen  wollen.  Da  aber  dieser  Beschluss  sich  nur  auf 
einen  bestimmten  einzelnen  Fall  bezog  und  nur  zu  Gunsten  der 
damaligen  Kronprinzessin  erlassen  wurde,  so  kann  man  darin 
keine  eigentliche  Abrogation,  sondern  nur  eine  Dispensation 
von  jener  Clausel  des  lamegischen  Gesetzes  erblicken.  Aber 
soviel  steht  entschieden  fest:  dass  die  Reichs  stände  be- 
fugt sind,  jede  Prinzessin  bei  einer  Vermählung 
mit  einem  fremden  Prinzen  von  dieser  Clausel  des 
lamegischen  Gesetzes  und  den  darin  angedrohten 
Rechtsnachtheilen  zu  entbinden. 

Die  Infantin  Isabella  Marie  starb  vor  ihrem  Vater  Pedro  II. 
und  würde  ihm  ohnediess  nicht  succedirt  sein,  da  derselbe  in 
einer  zweiten  Ehe  noch  mehrere  Söhne  gezeugt  hatte. 

Nach  den  Gesetzen  von  Lamego  folgte,  wie  öfters  bemerkt, 
zwar  dem  Könige  sein  Bruder  auf  den  Thron,  aber  diesem  letztern 
nicht  sein  Sohn,  wenn  ihn  nicht  die  Reichsstände  von  neuem 
wählten.  Diese  Bestimmung  der  lamegischen  Gesetze  war  zwar 
in  mehreren  Fällen  entweder  gar  nicht  beachtet  oder  wenigstens 
die  Wahl  nur  durch  eine  nachträgliche  Bestätigung  ersetzt  worden. 
Allein  Pedro  II.  hielt  es  für  geralhen,  seinen  Sohn  Joäo  den 
1.  December  1697  auf  einem  allgemeinen  Reichstag  als  Kron- 
erben feierlich  anerkennen  zu  lassen.  „Diese  Feierlichkeit",  sagt 
Caetano  de  Lima,  „achtete  der  König  nöthig,  um  ein  Hinderniss, 
das  die  Gesetze  seinem  Sohne  machten ,  aus  dem  Wege  zu 
räumen" 

Die  Stände  hatten  in  ihrem  berühmten  Manifest  von  1641 

1)  Relation  de  la  Cour  de  Portugal  sous  D.  Petre  II.  Tom.  I.  cap.  6. 
p.  191. 

2)  Lais  Caetano  de  Lima  Geogrnpbia  histor.  de  todos  os  EstadoB  So- 
beranos  de  Europa  Tom.  L  Cap.  5.  p.  251. 
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Ar  altes  Wafilreclit  sehr  stark  betont;  dasselbe  stand  aber  rolf 
dem  Prineip  der  entwickelten  Erbmonarchie  in  so  grellem  Wider- 
spmdi,  dass  es,  als  ein  mittelalterlicher  Rest  einer  ttberlebten 
Maatsordnang  im  Jahr  1698  völlig  beseitijjt  wurde. 

Nach  der  Angabe  des  portugiesischen  Rechtshistorikers  Mello 
Freire  geschah  dieses  am  6.  April  1698  auf  dem  Reichstag  zu 
Lissabon,  wo  alle  Obrigen  Snccessionsgmndsltze  des  lamegischen 
Gesetses  von  nenem  bestätigt  wurden 

Der  schon  1697  als  Tlironfolger  feierlich  anerkannte  Prinz 
Joho  folgte  im  Jahr  1706  seinem  Vater  als  Jo^o  V.  Dieser 
König  hinterliess  bei  seinem  Tode  1750  zwei  Söhne,  Dom  Jo- 
seph Manuel  und  Dom  Pedro.  Dom  Joseph  Manuel  war  sein 
Nachfolger,  er  hatte  keine  Söhne,  wohl  aber  vier  Tochter.  Die 
älteste,  Donna  Maria  Franziska  Isnbella,  erklärte  er  in  Erman- 
gelting  eines  Sohnes  zur  Prinzessin  von  Brasih'en  und  Tvronerbin 
und  vermählte  sie  1760  mit  seinem  Bruder  Dom  Pedro.  Joseph 
Manod  starb  im  Jahr  1777;  ihm  folgte  seine  älteste  Tochter 
Donna  Maria  Franziska  Isabella  als  regierende  Königin.  Dieses 
Breigniss  ist  desshalb  so  merkwürdig,  weil  Donna  Maria  die 
erste  regierende  Könige  in  in  Porlaiial  seit  dem  Ursprung 
des  Reichs  war,  also  in  einem  Zeilraum  von  638  Jahren.  Ob- 
gleich das  Erbrecht  der  Töchter  seit  den  Gesetzen  von  Lamego 
In  allen  Testamenten  der  Könige  und  den  verschiedensten  Staats- 
akten unbestritten  anerkannt  war:  so  hatte  sich  doch  soflUtg 
nie  eine  Gele£renheit  zur  Ausüliiing  dieses  Rechts  ergeben. 

Die  Königin  Donna  Maria  I.  war  vermählt  mit  ihrem  Oheim 
Dom  Pedro;  ihr  Gemahl,  ungeachtet  er  des  verstorbenen  Königs 
Bruder  war,  erhielt  erst  den  königlichen  Titel,  nachdem  die 
Königin  in  gewöhnlicher  Weise  ausgerufen  worden  war.  Er 
ging  und  sass  bei  dieser  Feierlichkeit  der  Königin  zur  Linken 
und  schwur  ihr,  wie  die  andern  Grossen,  den  Huldigungseid. 
£r  war  somit  ein  Unterthan  seiner  Gemahlin,  welcher  die  Re- 


1)  McllH  Freirii  historia  juris  §.  40.  p.  41.  „In  Comiliis  sub  Petro  II. 
sexto  April,  ann.  1698  Olysipone  habitis  cnput  illud  fundamentalis  hujusce 
legis  abrogntum,  qitod  prohibebat  filios  defanclt  regit  fratris,  eo  sine  liberif 
decedente,  ad  lacconloBen  tbfqoe  popnU  comania  venire.«  *  - 
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fiemog  «Bein  von  Rechtswegen  gebttbrte.  Ans  dem  ganzen  Her- 
gange sieht  man,  wie  genau  dabei  die  Gesetze  von  LamjCigQ 
beobachtet  worden  sind. 

Von  den  Kindern  der  Königin  Maria  blieb  nur  der  einsöge 
lofiBint  Jofto  (als  Kdoig  JoAo  VI.}  am  Leben,  welcher  bei  der 
Geisteskrankheit  seiner  Mntler  schon  1792  die  Regentschaft 
übernommen  halte,  1796  als  Souverän  ausgerufen  worden  war, 
aber  erst  nach  dem  Tode  seiner  Muller  1816  den  Titel  eines 
Königs  von  Portugal  annahm.  In  die  Regiernngsseit  dieses  Kdniga 
(allen  die  grössten  weltgeschichtlichen  Bewegungen  der  Nenseiti 
.^e  frjanzösascbe  Reyoluti^  und  die  napoleonischen  Kriege.  Wir 
beilbren  diese  Ereignisse  nur  soweit,  als  ihre  Besprechung  für 
,djj^  portugiesische  Successionsgeschichte  unerlässlich  ist. 
^j.^.  Am  25.  JVovember  18Ü7  scbÜlle  die  ganze  königliche  Fa- 
jM^f^^sich  nach  Brasilien  ein,  wo  sie  dreizehn  Jahre  hing,  bis 
jpp  4  j^ri)  1821 ,  verbUeb.  Die  portugiesische  Nation  fühlte 
sich  durdi  die  Entfernung  des  Hofes  gekränkt  und  konnte  den 
Gedanken  niclit  erlragen,  von  einer  ehemaligen  Colonie  aus  re- 
giert zu  werden.  Im  Jahr  1820  brach  ein  Aufsland  aus^  welcher 
den  König  Jiöthigle,  von  Brasilien  zurückzukehren  und  eine  sehr 
denehmische  Constitution  anzuerkennen,  deren  Vorbild  die 
spaniiMjfa^  COrtesverfassung  von  1812  war.  Die  Bestimmungen 
dieser  Constitution  interessiren  uns  Iiier  nicht;  wir  bemerken  nur, 
llass  sie  in  ßetrefF  der  Thronfolge  den  Grundsätzen  des  lame- 
gischen  Gesetzes  treu  blieb.    Tit.  IV.  Cap.  3.  Art.  133  sagt: 

f~^^  ^rhronfolge  im  vereinigten  Königreich  folgt  der  regulären 
äbani^  der  Erstgeburt  und  Repräsentation  unter  den  gesetz- 
pilissigen  Nachkommen  des  KOnigs  Dom  Joäo  VI.,  so  dass  be- 
ständig den  Vorzug  hat:  die  ältere  Linie  vor  der  jungem,  in 
derselben  Linie  der  nähere  Grad  vor  dem  entfernlern,  in  demr 
selben  Grade  das  männliche  Geschlecht  vor  dem  weiblichen, 
ttr  demselben  Geschlechle  die  ältere  Person  vor  der  jtingem.'** 
jwse  Verfassung  hatte  aber  ein  sehr  kurzes  Leben;  denn  am 
1.  Oktober  feierlich  angenommen  und  beschworen,  wurde  sie 
bereits  im  neunten  Monate  ihres  Bestehens,  am  5.  Juni  1823, 
^om  König  Joäo  VI.  förmlich  aufgehoben.  Die  Aufhebung  war 
tiesonders  das  Werk  Dom  Iii gu eis,  des  JilDgera  Sohnes  des 
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Königs,  welcher  sich  an  die  Spitze  eines  Truppencorps  gestellt 
haUe,  um  die  Aufhebung  der  Constitution  durchzusetzen. 

Das  spätere  Auftrelen  dieses  Prinzen  ist  so  verhäng nissvoU, 
eine  Belevchtnfig  seiner  angeUichen  Ansprüche  anf  die  Krone 
fitar  unsere  Aufgabe  so  wiehtif ,  dass  wir  der  rechtliehen  Be- 
trachtung seiner  Fräleasionen  ein  besondern  Abschnitt  widmen 
müssen. 

VHL  Bis  Osaif&ttiNi  Oom  Miguels  and  seine  ucebli^hsn  &e«hts* 

aupHteke  >). 

Seit  der  Vernichtung  der  Constitution  vom  23.  September  i822 
regierte  Joäo  VI.   wieder  ohne  Charte  und  ohne  Corles.  Das 
wiederholte  Versprechen  dieses  Monarchen,  seinem  Volke  eine 
Conslitntlon  zu  geben,  wurde  bei  seinen  Lebaeiten  nicht  erfüllt 
Joao  VI.  starb  am  lO.Mta  1826,  er  falnterlieaa  zwei  Söhne: 
1}  Dom  Pedro  seinen  ältesten  Sohn.   Dieser  Prinz  war 


1)  Die  Streitschriften  in  dieser  Angelegenheit  sind  zahlreich;  wir  er- 
wihneil  hier:  1)  Injuste  acciamation  du  Sörönistime  Infant  Dom  Miguel  on 
MMlfW  et  röfatalion  juridlque  de  la  deciston  des  soi*disant  troit^ötats  du 
royanme  de  Portugal  du  11  Juiilet  1828  par  le  Desembargador  Antonio  da 
Silva  Lopei  Bocka.  Paria  1B28.  181  S.  8.  ~  2)  De  la  I^itiiiiit4&  en 
PorlDgal,  question  portugaise  sonniae  au  jugement  de«  hommes  impartiau^ 
Pkfiil82a.  102  S.  8.  —  3)  Who  is  the  legitimate  King  of  Portugal?  A  por- 
luguese  question,  submitted  to  impartial  men.  By  a  Portuguese  residing  in 
London.  Translated  from  the  portuguese.  96  S.  8.  [London  1828]  (dieselbe 
Schrift  wie  Kr.  2.)  —  4)  Deui  niots  aor  le  prötendu  acte  des  trois-ötata  du 
royaome,  aasemhlös  en  Cortös,  a  Lisbonne,  fait  le  11  Juiilet  1828.  [Paris  1828} 
24  S.  8.  —  5)  Examen  rapide  de  l'acte  fait  par  les  prötendua  ^tats  du 
royanme  de  Portugal  assembl^s  &  Lisbonne  le  23  Juin  1828  par  J.  A.  de 
Magalhaens.  Londres  1828.  53  S.  8.  —  6)  R^flexions  sur  le  discours  des  mi- 
niatres  de  France  et  d'Angleterre  par  rapport  au  Poiiogal.  [Paris]  s.  a.  16  S.  8. 
—  Für  die  mip^uelistiscben  Anspräche  ist  am  wichtigsten  das  Manifest  (Assenlo) 
der  80^.  Cortes  vom  11.  Juli  1828  in  XXVIII  Paragraphen,  Sämmllichc  Ü  r- 
k Uli  den,  welrhc  sich  auf  die  vorliegende  Streitfrage  beziehen,  finden  sich 
«usan»menges{r)ll  in  dem  gedruckten  grossen  Manifpst  der  Königin  Donna 
Maria,  London  1828.  ~  Deutsche  Schriften  sind;  Die  Cortesverfassnn^  und 
das  Thronrecht  des  Infanten  Dom  Miguel  von  K.  H.  L.  P.  Berlin  1830.  — 
Das  wahre  Interesse  der  europäischen  J^laclite  und  des  Kaisers  von  Brasilien 
in  Hinsicht  auf  die  {regenwärtigen  Angelegenheiten  Foriugala.  1826.  —  Die 
portugiesische  Legttimitatafrage.   Kdlo  1854. 
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im  Jahre  1821,  als  die  königliche  Familie  nach  Europa  zurück- 
kehrlc,  als  Regent  in  Brasilien  zurückgeblieben,  war  aber  bereits 
am  12.  October  1822  genölliigt  worden,  sich  als  Kaiser  voa 
finsitieii  froktamireii  su  toen,  m  dieses  Land  seiner  Dynastie 
n  erhalten.  Im  Jahre  1825  wnrde  er  von  semen  königlichen 
Vater  ab  Kaiser  von  Brasilien  anerkaiini  Dieser  Ffirst  war  nach 
dem  Recht  der  Primogenitur  fnachdem  sein  ältester  Bnider  Dom 
Antonio  im  Jahre  1801  gestorben  war)  und  nach  verschiedenen 
ansdrUcklichen  ErkUürongen  semes  Vaters  legier  Thronerbe 
der  Kr^ne  Portngal. 

<  2^  Dom  Mignel  den  «weiten  Sohn.  Dieser  Prinz  hatte  Im 
April  1824  die  Fahne  des  Aufruhrs  gegen  seinen  eigenen  Vater 
erhoben  und  den  König  und  seine  Minister  ihrer  Freiheit  zu 
handein  völlig  beraubt.  Die  fremden  Gesandten  mussten  den 
König'  gefen  seinen  eigenen  ^n  schütten.  Dom  Miguel  wurde 
lu  •oiner  Reise  nach  Oeslerreich  genitthlgt,  wo  er  mehrere  Jahre 
in  etnev  Ast  Verhannung  lebte. 

So  waren  beim  Tode  JomVs  VI  seine  beiden  Söhne  ab- 
wesend. Auf  dem  TodienbeUe  iialle  der  König  durch  ein  Decret 
vom  6.  März  seine  Tochter  Maria  Isabella  zur  Regentin  einge* 
selrt^  »bis  der  legitime  Erbe  und  Nachfolger  in  dieser  Besiehong 
«Mso «andere  Bestimmung  getrotoi  haben  wird'  Unter  diesem 
legitimen  Erben  „legilimo  Herdeiro  e  Successor  d*esta  Coroa* 
konnte  man  niemand  anders  verstehen  als  Dom  Pedro,  den  Erst- 
geborenen, den  der  König  selbst  in  verschiedenen  Staatsakten 
id»  eehHin  Kronerben  beseichnet  hatte.  In  der  Thal  wurde  da* 
Süds  sein  Recht  von  allen  Sdten  unbestritten  aneikannt;  ntdit 
der  leiseste  Zweifel  erhob  sich  su  jener  Zeit  irgendwo  gegen  seine 
Legitimität.  Die  durch  das  Decret  vom  6.  März  ernannte  Regent- 
schaft erkannte  Dom  Pedro  ohne  jede  Zögerung  als  den  legitimen 
König  an;  durch  &n  Circular  vom  20.  März  1826  befahl  sie, 
4bws  aUe  Regi^rungsakten  im  Namen  Pedro's  IV.  voUzogen  werden 
sollten     sie  liess  durch  eine  nach  Rio  Janeiro  gesandte  DepiH 

1)  Gtteli  de  Liaboa  vom  7.  Mirz  1826. 

2)  Porttrki  de  30l  de  NeffO  de  1826  pele  qeel  o  aovo  (Severao  ordenoa 
o  fenaiifavia,  qne  se  devie  gnardar  para  ob  aoloi  pobiicoa  leran  eipedidos 
en  aond  de  toher  0.  Pedro  IV«  Bei  de  PotliifBL 
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taUon  Pedro  IV.  im  Noms  des  KöMgreidis  MMdk  begittcit- 
wttnselien  0«  I^'^  Mttnzea  urarden  niü  «ewem  Süd  »mI  Hanea 

versehen;  alle  Tribunale  sprachen  in  seinem  Namen,  alle  Hiiillr- 
und  lürcbenbehorden  erkannten  ihn  ohne  weiteres  an.  Es  gab 
in  der  Thai  keine  einzige  geisiiiche  und  welUiche  Behörde  in 
fansen  Königreiche,  mit  EinscbU^s  a)ier  geistlichen  Orden,  welcbe 
ihm  nicht  damabi  ohne  aUes  Bedenhen  Gehorsam  gCMhworea 
hätte.  Kein  Thronwechsel  ist  jemals  friedlicher  und  nnbeslrilteRer 
vor  sich  gegangen.  Dom  Pedro  wurde  nicht  nur  im  ganzen 
Lande,  sondern  von  allen  Kabinetten  Europa's  als  le- 
gitimer König  von  Portugal  anerlcannt.  (Siehe  ins- 
besondere die  Circulamole  des  Firstett  MeUemich  an  die  Bot- 
schafter and  Gesandten  Sr«  L  k.  apostolischen  MajesUt  voaa 
27.  März  1826.) 

Als  Dotn  Pedro  die  Nachricht  vom  lüde  seines  Vaters  und 
vom  Aniall  der  Krone  Portugal  erhielt,  löste  er  smnes  Vaters 
altes  Versprechen  und  gab  der  portugiesischen  Nation  am  id.  Apjril 
eine  Charte,  die  sogenannte  Carla  de  Lei,  bestätigle  fttrs  erste 
die  von  seinem  Vater  aiigeordnele  Regentschaft,  verzichtete  aber 
bereits  am  2.  Mai  1826  bedingungsweise  auf  die  Krone  von 
Portiinrnl  zu  Gunsten  seiner  ältesten  Tochter  Maria  da  Gloria. 
Die  Bedingung  war,  dass  sich  die  minder|ähr%e  Prinzessin  Dornm 
Maria  mit  ihrem  Oheim  dem  Infimten  Dom  Miguel  vermählen, 
dass  aber  die  Prinzessin  Brasilien  nicht  früher  verlassen  sollte, 
bis  die  von  Dom  Pedio  gegebene  Verfassung  in  Portugal  be- 
schworen und  die  Vermahlung  abgeschlossen  worden  wäre. 
Zugleich  wurde  Dom  Miguel  unter  der  Bedingung,  dass  er  die 
Charte  anerkennen  und  beschwören  würde,  von  seinem  Bruder 
zum  Regenten  bestimmt. 

Die  Carla  de  Lei  wurde  mn  13.  Juli  1826  in  Lissabon  be- 
liannt  gemacht,  am  1.  August  desselben  Jahres  von  der  Infantin- 
Regentin,  den  o|>ersten  Staatsbehörden  und  sämmtlichen  Ge- 
meinden beschworen.  Auch  Dom  Miguel  beschwor  am  4  October 
1826  die  verfassungsmässige  Charte  unbedingt  und  ohne 

1)  BifcmiH»,  qt»  •  Dcpnlaffto  mandadt  ao  Rio  de  Jaotairb  pdo  Goverao 
de  Jiiboe  recltou  na  preeeafa  de  Senhor  D.  Pedro  IV. ,  preitaado-Ihe  en 
Bome  da  Ne^ie  Portugaeia  homeaagem  cono  a  Seu  LegitiBM  Bei. 
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Vorbehalt  2U  Wien  verlobte  sich  am  29.  October  per  pro- 
curationem  mit  seiner  Nichte  Dooiia  Maria,  begab  sich  hieranf 
nach  Portagal,  wo  er  an  2Z  Fdimar  1828  anlangte^  die  Charte 
aocbiaals  am  26.  Februar  in  Mitten  der  Ckirtes  feierlich  be^ 
schwor«}  und  die  Regenlschaft  übernahm,  welche  ihm  durch 
die  Verfügunjor  seines  Bruders  vGin  3.  Juii  1827  übertragen  war 
«aa^sh  der  Verfassung  bis  xnr  VelljShriglKeit  der 
Prinsessin  M«ria** 

Kaum  aber  hatte  der  neue  Regent  seinem  kaiserlichen  Bruder 
und  der  Verfassung  diesen  feierlichen  Eid  geschworen,  so  löste 
er  die  Kammern  auf.  Das  Dekret  der  Auflösung  war  von  kei- 
nem Minister  contrasignirt.  Nun  begann  die  Zat  einer  wahren 
Scbreckeosberrsohaft  für  Portugal;  die  treusten  Anhänger  des 
Königs  wurden  in  Kerker  und  Festungen  geworfen;  Leute,  welche 
rieh  mit  dem  schönen  Namen  „der  Freunde  des  Throns  und 
Allars ^  schmückten,  wurden  die  frechsten  Empörer  gegen  ihren 
angestammten,  legitimen  König.  Diesen  Werkzeugen  des  Usur- 
pators worden  alle  einiussreichen  Stdlen  in  Heer  und  Staat 
Ubertn^.  Alle  treuen  und  loyalen  Unterthanen  worden  ihrer 
Stellen  entsetzt  und  verfolgt  Wer  sich  durch  die  Flucht  retten 
konnte,  suchte  im  Auslande  ein  Asyl. 

Aber  selbst  diese  oQenbare  Usurpation  wollte  sich  in  den 
Mantel  des  RechU  httUen.  Dom  Miguel  rief  bereits  am  3«  Mai 
eine  Versammlung  unter  dem  Namen  «der  allen  Cortes  von 
Lamego'*  ausammen^  welche  seine  Usurpation  in  den  Augen 
der  Welt  sanctioniren  sollte.    Auf  den  Ausspruch  dieser  sog. 

1)  Neueste  Staatsakten  Th.  VI.  S.  211.  üespacho  do  Ministro  Porluguei 
residente  na  Corte  de  Vienna  de  6.  de  Outubro  de  1826  participando  ofTicial- 
mente  ter  o  Senhor  Inh^nte  D.  Miguel  prcstndo  o  jurameato  puro  e  timpiet 
da  Carta  Constttucional  no  dia  4.  do  tiiesmo  nicz. 

2)  Dieser  Eid  lautet:  „Ich  schwöre  Treue  dem  Senlior  Dom  Tedro  IV. 
und  der  Senliora  DonnR  iMnria  II.,  ich  schwüre  zu  übergeben  die  Herrschaft 
des  Reiches  an  Doona  Alaria  II.,  Bob<rld  sie  volljährig  geworden  ist,  ich 
schwöre  aufrechtzuerhalten  die  römisch-kalholische  Kehgion,  treu  zu  halten 
und  halten  zu  lassen  die  cunstilutioneüe  Charte  der  portug.  Nation."  An 
demselben  Tage  erliess  Dom  Aliguel  ein  Üeluet,  worin  er  befahl,  „da.ss  aile 
seine  Regierungaakten  im  I^amen  seines  Bruders  Dom  Pedro  IV. 
erlassen  werden  sollten.^ 

ZeiUcbr«  fftr  &iMUw.  itti.  2»  H«/i.  19 
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alten  3  Stände  vom  25.  Juni  1828  und  ihw  BrkHbmngr  von 
11.  Juli,  Assenlo,  legen  die  Mig^uelisten  den  höchsten  Werth, 
ünlerraclien  wir  daher  genauer,  ^^e^  diese  Oeries  waren  und 
wie  sie  snsamiii^iigebnicht  wurdenl 

Mao  gab  sich  das  Ansehen,  als  wollte  man  die  alten  Corlas 
zusammenrufen ,  welche  im  Jahr  1698  znletzt  gelagt  hatten  und 
seitdem  eingegangen  waren.  Man  spiegelte  der  Well  vor,  als 
stellle  man  sich  mit  dieser  Berufung  auf  den  guten  Boden  des 
alten  historischen  Rechts. 

War  aber  Dom  JMigad  berechtigt,  diese  alten  Cortes  cnsan- 
menzurufen?  Nie  haben  die  portogiesischen  Stünde  ein  Selbsfr- 
versammlungsrecht  gehabt;  zusammen  berufen  konnte  sie  nur  der 
König.  Dom  Miguel  halte  nur  durch  den  Willen  seines  Bruders 
ein  Regtenmgsrecht  in  Portugal.  Das  Decret  vom  3.  Juli  1827 
übertrug  ihm  die  Regentschaft  auf  Grandlage  der  Ver£Msnng  vom 
19.  April  1826.  Seine  Regentenrechte  reichten  mir  soweit,  als 
er  sich  auf  verfassungsmässigem  Boden  bewegte.  Die  Ver&ssung 
vom  19.  April  1826  kannte  aber  keine  andere  Vertretung  der 
portugiesischen  Nation  als  die  in  den  beiden  Kammern  der 
Pairs  und  der  Abgeordneten.  Die  Zusanunenberufung  der  sog. 
alten  3  Stände  war  daher  eme  Verietznng  der  Verfassung, .  an 
deren  Beobachtung  Dom  Miguehi  ganzes  Regierungsrecbt  ge- 
bunden war. 

Hatte  Dom  Miguel  somit  nicht  das  geringste  Recht,  eine 
solche  Einberufung  der  alten  Cortes  anzuordnen,  so  war  die  Art 
und  Weise,  wie  diese  sog.  alten  3  Stftndo  snsammengebraoht 
wurden,  eine  so  formlose  und  gewaltthätige,  dass  nicht  ehumi 
der  Schein  einer  Volksvertretung,  einer  freien  Beralhung  und 
Beschlussfassung  gewahrt  wurde.  Obgleich  die  Schreckensherr- 
schaft alle  loyal  gesinnten  Männer  verstummen  machte,  so  fürchtete 
man  doch,  dass  die  eine  oder  andere  Municipaiitftt  eine  unbe- 
queme Persönlichkeit  wählen  würde.  Die  Regierung  erliess  daher 
durch  das  Muiisterium  des  Innern  eine  Instruktion  an  alle  Muni- 
cipalbehörden ,  worin  sie  befahl,  Adressen  an  Dom  Miguel  zi 
erlassen:  „dass  er  sich  zum  König  prociamiren  und  die  Verfas- 
sung vernichten  möchte,  weil  dieses  nicht  nur  den  Grundgesetzen 
des  Reichs,  sondem  auch  der  allgemeinen  Stimme  der  Natioii 


MüsprUclM''  >>  Aber  noch  mdil  gmg^  rnnk  düi  bewaffnet« 
Mae  hl  anifste  cii  wirken  ond  die  eonmandirenden  CenerSle 
worden  beauftragt,  Cwealare  an  die  MnnielpaHtSten  ihrer  Pro-  ' 

▼inzen  zu  erlassen,  worin  diese  angewiesen  worden,  in  welchem 
Sinne  sie  Adressen  erlassen  sollten 

Endlieh  richtete  der  Infant  selbst  an  die  eiagesehichlerten 
Manictpalbehdrden  einen  offenen  Brief,  worin  er  ihnen  enpAihl» 
nnd  befeU:  cn  den  bevorstehenden  Certes  »nnr  Prennde  des 
Throns  und  Allars''  zu  wählen^).  Ausserdem  niusste  der 
Generalintendant  der  Polizei  einen  Befehl  an  alle  Gerichtsbehörden 
des  Inhalts  erlassen : 

,,dass  sie  auf  die  Wahlen  ein  wachaamee  Auge  haben  wid 
sogleich  eine  Untersuchung  heginnen  aenten  wegen  FihK^uog 
der  Wahl,  „Subomation^,  wenn  sich  eine  MunicipalbehÖrde  ein- 
fallen lassen  sollte,  ihre  Wahl  auf  Personen  zu  lenken,  welche 
des  Parteigeisles  und  der  Anhänglichkeit  an  die  neuen  In- 
alittttionen  Calso  die  Verfassung  vom  i  9.  April  1826)  verdächtig 
wflren.  Diese  Untersuchungen  sollten  mit  den  Wahlen  gleichen 
Schritt  halten  und  mit  der  grössten  Strenge  betrieben  werden^ 

Allen  diesen  Maassregeln  zum  Trotz  hatten  mehrere  Muni- 
cipalitäten  den  Muth ,  jede  Wahl  zu  einer  so  ungesetzmässigen 
Veraemnking  standhaft  abzulehnen,  andere  wählten  Mfinner  von 
fedlicher  und  unabUfagiger  Geshnuag«  Allein  obgleich  dieee 
Vertreter  mit  der  Yollmaoht  ihres  WeMhdrpers  versehen  wareui 
wurden  sie  doch  zurückgewiesen  und  die  belrclTende  Munici- 
palität  befehligt,  neue  Deputirle  zu  wählen  *).  Viele  Städte  bh'e- 
ben  unvertreien,  welche  nach  dem  alten  portugiesischen  Staats- 
mehl» em  Tertretungsrecht  hatten »  andere,  die  nie  ein  solches 
gehabt  hatten,  wurden  wiUhttrlich  in  diese  sog.  3  Stünde  auf- 
genommen ;  es  nahmen  Leute  an  dieser  Versammlung  Thefl,  welche 
nie  ein  Mandat  erhalten  hatten  und  damit  diesem  Trauerspiel 

1)  Diese  Instraction  ist  abgedruckt  in  der  Injuste  acclamatioo  p.  25. 

2)  Injuste  acci.  p.  27. 

3)  Ofifener  Brief  vom  6.  Mai  1828  a.  a.  0.  p.  28. 

4)  Befehl  vom  17.  hlai  1828:  Der  Desembargador  auf  umuitlel baren 
Befehl  S.  K.  H  a.  a.  0.  p.  30. 

5J  iiyuile  acdamalion  p.  31. 
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auch  die  Komik  nicht  fehle,  unterschrieb  sich  ein  Mönch  als 
Vertreter  der  Stadt  Goa  in  Indien,  obgleich  die  Wahlen  erst  am 
3.  Mai  aosgeschrieben  waren,  dai  Astealo  aber  bereite  am  ii.  JoK 
onierxelchnet  wurde!  Bbenso  mangfeihaft  waren  die  beiden  aiideni 

Stände  vertreten ,  von  Cierus  und  Adel  fehlten  viele  der  ersten 
nnd  vornehmsten  Männer;  dafür  erschienen  die  blinden  Anhäng^er 
des  Usurpators,  uneingedenk  ihres  Eides,  den  sie  kurz  vorher 
ibrem  legitimen  Kdnig  geleistet  hatten.  Selbst  der  Bischof  von 
Yisen,  welcher  diese  sog.  Gortes  am  22.  Jant  mit  einer  Rede 
eröffnete,  in  welcher  er  -die  u  a b  c s  t r  e  i  t  b  a  rcn  Re  chte  D o  m 
Miguels  auf  die  Krone''  proclamirte,  halte  Dom  Pedro 
mehrfach  als  seinem  legitimen  Monarchen  gehuldigt  und  ihm  als 
Bisdiof  und  Fair  den  Eid  der  Treoe  geleistet.  Dieser  Prittat  und 
Joseph  Accnrsio  das  Neres  waren  die  Seele  der  mignelislischea 
Usurpation.  Accursio  das  Neres  warf  sich  in  jener  Versamm- 
lung zum  Advokaten  Dom  Miguels  auf  uikJ  surhle  in  einer  Rede 
^meditado  temper amento'^  die  angeblichen  Rechte  Dom  Miguels 
Juristisch  zu  begründen. 

Obgleich  der  insgesproehene  Zweck  jener  Versammlung  war, 
die  Frage  endgültig  zu  entscheiden :  ^ Wer  ist  der  legitime  König 
von  Portugal**?  so  wurde  nicht  einmal  zur  Aufrechlhaltung  des 
Scheines  Dom  Pedro  geladen,  vor  diesem  Tribunal  zu  erscheinen 
oder  ihm  ein  Procurator  beslelll;  ja  es  land  nicht  einuial  eine 
e^S^li<^®  Berathung  Ober  diese  wichtige  Frage  statt. 

Schon  am  25.  Juni  erklXrten  die  sog.  3  Stünde  Dom  Pedro  IV. 
seint  s  Thronrechts  für  verlustig  und  Dom  Miguel  für  den  recht- 
mässigen König,  worauf  derselbe  am  30.  Juni  diesen  Beschiuss 
der  sog.  Cortes  sahctionirte  und  die  königliche  Würde  annahniL 

Das  Deeret  Dom  Miguels  vom  30.  Juni  erklärt: 

„Nachdem  Ich  den  wichtigen  Gegenstand  reülich  erwogen 
habe,  der  Mir  von  den  3  zu  Cor  (es  versammelten  Ständen  des 
Königreichs  in  besondern  Akka  eines  jeden  der  3  Stande  vor- 
gelegt ward,  in  welchen  diese  Stände  anerkannt  haben,  dass  Ich 
den  Verfügungeu  der  Grundgesetze  der  Monarchie  gemfiss  zu 
dem  Besitz  der  Krone  dieser  Königreiche  berufen  sei  und  Mich 
baten,  den  Titel  König  und  Gebieter  dieser  Königreiche  anzu- 
nehmen, weicher  Titel  auf  Mich  seit  dem  Tode  des 
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Königs,  Meines  Herrn  und  Vaters,  übergegangen 
ist,  und  nachdem  Ich  in  £rwägung  gezogen  habe,  wie  wichüg 
M  fei,  in  AUem  dieselben  Grundsätse  der  Manarclüe  ni  befolgen, 
auf  walcbe  der  porlutpeeiiche  Tbreo  getUklil  ist,  so  ist  ei  Mir 
nun  ans  diesen  Gründen  gefiAlig,  die  erwibnlen  BesohUtose  an 
genehmigen  u.  s.  w." 

(Jni  aber  diese  olfenbaren  GewnUlhalen  in  den  Äugten  Eu- 
ro pa's  zu  beschünigcn,,  wurde  eine  Gesammlerklärung  der  sog« 
3  Milinda  Uber  die  Reable  Don  Migners  ^vei^ffenüiohl.  Diese 
ist  das  bekannle  Assento  vom  11.  Juli  1828,  weldiea  ala 
der  Inbegriff  aller  mignelistischen  Deduclionen  anzusehen  ist 

Die  Ausführungen  dieses  Manifestes  lassen  sich  auf  folgende 
Hauptpunkte  zurückführen: 

1}  Die  legitime  Erbfolge  in  der  Regienmg  dea  Herrn  Dom 
Jo&o  VI.  gebührt  dessen  Sdbnen  nadi  der  Bestimannig  der  Gortea 
Ten  Lamego.  < 

23  Der  Konig  Dom  Joao  VI.  hinterlasül  zwei  Söhne,  nöm- 
lieh  den  erstgebornen  Dom  Pedro  d'Alcantara  und  den  zweiten 
Do«  MigueL 

3)  Brasilien  wurde  durch  das  Geseta  vom  15.  Nov.  1825 
an  einem  von  Portugal  und  allen  andern  Staaten  unabhängigen 

Slaat  erhoben. 

4)  Die  Eigenschaft  eines  portugiesischen  Bi]r^n3rs  geht  ver- 
loren durch  Naturalisation  In  einem  fremden  Lande. 

5}  Dom  Pedro  natnraiisirle  sieh  in  Brasilien,  als  er  aich 
inm  Kaiser  dieses  Landes  —  Andand  in  Beaug  auf  Portugal  — 
erklärte  und  den  Eid  als  si^er  leistete. 

6)  Die  RegienmfT  über  Porlugiil  kann  nach  den  lamegischen 
Gesetzen  nie  an  einen  Ausländer  kommen. 

13  Dom  Pedro,  welcher  ein  Ausländer  geworden  ist,  we- 
nigstens seit  dem  2&  Nov.  1825,  kann  auf  seine  Kind«  keine 
Reehte  transmittiren,  welche  ihm  selbst  erst  durch  den  Tod  seines 
Vaters  am  10.  Mörz  1826  hällen  erworben  werden  können. 

8)  Denmach  ist  sowohl  Dom  Pedro  selbst  als  seine  ganze 

1)  Allg.  Zeitong  1828.  Kr.  205. 

2)  Du  AfMiit0  vom  11.  JqK  M  TOlIitlBdig  abgednukt  In  d«r  I^jiMle 
aedunatfon  par  Aatonto  da  Silva  Lopei  Raoha. 
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Descendenz,  weide  ris  eine  neue  «nsliliidisclie  Dynastie 
anzusehen  ist,  von  der  Thronfolge  in  Portugal  ausgeschlossen. 

9}  Folglich  ist  Dom  Miguel,  obwohl  zweiter  Sohn,  seit  dem 
15.  Not.  1825  der  mmritteUMire  legHine  Kacbfolger  des  Ktoigs 
loio  VI.  iebMs  Vtlen. 

Selbst  die  eifrigsten  Anhänger  Dom  Migfueri  kOnaeii  nidil 
tri  Abrede  stellen ,  dass  Dom  Pedro  als  ältester  Sohn  durch  das 
Recht  der  Erstgeburt  auf  den  Thron  berufen  ist;  dieselben  suchen 
«ich  aber  gegen  die  Madit  dieser  einfiMsiMn  Wahrbdi  dwck  die  . 
Beliaii|»liiog  za  retten: 

dass  Dom  Pedro  durch  Annahme  der  sonyerinen 
brasilianischen  Kaiserkrone  ein  auslandischerFürst 
geworden  sei  und  somit  sein  Recht  auf  den  portn- 
giesischen  Thron  Yorwirkt  habe. 

Da  indeüon  ans  der  AnnahoM  einer  andern  Krone  naeh 
den  Grundsätzen  des  allgemeinen  Staatsrechts  ein  VerhMt  der 
angeerbten  Krone  nicht  deducirl  werden  kann,  so  berufen  sich 
die  Anhänger  Dom  MiguePs  auf  Satze  des  positiven  portu- 
giesischen Staatsrechts,  durch  welche  sie  den  Verlust  der  per- 
tugieaisehen  Krone  für  Dom  Pedro  nachsuweiaen  Torsuehen* 
Besottdem  Werth  l^en  sie  auf  eine  Stelle  der  lanegisehen 
Gesetze : 

^Sit  isla  lex  in  semp^ternum,  quod  prima  filia  Regis  recipiat 
maritum  de  Portugallia,  ui  nam  eentel  regnnm  ad  esirmuoi^  et 
M  eoMwerii  cum  Frincifi»  t^amo^  non  alt  Regina;  qum  nun- 
(pMm  voimnoa  noitmm  Regnum  uro  for  de  Portugrienaihua ,  qui 
nos  soa  fortiludine  Reges  fecerunt  sine  adjutorio  alieiio  per  suam 
fortitudinem  et  cum  sang^ine  suo." 

I^ur  durch  eine  völlige  Sinnverdrehuag  dieses  Gesetzes  kön- 
nen die  MigueKalen  zu  dem  Schhiss  kommen,  dass  Dom  Pedro 
durch  seine  Gelangung  auf  den  Thron  Brasiliens  seine  Eigen- 
schall  als  portugiesischer  Prinz  verloren  habe  und  dadurch  un- 
fähig zur  Machfolge  in  der  Krone  Purlugals  geworden  sei.  Die 
falsctie  Auslegung  dieses  Gesetzes  liegt  auf  der  Hand.  Das 
Gesetz  von  Lamego  verbietet  in  der  vorliegenden  Stelle  den 
Kronerbinnen  Portugala  einen  der  Gebnrt  nach  firemden  Ffbraten 
zu  helrathen  und  bedrohl  sie  in  diaaem  Falle  aogmr  mtt  dem 
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'  Vertost  der  Knme.  Dm  Geiets  wliiDdert  tiier  nidtt,  dm.  pov». 

togiesiselie  Prinzen  dfe  Krone  eines  andern  Staates  erwerben, 
noch  dass  sie  in  der  Krone  Portngals  succediren  können,  wenn 
sie  eine  andere  Souveränität  an  sich  gebracht.  Im  GegenUieü 
Irietet  die  Geschichte  Portogfais  Beispiele,  welche  xelgeiiy  duf 
ÜB  Brwerhony  und  Innehaboiig  einer  foemden  Krone  filr  den 
Kronerben  oder  KMg  von  Portogal  keineswegs  den  Verlast  der 
portn^esischen  Krone  nach  sich  zieht.  König  Affonso  III.,  der 
als  portugiesischer  Prinz  zugleich  durch  seine  Heiraih  mit  der 
PruiKessin  Mathilde  Graf  von  Boulogne  geworden  wer,  folgle 
seinem  Broder  KMg  Sancho  IL  in  der  Begiernng,  indem  er  die 
Bottverlnltet  Aber  Benlogne  beibehielt. 

^Es  ist  nicht  unbekannt"  (schreibt  der  Staalsrath  Abrantes 
an  Sir  Wilh'am  A*Court),  „dass  Dom  Affonso  V.  durch  seine 
Heirath  mit  der  Königin  Donna  Johanna  König  von  Castiiien  und 
Leon  werde  und  dass  er,  nnerachtet  er  diese  Staaten  persönlich 
regierte,  desswegen  doch  in  Portugal  weder  die  Ausilbang  seiner 
königlichen  Gewalt  noch  seine  Souveranitatsrechle  in  Portugal 
verlor,  sondern  solche  fortwährend  ausüble.  Es  ist  bekannt, 
dass  der  König  Dom  Manuel  in  Folge  seiner  Ueirath  mit  der 
Prittsessin  Donna  Isabella,  Erbin  der  Königreiche  Castiiien,  Leon 
und  Amgonien,  diese  Königreiche  in  Person  regierte,  ohne 
desshalb  seine  SonreritniUltsreohte  in  Portugal  su  verlieren*^ 

Wichtig  ist  hier  eine  Urkunde  Dom  Manuel's  vom  Jahr 
1499  welche  genaue  Bestimmungen  giebt,  wie  es  gehalten 
werden  sollte,  wenn  .  Dom  Manuers  Sohn  Dom  Miguel  da  Paz 
sor  Regierung  konnnen  wUsde,  welcher  su  Saragossa,  also  im 
Auslände,  geboren,  ausser  Portugal  noch  mehrere  andere  Reiche 
zu  erben  die  Aussicht  halle,  nämlich  Castiiien,  Leon,  Aragon, 
Granada  u.  s.  w.  („Et  de  memo  qu'il  est  mainlenant  Theritier 
de  ces  royaumes  comme  il  Test  de  nos  royaumes  de  Portugal 
el  des  Algarres^  de  mtoe  quand  il  plaira  k  Dien  qu'il  herite  de 

1)  Scftieiben  des  portogietiteheB  Stmtiratlii  Abnmlef  an  Sir  William 
A'Comt  flbfir  die  Rcgenttfelitft  von  Portugal  und  die  Antoritftt  Dom  Pedro's 
IV.  in  der  EigeMdwft  »1»  Keirig  m  Portagtl  vod  Vater  der  Deana  Maii»  II. 
Ana  d«ii  Constitationel  Yen  S4.  Jnni  1827. 

%)  Miigelheüt  in  frmuMacher  Spiadie  in  der  Iqnile  aod.  p.  93— m 
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toM  OM  ^M,  il  rtfgem  iw  low'.)  Auch  einer  Yer^ 
pfiiehtniiffr  des  Tlirmierlieii,  m  Portagil  s«  rendiren,  ist  niclii 

die  Rede,  sondern  Dom  Manuel  gehl  im  Gegenlheü  von  dem 
Gedanken  aus,  dass  sein  Nachfolger  Portugal  durch  einen  Slell- 
Tertreter  regieren  lassen  würde  (^dans  les  cas  o&  Ton  nominerail 
pewr  gmymet  cet  ro^imes  im  Ueateoaiil,  un  vke«-roi  m 
(osvernevr^}. 

So  wenig  also  AlTonso  Ol,,  Afonao  V.  mid  Do»  Mairael 

wegen  Besitzes  einer  fremden  Krone  regier  iingsverluslige 
Ausländer  in  Portugal  wurden,  so  wenig  konnte  Dom  Pedro 
sein  Successionsrei^l  in  Portugal  ahgeaj^ochen  werden,  weä  er 
die  Kaiserkrone  von  Brasüten  erworben  liatte.  Die  Cortes  von 
Lamego  verbieten,  dass  das  Kdnigreloh  Poringal  in  firemde  Hinde 
gerathe;  sie  verbieten  aber  nicht,  dass  ein  König  von  Portugal 
neue  Königreiche  zu  seinen  Staaten  hinzu  erwerbe.  Diese  Be- 
stimmung hat  nie  eine  Aenderung  erlitten 

Die  Mtguelisten  besieben  sieb  ferner  auf  ein  ai^iebliches 
Gesets  vom  Jahr  1641.  Allerdings  stelUan  die  Corles  im  Jahr 
1641  die  Bitte  an  den  König,  ein  Gesetz  m  erlassen: 

1)  dass  in  Portugal  weder  ein  Fremder  noch  seine  Kinder 
Sttccediren  könnten,  selbst  wenn  sie  die  nächsten  Verwandten 
des  verstoriieiien  Königs  wären; 

2}  dass  in  dem  Fall,  wo  ein  König  in  Porlognl  Ewei  ver- 

1)  Höchstens  kdnnte  hier  $.  136  der  demokratischen  Sqptembenrer^ 
fatimg  von  1822  in  fietrachl  kommen.  Diese  Verfn^sun^  hptte  aber  nur 
eine  ephemere  Existenz.  Am  wenigsten  kann  sich  Dom  Miguel  auf  dieselbe 
berufeo,  dessen  Werk  hauptsächlich  ihre  Vernichtung  war.  Der  $.  136  diestr 
Verfassung  lautet:  „Wenn  der  Krooerbe  sum  Besitso  oiacr  firoBdeo  Krone 
gelangt  oder  der  Thronerbe  dieser  £om  Besitx  von  jener,  so  kann  er  nickt 
beide  vereinigen ;  er  wfihlt,  welche  er  will,  und  wenn  er  sich  für  den  frem- 
den Thron  entscheidet;  so  wird  er  angesehen,  als  habe  er  auf  den  porto- 
^iesischen  Verzicht  geleistet."  Selbst  diese  Bestimmung  der  aufgehobenen 
Septeniberconstitution  ist  keineswegs  so  ungünstig  für  Dom  Pedro;  dieselbe 
ist  nur  gegen  eine  bleibende  Vereinigung  der  portugiesischen  mit  einer 
fremden  Krone  gerichtet,  sie  gestattet  dagegen  dem  Thronerben  die  Wahl 
zwischen  den  beiden  Kronen.  Indem  sie  ein  solche«  Üptionsrecht  gewahrt, 
settt  sie  voraus,  dass  der  zur  Thronfolge  berufene  Inhaber  einer  fremden  * 
Krone  den  Anfall  der  portngiesischen  förmlich  wahrgenomoieji  habe^  um  sich 
dann  su  ei^scbeideo,  weiche  Krone  er  behalten  wilL 
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schiedene  Staaten  besitzen  würde,  der  älteste  Sohn  in  dem 
grösseren ,  der  jüngere^  Sohn  in  dem  kleineren  Reiche  sncce- 
diren  sollte^. 

Allein  dieae  bloaaen  AntrSge  haben  nie  6e- 
eetzeskrafl  erhalten.    Der  kdnigHdie  Palenthrief  Tom 

12.  Sept.  1642  enthalt  keineswegs  eine  Sanction  dieser  An- 
Iräg^e  '3.  Niemals  aber  iiaben  die  Cortes  von  Portugal  die  ge- 
aelzgebende  Gewalt  ohne  Sanclioo  des  Königs  geUbt. 

Gaeelst  aha*  auch,  jene  Antrige  hlltlen  wirfcHeh  CleeelKee» 
kraft  erhalten,  so  würde  durch  ein  solches  Geaets  weder  Dom 
Pedro  noch  Maria  ausgeschlossen  worden  sein;  denn  beide  sind 
keine  Fremden:  Dom  Pedro  ist  in  Portugal,  Maria  in  Brasilien 
im  Jahr  1819  geboren,  also  zu  einer  Zeit,  wo  dieses  Land  noch 
als  integrirender  Theil  mm  portugiesischen  Staatenverband  gehörte» 

Der  sweilePnnkl  des  Cortes -Antrags  spricht  jedoch  reM 
eigentlich  fttr  Dom  Pedro  and  contra  producentem.  Nachdem 
Brasilien  durch  den  Vertrag  vom  15.  Nov.  1825  von  Portugal 
getrennt  und  ein  eigenes  Reich  geworden  war,  hatte  Joäo  VI. 
nnigehörti  fibw  dasaelbe  in  regieren.  In  der  Person  Jofto*a  VL 
ftnd  daher  durehaiis  keine  Gmntilation  dieser  Krone  statt  Der 
erate  portngieaische  König,  welcher  beide  Kronen  Ter- 
einigte,  war  unbestreitbar  Pedro  IV.,  auf  ihn,  nicht  auf  Joäo  VI. 
müsste  daher  jener  zweite  Punkt  des  Cortesantrags  bezogen 
werden.  Dom  Pedro  aber  befolgte  genan  die  in  diesem  Cortes* 
üntrag  ausgesprochene  Regel,  indem  er  seinem  Sehn  das  grössere 
Reich  Brasilien  besthnmie,  seiner  Tochter  das  kleinere  Porlugri 
durch  seine  Abdankung  überliess 

Die  grösste  Absurdität  liegt  endlich  in  der  Behauptung,  dass 
auch  Donna  Maria  IL  des  Thrones  verlnsUg  geworden  sei,  weil 
ihr  Vater  die  Krone  von  Brasilien  erworben  habe.  Hüte  in  Dem 
Pedro's  Persönlichkeit  cän  Hindeniiss  gelegen,  die  porto* 


f)  Auch  die  eben  erschienene  Schrift  „die  portugiesische  Legitimitätf- 
frage  1854"  spricht  „von  einem  Gesetx,  von  den  Cortes  im  Jahr  1641  bo- 
•chlossen,  von  Johann  IV.  im  Jahr  1642  sanctlonirl,  dessen  Gültigkeit  nie 
angefochten  igt."   Eine  historisch  völlig  unrichtige  Behauplutig! 

2)  Auch  der  den  Jahren  nach  jüngere  Sohn  gilt  den  Töchlern 
gegenüber  in  Portugal  joriaUacb  inuner  al»  daa  ältere  Kind. 
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giesische  Krone  zu  erlangren,  so  htftte  doch  dadurch  seinen  schon 
gebornen  Kindera  ihr  gesetzliches  Erbfolgerecbt  nie  gescbmaierl 
werden  können. 

UeberdieM  isl  ntk  besonders  hervonniliebeii,  dass  der  vor- 
Kegende  SvcceMiOttsfiill  yoii  einer  solchen  EigenUiflnilielikeit  mI, 
dass  keines  der  frnhern  Gesetze  Aber  das  VerhiKniss  der  por- 
tn^iesischen  zu  fremden  Kronen  ohne  weiteres  darauf  An- 
wendung finden  kann.  £s  kann  hier  keineswegs  „von  einem 
tehwfen  zur  Erbschaft  in  einem  andern  fremden  Reiche*'  die 
Hede  sein.  Die  brasilianische  Krone  ist  keineswegs 
(im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes)  eine  fremde.  Brasilien 
bildete  bis  zu  seiner  UnabliHngiirkoitserklärung  einen  inlegrirenden 
Tbeü  des  portugiesischen  2>taatencomplexes,  es  war  keinAus- 
Innd,  sondern  ein  portttgiesisches  Kronland,  wie 
schon  der  Titel  des  Kronprinzen  ^Prinz  Ton  Brasilien^  beweist. 
I>er  Staatsakt,  durch  welchen  Portugal  nnd  BrasiKen  zwei  von 
einandi^r  unabhängige  Reiche  wurden,  ist  als  eine  Th eilung 
der  bis  dahin  v ereinigten  Krone  der  portugiesi- 
gehen  Gesammtmonarchie  anzusehen.  Da  der  Fall 
tiner  solchen  T  h  e  i  1  n  n  g  in  keinem  der  früheren  Gesetze  be- 
rtleksiditigt  ist,  so  können  diese  Gesetze  in  dem  vorliegenden 
Falle  nicht  zur  Anwendung:  konimeii ,  derselbe  muss  vielmehr 
lediglich  nach  den  spet  ioll  dabei  festgesetzten  Nonnen  und  nach 
der  Xfatur  der  Suche  beurtbeiit  werden. 

Die  liigneUsten  betrachten  jenen  Vertrag,  wodurch  Jofto  VI. 
die  Unabhängigkeit'  Brasiliens  anerkannte,  ds  das  Hauptargomenl 
g  egen  die  Successionsfähigkeit  Dom  Pedro's.  Wir  müssen  daher 
auf  d ie.se n  Verlrag  naher  eingehen. 

Alle  Versuche  Joäo's  VI.,  Brasilien  wieder  mit  der  Krone 
Portugal  zn  vereinigen ,  scheiterten  an  dem  Unabhängigkeitssinn 
der  ftrasifianer.  Nach  dreijährigen  vergeblichen  YeikancHungen 
entschloss  sfoh  daher  der  KOnig,  unter  englisdier  Vermfttelong 
die  Unabhängigkeit  Brasiliens  anzuerkennen.  Sir  Charles  Stuart 
wurde  mit  der  Vermittelung  beauftragt,  er  traf  Ende  März  1825 
in  Lissabon  ein.  In  den  Conferenzen  zu  Lissabon  vom  5.  April 
bis  zun  23.  Mai  1825  hatte  man  fortwährend  die  zwei  Punkte 
ab  feststehend  betrachtet: 
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13  dass  Joao  VI.  die  Sottveränitäi  Uber  Brasilien  seiaeiD  Sohne 

Dom  Pedro  cedire; 
2}  da»«  den  Prinsen  Dom  Pedro  sein  Thronfolge* 

roelil  in  Portugnl  nnverleUC  reserYirt  werdoi 

In  den  Patenibriefen  an  seine  eliemal^m  brasiUaniachen  Un* 
lertbanen,  welche  Joao  VI.  dem  englischen  Vermilller  Sir  Charles 
Stuart  bei  seiner  Abreise  nach  Rio  Janeiro  Ubergab,  wurde  das 
Sncceisionsreobt  Dom  Pedro'«  von  seinem  Yaler  anf  das  nnnwei» 
dentigslo  anerkannt: 

«Und  was  die  Snccession  in  die  beiden  Kronen, 
die  kaiserliche  und  die  königliche,  anbelangt,  so 
gebührt  sie  meineni  geliebten  Sohne  DomPedro;  ich 
cedire  ihm  durch  diese  fatenibriefe  die  voUe  Souveränität  über 
das  Kaiserthnm  DrisiUen  und  nenne  ihn  Ton  nun  an  iCaiser  von 
Brasflaen  nnd  Kronprinn  Ten  Portngal  und  Algar- 
bien«  »> 

Am  29.  August  1825  wurde  von  Sir  Charles  Stuart,  auf 
dieser  Grundlage,  der  öAers  erwähnte  Vertrag  zu  Rio  Janeiro 
abgescMossen. 

In  diesem  Verferage  eri^ennt  Joio  YL  die  vollslin^e  Tiran» 
nung  und  Unabbing^lceft  Brasiliens  nnd  seinen  Sohn  Dom  Pedro 

als  souveränen  Kaiser  dieses  Landes  an,  sich  selbst  aber  beböll 
er  für  seine  Person  die  Fuhrung  des  Kaisertitels  vor. 

Allerdings  ist  in  dem  Vertrage  selbst  darüber  nichts  gesagt» 
dass  dem  Kaiser  Dom  Pedro  sein  Thronfolgereeht  in  Portngal 
gewahrt  bleiben  solle.  Darens  folgern  die  ll%velisten,  dass 
Joao  VI.  seinem  erstgeborenen  Sohne  die  Succession  in  Portugal 
habe  aberkennen  wollen,  eine  Ungereimtheit,  die  gegen  alle  ver- 
allnfligen  Interpretationsregehi  verstösst.  In  einem  völker- 
reohtltcben  Vertrage  werden  nnr  die  Mireitigen 
Punkte  regnlirt;  was  sich  Ton  selbst  versteht,  be- 
darf keiner  Erwihnnng.  Ein  Versieht  anf  ein  so  wiehtiges 
Recht,  wie  das  der  Thronfolge,  oder  eine  Aberkennung  von 


1)  CaiU  Begia  Patanle  gegebea  in  Palatl  so  Benpoila  an  13.  Hai  1825: 
9B  per  a  aaocctiio  dap  daar  Goioat  teperial  e  Real  «Uraalaaieote  peHtacMr 
a  He«  lobre  lodoa  maito  Anado  •  Preiada  Fflho  o  Principe  Dum  Pedro.** 


Bit  parUigieiiMb«  Tbronfelg». 


Seiten  des  Vaters  (die  freilich  völlig  unberechtigt  gewesen  würe^ 
hüte  ausdrücklich  aasge sprechen  werden  mflssen« 
Dis  SiiUsohweigen  Uber  diesen  Punkt  seigl  vielmehr,  dass  mm 
m  dem  regelmüssigen  Reehlssnsimd ,  tbo  an  dem  Thronfolge- 
recht  des  Krsto-cborenen  nichls  ändern  wollte.  Die  Nichter- 
wähnung ei[ies  sich  so  von  splbst  vrrstehenden  Rechtes  ist 
iogar  für  Dom  'Pedro  viel  günstiger,  als  dessen  besondere  fir- 
wlhttQng  gewesen  sein  würde,  well  es  so  als  etwas  gann  Un* 
bestrittenes  behandelt  wird.  Kdnnte  man  nach  der  Logik  der 
Miguelislen  sonst  nicht  ebensogut  folgern,  dass  Jofto  VI.  auf 
seine  Souverünitfit  in  Portugal  verzichtet  habe,  weil  dieselbe 
ebenfalls  im  Vertrag  nicht  besonders  vorbehalten  wird? 

Aber  es  fehlt  auch  nicht  an  einer  ausdrücklichen  Anerkerniong^ 
des  Thronfoigereehts  Dom  Pedro's  von  Seiten  seines  kdmglichen 
Vaters;  sie  findet  sieh  zwar  nicht  in  dem  Texte  des  Vertrages 
selbst,  wohl  aber  in  den  Palenlbriefen  an  seine  portugiesischen 
Untcrthani  n  vom  15.  November  1825,  worin  Joäo  VI.  den  Ver- 
trag vom  29.  August  definitiv  ratificirt: 

«Ich  habe  alle  meine  Rechte  auf  jenes  Land  (Bnuritien} 
meinem  geliebten  Sohn  Dom  Pedro  ttbertragen,  meinem  Erben 
nnd  Nachfolger  in  diesen  Königreichen  („D.  Pedro  d'Aleantara 
herdeiro  e  successor  d'estes  Reinos"*}.  Ich  erkenne  meinen  Sohn 
Dom  Pedro,  Prinz  von  Portugal  und  Algarbien  (^„Principe 
Real  de  Portugal  e  Algarves^},  als  Kaiser  von  RrasiUe»  an* 
1.  s.  w* 

So  bestätigte  Jolo  VL,  wo  sieh  irgend  eine  Oelegenbeit  er- 

gai),  das  Erbrecht  Dom  Pedro's  auf  die  portugiesische  Krone. 

Die  Gesandten  Dom  Pedro's  theiiten  am  2.  Juli  1828  dem 
diplomatischen  Corps  zu  London  noch  folgende  authentische  Ur- 
kunden mit,  in  welchen  Jolo  VI.  vor  oder  gleich  nach  der  Ra- 
tification des  Vertrags  vom  29.  August  1825  die  Erbreckte  Dom 
Pedro*s  wiederholt  anerkennt  : 

1}  Eine  Verordnung  vom  9.  Januar  1817,  vermöge  deren 
König  Joao  seinem  äUeslen  3obue  Dom  Pedro  den  Titel  als 


1)  Gaiela  de  Lisboa  15.  Nor.  1035. 
%)  Hra«rte  StaaUaktan  B.  XRL  8.  174 
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Kronpriaz  des  vereinigten  Königreichs  Portugal,  Bra- 
silien und  Algarbien  nebst  den  Titel  »Hmog  tob  Bn^Hm^*^ 

2)  Bin  Gesets  oder  BdOit»  weidiee  derielbe  Kdnig  an  denn 

sieben  Tage,  wo  er  die  Ratification  des  Vertrags  vom  29.  Aug. 
1825  vollzog,  eriiess  und  worin  er  feierlich  erklärte,  dass  er 
'semen  ältesten  Sohn  Dom  Pedro  in  der  doppelten  £jgensobaft 
eis  Kaiser  Ton  Brasilien  und  Kronprins  von  Fortogal  anerlEeBn% 

3)  Eine  ofBcieUe  Nole  des  Marquis  von  Palnelia,  vom  7.  De^ 
cember  1825,  worin  Se.  Grossbritannische  Majestät  im  Namen 
und  auf  ausdriickliclieri  Befehl  Sr.  Majestät  Dom  Joäo's  VI.  auf- 
gefordert wird  9  die  Throololge  in  Portugal  zu  Gunsten  Dim 
Fedro's  sn  garantiren. 

Daifegen  erllieiile  der  verstorbene  KOnig  Joio  VL  dem  Iih 
fimlen  Dom  Miguel  nielit  ein  einsiges  Mal  den  Titel  »Kronprinc^ 
welcher  ausschliesslich  dem  ältesten  Solme,  als  präsumtivem 
£rben  der  Krone  Portugal  gebührte. 

Wollte  man  daher  selbst  in  dem  Stillschweigen  des  Ver- 
trages  vom  29.  August*  eine  Aberkennung  der  £rbrecbte  Dom 
Pedro's  sehen,  so  wOrde  eine  solche,  freilich  schon  an  sich  vöU^ 
unlogische,  Annahme  durch  den  klaren  Wortlaut  aller  dieser 
Aktenstücke  völlig  widerlegt. 

Die  Miguelisten,  welche  sich  so  gern  als  die  Yertheidiger 
des  wahren  monarchischen  Prinzips  ansehen,  brauchen  gegen  dm 
Uebergang  der  Krone  auf  Dom  Pedro  A^menle,  welche  den 
Grundsütsen  der  Erbmonarchie  geradezu  widersprechen;  sie  be- 
haupten nemlich: 

„Dom  Pedro  sei  keineswegs  ipso  jure  durch  den  Tod  seines 
Vaters  König  geworden,  sondern  den  Reichsständen  stehe  das 
Recht  zu,  das  Reich  demjenigen  zu  geben,  dem  es  von  Rechts- 
wegen gebilhre:  diese  seien  allein  compelent  Uber  die  recht* 
müssige  Thronfolge  zu  entscheiden^ 

Ferner:  „alle  Regierungsakte  Dom  Pedro's  seien  ungüllrg, 
weil  sie  von  einem  Monarchen  ausgegangen  seien,  ehe  derselbe 


1)  Hanifesl  Dom  Miguels  vom  28,  M&rz  1832  «us  dor  Gaseta  de  Uihoa 
vom  4.  April  1832. 
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von  der  Nation  die  HuidigsDg  empfangen  habe  und  ali  Kdnig 
•aerkaMit  worden  sei^ 

Bin  sdehes  Entacheidangsreeht  der  Corles  Ober  die  Threih* 
falge  war  swar  naeh  illerem  pertngiesiaoiieii  SlaalireGlit  vor^ 

banden,  wenn  liei  Erlöschung  der  directen  und  legitimen  Linie 
einer  regierenden  DynasUe  in  den  Collaterallinien  mehrere 
Pritendeaten  auf  die  Nachfolge  in  der  erledigten  Krone  Anaprodi 
MditeR;  ein  aolcbea  EnlacheidinigareGht  der  Cork»  über  di« 
Tiironfolge  ial  aber,  selbst  nacb  denn  Itllem  perti^flesiseben  Slnats- 

recht,  nie  befiauptet  worden,  wo  es  sich  um  die  Succession  von 
D  e s  c  e n  d  e  n  t e n  handelt  Vielmehr  erwirbt  der  erstgeborene 
Bohn  des  Königs  die  volle  Souveränität  ipso  jure  durch  den  Tod 
feines  Vaters.  Wie  in  jeder  Erbmonarchie,  galt  auch  in  Portagal 
in  Beiag  anf  die  Deseendenlenerbfolge  von  jeher  der  Sali:  „le 
mort  saisit  le  vif^  Die  übliche  Huldigung  und  Anerkennung 
von  Seilen  der  Nation  ist  eine  blosse  feierliche  Form,  durch 
welche  keineswegs  erst  die  Souveränität  erworben  wird,  fai 
demselben  Augenblicke,  wo  Joäo  VI.  die  Augen  schioss,  war 
i)om  Pedro,  kraft  seines  Brstgeburlsredits,  Kifong  von  Portugal, 
selbst  noch  ehe  die  Nadirieht  von  der  BrMning  der  Thronfolge 
in  Rio  Janeiro  eingetroffen  war.  Alle  Staatsakte,  welche  er  kraft 
seiner  Souveränität  als  König  von  Portugal  erliess,  sind  daher 
von  diesem  Moment  an  vdHig  bindend  llkr  seine  portogiesisGheB 
fltaaten  vnd  Unterthanen. 

Dom  Pedro  IV.  war  daher  Tollkommen  berechtigt» 
sogleich  nach  Anfall  der  portugiesischen  Krone 
seinen  Unterthanen  eine  constitutionelle  Charte 
zn  geben,  da  er  als  König  von  Portngnl  die  v^lle  geselx^i- 

1)  Adresse  des  portugiesischeo  Adels  an  Dom  Jüiguel  aus  der  preussischea 
Staatszeitung  vom  6.  Juni 

2)  Das  erkennt  selbst  das  berühmte  Manifest  der  3  Stände  vom  2x.  Ja- 
nuar 1611  Rusdrürklicli  an:  ,,que  le  rnynumc  et  les  trois  elats  sont  en  droit 
de  j'Jgt^r  et  de  prononcer  sur  la  sncressiorj  legitime  du  menie  royaume  toutes 
les  fois  qu'il  nait  quelque  diillculte  et  quelque  doute  enire  les  pr^tendants 
«tt  tiijei  du  defaut  de  descendans  du  dernier  Rot,  qui  en  a  ele  possesseur,*' 

3)  Dieser  für  die  S  ö  h  n  e  <it's  verstorbenen  Königs  ipso  jure  eintretende 
Anfall  der  Krone  wird  schon  durch  die  Corles  von  Larnego  aneibwuit:  nita 
Iii  Doo  Sit  necesse  ilios  (sc  fiUos  regis)  4$  novo  Ueno  reses.** 
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gebende  Gewalt  in  seiner  Hand  vereinigte.  Die  alten  Reichs- 
stünde,  die  sogeiiaBolea  Cories  von  Lamego,  waren  seit  1698 
lucht  mehr  snMmmenbemfen  worden  und  alle  Könige  Yon  Joio  V. 
an  waren  «bsolnte  Herrselier  geweann,  welche  die  geaetf- 
gebende^lSewalt,  ohne  Cononrrens  einea  alindlaehen  Körper«, 
ausgeübt  halten  *).  Niemals  war  ihre  unbeschränkte  legislative 
Gewalt  in  Zweifel  gezogen  worden  und  halte  am  wenigsten  von 
denen  beiweifelt  werden  dürfen,  weiche  VorlUtanpfer  des  Ahao* 
lullanina  »i  sein  aich  rtthmten* 

Die  Oktroyirnng  der  Verfassung  von  Seiten  des  KMgs  Don 
Pedro  IV.  war  völlig  rechtmässig,  weil  neben  dem  König  keine 
Staabkörperschaft  bestand,  die  einen  Aiilheil  an  der  gesetz* 
gebenden  Gewalt  in  Anspruch  hätte  nehmen  iLönnen.  Die  Con- 
ÜnniMH  .d«r  nlten  Corlesverfasanng  innn  am  ao  weniger  geltend 
geaaacbl  werden,  da  dieaelhe  nicht  bloss  durch  deanetndo,  sondm 
auch  durch  die  Constitotion  von  1822  vdUig  beseitigt  war.  Allein 
auch  die  Verfassung  vom  23.  September  1822  war  am  5.  Juni 
1B23  aufgehoben  und  niemand,  am  wenigsten  Dom  Miguel,  be- 
hnuptele' etwa  die  fortdauernde  Gültigkeit  dieser  Constitution. 
Von  diesem  Datum  an  regimle  JoAo  VI.  wieder  als  absokiler 
Monarch  und  vererbte  aomit  auch  seine  absointe  Herrsehergewalt 
auf  seinen  Sohn  Dom  Pedro  IV.,  welcher  kraft  seiner  unbe- 
schrankten Souveränität  zu  jedem  legislativen  Akte,  also  auch 
cur  Verkündigung  einer  Constitution  völlig  berechtigt  war. 

Uehngens  erfilUte  Dom  Pedro  durch  Ertheflung  der  Charte 
war  ein  altes  Versprechen  sehies  Vaters,  welcher  gleich  bei  Ver* 
nichtung  der  Septemberverfiiss«ng  seinen  Unterthanen  am  3.  Juni 
1823  die  Erklärung  gegeben  halte:  „Portugiesen,  Euer  König, 
wieder  frei  geworden  auf  seinem  Throne,  will  nur  Euer  Glück. 
Er  istim  Begriff,  Buch  eine  Constitution  su  geben» 


1)  Zwar  bflfland  noch,  d«D  lüMBca  aacb,  spätar  «in  Rath  der  S  Stiada 
(JuiitB  iM  trci  astadoi) ;  aUeia  aickt  die  Certai,  ioa4ani  d«r  KAnig  emMwii 
die  Mitglieder  denalbeB.  (Fslits  Barop.  Verfutaagea  IL  S.  298.)  Dieear 
Jnata  gestand  aian  noch  eiae  sehr  eingeengte  Tlieilnaknie  an  dem  Be* 
ataaerangweekle,  nkkt  aber  an  der  Legiahilion  m.  Aber  ancb'  dieeet  letite 
Mattaabad  atindiiek«  Verttetaag  wurde  I.  IBOS  aa^ekaben.  (Solafcail 
VMfcuaagiafhandaii  B.  IL  S.  143.) 
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TOn  welcher  nur  jene  Prinzipien  ausgeschlossen  werden  sollen, 
welche  sich  eriahrungsmüMig  als  luverlriiglidi  mit  der  Rübe  des 
Landes  erwieaen  kaben.** 

Iii  einem  Dekret  vom  la  Jani  iSiS  sagte  Jefto  Vf.,  daas 
die  alten  Institalionen  keineswegs  seinen  väterlichen  Absichten 
fiir  das  Volk  genügten,  sondern  dass  er  Sorge  dafür  trafen  würde 
„sie  anzupassen  dem  gegenwartigen  Zustand  der 
Civiiisation  und  der  Form  der  übrigen  ReprttS6B- 
latiTverfassnngen  in  Eoropa.* 

Auch  die  BrUSmng  Joio*s  VI.  vom  4.  Jmii  1B!M,  dasa  er 
die  alle  Verfassung  nach  dem  Reichsgrundgesetz  von  Lamego  als 
fortbestehend  betrachte,  konnte  seinem  Nachfolger  keineswegs 
die  Uünde  binden;  da  durch  eine  blosse  Erklärung  seines  Vor- 
gingera  seine  unbesebrtfnkte  legisMve  Gewalt  niebt  anfgnkoben 
werden  konnte.  .  In  der  Tbat  bat  aber  Dom  Pedro  dnrob  Sr- 
theilung  der  Charte  nichts  anderes  gethan,  als  was  sein  Vater 
nach  verschiedenen  Erklärungen  längst  beabsichtigt  hatte. 

Die  Carla  de  Lei  vom  19.  April  1Ö2Ö  ist  keine  demokratische 
*  Neuerung,  kein  völliger  Bruch  mit  der  Geacbichte  und  der  ttttem 
Veriuaung  Portugals,  wie  jene  Septemberverfaasung,  sondern 
eine  Bestätigung  der  allen  Grundgeselae  der  Monarebie,  eine 
zeilgemässe  Wiederbelebung  der  alten  Cortesverfassung ;  „sie 
bestätigt  das  Thronfolgegebetz  nebst  allen  Clausein  der  Cortes 
vmi  Lamego,  sie  setzt  die  Periode  der  Zusammenberufung  der 
Stinde  fest,  wie  diess  bereita  frttber  unter  den  Regierungen  der 
Könige  Affonso  V.  und  Joäo  IIL  üblich  gewesen  war,  sie  er- 
kennt die  beiden  wesentlichen  Grundsätze  der  alten  portugiesischen 
Regierung  an,  dass  nemlich  Gesetze  nur  unter  Mitwirkung  der 
Cortes  erlassen  werden  können  und  dass  nur  in  den  Cortes, 
niemals  aber  ausserhalb  derselben,  die  Auflage  und  die  Verwaltung 
des  Staatsschatnes  verhandelt  und  bestimmt  werden  dürfen,  nie 
behält  die  alte  ständisehe  Gliederung  bei,  nur  mit  der  Veränderung, 
dass  die  beiden  Staude  des  hohen  Clerus  und  Adelü  hinfüro  zu 
einer  einzigen  Kammer  vereinigt  werden  sollen^ 

1)  Ihaifen  Dem  Pedro'i  wm  X  Febranr  1839  •■•  d«a  Jearaai  dai 
Döbalf  vom  9.  Febriar.  Bin  galw  Anbau  abw  die  Charte  vea  189$  Im 
BdndnDih  Review  VoK  XLV»  S.  199-.m  Berter  Abdnicfc  iwulbia 


Die  portugtesuche  Thronfolge. 


Dit\se  Charte  war  seit  ihrer  PuMikalion  tlas  g^ellende,  all|»e- 
mein  anerkannte,  von  allen  Staatsbehürden  und  in  allen  Gemeinden 
feierlich  beschworene  Staatsgnnidgeseli  von  Portugal »  welches 
alle  ttltem  Instttntionen  und  Gesetse  soweit  ausser  Krall  sctite, 
als  sie  mit  dem  BuchstatNm  und  Geist  dieser  Verfsssuno^  in  Wi-» 
derspruch  standen.  Dom  Miguel,  welcher  diese  ChaiU;  zu  Wien 
unbedingt  und  ohne  Vorbehalt,  dann  noch  einmal  feierlich  in  der 
Versammlung  der  Cortes  auf  das  heilige  Evangelium  beschworen, 
welcher  selbst  die  RegenlsehafI  nnr  nach  dieser  Verfassung 
erhalten  hatte,  verfuhr  darchaus  rechtlos  und  revolutionfir,  als  er 
eine  Versammlung  zusammenrief,  die  er  die  allen  Corles  von 
Lamego  zu  neiirion  beliebte,  die  von  reclillichem  Slandpunkte 
aus  aber  nichts  waren,  als  „eine  Versammlung  von  6e- 
Bt>88en  einer  rebellischen  Paktion^  Die  alten  Cortes 
waren  durch  lange  Verjährung  untergegangen ;  die  vom  legitnnen 
Souverän  gegebene  Verfassung  kannte  nur  Eine  Repräsentation 
des  portugiesischen  Volkes  —  die  beiden  verfassungsmässigen 
Kammern  der  Pairs  und  der  Abgeordnelen.  Jede  andere  Ver- 
Sammlung  hatte  nur  die  Bedeutung  eines  Clubs,  einer  Faklion, 
aber  keineswegs  das  Recht  einer  Natlonatreprilsenlation.  Jene 
sogenannten  „organischen,  uralten,  verfassungsmüssigen ,  ehr« 
würdigen  Cortes*,  welche  Dom  Miguel  am  25.  Juni  1828  zum 
König  von  Portugal  ernannten,  begingen  durch  diese  Handlung 
tkm  Hochverrath  gegen  ihren  einsig  legitimen  Souveriin. 
IKe  ganne  Versammlung  dieser  Pseudocortes  war  ein  frivoles 
Spiel  mit  altehrwtirdigen  Formen,  durch  welche  Dom  Miguel  sei- 
ner Usurpaiion  in  den  Augen  der  unerfahrnen  Menge  einen  Mantel 
des  Rechts  umhängen  wollte.  Kein  Sachkundiger  konnte  durch 
diese  unwürdige  Comödie  getäuscht  werden;  die  Tnigschliisse 
waren  tu  grob,  womit  Dum  Miguel  seine  Usurpation  rechtfertigen, 
die  Legitimitiit  Dom  Pedro's  anfBchten  wollte.  Hatte  doch  Dom 
Miguel  selbst  seinen  Bruder  einsl  unumwunden  als  seinen  legi- 
timen König  und  Herrn  anerkannt ,  erklärte  er  doch  bald  nach 
dem  Tode  seines  Vaters  von  Wien  aus,  dass  er  die  Regentschaft 


bei  Schubert  Verfassungsurkunden  uod  Gruadgesetie  B.  II.  S.  148 — 166, 
auch  bei  Pölitz  B.  II.  S.  323-341. 
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seiner  Schwester  Maria  Isabella  anerkenne,  „bis  der  recht- 
miissigeErbe  des  Königreichs,  dem  wir  alleUnter- 
werfungscbuldigfiind,  seinen  Willen  erkliirt  haben  werde,'^ 
ferner:  ^dass  er  stols  sei  nnf  die  BigenidMift  eines  gehor- 
samen Sohnes  und  eines  getreaen  Unterthanen*^  Als 
die  Königin-Mutter,  vor  Dom  Miguels  Ankunft  in  Lissabon,  seine 
Genehmigung  zur  Vermäliluiig  der  Prinzessin  Anna  da  Jesus 
Maria  mit  dem  Marquis  von  Loulö  verlangle,  antwortete  Dom 
Miguel  von  London  aus:  ^Bs  stehe  Dom  Pedro  als  König  und 
Haupt  der  Familie  allein  su,  dartther  su  entschddeo^  Die 
nnzweideutigsten  Dokumente,  worin  Dom  Miguel  die  volle  Legi- 
liniilat  seines  Bruders  freiwillig  und  unnnnvunden  anerkennt, 
sind  sehr  zahlreich;  hier  erwähnen  wir  noch  1}  ein  Schreiben 
Dom  Miguels  vom  6.  April  1826  an  seine  Seh  wester  die  Infantin* 
Regentin>  worin  die  Worte  vorkommen:  ^o  legitime  Herdeiro  e 
Snccessor  d'elles,  que  he  o  noaso  muito  Amado  Innüo  e  Senhor 
0  Iiiiperador  do  Brasil."  2}  Ein  Schreiben  Dom  Miguels  an  Dom 
Pedro  vom  i2.  Mai  1826,  worin  er  seinem  kaiserlichen  Bruder 
ausdrücklich  loyale  Treue  verspricht  und  von  ihm  sagt:  „em 
ptem  «nieamente  coniemplo  o  kgiUmo  SoberatuK^  Er  unter- 
sebreibt  sich  darin:  „De  V.  M.  J.  et  R.  Vatailo  o  mais  /Sei.' 
3)  Der  Verlobungsvertrag  mit  seiner  erlauchten  Nichte  vom 
29.  Okldl  er  1826,  in  welchem  Dom  Miguel  dieselbe  als  seine 
Königin  anerkennt.  4)  ,Der  Eid  vom  26.  Februar  1826,  wekhea 
er  nicht  nur  der  Verfassung ,  sondern  auch  der  Person  seines 
Bruders  und  seiner  Kichte  leiste! 

So  gerieth  Dom  Miguel  nicht  nur  in  Widerspruch  mit  allea 
Grundsälzen  des  Rechts,  sondern  mit  seinen  eigenen  frühem  Kr- 
klürungen. 

Mit  voller  Evidenz  ist  in  diesem  Abschnitt  nachgewiesen: 
13  dess  Dom  Pedro»  Kaiser  von  Braaiysni  kraft  des  Reehin 


1)  Brief  des  Infanten  Dom  Miguel  an  seine  Schwester  die  Infantin- 
Regentin.   Wien,  den  14.  Juni  1827.   Neueste  Staatsakten  B.  YL  S.  197. 

2)  lieber  diese  uriiuDdlidi  featitehenden  lluitfacheii  hOnoeB  freilich  die 
lliguelisteo  nicht  hinani;  die  nenette  Schrill  deredben  „die  CegltiiiiHittihife 
in  Portugal«  hilft  sich  dndnicb,  dais  lae  ven  eintn  Eid  tai  Miguels  spriehl 
«den  er  nn  hallen  nicht  berechtigt  war.* 
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der  Erstgeburt  ipso  jare,  im  Momente  des  Todes  seinei 
Viters,  Kdnif  von  Portogal  geworde»  ist; 
dass  sefai  königlteher  Vater  ihn  ftberdiess  in  nathentischen 
.  Staatsakten  wiederholt  als  „seinen  Erben  und  Nachfolger^ 
anerkannt  hat; 

3^  dass  Dom  Pedro  nie,  weder  ausdrücklich,  noch  sUUschweigend 
auf  sein  Thronfolgerecht  verzichtet  hat; 

4)  dass  Dom  Pedro  dureh  seine  Annahme  der  brastltanischen 

ITaiserkrone  keineswegs  seine  Eigenschaft  als  portugiesischer 
Prinz  verloren  hat,  und  dass  es  eine  völlige  Sinnesverdriliung 
der  Bestimmungen  allerer  portugiesischer  Gesetze  ist,  wenn 
man  ihn  ab  ^einen  Ausländer^,  als  »einen  frem- 
den Forsten*'  bezeichnet; 

5)  dasB  Dom  Pedro,  als  Inhaber  der  vollen  gesetzgebenden 
Gewalt,  berechtigt  war,  der  portugiesischen  Nation  eine 
Charte  zu  geben,  welche  durch  ihre  Publikation  bindendes 
Gnmdgeseti  Ür  alle  Portugiesen  «mrde. 

IX.  Ber  aten  dar  migaaUstischea  Dsurp&tion  ind  die  Thiaabastalam 

Doaaa  Maria  da  filarla's. 

Dom  Pedro,  Kaiser  von  Brasilien,  war  mit  dem  Tode  seines 
Vaters  Kdnig  von  Portugal  geworden.  Kraft  des  Rechts  der 
Bfflgebnrt  war  er  legitimer  Erbe  der  gesammten  Lander  des 
Hansen  Bragama;  er  hätte,  wie  sein  Vater,  von  Rio  Janeiro  aus 

den  europäischen  Theil  derselben  regieren  können.  Selbst  der 
Wortlaut  des  Vertrages  von  Rio  Janeiro,  welcher  die  Unabhängig- 
keit und  Trennung  der  beiden  Reiche  stipulirte,  stand  einer  btosaen 
Personalnnion,  einer  Vereinignng  beider  selbstaiandigen  Kro-» 
nen  auf  einem  Herraofaerhnnpte  nicht  entgegen  Portugal 
wäre  durch  eine  solche  Vereinigung  ebensowenig  ein  Neben- 
land von  Brasilien  geworden,  wie  Hannover  niemals  ein  solches 
von  Grossbritannien  war.  Die  Könige  von  Preussen  als  Fürsten 
van  Nenenbnrf  residirten  m'emal»  in  dieaem  Lande;  das  König* 
Mick  Freuaaen  aland  in  keuier  staatlichen  Verbindung  mit  dem 


1)  lieber  diese  Frage  handelt  besonders  tQsfiüirlich  dM  SchreUien  des 
BtMtirftthf  Abnuitea  an  Sir  WüUmb  A'Coark 
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Fürslerithnm,  welches  einen  völlig  geirennlen,  souveränen  Slaal 
biklcte.  Der  Preusse  war  in  iVeuenburg  als  solcher  iromer  ein 
Ausländer  und  doch  schmückle  seil  i707  die  Kdnigskrone  von 
Preussen  and  der  Fürslenhnt  von  Neuenbui;;  dasselbe  Haupt 
Obgleidi  der  Fürst  in  Berlin  residirte,  mhle  slaalsrecbtlieli  ge- 
nommen die  souveräne  Gewalt  immer  im  Lande  *).  Eine  der- 
artige Verbindung  mehrerer  selbstständiger  Kronen  ist  nicht  nur 
nach  den  Prinzipien  des  aligemeinen  Staalsreobls  mdglicb,  sondern 
auch,  wie  oben  nachgewiesen^  durch  kein  poiHives  poitagiesiscbes 
Slaalsgesete  onlersagt. 

Allein  wichtige  politische  Gründe  machten  eine  solclte 
bleibende  Personalunion  unmöglich«  Keine  der  beiden  durch 
RevoluUonen  angeregten  Nationen  wollte  auf  die  Anwesenheü 
des  Sooverüns  im  eignen  Lande  vefiichlen;  Braaflien  würde  so- 
gar für  immer  dem  Hause  Braganza  verkM^n  gegangen  sein, 
wenn  Dom  Pedro  dasselbe  von  Lissabon  aus  hätte  regieren 
wollen.  Der  unruhige  Parteigeist,  der  beide  Länder  durchzuckte, 
die  ungeheure  Entfernung  und  andere  gewichtige  Gründe  raussten 
Dom  Pedro  bestnnnien,  selbst  die  blosse  Personalunion  anbu- 
heben.  Es  stand  nalQrllcb  ganz  in  seinem  Belieben,  aufweiche 
der  Kronen  und  zu  vv  e I c her  Z e it  er  verzichten  wollte.  &• 
war  daher  vollkommen  berechtigt,  den  Anfall  der  portugiesischen 
Krone  förmlich  wahrzunehmen,  in  die  Reilie  dar  portugieslsckea 
Könige  als  Pedro  IV.  einzulrelen  und  als  König  von  Portugal 
die  wichtigsten  Slaatshandlnngen  vonunebmen. 

Da  aber  die  Lösung  der  Personaiunjoii  unvermeidlich  ge- 
worden war,  so  musste  sich  Dom  Pedro  für  eine  der  Kronen 
entscheiden,  er  wählte  die  Kaiserkrone  von  Brasilien.  Aber  mit 
dieser  persönlichen  Wahl  war  der  Knoten  noch  nwht  gelöst 
In  allen  Erbmonarcbten  ist  der  tütesla  oder  einzige  Sohn  seines 
Vaters  geborener  Nachfolger.  Dom  Pedro  von  Alcaniara ,  geb. 
am  2.  December  1825,  nach  dem  frühen  Tode  eines  altern  Bru- 
ders der  einzige  Sohn  Dom  Pedro's  iV.,  wäre  somit,  nach  dem 
Tode  seines  Vaters,  nach  portugiesischem  und  htasilianische» 


1)  Siehe  H.  Scbalze,  die  «tMlfreoktUclie  Stelhug  dei  FärftoDthoiBf 
Reaeobiug  1854.  S.  182  t 
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Thronfolgerechi  ipso  jure  König  und  Kaiser  geworden;  Dom  Pedro 
wMe  also,  im  Interesse  der  beiden  Reiche^  kraft  seiner  höchsten 
Clewnlt  als  Honareh  nnd  Vater  eine  Abweichung  von  dem 
gewöhnlichen  Erbgang  durchführen.  Ein  ausserordent- 
licher, nie  dagewesener  Fall  in  der  portugiesischen  Geschichte, 
die  Zerlegung  der  portugiesischen  Gesammtkrone 
in  swei  Kronen,  machte  eine  solche  ansserordentliche 
Maassr^d  nothwendig.  Bs  kam  nur  darauf  an,  dass  diese 
Abweichung  von  der  gesetzlichen  Erbfolge  so  ge- 
ring wie  riKi^lich  war.  Dom  Pedro  konnte  und  durfte  nur 
eine  Wahl  unter  seinen  Kindern  treffen,  denn  diese  waren  ins- 
gesammt  seine  nttchsten  £rben.  Er  halte  ausser  seinem  ein- 
zigen Sohn  damals  vier  Töchter,  von  denen  Maria  da  Gloria  die 
älteste  war  Den  einzigen  Sohn  bewahrte  er  für  die  Thron- 
folge in  Brasilien  auf,  indem  er  für  diesen  unmündigen  Prinzen 
im  voraus  dieselbe  Wahl  traf,  welche  er  bereits  für  sich  ge- 
troffen hatte.  Seine  nächste  Erbin  Maria  da  Gloria  bestimmte 
er  zur  Thronfolge  In  Portugal. 

Niemand  konnte  gegen  diese,  durch  die  Macht  der  Ver- 
hältnisse ^ebolrne  Verfucfunff  Einspruch  thun,  am  wenigsten  Dom 
Miguel,  welcher,  nach  uraltem  portugiesischen  Rechte,  von  dem 
einen  Grad  näher  stehenden  Weibe  ausgeschlossen  wurde.  Von 
einer  Kränkung  seines  Rechtes  konnte  nicht  die  Rede  sein,  da 
beim  Wegfallen  des  einzigen  Sohnes  des  Dom  Pedro  nicht  Dom 
Miguel,  sondern  Maria  am  nächsten  zur  Krone  berechligl  war. 
Das  ganze  Arrangement  war  eine  Privatsache,  eine  res  do- 
mestica  in  der  Speziallinie  Dom  Pedro's.  Solange  in 
der  erstgebornen  Linie  noch  irgend  ein  erbfähiges  Glied,  gleich- 
viel ob  Sohn  oder  Tochter,  vorhanden  war,  konnte  von  irgend 
einem  Anspruch  des  zweiten  Sohnes  Dom  Miguel  nicht  die 
Rede  sein  nach  den  klarsten  Aussprüchen  des  portugiesischen 
Staatsrechts.  Der  einzig  denkbare  Protest  gegen  dieses  Arran- 
gement hätte  von  Selten  des  einsigen  Sohnes,  also  von  dem 
gegenwürligen  Kaiser  von  Brasilien ,  Dom  Pedro  II.,  erhoben 


1)  Siehe  die  genealogischen  Tafeln  zur  Staatengeschichte  der  gernui- 
iBfchefi  Qiid  ilftYifcbeA  YOlker  Kr.  JLUI.  von  F.  M.  OerteL  1845. 


Digitized  by 


werden  können,  da  nach  portagiesischem  Erbrechl  auch  der 
jüngere  Soim  des  letalen  Königs  die  filiere  Toehler  amoUieeal. 
Von  dieser  Seile  ist  aber,  wie  sich  von  selbsl  ?erateht,  sie  ein 
Eins|M*iich  g^egen  die  Verfügung  Dom  Pedro*8  erlioben,  sondern 

Maria  da  Gloria  immer  als  1  e g  ili m e  Thr onerbia  ihres  Vaters 
in  Portugal  anerkannt  worden. 

Wie  bereif  erwflhnl,  verzichtete  Dom  Pedro  am  2.  Mai  1826 
auf  die  Krone  von  Portugal  zn  Gunsten  seiner  iilleslen  Tochter 
Maria  da  Gloria,  aber  dieser  Venicht  war  nur  ein  bedingter, 
dessen  Wirkung  erst  mit  Erfüllung  dieser  Bedingungen  ins  Leben 
trat.  Eine  wesentliche  Bedingung  war  aber  nitht  nur  das  Ver- 
löbniss,  sondern  auch  die  Vermäblung  Maria  da.Gl(Hria's  mit 
dem  Infanten  Dom  Miguel.  Dom  Pedro  halte  seiner  Venicbt- 
leistung  die  sich  von  selbst  verstehende  Glausel  beigefttgi:  „nidne 
Abdankung  ist  als  nicht  gesdieben  zu  betrachten,  falls  efaie  dieser 
Bedingungen  nicht  ertullt  wird."  Der  Eid  wurde  geleistet,  das 
Veriobniss  geleiert,  die  Vermählung  aber  nicht  voll- 
zogen. Dom  Pedro  wäre  daher  solange  König  von  P^tugal 
geblieben,  bis  auch  diese  Bedingung  erfüllt  worden  wäre; 
allein  am  3.  Mftrs  1828  verzichtete  er  nochmals  unbedingt  auf 
die  Krone  von  Portugal  zu  (iunsten  seiner  ältesten  Tochler 
Von  diesem  Tage  an  war  Maria  II.  da  Gloria  nach  dem  Rechte 
regierende  Königin  von  Portugal;  alle  Staatsakte, 
welche  seitdem  in  Bezug  auf  Portugal  von  Seiten  DomPedro's 
ausgingen,  vollzog  er  nur  als  Vater  und  Vormund  seiner  minder» 
jShrigen  Königin-Tochter. 

Aber  liaü  Reich,  welches  Maria  da  Gloria  von  Rechtswegen 
gebiihrle,  war  in  den  Händen  des  Usurpators  und  musste  erst 
lür  seine  legitime  Souveränin  erobert  werden.  Die  langen 
blutigen  Bürgerkriege,  die  Intriguen  und  Farteigetiiebe,  welche 
der  Thronbesteigung  Donna  Maria's  IL  vorausgingen,  Ubergehen 
wir, 'da  wir  die  portugiesische  Slaatssuccessiun  nur  von  ihrer 
rechtlichen  Seite  betrachten. 

Der  Usurpator  wurde  zwar  im  Jahre  1829  von  dem  Papste 


1)  Haeh  der  im  österreichischen  Beobachter  vom  24.  Mai  eathalteoen 
Uebwielimig  aus  dem  Diario  Flumiaeofie  vom  5.  Mai  1828. 
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und  den  Vereinigten  Staaten,  1830  von  Spanien  als  König  von 
Portugal  anerkannt)  konnte  aber  die  Anerkennung  der  Gro68- 
miehte  aieht  erlangen.  Fnrcblbir  lastete  die  blutige  Sekreckemr- 
lierrschaft  auf  der  unglücklieben  Nation.  Da  entacbloss  sich  end- 
lich Dom  Pedro,  nach  Entsagung  seiner  brasilianischen  Krone, 
den  Kampf  für  seine  Tochter  selbst  in  Europa  zu  leiten,  um 
(wie  er  in  dem  Manifeste  vom  2.  Februar  1832  erklärte)  ,,die 
legitime  Regierung  der  Königin  Maria  IL  wieder- 
kersBstellen.^  Nach  langem  Kampf  wurde  der  gerechten 
Sache  der  Sieg  beschieden,  am  23.  September  1833  hielt  Maria  II. 
da  Gloria,  die  rechtmässige  Köniiiin  ,  ihren  feierlichen  Einzug  in 
Lissabon.  Dom  Miguel  capitulirte  zu  Evora  und  schloss  am 
26.  Mai  1834  £u  BToramonle  die  Uebereinkunft,  in  14  Tagen 
Portugal  zu  veriaasen,  nicht  mehr  naeh  Portugal  und  Spanien 
zurüeksuhehren  und  sk^h  mit  einem  Jahrgehalt  von  375,000  Franca 
zu  begnügen.  Er  bekröRrpte  noch  diesen  Verlrag  am  29.  Mai 
durch  eine  eigenhändige  Erklärung,  sich  weder  direkt,  noch 
indirekt  in  die  portugiesischen  Angelegenheiten  einzumischen  *}. 
Aber  gleich  nach  seiner  Ankunft  auf  der  italienischen  Kttsle 
protestirte  Dom  Miguel  am  24.  Juni  1834  gegen  diesen  Vertrag 
und  legte  ferneren  Einspruch  gegen  alle  Anordnungen  und  V^er- 
anderungen  der  gegenwärtigen  Regierung  ein,  ein  Einspruch 
ohne  alle  rechtliche  Bedeutung,  da  er  von  einer  Person  ausging, 
welche  nur  eine  widerrechtliche  usurpirte  Gewalt  verlor,  nie  aber 
den  geringsten  Rochtstitel  auf  die  Krone  Portugals  gehabt  halte. 

Z.  las  Hais  Sachssn-Oobnrg"  Gotha  ait  den  Tkran  von  Portugal. 

Nach  Besiegung  des  Usurpators  liess  sich  Dom  Pedro  die 
Wiederherstellung  der  Verfassung  von  1826  vor  allem  angelegen 

sein;  die  Cortes  wurden  von  ihm  bereits  im  August  1834  er- 
öffnet  und  er  wurde  von  denselben  als  Regent  wahrend  der 
Minderjährigkeit  seiner  königlichen  Tochter  bestätigt. 

Die  Charte  von  1826  handelt  im  vierten  Kapitel  des  rdnden 

1)  Siehe  Schubert  Allgemeine  StaaUkunde  von  Europa.  Ersten  Bandet 
driUer  Ttiei!  S.  293.    Allgemeine  Zeitung  vom  17.  Juni  1834.  Nr.  168. 

2)  Merkwürdige  Thronrede  Dom  Pedro'«:  Allgemeine  Zeitung  lb34.  Nr.  245 
and  246. 
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TUels  ausschliesslich  von  der  Erbfolge  zur  Krone.  Die 
darin  aufgestellten  Griindsalze  stimmen  mit  den  alten  Gesetzen 
des  Reichs,  besonders  denen  von  Lamego,  übereiu.  Die  l>elref- 
fenden  Artikel  lauten  folgendennameii: 

,,Art.  86.  Die  Kdnl^m  Donna  Maria  IL,  TOn  Gottee 
Gnaden,  und  durch  die  förmliche  Abdankung^  und  Abtretung  des 
Herrn  Pedro  I.,  Kaisers  von  Brasilien ,  wird  immer  ia  Portugal 
herrscben.^ 

«Art  87.  Die  legitimen  Naehkommen  derselben  werden  nnf 
dem  Throne  nach  Ordnung  der  Erstgeburt  folgen,  so  dasn  immer 

die  allere  Linie  der  Jüngern,  in  derselben  Linie  der  nähere  Grad 
dem  enUernlern ,  in  demselben  Grade  das  männliche  Geschlecht 
dem  weiblichen,  und  in  demselben  GescbJecbte  die  iUtere  i^ersoa 
der  jdngern  vorgezogen  werde.^ 

„Art  88.  Im  Falle  des  vollatündigen  Anaaterbena  der  ge» 
reden  Linie  der  legitimen  Nachkommen  der  Königin  Donna 
Maria  IL  wird  die  Krone  an  die  Seilenlinie  übergehen.* 

„ArL  89.  Kein  Fremder  kann  in  der  Krone  von  Portugal 
nachfolgen*^ 

,,Art  90.  Die  Vermdhlang  der  Prinsessin  vermuthlichen 
Thronerbin  wird  immer  mit  Einwilligung  des  Königs,  und  nie 
mit  einem  Fremden  vor  sich  gehen.  Wenn  der  König  in  dem 
Augenblick,  wo  man  sich  mit  dieser  Vermählung  beschäftigen  soll, 
aohon  aufgehört  hütte  zu  leben;  so  wird  sie  nicht  ohne  die  Ein- 
willigung der  allgemeinen  Cortes  ins  Werk  gesetst  werden 
können.  Ihr  Gemahl  whrd  keinen  Tlieil  an  der  Regierung  neh- 
men, und  den  Namen  König  erst  dann  trafen,  wenn  die  Konigia 
ihm  einen  Sohn  oder  eine  Tochter  geboren  hat.'' 

Da  die  Descendenz  Donna  Marians  sowohl  durch  die  allen 
Reichsgmndgeselze,  wie  durch  die  neue  Charte  zunächst  zur 
Thronfolge  helfen  war:  so  gab  es  ftlr  die  Sicherung  der  Erb- 
folge keine  wichtigere  Angelegenheit,  als  die  Vermählurio^  der 
jungen  Königin.  Dom  Pedro  hatte  schon  in  seiner  Thronrede 
«die  Einleitung  der  schicklichen  Schritte,  dass  Ihre  Majestttt  sich 
mit  einem  geeigneten  Prinzen  vermähle*,  als  wichtige  Staatsan- 
gelegenheit bezeichnet. 

Die  Botschaft  des  Regenten,  hinsichtlich  der  Vermählung  der 
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Königin,  kam  am  1.  September  1834  an  die  Kammern;  die  iür 
diesen  Zweck  mederyeiflite  ConnissioR  war  der  AnndK: 

dt  in  PorlQgil  keine  passende  Yerbindnng  n  kntpfen  sei» 
so  sei  der  Art.  90  der  Charte,  weldier  fremde  Prinzen  ans- 

schliessl,  ausser  Kraft  zu  setzen,  und  die  Wahl  eines  Gemahls 
für  die  junge  Königin  ihrem  Vater,  dem  Regenten,  zu  überlassen. 

Die  Comnission  unterstützte  ihr  Gutachten  dnrck  Anlilhrmi^ 
mdirerer  klslorieeken  Beispiele»  wo  die  Corles  ven  der  Bestini- 
nnnf  des  laoMfisdien  Geseties  in  Being  auf  die  etnheimiseke 
Eigfenschaft  des  Gemahls  Dispens  erlheilt  hatten.  Das  Gutachten 
der  Commission  wurde  angenommen;  am  12.  September  wurde 
dem  Regenten  von  den  Cortes  das  Hecht  eingeräumt,  nach  freier 
Wahl  einen  GeniAl  für  seine  kfinigUehe  Tochter  m  bestinunen 
Die  Wahl  fiel  anf  Angnst  Hersog  von  Lenehtenberg»  welcher 
sich  bereits  am  1.  December  1834  dnrch  Procuration,  am 
26.  Januar  1835  in  Person  mit  der  Königin  vermählte.  Dieser 
Prinz  starb  aber  schon  am  28.  Marz  1835,  ohne  Portugal  und 
seiner  kdnigUchea  Gemahlin  einen  Thronfolger  geschenkt  in 
haben. 

Mit  der  Zustimmung  der  Cortes  oder  vielmehr  auf  deren 
ausdrücklich  ausgesprochenen  Wunsch  trat  die  junge  Königin  in 
eine  zweite  Ehe,  und  zwar  mit  dem  Prinzen  Ferdinand  von 
Snehsen-Gobnrg,  ältestem  Solm  desHeraogs  Ferdinand  von 
Sadisen-Cobnrg  und  der  Fürstin  Antoinette  von  Cohary,  dnrch 
Procuration  am  1.  Januar  an  Wien  nnd  persönlich  am  9.  April 
1836  zu  Lissabon.  Diese  Ehe  ward  mit  einer  blühenden  Nach- 
kommenschaft gesegnet,  welche  der  Thronfolge  Sicherung  und 
Stitigkeit  für  die  Zukunft  verspricht.  Am  16.  September  1837 
wurde  der  Kronprinz  Dom  Pedro  von  Alcantara  geboren,  welcher 
jetzt  als  Dom  Pedro  V.  den  Thron  bestiegen  bat. 

Obgleich  die  allen  Cortes  von  Lamego,  ebenso  wie  die 
Charte  Dom  Pedro's  die  Vermählung  der  Königin  oder  Kron- 
prinzessin mit  einem  Ausländer  untersagen,  so  ist  es  doch  in 
Portugal  nie  bezweifelt  worden,  dass  die  Cortes  von  dieser 


1)  Schubert  Verfas»ttDg8urkunden  uod  tirundgeseU«  B.  II.  S.  170.  AUge- 
neiM  Zeitoog  1834.  Kr. 
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CInusel  dispensiren  können.  SobaM  KOnif  und  Codes  in 
verfassungsmässiger  Form  übereiiigtikominen  sind ,  können  sie 
jede  BestiinoHing  der  Gnmdgefielze  «usser  Kraft  setzen.  Für 
die  Beredrtiguag,  von  dieser  gnmdgesetslicben  fiesiinuiiaBg  sa 
dispensiren,  Ist  der  PrItoedenzM  vom  Jtlire  1679  niobt  okne 
Wichtigkeit 

Naclitreborene  Prinzen  fremder  Fürstenhäuser,  die  nicht  zur 
S#averäuitat gelangen,  können  übrigens  durch  Naturalisaiions- 
patente  dem  porlngiesiscben  Volke  völlig  einverleibl  werden, 
wie  es  mtl  den  Mden  flIrsUlehen  Genahleii  der  Königin  geschah. 

Nach  erfolgter  Zustimmung  der  Cortes  war  daher  die  Bhe 
der  Köllig  in  inil  dem  Prinzen  von  Sachsen-Coburg  vom  Stand- 
punkt des  portugiesischen  Staatsrechts  imanfechlbar.  Üerzog 
Ferdinand  erlangte  nach  der  Bestinunmif  der  Corles  von  hh- 
nmgo  und  der  Charte  von  1826  gleichzeitig  mit  der  Gebart  des 
Thronfolgers  den  Titel  «KOnig  von  ForlugaP,  ohne  «faidureh  mit 
bestimmten  Rechten  an  der  Regierungsgcwall  betheiligt  zu  werden. 

X>er  Art.  89  der  Charte: 

^Kein  Fremder  kann  in  der  Krone  von  Portugal  nach- 
folgen«' 

ist  nalttriich  auf  Dom  Pedro  V.  onanwendbar.   Dieser  Frina,  Sohn 

einer  portugiesischen  Königin ,  aus  (a'mer  mit  Einsliramung  der 
Corles  geschlossenen  Ehe  und  in  Portugal  geboren,  ist  ein  Por- 
tugiese und  ein  ächter  Sprössling  des  Hauses  Bra- 
ganza. 

Hier  weicht  freilich  die  deutsche  Anschauungsweise  von  der 

portugiesischen  völlig  ab,  indem  nach  deutscher  Ansicht  die  Con- 
tinuität  einer  fürstlichen  Familie  nur  durch  den  Mannsstamm 
bewahrt  wird.  £ine  Consequenz  der  deutschen  agnatischmi  Thron- 
folge, bei  welcher  selbst  entfernte  Agnaten  die  Töchter  des 
letzten  Herrschers  ansschliessen ,  ist  der  Satz:  ^per  foeminam 
mrapftur  Ihiea  paterna.^  Mit  dem  letzten  Sprössling  des  Manns- 
Stammes  sehen  wir  eine  Dynastie  für  erloschen  an;  die  dann 
nach  subsidiärem  Thronfolgerecht  etwa  eintretenden  Cognaten 
bilden,  nach  unserer  Attffassungsweise,  eine  neue  Dynastie')* 

1)  In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  die  Weiber  undCognntcn  nicht 

»imoal  eia  eveotoelies  £rJ>folgerecbt«  »o     B,  in  Preaaiea  (VerfasauDSsar- 
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Dagegen  wird  als  eine  nothwendige  Consequens  der  cogna- 
tischen  Thronfolge,  welche  seit  Ultester  Zell»  als  ein  tief  In  das 
Volksbewnsstsehi  eingedmngener  Rechtssalx  In  England,  Spanien 
und  Porlugal  gilt,  in  diesen  Ländern  die  rechtliche  Anschauung 
festgehalten,  dass  auch  durch  Prinzessinnen,  also  durch  cogna- 
tisch«}  Saccession,  die  Continailit  der  Familie  erhallen  werden  kann. 

Wie  eine  Ueberlragung  unserer  Anschauungsweise  auf  frenkle 
Reiche  hier  zu  verkehrten  Folgerungen  führt,  zeigt  z.  B.  die 
Behauptung,  dass  Philipp  V.  in  Spanien  Stifter  einer  neuen 
Dynastie  geworden  sei,  eine  Behauptung,  wodurch  man  seine 
Berechtigung  zur  Einfbhrung  einer  neuen  Thronfolge  besser  be- 
griiiden  wollte.  Philipp  V.  stieg  nicht  ab  Bourbon,  sondern  als 
Descendent  einer  spanischen  Infantin  auf  den  Thron.  Nur  der 
Deutsche  und  der  Franzose  beginnt  mit  ihm  eine  neue  Dy- 
nastie, nicht  der  Spanier,  welcher  in  ihm  nur  den  Sprössiing 
leine s  Königshauses,  den  Enkel  der  Infoniin  Maria  Theresia 
Mt.  £bensow«nif  denkt  jenuind  in  England  daran,  daas  nH 
den  Ableben  der  jetzt  regierenden  Königin  ein  neues  Hans 
den  englischen  Königslhrüri  besteigen  wird,  in  dem  Prinzen  von 
Wales  vergissl  der  Engländer  den  Herzog  von  Sachsen. 

So  kann,  staatsrechtlieh  genommen,  auch  in  Portugal  nur 
die  mii  der  cognntisaben  Thronfolge  nothwendig  Terbundene  Auf« 
fissung  entscheiden,  welche  in  Dom  Pedro  Y.  den  SprOssling 
Afonso*s  I.  des  Erol)erers  und  den  ächten  Sohn  des  Hauses 
ßrarranza  sieht.  Wir  Deutschen  aber  begrüssen  freudig  einen 
jungen  Sachsenherzog  auf  dem  alten  Thron  Dom  Manuels 
öei  Grossen. 

ianile  Art.  53),  in  den  «ftcbsischen  Henogthämern  Weimar,  Meiningen, 
Coburg  und  Altenhurg,  ferner  in  Mecklenburg  and  Oldenburg.  Diesei  Systen 
itt  «neb  das  französische ,  schwedische ,  belgische.  Darnach  kann  man  in 
tan  europäischen  Erbmonarchien  drei  Systeme  unterscheiden:  a)  das  exduaiT 
•gnatiache,  b)  das  in  0«iiUchlaod  vorberrscbende ,  wo  zwar  der  gams 
Mannsstamm  die  Frauen  ausscbUcMtf  wo  aber  nach  Erlöschen  des  Manns- 
itammes  da«  eventuelle  Successionsrecht  des  Weibsstammes  anerkannt  ist, 
and  c)  die  cognatiache  Thronfolge  in  England,  Spanien  und  Portugal,  wor« 
nach  die  Frauen  nur  von  den  männlichen  Gliedern  derselben  Parentel  aus- 
geschiosseQ  werden«  aber  den  MAnoeni  aas  ferner  flehenden  Paremeten 
v<»|elien* 
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neben  der  Grundsteuer« 


Von  lotaaift. 


Angesiclils  der  alleiitlialben ,  ebensowohl  als  nnbeafrittener 

nllg^emeiner  Rechls^riindsalz,  wie  nls  Vol^c  des  mehr  oder  min- 
der ungünstigen  Zustandes  der  Finanzen  in  den  meisten  Staaten 
der  Gegenwart y  dringend  sich  geltend  machenden  Forderung, 
die  Stt  Deckiing  des  Staataaufwandes  erforderUdieii  Steuern  bei 
allen  beüragsrahigen  Staafsangebörigen  mit  nridgUebaler  Gleiciiheit 
nach  Verhaltniss  ihres  reinen  Einkommens  einzuholen,  drängt 
sich  der  Wissensc  hatl,  wie  der  Praxis  der  politischen  Oeconomie 
eine  nähere  und  gründliche  Untersuchung  darüber,  ob  und  in- 
wieweil  jener  Forderung  in  der  Wirklichkeil  gehörig  entsproehen 
werde )  und  wie  etwaige«  Müngdu  in  dieser  Besiehung  absiH 
helfen  sein  dürfte,  als  eine  hochwichtige  Aufgabe  auf,  welche 
wir  denn  auch  hier  dessbalb  vielfach  zu  der  unsrigen  gemacht 
haben. 

Eine  besonders  augenföUige  Verletzung  jener  Pordeniiig 
giebl  sich  nun  aber  unter  Anderem  wirklich  zu  erkennen  in  der 
Behandlung,  welche  dem  aus  dem  landwirthschaftlichen  Betriebe, 

zufolge  der  Verwendung  von  Arbeil  und  t  ypilal  in  demselben, 
neben  der  Grundrente  als  solcher,  hervorgehenden  eigentlichen 
gewerblichen  Einkommen,  seines  hier  wohl  keiner  besonderen 
Darlegung  bedürfenden  bedeutenden  Belanges  unter  den  ver- 
schiedenen Hauptbestandlheilen  des  gesammten  Volkseinkommens 
in  jedem  kullivirten  Staate  ungeachtet,  bis  jetzt  im  Allge- 
meinen noch  bei  der  i^esteuerung  zu  Tbeil  wird^  soferne  solche 


Digitized  by  Google 


ZnHirigkeit  einer  iandwirihicheftlichen  Gewetbiteuer.  305 

zumeist  geradezu  eine  völlige  Nicht-  oder  doch  eine  unvollstän- 
dige Berttcksiofatigong  desselben  als  einer  Hauptsteuerquelle  in 
rieh  scbliessl,  wie  diess  ein  knrser  Blick  auf  die  diessfiltsigen 
gesetslichen  Anordnungen  in  einer  ganzen  Reibe  Ton  Staaten 
der  Yorged»chten  Art  zeigt. 

Es  wird  denizutolge  in  allen  bedeutenderen  Europäischen 
Staaten,  welche,  um  einer  vollkommeneren  Gestaltung  ihres  Steuer* 
Wesens  willen,  überhaupt  hier  in  Betracht  kommen  können,  auf 
eine  eigene  Besteuerung  des  vorgedacbten  Einkommens  völlig 
verzichtef,  so  namenllich,  abgesehen  von  Grossbrilannien,  wo  be- 
kanullich  eine  besondere  direkte  Besteuerung  der  Gewerbe  über- 
haupt der  Regel  nach  nicht  besteht,  und  denn  aurh  dns  land- 
wirthachalUicb-gewerbUche  Einkommen,  zur  Gleichstellung  mil 
anderen  verwandten  Binkommenszweigen,  nur  mittelst  der  allge- 
meinen Einkommenssteuer  eigens  beigezogen  wird  einer  meist 
principiell  ausschliesslichen  Beschränkung  der  Grundsteuer  auf  die 
reine  Grundrente  ungeachtet :  in  Frankreich,  wo  die  Landwirtbe  aus- 
drflckliob  nur  rttc^sicbtlich  der  ihnen  als  Grundeigentbttmem  zu- 
iiessenden  reinen  Grundrente  als  steuerpflichtig  binsicbtlicb  des 
weiteren  gewerblichen  Einkommens  aber  als  steuerfrei  erklärt 
sind  '3,  in  Oe.slreich,  wo  die  landwirlhschaftliche  Industrie  unter 
den  von  der  Gewerbssteuer  ausgenommenen  Erwerbszweigen  oben- 
ansteht  in  Preussen,  wo  das  landwirtbscbafUiche  Gewerbe  nnter 
den  verschiedenen,  einer  Gewerbesteuer  unterworfenen  Erwerbs- 
zweigen einiacb  vom  Gesetze  übergangen  ist  ^3;  in  Baiern,  wo 

1)  Schüx,  Abb.  aber  dai  eagliicbe  Steuer-  und  Zollweiea,  in  dieier 
Zeitfchrift  Bd.  4.  Jahrg.  1847.  8.  51.  56.  57.  00.  Des  eosUicbe  EinkomneB- 
steaergegetz  vom  22.  Juni  1843,  Abers.  und  hereiiigegebeB  von  Fr.  A.  v. 
München  1853,  S.  2  irnd  40  ff.  Vgl.  die  Abhaiidking  tob  Krlei  hi  dieeen 
Heft  S.  223  ff. 

2)  Lois  des  23.  Dovembre  —  1.  ddc.  1790,  tit.  I.  arl.  1,  dn  3  frioMlra 
an  Vif.  art.  2.  4, 8.  De  G^rando,  lastitntei  da  droil  adoihiieUntif  firaoftM. 
T.  UI.  Parte  1843.  S.  257.  266. 

3)  hol  sur  lef  peleoles  du  25.  Avril  1844.  Arl.  1. 13.,  k  DeTÜleneaTe 
et  Carette,  lois  annotöes,  2«*«  serie,  S.  784. 

4)  Malinkovski,  HaDdbveh  Ar  k.  k«  fiiterr.  IFunetalbeanite,  3.  Bd. 
1.  Abtb.  Wien  1840.  S.  38. 

5}  Gesell  wegen  Entrichtung  der  Gcwarbeileaer  von  30.  Mai  1830. 
§  2.  GeeetMaiaadttag  1830.  8.  148. 
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eine  über  die  reine  Grundrente  hinausgreifende,  den  mittel- 
jährigen  Ertrag  des  Grundes  und  Hodens,  ohne  Ahziior  der  CuUur- 
kosten,  erfassende  Grundsteuer  besteht  ^3 »  und  in  gleicher  Weise 
besieht  eine  solche  Ausnahme  von  der  Besteuerung ,  unter  de« 
ebengedachten  GrundbesteuerQngs-YerhiÜtmssen,  noch  in  meh- 
reren kleineren  deutschen  Staaten,  wdche  sich  ausserdem  einer 
vollsländigeren  Durchfiilirung  des  Grundsatzes  einer  aUgeiueinen 
Besteuerung  rühmen  können,  so  namentlich  in  Württemberg,  wo 
2war,  ausdrücklicher  Bestimmung  zufolge,  nur  die  Feldarheiter, 
also  nicht  die  Landwirthe  im  umfassenden  weit^en  Sinne  hin- 
sichtlich  ihres  eigentlichen  gewerblichen  Ehikonnnens,  von  der 
Gcwcrbilcuer  ausgenommen  siml  3),  demungeachtet  aber  jene 
letzleren,  weiteren  diessfallsigen  Anordnungen  gemäss,  weder 
durch  die  Grundsteuer ,  welcher  lediglich  nur  der  reine  Ertrag 
des  Grund  und  Bodens  unterliegen  soU  noch  durch  die  Ge- 
werbsteuer, welche  nur  auf  einer  Reihe  anderer  namentlich  be- 
zeichneter Erwcrbszvvcige  haftet,  beigezogen  werden  ""J,  sowie 
in  Kurhessen  und  dem  Grossherzogthura  Hessen,  wo,  in  dem 
einen  ^3,  wie  in  dem  andern  die  Eigenthümer  und  Pächter 
landwirthschaAlicher  Grundstücke  nicht  allein  hinsichtlich  der  Be- 
wirthschaflung  derselben,  sondern  auch  hinsichtlich  des  damit 
nothwendig  verbundenen  Produkten- Absatzes,  ausdrücklich  von 
der  Gewerbsteuer  tjusgenoinnien  sind. 

In  einigen  anderen  kleineren  Staaten  unterliegt  zwar  das 
landwirthschafUich- gewerbliche  Einkommen  einer  eigenen  ße- 


1)  Gefell,  die  Gewerbiteuer  helr.,  vom  2B,  Mai  1852.  Art.  1.  und 
Beil.  n.,  Geaelsbl.  für  das  K.  Baien,  1852.  S.  37t.  374. 

2)  Gesell,  die  allgeneiDe  Gmndileuer  betr.,  von  15«  Auf.  1838.  0. 
J.  1838.  S.  122  ff.  §  5. 

3)  Gesell ,  die  Herstellung  eines  provisorischen  Slenerkataslen  htta^ 
vom  15.  Jttll  1821,  Reg.bl.  vom  J.  1821.  S.  457  ff.  §  14. 

4)  Eben  «ngef.  Gesell,  §  16. 

5)  Ebendas.  S  13. 

6)  Gesell,  die  Beslenerang  der  Gewerbe  betr.,  vom  21.  Jolt  1840,  %  3. 
Semmlong  von  Gesellen  n.  s.  w.  Ar  Knrhessen,  8.  Bd.  8.  36. 

7)  Gesell,  die  glekhitonige  Beslenening  der  Gewerbe  betr.,  vom 
16L  Juni  1827.  Art.  14.,  im  Reg.bl.  mf  das  J.  1837.  S.  180. 
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steueniiig,  dieselbe  ist  nbrr.  nncleron  Sieuerquellen  gegenüber, 
immerhin  mehr  oder  minder  unvoUsländig,  so  namentlicb:  in 
Kdnigreicli  Sachsen,  wo  in  jener  fiexiebong  nur  die  Pächter,  nidi 
MMSBgabe  tler  sn  entrichtenden  PechtMnnmen,  der  Gewerbstever 
unterworfen,  simnitUche  Grundbesitzer  aber  von  derselben  aus- 
genommen sind  in  Hiinno\ei\  wo  nur  Pachter  und  auch  diese 
mit  gewissen  Beschränkungen  der  Gewerbsteuer,  die  Gutsbesitzer 
aber  ledigUeh  der  allgemeinen  Personalsteaer  unterliegen,  welche 
anch  anf  den  Picbtem  haftet endlich  in  Baden,  wo  die  Land- 
wlrfhe  dmrcbgängig  nur  mit  dem  niedrigsten  Classensats  der  Ge- 
werbsleiier  vom  persönlichen  Verdienst  mit  der  Gewerbsleuer 
belegt  und  hinsichtlich  dos  Betriebskapitals  ausdrücklich  als  frei 
hievoM  erklärt  sind  Nur  ganz  ausnahmawelae  findet  sich  hier 
auch  eine  den  andern  Steuerqoellen  mehr  sich  amiXhemda 
besondere  Besteuerung  des  hndwirlhscfiaftlichen  Gewerbseinkoi»- 
roens  als  solchen,  neben  und  abgesehen  von  der  der  Grundrente, 
nnd  alsdann  zudem  in  sehr  unvollkommener  Weise,  wie  z.  B.  in 
Sachsen-Weimar-Eisenach     und  in  Sacbsen-AlteBburg  ^3. 

Die  Ciriinde  dieser  beinahe  ganz  allgemeinen  Begünstigung 
des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  hinsichtlich  der  Besteuerung 
des  hieraus  tiiessenden  eigen thümlicben  Einkommens  sind  zum 

1)  Gewerbe-  und  Personalsteuergeselz  vom  24.  Augusl  1845,  §  12. 
37.  54,  Gesetz-  uod  Verordnungsblatt  für  das  K.  Sachsen  vom  J.  1845^ 

S.  314.  325.  334. 

2)  Gesetz,  die  persrjnlii  hen  direkten  Steuern  betr.,  vom  21.  Oct.  1834. 
Sammlung  der  Gesetze  u.  s.  v\'.  für  das  K.  Hannover  vom  J.  1834.  S.  169  £ 
I  2.  21.  26.  und  beiliegende  Classification,  S.  AAXVIII  und  LXVI. 

3)  (jiewerb- Steuer -Ordnung  vom  6.  April  1815,  §  19.  35.  und  beil. 
Classification,  Lil.  A.  Gr.  B,  Regier.bl.,  1814,  S.  21.  25  ff.  Der  im  J.  1847 
den  Stünden  vorgelegte  Geselzesentwurf,  die  Besteuerung  der  (le werbe  betr., 
stellte  die  Landwirthe  für  den  persönlichen  Verdienst  in  verschiedene  Steuer- 
klassen nach  Maasstjribe  der  Grösse  des  Grundsteuerküpitüls  des  Guts,  lüsst 
aber  das  Betriebskapital  setb.st  aurh  frei;  gleiche  Bestiiinnungen  enthält  der 
bei  den  Standen  am  Schluss  des  Jahres  1853  eingebrachte  Geselzesentwurf. 

4)  Stichling,  das  Einkommensteuer -System  des  Grossherzogthums 
Sachsen  -  ^^  ei  mar- Eisenach,  Weimar  1844.  S.  18.  36. 

5)  Ge\verh-  und  Persona isteuergesetz  vom  2.  April  1850,  in  dem  Archiv 
fiir  die  neueste  Gesetzgebung  in  den  deutschen  Bundesstaaten ,  von  Raucb| 
Jabif.  1850.  2.  Bd.,  EriangeB  1851.  S.  234  fF. 
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grössten  Theil,  theflf  infolge  eines  Mmigels  rni  officiellefi  Mit- 

Iheilungen  hierüber,  theils  in  Folge  unvollsläiidigen  Einq^ehens 
hierauf  in  solchen  Mitlheilungen,  nicht  mil  Beslimmlheit  zu  erheben. 
Soviel  aber  hierüber  irgend  wirklich  bekanitt,  oder  mit  einiger 
Wnbrscheiiilidikeit  ansttnehmen  ist,  bemhen  dieselben  in  Wesenl- 
.  lidien  anf  nichts  Anderem,  als  avf  der  Unterstelleng,  dass  das 
landwirthschaftliche  Gewerbe  neben  der  (rrimdsteuei  eine  weitere 
nicht  oder  nur  mit  gewissen  Einschränkungen,  wie  solche  unge- 
fUbrter  Maassen  wirklich  bestehen,  su  tragen  vermöge,  ohne  dass 
jedoch  eine  nähere  Anseinandersetsnng  derselben  in  dieser  Rieh* 
long  vorliegt. 

Indessen  wird  diese  augenfällige  Verletzung  der  ersten 
GrundiTeselze  einer  gerechten  Besteuerung  auch  in  der  Wissen- 
schaft von  einigen  ihrer  ersten  Vertreter  in  der  neueren  Zeit 
mehr  oder  minder  nachdrücklich,  jedoch  aus  sum  Theil  gans 
anhaltbaren  Grilnden,  in  Schulz  genommen  >},  im  Gegensatz  von 
mehreren  nnmillelbaren  Vorgangern,  welche  in  vorliegender  Be- 
ziehung für  eine  entsprechende  Durchführung  jener  Grundsätze 
sich  aussprechen,  dieselbe  aber  allerdings  iheils  in  Absiebt  auf 
äre  ModaUtäten  nur  oberflächlich  andeuten  oder  von  schwer 
•der  gar  nicht  zn  erfllllenden  Bedingungen  abhängig  erklären  % 
thefis  nor  in  sehr  beschränkter  Wdse  zulassen  wollen  während 
wieder  Andere  die  ganze  Frage  übergehen^}. 

1)  lubefondere  von  Malehni  Im  seinem  Handhnch  der  Fhi«Biwi«m«- 
fdnll  und  FluntverwtllaBf,  1.  Theil.  Sisttgaft  aad  Tabingm  1830.  8.  345, 
«ad  von  Ran  In  feinen  GmndeltEen  der  Fhuruwifsettchaft,  2ie  Ahtheihnfi 
3le  Antfebe,  Heidelberg  185t.  S.  94  IT. 

2)  hMbeiondef»:  Jakob,  hi  aeuier  Slaatifinanswiaaenfchaft,  Helle  1821. 
S  §7t.  681.  1080.  Krebl,  in  seinen  Beitragen  sur  Bfldang  der  Steaer- 
wiasaaschalt,  Sivttgart  1819,  S.  219,  268,  die  in  dieser,  wie  in  andeiea 
Besiehnagen  euien  eolsohledeaea  Fertschriti  neigen  gegenftber  von  den  w 
aeiaem  SleaersyiteBi ,  Brhingea  1816,  S.  293  C  eatwickekea  Anrichten; 
F  n1  d  a  ,  in  seine»  Handbuch  der  Finaniwisienschail,  Tabhigeo  1827, 8. 230  E 
oad  in  eioer  eigenen  Abhandlung,  die  Gewerbestener  der  LandwirUischvft, 
n  den  JahrbAchem  der  Geschichte  nnd  Staatskanst  von  PMits,  1835,  2.  Bd., 
8.  17  ff. 

3)  Bier  sack,  Ueber  Besteuerung,  ihreGmndsiiae  «ad  OureAnafilhnaig« 
Fiankhirt  a/H.  1850.  S.  III.  112.  146.  152 

4)  So  namentlich:  J.  G.  Ho  ff  mann,  »  senar  Lehre  voa  den  Staaan^ 
Beilia  1840.  8.  189  & 
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In  Betracht  atter  dieser  UmstSndef  sowie  im  Hinblick  auf 

die  tief  eingreifende  praktische  Bedeutung  der  Sache  überhaupt, 
den  belrHclilliclR  ri  Umfanor  (j^r  Sieuerquelle,  von  deren  Vrrsclionimg 
oder  Beiziehung  es  sich  hiebei  handelt,  und  den  hohen  Belang 
der  demsofolge  den  beireffenden  Staatsvereinen  entgehenden  oder 
SQwachsenden  Sleuerkraft,  mag  denn  nun  hier  auch  eine  nähere 
Erörterung  der  Zulässigkelt  einer  landwirlhschafth'chen  Gewerb- 
steuer neben  der  Grundsteuer,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
bis  jetzt  dafür  und  dagegen  geltend  gemachten  Grunde  ^  am 
Orte  sein. 

Im  Allgemeinen  and  an  sich  isl  wohl  und  kann  auch,  selbst 
unter  den  Gegnern  einer  landwirthschaflKchen  Gewerbsteuer,  den 

allgemein  anerkannlen  Hauptgrundgcselzen  der  Besteuerung  ge- 
mäss ,  darüber  kein  Streit  bestehen,  dass  der  aus  den  im  land- 
wirthschaflUchen  Betrieb  angewendeten  Arbeitskräften  und  Capt-' 
lalien,  neben  der  eigentlichen  Grundrente,  hervorgehende  Ertrag, 
soweit  solcher  wirkKch  ein  reines  Einkommen  bildet,  Gegenstand 
einer  Besteuerung  überall  da  sein  muss,  wo  andere  Zweige  von 
reinem  Einkommen  derselben  zu  Deckung  des  Slaatsbedarfes 
unterworfen  sind  '3 ,  wie  denn  auch  wir  unter  dieser  Voraus- 
setzung allein  eine  solche  fordern. 

Dagegen  wird  nun  aber  nicht  allein  geradezu  das  Vorhanden- 
sein eines  enlspreclieudüii  lieiiin  träges  in  vielen  oder  den  meislen 
Fällen  in  Zweifel  gezogen,  sondern  es  werden  auch  noch  weitere 
wesentliche  Hindernisse  seiner  Besteuerung  darin  vornehmlich 
erkannl,  dass  die  Ermittlung  und  Feststellung  des  etwaigen  Rein- 
ertrages unverhSltnissmfissig  grosse  oder  theilweise  gar  unüber- 
windliche Schwierigkeiten  darbiete,  sowie  darin,  dass  das  land- 
wirthschallliche  Ge>verbe  unter  ganz  eigenthLinilichen  ungünstigen 
Verhältnissen  stehe,  welche  eine  besondere  Schonung  desselben 
in  der  Besteuerung  anderen  Betriebszweigen  gegenüber  gebieten. 

Ea  ftthrt  uns  diess  von  selbst  zunflcbst  zu  einer  nSheren 
Betrachtung  und  Wttrdigung  dieser  der  vorangestellten  Fordmng 
angeblich  in  den  Weg  tretenden  Hindernisse,  nach  welcher  wir 
sofort  erst,  unter  weiterer  Berilciisichtigung  der  hiebei  ausserdem 


1)  Haichat  a.  a.  0.  8.  MO;  Raa  a.  a.  0.  9.^95. 
ZiÜMhr.  Ar  SlMlrar.  1894.  »  »«fU  21 
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noch  in  Betracht  koDimenden  sonstigen  Ansichten  Anderer,  zv 
umfassender  nnd  Kosammenhangender  EntwicMong  unserer  eigenen 
Meinung  über  die  vorliegende  Frage  übergehen  werden. 

Das  Vorhandensein  eines  entsprechenden  KeinerlrasfS  von 
den  im  landwirlhschaftlichen  Betriebe  angelegten  Arbeitskräflea 
und  Capitalien  in  vielen  od&t  den  meisten  Füllen  wird  vomehoH 
lieh  in  Zweifel  gezogen  einmal  überhaupt  desshalb,  weil  die 
Grundrente  zum  Theil  von  den  Zinsen  der  Unlerpfandsschniden 
verzehrt  werden,  sodann  bei  kleinen  Grundbcsilzungen  und  Pach- 
tungen insbesondere  noch,  weil  diese,  wehren  der  grossen  Mit- 
werbung unbegüterter  Landieute  um  deren  Erlangung,  kaum  mehr 
nochf  als  gemeinen  Arbeitslohn  einbringen,  endlieh  bei  grossen, 
selbstbewirthschafteten  Grundbesitzungen  insbesondere,  im  Gegen- 
satz von  mittleren  dergleichen,  sowie  von  mittleren  und  grösseren 
Pachlungen,  insbesondere,  weil  dieselben  gewöhnlich  ein  verhäli- 
nissmässig  geringes  Capital  beschäftigen,  und  ihre  Eigenthiimer  ' 
desshalb  schwer  von  der  Grundsteuer  getroifen  werden 

Alle  diese  Zweifelsgründe  in  der  vorgedachten  nüdisleB 
Richtung  erscheinen  nun  aber  bei  nüherer  Betrachtung,  und  selbst 
bei  vollsläniiiger  Anerkennung  der  hiefUr  angeführten  Thatsacben  i 
an  sich,  nicht  geeignet,  um  hieraus  den  Mangel  eines  ent-  | 
sprechenden  Reinertrages  und  somit  einer  zureichenden  Steuer^ 
fiihigkeit  folgern  zu  können. 

Kann  auch,  was  den  nächsten  beliiffi,  nicht  in  Abrede  ge- 
zogen werden,  dass  die  Grundrente  von  landwirthsciianiichen 
Besitzungen  vielfach  von  den  Zinsen  der  Pfandschulden  ver- 
schlungen wird,  so  muss  dagegen  wiederum  in  Betracht  kommen, 
dass  solches  nur  theilweise  der  Fall  ist,  und  somit  eine  allge- 
meine  Maassregel,  auch  zu  Gunsten  solcher  Besitzungen,  wo  es 
sich  nicht  so  verhält,  nicht  zu  rechtfertigen  vermag,  dass  femer 
bei  anderen  Erwerbsklassen  ähnliche,  das  Gesammteinkommen 
zum  Theil  schwächende  oder  absorbirende  Verhältnisse  bestehen, 
ohne  desshalb,  in  der  Praxis»  wie  in  der  Theorie,  zu  einem  um- 
fassenden SteuerprivÜegium  zu  (Uhren,  und  dass  endlich,  wean 
je  eine  besondere  Berücksichtigung  dei  bemerkten  VerhüftniMS 


1)  Aaa  a.  «.  0. 
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M  der  BesteBemng  stitlfinden  soll,  dieie,  vn  licher  som  Ziele 
m  fuhren,  unmittelbar  an  jenes  sich  anzoseblieisen  hüte 

Die  weiter,  als  besonderer  Zweifelsgrund  angerührte  That- 
Sache,  dass  kleinere  Grundbesitzungen  und  Pachtungen,  wegen 
der  grossen  Milwcrliung  um  deren  Erlangung  kaum  mebr  nodi 
als  gemeinen  Arbeüalobn  einbringen,  kann  dagegen,  wenn  sie 
auch  Iheilweiae  wenigstens  zotugeben  ist,  dem  allgemeinen  Grund- 
gesetze einer  veriiSlInissnHissigen  Besteuerung  geaiiss,  nur  eine 
entsprechende  Schonung  bis  zu  völliger  Freilassiino-,  ähnlich  wie 
bei  anderen,  namenthch  industriellen  Erwerbszweigen,  eine  allge-* 
meine  und  unbedingte  Steuerbefreiung  aber  nicht  und  umsoweniger 
begrtlnden,  als  die  Gränzen  des  kleinen  Betriebes  sehr  unbe- 
stimmt, nach  Zeit*  und  Ortsverhtitnissen  wechselnd  sind,  auch 
derselbe  zudem  unter  manchen  Umstanden  entsciiieden  giinälige 
Ertragsverhältnisse  darbietet. 

Aus  dem  hier  als  besonderer  Zweifelsgrund  geltend  ge- 
machten Umstand  aber  endlich,  dass  grosse  selbslbewirtbscbaltete 
Gmndbesitzungeti  gewöhnlich  em  TerhÜhm'ssmlissig  geringes  Ca- 
pital beschäftigen,  und  ihre  EigenthUmer  desshalb  schon  von  der 
Grundsteuer  schwer  getroffen  werden,  ergiebt  sich,  denselben 
zugegeben  und  ganz  abgesehen  von  den  ebensowenig  zu  be- 
atreitenden eigenthttmlicben  Vorlheilen  dieser  Betriebsverhältnisse^ 
zuttVchst  auch  nur  die  bei  angemessener  Catastrimng  wohl  er- 
fWIhare  Fordemng,  dass  die  Grundrente,  wie  die  Gewerbsrente, 
behufs  ihrer  Besteuerung,  dem  zufolge  der  vorliegenden  beson- 
deren Produktionsverhältnisse  wirklich  sich  ergebenden  Betrage 
derselben  möglichst  annihemd  festgestellt,  und  deoigemäss  nur 
zur  Besteuerung  gezogen  werden. 

Das  andere  angebliche  Haupthlnderaiss  einer  besonderen 
Besteuerung  des  landwirthschaftlichen  Gewerbselnkonwnens ,  dass 
nemlich  die  Ermittlung  und  Feststellnng  des  steuerbaren  Rein- 
ertrages unverhaitnissmässig  grosse,  Iheilweise  unüberwindliche 
Bdiwierigkeiten  darbiete,  sott  seinen  Grund  vomehmiioh  eiwnal 


1)  S.  meine  Abhandlung  über  die  Berücksichtigung  der  Passiv -Capi- 
talien  bei  d«r  fipecieUeo  Ertra^bMUu^rung,  in  dieger  ZeiUcbri^^  Jabrg. 
S.  ZU  ff. 
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darin  haben,  dass,  „während  die  Ausdehnung  eines  Gewerbs- 
oder HandelsgeschäfWs  sich  nach  dem  Capilai  ond  der  Absals- 
gelegenheit  richte,  und  dessbalb  so  einem  MiAssstabe  flir  das 
Einkommen  der  Unternehmer  diene,  der  Umfang  einer  landwirlh- 
ischatllichen  Unternehmung  nach  der  Grösse  des  Gutes,  als  einem 
gegebenen  Umstände,  sich  bestimmen,  aus  dem  sich  keineswegs 
auf  eine  verhällnissmässige  Eintrtiglichkeil  scbliessen  lasse^ 
sodann  darin,  dass  di^  Ertragsverhütnisse  eines  beträchtlichen 
Theiles  der  landwirthsehafilichen  Betriebsuntemehmen  zufolge  der 
gemischten  wirlhschafllichen  Verbältnisse,  wie  sie  sowohl  auf 
Pacht-  als  grundlicnlichen  Gütern  vermOge  der  Stellung  der 
\Virthschan$gebäuile  und  einzelner  Tbeiie  des  Inventars  von  Seiten 
der  Grund-  und  Obereigenthümer  an  die  Pächter  ond  Grund- 
holden bestehen  y  nichl  nach  ihren  hier  in  Betracht  kommenden 
und  zu  unterscheidenden  Hauptbestandtheilen  so  klar  und  be- 
stimmt je  für  ihre  Eigner  sich  ausscheiden  lassen,  wie  es  zu 
Vermeidung  ungerechter  und  erdrückender  Belastung  des  einen 
oder  andern  Theiles  notbwendig  w&re 

Auch  diese  Zweifelsgrttnde  in  der  obengedachten  andern  Rich- 
tung zeigen  sich  jedoch  einer  nUheren  Untersudiung  gegenüber 
nicht  oder  nicht  vollkommen  stichhaltig. 

Einerseits  ist  es  bei  dem  lanilvvirthschaftlichen  Gewerbe  all- 
bekannt ermaassen  keineswegs  die  Grösse  des  Gutes  allein,  welche 
den  Umfang  eines  landwuribschafUichen  Unternehnsens  bestimmt, 
sondern  auch  noch  und  in  sehr  betrttchtUchem  Maasse  die  des 
Betriebscapitals  nebst  den  AbsatzverhSllnissen ,  wie  denn  hierauf 
eben  vornehmlich  die  mehr  oder  minder  intensive  oder  extensive 
Art  des  Betriebs  beruht;  auch  lassen  sich  diese  Betriebs-  und 
Ertragsfaktoren  noch  viel  leichter  hier,  als  bei  anderen  Gewerbs- 
zweigen ermitteln ;  und  es  sind  daher  dieselben  bei  Wtirdigoag  des 
landwirthsehafilichen  Gewerbeertrags  filr  sich  und  selbst  bei  einer 
richtigen  Feststellung  der  hiedurch  eliensowuhi  büdiiiglcn  Grund- 
rente allein,  als  Gegenstand  der  Besteuerung,  in  gleichem  Maasse, 

1)  Rau  a.  a.  0. 

2)  Fulda,  Handbuch  der  Finaazwtssenschaft ,  S.  231  imd  o.  a.  Abb. 
Uber  die  Gewerbsteuer  der  Landwirthscliaft ,  a.  a.  0.  S.  32  j  JUalchus 
(gans  nach  Fulda)  a.  «.  0. 
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wie  der  erslere,  genau  zu  beachten,  (hinn  und  nur  dann  aber 
wohl  auch  für  eine  Würdigung  von  jenem  ebenso  uad  sogar  in 
höherem  Miasse  sichere  Anhaltspunkte  zu  erwarten,  als  fUr  die 
von  anderem  gewerblichen  EmkoBimen,  wie  wir  dieas  unten  noch 
Btther  darlegen  werden. 

Anderer  Seits  sind  wohl  die  zuvorgedachlen  gemischten  Ver- 
hältnisse, wie  sie  auf  Pacht-  und  grundherrlichen  Gütern  vieilach 
bestehen,  und  einer  bestimmten  Ausscheidung  des  landwirthschaiV* 
Kchen  Gewerbeertraga  je  fUr  dessen  Eigner  im  Wege  stehen 
sollen,  snfolge  der  aiemlich  allgemeinen  Umgestaltung  der  Pacht- 
und  grundherrlichen  Verhüll ni.ss<*,  nicht  mehr  in  der  Ausdehnung 
und  Starke  vorhamien,  wie  hier  angenommen  ist;  wo  aber  noch 
dergleichen  bestehen,  darf  wohl  die  Ausgleicininir  der  hierauf  aa 
sl&tzenden  Ansprüche  auf  fierücksichtigung  füglich  dem  Privafc^ 
tkbereinkommen  der  Padit-  und  Grundherren  einen-  und  der  Pächter 
und  Grundholden  andern  Theils  überlassen  werden,  auf  welcher 
ja  auch  die  hiezu  Veranlassung  gebenden  WirthschaitsverhaUnisse 
selbst  beruhen. 

Als  eigenihtlmlicbe  ungünstige  wirthschaftiiche  Verhilit- 
nisse  des  landwirthschaftitchen  Gewerbes,  welche  einer  beson- 
deren Besteuerung  des  hieraus  hervorgehenden  Einkommens  im 

Wege  stehen,  werden  noch  hervorgehoben:  einnial  die  Thatsache, 
dass  „die  Ländereien  auch  unter  ungünstigen  Umstanden  fort- 
gebaut worden' fflOssen,  sodann  die,  dass  die  Besitzer  bei  deren 
Benttlsnng  durch  ihre  Lage  und  Beschaffenheit  mehr  beschränkt 
seien,  endlich  die,  dass  „Naturereignisse  und  unvortbeilhafle  Preise 
liisweilen  das  Einkommen  der  Grundeigenlhümer  schmälern,  ohne 
dass  sie  ein  anderes  Erwerbsmittel  zu  Hülfe  nehmen  ki>nnlen, 
und  sie  dann  wohl  Mühe  haben,  auch  nur  die  Grundsteuer  auf- 
subringea'' 

Es  durften  aber  auch  diese  VerhSItnisse  einen  zureichenden 

Grund  iür  die  hierauf  geslülzte  Anforderung  nicht  abgeben. 

Das  erstgedachle,  in  dem  lan(iwirthschalllichen  Betrieb  aus- 
schliesslich erkannte  ungünstige  wirthschaftiiche  Verhällniss  trifft 
in  der  That  anch  viele  andere,  insbesondere  industrielle  Gewerbe, 


i)  Uau  a.  a.  0.  S.  95. 
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da  bekanntlich  auch  diese  grossen  Theils,  zuVermeMang  grösserer 
Nachtheile,  wie  sip  aus  einem  \()lligen  Slillsland  derselben,  also 
einem  Ruhen  der  darin  angelegten  und  einer  anderen  Benutzung 
imtäkigen  Cepitale,  för  ihre  Unternehmer  entstehen  würden^  unter 
ungünstigen  Umständen  fortbetrieben  werden,  und  mag  wohl  hier, 
wie  dort,  nur  soferne  es  allgemein  besteht,  eine  vortll^ergehende 
allgemeine  Berücksichtigung  in  dem  Maass  der  Besteuerung  iüjer- 
haupi  begründen.  ^ 

Das  "hndere  Moment  beschritnki  wohl  die  gewerbliehe  Er- 
Iragsfiihig^eit  von  landwirlhschalUiehem  Befitilhnm,  hebt  aber 
dieselbe  keineswegs  auf,  und  begrttndet  daher  nur  eine  ange- 
messene Berücksichtigung  bei  Feststellung  des  Maassstabes  seiner 
Besteuerung,  wie  sie  sehr  wohl  möglich  ist,  nicht  aber  eine  Frei- 
lassung von  der  letzteren. 

Das  dritte  endlich  betrifft,  wie  bei  dessen  Geltendomchnng 
schon  zugestanden  ist,  die  Landwirthe  nur  mehr  oder  minder 
ausnahmsweise  und  vorübergehend,  kann  überdiess  theilweise 
durch  eigene  Gegenmittel,  wie  den  Eintritt  in  V ersieh erungs- An- 
stalten zum  Ersätze  hiednrch  erlittenen  Schadens,  ganz  beseitig 
oder  doch  gemildert,  sowie  auch  bei  den  Steueranlagen  schon 
berflcksichtigt  werden,  begrftndel  daher  nur,  soweit  alles  dfees 
nicht  Ihunlich  ist,  eine  ausnahmsweise  Erleichterung  durch  Be- 
willigung von  Borgfristen  oder  Nachlässen,  wie  solche  ja  in  der 
Praxis  wirklich  den  Grundbesitzern  vorzugsweise  zu  Theil  wird. 

Ergiebt  sich  nun  wohl  aus  der  vorstehenden  näheren  Be* 
trachtong  und  Würdigung  aller  bisher  in  der  Hauptsache  geltend 
gemachten  angeblichen  oder  vermeintlichen  Hindernisse  einer 
besonderen  Besteueruncr  des  landwirlhschafllichen  Gewerbeein- 
kommens, dass  dieselben  in  Wahrheit  nicht  vorliegen  oder  doch 
leicht  sich  beseitigen  lassen,  so  lässt  sich  gleichwohl  doch  noch 
ein  solches  nachweisen,  das  unseres  Wissens  bis  jetzt  noch  von 
keiner  Seite  her  erkannt  worden  ist,  in  der  That  aber  beinahe 
allenthalben  besieht,  und,  insolange  es  nicht  beseitigt  wird,  was 
da  und  dort  mit  nicht  ganz  geringen  Schwierigkeiten  verluiüpft 
sein  dürfte,  geradezu  jene  Besieuerung  ausschliesst 

Bs  ist  diess  die  meist  mehr  oder  minder  unvollkommene 
Ermilliung  und  Ausscheidung  des  landwirtfaschafUichen  Gewerbe- 
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ekikoiiiiiiens  von  der  Grundrente,  bei  Feststelioipgf  der  letzteren 

als  Maassslabes  lur  die  Beiziehung  derselben  durch  die  Grund* 
Steuer,  in  den  meisten  beachtenswertberea  neueren  Grundsteuer- 
eatastem,  in  Folge  deren  die  Grundsteuer  eben  Jenes  erster« 
scbon  ia  entoprecfaendem  Verbültni»  trifft,  eine  besondere  Be- 
eteuerung  defselben  doreh  eine  eigene  bindwirfbscbaftlicbe  Ge* 
werbsteuer  also  insoweit  dessen  doppelte  Besteuerung  invol- 
viren  würde. 

Eine  günstige  Ausnahme  hievon  machen,  wie  es  scheint» 
allein  die  QraadsMtse  der  franzdsifcben  Grundsteuer*  Gesets- 
gebung,  wie  sie  bei  deren  ersten  Vollziebnng  xu  Anfang  dieses 
Jahrbnnderts  aufgestellt  worden  sind,  da  hiebe!  unter  den  OuUur- 

kosten  (frais  de  cnl(nre),  welche  zu  Feststellung  des  Reinertrags 
vom  Rohertrag  in  Abzug  koouncn  sollen,  insbesondere  auch  das 
Interesse  a«s  dem  stehenden  und  Betriebscapital  begriffen  wor- 
den ist  ^y, 

Dagegen  fsl  keine  der  bedeutenderen  Grundsteuer -Gesetz- 
gebungen in  Deutschland,  welchen  überhaupt  das  Trincip  der 
Reinertragsbesteuerung  des  Grund  und  Bodens  zu  Grunde  liegt, 
frei  Yon  dem  bemerklen  Mangel,  wie  ein  kurzer  Bück  auf  die 
besonderen  Normen  derselben  für  die  Feststellung  der  steuerbaren 
Grundrente,  und  soweit  dieselben  keine  nfihere  Bestimmungen 
hielUr  enthalten  und  desshalb  auf  die  jeweilige  allgemeine  Theorie 
und  Praxis  derselben  hinweisen,  die  Grundsätze  von  dieser,  wie 
sie  aus  den  angeseheneren  literarischen  Bearbeitungen  derselben 
zu  entnehmen  ist,  zeigt. 

In  den  nfiheren  Vorschriften  fttr  die  Ausftlhnmg  des  in 
Oestreich  hn  Jabr  1817  allgemein  angeordneten  neuen  Grund- 
sleuersystems  nach  dem  Reinerlrap^sprincip  ist  zwar  bei  den  ver- 
schiedenen Cullurarlen  der  nothwendige  und  gcnieinübliche  Auf- 
wand an  Naturalien  und  Arbeitslöhnen  zum  Abzug  von  dem 
Rohertrag  zugelassen.  Je  mit  Beschränkung  auf  einen  gewissen 

l^Oyon,  Colledioa  des  loit,  «rröl^,  Instructions,  circulafres  et  doci- 
»ions,  concemant  lei  operatioDs  prescrites  par  les  arrötös  du  gouvernemenk 
4m  12  bramaire  au  11  et  27  vendömiaire  an  19,  paar  parvenir  k  une  meil- 
leore  repartition  de  la  contrihtttion  fonciöre,  preniAro  parlie,  Farii,  an 
3m  s=  1804.  3.  6. 
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Maximalbelrag,  insbesondere  bei  dem  Ackerfeld  der  fiir  Saamen^ 
für  die  Zug*  und  Handarbeit,  welche  die  Vorbereitung  des  Bodens, 
dia  BesteUung  desselben,  das  Semmeln  der  Früchte,  das  Einbringen 
derselben  und  der  Ansdraseh  noihwendig  fordern,  mit  Aascbrinkung 
auf  60,  hüchslens  70  Procenle  des  Rohertrages,  bei  Wiesen  der 
Aufwand  für  die  Arbeit,  welche  erforderlich  ist,  um  sie  zu  rei- 
nigen, mit  den  notbwendigen  Abzugsgraben  zu  versehen,  sie  zu 
mähen,  die  Gräser  zn  trocknen,  und  das  Heu  und  CrrumBel  znr 
Einbringung  aufzuladen,  und  ähnlich  bei  den  ttbrigen  Cnlturarten 
Nirgends  ist  aber  hiebei  ein  eigener  Abzog  an  Capital-  und 
Unlernehmungsgewinn  erwähnt,  wie  er  zu  Feststellung  der  reinen 
Bodenrente  notbwendig  wäre,  und  dass  solcher  dennoch  allge- 
meinen Taxationsprincipien  gemäss  sUllgelunden  habe,  isl  nichl 
wohl  and  umsoweniger  anzonehmen,  als  auch  alle  bekannteren 
Vertreter  der  Taxationslehre  ans  vorliegendem  Zeitramn,  die  in 
jener  Beziehung  ßerücksk  hligung  finden  konnlcn,  wie  namentlich, 
abgesehen  vorerst  noch  von  Thar  und  Flotow,  auf  welche 
wir  nachher  in  einer  besonderen  Beziehung  noch  zurücUHHnaeii, 
Ton  Jordan,  damals  eine  der  ersten  landwirihschaftliohen  Aolo«- 
ritäten,  und  In  Beziehung  auf  Taxation  sogar  die  einzige  bekannte 
in  Ot reich  "^J,  von  Gross  und  Schmalz  denselben  völlig 
ubersehen. 

Bei  dem  auf  das  Reinertragsprincip  gegründeten  Grundstever» 
cataster  der  Preussischen  Rheinlande  und  Wesiphalens  verhält  es 
sich  in  Beziehung  nuf  die  näheren  Vollziehungsnormen  ganz 

ähnlich,  wie  zuvor  *),  und  aus  denselben  Giüniieii,  wie  dort,  ist 


Ij  Linden,  die  Grundsteuerverfassung  in  den  deulschen  und  italienisctien 
Provinzen  der  Österreichischen  Monarctiie,  1.  Theil.    Wien  1840.  S.  371  ff. 

2)  Grundsätze  über  die  Abschätzung  der  I.jindpüter.    Prag  1800.  S.  85  ff. 

3)  D  t  Heinerlragsscbätzuog  des  Grundbesitze«.  ISeustadt  a.  d.  0.  1828. 
S.  103.  119  ff. 

4)  Versuch  einer  Auleitong  zur  Yeraoschlaguug  ländlicher  Grundstücke. 

Königsberg  ls29. 

5)  Schimmel fenn ig,  die  Prcuss.  direkten  Steuern.  2.  Ausrrabe. 
1.  Theil.  Berlin  1834.  S.  457  ff.  v.  Viebahn,  Al  h  iiber  das  Grandcataster 
u.  8.  w.  in  den  preussischen  Rheinlanden  und  ^\  estphalen ,  in  dem  Archiv 
der  poia.  Oekonomie  von  Aau,  3.  Bd.   ileideiberg  1838,  S.  158  IL 
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ftuch  hier  etiie  entsprechende  Verbesserung  und  Ergänzung  durch 
die  Praxis  nicht  anzunehmen. 

Die  Grundsteuercatastcr  -  Gesetzgebung  in  WürUemberg  hat 
mclil  allein  in  ihren  nftheren  VoUsiehanganormen  von  dem  sn 
BmitÜnng  der  eigenlliehen  Bodenrente  erforderlicben  Absog  der 
mehrgedaehlen  weaentKchen  Eestandtlieile  des  Cultarkoaten-Auf* 
wandes  von  dem  Rohertrag  überhaupt  sliUschweigfend  Umgang 
genommen,  sondern  denselben  auch  noch  durch  seine  Beschrän- 
kung anf  ein  in  manchen  Fällen  völlig  nnroreidiendea  Maxirnnm« 
bei  den  Aeckem  aof  ^/a— Vst  bei  den  Wiesen  und  Banmgtttem 
anf  Vb— Vg,  bei  den  Weinber<Tc  n,  Gürten  und  Lindem  anf '/g— */§ 
des  Rohertrages'),  durch  allerdings  im  Widers[)riicli  m\[  aus- 
drücklicher gesetzlicher  VorschriA  stehende  völlige  JNichtberück- 
aichlignog  des  Gebäadeaufwanda  in  der  YoUaiebnngsinstruction 
nnd  durch  die  su  Heratelhing  eines  angemessenen  Verhiltnissei 
so  den  NatnralanseMSgen  des  Rohertrages  angeordnete  durch- 
gängige El iiiässigung  der  nicht  in  Naturalien  bestehenden  GuUur- 
kosten  um  ein  volles  Dritllheil  ^)  bei  vveilera  in  den  meisten 
Fällen  geradezu  zur  Unmdglichkeil  gemacht 

In  der  Grundslener-Geselagebnng  von  Hannover  isl  eine 
nühere  Berechnung  der  Cnlturkosien  ganz  umgangen  und  an  ihre 
Stelle  einfach  der  Abzug  einer  nach  den  verschiedenen  Gattungen 
und  Glassen  des  Grundeit^enUiums  bestimmten  Ouote  des  Roher- 
trags (Wirthscbaftskorn j  gesetzt  ^) ,  ohne  hiebei  eines  Gapital- 
osd  Untemehmungsgewinnes  irgend  £rwühnung  zu  thun,  so 
dass  diese  hiebei  offenbar  auch  unberüdcsichtigt  bleiben. 

In  den  flir  das  Grundsieuereataster  des  Königreichs  Sachsen 
aufgesteiUen  ]\ormalreinertragssätzen  des  Grund  und  Bodens  nach 

1)  Gesetz,  die  Herstellung  eines  provisorischen  Steueroitaslen  betrelfoiid, 
Tom  15.  Jali  182i.  Reg.bl.  S.  457  ff.  §  SO. 

S)  Elieomiger.  Geseti  Tom  Jali  1821,  a.  «.  0.  and  Instniklion,  die  Her^. 
sIelliiDg  eines  provisoriscbeo  SCeaercatestert  betrelTend,  wom  6.  Sept.  1881 
bis  Febr.  1882,  abgedr.  in  Reyschet^i  Stmaii.  der  W.  Gesetse,  17.  Baad, 
2.  Abth.,  Tabiogen  184a  8.  1219  ff.  $  70.  74.  75. 

3)  Bbcnangef.  loslr.  §  7S. 

4)  Verwrdnung,  die  Vermlegting  einer  •IlgemelBen'Grandstener  betr., 
vom  0.  Angnsl  1822.  GeseHsemalnng  von  1832,  1.  Abth.  8.  287  ff.  §  7, 
10-30. 
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« 

Minen  venchieAenen  CnUorarten  ^3  sind  iwar,  MmA  ms  den 

sor  OelTentKchkeit   gebrachten   gdifftsbaren  wifsenscbaflli'chen 

Grundlagen  desselben  welche  ursprünglich  Thär  "'^^^  "^^^ 
ihm  von  Fi  0 low  vervollkommnei  durch  die  von  ihm  in  Sachsen 
eelbsl  gemaehlea  Beobachtungen,  in  verdanken  waren,  hervor- 
geht, die  Zinsen  ans  den  verschiedenen  Bestandtheilen  des  stehen- 
den Gapitals,  namenllidi  von  WlrthschaftsgebSuden ,  GerSthe  ond 
Spannvieh,  nicht  aber  die  aus  dem  umlaufenden  Capital,  und  noch 
weniger  ein  ünlcroehmungsgewinn  von  den  betrefTenden  Roher- 
Mgen  in  Abzug  gebracht,  so  dass  sie  auch  mit  (remdartigen) 
den  landwirihsehaftlicb «gewerblichen  Einkonnnen  angeiidrigen 
Bestandtheilen  vermisehl  efscheinen. 

Unter  solchen  Umständen  erscheint  eine  besondere  Besteuerung 
des  landwirtbschaftlich-gewerblichen  Einkommens  nicht  nur  nicht 
angemessen  zur  Vervollständigung  und  Abmndung  des  ganzen 
Sleuersystems,  sondern  sogar  gerades«  ans  einleuchtenden  Rechts- 
nnd  BilligkeitsgrOnden  ausgeschlossen.  Bs  wttrde,  wie  schon 
bemerkt,  in  kleinerem  oder  grosserem  Maasse  eine  doppelte  Be- 
steuerung hieraus  enistehen,  deren  Druck  bei  der  Grösse  ihres 
Objektes»  wie  sie  die  vielfachen  dankenswerlhen  neueren  Unter- 
sndinngen  über  landwirthschafUiche  Belriebsverbiltnissebesttnunter 
dargelegt  haben,  von  nicht  geringem  Belang  wire. 

Wenn  diess  nun  aber  unumwunden  zuzugestehen  ist,  so 
bleibt  es  nach  unserem  Dafürhalten  nichts  desto  weniger  ein 
grosser  und  beklagenswerther  Uebelstand,  dass  auf  diese  Weise 
einer  der  wichtigsten  und  bedeutendsten  Theüe  des  National- 


1)  Abgedr.  GetchftftiaDweisQQg  lu  AhidiSIzoiig  dei  GmadeigendinaM 
von  30.  Mifa  i83a 

8)  Danlellong  der  an  Eiofiibnias  aiaea  aeaen  Gnradftavarfyftama  gp- 
traffenen  Vorbereitengmi  fn  dea  Siebs.  Lnodtagsaclaa  von  Jahr  1830^37. 
1.  Abih.  8.  873  ff.  «ad  689  ff. 

3)  Venneb  ebier  AofnitlfaiBg  des  Relaertragef  prodactiver  Gnmdftflcfce. 
Beriia  1813. 

4)  Verracb  eiaer  Aaleitang  aar  Ferttgaag  dar  BrlrasiaBichliga  aber 
Laadgttler,  Leipsig  1820;  Venneb  chier  Aaletoaag  aa  AbtebHanag  der  Gnmd- 
itOcke  aacb  Cfatfea  ,  beaoaden  aam  Bebuf  elaer  Gnndalener-Ilectiaeataen, 
Leipaig  1880. 
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EinkoRimens  immerhin  mehr  oder  weniger  der  Besteuerung  ent- 
geht, und  so,  in  einer  Zeit  zumal,  wü  die  Ansprüche  an  die 
Siaatslbätigkeit  und  demzufolge  von  hier  aus  die  Sieaeranfor*- 
deningen  an  die  StaaUingebörigen  aUenlhalben  in  so  hohen^ 
vlelleielit  in  Uebermaasse  gesteigerl  sind»  zn  aetoen  Gnnalen, 
und-  dagegen  in  entsprediender  Vemachlheiligung  der  übrigen 
Steuerquellen,  die  obersten  Hauptgrundsätze  der  Besteuerung, 
der  der  Allgemeinheit  und  der  der  Gleicbbeit,  verletzt  werden, 
—  ein  Uebelstand,  über  den  das  suYor  angeführte  Hinderniaa 
seiner  alsbaldigen  Beseitigung,  sofenie  es  eben  in  einem  UdKWv» 
griff  in  das  eigentliche  landwirtbschaftlfehe  Einkommen  besteht^ 
keineswegs  trösten  und  beruhigen  kann,  da  die  Besteuerung  des 
letzteren  hiedurch  nur  in  ganz  zufälligem  und  ungewissem,  und 
daher  nothwendiger  Weise  vielfach  ungleichem  Maass  und  Yer* 
bitttniss,  überdiess  aber  durchaus  höchst  unvoltkommen  und  nx^ 
voHslindig  bewirkt  wnrd. 

Aus  allem  Bisherigen  ergiebt  sich  daher  als  iinabw  eisliche 
Forderung  einer  gerechten  Besteuerung,  dass  das  landwirlhschafl- 
liche  Gewerbseinkommen  an  reinem  Arbeitslohn,  Capital-  und 
UnlernehmiHigsgewinn,  neben  und  abgesehen  von  der  Grundrente 
als  solcher,  gleich  anderem  gewerblichem  Einkommen  xor  Bfr* 
stenerung  gezogen  werde,  und  nur  binsichtlkA  des  ersigedachten 
Büshiiidlheils  desselben,  des  Arbeitslohnes,  wird  wohl,  wegen 
seiner  gewöhnlich  auf  das  Nolhwendige  sich  beschränkenden 
Grösse,  in  der  Regel  hierauf  zu  verzichten  sein,  wie  wir  dess* 
halb  auch  hier  zum  voraus  solches  annehmen. 

Gleichwohl  vermag  Ober  die  vollkommene  Zulkssigkeit  dieser 
Forderung  nur  die  wirkliche  Losung  der  Frage  entscheiden,  wie 
die  verlangte  Besteuerung  wirklich  angemessen  und  befriedigend 
ZU  bewerkstelligen  sei,  und  es  bleibt  daher  diese  als  eine  eigene 
Aufgabe  hier  übrig,  nachdem  die  Möglichkeit  derselben  bis  jetzt 
vorerst  nur  elnfiich  behauptet  und  vorausgesetzt  worden  isL 

Bs  lassen  sich  hiezu  mehrere  Wege  denken  und  vorschlagen: 

Am  nächsten  scheint  zu  liegen  eine  der  der  industriellen 
und  Handelsgewerbe  analoge,  somit  von  der  der  Grundrente 
völlig  abgetrennte  Besteuerung,  wie  denn  solche  auch  bis  jetzt 
in  verschiedener  Weise  vorzugsweise  in  Vorschlag  gebracht 
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worden  ist.  Da  aber  diese  Vorschläge  im  AllgenMfmen  dvrdifliis  auf 
Ermilllnnqr  des  st oiiorbaren  Einkommens  auf  dem  \\  rge  besonderer 
Schätzung  gehen,  mit  dem  einen  Unterschied  nur,  dass  von  der 
dnen  Seite  gans  freie  Vomahnse  der  letzteren,  unter  Zusammai- 
fasanng  des  geaaminten  gewerblichen  Einkommens  '3,  von  anderer 
aber,  unter  Trennung  der  Arbeits-  und  der  Capitalrente,  Schfitsnng 
der  einen  oder  der  andern  ^)  nach  einfach  abgestuften  Steuer- 
wertbsclassen  verlangt  wird,  so  erhebt  sich  gegen  dieselben  vor 
Allem  das  diese  Art  der  Gewerbebesteuerung  iU>erhaupt  4reffende 
gewichtige  Bedenken,  dass  sie,  indem  sie  die  Feststellang  der 
SteuerweHhe  fast  ganz  frei  in  die  Hände  der  Schätzer  legen, 
der  WillKülir  inuJ  dem  Irrthum  einen  weiten  Spielraum  und  eben- 
dadurch  Veranlassung  zu  den  grössten  Ungleichheiten  in  der  Be- 
sleoerang  geben  und  zu  diesem  Bedenken  kommt  noch  das 
weitere  ebenso  bedeutende  hinzu,  dass  die  Ansmittlung  des  land*- 
wirthschaltlich  -  gewerblichen  Einkommens  ausser  seinem  Zosam- 
menhang  mit  der  Grundrente,  wie  sie  hier,  zum  Theil  wegen 
der  hiebei  als  Vorbedingung  seiner  Besteuerung  vorausgesetzten 
Unveränderlichkeit  der  Grundsteuer  ^}  angenommen  ist,  an  sich 
schon  nicht  wohl  za  richtigen  Ergebnissen  ftihren  kann.  Es  ist 
dieses  Einkommen  durch  alle  diejenigen  Verhältnisse,  welche  die 
Giundrente  bestimmen,  wesentlich  mitbedingl,  und  daher  auch 
je  nur  bei  sorgfältiger  Beachtung  derselben,  wie  sie  die  richtige 
Ermittlung  und  Besteuerung  der  Grundrente  wesentlich  voraus- 
setzt, richtig  zu  erkennen  und  zu  bemessen,  ebendemzufolge  aber 
offenbar  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen  der  Besteuerung 
der  Grundrente  und  der  des  landvvalhichafllich-gewerblichen  Ein- 
kommens cT('[)olen. 

In  der  That  ist  diess  auch  in  der  Praxis  anerkannt  worden, 
indem  alle  neueren  Schritte  derselben  zu  einer  landwirihschafi* 


1)  Fulda,  Fiuanzwissenschafl  S.  234  und  o.  a.  Ähh-  S.  30;  Kreht, 
Beiträge  zur  Bildung  der  Steuerwissenfictiart,  SluUgHrt  1819,  S.  271. 

2)  Biers  acli  a.  a.  0.  S.  Ii2.  152. 

3)  Jacob  a.  a.  0.  $  1080.  1081. 

4)  M  e  i n  e  Abhandlung  über  die  verschipdcni  n  M  ihoden  der  ralionellen 
Gewerbebesteuerung,  in  dieser  Zeitschrift,    fi.  Bd.  S.  ii63. 

5)  Fulda,  Finanz wiMenschalt.  ^.331.   o.  a.  Ahh.  S.  17.  37. 
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liehen  Gewerbsteuer  die  vorgedachle  besondere  Abschtttsnng  des 
steuerbaren  BinkemoieDS  vdllig  hos-  und  jene  dagegen  an  die  Be- 
steuerung der  Grundrente  anschliessen.   Namentlich  ist  diess,  wie 

oben  schon  ang-edeulcl  worden,  abg^esehen  von  der  bisherigen, 
ihres  völligen  Mangels  an  VerhäUnissmassigkeit  wegen ,  einer 
Aonderung  entgegensehenden  Besteuerung  in  Baden,  der  Fali 
in  Hannover  und  im  Königreich  Sachsen,  und  die  in  Baden  ßir 
den  vorgedachten  Zweck  neuerlich  gestalten  Anträge  sind  diesen 
Vorgängen  ähnlich.  Die  Art  und  Weise,  auf  welche  hier  die 
Besteuerung  des  landwirlhschafllichen  Gewerbes  mit  der  der 
Grundrente  in  Zusammenhang  gebracht  ist,  vermag  jedoch  dem 
vorliegenden  Zwecke  durchaus  nicht  zu  entsprechen,  da  es  nur 
die  steuerbare  Grundrente  flir  sich,  ohne  Berttcksichtigung  ihrer 
besonderen  Faktoren,  je  in  eigenihümlichem  Ausdruck,  ist, 
was  einen  AnliaUbpunkl  fiir  eine  weitere  Besteuerung  s^ewähren 
soll,  in  Hannover  der  Betrag  der  Grundsteuer,  beziehungsweise 
der  des  Fachtschilh'ngs  der  betreffenden  Grundstiicke,  in  Sachsen 
der  letztere,  in  Baden  (nach  den  neuen  Anträgen)  der  des  Grund- 
steuercapitals.  Auch  vorausgesetst,  dass  alle  diese  Grössen  in 
angemessenem  Verhüllniss  zur  wirkh'chen  tirundrente  stehen,  also 
einen  richtigen  Ausdruck  derselben  enthalten,  können  sie  einen 
richtigen  Maassstab  iiir  die  Besteuerung  des  landwirthschaBlich- 
gewerblichen  Binkonimens  dennoch  desshalb  nk^ht  abgeben,  weil 
einem  gleich  grossen  Grundrentebetrag  verschiedener  Grundstücke, 
je  nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  derselben  und  dem  Cultur- 
kosten- Aufwand ,  mit  andern  W  orten  Capilalveriag,  welchen  sie 
zu  Gewinnung  jener  Rente  erlordern,  und  der  namentlich  bei 
dem  Ackerland  von  besserer  Beschaffenheit  der  Regel  nach 
niedriger,  als  bei  dem  von  geringerer  sich  stellt  *},  ein  gewerbliekes 
Einkomnen^  von  verschiedener  Grösse  gegenübersteht  Es  muss 
daher  vielmehr  die  Anwendung  dieses  Maassslabes  vielfach  eine 
uii^^leiche  Besteuerung  mit  den  hieraus  entstehenden  nachlheiligen 
Wirkungen  zur  Folge  haben»  Dieselbe  Folge  tritt  natürlich  auch 
ein  bei  einer  Grundbesteuerung  nach  dem  Rohertrage,  wie  sie 


1)  Pabtif  Lehrbuch  der  Landwir^hscbaft  2.  Auflage.  2.  Bd.  2.  Abtb. 
S.  33. 
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in  Wesantlichen  in  Baiern  besieht,  und  es  kann  dessbalb  audi 
der  dieier  Art  der  Befteuerong  in  Besiebwig  t«f  «ngememne 
Betziehung  der  Grundrente  nur  Seite  stehende  Mangel  nicht  etwa 
durch  die  mittelst  ihrer  sa  bewerkstelligende  landwirtbschaftliche 

GewerbsbesleuiTun[r  gerechtfertigt  werden. 

Die  hier  in  Frage  stehende  Besteuerung  wird  daher  nur 
dann  angemessen  nnd  befriedigend  zu  bewerkstelligen  sein,  wenn 
hiebet  gans  ebenso,  wie  bei  einer  riditigen  Bestenerung  der 
Grundrente,  und  desriialb  im  Znsammenhang  damit,  alle  dieses 
wie  jenes  Einkoninien  Leslimmenden  Verhältnisse  sorgfHUtg  be- 
achtet \\erden,  auf  diesem  Wege  sodann  aber  auch  sicher  zu 
einem  entsprechenden  Eigebnisse  Mren. 

Für  die  LOsnng  dieser  Anfgabe,  in  ihrer  vorstehenden  scharfim 
Auffassung,  ist  bis  jetzt  in  der  Praxis  Nichts  geschehen,  nnd  in 
der  Wissenschaft  hegt  hit  tiir  nur  eine  aus  Veranlassung  einer 
zunächst aaf  andere  verwandten  Fragen  gerichteten  Untersuchung 
gegebene  leichte  gelegentliche  Andeutung  hiefiir  Tor,  die  atier 
ebendesshalb,  sowie  ans  ima  Gmnde  nnsere  Anftnerfcsarokeit  in 
Anspruch  nimmt,  weU  sie  einen  eigenthttmlichen  beachtenswerthea 
Vorschlag  enthält. 

Es  ist  hier  ^3,  zu  gleichzeitiger  und  gleichmassiger  Besteuerung 
der  reinen  Bodenrente  nnd  des  eigentlicben  landwirthschaltlich- 
gewerblieken  Einkommens,  einfiich  Torgeschlagen,  Yon  dem  znnichst 
■n  ermittelnden  mothmaasslichen  durchsehnittKehen  Rohertrage  dM 
steuerbaren  Grund  und  Bodens  nur  die  Kosten  der  Arbeil,  des 
Zugviehs,  der  Düngung,  Einsaat  u.  s.  w.,  sowie  der  Instandhaltung 
der  Gebäude  und  weiteren  Geräthschaften,  Geschirre  n.  s.  w.^ 
nnd,  als  Gegenstand  besonderer  Besteuerung,  die  Zinsen  Ukr  das 
Ckbiodecapftal  in  Abzug  zu  bringen,  dagegen  die  sn  Feststellung 
des  reinen  Unternehmungsgewinns  davon  abzuziehenden  Zinsen 
für  das  nothige  stehende  Capital,  einschliesslich  des  Viehstand- 
oapitais,  sowie  des  für  den  Erwerb  des  Grund  und  Bodens  auf- 
gewendeten Capilals  (?},  hi  Verbindung  mit  dem  über  jenen  Abzug 


1)  Endemünn,  Grundzüge  einer  leilgemifieD  direcieii  Steaer-  nnd 
Kalaftereinridilung,  Cassel  1m43. 

2)  A.  a.  0.  S.  4ö  und  46. 
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flieh  ergebmdea  Botfenerlrag  sn  belamn  ond  der  Beflenenny' 
SU  uüterwerfen.  Offonbar  fuhrt  dieses  Verfahren,  bei  entspre- 
chender genauerer  Bestimmung  im  Einzelnen ,  dahin,  dass  neben 
der  eiprentlichen  Bodenrenle  auch  noch  das  Einkoninien  aus  dem 
kndwirlhschaftUchen  Gewerbsbetrieb  zur  Besteuerung  kommt,  und 
es  kdnnle  sich  solches  daher  für  den  TorliejfendeR  Zweck  nmso- 
mehr  empfehlen,  als  es  a«ch  noch  durch  Einlachheit  vortheilhafi 
sich  auszeichnet.  Gleichwohl  sind  gegen  dasselbe,  auch  unter 
Voraussetzung  jener  genaueren  liestimmunnr.  sowie  übtTiinnpt 
gegen  eine  Besteuerung  jener  Einkommenstheile  in  ihrer  voll- 
ständigen Verbindwig  mit  der  Grundrente»  wie  sie  der  Zeit  schon, 
ohne  diese  Absicht  und  ein  khires  Bewusstsein  hieven,  als 
Folge  eines  unvollständigen  Abzuges  der  Cullurkosten  vom 
Hohei  trage  vielfach,  wenn  auch  unvollständig,  do(  h  in  grösserem 
oder  kleinerem  Maasse  besteht,  gegründete  Bedenken  zu  erheben. 
Binmai  erscheint  es  sehr  wttnschenswertb,  das  landwirthschaftiidi- 
gewerUiche  ebenso,  wie  anderes  gewerbliche  Einkommen,  um 
seiner  von  der  der  Gmndrente  wesentlich  verschiedenen  wirth- 
schafllichcn  Natur  und  des  hierin  begründtten  Maasses  von 
Sicherheit  willen,  in  einem  anderen  Yerhältniss  zu  besteuern,  als 
die  Bodenrente.  Sodann  erscheint  die  Evidenz  des  Grundsteuer» 
calastm  bei  abgesonderter  DarsteNsng  der  Grundrente,  hinsicht- 
lich der  für  diese  ermittelten  Sitae  an  steh  und  ihres  Verhffit- 
nisses  zu  verwandten  und  (iesslialb  zur  Vergleiciiung  hiemit  sich 
darbietenden  und  mit  Yortheil  zu  benutzenden  Grössen,  wie  den 
Fachtiinsen  und  Kaufpreisen  der  Grundslacke,  aUein  gesichert 
Endlich  verminen  die  für  die  Gmndbesteuerung  ermitteltett  Rein- 
ertragsverhülnisse  des  Grund  and  Bodens  nur  bei  einer  abge- 
sonderten Darstellung  in  dem  Cataster  auch  noch,  ähnlich  den 
zu  nttcbster  Grundlegung  derselben  hergestellten  Bodenvermes- 
snngen,  eine  vielfach  davon  gewünschte  und  au  erwartende  Bei- 
httlib  für  andere  wichtige  Zwecke  der  Staatsverwritwig,  insbe- 
sondere im  Gebiete  der  Justiz  und  Polisei,  wie  z.  B.  fhr  das 
Hypothekenwesen ,  Giiterzusammenlegungen ,  Bodenabtrelungen 
für  Öffentliche  Anstalten  u.  s.  w.  zu  gewähren,  was  bei  dem 
vorbemerkten  Verfahren  völlig  unmöglich  wäre. 

So  erscheint  denn  also  endlich  nur  ilM  iolohe  Beslenerang 
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des  landwirlhschaftlichen  Gewerbes  zweckgcinass ,  welche  zwar 
hinsichtlich  ihrer  Grundlagen  in  einem  inneren  Zusammenhang 
mit  der  der  Grundrente  stebt,  dabei  aber  äusserlich  von  letzterer 
abgesondert  bleibt,  und  es  iai  uns  desshalb  nun  bter  noch  die 
Aufgabe  ttbrig,  die  geeigneten  Mittel  und  Wege  za  dieser  ihrer 
Bewcrkstelligung  darzulegen. 

Den  bisherigen  Andeutungen  gemäss  luit  sich  die  Ermittlung 
des  fraglichen  Kiniiomatens  im  Allgemeinen  ganz  an  die  der 
Grundrente,  insbesondere  aber  a»  die  au  letsterem  Zwedk  anau- 
stellende  Berechnung  des  vom  Rohertrag  des  Grund  und  Bodens 
in  Abaug  zu  bringenden  Betriebs-  und  Gulturaufarandes,  welcher 
eben  jenes  Einkummcn'  in  sich  begreift,  anzuschliessen ,  in  der 
Art,  dass  letzteres  hiebei  von  ersterem  ausgeschieden  wird. 

Gsna  wesentliche  allgemeine  Voraussetzung  ist  biebei,  dass 
dem  ganzen  Geschäft  die  erforderliche  materielle  Grundlage  einer 
vorgängigen  sicheren  und  voUstifndigen  Erhebung  der  Milchen 
landwirlhsciiafllicheji  Krhiigs-  un^  Aufwands-,  überhaupt  der 
Betriebsverhältnisse,  sowie  durch  eine  angemessene  Organisation 
.eine  durchgreifende  innere  Einheit  in  der  ganzen  Ausführung 
gegeben  werde,  worüber  hier  wohl  auf  die  allgemeinen  diess- 
fiillsigen  Grundsätze  hingewiesen  werden  darf 

Die  für  den  vorliegenden  Zweck  anzustellende  Cultur-  und 
Betriebskoslenberechnung,  die  Ausscheidung  der  das  eiorenllich 
landwirlbscbaftlich  -  gewerbliche  Einkommen  bildenden  Bestand- 
tbeile  jenes  Aufwands  aus  der  letzteren,  und  die  endliche 
Catastruruiig  und  Beiziehung  dieses  Einkommens  zu  der  Be- 
steuerung selbst  erfordern  nun  ab«r,  als  die  nttheren  Mittel  fftr 
den  vorliegenden  Zweck,  hier  noch  eine  besondere  nähere  Er- 
örterung. 

Bei  der  Berechnung  der  Betriebskosten  kommt  es  für  den 
vorliegenden  Zweck  vornehmlich  darauf  an.,  dass  für  jedes  ein- 
zelne steuerbare  Grundstück  nicht  allein  der  ganze  unmittelbare 

1)  Ifihere  Hittheilinigen  Ober  diese  Vorbedingungen  babea  wir  frOher 
in  einer  Abhandlung  aber  die  Gmndmingel  in  deo  bifherlgen  Anftaltea  Ar 
die  Reineiingselnffdiitnung  dee  Grandeigealbnms  behnfe  der  Grnndttener* 
regnUmag,  nad  die  Wllel  in  deren  Beeeitigung,  in  dem  1.  Bande  dieeer 
Zeiliohiift  8.  350  C  gemacht. 
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bwe  oder  Naturalaufwand ,  sondern  gnnz  besonders  auch  noch 
cnige  weitere  und  wesentliche»  in  den  bisherigen  Grandsleaer^ 
Nonnen  imbeHIcksichtigt  gelassene  Bestandllieile  von  jenen,  welche 
sogleich  eben  das  landwirtbscbaftHch -gewerbliche  Einkommen  in 

der  Hauptsache  bilden,  —  der  Zins  aus  dem  stehenden  und  um- 
lautenden landwirthschaftiicben  Belriebscapital,  und  der  dein  Land- 
wirlh  fiir  seine  WirthschafUftlhning  gebührende  eigenthttmliche 
Lohn,  Untemehanongsgewinn ,  darunter  anfgenomroen  werden. 
Wahrend  die  Beredinnng  des  enteren  AvfWandes  nnler  der  vor- 
gedachten  allgemeinen  Voraussetzung  nicht  wohl  Schwierigkeilon 
ünden  kann,  und  solche  aucli  bisher  nicht  gefunden  hat,  ist  es  da- 
gegen der  weiter  angeführte  andere,  über  Jessen  Berechnung 
Zweifel  entstehen  liönnen. 

Unter  dem  ersten  Tbeil  dieses  weiteren  Anhrandes,  den 
Zinsen  aus  dem  stehenden  und  umlaufenden  Betriebscapital,  sind 
diese  wohl  am  zweckmässigslen  aus  beiden  je  in  dem  vollen 
Betrage  zu  berechnen,  in  welchem  der  Betrieb  nach  den  alige* 
meinen  örtlichen  Wirthschaflsverhültnissen  sie  erfordert,  in  Voraus- 
setzung der  in  der  WirklicblMit  wohl  mtl  wenigen  Ausnahmen 
zutreffenden  unten  noch  näher  darzulegenden  Regel,  dass  der 
Betriebsunternehnier  selbst,  sei  es  nun  aus  eigenem  Vermögen 
oder  durch  Credit,  in  deren  Besitz  sich  beünde.  Wesentlich  sa 
enteischeiden  ist  aber  dabei  binsii^Uich  dieser  Zinsenberechnung 
das  stehende  und  das  umlaufende  Capital,  da  ton  denselben  zum 
Theü,  richtigen  Taxalionsprincipien  gemäss,  neben  dem  regel- 
mässigen —  hier  zu  5  Piocent  anzunehmenden  —  Zins,  noch 
für  die  mit  der  Anlegung  verbundene  Gefahr  ein  weiterer  eigen- 
tbttmlicher,  das  Risiko,  in  Aufrechnung  kommen  muss,  der  in- 
dessen, wie  weiterhin  sich  zeigen  wird,  nur  auf  die  Grösse  der 
Grundrente  von  Binünss  ist. 

Von  dem  stehenden  Capital,  wozu  bekanntlich  das  ganze 
Inventar  an  Arbeits-  und  Nutzvieh,  an  Gerätben  aller  Art,  und 
dem  für  ein  Jahr  erforderlichen  Bedarf  an  Saatfrüchten  gehört, 
mid  dessen  Grösse,  je  nach  der  Beschaifenheit  des  Grund  und 
Bodensund  seiner Bewirthschaftungsweise,  auf  den  doppelten  bis 
drei-  und  vierfachen  Betrag  der  Grundrente  sich  belaufen  kann, 

ZeiUdur.  f&r  StaaUw.  1854.  2»  H«ft.  .  .  .22  _  . 
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darf  jenes  Risiko  nur  zum  Theil,  vom  Yiehstand,  in  Berechnung 
kommen,  und  wird  ausserdem,  soweit  neben  einem  Abiug  (Ur  deo 
Abgangr  nicht  gans  darauf  Tersichtet  wird  wegen  der  mit 
seiner  Anlage  verbundenen  geringeren  Gefaiir,  gans  allgemein 

niedriger,  als  das  vom  utiilauienden  Capital,  gewöhnlich  auf  ein 
bis  ein  und  ein  halbes  Procent  anzunehmen  sein  ^3-  Indessen 
dürfte  pach  dem  ebengedachten  Vorgang  zur  Vereinfachung  der 
Berechnung,  neben  einen  entsprechenden  Abgang  und  theilweiaen 
Risiko  bei  den  einsdnea  Bestandtkeüen  des  stehenden  Gapitals, 
von  AiilVecbnung  eines  besonderen  Risiko  für  dasselbe  abzu- 
stehen sein. 

Dagegen  ist  von  dem  umlaufenden  Capital,  häufig  im  engeren 
Sinne  Betriebscapital  genannt,  worunter  ganz  allgemein  die  Tegel- 
mflssig  wiederkehrende,  jedoch  nach  den  Wirthaohaflsverhillnissen 

verschiedene  Vorlage  ftir  Arbeitslöhne  und  andere  Wirthschafls« 
bedürfnisse  begriffen  wird,  der  Natur  der  Sache  nach,  vregen 
der  mit  seiner  Anlegung  verbundenen  eigenihümiichen  Gefahr, 
ein  besonderes  Risiko  zu  berechnen.  Dasselbe  wird  von  Sno^ 


1)  Et  geschielt  dicss  so  von  einer  der  ersten  Autoritäten  in  diesem 
Gebiete,  von  Pabst,  in  dessen  landwirthschafllicher  Taxationslehre,  Wien 
1853,  S.  62  und  71  fi*.,  unter  Aurgehung  des  von  ihm  früher  in  seiner  land- 
wirthscbaftlichen  Betriebslehre  (des  Lehrbuches  der  Landwirthscbaft  2.  Baades 
2.  Abtheilung)  1.  Auflage,  Darmstadt  1834,  S.  47  aofgestellten  Satxes  von 
1  bis  l'/2  Procent.  Kur  in  einem  scheinbaren  Widerspruch  steht  hiemit  die 
in  der  ersteren  Schrift  S.  220  in  dem  Beispiel  einer  Gauertragsberechnung 
gemachte  Aurrecbnong  von  3  Proc.  Gewerbsbelohnung  und  Risiko  von  dein 
Octamintbetnebscapital,  da  solche,  wie  unten  näher  nachzuweisen  ist,  voiw 
zugsweise  auf  Rechnung  der  «rftereo  kommt.  Auch  Block,  Mittheilungen 
landwirthschaftlicher  Erfabrungeiii  Auflebten  und  Grandsätze,  3.  Bd.,  Brealao 
1834,  S.  48,  70,  253,  und  Klee  mann,  Encyclopädie  landwirtbschatllicber 
Verhältnisse  und  Berechnungen,  Sonderahaasen  1844,  S.  170,  ttellien  den- 
selben Grundsalz  früher  auf. 

2)  Tbär,  Grundsätze  der  rationellen  Landwirthscbaft  1.  Bd.  Berlin  1809, 
S.  26;  Flotow  0.  a.  Versuch  zu  Fertigung  der  Ertragganschläge,  1.  Tbl., 
S.  115,  2.  Thl.  S  128;  Mackensen,  Anleitung  zur  Verfertigung  und 
Prüfung  der  Pachlanschläge  von  Londgütern,  Hannover  1823,  S.  51;  Veit, 
Handbuch  der  Landgüterverwaltung,  1.  Bd.  Augsburg  1838.  S.  398;  ScbüpF, 
Lehr-  und  Handbuch  der  gcMmiuten  taodwirttigchaft,  3*  Bd.,  TaxatiOAtlehre« 
Sluitgafi  IböOy  S.  202. 
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kundigen  theil«  suf  sM>eii      tbeils  auf  fünf  auf  zwei 

bi$  drei  Procenl  ^}  aagenonnen ,  wobei  jedecb  durchaus  der 
bndwiHluichftflliche  Uatemehmungsgewinn  eingerechnet  ist,  dürfte 

aber  wohl,  gegen  eine  hesondere  Aufrechnung  für  letzlereii,  uuf 
den  BcIrHg  von  zwei  und  ein  halb  Froreut  zu  besliinmen,  und 
sodann,  weil  es  sich  hiebei  noch  von  keinem  Einkommen  des 
Wiribfebaßsuntemehaiere  bandelt,  Iedi|[llcb  zu  BesÜmmung  der 
GrofidreBte  voa  dem  Robertrag  in  Absug  zu  bringen  sein. 
Uebrtgens  mag  hier  noch  besonders  darauf  aufmerksam  gemacht 
werden,  dass  nur  ein  Theil  der  durchschnittlichen  jährlichen  Vor- 
lage Tür  den  Wirlhschaftsbetiieb  aus  dem  Belriebscapital  heslrillen 
werden  muss,  lUr  einen  andern  Tbeil  derselben  aber  kn  Laufe  des 
Jahres  Einaabmen  aus  eben  jenem  Betriebe  flüssig  werden,  und 
daher  die  Summe  des  Capitals  nicht  nach  dem  ganzen  Belauf  dejr 
Vorlage  berechnet  werden  darf 

Hinsichtlich  dei»  andern  obengedachten  wesentlichen  Theües 
des  Culturkosten-Aufwandes,  des  dem  Landwirlh  fUr  seine  Wirlb'^ 
aehaftsflihrung  gebührenden  Lohnes,  des  Unternebmungs-Gewinnes, 
der  bis  jetzt  bei  Ermittlung  und  Feststellung  der  Grundrente  noch 
wenifrer  Berücksichtigung  gefunden  hat,  als  die  Zinsen  aus  dem 
Betriebscapital ,  sind,  zumal  in  dieser  seiner  Absonderung  von 

1)  Thür  a.  a.  0.  8.  27. 

2)  Block  a.  a.  0.  S.  253,  274;  Fabst,  TaialiOMlehre,  S.  81  ff„ 
verschieden  von  nacbbeinerkter  Annahme. 

3)  Flolow  a.  a.  0.  1.  Tbeil  S.  146,  2.  Ttieil  S.  129;  Mackensen 
a.  a.  0.  S.  132;  Veit  a.  a.  0.  S.  398;  Pabst,  Ttixationslehre ,  S.  193, 
womit  allerdings  dasaen  abaog adact^r  Vorschlag  in  eiaem  uos  unerkiarlicben 
Widersprach  steht. 

4)  In  dieser  Rücksicht  verlangt  Pabst  in  semer  i  axalionslehre  S.  82, 
dass  je  nach  den  Wirthschaftsverhalmissen  im  gegebenen  Falle  der  von  der 
Aufwandssumme  in  Abrechnnns^  zu  bringende  Theil  lu  ermessen  sei,  um  das 
'umlaufende  Belriebsrapital  zu  bestimmen,  und  berechnet  in  dem  Beispiel  einer 
Gutsertragsberechnung  ebendaselbst  S.  2liO  die  Hälfte  des  gesammlen  Jahres- 
aufwandes  als  Belriebscapilal.  Mit  dieser  Berechnung  in  dem  vorstehenden 
und  andern  Theileu  tri(T[  die  Angabe  desselben  in  seiner  ü.  a.  Betriebslehre 
S.  45  ganz  nahe  ausatniin  ii,  wornach  sich  das  umlaufe nde  iMpUal  wenigstens 
so  hoch,  als  die  Grundrente,  in  den  meisten  VnWen  aber  höher  als 
diese,  und  selten  geringer,  als  auf  die  UüKte  des  »li^beadfin  Capitals  be- 
laufeo  solle.  ... 
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dem  Capitalgewina  i.  e.  S.,  mit  weichem  er  früher  von  dem 
privat«,  wie  von  dem  national -dkoiiomlschen  Standpunkte  ans 
gewöhnlich  in  enge  Verbindung  gebracht  wnrde ,  die  Ansichten 
auch  in  der  Taxationswtssenschaft  weniger  klar  und  beslinnnt, 

als  hinsichllich  des  zuvorgedacbten  andern  Theiles  jenes  Auf- 
wands. 

Zwar  ist  die  Ifolhwendigkeit  eines  diessfailsigen  Abzuges 
hier  und  dort  entschieden  anerkannt  worden,  tkber  die  GrOsse 
desselben  besteht  aber  eine  bedeutende  Meinungsverschiedenheit 

Unter  anerkannten  Autorilülen  wird  hiefür  von  einer  Seile  ein, 
einschliessh'ch  des  eben  besonders  ausgehobenen  Risiko,  bis  auf 
acht  oder  zehn  Procent  erhöhter  Zins  bus  dem  umlaufenden  Ca- 
pital '3*  von  anderer  eine  auf  drei  bis  fiinf  Procent  sieh  beiaufeiide 
Quote  des  Bruttoertrages  ^) ,  endlich  ebenso  neuerlich  von  be- 
sonders beachtenswerlher  und  daher  hier  durchweg  ausgehobener 
Seile  bald ,  in  Beispielen  von  Ertragsberechnungen  einzelner 
Grundslücke  ^3,  neben  einer  nach  einem  tüchtigen  Vorgang 
auf  zwölf  Procent  des  Reinertrags  berechneten  Belohnung  fSar 
die  Wirlhschaftsfllhrung,  noch  ein  allerdings  das  vorgedacbte  be- 
sondere Risiko  in  sich  begreifender  Zusatz  von  fttnf  Procent  so 
dcrn  gewöhnlichen  Zinsbetrag  aus  dem  umlaufenden  Bctnebs- 
capilal,  bald,  in  dem  Beispiel  einer  Ertragsberechnung  eines  zu- 
sammengesetzten Landgutes  neben  einem  in  Vergleich  mit 
vorgidachter  Procenten- Belohnung  beinahe  zur  Udlile  kleineren 
fixen  Wirlhschaflsgehalte,  eine  auch  jenes  Risiko  noch  in  sich 
begreifende  Gewerb^belohnung  von  drei  Procenten  des  Gesammt*- 
betriebscapitals,  auf  diesen  beiden  Weg^en  aber  im  Ganzen  nahezu 
derselbe  Betrag  als  Unternehmungsgewinn  berechnet 

Diesen  Yorgifngen  und  zugleich  der  wirklichen  Zusammen- 
setzung und  BegriUidong  des  Unternehmungsgewinnes  an  sich 
gemäss,  dürfte  es  nun  wohl  das  Angemessenste  sein,  für  den- 
selben eines  Theils,  als  Lohn  für  die  Wirlhschaflsrührung ,  eine 

1)  Floiow  a.  a.  0.  1.  Tbeil,  S.  146. 

2)  K 1  e  e  m  a  n  n  a.  a.  0.  S.  322. 

3)  Pabst,  Taxationslehre,  S.  82  ü. 

4)  Block  a.  a.  0.  S.  272. 

5)  Pabit  a.  a.  0.  S.  2id,  220. 
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besUmmte  Quote  des  Bodenertrags,  jedoch  in  der  gewiss  richtigen 
Erwäguog,  dass  der  Bruttoertrag  ein  richtigeres  Merkmal  deff 
Umfanges  einer  Wirthscfaaft  darbietet  nicht  des  Rein-,  sohdem, 
in  einem  entsprechenden  YerhltUniss,  des  Rohertrages,  etwa  drei 
Procent  desselben,  andern  Tiieils,  als  En  (Schädigung  für  die  mit 
dem  Unternehmen  im  Giuizen  verknüplle  Gefahr,  gewisse  Procenle 
vom  Betriebscapital,  ausser  den  für  das  obengedachte  besondere 
Risilto  angenommenen,  noch  weitere  zwei  und  ein  halb  Procenl 
EU  berechnen,  zur  Vereinfachung  der  ganzen  CuUurkostenbe- 
rechnung  aber  hier  die  gewöhnlichen  Zinsen  vom  ßelriebscapital 
und  die  Iiicvon  als  besonderes  und  allgemeines  Risiko  in  Be- 
recbnung  zu  bringenden  Frocente  in  dem  Gesammtbetrag  von 
zehn  Procent  zusammenzufassen. 

Eine  besondere  Verwicklung  der  Cnllur-  und  Betriebskosten- 
berechnung  wird,  wie  wir  weiterhin  näher  zeigen  werden,  durch 
diese  Art  ihrer  ßehandlung  hinsichtlich  des  ganzen  vorstehenden 
Theiles  derselben  durchaus  nicht  herbeigeführt. 

Dürfte  nach  dem  Bisherigen  eine  Cultur-  und  Betriebskosten- 
berechnung vom  steuerbaren  Grand  und  Boden,  mit  angemessener 
Berücksichtigung  der  vorzugsweise  das  Iandwirthschalt1k;h  -  ge- 
werbliche Einkommen  bildenden  Bestandtheile  jener,  eben  nicht 
besondere  Schwierigkeiten  darbieten,  so  könnte  dagegen  die  f\\r 
den  vorliegenden  Zweck  hieran  weiter  sich  anschliessende  Auf- 
gabe, die  Ausscheidung  eben  jener  Bestandtheile  je  fiir  die  ein- 
zelnen steuerbaren  Grundstücke,  wirklich  solche  besorgen  lassen, 
weil  die  Verbindung-,  in  welcher  erstere  zum  Theil  mit  dtu  an- 
deren stehen,  auf  die  erste  Betrachtung,  mehr  oder  minder  un- 
töslich  erscheint,  und  es  sind  hiezu  allerdings  eigentbümliche 
Wege  mit  gewissen  hievon  unzertrennlichen  Voraussetzungen 
einzuschlagen. 

Indem  wir  nun  hier  einen  solchen  Weg  zu  erülTnen  suchen, 
gehen  wir  im  Allgemeinen  nur  von  der  einen  früher  schon  an- 
genommenen wesentlichen  Voraussetzung  aus,  dass  die  zu  Ge- 
winnung des  Bodenertrages  erforderlichen  Capilalbestandtheile  im 
Besitz  der  Betriebsunternehmer  sich  befinden,  dieselben  also 
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namenllich  das,  zor  wirlhschanUchen  \  i  r\\  <  n  liincr  und  Verwerthung 
des  FuUererzeugnisses ,  sowie  zur  wirlbschafilicben  Ermigung 
des  DDngfcrbedarfes  hieraus,  erforderliche  Spann-  und  Nutsvieh, 
sowie  die  nöthigen  Wirthschaflsgeräthe  selbst  unterbalten ,  und 
millolst  (lorsell)oii  vlas  FuUercrzeugniss  selbst  verwerlhen,  den 
erforderlichen  Dünger  soweit  möglich  selbst  erzeugen,  und  die 
Gespannarbeilen  bewerkstelligen,  indem  sich  sodann  mit  Sicherheit 
von  dem  die  einzelnen  Grundstücke  zufolge  dieser  Capitalanlage 
treffenden  Aufwand  auch  ein  entsprechender  Capital-  und  (Jnter- 
nehmiingso (Mvinn  ausscheiden,  und  der  über  Abzug  desselben 
und  der  übrigen  Gullurkoslen  sich  ergebenden  Bodenrente  gegen- 
überstellen lässt. 

Im  Uebrigen  glauben  wir  den  einzuschlagenden  Weg  am 
deutlichsten  durch  das  Beispiel  einer  möglichst  einfachen  Grund- 
rente- und  Gcwcrbsüiiikominens- Berechnung,  das  wir  hier  von 
einem  Morgen  Ackerfeld,  als  der  einfachsten  Culturart,  nach 
Würll.  Mess,  uujd  unter  Zugrundlegung  imsfTpr  landübliclien  Be- 
wirthscbafkung,  sowie  neuerer  tüchtiger  Taxationsprincipien  0, 
geben,  andeuten  zu  können. 

Als  Grundverhältnisse  des  Betriebs  nehmen  wir  hiebei  an 
und  heben  zunächst  ausünicklich  hervor  einen  mittleren  Waizcn- 
boden,  gewöhnliches  mildes  Klima,  die  iandübliche  Bewirthschaftung 
im  Miiteüande  in  drei  Feldern  das  Winterfeld  mii'Binkel,  das 
Sommerfeld  je  zur  Hälfte  mit  Gerste  und  Haber,  und  das  Brach- 
feld je  zu  einem  Viertheil  mit  Bohnen,  Kartoffeln,  Klee  und  retner 
Brache,  einen  Naturalertrag  vom  IJlorgen  an  Dinkel  8  Scheffel, 
an  Gerste  4  Scheffel,  an  Haber  5  Scheffel,  an  Bohnen  4  Scheffel 
a  1  Ctr.  =  4  Clr.,  an  Kartoffeln  250  Simri  =  125  Ctr.,  an  Klee 
auf  Heu  berechnet  30  Ctr.,  und  als  ausserhalb  der  Wirthschaft  zu 
erzielende  Preise,  vom  Dinkel  4  fl.  30  kr.,  von  der  Gerste  5  fl. 
30  kr.,  vom  Haber  3  Ü.  12  kr.  per  Scheffel. 


1)  Wir  schüessen  uns  hiebei  in  der  Ilnuptsache  nn  dievon  Pol)5t  theils  bei 
srinen  tiulier  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Württemberg  in  Holienheim  g-e- 
halterien  akademiBcben  Vorlragen,  tbeiU  ia  seiner  Taxatiooslehre  aufgesteliten 
Grundäiilzc  nn. 

2)  Vgl.  Göriz,  Abhandlung  über  die  im  Könijjreich  Württemberg  üblichen 
Feldsysteme  und  Fruchiiolgen.    Akad.  Festprogramm.  Tübiogeti  1648. 
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Die  weiteren  al»  dem  Beirieb  selbst  sidi  ergebenden  Prets- 
verhältriisse  eines  Thetls  des  Puller-  und  Dtinjrererzeuffnisses, 
andern  Theih  der  Spatmaibeit,  werden  iolgendermaassen  ange- 
nommen : 

Der  Futterpreis  von  gewöhnlichem  Heu  als  Normaifutter  wird, 
unter  Gleichslellnni^  von  90  Pfd*  Kleeheu>  2  CIr.  Stroh,  2  Ctr. 
Kartoffeln  und  50  Pfd.  Bohnen  mll  1  Ctr.  von  diesem,  auf  38  kr. 

per  Ctr.  angenommen ,  wie  er  sich ,  die  Kulihalfiing  als  Haupt- 
nutzviehstand  und  eiii  Fuüerquantum  von  täglichen  24  Pfd.,  also 
jährlichen  SV/t  Ctr.  fUr  ein  Stück  voraosgesetzl,  in  Folgendem 
berechnet: 

Ertrag  einer  Kuh  der  grossen  Landrage 

900  Haass  Milch  &  4  kr.  .   .  .   .   .  60  d 

auf  4  Kflhe  3  Kalber  &  5  fl.  20  kr. 

Anlheil  auf  1  Kuh  4  il. 

  64  fl. 

Aufwand 

Wartung   10  11. 

Zins  von  50  fl.  Capital  2  fl.  30  kr. 

Abnutzung  und  Risiko  2  11.  30  kr. 

Staliung-  und  Geratheaufwand  4  fl. 

 19  fl. 

diesen  Aufwand  von  dem  obigen  Erlrag  ab- 
gezogen, ergiebt  sich  an  dem  Ueberrest 
von   45  fl. 

Ittr  1  Ctr.  Futter   30*/«  kr. 

und,  die  DtUigererzeugung  auf  V4  berechnet  mit     7  '/t  s» 

im  Ganzen  38  kr. 

Dabei  kommen  auf  1  Ctr.  an  Zins  aus  stehendem 
Capital  7  kr. 

Der  Preis  des  Dflngers  Ist  nach  Vorstehendem 
anzunehmen  per  Ctr.  auf   .   Vft  hr* 

Die  Kosten  der  Spannarbeii  werden,  Pferde  als  Normal- 
spannvieh  voransgesetat,  f&r  einen  Pferdetag  angenommen  zu 
44  kr.  auf  den  Grund  folgender  Berechnung: 
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Zins  von  dem  Capital werth  zweier  Pferde 

ä  26Ü  fl   13  fl.  • 

AbnilUung  und  Risiko  davon  ...  26  ^ 
Zins  aus  den  Fuhr*»  Acker-  und  Stalige* 

rSthen  A  300  fl   15 

Abnutzung  und  Unterhaltung^   60  ,9 

Vprzinsiinnr  <  Unlerhaitung  und  Beleuchtung 

der  Stallung   22  » 

Hufbeschlag   12  „ 


Futler,  tSglich  je  IV2  Vrlg.  ss  10  Pfil.  Haber, 
10  Pfd.  Heu,  und  nebst  der  Slren  etwa 

8  Pfd.  Stroh, 
34  ScbefTel  3  Simri  Haber  ä  3  fl.  12  kr. 

liO  n  - 
73  Ctr.  Heu    38  kr.     .     45  «  34  kr. 
30  Ctr.  Stroh  &  19  kr.   .      9  »  30  kr. 

  165  Ü.  4  kr. 

Aufirand  fUr  einen  Knecht 
Lohn   55  fl. 

Unterhalt  73 

 128  fl. 

441  fl.  4^^*. 

davon  ab  Werth  des  Dungers  von  300  Ctr. 

Heuwerth,  abzüglich  eines  Drittels,  das  ver^ 

loren  geht,  also 
200  Ctr.  A  77«  kr.   25  fl. 

bleiben  an  Aufwand   .     416  fl.  4  kr. 

was,  die  Zahl  der  jährlichen  Arbeitstage  auf  280,  von  zwei 
Pferden  also  auf  560  angenommen,  für  einen  derselben  44  V2  kr. 
beträgt. 

Dabei  kommt  auf  einen  Arbeitstag  an  Zinsenantheil  vom 
stehenden  Capital  an  Pferden  und  Gerithen  3  kr. 

Unter  den  angeführten  Verhältnissen  ist  der  Ertrag  an  Boden- 
rente und  gewerblichem  Einkommen  folgendermaassen  zu  be- 
rechnen : 
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1)  Rohertrag  in  drei  Jahren 

Körner 

Dinkel  von  1  Mrgn.  8  Schf.  ä  4  ü,  30  kr.  36  fl. 
Raber  von  %  Mrgn.  k  5  Schf.     2*h  Schf. 

ä  3  11.  15  kr  8  »  7  kr. 

Gerste  von  '/i  Mrgn.  ä  4  Schf.       2  Schf. 

ä  5  n.  30  kr  11  ^ 

Bohnen  von  %  Mrgn.  6  Simri  ä  6  fl.  10  kr. 

per  Scheflrel   4  »  37  kr. 

Futtergewäcbse 
Kartoffeln       Mr^^n.  a  125  Clr. 

31^4  Ctr.  auf  Heu  ....    15%  Clr. 
Klee  V4  Mrgn*  ä  30  Ctr. 

^'/t  Ctr.  auf  Heu   ...   .     SVs  » 

24 

k  38  kr.  —  15  fl.  12  kr. 

dabei  Zins  aus  stehendem  Capital 

41  kr. 

Stroh 

1  M.  Dinkel  22  Ctr. 

V»  M.  Gerste  ä  16  Ctr.  •  .  .  8  » 
Vn  M.  Haber  Ä  18  ,  .  .  .  .  9  » 
V4  M.  Bohnen  A  16  Ctr.   .   .   .     8  . 


47  Clr. 
k  19  kr.  —  14  fl.  53  kr. 

dabei  Zins  aus  stehendem  Capital 

40  kr. 

(^Weidenutzung-  kommt  der  meist  beste- 
henden Weideservituten  wegen  hier  nicht  in 
Berechnimg} 

soll 

dabei  Zins  aus  stehendem  Capital  im 
Ganzen    .   .    1  fl.  21  kr. 

2)  Aufwand  in  drei  Jahren 
Spannarbeit 
5V»  M.  pflügen    ....   9  Pferdetage 
14  M.  e^^en  und  walzen  .  2  — 
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12  Wagen  DUnorr  führen       1 Pferdetage 
12  Heuet-  und  Erolefuhren    2  — 

ä  44  Vi  kr.  —        10  fl.  45  kr. 
,  darunter  Zins  aus  stehendem  Capital 

44  kr. 

Handarbeit 

Einputzen  des  Feldes ,  Hacken  der  Anwen- 
den, und  Aufräumen  der  Wasserfurchen, 

3  M.  a  12  kr  36  kr. 

Säen  von  2V4  M.    3  kr.   8  « 

Vi  H.  Kartoffel  legen  37  , 

12  Wagen  Dünger  laden  und  breiten      .  42 

V4  M.  Bohnen  behacken  24  ^ 

Vi  M.  Kartoifeln  feigen  und  häufeln    .   .   50  9 

Ernte  von 
1  M.  Dinkel  .  .  .  .  2  ü.  3Ü  kr. 
1  „  Sommerfrucht  •«2969 
Vi  M.  Bohnen  .  .  .  ~  30  « 
Klee  (^zweimal)  .  —  48  „ 
—  Kartoffeln   ....   1  »  36  „ 

  7  fl.  30  kr. 

Dreschlühn,  Vii  des  Körnererlrags 

4  fl.  15  kr. 
 15fl.  2  kr. 

DOnger 

12  Wagen  Stalldünger  (Üieüvveise  von  aus- 
sen beizuschaflen}  =  192  Ctr.  a  7' 2  kr. 

24  fl. 

Gyps  llir  Bohnen  nnd  Klee  2  Simrl   —     12  kr. 

 24  fl.  12  kr. 

Saat 

1  M.  Dinkel  —  7V2  Simri  .  .  .  4  fl.  13  k^. 
V«  V  Gerste  l»/i  Simri  ...  1  „  12  « 
V2  y,  Haber  —  2  «  '4  Simri     .   .   .   1  ^ 

Vi  „  iilee  —  2V«  Pfd  —    30  „ 
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M.  Bohnen  —  1  Simri  .   .      —    46  kr. 
%  ^  Kartoffel  »  8  Simri         2  fl.   6  » 

  9  fl.  47  kr. 

Davon  ist  als  Bestandlheil  des  stehenden  Ca* 
pitals  an  Zins  zu  berechnen   —  29  kr.  29  kr. 

Gebäude 

Dir  1  Morgen  etwa  16  fl.  Cap.  —  3  M.  also 
48  fl.  5  Proc.  Zinsen  und  2  Proe.  Unter- 
haltung   3  fl.  21  kr. 

Allgemeine  Wirthscbaltskosten : 
Fflr  die  Wirthscbaftambrong  Z%  vom  Roh- 
ertrag  2  fl.  40  kr. 

Zinse  und  Risiko  vom  umlaufenden  Capital 
zu  20  fl.  in  drei  Jahren  angenommen 
107o  4  fl.  4  fl.  40  „ 

^      68  11.  16  , 

Zinse  aus  stehendem  Capital  Im  Ganzen 

1  fl.  13  kr. 

Nach  Absug  des  ßetriebsaufwands  vom  Robertraf  bereehnel 

sich  die  reine  liodcnienle  in  drei  Jahren  auf    20  11.  44  kr. 
in  einem  Jahre  also  auf  6  «  55  ^ 

Das  Gewerbseinkommen  aber  berechnet  sich  in  drei  iabreo 
an  Zins  aus  stehendem  Capital  unter  dem  Roh- 

ertiag  1  fl.  21  kr. 

unter  dem  Betriebsauiwand      .    1  11.  13  kr. 

  2  fl.  34  kr. 

an  Zinsen  aus  umlaufendem  Capital  —  20  fl. 

von  10%  bieher  Vh  %   1  A.  30  kr. 

Belohnuog  für  die  WkthschaAsfUhrung,  3%  des 

Rohertrages     .   2  fl.  40  kr. 

im  Gänsen 

6  fl.  44  kr. 
In  einem  Jahre  also 

2  11.  15  kr. 

Es  dürfte  dieses  Beispiel  wohl  deutlich  genug  zeigen,  wie, 
bei  gehöriger  Beachtsng  der  näheren  Elemente  der  Bodenrente 
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und  des  landvvirlhscharilicben  Gevvejbseinkommens,  die  Ermittlang 
des  lelzleren  im  Zusammenhang  mit  der  der  ersleren  ohne  be- 
sondere Schwierigkeit  und  zum  wenigsten  ebenso  sicher  vor 
sich  gehen  kann,  als  die  von  eben  dieser,  dass  jenes  Einkommen 
im  VerhSllniss  zur  Bodenrente  für  die  Besteuerung  die  höchste 
Beachtung  verdient,  und  dass  iiberdiess  noch  durch  seine  Er- 
milllung-  zum  Zweck  der  BesleiiomrijT  die  der  Grundrente  an 
fester  und  klarer  Begründung  nur  in  hohem  Grade  gewinnen  niuss. 

Behufs  der  endlichen  Besteuerung  des  landwirthschafUich- 
gewerblichen  Einkommens  in  seiner  bisherigen  Auffassung  und 
Ermittlung  selbst  erscheint  es,  in  Hinblick  auf  den  Zusammen- 
hang beider  an  sich  und  in  ihrer  ErmitlUing ,  sowie  den  hierin 
begründeten  nolhwcndigen  Anschluss  der  Steuer  an  die  einzelnen 
steuerbaren  Grundstücke,  am  einfachsten  und  sichersten,  solches 
neben  aber  abgesondert  von  dem  Grundsteuercataster  nachsu- 
weisen,  und  sonach  die  diessfallstge  Stenerpflicht  den  betref- 
fenden Grundeigenthümern ,  selbst  im  i  all  einer  Verpachtung 
ilires  Ein:enlhums,  vorbehiilllich  einer  Tuoflich  freier  Uebereinkiinfl 
zu  überlassenden  entsprechenden  Entschädigung  von  Seiten  der 
Pächter,  aufzuerlegen ;  das  Verhültniss  seiner  Beiziehung  ist  aber 
der  Natur  der  Sache  nach  in  angemessenem  Verhflltniss  2U  der 
von  anderen  Steuerquellen ,  zunächst  wohl  nach  Analogie  von 
anderem  gewerblichem  Einkoiiimen ,  und  dabei  mit  Rücksicht 
darauf  zu  beslimnien ,  dass  der  bei  der  vorstehenden  Art  der 
Ermittlung  sich  ergebende  Betrag  desselben  in  der  Hauptsache 
als  reines  Einkommen  umsomehr  betrachtet  werden  darf,  als  der 
persönliche  Lohn  der  Unternehmer  fär  ihre  Theilnabme  an  den 
einzehien  lan(I\virll)S(  haniicIiLn  Arbeiten  keinen  Bestandtheil  da- 
von bildet,  Sünder a  \ ollig  von  dem  Rohertrag  in  Abzug  kommt. 

Kann  nun  nach  allem  Bisherigen  die  Zulässigkeit  einer  iand- 
wirthschaftlichen  Gewerbsteuer  neben  der  Grundsteuer  einem 
Zweifel  nicht  weiter  unterliegen ,  und  muss  dieselbe  vielmehr 
sogar,  eine  richtige,  in  das  Gewerbseinkommen  nicht  schon  tiber- 
greifende Anlegung  jener  vorausgeselzt ,  als  eine  in  den  allge- 
meinen und  obersten  Grundsätzen  der  Besteuerung  wesentlich 
begründete  Forderung  erkannt  werden ,  so  bleibt  gleichwohl  für 
ihre  wirkliche  Durchführung  im  einzelnen  Fille  wohl  m  erwiigen, 
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ob  die  anderen  Gewerbe  einer  verhällnissmiissigen  Besteuerung  - 
schon  unterliegen  oder  unterworfen  werden  sollen,  da  dtese  der 
Gleichheit  halber  nur  dann  auch  dem  landwirlhschafllichen  Ge- 
werbe auferlegt  werden  kann,  sowie  inwieweit  der  hiemit  ver- 
bundene Aufwand  in  angemessenem  Verl  illniss  zu  dem  hiedurch 
zu  erzielenden  Vortlieii  stehe,  in  Beziehung  auf  diesen  aber 
noch  ganz  allgemein  zu  beachten,  dass  solcher  nicht  allein  in 
der  Beiziehung  eines  der  Besteuerung  bisher  ganz  oder  doch 
grossen  Theils  entgangenen  Einkommensxweiges  zu  dieser, 
sondern  auch  noch  in  der  Vervollkonimnnng  der  Grundlagen 
der  Grundretilehcsleuerung',  allenthalben  des  vvitliügstpn  Theiles 
des  direkten  Steuersystemes,  besteht,  und  diess,  Angesichts 
der  vielfach  hohen  Steigerung  der  Steueransprttche  im  Kreise 
der  Gegenwart,  und  der  noihwendigen  Verstärkung  ihres  Drucks 
durch  eine  ungleiche  Vertheilung  derselben,  die  höchste  Be- 
achtuntr  verdient. 

In  der  That  ist  es  auch  dieses  letzlere  VerhüHniss,  und  der 
hiedurch  hervorgerufene  Wunsch,  einen  Beitrag  zu  dem  wichtigen 
Problem  einer  gleichmüssigeren  Vertheilung  der  schwer  ange- 
hfiuHen  Steuerlast  zu  liefern,  und  nicht  der,  Wege  zu  einer 
leiihlereu  Vermehrung  der  letzteren  zu  zeigen ,  was  zu  vor- 
stehender wie  zu  früher  hier  angesteiilen  Untersuchungen  über 
Fragen  der  Besteuerung  Veranlassung  gegeben  hat. 


Ueber  die  GQlügkeit  der  mit  dem  Landtag  im  FQrsteDthum 

Reusa  jt  L 

m  der  Zeit  von  5.      1852  bis  4.  Nofember  tö53 

m      8ttatsE«gi0nu&g  ?areiiibarUii  and  erlaueAea  (|^tM 

und  über  die  Mittel  sur  Wiederaufhebung 

derselben. 


Von  Dr.  A.  ?oUert  io  Weimar. 


1.  Datgtellimg  dei  SachTeth&ltmsaei. 

Unter  dem  30.  November  1849  wurde  im  Pttrstenthame 
Reuss  j.  L.  ein  SCaatagrnndgesetx  pQblidrt,  welches  der  Volks«* 
Vertretung  eine  Hitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  dahin  einrflumt) 

dass  ohne  ihre  Zustimmung  ein  Gesetz  weder  erlasseni,  noch 
aufgehoben,  noch  abgeändert,  noch  authentisch  interpretirt  wer- 
den soll 

Das  onter  demselben  Tage  erlassene  Wahlgesetz,  ein  inte* 
grirender  Theil  des  Staatsgrundgesetzes,  bestimmt,  dass  die 

Volksvertretung  aus  19  Abgeordnelen  —  auf  je  4000  Seelen 
1  Abgeordneter  —  bestehen  soll,  welche  aus  directen  Wahlen 
hervorgehen  und  auf  2  Jahre  gewählt  werden. 

Mittelst  AuBschreibens  vom  13.  Oetober  1851  wurde  der 
erste  ordentliche  Landtag  des  POrstenthums  zusammenberufen, 
um  in  Gemeinschaft  mit  der  Slaatsregierung  über  Revision  des 
Staatsgrundgesetzes  vom  30.  November  1849  und  des  dazu  ge- 
hörigen Wahlgesetzes  zu  berathen. 
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Am  10.  November  1851  ist  der  Landtag  eröffnet  und  mit  dem- 
selben ein  revidirtes  StaatsgrundgeseUs  nnd  ein  als  integrirender 
Tbeil  dazu  gehöriges  neues  WaUgesels  verabschiedet  worden« 

Beide  Gesetze,  datirt  vom  14.  April  1852,  worden  am 

5.  Mai  1852  in  der  Geselzsammlung  des  Fürstcnlhums  publicirt. 
Beide  Gesetze  sind  vom  regierenden  Fürsten  unlerzeiclinel ,  von 
einem  Minister  gegengezeichnet,  in  beiden  ist  erwähnt,  dass  die 
Vollisvertretung  zu  ihnen  die  verfassangsnissige  Zustimmung 
erklärl  habe* 

Das  Staatsgnindgesetz  vom  14.  April  1852  beginnt  so: 

^nachdem  in  Folge  der  seil  Publication  des  Staalsgrundge- 
setzes  vom  30.  November  1849  eingetretenen  Veränderungen 
in  den  öffentlichen  Verhüllnissen  des  deutschen  Gesammt« 
Vaterlandes  sich  eine  Revision  des  erwühnlen  Grundgeselzes 
ndlhig  gemacht  hat,  und  nachdem  dieselbe  In  Ueberein- 
Stimmung  mit  dem  am  10.  November  vorigen  Jahres  er- 
öffneten, ersten,  ordentlichen  Landtage  vorgenommen  worden 
ist,  so  verkünden  Wir  unter  ausdrücklicher  Wiederaufhebung 
des  gedachten  Verfassungsgesetzes  vom  30.  November  1849 
das  auf  Grund  der  desshalb  gepflogenen  Verhandlungen  ver- 
einbarle  neue  Staatsgrundgeselz  wie  folgt  elu.*' 
Weiter  heissl  es: 

$  50.    »Die  Rechte  des  Volkes  werden  durch  freigewahlte 
Abgeordnete  ohne  Unterschied  des  Standes  vertreten.* 

$  51.   «Die  Wahlen  erfolgen  nach  Haassgabe  des  unter  A. 
beigedruckten  Wahlgesetzes.^ 

$  54.    ^Dcr  Volksvertretung  stehen  im  Allgemeinen  folgende 
Rechte  zu: 

a.  die  Miiwffkwig  bei  der  Besteuerung,  insbesondere  das 
Recht  der  Steuerbewittigung; 

b.  die  Mitwirkung  bei  der  Ordnung  des  Staatshaushaltes^ 

sowie 

c.  bei  der  Gesetzgebung; 

d.  das  Recht  des  Geselzesvorscblags ,  der  Beschwerde» 
der  Adresse,  sowie  der  Anklage  der  Minister.^ 

•   S  63.   »Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinsdialtUch  durah 

-  .     den  forsten  und  die  Landesvertretung  ausgeübt.  - 


(K^         GüUigkeii  dv  von  5.  Mm.        hU  4.  Not«  18$3 

Die  l'cbt-reinstiiDitiiin^  drs  FOrsten  und  des  Landtags  Ist 
zu  jedem  Gesetze  erforderlich.'' 
$  80.    „Die  der  Volksvertretung  zustehenden  Rechte  werden 
etc.  ausschliessend  von  derselben  im  Landtagre  ausgeübt.** 

S  81.  »Der  Landlag  soll  regelmässig  alle  drei  Jahre  im  Monat 
October  und  ausserdem,  so  ofl  es  zur  Erledigung  dringender 
und  wichtiger  Landesangelegenheiten  von  der  Staalsregierung, 

sei  es  nnch  eip^enem  Ermessen,  sei  es  auf  Antrag  der  Volks- 
vertretung fiir  noUiig  befunden  wird,  einberufen  werden." 

S  97.  »Dem  Fürsten  steht  das  Recht  zu,  den  Landtag  unter 
Angabe  der  Gründe  zu  vertagen  oder  aufzulösen. 

Im  Falle  der  Auflösung  erlischt  das  Mandat  der  sämmt- 
lichen  Abgeordneten  von  selbst.* 

$  102.  »Das  gegenwirtige  Verfassungsgesets  ist  für  alle 
Landesangehörige  nach  seiner  Verkündigung   durch  den 

Landesfürsten  verbindlich." 

„Wir  werden  dieses  Slaatsgruiidgeselz  im  Ganzen  ,  wie  in 
seinen  einzelnen  Theilen  treu  und  gewissenhaft  beobachten,  gegen 
alle  Eingriffe  und  Verletzungen  nach  Kräften  schützen  und  weisen 
Dnsere  Behörden  und  Diener  an,  demselben  unverbrttchlich  nach» 

zuleben.    Schleiz  den  14.  April  1852.* 

Das  Wahlgesetz  von  demselben  Tage  sagt  im  Eingange: 

»da  die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  das  dem  Wahlgeselze 

vom  30.  November  1849  zum  Grunde  liegende  System  allge- 
meiner, directer  Wahlen  ohne  Census  und  ständische  Gliederungen 
nicht  ausreichend  ist,  um  allen  Tragern  der  öflTentlichen  Wohl- 
fahrt Gelegenheit  zu  geben,  ihre  Stimme  bei  den  Beralhungen 
der  Vertreter  des  Landes  geltend  zu  machen,  so  haben  Wir  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  ersten  ordentlichen  Landtage  be> 
schlössen,  das  erwähnte  Wahlgesetz  aufzulieben  und  wegen  der 
Zusammensetzung  und  der  Wahl  der  Landesvertretung  Folgendes 
«SQ  verordnen^  etc. 

Das  Wahlgesets  bestimmt,  dass  die  Zahl  der  Landesvertreler 
.auf  19  festgesetzt  sein  und  dass  4  durch  directe  Wahlen  der- 
jenigen Grundbesitzer,  welche  mindestens  124  Morgen  Acker- 
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land,  G»rten  oder  Wiese  beiitien,  <fie  übrigen  15  aber  dorch 
indirecte  Wahlen  hervorgehen  and  aaf  3  Jahre  gewihR  werden 

sollen. 

Die  Erwartung,  dass  der  Landtag  nach  Publication  des  neuen 
SlaatBgrund-  und  Wahlgesetzes  aufgelöst  und  dass  Neuwahlen 
angeordnet  werden  würden,  erMte  sich  nicht,  vielmehr  blieb 
der  alte  Landtag  auch  nach  erfolgter  PabKcation  jener  Gesetze, 
nach  dem  5.  Mai  1852,  in  Thttigkeir. 

Am  3t.  Miirz  1852  wurde  er  vertagt,  nm  12.  Mai  1852 
aber  wieder  zusammenberufen,  am  25.  Juni  1852  wieder  veriagk, 
aber  am  5.  Mai  1853  wieder  einberufen,  am  13.  desselben  Mo- 
nats noch  einmal  vertagt,  am  14  September  1853  noch  einmal 
einbemfen,  nnd  endlich  am  4.  November  1853  anfgeldst 

Vielfach  hat  der  Landtag  während  seines  Zusaiiimenscins  in 
der  Zeit  vom  5.  Mai  1852  bis  4.  November  1853  die  der  Volks- 
vertretung nach  §  54  des  Staatsgrundgesetaes  vom  14  April  1852 
anstehenden  Rechte  ansgetibt. 

Unter  der  Mitwirkung  dieses,  in  Gemtfssheil  des  Wahlge- 
setzes vom  30.  NüvtMiiljer  1849  zusammengesetzten  Landtags 
sind  nach  dem  5.  Mai  1852  eine  Reihe  wichtiger  Gesetze 
und  Verordnungen  berathen  resp.  verabschiedet  und  publicirt 
worden,  von  denen  hier  nur  folgende  genannt  werden  sollen :  • 

1)  Gesetz,  die  Regelung  der  Presse  betr.,  vom  5.  Jdi  1852. 

2)  Gesetz,  das  Vereins-  und  Vefsammlüngsrecht  betr.,  vom 
5.  Juli  1852. 

3)  Gesetz  über  die  Gewerbe-  und  f  ersonalsteuer  v.  I.Juli  1852. 
4}  Verordnung,  betr.  den  Organismus  der  Verwaltungsbehörde« 

vom  19.  Juli  1852. 

5}  Firma-  und  Procuraordnung  vom  2.  August  1852. 

6^  Gesetz  über  die  Authebung  der  FatrimoQialgerichlsbarkeil 

vom  4.  December  1852. 
7}  Gesetx,  die  Organisation  der  Jnstizbehörden  betr.,  vom 

4  December  1852. 
8)  Gesetz  Uber  den  Civilstaatsdienst  vom  16.  Juni  1853. 
9}  Gesetz  wegen  Aufhebung  des  Lebensverbandes  vom  28. 

Juli  1853. 

10}- Geseift  über  dio  Intestaterbfolge  yom  10.  December  i85d. 

Zttladtf.  tür  SUaUw.  1854.  2t  Htft.  23 
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Ferner  bat  derselbe  Landtag  und  zwar  ebenfalls  in  der  Zeil 
vom  5.  Mai  1852  bis  zum  4.  November  1853  das  Einnahme- 
lind Ausgabebudget  9  die  Amortisayon  der  Staatsschuld  und  den 
darauf  basirten  Finanaplau  berathen  und  festgestellt,  Stenern  l>e-  i 
willigt,  über  die  Art  und  Weise  der  Steuererhebung,  namenüich 
der  Umlcgung  der  Grundsteuern  Beschüße  gefasst  und  ver- 
schiedene YerwiUigungen  gemacht. 

In  einer  seiner  letzten  Sitzongen  vftiüte  der  Landtag  einen 
Landtagsausschuss,  welcher  noch  jelst  besteht  und  die  nach  dem 
Staatsgrundgesetze  vom  14  April  1852  gegebenen  Rechte  CarC^ 
dauernd  ausübt. 

Auch  in  Betreff  einzelner  At)geordneten  sind  innerhalb  der 
mehrfach  erwähnten  Periode  vom  5.  Mai  1852  bis  4.  Nov.  1853 
verschiedene  Veränderungen  vorgegangen. 

Der  Abgeordnete  Landrath  F.  von  Lobenstein  legte  sein 
Mandat  nieder.  Für  ihn  wurde,  nachdem  Andere  die  auf  sie 
gefallene  Wahl  abgelehnt  hatten,  nach  Maassgube  der  Be- 
stimmungen des  Wahlgesetzejs  vom  dÜ.  Nov.  1849  i 
und  «war  als  das  neue  Wahlgeselz  bereits  geraume  Zeilpnhltr 
oirt  war,  der  Obergerieblsadvocal  A.  von  Gera  als  Abgeordneter, 
der  Schrinführer  und  Juslizamts  -  Kopist  M.  von  Lobeuslein  als 
Stellvertreter  gewählt. 

Der  Landtag  erkannte  beide  Wahlen  am  10.  Mai  1853  als 
gttttig  an,  der  Abgeordnete  A.  wurde  an  demselben  Tage  nadi 
S  53  des  revidirten  Staatsgrundgesetzes  verpflichlet  und  bat  seit- 
dem an  den  Beraihuagea  und  Abblimaiungeu  im  LaudUge  Theil 
genommen. 

In  der  Folge  wurden  Neuwahlen  im  4len  und  12ten  Wahl- 
bezirke ndthig,  eben&Us  nach  dem  Wahlgesetie  vom  30.  üov. 
1849  vorgenomuien  und  von  dem  Landtage  als  zu  Rechl  be- 
ständig angesehen.  Die  äo  gewählten  Abgeordneten  traten  als 
Glieder  des  Landtags  am  15.  September  und  resp.  13.  Oct.  1853 
ein  und  haben  von  da  an  bis  zur  Auflösung  des  Landtags  als  ^ 
Abgeordnete  mitgetagt 

Eine  Anzahl  von  Rjtlergütsbeaitsern  bat  in  mehreren«  theSs 
an  Se.  Durchlaucht  den  regierenden  Fürsten,  theils  an  das  Mi- 
nißtenum  gcnchlctcA  Eingaben  ausgefiUtrt^  dass  dor  nach  dem 
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fiÜtAtsgrnind-  und  Wiblgesetze  vom  30.  November  1849  süSflm- 
in6ii|fe8$tEt6  Landtagr  nach  erfolgter  PobHcalion  des  neuen  Ver^ 
fassnngs--  rnid  Wahlgesetzes  nicht  mehr  befugt  sei,  die  der  Volks- 

Vertretung  Zustehenden  Rechte  auszuüben  und  gebeten,  denselben 
aufzulösen.  Die  Staalsregterung  ist  auf  diess  Gesuch  erst  am 
4.  November  1853  eingegangen,  indem  sie  an  der  Ansiebt  fest- 
hielt, dass  der  Landtag  in  seiner  ursprfln glichen  Zusammen- 
setzung bis  zum  Ablaufe  der  Wahlperiode  —  bis  zum  10.  Nov. 
1853  —  die  veiCassüngsinässigc  Landesvertretung  sei. 

Der  Landtag  selbst  hat  diese  Ansicht  getheilt,  wie  daraus 
SU  entnehmen  ist,  dass  er  über  eine  dieser  Eingaben,  welche 
ftim  in  Abschrift  mitgetbeilt  wurde,  zur  einfachen  Tagesordnung 
überging. 

Ein  neuer  Landlag  auf  Grund  des  Wahlgesetzes  vom  14.  April 
1852  ist  bis  jetzt  von  der  Slaatsregierung  nicht  zusammenberufen 
worden. 

Es  entstehe«  nun  zwei  Fragen? 
L  War  der  nach  dem  Wabigesalse  fom  30.  November  1849 
zusammengesetzte  Landtag  befugt,  die  Rechte  der  Volksver- 
tretung zu  gebrauchen,  nachdem  das  Slaatsgrundgesctz 
und  das  Wahlgesetz  vom  14.  April  1852  unter  dem  5.  Mai 
desselben  Jahres  pubücirt  worden  und*  sind  insbesondere 
die  unter  seiner  Ifitwirkung  in  der  Zeil  vom  5.  Mai  1852 
bis  zmn  4.  Nov.  1869  zii  Stande  gekommenen,  publicirten 
Gesetze  gültig? 

2.  Welche  Mittel  sind  vorbanden ,  um,  wenn  diese  Frage  mit 
^Nein^  Imntwortet  wird,  die  gedachlten  Gesetze  ausser 

Wirksamkeit  zu  setaeaf 

*  '.«.••■ 

II.   Eechtliehe  Ausführung  über  die  Gültigkeit  der  vom 
5.  Hai  1852  bis  xnm  4.  November  1853  eriasaaueft  fiesetse. 

-  ,  *    .  .         •  * 

Nadi  den  bereüs  angeführten  Bestimmungen  des  neu^n  Ver- 

fassuiigs-  uad  Wahlge^^txes  btehen  wobt  folgende  Salze  ieelit- 
Jich  fest: 

.  .l..Jlit.der..am.  5*  Hui.  1$52.  1^  ^folgten  Pubtöoation  des 

23» 
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Staatsg^rundgesetzes  und  des  Wahlgesetzes  vom  14.  Aj^'i 
1852  sind  das  Staatsgrundgesetz  und  das  Wahlgesetz  vom 
30.  November  1849  aufgehoben;  das  perticulare  StaatsrcüDbt 
des  Fürstenthums  Reuss  j.  L.  isl  vom  5.  Mai  1852  an 
ausschliesslich  nach  dem  neuen  Yerfassuugs-  und  Wahl- 
gesetze zu  beurtheilen. 

2.  Die  Volksvertretung  insbesondere  bat  vom  5.  Mai  1852 
an  —  in  gleicher  Weise  wie  auch  der  FttrsI  —  dasjenige 
Maass  von  Rechten  ansznttben,  welches  ihr  das  Staats«- 

-  grundgesetz  vom  14.  April  1852  einräumt. 

Aendert  dieses  Gesetz  das  frühere  dergestalt  ab,  dass 
der  Yollisvertretung  einige  Befugnisse  entzogen  werden, 
so  ist  sie  ebenso  gewiss  fortan  nicht  mehr  berechtigt,  die« 
selben  auszuOben,  als  sie  befugt  isl,  die  ihr  durch  das 
revidirle  Slaalsgrundgesetz  vom  14.  April  1852  etwa  zu- 
geslandenen  neuen  Rechte  zu  gebrauchen.  Wäre  zum 
Beispiel  durch  die  neue  Verfassung  bestimmt:  die  Volks- 
vertretung ist  nicht  berechtigt,  bei  der  Gesetzgebung  mit- 
zuwbken,  dann  würde  sie  zweifelsohne  vom  Tage  der 
Publicalion  an  aiifhüren,  ein  Faclor  der  Gesetzgebung 
zu  sein.  Wäre  andrerseits  erst  durch  die  neue  Verfas- 
sung bestimmt :  die  Volksvertretung  hat  das  Recht  des  Ge- 
setzesvorschlags, dann  wttrde  sie  gewiss  vom  Tage  der 
Publlcation  dieser  neuen  Verfassung  an  befugt  sein,  Ge- 
setze vorzuschlagen. 

3.  Die  Volksvertretung  ist  verpflichtet,  die  ihr  nnch  dem 
Staaisgrundgesetze  vom  14  April  1852  zustehenden  Rechte 
80  auszuUben,  wie  dieses  Gesetz  es  vorschreibt«  Es  darf 
zum  Beispiel  kein  Volksvertreter  sefne  Stimme  durch  Auf- 
trag ausüben  lassen,  oder  fiir  dieselbe  Instruction  annehmen, 
weil  diess  durch  das  Gesetz  vom  14.  April  1852  ver- 
boten ist. 

4  Zur  Ausübung  derjenigen  Rechte^  welche  der  Volksver- 
tretung zustehen,  sind  nur  verfassungsmässig  ge- 
wSblte  Abgeordnete  befugt.  Verfassungsmässig  ge- 
wählt ist  ein  Abgeordnitor  nur  dann,  wenn  seine  Wahl 
nach  dem  neuen ,  einen  iniegrirenden  Theii  des  jrevidirleu 
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'  Slaatsgrundgt  setzes  bildenden  Wahlgeselze  vom  14  April 
1852  vollzogen  ist. 

Es  ist  ein  unbestritlener  Recblssatz,  dass  jedes  Gesets  seine 
Wirliong  als  ein  Ganzes  äussert  und  nicbl  snai  Theil  Jelxl, 
suni  Tbeil  später  wirksam  wird.  Giebt  man  zu,  dass  die  6e* 
sliminungen  des  revidirlen  Slaatsgrundgreselzes  über  das  Slaals- 
gebiet,  die  Staatsangehörigen  und  ihre  Hechte  mit  dem  Tage  der 
Pttblication  ins  Leben  getreten  sind,  so  wird  man  auch  zugeben 
müssen,  dass  die  Bestimmungen  fiber  die  Volksvertretung  und 
deren  Zusammensetzung  sofort  Geltung  erhalten. 

Das  levidirle  Staatsgrundgeselz  vom  19.  April  1852  sagt 
vom  5.  Mai  1852  an  sollen  Abgeordnete,  welche  nach  dem  bei- 
gedruckten Wahlgeselze  gewählt  sind,  das  heisst  19  Männer, 
von  denen  15  durch  indirecte  Wahlen,  4  durch  die  Besilzer  von 
mindestens  124  Morgen  Ackerland,  Garten  oder  Wiese  dircct 
gewählt  worden  sind,  die  Rechte  des  Volkes  als  Volksver- 
tretung ausüben;  diese  so  zusamiuengcselzte  Volksverlrelunür  ist 
berechtigt,  bei  der  Besteuerung,  der  Ordnung  des  Staatshaushaltes, 
der  Gesetzgebung  mitzuwirken;  diese  so  zusammengesetzte  Volks- 
vertretung hat  das  Recht  des  Geselzesvorschlags,  der  Beschwerde^ 
der  Adresse,  sowie  der  Anklage  der  Minister. 

Ist  die  Volksvertretung  aul  andere  Weise,  also  nicht 
in  Gemässheit  des  Slaalsgrund-  und  des  Wahlgesetzes  vom 
14»  April  1852  gebildet,  dann  ist  sie  keine  Volksvertretung  im 
Sinne  des  Gesetzes,  vertrilt  folgewetse  das  Volk  nicbl  und 
kann  gttltig  dessen  Rechte  nicht  ausüben. 

Nach  dem  Slaatsgrundgeselze  und  dem  Wahlgeselze  vom 
30.  November  1849  wurde  das  Volk  durch  19  aus  di  reden 
Wahlen  hervorgegangenen  Abgeordnelen  vertreten ;  wären  einige 
Abgeordnete  unter  der  Herrschaft  dieser  Gesetze  i n dir ect  ge- 
wühlt worden,  Niemand  würde  behaupten»  dass  die  unter  ihrer 
Mitwirkung  zu  Stande  gekommenen  Beschlüsse  gültig  wSren. 
Ebenso  umgekehrt :  nach  der  neuen  Verfassung  ist  Niemand  be- 
fugt, die  Rechte  der  Volksvertretung  auszuüben,  der  nicht  in 
Gemässheit  des  nenen  Wahlgesetzes  Abgeordneter  geworden  ist. 
Diejenigen  Maassrcgeln,  Verwilligungen  und  Gesetze,  welche 
:nach  dem  5.  Mai  1852  von  den  19  aus  Urwaltlen  hervor- 
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gegaiifTpiun  Al)geordnefen  mil  der  Slaatsregierung  verabschiedet 
worden  sind,  haben,  weil  d  i e  s  e  Versammlung^  nach  dem  Staats- 
griindgesetie  vom  14  April  1852  nichl  den  Landtag  bildet, 
s«  jenen  Maassregeln ,  Verwaiigangen  and  Gesetzen  aber  die 
Uebereinsllmmungf  des  Pürsten  und  des  Landtags  erfbrderlidi 
ist,  ebenso  zuverlässig  kerne  Gellung,  als  alle  von  jener  Ver- 
sammlung vor  dem  5.  Mai  1852  gefassten  ßeschlüsse  zu  Recht 
beleben,  weil  bis  2U  diesem  Tage  das  Staalsgmndgesetg  ond 
das  Wahlgesetz  Tom  90.  November  1849,  auf  Grund  derer  sie 
die  Volksvertretung  bildeten,  in  Kraft  geblfeben  Ist. 

Dass  der  5.  Mai  und  nicht  der  14.  April  der  entscheidende 
Tag  ist,  folgt  notbwendig  daraus,  dass  jedes  Gesetz  mit  dem 
Tage  der  Poblioation  consummirt  wird  ond  erst  von  da  an  seine 
flerrscbafl  inssert 

Die  Annahme,  dass  die  Befugniss  der  nach  der  Gesetzgebung 
vom  30.  November  1849  gewülilttn  Abgeordneten,  die  Rechte 
der  Volksvertretung  auszuüben,  auch  nach  erfolgter  Publication 
des  Staatsgruttdgesetzes  nnd  des  Wahlgesetzes  vom  14.  April  1852 
forldaure  und  erst  mit  dem  Zeitpunkte  nafhdre,  wo  die  Land* 
tagsperiodOt  f&r  welche  gewSblt  würde,  abgelaufen  ist,  führt  zu 
Consequenzen,  welche  die  publicirlen  Gcselze  illnsorisch  machen. 
Man  denke,  dass  die  Staatsregiernng  nach  dem  5.  Mai  1852, 
aber  innerhalb  der  Landtags- Wahlperio  de  für  nOlbig  be- 
iVinden  hatte,  das  vom  14.  April  1852  datirte  Verfassung»- 
und  Wahlgesetz  wieder  aufzuheben  nnd  die  Gesetze  vom  30.  Nov. 
1849  wiederheizuslelien.  Man  denke,  dass  der  Landtag  in  seiner 
alten  Zusammensetzung  einer  solchen  Regierungs- Proposition 
zugestimmt  halte,  dann  verschwand  die  neue  Verfassung, 
das  neue  Wahlgesetz,  ebne  dass  die  nach  ihnen  ins  Leben  ge- 
Tufene  Volksvertretung  1ha i ig  werden  konnte!  Man  erwttge,  dass 
die  Wahlperioden  in  andern  deutscliLn  Landern,  namentlich  früher» 
12,  8,  6  Jahre  dcuierten,  ja  dass  hie  und  da  —  vgl.  §  19  des 
Waldeckschen  Staatsgrundgesetzes  vom  Jahr  1816  —  die  Ab- 
geordneten lebenslänglich  gewählt  wurden. 

Wenn  in  den  ersten  Jahren  der  Wahlperioden  Verfassung 
und  Wahlgesetz  geändert  werden,  kann  unmöglich  die  alte  \  olks«- 
Vertretung  noch  eine  Reihe  von  Jahren  rechtsgültig  thalig  sm 
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■Jänd  lach'  Befinden  jene  Aendeningen  Wieder  Indern.   Odei^  man 

selze  den  Fall,  dass  die  Staalsregierung  den  Landlag  mit  dem 
5.  Mai  1852  aufi^elüst  und  einen  neuen  Landtag  nach  dem  Ge- 
setze vom  14  April  1852  einberufen  hlUlen,  i^ewrss  wären  die 
Verabschiedangen  mit  solchen  SUiaden  recbilicfa  nicbl  anzii- 
Kweifeln  gewesen. 

Sollen  die  Verabscbledimgen  in  gleicher  Welse  wirksam  sein, 
wenn  der  auf  Gnind  des  aufgehobenen  Wahlgeselzes  vom 
30,  iNovember  1849  erwählte  Landtag  seine  Zustimmung  giebt, 
dann  isl  es  dem  firmessen  der  Regierung  anheimgegeben,  ob  das 
nene  oder  das  alte  Gesets  gelten  nnd  zur  Anwendung  ge- 
braebt  werden  soll.  Neben  einander  können  aber  xwet  Ge- 
setze, von  denen  das  eine  das  andere  aufhebt,  nicht  gleichzeitig 
in  einem  Staate  bestehen. 

Ilan  könnte  einwenden:  aus  der  Aufliebung  des  Wahlge* 
setzes  vom  30.  November  1849  folgt  nicht,  dass  die  W irknng e n 
dieses  Gesetzes,  die  Wahlen  der  Abgeordneten  ungOllIg  werden. 

Insoweit  ist  das  richtig,  als  die  Legitimation  der  Abgeord- 
neten ihren  Wählern  gegonüber  nicht  berührt  wird,  aber  ebenso 
richtig  ist  es,  dass  diese  Abgeordneten  die  ihnen  als  Volks- 
vertreter zustehenden  Rechte  dann  nicht  mehr  ausüben  können, 
wenn  das  neoe  Gesetz  sagt:  diese  Rechte  soll  fortan  eine  m 
andererWeise  zosammengesetete  Volksvertretung  gebrauchen. 

Wenn  der  nach  dem  neuen  Gesetze  zu  bildende  I  amltag 
diese  Rechte  hat,  dann  ist  eben  der  frühere  Landtag  nicht 
mehr  deren  Innehaber.  Die  Wahlen  an  sich  bleiben  demnach 
,  glttlig  bi»  zom  Ablauf  der  Wahlperiode,  oder  der  Attilösnng  des 
Landtags,  dieRechte,  der  Inhalt  des  Mandats  aber  hörten  ipso 
jure  auf  uiit  der  Pubiication  des  neuen  Staatsgrund-  und  Wahl- 
gesetzes. 

Ein  anderer  Einwurf  lautet  so:  das  neue  Wahlgeselz  tritt 
allerding»  mit  dem  Tage  der  Pubiication  in  Kraft,  kann  aber  erst 
wirksam  werden,  wenn  ein  Fall  vorkommt,  der  unter  das  Gesetz 

fällt,  das  heisst,  wenn  eine  Neuwahl  nothwendig  wird. 

Das  würde  begründet  sein,  wenn  nicht  das  neue  Wahlgesetz 
wie  auch  das  fitthere,  ein  in  tegrir  ender  Tb  eil  des  Staats- 
•fnmdgeselzes  wXre.  Dieses  bestimmt:  nnr  die  nach  dem  neuen 
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Wahlgesetze  gewShheii  AbgeoNaeten  kOrnien  gfttl^  die  Keehte 
der  Volksvertretung  ousttben,  also  tarn  Beispiel  bei  der  Gesetz- 
gebung mitwirken.  Sobald  nun  der  Fall  eintritt,  wo  ein  Recht 
der  Volksvertretung  gebraucht,  wo  bei  einem  Acte  der  Ge- 
setzgebong  mitgewirkt  werden  muss,  dann  ist  die  Veranlassung 
vorhanden,  eine  Volksvertretung  nach  dem  neuen  Wahlgesetie 
Ins  Leben  zu  rufen.  Geschiebt  das  nicht,  dann  cessiren  die  Acte, 
bei  denen  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  erforderlich  ist. 

Wollte  man  die  Behauptung  aufstellen ,  dass  ja  die  in  Ge- 
mässheit  des  Wahlgesetzes  vom  30.  November  1849  auf  zwei 
Jahre  gewfthlten  Abgeordneten  ein  Recht  gehabt  hitlen,  zwei 
Jehre  lang  ihre  Mandate  auszuüben,  so  ist  hiergegen  Folgendes 
zu  bemerken. 

Da  der  Slaatsregierun^  nach  dem  SlaHlsgrundgesetze  vom 
30.  Idoveniber  1849  das  Recht  zustand»  den  Landtag  aufzu- 
lösen, so  kann  von  einem  wohlerworbenen  Rechte  der 
gewühlten  Abgeordneten,  dieses  för  die  Landtagsperiode,  filr  die 
sie  unwiderruflich  nur  von  Seiten  der  WShIer  gewfihlt  wurden, 
zu  bleiben,  die  Rede  nicht  sein.    Davon  kann  überhaupt  keine 
Rede  sein,  weil  das  Mandat  der  gewählten  Abgeordneten  nach 
heutigen  Verfassungen  nie  und  am  wenigsten  nach  einer  soicbefl 
Repräsentativverfassung,  als  von  der  es  sich  hier  handelt,  wie 
ein  jus  guaesiftim  zu  betrachten  ist.   Denn  der  Begriff  eines 
wohlerworbenen  Rech  tos,  welches  nur  gegen  £nl2>diadigung  auf- 
gehoben werden  soll,  erfordert: 
a}  dass  es  ein  Recht  ist,  welches  als  ein,  durch  einen  gül- 
tigen, besondern  Rechtstitel  begrOndeler,  gegenwürtiger 
Beslandlhetl  derPrivatrechtssphfire  einer  bestimmten 
Person  betrachtet  werden  muss.    Die  Berechtigung  und 
Verpflichtung   des    gewählten    Landtagsdeputirten  gehört 
aber,  wie  von  selbst  klar  ist,  nicht  in  seine  Privatrechts- 
sphäre;  sie  ist  ein  Mandat,  ein  Auftrag  zu  gewissen  alaat- 
liehen  Functionen,  also  ein  wesentlich  publicistisches  Ver« 
hältniss ; 

h)  Begründung  eines  Hechtes  durch  einen  s  p  e  c  i  e  11  e  n 
und  gültigen Rechlslüel.  Hiemach  kann  ein  Verhältniss, 
welches  seiner  wesentlichen  Natur  nach  ein  Pfüchtvor^ 
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häUniss  ist,  wie  zum  Beispiel  ein  (ifTLnlliches  Ami,  oder 
die  Function  eines  Abgeordneten,  an  sicii  niclit  als  ein 
wohlerworbenes  Rechl  erscheinen. 

Wo  Jemand  eine  Stellung  oder  Function  hat,  die  von  den 
bestehenden  Gesetzen  und  öfTentlichen  Einrichtungen  im  Staate 
unmittelbar  abhängt,  wie  es  bei  dem  Mandate  des  Abgeordneten 
der  Fall  ist,  welches  durch  die  Ausübung  des  der  Staalsregierung 
zustlUidigen  Auflösnngsrechls  erlischt,  da  Jcann  von  einem  wohl- 
erworl>enen  Rechte  im  eigentlichen  Sinne  nicht  gesprochen  werden. 

Ofe  Staatsregiemng  hat  den  um  die  Anflösung  des  Landtags 
peliliontrenden  RiUcrgutsbesitzLrn  ferner  eingewendet,  dass  der 
erste  ordentliche  Landtag  ausser  zur  Revision  der  Verfassung 
und  des  Wahlgesetzes  aach  bernfen  worden  sei,  nm  über  die 
Bedürfnisse  der  Landesverwaltang  and  der  Gesetzgebnng  mit  der 
Regierung  zu  verhandeln  und  desshalb  seine  Fmictionen,  bis 
diese  seine  Aiifa^bc  erreicht  gewesen  soi,  auch  nach  Verab- 
schiedung und  Publication  des  revidirten  Staatsgrundgesetzes  und 
des  neuen  Wahlgesetzes  habe  fortsetzen  können. 

Abgesehen  davon,  dass  weder  in  dem  Einberufungsschreiben 
vom  13.  October  1851,  noch  in  den  Landtagsprotocollen ,  noch 
'in  ddr  Geselzsammlnng  jenes  als  Zweck  des  zosammenbemfenen 
Landtags  ausdrückhch  angegeben  worden  ist,  erledigt  sich  dieser 
Einwand  theüs  durch  den  gefiihrten  Beweis,  dass  die  Abgeord- 
neten, solange  der  Fürst  den  Landtag  anfsnlö^sen  befugt  ist, 
kein  Recht  haben,  dieses  fiir  die  Dauer  der  Wahlperiode  tu 
bleiben,  theils  ist  cu  erwiedem:  nur  der  Landtag,  das  will  sagen 
die  V  e  r  fa  SS  u  n  gs  m äs  s  i ge  Volksvertretung  ist  doch  jedenfalls 
einberufen  worden,  um  mit  der  Regierung  über  die  Bcdürfnisso 
der  Landesverwaltung  und  der  Gesetzgebung  zu  verhandeln. 
Vom  5.  Mai  18d2  an  hatte  lediglich  diejenige  Versammlung  die 
ErmKchligung,  solchergestalt  zu  verhandeln,  welche  aus  4  von 
den  Grundbesitzern,  15  indirect  gewählten  Abgeordneten  bestand. 
Haben  auf  andere  Weise  gewählte  Personen  diess  Recht  ausgeübt, 
dann  ist  das  eben  kein  Landtag  nach  der  Verfassung  gewesen. 

Ueberdiess  ist  der  Ausdruck  „Bedürfnisse  der  Landesver- 
waltung und  Gesetzgebung*^  so  allgemein  und  unbestimmt,  dass 
er  ohne  speciellere  Normen  fUr  seine  engere  oder  weitere  Be- 
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grenzungf  in  der  ncctiissjliiüe  nicht  von  Wirkung  sein  kann. 
Der  Landtag  halte  bereits  vor  Publicalion  des  neuen  Verfassungs- 
ond  Wahlgesetzes  eine  Reibe  anderer  Gesetze  mit  der  Staate 
regiening  verabschiedet  —  zum  Beispiel  ein  Gesetz  Über  die 
Aafhebang  des  privilegtrfen  Gerichtsstandes,  ein  Slrafgesetzhncb, 
ein  Grsr-iz  (iIm  r  diC  Aufliebnng-  der  Grundrechte  dos  denlsi  lien 
Volks  u.  6.  w.  —  ausi»er(iem  versciiiedcncn  von  der  Hegiei  urig  pro- 
ponirlen  Administrativ  -  und  Finanzmaassregeln  zugestimmt  und 
man  iiann  mit  demselben  Rechte  behaupten»  dass  hiermit  die  #0»- 
'dtlrrnisse  der  Landesverwaltung  und  Gesetzgebung  erscfiöpft  ge- 
wesen  seien,  als  auf  der  andern  Seile  sagen:  diese  Ucdiit fiiiüae 
haltf  n  nve  noch  WLilcrc  TliHligkeit  des  Landtags  erfordert. 

Endlich  ist  nnrh  zu  erwähnen,  dass  allerdings  der  altr  Land- 
tag nach  dem  5.  Mai  1852  anter  der  Voraussetzung  dieReeiile 
der  Volksvertretung  auszuüben,  insbesondere  die  an  ihn  gelai^gleA 
Regierungsvortagen  zu  erledigen  befugt  gewesen  wäre,  wenn 
die  Slaat.^reniri  iinnr  niil  di  m  Landlage  vor  dem  5.  Mf^i  1852 
eine  Verabscliiedung  dahin  gelrotfcn  und  als  Theil  der  Verfassung 
legnl  publicirt  hälte^  dass  die  bisherige  Volksvertretung  trotz  der 
Publlcatton  des  neuen  Verfassungs-  und  des  neuen  Wahlge- 
setzes bis  zum  Ablaufe  der  Wahlperiode  fortzntagen  das  Recht 
haben  solle.  Derartige  Verai^scljiitiungLii,  welche  die  Public;! lioii 
•neuer  Verfassungs-  und  Wahlgesetze  beschranken,  sind  der  Grund, 
wesshalb  hie  und  da  in  andern  deutschen  Staaten  die  Stünde 
auch  nach  erfolgter  Pubhcation  neuer  Verfassungs-  ünd^Walii- 
geselze  tn  ThÜligkeit  geblieben  sind.  Im  vorliegenden  Falle  ist 
-eino  solche  Verabschicdimg  Jiicht  gettoll'en  iiiid  auch  viel  vveiiigor 
ein  derartiges  Gesetz  erlassen  worden.  Die  einziirr,  gesetzliche 
Bestimmung  ist  die,  dass  das  Verfassungsgesetz  für  iiande»- 
angehdrigen. mit  domTage  seiner  Puhl ication  durch  disn 
Landesl^slen  verbindtieh  sein  soll.  Diese  Bestimmong  w^rde 
soüiir  entffeffensfp[i(  iido  Verabschieduncfen  und  Gesetze  von 
alieretu  Dalum  aulheben,  wie  jedes  neuere  Gesetz  das^ätteae 
authebt 

Aus  den  vorstehenden  Dedudionen  folgt:  die  Staatsregierung 
war,  wenn  sie  Regierungsacle  vornehmen  wollte,  zu  denen  die 

'Volksvertretung  mitzuwirken  halle,  verpüidilet,  einen  neuen 
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Landtag  Buf  Grund  des  neuen  Wahlgresetzes  einzuberufen  und 
den  alten  Landtag  aufzulösen.  Man  kann  nicht  schlechthin  sagen, 
Regiening  hätte  nothwendig  den  Landtag  sofort  mit  dem 
5.  Mai  1852  auHdsen  mttssen.  Hierzu  ist  sie  an  sich  nur 
berechtigt,  nicht  verpflichtet.  Verpflichtet  aber  Ist 
die  RegitTunn|-,  zu  Gesetzen  und  gewissen  Verwallungs  -  und 
Finanzmaassrogelü  die  Zustimmung  der  verfassungsmässigen 
VoiksvertretQBg  ein«uhoien  und  wenn  eine  Verfassung»- 
nisaige  VoUcsvertrelung  nicht  mehr  exislirt,  eine  solche,  so* 
bald  deren  Thätrgkeit  erforderlich  wird,  zusammenzurufen.  Diese 
Verpflichtung  führt  eo  ipso  zu  der  Auflösung  des  frUhern 
Landtags. 

Vom  5.  Mai  1852  bis  4  November  1853  hat  die  Staati- 
regiernng  des  POrBtentliums  Renss  j.  L.  mit  einer  Volksver- 
tretung getagt,  welche  nicht  in  Gemfissheit  des  am  5.  Mai  1852 
publicirten  Staalsgrundgeselzes  vom  ii,  April  desselben  Jahres 
zusammengesetzt  war  und  folgeweise  sind  alle  in  dieser  Zeit 
unter  der  MitwIriKung  dieser  Versarnmlnng  so  Stande  getiommenen 
Haassregeln,  Verordnungen  und  Gesetze  ungültig. 

Passt  man,  völlig  abgesehen  von  diesen  Erörterungen,  die 
zweite  Seite  des  Falles  ins  Auge,  dass  nämlich  nach  dem 
5*  Mai  1852  drei  Abgeordnete  ihre  Mandate  niedergelegt  haben, 
dass  an  deren  Stelle  in  Gemftssheit  des  ausdrücklich  auf- 
gehobenen Wakigesetzes  vom  30.  November  1849 
drei  Andere  gewihlt  worden  und  in  den  Landtag  als  Abgeordnete 
eingetreten  sind,  so  ist  zu  behaupten,  dass  der  Landtaff  von 
diesem  Eintritte  an,  seihst  wenn  er  im  Uebrigen  competent  ge- 
wesen wäre,  nnllhig  geworden  ist,  die  Rechte  der  Volksver^ 
tretung  gültig  auszuüben. 

Thatsüchlich  brauchen  von  den  19  Abgeordneten  nach 
den  Bestimmungen  der  Gesetzgebung  mir  V3  anwisund  zu  sein, 
um  gültige  Beschlüsse  zu  fassen,  rechtlich  müssen  19  Abge- 
ordnete vorhanden  sein.  Hier  war  die  Möglichkeit  gar  nicht 
gegeben»  nach  dem  5.  Mai  1852  die  leeren  Platze  zu  besetzen, 
weil  das  ausser  Kraft  getretene  Wahlgeselz  vom  30.  Nov.  1849 
mit  rechtlicher  Wirkunc/  nicht  mehr  angewendet,  und  andrerseits 
zu  den  16  resp.  16  lorUagenden  Abgeordneten  neue  Glieder 
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nach  dem  Wahl^^  setze  vom  14.  ApWI  1852  selbstverständlich 
nicht  gewühlt  werden  konnten.  Man  halte  ja  nicht  einmal  zu 
enificheiden  veimocbt,  ob  dieselben  aus  der  Zabl  der  Gutsbe* 
iHzer  direcl,  oder  aas  den  übrigen  15  indirecl  zu  wählenden 
Abgeordneten  genommen  werden  mttssten.  Sonach  bestand,  da 
die  Neüwahlen  nach  dem  aufgeiiobenen  W  alilgeseize  nicht  güllig 
sind,  die  Landcsverlretung  de  jure  nur  aus  18  resp.  16  Abge- 
ordneten. Ein  Tbeil  des  Landes,  oder  was  glefcbbedootend 
Ist  —  das  ganze  Land  war  nicht  verfassungsmässig  ver- 
treten. 

Es  wird  ziJ»?('2:t'lM  n  werden  müssen,  dass  die  drei  neu  hin- 
zugekommenen Abgeordneten  durch  ihre  Gründe  in  den  Debatten 
wid  ihre  Abstimmungen  an  den  gefassten  Beschlüssen  mitgewirkt 
haben,  dass  diese  Beschlttsse  wenigstens  mi^glicherwcüse 
anders  ausgefallen  wären,  wenn  kein  Abgeordneter  sein  Handal 
niedergelegt  halte.  Es  liegt  also  auch  aus  diesem  Grunde  die 
X^ichtigkeii  der  Beschlüsse  des  Landtags,  der  unter  seiner  Mit- 
wirkung ergriffenen  Maassregeln,  der  mit  ihm  verabschiedeten 
Gesetze  zu  Tage. 

Das  aus  diesem  Grunde  resuHirende  Nichtigkeitsmomenl  wirkt 
indess  nicht  vom  5.  Mai  1852,  sondern  erst  voa  dem  Tage 
an,  wo  die  Volksvertretung  de  jure  nicht  mehr  aus  19  Abge- 
ordneten bestand,  wo  also  der  erste  von  den  drei  Abgeordneten 
sein  Mandat  niederlegte. 

Von  selbst  versteht  es  sich,  dass,  wenn  die  Gompetenz  des 
Landtags  selbst  nach  dem  5.  Mai  1852  rechllich  nicht  mehr 
begründet  war,  auch  der  kurz  vor  der  Auflösung  gewählte,  noch 
jetzt  bestehende  Landtagsausschuss  gültige  Beschlüsse  zu 
fassen  unfähig  gewesen  resp.  unfähig  noch  jetzt  ist» 

ni.  Die  rechtlich  zulässigen  Mittel  zur  Wiederaufhebting  der 
zwischen  der  Staatsregierung  und  dem  Landtage  in  der  Zeit 
fom  S.  Mai  1852  Ms  4.  November  1853  Tetemkatten  laais- 

regeln  und  fiesetze. 

Bevor  in  den  Gegensland  selbst  eingegangen  wird,  mag 
vorausgeschickt  werden,  dass  sich  eine  nicht  unbedeutende  An- 
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«abl  von  Riltergutflbeskzern  dahin  geeinigt  hat,  alle  verfassangs- 
massigen  Mlllel  anEowenden,  durcli  welche  die  aus  der  Thitigheit 
des  incoropelenten  Landtags  hervorgegangenen  Bescblilsse  «id 

Gesetze  Wiederau fgeliolien  werden  können. 

Diess  btreben  wird  gerechtfertigt  dadurch  zunächst,  dass  die 
Rittergutsbesitzer  wesentlicfae  materielle  Nacbtheile  durch  die 
Wirksamkeit  jenes  Landtags  erlHlen  haben.  Der  RÜterscbafl  im 
Fttrslenthnm  Renss  j.  L.  staftd  nMmHeh  ehemals  fast  aassohliess« 
licti  das  Recht  der  landständischen  Vertretung  zu.  Die  Verfassung 
vom  30.  November  1849  entzog  derselben  als  Corporation  jeden 
Theil  an  der  Volksvertretung  und  ^teilte  sie  allen  übrigen  Staats- 
engehörigen gleich.  Nach  dem  Wahlgesetze  vom  14.  April  1852 
seilen  4  Abgeordnete  von  den  grössem  Grundbesitzern  gewShlt 
werden;  die  Rittergulsbesilzer,  welche  in  dem  auf  Grund  des 
frühern  Wahlgesetzes  vom  30.  November  1849  componirten 
Landtage  gar  nicht  vertreten  waren,  durften  erwarten,  dass 
in  der  Folge  4  Abgeordnete  ihre  Interessen  ex  professo  wahren 
würden  nnd  mussten  daher  wünschen,  dass  der  neue  Landtag 
sofort  nach  Pubiication  des  neuen  Wahlgesetzes  ins  Leben 
gerufen  werde. 

Ferner  haben  die  Rittergüter  bis  zum  20.  März  18d0  das 
Recht  der  Befreiung  von  den  gewöhnlichen  Grundsteuern  ge» 
nossen.  Das  büoertiche  Grundeigenthum  hatte  regelmässig  jähr- 
lich 9  Steuern  aufzubringen,  und  nur  bei  aussergewöhnlichen 
Exigenzen,  in  Kriegszeiten  zum  Beispiel,  wenn  das  bäuerliche 
Grundeigenthum  15  Steuern  pröstiren  musste,  trat  eine  Contri-» 
butionspfliobt  der  Rittergüter  ein.  Durch  ein  mit  dem  ans  directen 
Wahlen  hervorgegangenen  Landlage  vereinbartes  Gesetz  vom 
•20.  Mai  1850  wurde  die  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  aufge- 
hoben und  die  Frage  der  Entschädigung  dafür  der  künftigen 
Gesetzgebung  vorbehalten.  Anstatt  diese  vorhehaltene  Frage  der 
Entschädigung  des  steuerfreien  Eigenthums  zu  Gunsten  des  letz- 
'  leren  zu  entscheiden,  hat  der  Landtag,  welcher  am  10.  Nov.  1851 
-snsammentrat  und  bis  zum  4.  Nov.  1853  tagte,  dieselbe  nicht  allein 
nicht  a  u  f  e  n  0  iinn  e  n ,  sondern  beschlossen,  dass  die  Sieuem 
von  dem  zeither  Steuer  fr  eien  Grundeigenlhume  nach  Steuer- 
einheiten, die  -Steuern  von  dem  seither  slejierbaren 
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GraiideigeDtliiitne  nach  dem  herk^mmliebeii,  factiteh  be> 

deutend  niedrigeren  Stcuciluüie  zu  erheben  seien.  Es 
wurde  somit  den  Rittergütern  nicht  nur  ein  wohlerworbenes  Recht 
ohne  Entschädigung  entasogen,  sondern  ihnen  auch  eine  gr^^asere 
StetterpAichi  als  dem  Übrigen  Giundbeailic  angeaoraen. 

Nicht  minder  als  durch  die  Pflfeht  der  SeHwtvertfaeidigung 
wird  der  gedachte  Entschluss  der  Rittergutsbesitzer  dadurch 
molivirt,  dass  der  jetzige  Zustand  jillgeiiieiner  Rechlsiinsicherheit 
im  Fürstenthume  Reim  j.  L.  um  jeden  Preis  beseitigt  wer- 
den, musa* 

Bei  einem  nnr  fiikcbtigen  Blicke  anf  die  Reihe  von  wichtigen 

Gesetzen  und  Verordnungen,  welche  unter  Mitwirkung  des  in- 
competenten  Landtags  vom  5.  Mai  1852  bis  4.  November  1853 
entstanden  sind,  und  unter  denen  hier  noch  einmal  nur  die  Ge- 
setze über  die  Intestaterbfolge,  die  Personal-  nnd  Gewerbeateoer, 
den  Civilataatadienst,  die  Firma*  und  Procura -Ordnung,  die 
Regelimg  der  Presse,  die  Verordnungen  Ober  die  Organisation 
der  Verwaltungs-  und  Justizbehörden  genannt  sein  sollen,  — *• 
im  Hinblicke  hierauf  wird  man  die  Ueberzeiigung  gewinnen,  dass 
der  Rechtszustand  in  hohem  Grade  gefährdet  ist,  weil  immeriiin 
die  Möglichkeit  bleibt,  es  lUinnten  diese  Gesetze  nnd  die  simmt- 
liehen,  auf  Grand  derselben  entstandenen  RechtsgestMfiis  als 
nichtig  angefochten  und  für  nichtig  erklürt  werden. 

Also  welche  Mittel  giebt  es  zur  Wiederl^rstellung  de« 
Bechtszustaodes  ? 

Als  der  nächstliegende  Weg,  der  den  mit  allen  rechtlich 
jgegebenen  Mitteln  nothwendig  verbundenen  traurigen  Conflicten 
zwischen  Regierung  und  Untertbanen  vorzubeugen  geeignet  wltre, 
bietet  sich  hier  die  Einreichung  eines  Gesuches  an  die  Slaals- 
regierung  dar:  es  mochte  dieselbe  die  mit  dem  Landtage  in  der 
Zeit  vom  5.  Mai  1852  bis  4.  November  1853  verabschiedeten 
.Gesetze,  deren  Gültigkeit  doch  mindestens  fihr  zweifelhaft  ge- 
achtet werden  müsse,  dem  anf  Grund  des  Wahlgesetzes  vom 
14.  April  1852  mit  Rücksicht  auf  die  Sachlage  schleunig  ein- 
zuberufenden Landtage  zur  Revision,  beziehungsweise  nat^h trag- 
lichen Genehmigung  vorlegen. 

^  Q^nbar^  würde  hiedurch  fllr  die  Ziikiinft  jader.  2weiM.X0Ur 
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«iändig  gelöst;  in  Betreff  der  auf  Grund  jener  Gesetze  bereits 
entsluideneii  Rechtsgeschäfte  empföhle  akh,  am  ihre  Anfechte- 
barkett  se  beseitigen ,  eine  Vereinberong  dahin  zu  treifeB,  daas 
die  Gesetze  als  rechlltdi  bindend  für  die  Zeit  vom  5.  Mai 
bis  zur  erfolgten  Revision,  resp.  Genehmigung  durch  ein  neues 
(«esetz  erklärt  werden  möchten. 

Eine  Anzahl  Rittergutsbesitzer,  welche  sich  im  April  d.  J. 
an  den:  Yerfasser  dieser  Abbandlwig  wandten,  haben  auf  seinen 
Voftcblag-anch  wurklich  diesen  Weg  betreten,  nnd  die  Resolation 
der  Staatiii  eg^ierung  auf  ihr  Gesuch  wird  erwartet.  Andere  münd- 
lich und  schriülich  bei  dem  Fürsten,  bei  den  Gliedern  des  Staats- 
flMnisterinms  angebrachte  Bitten  und  Anträge  sind  jedoch  bis  jetai 
fi^etiso.  fruchtlos  gewesen  y  als  eine  bei  dem  Landtage,  dessen 
Compcitena  angezweifelt  wird,  selbst  eingereichte  Dedaction. 

-  In  dem  hiernach  nicht  unwahrscheiiilicheTi  Falle,  dass  der 
beantragte  Mittelweg  nicht  eingeschlagen  werden  wird,  scheinen 
siah  folgende  Wege  zu  dlTnen,  um  auf  die  Bai^i  des  Rechtes 

Nach  der  bereits  angeführten  grundgeselzüchen  Bestimmimg^ 
dass  der  Landtag  alle  drei  Jahre  im  Monat  October  und  ausser- 
dem, so  oft  es  zur  Erledicrnng  di  iiigender  und  wichtiger  Landes- 
angelegenheiten von  der  Staatsregierung,  sei  es  nach  eigenem 
Ennessen,  sei  es  anf  Antrag  der  Volksvertretang  fllr  nöthig  be« 
fanden  wird,  einberafen  werden  soll,  wird  der  nächste  Landlag 
spätestens  im  October  1856  zusaromenznlrelen  haben.  Dabei 
gehe  ich  davon  aus,  dass  nach  der  Ansicht  der  Slaats- 
regierung  der  verfassungsmässige  Landtag  am  4.  Nov.  1853 
geschlossen  worden  ist  und  dass  in  der  Zwischenzeit  kein^ 
dringenden  und  wichligen  Landesangelegenheiten  ▼orkonunen, 
welche  eine  frithere  Einberufung  nach  ihrer  Meinung  nöthig 
machen;  nach  der  hier  vertrelenen  Auffassung  hat  der  verfas- 
sungsmässige Landtag  bereits  mit  Publicalion  des  neuen  Staats- 
gründe  und  Wahlgesetzes,  mithin  am  5.  JUsu  zu  existiren 

aufgehört. 

Der  neue  Landlag  hat  nun  zweifellos  das  Rechte  das  Bun- 
desschiedsgericht anzurufen.  $  117  des  Staatsgrundgesetzes  vom 
14  April  1852  sagt  nämlich:  ^wena  Uber  Ausl^gjong  einzelner 
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fiestinmon^n  der  Verfassungsui  künde  Zweifel  entsteht,  und  der-^ 
selbe  nicht  durch  Uebercfinkunfl  xwisohen  der  Regiennig  mid  der 
Volluvertretang  beseitigt  werden  kann,  so  soll  die  Bntscheidiuig 

des  Bundesschiedsgerichts  eingeholt  werden.* 

Es  fragt  sich  hier,  ob  nach  Piiblication  des  revidirten  Staats- 
grundgesetzes  eine  neue  Landesvertretung  nach  dem  Wablgesetxe 
Tom  14.  April  1852  hMtle  zusamnenbenifen  werden  müssen. 
Sind  in  dieser  Bexiehong  die  Regiemng  und.  die  Stände  ver- 
schiedener Ansicht  und  kann  der  Zweifel  durch  Verhandlungen 
zwischen  ihnen  nicht  beseitigt  werden,  dann  hat  das  Bundesschieds- 
gericht nach  den  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Oct. 
1834  einsnschreiten. 

Wenn  fireilloh  die  Majorität  des  Landtags  annimmt,  dass  der 
alte  Landtag  beftigt  gewesen  sei,  auch  nach  der  VerkOndigung 
des  neuen  Verfassungs-  und  Wahlgesetzes  die  Rechte  der  Volks- 
vertretung auszuüben,  dann  kann  auf  diesem  Wege  nicht  ge- 
holfen werden. 

Tritt  die  Majorität  aber  der  hier  vertheidigten  Ansieht  bei, 
dann  lässt  sich  femer  Seitens  des  Landtags  ein  Versuch  machen, 

ob  durch  die  ihm  zustehende  Befugniss,  neue  Gesetze  vor- 
zuschlagen, die  ungültigen  Gesetze  weggeschafft  werden  können. 

Diese  neuen  Gesetze  Wörden  freih'ch  nur  dann  an  Stelle  der 
mit  dem  frttheni  Landtage  vom  5.  Mai  1852  bis  4.  Nov.  1853 
verabschiedeten  Geltung  erhalten,  wenn  die  Slaatsregienmg  die 
ZoiBAimmiing     ihnen  ertheilte 

1)  Wiefern  die  VoIksTerlretiiiig  im  vorliegenden  Falle  etwa  von  ihrem 
Rechte  der  BescbwerdeDibning  und  der  Anklage  gegen  den  Minisler  ver- 
fefenngsmässigen  Gebrauch  zu  machen  in  der  Lage  aein  möchte,  mag  hier 
dahin  gestellt  bleiben;  die  einschlagenden  grundgesettliclMB  Bestimmnngen 
lauten:  §  106.  Jeder  Staatsdiener  haftet  Iftr  die  Geaeta-  und  Verfasanngt- 
mässigkeit  seiner  amtlichen  Tbfltigkeit. 

§  107.  Die  von  dem  Fflnien  ausgehenden  Verfügungen  sind  von  einem 
Mitgliede  des  Ministeriums  zu  ^otrasigniren.  Daatelbe  ist  dafikr  Yerant* 
wortlich,  dass  keine  von  ihm  contrasignirte,  oder  Ton  ihm  unlenchriehene 
Verfügung  eine  Verletzung  des  Verfasiungsgesetzes  enthält. 

Diese  Verantwortlichkeit  kann  durch  Beieble  dea  Fftraten  sieht  aufge- 
hoben oder  vermindert  werden. 

$  108.  Die  Volksvertretung  ist  befugt,  diese  Verantwortlichkeit > durch 
9«iKbw6rde,*oder  durch  ütomliche  Aofchige  geltend  au  amchea. 
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Wir  haben  geprüft,  was  der  neue  Landtag  für  Mittel  hat 
Die  weitere  Frage  ist  die,  Jtönnen  denn  die  Riitergiilsbesitier 
oder  sonsl  einzelne  Personen  nichts  Ihnn,  um  jetzt  und  nicht 
erst  im  Jahre  1856  den  RecbtSKostand  wiederherzustellen,  die 

sie  beschwerenden  Gesetze  aufzuheben? 

Sollte  nicht  der  Bmidestag  von  den  Einzelnen  angerufen 
werden  können? 

In  S  116  des  neuen  Slaatsgnindgeaetses  heissl  es:  »g6g«H> 
wärtiges  Verfiissungsgeselz  wird  unter  die  Garantie  des  deutschen 
Bundes  gestellt. Vorausgeselzt,  tiass  diess  geschehen  ist,  oder 
doch  noch  geschieht  und  dass  die  Bundesversammlung  die  Ga- 
rantie übernimmt,  greift  Artikel  LX  der  Wiener  Schlussacte  Platz, 
welcher  lautet:  ^wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des 
Bundes  för  die  in  seinem  Lande  eingeführte  landständische  Ver- 
fassung nachgesucht  wird,  so  ist  die  Bondesversammlung  be- 
rethiigt,  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält  dadurch  die  Befugniss, 
auf  Anrufung  der  Betbeüigten  die  Verfassung  eui recht  zu  erhalten 
und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung  derselben  entstandenen 
Irrungen,  insofern  dafOr  nicht  anderweitig  Mittel  und  Wege  ge- 
setzlich vorgeschrieben  sind,  durch  gOUiche  Yermitllung  oder 
cüuiproiiiisiai  ist  he  Entscheid  11  iii:  beizulL*ü;cii." 

Die  Compelenz  der  Bundesversanindung  wird  aiisst  liliesslich 
davon  abhängen»  ob  unter  den  „  Bei  beilig  t.en'^  nur  die  Re* 

§  110.  Mur  ßeschwerdefuhrung  nicht  lorniliclip  Anklaj^e  ist  ^'r  rrt-n  eine 
höhere  Behörde  zulässig,  wenn  die  Unzweckniässi^keit  einer  V  erortinung 
oder  andern  Maassregel  die  Volksvertretung  zum  (jiebrauche  ihres  Rechtes 
aufforderL;  törmiichc  Anklage  deigegen  findet  «tatt ,  wenn  die  absichUiciie 
Verletzung  Jer  Verfassung  in  Frage  steht." 

£s  folgen  ferner  die  Normen  über  das  Verfahren,  wenn  Beschwerde 
geführt  oder  Anklage  erhoben  worden  ist.  Der  Landtag  würde  nun  zu  er- 
wägen haben,  ob  darin,  dass  das  Ministerium  die  n)it  dem  nach  dem  Wahl- 
gesetze vom  30.  Kovüiuber  1849  kowipouirUn  Landtage  nach  bereits  er- 
folgter Publication  des  Staatsgrund-  und  Wahlgesetzes  vom  14.  Aprti  iio52 
yereinbartea  Gesetze  contrasignirl ,  dass  es,  als  nach  dem  5.  Mai  1852 
Neuwahlen  zum  Landtage  nöthig  wurden,  das  aufgehobene  Wahlgesetz 
angewendet  bat,  eine  blosse  Unzweckmässigkeit,  oder  absichtliche  Verletzung 
der  Verfassung,  oder  eine  verfassungsmässige  Handlungsweise  zu  finden  ist. 
Je  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Erwägungen  wird  entweder  Beschwerde  M 
fuhren,  oder  Anklage  zu  erheben,  oder  nichts  zu  thuja  sein. 
Z*iUetu.  für  ötMlsw.  iüii,  2t  Htft.  24 
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gierung  und  Stände,  oder  auch  Andere,  zum  Beispiel  hier 
die  in  ihren  Rechten  nch  gekränkt  fHUenden  RUtergitUbesitier 
lu  Tersleben  sind. 

Bndisch  scheint  mir  der  Rechtsweg  betreten  werden  k« 

k9nnen,  um  vor  (3t"n  Landesgerichten  die  Frage  nach  der  Gültig- 
keit der  beanstandeten  Gesetze  zur  Entscheidung  zu  bringen. 
Man  erkennt  leicht,  dnss  jedes  Rechtsgeschän,  welches  auf  Grund 
eines  der  vom  5.  Mai  1852  bis  4  November  1853  verabschie- 
deten nnd  pubUcirten  Geselse  zu  Slande  gekommen  ist,  mit  der 
Behauptung  angefochten  werden  kann,  dass  das  Gesetz,  auf 
welchem  es  beruhe,  ungültig  sei.  Man  denke,  es  klagt  Jemand 
auf  Herausgabe  einer  Erbschaft  ,  weil  er  in  Gemissheit  des  In- 
testat^Erbgeselzes  vom  10.  December  1853  £rbe  geworden  sei. 
Der  Besitser  der  Erbscbafk,  welcher  dem  Elliger  nach  frttber 
gellendem  Erbrechte  vorgegangen  sein  wttrde,  tritt  mit  der  Be- 
hauptung auf,  dass  jenes  Erbgeselz,  auf  welches  Bezug  gendth- 
men  wird,  nicht  gijitig  sei,  weil  zu  demselben  nicht  die  vcrfas- 
snngsmlssige  Volksvertretung  consentirt  habe,  dann  wird  der 
IQäger,  wenn  der  Richter  an  sich  ermSchligt  mt  sein  glaubt,  die 
verfassungsmässige  Entstehung  eines  in  seiner  Form  gültigen 
Gesetzes  zu  piüten  und  den  Ausführungen  unter  UI.  beipflichtet^ 
abgewiesen. 

Allerdings  würde  auf  diese  Weise  sunicbst  nur  der  einaelne 
Fall  entschieden  9  sollte  aber  vielleicht  das  oberste  Geriebt  des 

Landes,  das  Ober-Appellationsgericht  zu  Jena,  in  die  Lage  kom- 
men, hierüber  zu  erkennen  und  aussprechen,  dass  auch  nur  eins 
der  Rechtsgeschäfte,  weiche  auf  jenen  Gesetzen  beruhen,  nichtig 
sei,  weil  das  Gesetz  auf  nicht  verfassungsmässigem  Wege  ent^ 
standen,  oder  —  was  dasselbe  —  weil  es  auf  keinem  Gesetze 
beruhe,  dann  möchte  sich  doch  wohl  die  Regierung  veranlasst 
sehen,  schleunig  einen  neuen  Landtag  einzuberufen  und  ihm  die 
Aufhebung  jener  Gesetze  zu  proponiren.  Thäte  sie  das  nicht, 
dann, könnten  unter  Umständen  die  auf  Grund  des  ebenfalls  mit 
beanstandeten  Steuergesetzes  gezahlten  Steuern  zurückgefordert, 
dann  könnten  sogar  richterliche  Beamte  insbesondere,  die  ja 
nach  der  oben  angezogenen  Bestimmung  des  Grundgesetzes  für 
die  Gesetz-  uud  Ver£assungsmässigkeit  ihrer  amtlichen  ThAtigk^ 
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haften,  bewogen  werden,  die  von  dem  hdchsten  Gerichtshofe  Ittr 
ungültig  erklSrIen  Gesetze  ex  ofßcio  nicht  mehr  anzuwenden. 

Leicht  erkennt  man,  dass  diess  ein  völligr  sicherer  Weg  für 
die  belheiliglen  Riltergutsbesilzer  wäre,  den  von  ihnen  erslri^blen 
Zweck  zu  erreichen.  Dabei  gehe  ich  indess  davon  aus ,  dass 
der  Richter  so  berechtigt  als  verpflichtet  ist,  ein  Gesetz  für 
rechtlich  wirkungslos  im  einzelnen  Falle  zu  erklären,  wenn  in 
dem  Staatsgrundgesetze  wie  hier  steht :  der  Volksvertretung  steht 
-das  Recht  der  Mitwirkuni:  bei  der  Gesetzgebung  zu;  die  geselz- 
get)ende  Gewalt  wird  durch  den  Fürsten  und  die  Landes  Vertretung 
ansgeitbt;  die  Uehereinslimmung  des  Fürsten  und  des  Landtags 
ist  za  jedem  Gesetze  erforderlich,  —  wenn  gleichwohl  aber  die 
Uebereinstimmung  des  verfassungsmässig en  Landlags  nicht 
erbracht  ist 
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WtUitembergUdie  AgrarvetliäitiiüBe. 

Der  Utiteraeichnete  hat  im  vorjährigen  Bande  dieser  Zcitschrirt  und  zwar 
in  dem  ersten  der  tinlcr  dem  Titel :  Studien  über  w  ü  r  1 1  e  m  h  er  gi  8  c  h  e 
Agrarverhältnisse  erschienenen  Artikel  einige  statistische  Bereehnungen 
niiigetheili  zum  Behuf  einer  Yergleichung  des  Zustandes  der  landbauenden 
Be\ülkerung  in  denjenigen  Gegenden  des  Landes,  wo  bis  in  die  neueste 
Zeit  der  Verkehr  mit  Grund  und  Boden  durch'??  Ce  etz  oder  durch  die  all- 
bäuerliche  Sitte  beschränkt  war,  und  in  denjenigen  Distrikten,  wo  das  Ge> 
setz  und  die  Yolkästtte  die  Theilungen  begünstigte.  Seitdem  ist  nun  aber 
niehreres  Neue  veröffentlicht  worden,  wodurch  die  im  vorigen  Jahre  niit- 
geUieiUen  Berechnungen  zum  Theil  berichtigt  ,  zum  Theil  ergänzt  werden. 
Desfiiaib  fcheinl  ea  gerechtferli^,  noch  einmal  darauf  zurückzukommen. 

1)  Die  Oantenzahl. 

Die  Thalsache  ,  welche  sich  aus  den  im  vorigen  Jahre  niitf^elheilten 
Vcrgleichiingen  ergab,  war  die,  da?s  unter  dem  Drurk  der  seit  einiger  Zeil 
besti-henden  ISolh  in  den  Theilbarkeitsbezirken  mehr  Ganlungen  stattfinden 
als  in  den  andern  Distrikten.  Dieses  Resultat  wird  durch  die  neueste  Garit- 
statistik  vom  Jnhr  im  Ganzen  bestätigt,  im  Einzelnen  aber  sind  mehrere 

Berichtigungen  m(3gHch,  die  besonders  darin  ihren  Grund  haben,  dais  jeizi  die 
Ganicnziahi  mit  der  ortsanwesenden  Bevölkerung,  deren  Stand  vom  3.  Dez.  1853 
nunmeiir  veröffentlicht  worden  ist,  anstfltt,  wie  dies  geschehen,  mit  der  orts» 
angebörigen  V)  Bevölkerung  verglichen  werden  kann.  Beide  Vergieichungen 
geben  ein  ziemlich  verschiedenes  Resultat,  weil  mehrere  Bezirke,  und  zwar 
nicht  llos  solche  mit  überwiegender  Stadtbevölkerung,  wie  Stuttgart  und 
Ulm,  sondern  aucJi  vurherrsckend  ackerbautreibende  Aemler  z.  B.  Waldzee, 

1)  Dar  Uatarsehieil  twiiAhta  dar  aagahärigen  ua4  aawaiaailaa  Bavolkerung  i«i  sehr 
badanlawl.  Maeli  der  ZXJiluag  «aai  Dez.  IWt  war  dttia  l,73S,^,  nach  dar  Anfiaabma 
warn  Das.  IfSl  war  jaaa  iMimi  dar  UaUnaUad  isl  8t*4M  odar  47  Prwaot  dar  An* 
«tsandea* 
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Wangen,  Tettnang,  eine  grössere  anwesende  als  angchflrige  Bevölkerung 
hallen,  andere  dagegen  und  zwar  die  ÄlL-lirzilil  niplir  Angehörige  zählen  als 
Einvvoluier.  Offenbar  aber  picht  die  Vl rglciclmncr  der  Gantnngen  mit  der 
wirklichen  Einwohneriahl  zuttkiI  in  den  ländlichen  Bezirken  ein  brauchbareres 
Ergebttiss  als  jene  mit  der  Zahl  der  Angthürigen  ;  denn  man  darf  annehmen, 
dass  weit  mehr  nicht  angehünge  Einwohner  eim  s  B(  zirks  uül  üeti  ökono- 
mischen VerhSllnlssen  desselben,  welche  auf  die  GutUtnznhl  Etnflusä  haben, 
in  unmittelbarem  Zusammenhang  stehen  ais  Angehörige,  die  in  der  Fremde 
leben. 

Die  Gantungen  erreichten  im  Eiatsjahr  18'  /äö  die  hohe  Zahl  Jti35  gegen 
4893  im  Jahr  IS^'/^S  und  '^220  Diese  Zunahme,  die  voraussichtlich 

in  dem  laufenden  Elatsjahr  noch  grosser  werden  wird,  ist  ein  Beweis  für 
die  wachsende  Stärke  des  ökonomischen  Drucks,  unter  dem  das  Land  schon 
•eit  längerer  Zeit  leidet. 

Die  Gesammtzahi  der  Gantungen  in  den  drei  letzten  Jahren  ist  1  1,748, 
im  Durchschnitt  also  4916.  Verglichen  mit  der  anwesenden  Bevölkerung 
von  1,733,263  Einwohnern  in  374,183  Familien  (Stand  vom  Dezember  1852) 
kommt  somit  jährlich  ein  Gantfall  auf  352  Einwohner  und  auf  76  Familien,  f 

Die  Durchschnittszahl  von  49 IG  verlheilt  sich  auf  die  einzehien  Kreise 
in  folgender  Weise: 

Im  Neckarkreis       waren  1  i78  G.,  d.  i.  1  auf  339  Einw.  oder  71  Familien. 
„  Schwarzwaldkreis  „     1730  „    „  „  1    „  256     „       »58  „ 
„  Jagslkrets  «       987  „    „  „  1   „   380     „       „    82  „ 

^  Donaukreis  „      721  „    „  „  1   „  573    „       „  121  i, 

Lässt  man  diejenigen  Aemter  ausser  Berechnung,  io  weldhen  Stiele 
von  über  ÖOOQ  Seelen  sind,  um  die  ländliche  Bevölkerung  anfScUieitlidttr 
zu  greifen,  so  ist  im  Neckarkreis  das  VerhfiltniM  der  Ganten  snr  SeeleDsnhl 
wie  1  zu  307,  im  äcliwarzwaldkreis  zu  233,  im  Jagatkreis  la  368,  im  Do- 
naukreis zu  COS. 

Was  den  Charakter  der  einzelnen  Kreise  in  Bezug  auf  die  Vertheflang 
des  Grundeigenthuins  bctnlTl,  so  ist  hierüber  bereits  im  ersten  Artikel  der 
Studien  das  iSothige  gesagt  worden  und  es  wird  desshalb  hier  nnr  als  Ei^bnl» 
dieser  neuen  auf  etwas  veränderter  Grundlage  angeiteliten  Yergleichong 
wiederholt  consiatiri,  dass  die  stärkere  Gantenzahl  1«  Keckar- and  Schwert- 
wal dkreis  mit  einer  weit  getriebenen  Verkleinentig  der  Grundbesil^ungen, 
der  giinsiigero  Stand  im  Donau-  und  Jagstkrets  mit  durclisdittittlicb  gröa- 
serem  Grundbesitz  zusammentrifft. 

Die  Vergleichung  nach  Kreisen  kann  indett  nicbt  genügen,  weil  dieie 
aus  allzuverschiedenen  Distrikten  rusammengetetst  sind,  nnd  weil  der  ge- 
drückte ökonomische  Zustand,  als  dessen« inateret  Kennseieben  hier  die 
Ganiungen  angesehen  werden,  gar  mannigfache  Ursachen  bat.  Desshalb 
theilen  wir  die  durchschnittliche  Gantenaahl  der  einselaen  Aemter  ans  den 
drei  angegebenen  Jahren  zugleich  mit  einer  Berechnung  ihres  Verhiltniisei 
zur  Seelen-  und  zur  Familienzahl  der  orlsanwesendeil  Bevölkerung  mit 
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ArartM 

Gan- 

E«  komm  1  Fall  aaf 

Ba  kmmt  i  Fall  aof 

und 

ten- 

!»• 

lyim. 

am. 

KrtlM. 

ubl. 

0.  %. 

Iifii«* 

nU. 

o.s 

O.Z. 

o.z. 

i 

37 

173 

61 

oalingen 

115 

66 

46 

1  275 

51 

Besigheim 

43 

125 

15 

598 

15 

Calw 

75 

76 

37 

330 

41 

Böblingen 

105 

57 

53 

253 

52 

rreuden<!tadt 

118 

48 

56 

244 

55 

Brackenheim 

85 

62 

50 

293 

46 

Herrenberg 

54 

'  97 

1 

24 

423 

28 

Canstatt 

27 

207 

5 

984 

5 

Horb 

124 

I 

61 

166 

63 

Esslin(;en 

90 

72 

40 

42 

Ao 

88 

67 

45 

290 

47 

n  »II 

Heilbronn 

96 

65 

47 

,339 

40 

neu  «.MI  bürg 

55 

92 

27 

424 

27 

Leonberj^ 

G6 

104 

21 

445 

24 

niirtin<Ten 

151 

41 

59 

177 

60 

Ludwigsburg 

87 

82 

31 

419 

29 

UnfTnuori 

178 

30 

64 

137 

64 

Marbach 

öl 

78 

35 

357 

35 

Reutlingen 

126 

'  63 

48 

277 

50 

Mauibronn 

49 

97 

23 

480 

19 

Hottet)  bürg 

57 

118 

16 

497 

16 

iXerkarsulm 

62 

lUU 

CkA 

22 

472 

D  ^  1. 1  '1 

Koitw  rd 

166 

40 

60 

184 

59 

1  17 

78 

ou 

dpnicningen 

81 

58 

52 

245 

54 

Stuttgart  A. 

85 

80 

Sulx 

95 

40 

Ol 

«114 

Do 

Vaihingen 

65 

79 

34 

*J  V7 

36 

Täbingen 

104 

•7A 
f  U 

A4 

41 

49 

Wajhlin^en 

92 

62 

51 

299 

45 

TnUiingen 

52 

IQ 

Afi  1 

VVeiosberg 

156 

38 

167 

62 

Urach 

91 

RA 

«OO 

Scbwarzwald* 

Heckarkreis 

1478 

kreis 

173ü 

ao 

di>o 

Aalen 

TU 

"67 

44 

308 

44 

Bibertcli 

23 

290 

1276 

~ 

LrauiBeini 

49 

114 

17 

493 

17 

Dl 

29 

133 

12 

626 

13 

£Ilwtii|feti 

oo 

69 

42 

348 

37 

EhingoD 

65 

88 

28 

390 

32 

baiMon 

74 

75 

38 

342 

39 

Geitiliagon 

63 

92 

26 

419 

30 

ueniDroiiD 

A  4 

41 

141 

11 

696 

10 

 f  ■  — 

uoppinfro 

76 

96 

25 

433 

25 

CmAiiil 

16 

75 

39 

347 

38 

KircJiMiin 

AH 

96 

67 

43 

280 

49 

IImII 
IMIl 

OO 

141 

10 

688 

11 

Lattpheim 

26 

207 

7 

937 

7 

llAtilMikAlm 

neivoDBeini 

AR 

105 

19 

478 

20 

Leotkireh 

13 

343 

1 

1717 

1 

nUDSOM«!! 

Av 

133 

13 

619 

14 

Münsingen 

25 

200 

8 

678 

8 

207 

6 

958 

6 

RaremlHirg 

58 

88 

29 

487 

18 

Nereiheim 

■  a 

DU 

105 

20 

474 

21 

RiedliiigeD 

71 

85 

30 

379 

144 

45 

58 

215 

56 

Saulgau 

0« 

79 

33 

397 

31 

Schorndorf 

124 

51 

55 

214 

57 

Tettoaog 

31 

129 

14 

679 

12 

Weltheim 

86 

55 

54 

249 

54 1 

Ulm 

53 

166 

9 

808 

9 

Waldioe 

18 

230 

4 

1249 

4 

Jigstkreit 

980 

Wangen 

14 

254 

3 

1390 

2 

987 

82 

; 

i 

Douskreil 

721 

121 

573 

Bei  dieier  Tabelle  muss  zunächst  auf  den  Unterschied  aufmerksam  ge- 
nnciit  werden,  welcher  im  Veihäliüiss  der  üarUen  zu  der  Personen-  und  zu 
der  FamilleniBkl  in  den  einzelnen  Aemtern  besteht  und  welcher  in  der  ver- 
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fchiedenen  Darrhschniltszahl  der  zu  einer  Familie  gehörigen  Personen  feioett 
Grand  bal.  Durchschnittlich  zählt  die  Familie  im  Lande  4,628  Gliedw  (in 
Bayern  nach  der  Zählung  vom  gleichen  Jahr  nur  4,575).  Die  Extreme  liacb 
Amtsbezirken  sind  einerseits  Kirchheim  mit  '1,18,  Schorndorf  4,206,  andrer- 
seits Wangen  mit  5,47,  Ravensburg  5,512  Personen.  Dass  die  Aeniter  fm 
Obertand  mehr  Personen  auf  die  Familie  zahlen  als  jene  im  Unterland,  die 
Militärortc  und  grösseren  Städte  natürlich  abgerechnet,  ist  nicht  anffallend, 
weil  dort  die  Auswanderung  geringer  ist  und  mehr  Dienstbotes  fehaltm 
werden.  Aber  der  Unterschied  ist  so  gross,  dass  man  doch  fragen  muss, 
^  wohl  der  BegtiS  Fanilie  überall  bei  der  Zibluog  gleichmAaiig  «ufgeieMl 
Urorden  ist. 

;rT'  Was  die  Sache  selbst,  nämlich  das  Verhältniss  der  Gantenzahl  za  der 
mehr  oder  minder  stark  fortgeschrittenen  Verkleinerung  der  Grundbesitziitgcily 
•nlangt,  so  fällt  auf  den  ersten  Blick  der  günstige  Stand  in  die  Augen, 
-welchen  die  nordöstlichen  Aemter  des  Landes,  Gerabronn,  Mergenlheinit 
JCAnselsau,  Hall,  auch  noch  Crailsheim,  in  der  Reihenfolge  einnehmen  nnd 
ebenso  die  meisten  der  südlichen  Amtsbezirke  n.  B.  Lcutkirch,  Wangen, 
^Tettnang,  Waldsee,  Biberach,  Laupheim,  femer  auch  die  Albfimter  Blau- 
bearen  und  Münsingen,  und  bekanntlich  ist  gerade  in  diesen  Bezirken  das 
altbfiucrliche  Agrarsystem  und  mit  ihm  ein  durchschnittlich  grösserer  BeaUi- 
jttod  noch  am  reinsten  bewahrt  worden.  Dass  dabei  auch  Abweichungen 
vorkommen,  indem  einzelne  Oberländer  Aemter  trotzdem,  dass  sie  auch  viel 
Grossbesitz  haben,  wie  Riedlingen  und  Saulgau,  doch  einen  ziemlich  tiefen 
Stand  in  der  Reihenfolge  einnehmen ,  andre  dagegen,  besonders  Besigheim, 
trotzdem  dass  sie  dem  Theilbarkeitsgebiet  angehören,  doch  gut  stehen,  kann 
keinen  Anstoss  geben;  denn  es  wird  Niemand  behaupten  wollen,  dass  die 
Häufigkeit  der  Yergantungen  ausschliesslich  ihren  Grund  in  der  Kleinheit 
der  Gnindbeaitzuttgen  habe.  Dass  aber  wirklich  zwischen  beiden  Momenten 
jnn  Zusammenliing  bestehe,  und  zwar  gerade  der  angegebene,  wird  durch 
den  im  Ganzen  unzweifelhaften  Vorzug  der  Oberämter  mit  verhällnissmässig 
'"grOeiernm  Besils  den  entgegengesetzten  gegenüber  augenfällig  dargethan, 
wogegen  die  wenigen  nach  beiden  Seiten  vorkommenden  Auanahmen  nickt 
In  Betracht  kommen  können* 

M      So  aber,  wie  hier  gani  nach  der  allgemeinsten  historischen  Kenntniss 
^ier  Agrarverhältnisse  in  den  einzelnen  Aemtera  die  Yeigleichung  angestellt 
Igt,  kann  sie  als  genügender  Nackweis  für  den  ausgesprochenen  Satz  nicht 
betrachtet  werden.   Wir  müaaen  vertachen,  die  Grundbesitzvertheilung  ge- 
^ner  nnd  zwar  mit  Zahlen  auszudrücken.   Nur  ist  —  in  den  „Studien**  — 
.  schon  gesagt  worden,  dass  wir  keinen  eigentlichen  statistischen  Nachweis  dar- 
(  über  betitien.    Doch  haben  wir  allerdings  einige  Angaben,  die  wenigstens  ala 
^  Hittel  snr  annähernden  Kenntniss  der  Bodenvertheilung  za  hranchen  sind. 
Geringen  oder  eigentlich  gar  keinen  Werth  haben  freilich  Rir  diesen 
Zweck  die  im  Uebrigcn  aehr  dankenswert hen  Nachweisungen  über  die  Par- 
scUensahl  nnd  Uber  die  Yertheilnng  dei  Areali  iuu?h  Ackeriand,  VKald, 
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Wiesen  n.  s.  w. ,  die  nenerdings  von  Dr.  Sick  berechnet  und  im  Württ. 
Jahrbuch  von  1852  veröfTenllichl  worden  sind.  Denn  bei  der  grossen  Ver- 
schiedenheit flcr  Aemter  nn  Klima,  Bodeno:üte  nnd  Abeatzverhjiltnissen  knnn 
natürlich  aus  der  (»rössf  dos  auf  die  Person  trelTindrn  trirKhvirllischafljich 
benützten  odvr  f^f  snmmten  Areals  kein  Schluss  geioircn  werden  nuf  dm 
Roh-  und  Reinertr-i des  Bodens  für  die  Besitzer.  Wenn  wir  !ieis[)iels\veise 
wissen,  dass  im  Aint  iMünsingen  5,S  Morijcn  Irtiidwirlhsi^hafLUch  benutztes 
Areal  auf  den  Kopf  kommen,  im  Amt  flcrrenhi  rg  dagegen  nur  2,03  Morf];en, 
so  wissen  wir  damit  norh  nicht,  ob  mit  Hücksichl  auf  die  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  und  auf  die  liicrdurch  und  diirrh  die  AbsatzYerhällnisse  bedingte 
Möglichkeit  eines  melir  oder  weniger  intensiven  Anbaus  im  erslercn  Amt 
mehr  Bodenwerth  auf  die  Person  irifTl  als  im  letzteren.  Cerade  in  diesem 
Fall  ist  es  beispielsweise  wohl  möglich,  dass  diese  2,03  Morgen  ebensoviel 
Roh-  und  Heinertrag  geben  als  jene  5,8  Morgen. 

Besser  sind  für  eine  anzustellende  Vergleithung  der  einzelnen  Distrikte 
die  Grundstcuerbeträge  zu  gehrauchen,  welche  von  den  Aemtern  zu  zahlen 
sind.  Nur  kann  auch  hierin  kein  besonders  genauer  Maasslab  der  Yerliiei- 
lung  des  Grund  und  Bodens  erkannt  werden.  Denn  abgesehen  von  den 
Fehlem,  welche  bei  jeder  Erlragseinschatzung  zum  Behuf  der  Besteurung 
des  Bodens  in  einem  ganzen  Lande  vorkommen,  so  ist  zu  bemerken: 

Erstlich,  dass  die  Grundsteuer  im  Wesentlichen  immer  noch  auf  der 
Einschätzung  des  Bodenertrags,  die  am  Anfang  der  zwanziger  Jahre  vorge- 
nommen wurde,  beruhl  und  soiiiil  nicht  den  jetzigen  I'.rir;ig  ausdrückt,  son- 
dern denjenigen,  welcher  vor  dreissig  Jaiirt^a  bcslatid.  X\6  genauer  iMaass— 
Stab  des  jetzigen  BodenvverUtd  liesse  sich  desshalh  die  Steuer  nur  dann  an- 
sehen, wenn  die  Veränderungen,  die  die  Kultur  hervorgebracht,  in  alleu 
Aemtern  gleich  gross  waren,  was  durchaus  nicht  anzunehmei)  ist. 

Zweitens  enthält  das  Steuerkatastergesetz  von  1821  Bestimmungen, 
welche  die  ProportioDalitfil  der  Erlragseinschitsnng  aufs  stärkste  beein- 
tricbtigen  ^)  miiuteii. 

Drittens  ist  in  der  Gnuidstener  das  steaerfreie  Grundeigentbum  nicht 
xam  Ausdruck  gebracht  vnd  auch  dieses  ist  hier  won  Bedeotvng,  weil  wenn 
aneh  nicht  die  Reale  doch  der  dabei  Terdiente  Arbeitslohn  nnd  Gewinn  vom 
Betriebskapital  den  Einwohnern  des  Besirks  verbleibt.  Lettteres  hitte  nichts 
tn  sagen,  wenn  der  sIenerfreie  Besiti  in  jedem  Anl  veiliiltmssinjissig  gleicli 
gross  wfire;  denn  es  kommt  snm  Behuf  der  Veifleichung  nur  auf  die  Pro- 
portionalitftt  au.  Dies  findet  aber  so  wenig  statt,  dass  i.  B.  der  Grandbewla 
des  Staats  im  Amt  Besigheim  nnr  3,5 ,  im  Amt  Welafaein  dagegen  tiber  22 
Prosent  des  Areals  ausmacht. 


1)  Zum  Beweis  nur  das  Eine,  dass  allerdiap  die  jUirlicb  wi«d«rfcehr«ndtR  AMilastaa 

bei  der  Ermittlung  de<  Reinertr/igs  in  Abzug  kaneii»,ctie  ßesilzänderungsabgaben  aber 
nicht.  Desshalb  wurden  alle  laudcmialpflicliti»en  Güter  zu  hoch  geschätzt.  —  Außh  die 
jähi hellen  Aeallasten  wurden  nur  zu  f's  ihres  Betrags  angesetzt,  weshalb  die  Bezirke  mit 
Ttei  R««U«it«tt  vcrbältniismSssigkSber  angelegt  wurden,  ala  di«  Beiirks  mit  wenig  ReaVasla». 
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Gerade  um  den  letzten  Mangel  zu  ergänzen,  haben  wir  ein  Mittel  iQ 
den  Bererlinimgen  des  Grundvermögens,  die  sich  in  den  vom  topographischen 
Bureau  hernusc^eiiebenen  Oberamtsbeschreibungen  finden:  denn  diese  Be- 
rechnungen sind  so  gemacht,  dass  zu  dem  Kapitahverüi  des  steuerpflichtigen 
Ertrags  puch  noch  der  Kapitalwerlh  des  steuerrreien  Bodens  wie  auch  der 
des  Zehniens  hinzugefügt  ist.  Leider  besitzen  wir  nlter  soK  he  Beschrei- 
bungen erst  von  32,  also  genau  von  der  Hälfte  siiinmilicher  Oheriimter  des 
Landes,  so  dass,  wenn  wir  die  Vergleichung  aut  diese  beschranken,  der  su 
vergleichenden  Aemler  nur  wenige  sind,  indem  auch  die  beschrielienen 
nicht  alle  der  Vergleichung  unterzogen  werden  iiünnen,  da  vier  derselben, 
nämlich  Ulm,  Esslingeii ,  Canstatt  und  Reutlingen,  überwiegend  städtische 
Natur  haben,  und  bei  einer  ganzen  Reihe  der  übrigen  achtundzwnnzig  noch 
ein  besonderer  Unk^tutid  slalirindet,  der  die  Vergleichun|;  in  Bezug  auf  Gau- 
teiizahl  bedenklich  wo  nicht  ganz  unmöglich  macht. 

Bekanntlich  ist  es  den  Standesherren  gelungen,  die  Ausführung  des 
Edikts  von  1817,  wonach  alle  Krblehen  ohne  Entschädigung  freie  Zinsgüler 
werden  äollien  und  die  Besitzer  der  Fall-  oder  Schupflehcn  die  Befugniss 
erhielten,  nach  vorhergehender  Entschädigung  des  Lehensherrn  ihren  Besitz 
ebenfalls  in  freie  Zinsgüter  umzuwandeln,  im  Bereich  ihrer  Herrschaften  zu 
verliindcrn.  Hier  blieb  also  bis  184S  die  alte  Lehensverfassung  und  somit  auch, 
wo  CS  früher  beslanden  linttc,  d;iö  Recht  der  Lehensherrn  in  Kraft,  wonach  eine 
hypothekarische  Verplandunfr  de?  Lehens  ohne  ihren  (  onsens  nicht  statt- 
finden konnte.  Allerdings  bestand  ditseä  Recht  nicht  überall,  und  wo  es 
bestand ,  machten  die  Lehensherrn  nicht  immer  Gebrauch  davon  zu  dem 
Zwecke,  eine  Verschuldung  des  Lehengutes  zu  verhindern  Dennoch  aber 
liegt  hier  ein  Moment  vor,  welches  im  Ganzen  dem  Schnldenmacben  ent- 
gegenwirkte, und  wir  roOtsen  desshalb  auch  die  Beiirke,  wo  Tiel  itaodet- 
herrliclier  Besits  ist,  aas  der  Vergieicbnng  eatfemm.  Die  ia  diese  ITitegorie 
fallendeii  Aewter')  sind  Wangen,  Lentkirch,  Waldsee,  Riedlingen,  Ravens- 
burg, Blberach,  Eliingen  und  Sanlgau,  uad  es  bleiben  somil  nacli  Abing 
dieser  «ebt  und  der  genaooten  vier  slidtiscben  Beiirke  noeb  swansig  sar 
Vergleicbinig.  -  In  diesen  verfallt  sich  nun  aber  die  Ganlensabt  sn  dem  amt^ 
lieb  berechneten  GrandvermOgen  und  aar  Grund-  und  Gewerbstener,  wie 
fblgtt 


1)  Vom  Amt  Wangen  berichtet  die  «mlliclie  Beschreibung  (S  52 $  Ausdrücklich,  dau 
dAS  Schuldenmachen  IpHc nslierrürh  erschwert  wurde.  In  der  Besrhreibtinp;  von  Saulg^u 
(6.  7ä)  heittl  es,  in  der  Heget  werde  es  dem  Besitzer  des  Lebens  nicht  mehr  erschwert, 
das  Gttl  n  verfifllndM»  eine  Aeutterung,  die  beweist,  den  dies  früher,  vor  t829,  «ndart 
war  und  dass  AasaabaMii  nodi  daaali  sliittfaadett. 

2)  Von  den  oberschwXbiiohen  Aeaitern  bl^  also  nur  ToUaaag,  wo  kein  stasdei« 

herrlicher  Besitx  ist,  zur  Ver|>leichung  stehen,  ebenso  das  Amt  Gerabroon  im  la^^krcis, 
das  zwar  auch  überwiegend  slandesherrlirh  ist,  wo  aber,  soweit  ich  es  verfolgen  kunnfe, 
keine  Spur  von  einer  Beschränkung  des  Schuldenmachens  Seilens  des  Lehensberru  sich 
f adott  wi«  f berbaopi  dort  der  Lebeaffrerband  viel  nildor  'auflrat  als  im  Oberbad. 
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Gulden  Grußd- 

Ein  GtDlfaU 

irifll 
Mtf  Ftnilin 

Qm»iai»mw     |  ^ewerbslener 

Tettnaiig 

1923 

129 

7,09 

0,72 

fiprnbro|p 

I  r  30 

i4l 

8.1  { 

0,69 

Blaubeoren 

1646 

133 

6,97 

0.89 

ff  II 

Hall 

152o 

141 

7,18 

0,9S 

MaiMiiigeii 

1309 

2tjO 

4,94 

0,63 

Leonberg 

1150 

104 

0,55 

k.ft*    Ii  * 

\>  elzheira 

106o 

55 

4,03 

0,44 

Oaildorf 

1060 

75 

4,43 

0,4b 

Rottenburg 

1042 
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4,()2 

0,55 

UetdenheiiD 

1()3d 

105 

4,37 

0,92 

Besigneini 

10J3 

125 

4,oy 

A  TO 

V>  aiblingcn 

i  nA  1 

Co 
b  i 

4,47 

0,62 

Kircbheim 

1j9.> 

67 

4,^7 

0J8 

TT  t 

Urach 

984 

64 

4,12 

0,88 

K  i  i  M 1 1  fi  iT  ii 
DUl'llil  ^  (.  11 

S/Ov 

4,32 

0,76 

957 

92 

4,07 

0,«4 

(jüppillgen 

934 

96 

4,42 

1,07 

Slutlgrrrt  Ami 

S76 

80 

3,83 

0.52 

KiTrtii):^cii 

810 

41 

3,96 

Schoradorf 

778  . 

51 

3,92 

• 

0,45 

Faift  naii  4ie  Mliaifolge  der  ZtUen  dei  CSmndTenritgeiis  und  der 
Claoloiigeo  bei  dieien  zwanzig  weit  Aber  eine  helbe  MiUioii  Bewohner  läh- 
lenden  Amtobeiirken  im  Groeien  und  Gauen  int  Auge,  to  acbeinl  die  Ueber- 
«inatiroiDang  zwbcben  beiden  greif  genug,  um  den  innem  ZnsamaenJiang 
swiicben  den  beiden  mil  einander  verglichenen  Momenten  «If  erwieien  nn-> 
•nnehmen.  Im  Einielnen  linden  licli  dagegen  alierdinfi  betrAebtttcbe  Ab- 
weichungen ,  die  sich  indew  zum  Theil  als  biet  achelnbar  oder  nie  ans  be- 
sonderen UiNchea  eotslanden  leicht  erkUren  Insien. 

So  bt  bei  Hans  Ingen  so  sagen,  dass  ein  Theil  dii^es  Amis  aoa 
standesherrlichen  BesÜinngen  besteht,  wo  die  oben  erwähnte  Beschrinknng 
des  Schnldenmachens  das  Gantenverhillnits  günstiger  gestaltet  haben  kann. 
Bei  Wolaheim  ist  einmal  auf  die  sehr  geringe  Geweibsteoer  anfmeiksam 
sn  machen,  aus  der  sich  entnehmen  lisst,  dass  hier  ein  noch  grosserer  Theil 
der  BevOlkemng  als  sonst  im  Lande  auf  die  Bodenkultur  als  eiosige  Er- 
werbsquelle beschränkt  ist;  sodann  ist  hier  ein  belrScbtlicher  Theil  des  Bodmm 
.  nicht  im  Besitn  von  Privaten,  was  nmn  ans  dem  geringen  Gnindslonerbetrag 
sieht.  Nach  dem  Haasstab  der  Gmndsteoer  nimmt  dieser  Betirk  unter  den 
swansig  Bezirken  erst  die  siebzehnte  Stelle  ein,  ansUtt  nach  dem  Gmod- 
beiits  die  siebente»  Bei  Gaildorf  dOrlle  das  Grundvermögen  obaoso  wie 
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die  Grundsleuer  ausser  Verfialtniss  hoch  angesetzt  sein  .  wi'il  dieser  Bezirk 
besonders  hoch  mit  ßesitzänderungsabgaben  heiastet  war  (siehe  die  Be- 
fchreihung  des  Oberamis  S.  75  u.  76),  welche  bei  der  Ertragseinschiitzung 
behufs  der  Grundsteuerregulirung  den  Besitzern  als  Reinertrag  in  Auirech- 
nnngf  kamen.  Weiterhin  erklärt  sich  der  besonders  g;nU;  Stand  in  der  Gant- 
liste neben  dem  geringen  Grundvermögen  bei  G  u  p  pi  n  ge  n  aus  dem  starken 
Gewerbhetriel)  ,  der  dort  statlSndet,  woraus  ni;tn  aljtiebmen  kann,  dass  die 
Veriheilunp;  des  Grundbesitzes  thatsächlich  nulii  so  gross  ist,  als  sie  nach 
der  Liste  erscheint,  weil  ein  betrachtlicher  Tiieil  der  BevölkeruDg  ausseiT 
halb  der  BodenbewirthschaClung  seinen  Unterhalt  tindel. 

Die  übrigen  Abweichungen  ,  wie  namentlich  das  besonders  güns{i<Te 
VerhäUniss  zwischen  Grundvermögen  und  Gnnlenznhl  bei  Besigheim  und  das 
mittelgute  bei  Geisslingen  .  das  auffallend  ungünstige  bei  Waiblingen,  sind 
nicht  so  erheblich,  dass  sie  etwas  gegen  duä  behauptete  Zusammengehen 
der  beiden  Momente  im  Ganzen  beweisen  könnten.  Denn  abgesehen  von 
den  iiiüglirhen  Fehlem  in  der  Anlage  der  Grundsteuer  und  Gc weibsteuer, 
so  sind  iK'itiirlich  der  Ursachen  zu  Verganlungen  gar  viele.  Wt  rni  nuch  das 
ganze  Land  \Mihrend  der  letzten  Zeit  unter  Mis^wncl  s  litt,  so  ist  dieser  doch 
nicht  überall  gleich  stark  gewesen,  D;inii  ist  der  Grad  der  Verschuldung  in 
den  einzelnen  Aemlern  nicht  überall  der  gleiche.  Tüchtige  Ortsvorslande, 
ein  mehr  oder  minder  besonnener  Geist  der  Bevölkerung  selbst  können  daj 
Unglück  einer  übertriebenen  Steigerung  der  Preise  vom  Grund  ond  Bodea 
und  einer  daruuf  hin  eingetretenen  Verschuldung  deitelbeti  in  eioeiB  Bairk 
andern  gegenüber  mässigen.  Alles  dies  aber  hebt  den  Snts  nicht  tittf«  d«r 
aus  den  mitgetheilten  Zahlen  bewiesen  wird,  dass,  je  kleiner  in  einen  Am 
der  Darchschnitt  der  einzelnen  Besitzungen,  an  M  frOaser  iat  }m  eintreten- 
dem Hisswachs  oder  KreditstOmngen  die  Zahl  der  VefginInnKen.  Ich  gehe 
in,  dnti  die  BeweisfOhmiig  noch  mang eihill  iit.  Kit  dem  atntittiichen  JNa- 
leilnl  aber,  was  mir  offen  ateht,  liMt  licb  ene  genauere  Vergleichnng  der 
einielnen  Aent»  nichl  ensfnhren.  Dieae  wird  erat  dann  möglich  sein«  wenn 
wir  eine  wirklich  gesane  Stilistik  der  Verthelinng  dea  Bodena  unter  die 
etnielnen  Gmndhesitier  bekennen. 

9}  Der  Vtelurtan«. 

In  Bezug  aof  den  Viehatand  werde  in  den  „BMlin^  nachgewieaen, 
daaa  nach  dem  Ergebniaa  der  Anfiiabme  vom  1.  Jan.  1850  der  Reiehihnn 
der  Bevölkerung  an  Vieh  in  den  Landeatheilen ,  wo  die  VerUeinemng  der  . 
ifmndbeaitswigen  einen  hohen  Grad  erreicht  hat,  geringer  iat  ala  in  den 
Aentem  entgegengeaetiter  Art,  aodann  daaa  in  den  Theilbarkeitadiatriklen 
die  Zunakme  dea  Viehatandea  in  dem  Vierle^abrhnndert  vor  i960  vreniger 
bedontend  vrar  ab  in  denjenigen  Landeatheilen,  wo  die  akbinerlicho  Vor-, 
famnng  nnd  mit  ihr  ein  darcfaaehnittitch  grOaaerer  BeaitaaUmd  aicb  erhallen 
hat 

Hon  lal  nnveidingi  die  ainliflifdie  Anlehne  dea  Viehatandea  vom 


368 


Württembergüche  AgrarrerbültoiMe. 


i.  Jan.  1853  veroffenllicht  *)  worden,  wodurch  sich  die  Möglicbkeit  bietel, 
auch  die  Wirkungen  der  letzten  Koihjnhre  auf  den  Viehstand  im  ganzen 
Lande  und  in  den  einzelnen  Landestheilen  tu  betrachten  und  dadurch  die 
früheren  Blittheilungen  zu  erganzen. 

Es  muss  vorausgeschickt  werden,  dass  die  drei  Jahre,  weiche  zwischen 
der  Aufnahme  des  Yiebstandes  auf  den  1.  Jan.  1850  und  der  vom  gleichen 
Tag  1853  verflossen,  der  Produktion  von  Futtergewächsen  im  Ganzen  gün- 
stig waren.  Sowohl  an  Stroh  wie  an  Gras  und  Klee  wurden  wenn  auch 
qualitativ  geringe,  so  doch  quanlitutiv  sehr  gute,  im  Ganzen  wenigstens  gute 
Mittelerndten  gewonnen  und  das  Gleiche  war  mit  der  Produktion  von  Wurzel- 
gewächsen der  Fall  Anr  die  Kartoftel  iiil  '.nich  wShrend  dieser  Zeit  unter 
dem  Einfluss  der  Krimklieit  und  namentlich  war  der  dadurch  verursachte 
Ausfall  bei  der  Erndte  des  Jahres  1851  sehr  betrachtlich,  was  sich  vorzugs- 
weise bei  der  Schweinezucht  fühlbar  machen  musste  und,  wie  wir  sehen 
werden,  auch  fühlbar  gemacht  hat. 

Ebenso  ist  das  Land  während  der  in  Rede  stehenden  drei  Jahre  von 
Viehseuchen  frei  geblieben  mit  einziger  Ausnahme  der  Schafe ,  welche  am 
meisten  in  den  in  der  Mitte  des  Landes  gelegenen,  dnrch  Schafzucht  aas- 
gezeiclineten  Aemtem  Kirchheini,  Göppingen,  Murlingen,  dann  aber  auch  in 
Ellwangen,  im  Winter  18*752  durch  die  Ftiule  sehr  starke  Verluste  eriilteo. 

]Nun  war  aber  der  Viehstand  1853  gegen  1850  der  folgende: 

1850  1853         Abnahme  m  Proienleo 

Pferde  103,837  95,038  8,* 

Rindvieh         850,123  811,159  4,« 

Schafe  576,284  438,488  20,^ 

Schweine        210,702  -    143,524  32 

Ziegen  5Ü,988  42,064  17,*. 

Auf  die  einzelnen  Kreise  Terlheilt  sich  die  Abnahme,  in  Proxentea  aua- 


Pferde 

RtodTiek 

Sehafe 

Schweine 

Ziegen 

neduirkreii 

3«) 

10,» 

36 

13 

Scbwanwaldkreii 

13 

V 

13,« 

50 

15 

Jagitkrcia 

27,8 

26 

32 

Domoltreif 

8,« 

0,' 

22,2 

11 

«> ' 

Werden  atantliclie  Thierklassen  nach  der  Flotow-'schen  Formel  auf 

Riadvieb  rednsirl,  lo  iai  die  Abnahme  eingetreten 

in  Keckarkreif          von   1000   auf  906 

in  Schwartwaldkreb  Yon   1000  auf  876 

in  Jagilkreie            von   1000   auf  9:>8 

in  Donaukreie           von   1000   auf  965 

 im  ganien  Lande        von   1000   auf  927. 

1)  Von  Dr.  Sick  in  den  W  üritemUergUche»  Jahrbftdwni  Jahrgang  1892,  erschiaaen 
1854;  eiae  »ehr  danken« wertbe  Arbeit. 

2)  Mi»  Anssebtuss  dar  baidan  Aaartar  SCattfart  wid  Liidwigtburs»  wo  lUvallerie  steht, 
Ist  der  RBekBaag  7  Presaat. 
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Auf  tausend  Fenonen  der  ortsanwesenden  BeTöikeraaif  TO«  1852  kamea 

im  Nedurkreis        1850:  446,  1853  :  405  EJaheil«» 

ini  Schwariwaldkreis    «  559,       «  489  „ 

im  Jagitkreif  «  763 ,       »  717  « 

im  Donankreif  »  883,       «  854  „ 

im  ganien  Littd«        »  648,       ^  589  „ 

Wie  ist  nun  dieier  Rückgang  im  Yiehstand  zu  erklären? 

Der  Hauptgrund  ist  gewiss  kein  andrer  als  die  Nahrungs-  und  Geldnoth 
im  Lande.    Da«s  diaa  sich  so  verhnlt ,  sieht  man  schon  aus  der  GrOsse  des 
Rückgangs  in  den  einzelnen  Kreisen,    ^'imnlt  man  die  obige  Reihenfolge 
der  einzelnen  Kreise  in  der  Gantenzahl  als  Maasstab  des  IVothsiandes ,  so 
stimmt  damit  die  Reihenfolge  der  Kreise  in  Bezu^^  auf  die  Abnahme  des 
Viehslandes  ganz  überein.    Dort  wie  hier  folgen  dem  Donaukreis  der  Jagst- 
kreis,  dann  der  IVccknr-,  endlich  der  Schwarzwaldkreis.    Auch  erklärt  sich 
dieser  Zusanimcnliarig  leirht;  denn  der  Viehsland  ist  das  weitaus  bedeutendste 
und  dazu  das  einzige  leicht  in  Geld  umzusetzende  Betriebskapital  der  Land- 
wirttie.    Um  sich  Geld  zu  verschatTen  zum  Ankauf  von  Lebensuiitteln,  wenn 
die   eigene  Erndte  nicht  ausreicht  und  wenn  die  schon  vorhandene  Ver- 
schuldung die  weitere  Aufnahme  xon  Schnlden  unmöglich  macht,  bleibt  nichts 
übrig,  als  ^'ieh  zu  v(Tkaufen,  und  das  Gleiche  geschieht  entweder  freiwillig 
oder  im  Exekutionsweg  zur  Aufbringung  der  nothwendigen  Zahlungen  an 
die  Glaubiger   und   die  Steuerkasse.     iNoch   einleuchtender   aber  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  beiden  Erscheinungen,  wenn  man  auf  die  einzelnen 
Amtsbezir]^e  sieht.    Denn  hier  sind  wirklich  die  an  (ianten  reichster)  Aeiiiter 
im  Ganzen  auch  diejenigen,  welche  den  stärksten  Hücksclilag  im  Viehsland 
erlitten  haben.    Derselbe  gieng,  mit  Anwendung  der  Flotow'schen  Formel 
Lei  der  Berechnung,  zurück  in  Spaichingen  von  100  auf  Ö0,\  in  Weiiisberg 
auf  81,»,  in  Oberndorf  auf  84/3,  Rottweil  84,2,  Sulz  84,3,  Horb  85,^,  Ba- 
lingen 86,",  Freudenstadt  86,^,  Backnang  87,  Nürtingen  und  Schorndorf  auf 
87,®;  die  oben  niitgeiheille  Gantlisic  zeigt  für  diese  Aemter  auch  besonders 
hohe  Ordnungszahlen.    Weniger  trifft  die  Yergleichung  der  beiden  Reihen 
nach  der  günstigen  Seite  hin  zu,  indem  hier  einzelne  sonst  gutstehende  Be- 
zirke eine  stärkere  Verminderung  des  Viebstands  nachweisen,  während  an- 
dere, namentlich  die  Alijamlcr  von  .Münsingen  bis  ins  Hürdtfeld  und  darüber 
hinaus  Ellwangen  besonders  gunstige  Verhältnisse  zeigen.    Doch  gelit  die 
Uebereinstimmung  wenigstens  so  weit,  dass  kein  Amt,  welches  in  der  Gant- 
hste  gut  steht,  eine  besonders  starke  Abnahme  im  Viehstand  zeigte.  In 
Leuikirch  beträgt  der  Rückschlag  5,®  Proz  ,  in  Biberach  0,',  in  Wangen  2,', 
in  Wuldsee  4,^,  in  Cannstadt  0,',  in  Mcrgcnthcim  6,->  Prozent;  in  Laupheim 
trat  sogar  eine  Zunahme  von  0,^  Proz.  ein.    Aber  besonders  gut  ist  ver- 
biltnissroflssig  der  Stand  nuf  der  Alb,  wo  Geisslingen  eine  Zunahme  von  0,^ 
xergt,  der  Rückschlag  in  Blaubeuren  nur  0,''^,  in  iMünsingen  0,^,  Urach  0,8^ 
Heideakeim  1/,  Ntroabeim  4|^  froseiU  aiiimachfc,  und  dabei  aioken  ünusb 
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und  Geissün^en  ziemlich  tief,  HeidenUeiiu  und  Meretheiiii  w«iiigifteiu  Dicht 
hoch  in  diT  (iaullisle. 

Der  l)csQnders  günstige  Stand  auf  der  Alb  und  die  Vergchiedenheit  in 

der  Grösse  des  Rückschlags  in  den  sonst  ^ut  sichenden  AenUeru  findet  pfe- 
wi«s  diu  eiiilarhsle  Erklärung  in  der  Annahme  tiner  Verschiedenheit  der 
Fulterprndlcn,  die,  wenn  sie  auch  auf  den  allgemeinen  Kothstand,  für  welchen 
die  GHnlcnzühl  als  Maasstab  angenonimen  wurde,  von  Einfltiss  sind,  doch 
diesen  nicht  an?srhliesslich  verursachen.  Ausser  den  blos  vorübergehenden 
find  n!)cr  noch  die  länger  dauernden  Ursachen  in's  Auge  zu  fassen,  welche 
auf  den  ^';ehsUind  einwirken.  Sie  sind  aus  den  Verandfiriuigen  eraichUich, 
die  sich  seil  lani^erer  Zeit  ergeben  haben. 

Wach  den  erwulinten  Miitheilunis^en  im  VVürltemberj»i?chen  Jahrbuch  hat 
der  Pferdestand  im  Lande  stetig  zugenommen  von  1813  an,  wo  er  t0,^39 
Stück  betrug,  bis  zum  Jnhr  1844»  wo  er  sein  Maxiinuin  erreichte,  mit  ll-4,H49 
Stück.  Eine  Unterbrechung  machte  nur  die  J'eriode  von  1831  bis  1834,  wo 
eine  kleine  VerminUerung  eintrat,  die  vielleicht  in  einer  durch  die  damaligen 
Kriegsrüstungen  veranlassten  stärkeren  Pfcrdeausfuhr  ihren  Grund  hat.  Von 
1845  an  aber  ist  eine  fortlaulende  Abnahme  eingetreten,  die  {gewiss  nicht  darin 
ihren  Grund  hnt,  wo  man  sie  vielleicht  suchen  nioc  hie,  nanilich  in  der  P.'Isen- 
bahn,  indem  diejenigen  Aemler,  durch  welche  die  Eisenbahn  hinzielet,  keinen 
ftärkercn  Rückschlag  zeigen,  als  die  von  der  Bahn  entfernter  liegenden.  Der 
wahre  Grund  wird  vielmehr  einmal  darin  zu  suchen  scyn,  dass  1815  die 
KarlofTelkrankheit  ausbrach  und  mit  ihr  die  Nothzeit  ihren  Anfang  nahm,  die 
gar  manche  landwirthsehaftliche  Haushaltung  zur  Verminderung  oder  Ab- 
scbatfung  ihrer  Pferde  veranlasst  haben  muss,  und  sodann  in  der  suuehmenden 
Verminderung  der  grosseren  Güter  und  der  Weiden,  was  dio  Aufzucht  von 
Pferden  erschwert.  Die  Bedeutung  der  letzteren  l'rsache  ergiebt  sich  schla- 
gend au3  dem  Umstand,  dass  die  Zahl  der  Fühlen  weit  stärker  abnahm  als 
die  Zahl  der  Pferde  überhaupt.  Seit  1^40  ist  die  Abnahme  dort  26,1,  hier 
nur  4'"o.  Soweit  der  erstere  Grund  die  Ursache  der  Abnahme  ist,  wird 
die  Zukunft  den  Pferdestand  wieder  heben;  denn  die  IN'othzeit  wird  nicht 
ewig  dauern.  Soweit  dagegen  der  zweite  Grund  die  Abnahme  verursacht, 
ist  unter  den  bestehenden  Gewerbsverhäiinissen  im  Ganzen  keine  Besserung 
tXL  erwarten;  im  Gegentheil  muss  als  Folge  der  neuerdings  eingeführteti 
Gütertheilbarkeit  im  pferdereichen  Oberland  sogar  noch  eine  weitere  Yer- 
•mioderun^  de«  Standes  erwartet  werden.    Desshalb  videant  consules  * 

Dieselbe  Ursache,  welche  die  Abnahme  der  Pferdezucht  veranlasst, 
namlich  die  Verminderung  der  Weiden,  hat  diese  Wirkung  auch  auf  die 
Zucht  und  Haltung  der  Schafe.  Die  Zahl  derselben  war  seit  1^13  sehr 
-Wechselnd.  Im  Ganzen  aber  hob  sie  sich  fortwahrend  bis  zum  Jahr  1837, 
wo  sie  ihr  Maximum  mit  697,29'^  Stuck  erreichte  und  ist  seitdem  auf  458, 4s8 
(tb53),  also  um  35'^'/o  gesunken.  An  der  grossen  Verminderung  in  letzterem 
Jahr  bat  die  unmiUelbar  vorher  in  den  schafreichslen  Distrikten  stattgehabte 
Jauch«,  ihm  Aoüieil^  iodeaa  w«r  .whaii.  h«  4i»r  .v^fkist«!!  Zihhwg.lÖdP 


Digitized  by  Google 


WMtMBbcifitcli«  AgnrTCiUteiMi 


m 


die  Zahl  um  ein  Sechstel  gerioger  als  1837.  Wenn  wir  desshalb  nach  der 
obigen  Angabe  in  den  jüngstverflossenen  drei  Jahren  euje  Abnahme  von  über 
20  %  ünden,  so  müssen  wir  einen  Theil  derselben  der  S(  lu  he,  einen  Theil 
der  Verminderung  der  Weide,  und  einen  dritten  Theil  endlich  dem  IVothstand 
soschreiben.  Was  die  erste  und  die  letzte  dieser  Ursachen  gethan  haben, 
können  wir  als  vorübergehend  ansehen;  was  die  zweite  Ursache  verschulde! 
hat,  wird  als  dauernd  angesehen  werden  müssen,  und  wenn,  was  wahrschein* 
lieh  ist,  die  Vcnniaderung  der  Weiden  sich  noch  weiter  ausdehnt,  so  werdea 
auch  bessere  Jahre  doch  den  frühern  SchafsUnd  nicht  wieder  bringen. 

Dieselben  (irundc  ,  welche  eine  Abnahme  der  Pferde  und  Schafe  her- 
beifähren, wirken  andrerseits  gün^iiig  aui  das  Rindvieh;  denn  aus  deim  Pferde- 
bauer wird  bei  Verkleinerung  der  Wirlhscluiit  zunSchst  ein  Ochsen-  oder 
Kuh-Bauer,  und  die  Verminderung  der  Weide  beschränkt  die  Aufzucht  von 
Pferden  und  die  Schafhaltung,  giebt  aber  eben  desshalb  die  Möglichkeit  zur  Aus- 
dehnung der  reinen  StallfÜlterung,  für  die  sich  das  Kindvieh  besser  eignet 
als  jene  Thierarten.  Hierin  müssen  wir  einen  Grund  zur  Zunahme  des  Rind- 
viehs erkennen  und  ihn  bei  der  Erklärung  der  neuesten  Veränderung  in 
Rechnung  bringen.  Im  Jahr  1813  betrug  der  Rindviehstand  im  Lande  599,447 
Stück;  er  sank  bis  ISlfi  utn  ucniges,  nämlich  auf  584,888  St.,  stieg  aber 
dann  anhaltend  bis  1834  um  mehr  als  ein  Drittel.  Dann  wechselte  er  stark, 
indem  er  bis  1837  etwas  abnahm,  darauf  bis  1840  sich  auf  die  hohe  2ahl 
von  825,707  Stück  hob,  dann  aber  in  Folge  der  Dürre  1842  auf  6^8,029  St., 
also  um  17  %  sank.  Von  diesem  tiefen  Stand  erhob  er  sich  langsam  aber 
stetig  in  den  folgenden  Jahren  bis  zu  seinem  Maximum  von  850,123  Stück 
im  Jdhr  1850.  Die  seitdem  eingetretene  Abnahme  ist  bereits  erwähnt  worden. 
Obgleich  sie  nur  4,6  ^/o  beträgt,  so  muss  sie  für  um  so  starker  gelten  als, 
wic  angenommen  wurde,  in  der  Abnahme  der  Fferde  und  der  Schafe  eine 
Veranlassung  Kur  Zunahme  des  Rindviehs  gegeben  war.  Den  Grund  for 
Abnahme  werden  wir  aber  nach  dem  Gesagten  nur  zum  kleinen  Theil  kl 
mangelhaften  Futteremdten,  in  der  Hiuiptsache  vielmehr  in  der  herrschenden 
Geld- und  Nahrungsnoth  erkennen  müssen.  An  sich  bedeutend  ist  sie  indess 
nicht  und  eine  Besäerung  des  Standes  ist  mit  der  Wiederkehr  reicber«r 
Erndteo  sicher  zu  erwarten. 

Die  Zahl  der  Schweine  hat  von  läl3  an,  wo  sie  114,209  Stuck  betrug, 
zugenommen  bis  zu  dem  Maximum  von  210,702  Stück  1850;  doch  waren 
die  Schwankungen  stark;  z.B.  1831  und  1S44  war  die  Zahl  sehr  bedeutend, 
während  sie  in  den  darauf  folgenden  Jahren  ebenso  zurückschlug,  wie  dies 
neuerdings  auch  wieder  der  Füll  ist.  Die  Ursache  des  starken  Wechsels 
liegt  sicher  in  nichts  anderm  als  in  der  Verschiedenheit  der  Erndten,  nament- 
lich an  Wuriel-  und  Knollengewächsen,  welche  die  meisten  Abfälle  2ur 
Fütterung  der  Schweine  hefem,  «her  auch  wegen  der  Kleie,  die  in  theuern 
Jahren  wegen  des  stärkeren  Ausmahlens  des  Korns  mehr  zurückschlagt. 
Nach  einer  von  Dr.  Sick  aufgestellten  Berechnung  kamen  von  der  Kartoffel- 
eradte  von  1848  nach  Abxug  des  Saatbedarfs  5  Simn  aui  deu  Kopf  der 
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Bevdlkerang,  1849:  7,  1850:  8,5  Simru  dfigcpen  1851  nur  2,25,  1652: 
.0^32  Simrif  waa  den  ueueslen  Huckschlng  ebenso  gul  erkHirt  wie  den  grossen 
Stand  unmittelbar  vorher.  Dabei  ist  aber  fesizuliullen ,  was  Roscher  und 
Hanssen  bemerkt  liabtn  ,  dass  dct  Lebergang'  aus  der  extensivsten  m  die 
weniger  extensive  Kullur  mit  einer  Mindcrunp^ ,  der  weitere  Fortgang  lur 
intinsivsten  Kultur  bei  Kleinwirthschafl  nat  einer  Mehrung  der  Sehwclneiucht 
verbunden  zu  sein  pflegt,  eine  Bemerkung,  die  in  der  Tliatsacke  ilire  Be- 
stäligiing  findet,  dass  <iic  Zunafinie  dieser  Thiergattiing  im  IN'eckar  -  und 
Schwarzwaidkreis  nach  der  31itlheilung  in  den  „Studien"  bis  1850  verhältniss- 
massig  am  stärksten  war.  Desshalb  ist  auch  bei  dieser  Thiergaltung  mit 
der  Rüikkehr  besserer  Emdten  die  schneliäte  und  belrächliichste  Zunahme 
zu  erwarten. 

Keine  Gattung  von  llausthieren  hat  sich  so  stark  vermehrt  als  die  Ziigeo 
und  z^^'nr  fallt  diese  Zunahme  vorherrschend  aui  die  Jahre  seit  18-14,  also 
seil  dem  Ausbruch  der  Kiirtolfelnoth.  Noch  in  diesem  Jahr  zählte  man  29,976, 
während  1813:  16,585  Stucke  vorhanden  ge\^eseii  waren;  dagegen  1847: 
38,690,  1850:  50,988,  welche  Zahl  bis  1853  wieder  auf  42,064  z.uruckge- 
gangen  ist.  Die  Erklärung  der  starken  Zunahme  bis  1850  und  des  neuesten 
Abschlags  scheint  nicht  zweifelhaft  sein  zu  können.  Jene  isl  der  ateigenden 
Noth,  diese  dem  Uebermaass  derselben  zuzuschreiben.  Die  Haltung  von  Zügen 
findet  sich  vorzugsweise  in  den  kleinen  Landaladtchen  und  solchen  Dür[erii, 
wo  viel  sogenannte  Handwerker  sind,  das  heisst  kleine  Grundbesitzer,  welche 
nebenbei  ein  Gevverb  treiben.  Gerade  diese  Klasse  leidet  am  meisten  in  der 
jetzigen  Zeit,  wo  das  kleine  Gewerb  nicht  mehr  gehl  und  die  BodencrträgniMe 
gering  sind,  und  so  ist  es  hegreiüich,  wie  im  Beginn  der  Aoth  manche 
Haushaltungen  von  der  Hindvieh-  zur  Ziegenhaltnng  übergiengeo ,  bis  die 
übergrüsse  Zunahme  derselben  Vielen  auch  diese  Nahrungsqueile  entzog. 
Ist  diese  Erklärung  richtig,  so  wird  die  Wiederkehr  besserer  Erndlen  zu- 
nächst den  Ziegenstand  vermehren.  Bei  lange  andauernden  günstigen  Zeiten 
könnte  dann  auch  wieder  eine  Abnahme  eintreten,  die  aber  dann  keinen 
Grund  zur  Klage  böte  wie  die  jetzige,  sondern  im  Gegenlheil  als  ein  ßewei' 
anzusehen  wäre,  dass  wieder  viele  Familien  von  der  Ziegen-  zur  Kubballuog 
aufsteigen  können. 

Hiermit  schliesse  ich  diese  Erörterungen,  die  im  Zusammenhang  mft 
den  in  den  Studien  gegebenen  Alittheilungcn  den  Beweis  liefern ,  dass  i* 
Lande  WOrttemberg  die  Distrikte,  wo  vollkommene  Freiheit  im  YeHiebr  wtt 
Grund  nnd  Boden  und  als  Folge  davon  weitgetriebene  Kleinwirthscbaft  bt- 
•teht,  flnnwr  sind  nnd  dass  sie  eine  Nothzeit,  wie  die  seit  1845  bestehend 
iat,  weit  sdiwerer  empfinden  als  diejeoigeD  Distrikte,  wo  der  Grundbctits 
«M«r  itark  vertheill  ist. 

Helferiolu 
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Johann  Heinrich  Moritz  von  Poppe, 

Dr.  der  Philosophie  und  der  Slaatswirlhscliaft,  ehemaliger  ordentUcher 
Professor  der  Tcdiuulugie  aa  der  Luiveräilal  iubiogeo. 


Derselbe  rauhe  Monat,  welcher  vor  einem  Jahre  unseren  werthen  Col- 
legen  Göri*  *)  aus  voller,  gesegneter  Thätigkeil  riss,  seilte  auch  dein  langen, 
schrirtstellerisch  üheraus  frudiiharen,  Leben  de^»  greisen  Seniors  unserer 
üniversitälsangehörigen  (I<is  Ziel,  und  es  wird  in  weiten  Kreisen  mit  Theil- 
Dahme  gehört  worden  seyn,  dass  die  unermüdliche  Hand,  welche  bis  an  die 
Grenze  menschlicher  Lehensbahn  den  Süivk  n  der  Belehrung  streute,  darnieder 
gesunken  ist.  (jerne  wird  daher  ein  liuckblick  aul  ein  solches  Wirken  ge- 
stattet werden,  auf  ein  Wirken,  welches  ein  Stück  Geschichte  der  Wilsen- 
Schaft,  deren  Diener  der  Entschlafene  gewesen  ist,  darstellt.  Eg  wird  end- 
lich geeignet  erachtet  werden,  wenn  dieser  Rückblick  von  dem  unniitteibarea 
Kacbfolger  Poppe's  im  Amte  gethan  wird. 

Ffir  ein  grösseres  Publicum  hat  Poppe  selbst  seine  Erlebnisse  ge- 
schildert^); dadurch  ist  uns  in  höherem  Maasse  Kürze  gestattet^  als  es 
ohne  diesen  Vorgang  der  Fall  gewesen  seyn  würde. 

Johann  Heinrich  Moritz  Poppe  wurde  den  16.  Januar  1776  in  Göttingen 
geboren;  sein  Vater  war  dortiger  Universitäts-Mechanicus,  seine  Mutter,  die 
drille  Frau  des  Vaters,  eine  geborene  Werber;  er,  das  älteste  der  sechs 
▼on  ihr  zur  Welt  ^ebrac  h[en  Kinder,  ZU  welchen  noch  drei  Gesehwister  aus 
den  vorhergegangenen  Ehen  kamen.  Diesem  reichen  Kindersegen  entsprach 
das  Einkommen  nicht,  und  die  Sorge  war  eine  Vertraute  der  Familie. 

Der  Knabe  kam  im  lunflen  Jahre  in  eine  deutsche,  iiu  Hebten  in  die 
lateinische  Schule,  das  Lyceum,  in  welchem  er  bis  in  sein  funt/ebntcs  Jahr 
blieb.  Er  rühmt  den  Miigistcr  Ebel,  üIs  seinen  wohlwollenden  und  lerJernden 
Lehrer  der  Mathematik,  eines  Lebrlaches,  was  ihn  besonders  angezogen  hatte, 


1)  S.  dessen  Nekrolog  von  Hnffmann,  im  IX.  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  1853.  ü.  214 ff. 

2)  Joi)ana  Heinrich  MonU  i'oppe,  Autobiographie.  Gallerie  berühmter  und  merk- 
würdiger rranklurtar,  v.  Or.  £.  Heyden.  Stss  Heft.  «850,  S  211  ff. 
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und  in  welchem  ihm  Ebel  noch  r  iv-itunterricht  ertheilte;  diesen  üntcrrichf, 

bLhit'U  er  auch  später  hei;  auch  spricht  er  seine  Zuneigung  zu  dem  Ma- 
gister Happ,  dem  Veilasser  der  beiiannten  Naturgeschichte,  aus. 

Zu  den  schmalen  Mitteln,  welche  die  Eltern  zu  der  Betreibung  der 
Unterrichtskosten  bieten  konnten,  und  welche  nicht  gestatteten,  dem  streb- 
samen Sohne  im  Winter  cm  eigenes  geheilzteg  Zimmer  zu  bieten,  80  dass 
er  meistens  im  Kalten  arbeilen  musste,  fügte  ein  wackerer  Oheim,  Kaufmann 
Heinrich  Werber,  nach  Kräften,  Beiträj^e  hinzu. 

Mit  der  Confimialion  war  der  Schulunterricht  geschlossen  ^  der  angehende 
Junglin«;'  trat  nun  tliaiiger,  wie  früher,  als  Cplmlte  der  Werkstätte  des  Vaters 
auf,  und  rühmt,  wohl  mit  grossem  Hechte,  den  Erwerb  nützlicher  mecha- 
nischer Kenntnisse,  als  die  Frucht  dieses  Verhältnisses,  indessen  f5ah  er  in 
dieser  Heschfiftif^ung  nirht  sein  Ziel;  er  wollte  Mathematik  studiren,  aber 
bald  erkrankte  der  N';ilor,  unH  damit  schien  das  Loüü  geworfen;  die  Familie 
musste  durch  die  Werkslalle  erhalten^  das  Sfodiutn  aufgegeben  werden. 
Allein,  wie  so  oft  ein  scheinbar  grosses  rn*,r!iick  zum  Heile  führt,  so  auch 
hier.  Kaum  erholte  sich  der  Vater  etwas,  so  forderte  das  Jahr  1794  alle 
jungen  Hannoveraner  vom  17.  Jahre  an,  mit  Ausnahme  der  Studi- 
r  enden,  imt  solcher  Strenge  unter  die  Waffen,  dass  man  die  nicht  rnsch 
eintretenden  niililariach  aus  den  Häusern,  ja  selbst  Nachts  aus  den  Betten 
holen  Hess.  Eiligst  warf  sich  der  Jünglin^^  (lem,  ohnetiiess  ersehnten,  Studium 
in  die  Arme;  rasch  immatriculirt,  entgieng  er  dem  rollien  Kocke,  und  wurde. 
Hospitirender  in  mathemalischen  und  physikaüsrhen  Collegien,  vorzüglich 
bei  Kaestncr  und  L  i  c  fi  l  e o b erg,  dem  Arago  seiner  Zeit,  dem  eigent- 
lichen Gründer  der  <)chten,  wissenschaftlichen,  P(>|tnlari!ät  in  DeutsrhInnrJ. 
War  so  Poppe  durc  h  äussere  Verhaltnisse  in  die  ^^  erkslrille  und  aus  dieser 
zum  Slndiiini  gefuhrt  worden,  so  sollten  auch  diese  eine  Hiehtung  literarischer 
Thatigkeit  erüfinen,  welcher  er  wesentlich  treu  geblieben  ist. 

Ein  Studirender  der  Mathematik,  Blunihof,  aus  Hannover,  theilte  ihm 
mit,  dass  er  für  gemeinnützige  ökonomische  Aufsätze  für  das  Hannoverische 
Magazin,  gut  honorirl  würde,  und  rieth  ihm,  diiss  atirh  zu  benützen;  und 
Poppe  begann  mit  einer  Abhandlung  „über  die  Stellung  und  Regulirung  der 
Uhren".  „Ich  halte,  sagt  er,  in  wenigen  Tagen  das  Vergnügen,  sie  ge- 
druckt zu  sehen,  nnd  d.ifnr  mehrere  Thaler  Honornr  zu  erholten,  die  ich 
natürlich  meinen  Kitern  giil)'^  Andere  Aufsätze  im  Jl<innuv( nsehen  Magazin, 
im  Leipziger  Journal  für  J'iihrik  etr.  folgten  mit  gleiche  n)  Ghjck. 

„So  wnr  ich,  f;ihrt  er  fort.  IS  jütire  alt,  auf  einuKil  Si  hriftstcHer  ge- 
worden ,  nnd  konnte  meiner  Familie  ujit  manchem  Tluiler  inishclfcn.  Als 
der  Anfang  auf  diese  Art  gemacht  war,  strebte  ich  weiter.  Im  Jnhr  1797 
wurde  mein  erstes,  nueh  kleines  Ruch  „Vrrsnelt  einer  Gescln'ehte  der  lehren" 
gedruckt.  Ich  erhielt  dalur  24  Ihaler  Hüiiorar.  Das  war  für  nnch  und 
meine  Kaiiulie  schon  eine  bedeutende  Summe.  Wie  veiigntigl  ich  darüber 
war,  kann  man  <lenken". 

Während  so  unser  junger  Autor  sich  an  dem,  edler  Bestimmung  zage* 
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iMdelflii,  Erwerb  henBcfa  erfreut,  wurde  ilm  aach  das  Glfid:  einer  acifr 
gfknttigeii  Anfbabme  teiner  ersten  bedeatendeien  Arbeit  bei  dem  groMea 
Fablienm  so  Theil,  so  dass  ein  Recement')  von  erworbenem  gerecblem 
Rttbme  spricht,  den  Veranch  trefflich  geniUiea  eiklirt,  nnd  nnr  nnsofrieden 
damit  ist,  dasa  ein  Van»,  der  gelehrtea  DarsteI!angaTerm<)gen  mit  einer  hin- 
lingliehen  Theorie  und  Prazia  aeiner  hialoriach  erzShIten  Knnat  ao  glaehlidi 
so  Terbinden  verstehe,  dieaem  Gegenaland  nicht  die  gehörige  YoKatindigkeit 
gegeben  habe,  nnd  hofll,  dass  dieas  noch  gescheiten  werde« 

Vergleichen  wir  dieaen  Erfolg  mit  dem  kleinen  Boche,  90  nrata  W  oni, 
wie  wohl  den  Verfaaaer  efaiat  aelbst,  überraschen,  denn,  obwohl*  gelnng^Mt 
Zusaramehtrag,  welchen  Kaeatner,  ala  gute  Kenntnisae  der  Theorie  nnd  det 
Geschichte  der  darin  geschilderten  Kunst,  darlegend,  mit  nOchtemer  Riditig^ 
heit,  befceicboet,  tet  ea  in  der  That  hierdurch  charakterisirt ,  indem  irgend 
welchea' Ergebniss  eigener  Forschung  in  demselben  nicht  cntlialten  ist.  So 
mOssen  wir  denn  den,  dieser  Jugendschrift  ao  reichlich  geapendeten,  Beifall, 
den  glttcUichett  ioaaefeo  Unatänden  aoaehreiben,  mtcr  wddleo  §1«  her* 
YOHnil; 

T>ri]tschland  war  au  Ende  des  Yoiigen  Jahrhondetli  noch  nnter  dem 
Teilen  fiindhacke  des  Philenthropioiamna.  Als  unser  Autor  aeine  Sindlen 
begann,  war  zwar  gerade  das  Dessnaer  Philanthropin  geschlossen,  dagegen 
aber  Campe's  Reviaions werk  beendet  worden,  das  imponirende ETangelinm 
der  neuen  Lehre,  nm  welches  sich  aogleich  an  2000  Subscribenten  schaartev. 
Locke'a  Rath,  die  Handarbeiten  zum  Gemeingute  jedes  gebildeten  Menachen 
in  madien,  war  darin  als  wesentlicher  ßeatandtheil  des  neuen  Syalemee 
aufgenommen,  und  hatte  in  weiten  Kreisen  verdienten  Anklang  gefunden. 
Beckmann'a  gelehrte  historisch  technische  Forschungen  griflian  hefruchteod 
hin&ber  in  das  groaae  allgemeine  Gebiet  der  Geachichte,  mnssten  aber  dem 
grösseren  Publicum ,  eben  ihrer  GrQndlichkeit  wegen,  ferner  bleiben,  waren 
jedoch  aehr  geeignet,  derartige  Bestrebungen  in  verdientes  Aasehen  m 
bringen ,  gemeinverstlndlichen  Daratellungen  der  Entwicklung  techniacher 
IKnge  die  Bahn  au  brechen,  und  wohlwollende  Theilnahme  an  solchen  TOi» 
snhereiten.  Und ,  wie  bitte  diese  unter  aolchen  Umatinden  einem  jungen 
Manne  fehlen  kdnnen,  von  dem  man  wusste,  dass  er  aus  der  WerkstStte 
hervorgegangen,  aus  löblichstem  Triebe  sich  wackere  Kenntnisse  angeeignet 
hatte,  und  welcher  zudem  in  ansprechender  Form,  mit  fikdemder  Belehrong, 
vor  den  empfUngKchen  Leser  getreten  war. 

Der  junge  gelehrte  Uhrenmacher  anchle  durch  eine  grössere  Arbeit  den 
erlangten  Beifall  zu  verdienen,  zu  vermehren;  indem  er  aich  die  achwierige 
Aufgabe  der  Ausarbeitung  eines  theoretisch  praktischen  Wörterbuches  der 
Ührmacherkunst,  mit  guten  Zeichnungen,  stellte.  Hier  wollte  er  eine  kritische 
Darstellung  des  Bekannten  mit  selbst  gemachten  Erfindungen,  nnd  also,  wie 
er  aich  in  der  Vonrede  sn  dieaem  Werke  anadrflckt,  mehr,  ala  eine 
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{»pmachte  Coinpilatlon  liefern.  Das  Ergebniss  war  für  ihn  sehr  befrie- 
.digend,  er  sagt:  ,,\\s  nun  gar  in  deti  Jahren  1799  und  1800  mein  Wörter- 
buch (If T  UlinnaclK  rlvunst  mit  hupieru  erschien,  wofür  ich  finigc.  liundert 
Thaler  Honorar  erhielt,  da  war  ich  vollends  glücklich;  da  konnte  irh  iiuincn 
Eltern  Manches  anschaffen,  was  sie  sehr  nöthig  hatten  und  bisher  ealbebren 
mussten**. 

Mag-  man  sich  über  den  pccuniären  Erfolg  des  braven  Sohnes  mit  ihm 
herzlich  freuen,  so  kann  man  dagegen  nicht  verkennen,  dass  derselbe  für 
die  Enlwickhing  des  schriftstellerischen  Charakters  1'  o  p  p  e'??  !]fpfährlich  werden 
musste;  denn  obgleich  imn  die  Arbeit  eine  ileissi^^e  nennen  kann,  so  sieht 
maii  nllentbalhen  .  dass  dt  r  Autor  keineswegs  die  Keife  hatte,  welche  zu 
einem  so  bedeutenden  l  iU(  rnehmen  erforderlich  war;  es  fehlte  ihm  hierzu 
durchaus  die  prapbisrlic  Bildung,  so  dass  er  nach  den  ß  e  r  th  o  u  d 'sehen  Zeich- 
nnngen  greifen  uiid  si  ii  lediglich  auf  sie  beschrüiilvcn  mnsste.  Das  Werk  er- 
hielt dadurch  eine  durcbgredende  Dishuruionie  des  Textes  mit  den  Zeich- 
nungen, denn  während  dem  Texte  Zeichnunj^en  beigegeben  sind,  wenn  sie 
Berlhoud  hat.  so  fehlen  letztere  {ur  fiie  wi«  titigsten  Dinge  ganz,  wenn 
Bert  houd  diese  gar  nicht  bespro«  Ik  ii^  also  auch  keine  Zeifhnungen  von  ihnen 
geliefert  hat.  Das«?  niirb  unter  solchen  Umstanden  alle  Otkonomie  des 
Buches  verloren  gehen  musste ,  ist  selbstverständlich ;  von  einem  wissen- 
schaftlichen Gange  aber,  welcher  ohnediess  hei  VVörlerbiicbern  schwer  cin- 
zühalUn  ist,  konnte  auch  nicht  wohl  die  Rede  seyn ,  und  man  muss  be- 
kennen, da?s  unser  Autor  seinem  Programme  in  keiner  Weise  entsprochen 
hat.  Allein  belrarbten  wir  dir  Zeit  des  Erscheinens  des  Buches,  so  uiuss 
man  wohl  erwägen,  dass,  namentlich  in  Deutscbland  ,  damals  die  Zeichnung 
technischer  Diii^e  im  Argen  lag,  wie  ja  auch  jetzt  noch  hierin  i  nglaubliches 
zu  Ta«jo  "^elorderl  wird ,  und  dass  es  schon  sehr  verdienstlich  war, 
die  absclieulicheo  Verzerrungen  des  sonst  wackeren  (i  ei  ssler,  durch  die 
brauchbaren  Darstellungen  Berlbouti  s  in  Deutschland  zu  ersetzen:  auch  ist 
es  ein  nicht  gerinjj  anzuschlagendes  Verdienst  de?  Buches,  den  d(  iifsehen  tech- 
nischen Benennungen  die  französischen  an  die  Seile  zu  sleHen.  und  damit  eine 
Bahn  zu  eröffnen,  welche  die  s|i;ilert  n  technischen  Sein  illstt  llt  r  zum  grossen 
Danke  des  lietheiligten  Publicurns  hetrelen  haben.  Jeden  i^alles  hatte  sich 
.ftbp  unser  Antor  die  fJteratur  des  Ge^enstnuflcs  zu  Danke  verpflielitet.,  Er 
ward  ihm  im  Ueberniaasse,  durch  das,  die  slarlu  n  Mangi  I  ubersehende,  sehr 
anerkennende  Urthcil  einer  grossen  Autorität  —  Her  k  mann 's  —  welcher  in 
seiner  physik.  ökon.  Bibliothek  XXI.  I9"<.  das  Werk  „ein  Wörterbuch 
nennt  ,  welches  die  ganze  IJhrmacherkunst  wissenschaftlich  abbandelt ,  und 
alle  Theile  derselben  gründlich  lehrt,  dergestalt,  dass  es  nicht  nur  dem 
Künstler  sehr  lehrreich  seyn  muss,  sondern  auch  jedem  dienen  kann,  welcher 
Uhren  kaufen,  brauchen  und  unterhalten  will.** 

Die  Gefahr  aber,  welche  Poppe  nun  Itedrohle,  war,  ilurcb  limleulliche 
Beschreibung,  deutliche  Zeicbnung^en  zu  ersetzen  zu  snrhen,  und  Dinge  er- 
klaren ZU  wollen,  über  welche  er  selbst  nicht  zur  vollkommenen  Klarheit 
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gelanp-t  war;  endlich  aber  deo  Gelderwerb  zur  Grundlage  weiteiw  Schrift- 
stellerei  zu  wählen. 

Da  bot  dem  unermüdlichen  [unfjrn  Manne  dns  Jnhr  1B0O,  welches  er 
das  glücklichste  Jahr  für  sich,  nennt,  einen  festeren  wissenschaftlichen  Halt; 
er  gewann  den  i.  Juni  den  mathematischen  Preis  der  philosophischen  Fa- 
kultät der  Universität,  die  goldene,  25  Ducalcn  schwere.  Medaille,  welche 
ein  Ihcures  (icdenkstürk  seiner  Familie  geblieben  tst  Die  Aufgabe  lautete: 
recensere  usus  circtjli  et  nÜnnin»  curvanitn  in  ;irliliiis  ini  ihaniris  et  nrchi- 
tectura,  quos  animadverterunt  graeci  geornetrae  ar  illis  iHtpterinres  ante 
Cartesinm.  Das  ITrtheil  K  a  e  f?  t  n  e  r's  und  Mayer'g  war:  \riria  insigni  et  subtili 
enidilione  instructus  in  i  iilliorndis  ii'g ,  quae  ad  quaestioneni  expediendam 
facere  poterant,  vix  aliquid,  (juod  requiri  possit,  desidernri  pnssus  est. 

Diese  eben  so  fleissige  als  ansprerliende  Arbeit  war  von  entscheidendem 
Einflüsse  anf  das  Loos  Poppe's  er  sendete  sie  an  den  eifrigen  Fürst  Bischof 
Dalberg,  welcher  sie  mit  ermunternder  Aufinerlvsainkelt  anfriMlun,  —  „im 
Ganzen  haben  Sie  viel  gesaminlet  wohlgeordnet  gründlich  dargestellt"!  schreibt 
er  —  und  zn  ihrer  weiteren  Ausfühmnir  «ufForderte. 

So  etwas  fiel  bei  dem  stets  bereiten  Autor  immer  auf  den  besten  Bo(l(  ii ; 
soeben  hatte  er  auf  die  ähnliche  Aufforderung  des  Recensenlen  seine:«  r rsten 
At  isuches  der  Geschirhte  der  t iirriiacherkunst,  soup  ausführliche  Gesi  hiclite 
der  theoretisch  praktischen  Uhrmacherkunst  vollendet,  und  nahm  nun  die 
Ausdehnung  seiner  Preisarbeit,  7n  »-iner  ausführlichen  Geschichte  der  An- 
wendung aller  krummen  i.inipn  bis  zum  Anfang  des  neuiizehntrn  .hihrhundertü 
yor.  Mit  dem  Erscheinen  der  Geschichte  der  Uhrmachef kunsl  aber  war 
seine  schriftstellerische  Existenz  gegründet;  von  da  <m  jjienor  es  ihm  und 
den  Seinigi  n  immer  besser.  lu  der  That  War  auch  dieses  W  erk  ganz  ge- 
eignet, dem  Autor  einen  gediegenen  Namen  zu  verschaffen.  Mit  dem  Bei- 
fall und  Ralhe  Ka  estners  unternommen  und  fortgeführt,  und  durch  dessen 
berühmten  ßuchci  schätz  unterslützt,  durch  des  trefflichen  Beckmann  s  liberal 
ertheilte  Bereicherungen  gehoben,  und  bei  e!rn<;sler  Btnutzun?  der  unver- 
gleichlichen Universitätsbibliothek,  musste  dieses,  anf  eine  gute  Vorarbeit 
gegründete  \N  erk,  als  eine  Schrift  von  dauerndem  Werthe  hervortreten.  Be- 
sonders musste  aber  die  kritische  IJebersicht  Ober  die  gesammte  ,  die  ühr- 
macherkunst  betreifende  Literatur,  welche  dem  Btudie  in  entsprechender 
Ausdehnung  angehängt  ist,  als  belehren  1  imd  nützlich  anerkannt  werden. 
Sie  ist  für  unseren  Zweck  iiaupisachlicli  /.u  beachten,  da  sie  uns  Zeugniss 
gibt  von  der  treuen  Vorbereitung ,  mit  welcher  der  Verfasser  an  sein  Werk 
gegangen  war;  sie  betritt  ferner  eine  neue  ]?;ihn,  nemlich  Bericht  zu  geben 
über  wichtif^e  die  Uhrmachcrei  betreiTende  Aufsätze,  welche  in  in-  und' 
auslaniiischen  Zeitschriften  zerstreut  waren.  Poppe  zeigt  auch  hier  seia^ 
referirendes  Talent.  '    '     "  '  "  ^        '  ' 

Eline  kleine  Schrift  Po pp  e 's :  praktische  Abhandlung  über  die  Lehre  von 
der  Reibung  in  Hinsicht  auf  das  Maschinenwesen,  für  angehende  Mechaniker, 
Kameralistcn  und  C.iumeistcr,  erschien  zu  derselben  Zeit;  eine  populäre, 
jedoch  uDvolistaadige  Arbeit. 


Digitized  by  Google 


3TS  Nebrolog 

9 Werden  Sie  den  DenUdien,  wai  MootncU  den  Franxosen  ist,  Ge- 
fchichtfchreiber  der  Mathematik!«  bitt«  Dalberf  dem  Verfasfer  der  Preisscbrift 
zugerufen ,  und  erhielt  nun  did«  auf  aeiiM  VenalafaDiig  enlatandene ,  oben 
erwähnte,  „Geschichte  der  kmmmeii  Linioi^;  der  Autor  wurde  auf  das  freund- 
liebste,  uod  wie  er  telbft  sagt :  „nur  gar  au  ichmdchelliaft'*  aufgenommen. 

hier  ist  es  wohl  an  der  Zeit,  beryoraubebeii,  daii  dieaa  keine  leere 
Kedeosart,  sondern  in  der  Thal  eine  Folge  dea  klaren  Dttrcbschauens  der 
Mängel  war,  welche  sebier  Arbeil  anklebte;  und  data  aieh  der  belle  Kopf 
dieses  so  rasch  so  eineoi  Ifamen  gekonuneneD  Hannes,  damals,  wie  in  seinem 
abrigen  langen  Leben,  nimmer  über  den  eigentUeben  Wertb  feiner  Leistungen 
blenden  liess,  aoadem  mit  der  Freude  an  der  Arbeit  und  an  ihrem  Erfolge 
eine  bescheidene  Selbstachtung  verband  uod  niemala  Ansprüche  geltend  zu 
machen  suchte,  zu  welchen  er  Bichl  berechtigt  i  gewesen  wäre. 

Es  wurde  Poppe  als,  „sich  durch  seine  gründliche  Gelehrsamkeit  be- 
sonders empfohlen  habend'',  zu  dieser  Zeit,  1801,  zum  ffirstlich  Schvvarzburg- 
Sondershausen'schen  Rathe  ernannt,  woher  dann  der  Titel  Hofrath  stammt, 
der  ihm  später  allgemein  beigelegt  wurde;  auch  wurde  er  ordentliches  Mit- 
glied der  physikalischen  Gesellschaft  zu  Göttingen,  uod  endlich  wurde  er 
im  Jahre  1803  unter  dem  Prorectorate  von  Schulze  und  dem  Dekanate  von 
PfalT,  „ob  philoaophiae  et  liberaiium  artium  peritiam  ordini  philosophorum 
acriplla  publice  editis  probalam"  Doctor  der  Philosophie  und  iMagi5ter  der 
freien  Künste;  er  versuchte  sich  als  Privatdocent  und  hielt,  wie  er  rühmt, 
einen  stark  besuchten  Vortrag  über  mathematische  Geographie.  Auch  war 
er  in  den  Jahren  1801 — 1803  als  JugendschriUsteller,  mit  seinen  mechanischen 
IJolerhaltungen  für  die  Jugend,  und  mit  den  neuen  physikalischen  Unterhaltungen 
für  die  Jugend ,  aufgetreten ;  dieser  Richtung  blieb  er  ebenfalls  bis  an  das 
Ende  seiner  Tage  getreu. 

Von  praktischer  Wichtigkeit  sollte  spater  die  Stelle  das  Datik^agnoga- 
aubreibcaa  dea  FAnl  Bischofs,  für  die  Dedication  des  ßtiches  werden: 

.  ,\Vtre  ich  doch  jeta&t  schon  im  Stande,  Ihnen  iDciiie  gan^e  Dankbarbeit 
au  beaeogen;  doch  icb  bolfe,  dass  mir  nicht  immer  Alittel  und  Gelegenheil 
dain  maogeln  werden**. 

lodesaeu  veikauDte  D a  1  b e r g  die  Mängel  der  Arbeit  keineswegs,  und 
beieichoele aelbal  eine  ganze  Reihe  interessanter  Anwendungen  der  krummen 
Lnieu«  welche  die  weiteren  Auflagen  ,  die  nach  meiner  Ueberzeugung  nicht 
febien  wurden,  aufnehmen  sollten.  Eine  solche  weitere  Auflage  ist  «icht 
eiadiienen,  ea  beweisen  aber  schon  Dalbergs  \\  üiische,  wie  die  Zuihat  zu 
dw  Preiaarbeili  uemlich  die  Geschichte  der  Anwendungen  der  krummen 
Ltnieo,  von  Carteafaia  bia  xum  Anfange  des  19.  Jahrhunderts,  dem  Schonge- 
gebeueii  uiebt  eniaprach. 

£a  aollte  nun  aber  eine  neue  Preisaufgabe  den  Autor  in  andere  Kreise 
leiten, 

Em  ungenannter  mährischer  Edelmann  (Graf  Leopold  von  B  e  r  c  h  t  o  I  d), 
der  denlscbe  Howard  von  seinen  Zeitgeoosseo  genannt,  hatte  finea  Pieia 
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von  50  Dukattn  für  glückliche  Lösung  der  Aufgabe:  „Was  für  Maschinen 

!:nr!  KrfiiKi iini:cn  zur  Kclliin;^"  des  iiiensclilii  lu  n  Lebens  aus  vcTst  liiedenen 
Gtiiaiii'^ii  Lt;kauiil  ,   1111(1    \\'f»,Irhe  vet dit^utijj  vor  amliTti  tlcn  N  orziifr?" 

aiis«rp?iet7t.  Poppe  fe%\;iiiii  ikijÄclbt  ii  iti)  .hilir»^  isOHt  v\\)  Kk  iuui^^,  welciiea 
sciiicju    rsaitu  ri    fiiic    iillueiiieine    VcilirciiLiii:^-    üiih  ,  (Icr  Preisislaller, 

wie  ilic  ^  iTiillcfidn  liuiii^'   des  Ergebnis.-cs  >i(iil  ,    die  l.uisufi^'         \ iM't rr lllich^ 
fand,  und        sciin  n  Im         in  eim m  sd  ImluMi  (iiiidi^  gewann,  dass  er  sich 
auch  ohn«»  SchiciL^nrhlrr  Tmi   (fcim  ri'ciövvui'tiigküil  <'tilsrlii<-(l  iiml  dieselbe 
in  M'int-r  /nsdii  ill  iiii  (km  Veiia-^xT  ,   ein   ii  n  ♦«  l  e  r  I»  1 1  r  Ii  f  s  WCrlv  luiofile, 
und  diiSS  vv  .mC  mit  eifff^ncn  Viniu  rkntii: cn  iiinJ  Zu-jft/cn  ^t'^s;dl,  ;iul  sciiiO 

hKätt'll   (JfUckfll   mid  dir   inci.-lri)  Jici^'iciiiiiü  rii  \nli  Uiid  all  ^un^ligO. 

ihäii^ü  litsluitict'ci'  guiiiciuuui/Jii'ln'i-  Ik'si I cl/iinm'ii  ii[i('iiti;(  Itlu  Ii  verlheiU  II  liess;- 
in  Folge  dessen  <Iie  Schrift  iimdi  m  dir  nirisirn  r uru((;iiäclit;ü  SpiMcht'-n  übcr- 
setil  wurde,  in  d?»«  Franz(tsi>rlit\  ItalirniM  hr.  S^iaiii^t  he,  Portusrieiische,  Rus- 
sisch«», Ptdnisrlir,  iiiui  ^^  rnii:-^ti''i>  Aii.s/.iifje ,  in  <Ias  Ungarjachc.  Dieser 
Kr  folg  hui  ihn  auch  lur  sein  ganzes  übriges  i.ebeu  diesem.  GegeuiUiide 
ziigc\vcndet  erhalten. 

Aber  »chut»  Wiir  \\irdrr  rm  ni  iir.s,  wril  ;iii>srluMidrs,  W  rrk  l'rr(MincM, 
das  erst  nach  15  J?>!jrcii  .-t  itirn  liln.-s  riit;i»:hca  öwIjI*;;  i^;r  l^in  v  kl(i]i;iHie 
des  gesauiuiU  n  .M;i>rliiiiri)  w  r  ^rti^.  Durcli  d:«s  Sludiuni  d«^r  Rettim>:.-.iii;i>rhiucii, 
auf  das  Mnsrhiiiriiw  rscti  iilirrlwiiipt  ijcUotiiiiKMi  ,  imd  tiuri  Ii  dru  Liluig  des 
\V(irU;rl)iirfi>  der  l  Iu'iiKirliri'kunai  unuuulrri,  rr^jnll  1'  r»  p  p  e  Kuhn  eine  Aufffabe, 

WelthtJ  ihlik  iUii'   Uui'cli    riiir   fHl««f>rst    r|iir  tlii;r  l.ilrr;itU['   lirkiHIHt  äCj  tl  knnnte, 

und  ftir  we]r|it*  er  iiur  diinli  ilu- .  lurr  ;ilU  r.liiiu>  wu  lidi^r,  Uhr iti;n' herei 
nfiiiir  Sr  iidi^krii  ei'laiij**.  ii  kMtinen;  iliiliri  \N.ii'  iluii  dii:  um  phtitche 

Aii.-I)ildiing ,  Wie  ä»ch(iii  rhrii  crwahiil  wun'lc.  frt  ind.  liiczu  katti  «och  ein 
Wohnort,  wie  er  nirbt  Icirlii  .-.rhh  i  liirr  Im-  nn  ^-nlrlies  Unlernehmen  höUe. 
fcwShlt  werdt'ti  kcüurti.  Driitj  .->(>  \  di  [itdtlirli.  ).j  umil)ci'li"r(ri)idi,  (joftin^en 
«Ifii  Oitdcii  tiir  dir  lji>hrni:,r  hi-»lunai  Ii  rLiiii|H l;i t(j r-L-.r!ir  'i  |i;,ti^kril  dü*  Autufjj 
liildrtc.  so  dmUig,  ja  guiiilich  sirril  \\:ir  drisrlbr  lur  dir  umfassende 
}ie;irl)rituiiu  rines  Faches,  welches  vor  Alltia  veflangt,  dass  ein  Aulur 
fiirht^  bfäcLrt  ilten  wolle,  was  er  nicht  selbst  ffcsehen  und  dmrlidniuiirn 
und  ITir  weirbrs  rr  niilit  flnrrh  rmc  lanffM'i-  |)i.jkii>'  br  ErUki'uiig ,  einen 
festen  sichletideri  l»Ut:k  fivvüibi;*i  hnUc.     W  ir   >r!ir  auch   der  ehrliche 

Sinn  des  fleissigen   Mannes  gegen   die  WLsltic  Umchltihru/ig   dieser  ihm 
hckrdfjenen  Arbeit  gesträubt  habe,   dicöü  geht  unzweideutig  daraus  hervor, 
d;i.-s  rr  di(  splhe  IS  jjihre  hinaussjezogen  hat.    Und  das  Schicksal,  so  fiemid- 
lirb  ei  nun  ;iur[i  lortnii  drtii  ni.i lericllcn  Wohle  desselben  kii  lirlre,  so  nach- 
li.tlti;:  i>(dirt<-  r^  .b(i  \imi  dm  irbpudiffeii  Uurllen  evtn  v  Wahren  iiiaschinisti— - 
srhrn   IjeUdirnii^'.    Allr    (irbdirni  ,    w  ebdiü  »chuii  Li-i   der  Abfassung  de« 
M  ftrierl)iifdHs  drr  [■hn!i;:r k ufi,-;i  ;iii  iliu  herangetreten  waren,  erhoben 
iiiiii  Uli!  \  ri  (b  j'^irld  IlHJ(•^^  irhli\  um]  beider  wussle  rr  ibiniü  iiirhi  ;uif  die  Dauer 
7.n  \\  idtiiijU'lirii.     jv,iLij;i  iiuiintr  dir^.-  ;im  Ii  atidri»  Ivennmen,  da  dir  Idre  eines 

M öct^rliiidiic^  dü»-üaschiaexiwc£eiis  eben  so  neu  als  zeitgemass  war,  und 
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M»  imnMiMB  ^i«!  BranelilMirM  te  btqtemr  Form  bieten,  Mnreli  i^er  tcho« 
die  Kritik  iraf  dea  Mildetle  ttimiDen  moiite.  Wie  hllte  vater  eolelMn  (Jan- 
sMiideii  von  einem  jongen  SdiriftiteUer,  wetclier  nur  dnreb  insiere  VeraiH 
lefciing  die  Feder  sn  ergreifen  gelernt  nnd  Allee,  waf  er  fchrieb,  mit  Wold- 
wollen  anfgeneninwn  geiehen  Iwtte ,  eine  so  tief  gebende  Seibitkenntniee 
erwertet  werden  können,  d«u  er  dae  Ürni  vortbeilbafte,  gerne  geseheM  und 
immerbin  ofitxliche  Uatemebmen  hatte  unterlesfen  sollen?  Allein  geradn 
dieae  Knttchnidbarkeit  erbObte  die  Gelibr  fAr  den  aebriftitelleriteben  Chvakter 
dea  Ifannei. 

Die  gekrönte  IMiiehrift  wurde  mn  sn  einem,  mit  HininnabaM  der 
englisehen,  ebenfalle  den  Sieg  davon  getragen  habenden,  P^iaeelirifl  Fotker* 
gilla,  liber  die  Mittel  aebiffbrucbloidende  Seefabrer  m  erkalten,  in  ebioai 
allgemeinen  Rettnngtbncbe  Terarbeltet. 

El  ertcbien  in  dem  Ar  Poppe  ereignisireicben  Jabre  1805,  In  weichem 
er,  nachdem  er  ekie  ihm  angebotene  Anttellung  ata  Lehrer  der  MatbeiMitik 
und  Phyaik  am  Gymnaainm  zn  Frankfurt  a/H.,  oiii  uDgefähr  1400  i«  Gchnit 
angenommen  hatte,  achon  in  gleichem  Jabre,  nach  abgehaltener  HerbatprftAmf, 
mit  einem  Belobungidecret,  wegen  ungemein  geacbickter  Lekrmeihode,  mit 
dem  Profeaaoratitel  nnd  einer  Zulage  von  100  fl.,  erlirmit  wnrde,  und  aeiiMa 
Hauaatand,  durch  Ehelicbnng  aeiner.  Ihn  überlebenden,  Gattin,  Gniitiniio 
Mentser,  Kaufmannatochter  aus  Gfitiingen,  grfiodete.  „Se  war  ich,  ruft  er 
behaglich,  Bürger  der  freien  Stadt  Frankfurt,  und  durek  eine  feste  AnaleUung 
mit  anaehnliohem  Gehalte  von  nun  an  allen  jenen  materiellen  Sergen  ent- 
hoben, unter  weleben  meine  Jugend  dabin  geacbwunden  war.*  Endliek 
brachte  ihm  dieaea  gfitige  Jahr  noch  den  mathematiachen  Preia  der  Jablo- 
nowsky'schen  SocietSt  der  Wiaaenachaften  in  Leipsig,  die  25  Dnkaten  ackwero 
goldene  Medaille,  für  die  Löaung  der  Aufgabe  ,de  increnwntia  et  pMfrna* 
albua  literarum  mecbanioarnm  aeculo  dnodevigeairoo**.  0aa  tnmige  Vor« 
hingnias,  welchea  aogleicb  die  nunmehrige  Heimath  dM  kaum  eingetrofluMiB 
neuen  Bikrgera  traf,  war  für  ihn  Veranlaasong  au  erhöhtem  Anaeken;  denn 
D  a  I  b  e  r  g,  nun  Fürat  Primaa,  errichtete  ein,  übrigena  ephemeree,-  akadnariaelMe 
Lyceom  zu  Frankfurt,  und  unter  bertthmten  Männern  wie  Grotefend,  Sebloa- 
ae  r,  dem  liiatoriker,  fand  auch  Poppe  seine  Stelle.  Daa  ernte  gröaaere  Werk, 
welcbee  unter  den  Frankfurter  Verhiltm'aaen  entatand,  war  die  Vornahme 
einer  schon  in  Göttingen  vorbereiteten  Arbeit,  neoiUch  der-Geacfaiehte  der 
Technologie,  welche  eine  Autorität,  Altmfttter  in  Wien,  vortfediGk  newrt. 

Poppe  hatte  ein  halbea  Jabr^vor  aeinem  Abgai^  von  Göttingen  de« 
ihm  schmeichelhaften  Antrag,  dieaea  Werk  ala  Theil  der  groaaen  Geackickle 
der  Künste  und  Wissenschaflen  aeit  der  Wiederheratellung  deraelben  bia  an 
das  £nde  des  18.  Jahrbunderta  anzufertigen,  erhalten,  nnd>  aieh  mit  Vergnfigeii 
dazii  entschiosaen;  and  awar  gluckiicher  Weiae  noch  su  reekter  ISett,  um 
das  Material  aus  der  Göttinger  Bibliothek  sammeln  su  können.  Daaa  er 
aeine  Aufgahe  auf  eine  entsprechende  Weise  löste,  und,  obgleich  ohne  kri- 
tiacke  Originalforachung,  mit  alkn  Ehren  in  der  Reibe  der  berttbmien  Mimnr 
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stand,  Hic  an  dcmselbeo  grosfeo  Uoternefamen  belbeiUgel  waren,  iat  enl« 
schieden  ;mszi»sprcchpn. 

Fast  gleit  hzeilifj  das  Fla  nd  buch  der  T  e  c  h  n  o  1  o  jie  an  den  Tag; 
vonüglich  aber  ist  das  Lehrbuch  der  allgemeinen  Technologie 
zu  erwähnen.  Es  war  die  Ausarbeitung  dieBes  kleinen  Buches  wiederum 
einer  der  glücklichsten  Griffe,  welche  zu  thun  der  Autor  ein  entschiedenes 
Talent  hatte.  Die  Idee  einer  atlgenteinen  Technologie,  oder  wie  sie  genannt 
werden  nuiss,  der  Lehre  von  den  technischen  Operationen,  gehörte  dem 
Vater  der  Technologie,  dem  gediegenen  Beckmann  an;  die  erste  Ansfuhrung 
derselben  ist  das  bleibende  Verdienst  Poppe's.  Schon  die  Geschichte  der 
Technologie  war  unter  dem  Einflüsse  der  hier  ausgeführten  Ideen  gegliedert' 
worden;  und  so  entstand  ein  Gesammtein druck ,  welcher  einen  kräftigen 
Impuls  zur  Neugestaltung  der  Wisscnsrlmi^  gab,  dem  Autor  aber  selbst  in 
der  Folge  nachtheiiig  werden  sollte.  IVachdem  der  verdienstvolle  G  erstne^ 
in  Prag  die  erste  polytechnische  Schule  deutscher  Zunge  errichtet  hatte 
und  Wien  mit  kaiserlicher  Ausstattung  nachgefolgt  war,  rangen  aucb- 
ausserhalb  Frankreich  die  technischen  Fächer  nach  einem  allgemeinen  wis- 
senschaftlichen Boden.  Die  grösste  Schwierigkeit  musste  hierin  die  Tech- 
nologie bieten,  wie  man  gerne  zugeben  wird,  wenn  man  beachtet,  dass  eine 
grosse  Anaahl  der  polytechnischen  Schulen,  ja  dass  alle,  welche  nicht  durch 
Wiener  Zöglinge  influirt  wurden,  die  Technologie  gar  nicht  in  ihrem  Lehr- 
plane haben,  und  damit  eben  diese  Schwierigkeit  noch  immer  fär  unüber- 
windlich halten.  Da,  wo  man  aber  die  Lösung  der  Aufgabe  versuchte, 
musste  Poppe's  letztgenannte  Schrift,  als  Ausgangspunct  erkannt  werden. 
Aber  nnn  fand  es  sich  sogleich,  dass  dieselbe  hier  auch  nur  als  Zeiger, 
keineswegs  aber  als  Führer  dienen  konnte,  da  ihr  materieller  Gehalt  weder 
eine  darstellende  Gründlichkeit,  noch  eine  wissenschaftliche  Cbarakterisirung 
bot,  wie  sie  aiNi  veriaagt,  von  dem  Autor  aber  keineiwegs  aageatrebl 
worden  war. 

Denn  hatte  schon  der  Recensent  des  Buches  in  der  Erg.  Bl.  zur  Allg. 
Lit.  Zeit.  1812.  104,  bei  aller  Anerkennung  der  Wichtigkeit  des  Werkes 
demselben  unvollkommene,  willkührliche  Scheidung  der  Begriffe,  kümmerliche 
Unterbringung  der  chemischen  Arbeiten,  nicht  deutliche  Hervorhebung  des 
Wie?  Wenn?  Warum?  worauf  es  hi^  vorzüglich  ankomme,  voi^eworfeo« 
fo  Bussten  diese  grossen  Mängel  wachsend  fühlbar  werden.  ' 

IVun  liegt  es  aber  in  der  Natur  des  Menschen,  den  Dienst,  welcher 
ihm  geleistet  wnrde,  zu  vergessen,  ja  in  der  Folge  dem  Gutthfiter  zu  zürnen, 
dass  er  nicht  noch  mehr  gereicht  habe,  und  ihm  undankbar  den  Rücken  zu 
wenden  Kommt  noch  hinzu  ,  dass  dn«?  neue  Bedürfniss  sich  gebieterisch 
und  rfisch  entwickelt,  zu  seiner  Befriedigung  aber  nur  die  allen  jetzt  un- 
genügenden Mittel  geboten  sind,  so  kann  es  nicht  fehlen,  dass  der  früher 
Gepriesene  in  Missachtung  geräth.  Der  Autor  hat  alsdann  sein  Publicum 
verloren,  ehe  erdiess  ahnet;  ja,  während  noch,  durch  das  Gesetz  des  Beharrens, 
ihm  altgawjahqtai  Lob  voa  altgewohotea  Organen  »igerufeo  wird,  und  leine 
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Bücher  noch  einen  Absatz  finden.   Poppe  konnte  in  <l«r  Thal  ▼on  einer 

solchen,  ihm  unffünslififen,  Vcranilerung  iVichts  bemerken;  im  Gegentheii ,  es 
sollten  ihm  noch  Jahre  der  Auszeichnung  zu  Theil  werden.  Kehren  wir 
wiederum  m  »einer  niiumer  ra^tenrien  Feder  zunuk,  so  finden  wir  sie, 
neben  einer  Reihe  von  kleinen  Aufsalzen,  mit  einem  Lehrbache  der 
reinen  und  a  a g  e  w a n  d  t p  n  Mathemntik,  nach  einem  neuen  Systeme^ 
besrhüftigt ,  zu  dessen  Aiifassung  ihn  sein  Lehrberuf  veniiilHsste.  ^^  iihrend 
dieses  Buch  mit  Uie  Befolgung  eines  neuen  Planes  keinen  Anspruch  machen 
kann  und  Mangel  an  Schärfe  zeigt,  ;iu(Ii  durch  Aufgebung  der,  von  dem 
Veilasser  nicht  {rei<;ti{;  durchdringend  <'rl\;iiirit(  n  ,  Lehre  von  der  Conf^nienz 
nur  an  Schärfe  verloren  bat,  ist  seine  Ahsi<  lit,  t mer  jTt'dr;iii<rien  RciclihaUi<T- 
keit,  sehr  gut  erreiclit,  und  ein  recht  bram  libarts  buch  enlslandeii,  wa»  je- 
doch nicht  im  Stande  seyn  konnte ,  dt*n  Autor  bei  den  Mathematikern  vom 
Fache  besonders  zu  empfehlen,  desto  mehr  aber  bei  den  Lehrern,  welche 
bald  eine  zweite  Auflage  ndthig  machten ;  wie  denn  auch  M  a  y  c  r  in  seiner 
freundlichen  Beurtheilung  des  Buches  —  Göll.  gel.  Anzeigen  1814.  1405, 
vorausgesagt  hat,  dass  es  sehr  zweckmassig  werde  befunden  werden. 

Den  Lehrer  der  Physik  sollte  der  physikalische  Jugendfreund  documen- 
tiren.  Dicsi  ni  siebenbandigen  Werke  wurde  die  Anszeichnnng,  in  d<is  llul- 
ländisclic  uhcrselzl  zu  werden.  Ohne  Zweifel  halten  die  physikalischen 
Vorlesungen,  welche  der  Verfasser  mehrere  Winter  hintereinander  vor  einem 
grossen  Cirkel  von  Herren  und  Damen  gebildeter  Stande,  und  ,.deren  Wiss- 
begierde und  ßeiCall  ihn  sehr  erfreute**,  hielt,  zu  diesem  iinternchmen.  Yer«« 
anlassung  gegeben. 

Unter  diesen  verschiedenartigen  Arhi  iim  war  der  reime  nde  Sturm 
über  Deutschland  losgebrochen;  (Jk  l.eip/ifur  Schlacht  wurde  gcsctiln£rt  n ; 
man  focht  in  Frankfurt  scUjsI  ,  und  dein  Fleisse  unseres  neugierigen 
Autors  wäre  fast  durch  eine  bayerische  Buchst  nluj^'el  ,  welche  durch  das 
Fenster  an  seineni  hopl'e  \orl)t'i  Ro«-,  ein  rasclu-s  Znd  gesetzt  worden.  Ein 
Nachbar  wurde  todilich  getroffen  und  die  \\  ohnung  niusste  verlassen  wer- 
den; doch  kehrte  man  bald  wieder  in  die  wohl  erhaltene  zurück.  Die 
Kaiser  zogen  in  die  Stadt)  welche  der  ehemalige  Grossbenog  und  Fürst  Primaa 
imlassen  hatte. 

Poppe  schilderte  liie^e  \cht  merkwürdige  Tage  aus  dem  deutschen 
Befreiungskriege'*  in  einer  kleinen  anonymen  Schrift,  1331.  in  lubiogea.  bei 
Osiander  verlegt,  sehr  leb  ha  it. 

Neues  Leben  durchdrangt  den  wiedererstandenen  I  reistaat;  und  Poppe 
benützte  die  günstige  Stimmung,  Etwas  für  die  herabgekommenen  Gewerbe 
zu  thun,  inden»  er  isjH^  nach  dem  Muster  der  Hambni^fer  (iesellschaft  zur 
Beförderung  der  Gewerbe  ,  deren  Associrter  er  seit  mehreren  Jahren  ge- 
worden war,  die  Gcspllschari  7ui  Beförderung  nützlicher  Künste  und  deren 
Hülfiwissenscliaften  in  l'r.iidvfurt  in  das  Lehen  rief.  Es  zeujjte  von  seinem 
Tacte,  dass  er  den  ihm  „zu  vornehm  klingenden"  Titel  eine.^  Präsidenten, 
W9l(ii)er  ihm  ertheiU  werden  aoUte,  ablebole  und  in  den  eiaei  propomreadeo 
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SecreMim,  umwandeln  Hess.  —  Mit,  wohl  volikommen  berechtigter,  Genagt 
thuung  blickte  der  gemeinnützige  Mann  auf  diese  scbOne  Zeit  des  erfolg- 
reichen Wirkens  im  Vereine  mit  trefflichen  JMitarbeitern  zarüch  ;  er  bezeichnet 
die  Sonntags-  und  Feiertagsschule,  welche  von  der  Gesellschaft  gegründet 
wurde,  und  welche  mit  25  Schülern  eröffnet,  bald  zu  einer  Frequenz  von 
mehr  als  100  stieg,  als  das  Nötzlichsle,  was  sie  schuf.  In  Folge  dieser 
Thätigkeit  entstand  seine  Schrift  „über  den  Zweck  und  die  Einrichtung  guter 
Lehranstalten  für  Handwerker^.  In  demselben  Jahre  der  Gründung  dieser 
Gesellsdiaft  hatte  Poppe  den  ersten  Theil  seines  technologischen  Lezicons 
herausgegeben,  über  welches  sich  der  Director  des  neuen  Wieoer  polytech- 
nischen Instituts,  Prechtl,  sehr  aneriiennend  aussprach,  dessen Hauptverdiensi 
aber  darin  beruhte,  die  Ueberzeugung ,  gerade  bei  Prechtl  und  seinem 
CAU^gea  hervorzurufen,  dass  ein  gediegenes  Werk  dieser  Art  Noth  thue. 

Von  grösserem  Gewichte,  als  diese  briefliche  beifällige  Aeuiserung,  und 
ihr  selbst  zur  Stütze  dienend,  war  aber  das  Bestreben  Prechtl's,  Poppe 
SU  vermögen,  die  Professur  iltr  Tedmelagie  fto  der  polyiecliiiisciMB  Schalft 
»  WieK^sü  jkbemelimeo. 

Pop  pe  war  auch  nicht  abgeneigt;  es  wurde«  ihm  2000  fl.  im  20  fl.  Fusa, 
nefayrt  freier  Wohmiig  in  Aussicht  gestellt;  allein  er  nahm  die  bereits  ein- 
yHügwe  CompeMn  wieder  zurück  ,  worüber  eich  Preciill  aehr  betrübt 
iassert ,  «ml  ihm  ettwift,  dea»  lUea  Lehrfach  iiaa  •>  eisen  gewifM»  Hvb. 
Altmütter  übertragen  worden  sei. 

Die  Ablehnung  dieses  bedeutenden  Anerbietens  war  sicherlich  für  beide 
TlMÜe  gleich  giUutig  und  acheint  ans  dem  vollständig  klaren  Bewusstaeyn 
Fojppe's  hervorgegangen!  sn  eeyn,  dass  er  für  die  dort  gestellte  Aufgabe  kei* 
aaNrngs  der  Mann  gewesen  seyn  würde;  die  Stelle  in  Prechtl'»  Schreibens 
^Bh  werden  hier  ganz  denjenigen  Wirkungskreia  finden,  der  Ihrem  anerkannten 
Talente  gebührt:  als  Vorsteher  dca 'Fabriksprodukten- Cabinets  würden  Sie 
gleichsam  im  Mittelpunkt  der  ganzen  inlindiMlieB  Industrie  sich  befinden:' 
Aber  auch  die  Schwierigkeit  dieiei  Cabinel  innerhalb  der  nöihigen  Grenses 
nnd  mit  der  ganzen  Umfassung  sa  erdnen ,  zu  erweitern  und  zu  erhalten^ 
ist  es,  welche  nadi  so  sehr  einen  ausgeaeiehneten  Mann  Ihrer  Art  für  diesen 
Statte  wünschen  macht^,  mnsste  bei  dem  ausschliesslichen  Manne  der  Feder 
grosses  Bedenken  erregen.  Dass  aber  Wien  den  vollgereiften  Mann  dar' 
Erfahrung,  den  Schöpfer  der  raliooeUen  Weriuengknnde,  den  originellen 
Constructor,  den  Mann,  der  Alles  zur  Autopsie  zu  bringen,  als  seine  höchste 
Bükkk  eraehlet,  den  «Uverehrten  Senior  der  Technologie,  Altmütter,  erhielt^' 
dai  miesen  wir  ala  «ine  glückliche  Fügung  für  die  Wissenschaft  preisen. 
AtlaJnimerhin  war  nnn  der  Bnden  zu  Frankfun  für  Poppe  gelockert;  ei« 
dei«rf%ea4Eingagnngenseyn  in  eine  Frage  der  Verindernng,  fuhrt  stets  ein«: 
Bilanz  Ton  Vor-  und  Hndübeilen  vor  die  Seele,  welche  wenigalnna  mo-* 
-  meatan  schwankend  war,  so  dass  Anträge  von  andern  Seiten  schon  eiM^ 
schwere  Vorarbeit  gethan  finden.  Als  daher  im  Frühjahr  1818  die  neu  er^ 
richtete  ilaaiawirthaclMltlicbe  FaJntoit  der  Dnivenilil  Tübingen  ihn  a«  dmm 
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Lehrstuhle  der  Technologie,   als  „den  ersten  Technologen  Deutschlands", 
vorgeschlagen  hatle,  und  der  Ruf  an  ihn  ergangen  war;  nahm  er  denselben 
mit  der  Besoldung  von  1500  11.,  unter  Anwartflchaft  auf  eine  baldige  Er- 
höhung dieses  Gehaltes  an. 
Er  sagt  hierüber: 

„Die  Beweggründe ,  welche  mich  sur  Annahme  dieses  Rufes  slimmten, 
waren  keineswegs  materieller  Art ,  sondern  der  längst  gehegte  Wunsch,  als 
Lehrer  an  erner  CJiiveraität  und  zwur  in  einem  Fnche  zu  wirken ,  welches 
mir  von  früher  Jugend  an  als  Rauptlebenszweck  vorgeschwebt  halte,  war 
durch  diese  Berufung  in  Erfüllung  gegangen". 

Mit  dem  Schritte  Poppe's  auf  die  Stufe  der  Lehrkanzel  der  Technologie 
auf  der  abgelegenen  ,  und  von  allem  höheren  technischen  Leben  {Gänzlich 
entfeciiten  Universität  Tübingen,  war  für  einen  Mann,  wie  er  war,  nur  noch 
ein  absolutes  Literatenthum  offen  ,  und  zwar  naturnothwendig  ein  Schrift- 
stellcrleben  von  abnehmender  Intensität.  Der  Ideenkreis ,  in  welchem  er 
sich  bewegte,  wurde  inimermehr  auf  Popularisirung  von  Dingen  beschränkt, 
welche  in  anderen  Büchern  enthalten  waren ;  mit  dem  gewohnten  Scharfblick 
und  mit  Virluosenhchendigkeit  wurde  erkannt,  was  etwa  gerade  ein  grösseres 
Publicum  interessiren  konnte,  und  kaum  begonnen,  war  auch  schon  eine  sich 
gut  lesende  beiläufige  Orientirung  über  den  fraglichen  Gegenstand  ertheilt. 
Der  vorliegende  Lehrberuf  selbst,  war  hiezn  nur  atlzuverführerisch ,  da 
niemand  etwas  Anderes  verlangte,  als  eben  eine  solche  beiläufige  Begriffs- 
ertheilung  vom  Lehrstuhle  herab.  Der  Mann  der  äusseren  Anforderungen 
konnte  begreiflich  nicht  über  ihnen  stehen;  eine  heitere  erzählende  Mit- 
theilung, hinweisend  auf  den  Scharfsinn,  welcher  in  technischen  Dingen  ent- 
wickelt ist,  und  auf  die  grossen  Ergebnisse,  welche  dadurch  erzielt  worden, 
atbien  das  Höchste,  was  anzustreben  war. 

Aber  die  Wissenschaft  der  Technologie  machte  auf  der  Bahn,  bei  deren 
Eröffnung  Poppe  selbst  thätig  gewesen  ,  die  emstesten  Fortschritte;  die 
Wiener  Scirale  gieng  auf  dem  mühsamen,  aber  allein  sicheren,  Wege  monO'* 
graphischer  Forschung,  im  Geiste  allgemeiner  Technologie  die  speciellen 
Fragen  behandelnd,  gründlich  wiaseBtcbeftlich  wa  Werke.  Statt  blosser  Uelier- 
•icbllicbkeit ,  wurde  erschöpfende  Dorobarbeitong  das  Ziel;  denn  bald  kam 
mm  an  der  Uebeneugung,  daM  nkdit  iowobl  die  Haopüdee  eioea  teiMaelMQ 
Vorganges,  ali  daa  tecboiiclie  Detail  die  wicbtigatan  FoHaehrifte  bagrttnde. 
In  Frankreieh  aber  f  eicluib  dar  nnermesiUcbe  Sel^üli  die  Tecbno-Oekenoaiie, 
Gewerb»«Oefc0iien»ief  indaetrielle  WiHhichaftBlehre,  ala  beacnderea  Lebrge- 
Made,  wenn  anch  niefat  anfinlDhren,  ao  deck  an  entwerfen,  nnd  getade 
dadorcb  dem  Detail  des  Betrieba ,  von  weichem  daa  ganae  wivthaehnAKche 
Ergebniaa  deaaelben  abhängt ,  seine  entscheidende  Stellung  in  Gebiete  der 
Teohnologie  anauweisen.  Wir  sehen,  die  Riditung  der  Teehllologie  der 
nanaeit  vad  Fo|ipe'a  divergirten,  und  ae  musate  dami  aieh  der  ehemalige 
Fahrer  sich  ans  dem  Geaiehlakreiae  der  Männer  seiner  Wiaaenachnft  inmer- 
aMhr  ferüeren.  Fir  Hänaer  Yom  Fache  war  er  bald  nicht  mehr  varhanden. 
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Aber  auch  auf  seiner  eigtintlichen  Domaine,  anf  dem  Gebiete  der  Po- 
pularität, gieng  eine  tiefgreifendu  Veränderung  vor.  Arago  zeigte  durch 
sein  eminentes  Beispiel,  waa  wahre  Popularität  sey,  und  dass  sie  keineswegs 
in  einer  Abstumpfung  der  Begriffe,  sondern  vielmehr  in  höchster  Schiirrun^ 
derselben,  durch  Abvverrung  aller  nicht  wesentlichen  Theile,  zu  suchen, 
dass  daher  das  Wesen  der  bisherigen  l'o|>ularilät,  die  Beilaußgkeit  der  Be~ 
griffe,  ihrem  ächten  Wesen  gänzlich  tnlgtgen  sey.  Er  erhob  dadurch  die 
Topulariiat  des  Vortrages  aul  die  lichtvolle  Hohe,  auf  welcher  schon  Lich- 
tenberg gcstnndcn  war,  nach  welcher  die  bedeutendsten  Geister  des 
Jahrhunderls  als  eiacin  würdigen  Ziele  blickten,  und  von  der  herab  auch 
viele  derselben  die  belruchteudsle  Belehrung  ertheilten.  Allgemein  aber 
wurde  es  nun  geiühlt  und  anerkannt,  dass  eine  solche  Popularität  nur  Folge 
von  diirrhdringcndster  und  geistigster  Beherrschung  üts  Stoffes,  von  frischester 
Berührung  tu  t  If m  Leben  und  daraus  entsprungener  Durchlühluno-  von  dessen 
wahrem  Bediirlnissc  scyn  könne,  und  dass,  wenn  auch  nur  eine  dieser  Be- 
dingungen fehle,  das  Streben  nach  Popularität  verfehlt  seyn  müsse.  Die  alle 
Popularität  musste  dadurch  in  sich  langsam,  aber  sicher,  ateigeroden  Mm- 
^^redit  verfallen. 

Als  Poppe  nach  Tübingen  kam,  hatte  dieser  Kampf  noch  nicht  begonnen; 
es  war  ein  llauplbeweggrund  seiuer  Uebersiedelung  auf  die  Universität  ge- 
wesen ,  dass  er  Mussr  genug  gewinnen  konnte,  seine  schriftstellerischen 
Arbeiten  fleissig  fortzusetzen,  und  es  waren  besonders  seine  volksthumlichen 
Schriften,  auf  welche  er  selbst  den  meisten  Werth  Ipfjte.  Und  hatte  er 
diess  nicht  thun  sollen;  erlebte  doch  seine  Voiksgew t  ri  slehre  noch  im  Juhre 
lb50  die  tite  Auflage,  nachdem  schon  die  3te  auf  Veranlassung  des  Vereins 
zur  Ermunterung  des  Uewerbefleisses  in  Böhmen,  durch  den  Professor  der 
specicUen  ^aturgeaehichle ,  Swalopulk  Presl,  in  das  Böhmische  übersetzt 
w  orden  war,  um,  wie  sieh  das  Schreiben  der  (jeneraldircclion.  ge?.  Joseph  Graf 
Dietrichsleiu,  ausdrückt,  ..auch  unter  jene  Gewerbetreibende,  welche 
nur  der  böhmischen  Sprache  kundig  sind,  neue  Ansichten  zu  verbreiten, 
und  zur  Nachalunung  aufzumuntern,  l'm  diese  Schrift,  fährt  das  Sehreiben 
fort,  zur  wahren  \  olksschrift  zu  machen,  wird  sie  um  einen  äusaerat  billigen 
J^/eu  verkauft  und  naeh  Umständen  auch  gratis  vertheilt". 

Die  Volksnalurlehre  aber  erhielt,  ungeachtet  eines  iSachdruckes ,  in 
^hren  3  Auflagen. 

Wir  sehen  unseren  Autor  mit  starkem  t  adeu  an  seine  Vergangenheil 
gebunden,  und  immer  mehr  dem  populären  Dilettantismus  zugeführt,  je 
manchfaltiger  und  neuer  sieh  die  Wissenschaft  der  IVeuzeit  gestaltete;  wir 
sehen  ihn  mit  aller  Lebendigkeit  der  Schreibart,  immer  mehr  am  Lebern  ein- 
büssen,  da  er  sich  gewöhnt  hatte,  sich  ganz  von  eigener  Originallorschung 
ferne  zu  halten,  je  grösser  und  manchfaltiger  das  IVeue  hervortrat.  Kaum 
glaublich  ist  es,  dass  ein  Lehrer  der  Technolo^rle  und  des  Maschinenwesens, 
eine  lange  Reihe  von  Jahren,  fast  nie  sein  Zimmer  verlassen,  und,  wie  he- 
bauptei  werden  will,  luemala  ein  Dampfschiff,  oder  eine  üoaeiibahn,  eii^e|i 
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Telegrnplu  n,  nii  mals  i  inen  Grossfabrikhetrieb  der  neueren  Zeit  gesehen  hat, 
und  zw;ir  bei  der  besten  Gesundheit  und  »U  Schriftsteller  über  diese  Gegen- 
stände. Kaum  denkbar  ist  es,  f!n«!s  der  einst  rerlige  Handarbeiter  VOD  Berof, 
niemals  nrebr  ein  anderes  Werkzciifr  berührte,  als  die  Feder. 

Diese  rastete  aber  nnrh  so  wcrii^j,  dass  sie  zumeist  in  den  Stunden  ar- 
beitete,  in  welrhen  sieh  Ariflcre  Hiiiie  pönnten  Kaum  war  das  Essen  be- 
endigt, so  gieng  es  an  die  Arbeit,  nur  Abendstunden  waren  der  heiteren 
Geselligfkeit  gewidmet,  welche  an  Poppe  eine  joviale  Stülie  fand,  bis  ihn 
die  Abstumpfnng  des  Gehöres  isolirte ,  und  er  dann  auch  die  Kreise  mied, 
in  welchen  er  stets  so  willlvommen  war.  Aber  weit  entfernt,  die  dadurch 
frei  gewordene  Zeit  für  Gnnge  in  der  Urngegend  zu  benützen,  sah  er  lieber 
die  anderen  wandelü,  und  es  belusligie  ihn,  das«  sie  sich  so  viel  Mühe  geben 
mussten,  ihre  Gesundheit  zu  erlaufen,  während  er  sich,  mit  Behaglichkeit 
QDd  ungestörtem  Wohlseyn,  nicht  von  der  Stelle  rührte. 

Diese  häusliche  Müsse  erzeugte  in  den  46  Jahren  des  Tfibingfer  Aufenl- 
haltes  nicht  weniger  als  47  AVerke,  zusammen  66  Bande,  olme  die  Auf- 
»Stze  in  Zeitschriften.  Man  hat  das  Gesammthonorar  unseres  Buchhändier- 
lieblings  auf  80,000  fl.  geschätzt;  eine  Summe,  welche  wohl  einst  dem 
jungen  Uhrmacher  auch  in  seinen  kühnsten  Träumen,  als  er  sich  un  den 
ersten  erschriebenen  Thalem  so  kindlidi  freute,  nicht  hätte  vorschweben 
können. 

Wenn  nun  mich  eine  derartipfe  Thätigkeit  mit  mindestens  zweifelluifteni 
Au^e  von  den  Mitgliedern  des  gelehrten  Kreises,  in  welelieni  I'oppe  stand, 
und  mit  steigender  iMissbilligung  der  Männer  vom  Farlie  betrachtet  wurde 
und  betrachtet  -werden  musste ,  so  imponirtc  sie  dennorh  dem  grossen 
Publicum,  was  ihm  aiuh  in  der  That  zu  dHnken  verpflichtet  war;  da  sie 
dieses  that ,  scs  wür  sie  immerhin  Jiuch  für  die  Zuwendung  des  Sinnes  der 
Masse,  zu  gewerblichen  Dingen,  von  entschiedenem  Einfluss,  daher  letzt« 
lieh  für  die  Interessen  der  Wissenschaft  selbst  von  Nutzen;  tmd  dies« 
besonders,  weil  er  auch  als  ansprechender  Jugendsrhriftsteller ,  einen  er- 
weckenden Kindruck  auf  das  KnabenRlter  zu  machen  verstanden  hat. 

Poppe  begann  seine  Vorlesungen  in  Tübingen  mit  den  Elementen  der 
reinen  Mathematik  \or  einem  Publicum  von  6;^  Zuhörern,  diejenigen  der 
speciellen  Technologie  vor  22  Studirenden ;  im  Wintereemester  Ib^/zi  be- 
gann er  die  >  orträge  fiber  Maschinenlehre.  Im  Wintersemester  IB^Vo?  las 
er  über  allgemeine  Technologie.  Im  Sommersemester  1831  hielt  er  Vor- 
lesungen über  Experimentalphysik  vor  54  Personen.  Von  da  an  las  er  DUr 
noch  über  specielle  Technologie  und  über  ^^laschinenwesen 

In  den  Kreis  seiner  Thätigkeit  geiioite  auch  die  Theilnahme  an  der 
Prüfung  der  zu  dem  landwirthsehaftb'chen  Jehresfeste  im  Herbst  zu  Canstatt, 
einkommenden  landwirtlisrliafilichen  und  technischen  Preisgegenstände;  diesen 
Verhältniss  bruchte  ihn  mit  dem  Könige  in  persönliche  Berührung. 

Poppe  wurde  im  Jahre  183G  Ritter  de.s  Urdeos  der  württembergiacheii 
Krone,  und  erhielt  dadurch  den  Personaladel. 
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Im  Jfthr  1830  wurde  er  zum  Doctor  der  Staatswirthschaft  creirt. 
Im  Jahre  1841  reichte  er,  wegen  Torgerückten  Altert ,  des  Geiodi 
nm  Pensionirung  ein,  welches  gettehmiget  wnrde. 
Poppe  war: 

Associrter  der  Hamburgischen  Gese11«rhafi  zur  Beförderung  der  Künste 
und  nötzlicher  Gewerbe,   ordentliches  Mitglied  der  physikalisches 
Geaelifcliaft  zu  Göttingen,  der  Wetteraoischen  Gesell^rlmft  für  die 
gesammie  Naturkunde  und  der  Fnmkfurt'schen  Gesellschaft  sur  Be- 
förderung nutzlicher  Künste  und  ihrer  Hülfswissenschaften  ;  correspon- 
direndes  JHitgHcd  der  Centralatelle  des  landwirthschaftürheD  Vereinet 
im  Königreich  Württemberg,  der  GeaeUacbaft  für  Beförderung  dw 
Gewerbe  in  Württeoiberg,  der  allgemeinen  cameralistisch-ökonomischen 
Societdt  zu  £j-langen,  der  Herzoglich  Sachsen   Coburs^isrhen  techee- 
logiachen  Gesellschaft  und  der  Kurhessischen  Gesellschaft  der  ge- 
samniten  Naturwissenschaften  zu  Marburgs  Ehreamilglied  des  poly* 
technischen  Vereines  für  litt  Kdnigreich  Bayern,  der  Königliches 
GMeüschart  zur  Venrellkommnnng  der  Künste  und  Gewerbe  in  Würz- 
bmg,  der  Königl.  preussischen  Maerkischen  ökonomischen  Gesellschaft 
zu  Potsdam,  der  Königlich  Sii(hsischen  ökonomisches  Gesellschaft  ja 
Leipsig  und  der  Grossheno^ioh  WeimritolieD  Seeietil  fDr  die  ge- 
taiMite  Mioenilogie  zu  Jena. 
Aut  seiner  nennundvierzigjähri^rn  Ehe  wurden  ihm  «in  Sehn  und  drei 
Tochter  geboren,  den  Tod  einer  deraelben  hatte  er  sn  betrauern;  Enkel 
und  Urenkel  erfreuten  ihn.    Nach  knrxer  Krankheit  schloss  sich  d.  21.  Febr. 
d.  J.  tcbmenlot  und  snnft  sein  Leben,  das  er  auf  78  Jahra  gebracht  hatte, 
and  nachdem  er  60  Jahre  verher  alt  SchrifUteller  anfgetrelen  war. 
Seine  Schriften  aiad: 

1794. 

1.  Ueber  Stellung  und  Behandlung  der  Uhren;  im  Hannoverischen  Alagazin. 

1796. 

2.  Betchreibnng  zweier  nen  erfundenen  Wecker,  die  von  jeder  Taschen- 
uhr in  Bewegung  getetat  werden  können;  im  Journal  für  Fabrik, 
Hannfaktnr,  Handlung,  Knntt  und  Mode  XI. 

1797. 

3.  Einige  Winke,  die  Verbesserung  der  fabrikm&ssig  verfertigten  Taachen« 
uhren  betreilcnd ;  lidäclbät.  XII. 

4.  Fortsetzung  von  3. 

5.  Versuch  einer  Guschichte  der  Uhnuacherkunst.  Göttingen. 

1799. 

6.  SeUte  dat  PnbUcnm  wohl  belürchten  dOrfen,  dait  Uhrmacher,  bei  der 
Repiralnr  der  Uhren,  Rider,  Federn  «nd  dgl.  henosnehmen  und  dafür 
andate  nnd  tchlechtere  hineintelienY  Im  lenn.  fttr  Fabrik  etc.  XVL 
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7.  Etwas  zur  Geschichte  der  UhrmachcrkuDst  im  Schwarzwald,  und  über 
den  Handel  jenes  LamU»  mit  fOgeaaiiDteD  hüixcrneii  Uhren ;  im  Joum. 
für  Fabr.  XYII. 

8.  Noch  ein  paar  Worte  über  die  Wecker,  die  von  jeder  Tafchenuhr  in 

Bewegung  gesetr.t  werden  können:  ebendaselbst. 

9.  lieber  die  Arl  nrn!  W  eise,  beim  .Malikü  das  srlpnisU"  und  li-insU'  .Aich! 
zu  erhalitiii,  iia4_h  Utiu  Vt^riahren  der  ffp.-.clin'kU'.sicn  .'^lulter  in  Amerika, 
aus  dem  Engl,  übersetzt;  im  Haijuuvcii<(  Inn  .M;i^'ii/in. 

10,  Theoretisch  praktisches  Würierbuch  der  Uhrmacberkunst,  1.  Bd.  Leipzig. 

IbÜÜ. 

Dessen  2.  Band.    2  Bde. 
•  il.  Ueber  den  Zustand  der  niechaniseht'n  Künste  in  Düutsch!nnd  .    in  der 
letzten  Hiilfle  des  i8.  Jahrhunderts;  im  Journal  für  Fabrik  etc.  XYIU. 

12.  Optische  Täuschungen,  oder  Erkliirung  verschiedener  Wttlideriiarer  Er- 
scheinungen in  der  INatur.  Götlingen. 

13.  Comnieniatio  de  usibus  circuli  et  aliarum  curramm  in  artibni  mecha- 
nicis  et  archilectura ,  qua«  animadvertcrunt  gracci  geometllfl  tc  illi« 
posteriores  ante  CHrtesinm,  in  certamine  Uterario  i&30.  prtenuo  regio 
ornata.  Gfttfincpn. 

14.  .£ia  paar  Worte  über  dos  scbrecklirbe  Gewitter,  welcbea  am  29.  April 

um  Göttingen  herum,  so  fürchterliche  Yerheemngen  anri€btete;  im 
Hannoverischen  Jüngazin. 

15.  Einige  Bemerkungen  Über  die  sogenannten  Tbunn-  oder  Kirebenobnii. 
Nenes  Hannoveriscbes  Magasiii. 

1801. 

16.  Mechanische  Cnlerbaltongen  für  die  Jugend.  Gdtlingen. 

17.  Praktische  Abhandlung  über  die  Lehre  von  der  Reibung.  GOttingen. 

18.  Ausführliche  Geschichte  der  theoretisch  praktischen  Ubrmacb^uiMt, 
seit  der  ältesten  Art  den  Tag  einautheilen,  bis  an  das  £nde  des  ISten 
Jahrhunderts.  Leipzig. 

1802. 

19.  Ausführliche  Geschichte  der  Anweuduner  ^»Her  knmunen  Linien  in 
mechanischen  Künsten  mul  m  (l(  i  Ai ( !i:trk'i;r,  seit  den  üUesteu  Zeiten, 
bis  i^ii  Aul. mg  des  19leti  Jalirluuiiieiti».  Ltip^ig. 

20.  Neue  physikalische  Unterhaltungen  für  die  Jugend.   Leipzig.    1.  Band. 

laoa. 

Dessen  ?.  Band.    2  Bde. 

21.  Encyklopridie  des  gcsammten  Maschinenwesens,  oder  voUständif^rr 
Unterricht  in  der  praktischen  Mechanik  u.  Maschinenlehre.  1803—1818. 

Leipzig.    7  Rde. 

Von  den  Werkzeugen  und  Mnsrhinpn  zur  Rettung  der  Menschen  aus  den 
obern  Stockwerken  eines  breimeaden  Gebäudes.  Neues  Mannovensoiios 
Magazin. 
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1804. 

23.  Was  ffir  Maschinell  und  Erfindungen  zur  Retlimfr  mensclilirhen 
Lebens  aus  "vcrsrhicrli  nen  (»effihren  sind  bekannt  ?  und  welche  vcr-» 
dienen  vor  anderen  den  Vorzug?    Gekrönte  Preisschrift.  Wien. 

Uebersetzt  in  das  Französische,  Uoiländijche,  Däniache,  Schwedischef 
Ungarische. 

24.  Das  Ganze  des  Schornsteinbaues.  Hannover. 

25.  Yerstu  h  einer  Geschichte  aller  Manufakturen  und  Fabriken«  Journal 
für  Fabr.  XXYII. 

1805. 

26.  Allfjcnu'incs  Retlunp'sluich .  oder  ATiU'ilung ,  A  ielcrlei  Lebenstjefiilircn, 
welchen  die  Menschen  zu  Liintlc  und  zu  W'nsser  Luisgesetzt  sind,  \or- 
zubeugen .  und  sich  aus  den  unausweichlichen  zu  retten.  Gekrönte 
Preisschrift.    Hannover  und  Pyrmont. 

27.  Commentatio  de  incrementis  et  progressilms  htcrrirum  ine(  hanicarinn 
sei  iilo  duodevigesimo.  A.  1805  praemio  oinata.  In  Act.  societatis 
Jablonovianae.   Lips.  1812. 

1806. 

28.  Handbuch  der  Technologie.  1.  Tbl.   Geendigt  1810.  Frankf.  a/M,  3  Ihle. 

1807. 

29.  Geschichte  der  Technologie  seit  der  Wiederherstellung  der  Wissen- 
schaften, hfs  ;in  das  Ende  des  18ten  Jahrhunderts.  Auch  unter  dem 
Titel:  Güschiclile  der  Künste  und  Wissenschaften,  von  einer  Gesellschaft 
^elelirter  Männer  nu^frearbeitet,  8te  Abth.  IV.  Geschichte  der  TechiK)- 
logie.     BeendiLi;!  ini  Jnhr  1811.    Göttingen,  3  Bde. 

30.  J.  Auch}  Anleitung  zur  Kenntnis^  n.  Behandlung  der  Taschenuhren.  Gotha. 

1808. 

31.  Die  Mechanik  des  l^ten  Jahrhunderts  und  der  ersten  Jahre  des  19ten 
Jahrhanderls.   Gekrönte  Preisscbrlft,  Hannover. 

Ueberieteung  von  Nr.  27. 

32.  Nachtrag  zu  Nr.  26. 

33.  £iQ  Beitrag  zur  allgemeinen  Technologie,   im  Journal  für  Fabrik. 

1809. 

Zweite  knih^re  von  Nr.  30. 

34.  Ein  ßeitnig  zur  Geschichte  deutscher  Erfindungen.  Ebendaselbst. 

35.  Beschreibung  einer  selir  cinfnclien  ^V;laserhe•bungsInaschine.  Ebendas. 

36.  Einiges  zur  neuesten  Geschichte  der  I'aschenuhren.  Ebendaselbst. 

37.  Maillardet  und  Uochstetter;  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  mecha- 
nischen Künste.  Ebendaselbst. 

38.  Die  Seiischwinger  des  Breitrück  und  anderer  sind  keine  AutomatMi. 
Ebendaselbst. 

39.  Einige  Bemerkungen  über  goidene  Uhrenräder;  als  Nachtrag  zu  der 
Abhandlung:  Eiuigea  zu  der  oeueiten  Geschichte  der  Taschenuhren. 
Ebendaselbst  .  > 

ZaMr.  Dir  Staatsw.  iSM.  Ss  Heft.  26 
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40.  Tobias  Hochstetter  u  Frankfurt  am  Main,  ein  nene«  Beispiel,  was 
ein  mechanisches  Genie  ans  sich  selbst  zu  entwickeln  vermag.  Ebendas. 

41.  Li-hrliuch  der  allgemeinen  Technologie.    Frankfurt  a/M. 

42.  Handbuch  der  Experimentalphysik,  nach  den  neuesten  Entdeckungen 
bearbeitet.  Hannover. 

43.  Beschreibung  eines  neu  erfundenen  Weckers.  Heidelberg. 

1810. 

Praktisches  Handbuch  für  Uhrenroacherf   für  Uhrenhändler  und  für 
UhrLnbcäitzer ;  oder  vollstfindiges  Lexlcon  und  Erklärung  etc.  Zweite 
Aull,  von  IV r.  10. 
Beendigung  von  Nr.  28. 

44.  Beschreibung  einer  neuen  Tabacksniühle.    Journ.  für  Fabrik. 

1811. 

Zweite  AuÜagc  von  Ar.  13. 

45.  Der  physikalische  Jugeuiirreuud.  l.Thl.  Bccudigel  mi  Jükr  1820.  Frank- 
furt a/M.    S  Thie.  ^ 

Heberst  izl  in  das  Holländische;  nachgediuckl  tn  Wien. 

46.  Noth- und  Ilülfsicxicon  zur  Behütung  des  menschlichen  Lebens.  1.  Tbl.; 
^nrllbc^g.    Beendiget  1815.    3  Bde. 

Beendigung  von  Nr.  29. 

1812. 

47.  Geist  der  englischen  Manufaktur.  Heidelberg. 

181-L 

Herausgabe  von  Schedd  s  ^^  aarcnlexicon.   2.  Tiil. 

48.  Lehrbuch  der  reinen  und  angewandten  MatheiiiaUk,  nach  einem  neuen 
Flane  bearbeitet.  1.  Tbl.  Frankfurt  a;M.  Beendiget  im  Jahr  1815. 
2  Thle. 

1815. 

Beendigung  von  Nr.  48. 
Beenditj:iin|L!;  von  Nr.  46, 

49.  Beschreibung  der  HocIisieUer'schen  Maschine  zur  RetUiog  der  Menschen. 
Frankfurt. 

1816. 

(50.  Deutschland  auf  der  hörhsl  nio^Iii  hen  Stufe  seines  kunstfleisses  und 
seiner  Industrie  überhaupt.    Fiaokiuii  a/M. 

51.  Technologisches  Lexicon.  1.  Tbl.  Stuttgart.  Beendiget  1820.  5  Ihle. 
Beginn  der  Redaction  des  Magazins  aller  neuen  Erfindungen. 

1817. 

52.  Der  mag  Ische  Jugendfreund.    Frankfurt.    3  Bde. 

53.  Ueber  den  Zweck  und  die  Einrichtung  guter  Lehranstalten  für  Hand« 
werker.  Frankfurt. 

1818. 

64.  Die  Wand-,  Stand-  und  Taschenuhren,  ihr  Meochanismus,  ihre  Erhaitung^ 
Reparatur  und  Stellung.  Frankiurt. 
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55.  Handbuch  der  Erfindungen.  Hannover. 

56.  Gemeinnfltzige  Waaren-Encyklopädie.  Leipzig. 

57.  Ueber  das  Studium  der  Technologie ,  ▼omefanlich  ffir  die  der  StoaU- 
wirthschaft  Beflissenen.  Tfibingen. 

58.  Ueber  das  sogenannte  Perpetuum  mobile.  Frankfiirt. 

1819. 

59.  Lehrbuch  der  speciellen  Technologie,  vornehmlich  zum  Gei>rauche  beim 
akademischen  Unterricht.    Stuttgart  und  Tübingen. 

Hochheimer's  allgemeines  Haos-  und  Kunstbuch.  1826  beendiget; 
von  Poppe  besorgt.   3  Bde.  Leipzig. 

60.  Die  Artikel :  die  englische  Uhrmatherkunst,  der  Drechsler,  die  Baum- 
wollen -  und  VVollenzeugmanufaktur ,  in  Martins  Encyclopädie  der 
mechanischen  Künste  (Circle  of  the  mechaniciil  arts)  deutsch  bearbeitet 
von  Popp  f.  Te^th. 

61.  Die  Wifhligsteii  Eründunsren  und  Entdeckungen  der  neuesten  Zeit. 
Im  Murine  lihlalt.  In's  Französische  übersetzt  unter  dem  Titel :  TaMenu 
des  invenlions  et  decouvertes  lea  plus  importnntes  failes  dans  les 
derniers  temps  ,  in  der  Bibliotheque  universelle  des  scieuces »  helles 
leltres  et  arts  T.  XI, 

1820. 

Beendigung  von  Nr.  45. 

Beendigung  von  Nr.  51. 

Zweite  Aufl.  von  Nr.  21.   1.  und  2.  Bd. 

Zweite  Aufl.  von  Nr.  48. 

Zweite  Aufl.  von  Nr.  57. 

62.  Aligemeines  Ökonomisch-technologisches  HiMsbucb  für  den  Bürger  and 
Landmann.    Frankfurt  a/M. 

63.  Larnnda  oder  Schutageist  unserer  Lieben.  FrankforU 

1821. 

64.  Lehrbaeb  der  Maacbinenknnde  nach  einen  neuen  unifiMaenderen  Plane 
und  ohne  YorauaseCaang  höherer  analylischer  Kenntnisse  bearbeitet 

Tübingen. 

65.  Anaführlichere  Anleitung  tur  atlgemeinen  Technologie  nach  einem  gana 
neuen  Systeme  bearbeitet.  Stuttgart  und  Tübingen. 

1822. 

Zweite  Aullage  von  Nr.  54. 

66.  Der  aatronomische  Jugendfreund.  4  Bde.  Erster  Band ;  auch  unter 
dem  Titel:  Die  mathematisebe  Erdbeschreibung.  Tflbingen. 

1823. 

Dritte  Auflage  von  Nro.  57. 

67.  Die  ganae  Lehre  vom  Sehen.  Tübingen. 

68.  Der  teehnologiäche  Reise-  und  Jugendfreund  1.  Band.  Tübingen. 
n  1824.  %  B4e. 

2a* 
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1824. 

Beendigung  Ton  Nro,  li^ 

69.  Wunder  der  Mechanik  oder  Beschreibuncf  ütui  Krlvlnrnnf:  der  benitiintea 
Tendler'schcn  Figuren,  der  Vaucanson  sehen ,  Hi  mpt  len  hen  ,  Droz'- 
gchen ,  BJaillardet'schcn  und  anderer  nierkwiirdiL'^t  r  Automateo  und 
ähnlicher  mecbuniflcber  Kunstwerke.    Tübingen.    Siehe  102. 

70.  Taschenbucli  für  Tabackraucher  (ohne  IXauien).  Tühinsrn, 

71.  Neue  und  ausfuhrliche  Volksnaturlehre,  dem  jplzigen  Standpunkte  der 
Physik  gemiiss ,  sowohl  zum  SelltstuntL ri u  htc  für  denkende  Bürger, 
Landleutc  und  andere  Liebhaber ,  als  auch  zum  Gebrauch  in  Schalen 
bearbeitet.  Tübingen, 

72.  Physikalisches  Lcsehiich  tiljtr  dn'  w  irhtii^st rn  Gt'ppiislniule  der  IV'Rtnr- 
Ichre.  Sowohl  zum  Gebraucli  m  Schulen.  auch  tum  Selbstunter- 
richt für  den  Burger  und  Landniaun.  Tübingen. 

73.  Technologisches  Lesebuch  über  die  wichtigsten  und  interesMDtesien 
Gegenstände  der  Kunst-  und  Manufaklurlehre.  Stuttgart. 

1826. 

Zweite  AnH.  von  I\r.  42, 

74.  Die  Branntweinbrennerei  und  E<?^irrriibi  ikation  aut  der  höchsten  Stufe 
der  jetzigen  Vollkommenheit,  oder  die  Kun?!,  nllc  Sorten  von  ßrannl- 
weiii  und  Essig^  nach  den  besten  (inmd^iitzin  und  nach  den  neuesten 
Ertiiidunjren  und  Entdeckungen  zu  bereiten.  Tübingen. 

75.  Populärer  Unterricht  über  Dampfmaschinen.  Tübingen, 

76.  Die  Bierbrauerei.  Tiilnnn^en. 

Hochheimer's  allgemeines,  <  heuHsch-tecbnologisches  Hand-  und  Kunat« 
buch,  herausgeg.  3  Bde.   Siebe  1819. 

1827. 

Beendigung  von  Nr.  21.  2.  Aufl.    Siehe  !«2() 
,  77.  Die  Seifensiederei  und  Starkefabrikation ,  auf  der  höchsten  Stufe  der 

jetzigen  Vollkommenheit.  Tübingen. 

78.  Das  Beleuchtungswesen  auf  der  höchsten  Stufe  der  jetzrgen  Vollkom- 
menheit, oder  die  Kunst,  unsere  Talg-,  Wachs-  und  Wallrathücliicr 
auf  das  Vortheilhaftesle  zu  verfertigen  ,  alle  Arien  Oellichter  und 
Lampen  und  Laternen  auf  das  Beste  einzurichten  und  zu  gebrauchen, 
das  Steirduildengas ,  Oelgas  und  Jedes  andere  zum  Brennen  dienende 
Gas  zu  er/mgen,  und  ZU  vielerlei  Zwecken  zu  luuutien,  und  nocJl 
vieles  Audere  über  die  Beleuchtungskunst.    Tiiliin;^M  n. 

79.  Auserlesenes  Zauberkabinet ,  oder  deutliche  Beschreihung  und  Er- 
klärung der  schönsten  überraschendsten  und  leicht  nachzuiiuu  he n den 
Taschenspielerkünste  und  vieler  anderer  huuslstücke.  Ein  belehrendes 
und  belustigendes  Taschenbuch  iür  die  Jugend  und  ihre  Freunde. 
Tübingen. 

80.  Die  Lederfabrikaiiun  auf  der  höchsten  Stufe  der  jetzigeo  Yervoli- 
kooinuuiDg.  Tübingen. 
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1838. 

81.  Die  Ffiiliekiiiiil  anf  der  kdobtten  Stufe  der  jetzigen  YervollkemBong, 
oder  die  Kirnst,  alle  Arten  Ten  Wollen«  Beamwollen  etc.  la  llibeii. 

Tfibingca. 

82.  GeeeUchle  der  Mathematik.  TflbiDgen. 

89.  Gesehichte  der  Erfindungen.  Dresden.   Beendiget  1829.  4  Bde. 

84.  Ifeneate  Handwerks-  und  Pt^rikensebnle.  Beendiget  1831.  Tflbingen. 
9  Binde. 

85.  Die  Fuhrwerke.  Stuttgart. 

im 

Beendigung  von  ffr.  83. 
.86.  Die  Teehnolog{e  in  ihrem  ganzen  Umfang  etc.   Lehrbuch  fQr  Real> 

schalen.    Sin  (t  gart. 

87.  Neuer  Ruthgeber  in  den  nütslichsten  und  geprüftesten  neu  erfhndttien 
Haushaltungs-  und  Gewerbskfinsten  für  das  gemeine  Loben,  f&r  Oeko» 
nomen,  für  Techniiier  und  überhaupt  für  alle  StSnde.  Tübingen. 

88.  Die  Uhren  und  die  Uhrmnchcrkunst.  Tübingen. 

89.  Die  Kunst,  Geistererscbeinungen  auf  mannigfaltige  Art  darzustellen. 
Tübingen. 

SO.  Bester  Schutz  und  beste  Wehr  gegen  Diebe  und  Räuber.  Tübingen. 

91.  Populüres  Handbuch  der  Mechanik.  Tübingen. 

92.  Die  Kunst  des  Vergoldcns,  Ycrsilberns,  Plaltirens  und  Broncirens,  im 
ganaen  Umfange.    Zweite  Aufl.  Stuttgart. 

•  1830. 

93.  Das  Neueste  und  ßcnierkenswertheste  aus  der  Waarenkunde.  Leipzig. 

94.  Die  Physik,  vorzüglich  in  Anwendung  auf  Künste,  Blanufaktoren  und 
andere  nützliche  Gewerbe.  Tübingen. 

95.  Tachygrapbie,  oder  die  Kunst,  so  schnell  und  fertig  zu  schreiben,  wie 
ein  öffentlicher  Redner  spricht.  Tübingen, 

96.  Gewilterbüchlein  mm  Schutz  und  zur  Sicherheit  gegen  die  Gefahren 
der  Gewitter,  besonders  auch  über  die  Kunst,  filitzableiter  auf  die 
beste  Art  anzulegen.  Tübingen. 

97.  Die  Weinbereitung  nach  den  besten  Grundsätzen  und  Erfahrungen, 
oder  die  Kunst,  aus  Weintrauben,  aus  Obst,  Beeren  und  andern  Stoffen 
die  besten  und  gesundesten  Weine,  von  mancherlei  Alt  an  verfertigen, 
sie  gut  zu  erhalten  etc.  Tübingen. 

98.  Technologische  ßildergallerie ,  oder  Darstellung  der  interessantesten 
und  lehrreichsten  Manufaktuicn,  Fabriken,  Künste  und  Handwerke,  in 
getreuen  Bildern  und  aus  führlichen  deutlichen  Erklärungen.  Nach 
dem  jetzigen  Zuotande  der  technischen  Gewerbe  für  Jung  vnd  AU, 
auch  für  Lehrer  in  Schulen  bearbeitet.  Stuttgart. 

1831. 

Zweite  Aufl.  von  IVr.  68. 
Beendigung  von  Nr.  84. 
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99.  Di«  arleiiicheii  Brnoneii.  Tflbingeii. 

100.  Adrt  merkwürdige  Tage  aus  den  dentichen  Befreiungskriege.  TfibingeiK 

101.  Der  Muhlmbeu  und  d«f  Mühlenwesen  überhaupt  oder  Bescbreibong 
aller  Arten  von  MühleD,  nacb  den  besten  Grun Jsätsen  nod  Errahrungen. 
Für  HOUer,  BaomeUter,  Zinuncrleute,  Tecbnolof en  n.  f.  w.  TObiogen. 

1832. 

102.  Das  Perpetuum  mobile  und  die  Kunst,  ru  fliegen,  Ancb  nie  sweitcr 
Band  der  Wunder  der  Uechanik,  Nr,  69.  Tabingen. 

ms. 

Zweite  Aufl.  von  Nr.  71. 

103.  Die  Lithographie.  Slullg?irt 

104.  Die  Knnit,  Leben  nnd  Gesundbeil  der  Arbeiter«  der  Handwerker« 

Künstler  etc.  zu  fiebern*  Heiibronn. 

105.  Die  Flach«-  nnd  Hanfverarbeitung  im  ganzen  Umfange ;  oder  die  Ver- 
edlung dieser  nützlichen  Produkte  bis  zu  fertigem  Garn,  Zwirn  und 
der  gana  vollendeten  Leinwand.  Mit  Beschreibung  der  dain  gehörigen 
neuealen  und  besten  mechanischen  u.  ebemiseben  Yorricbtangen.  Tibing. 

1834. 

106.  Almanach  für  Metallarbeiter.  Stuttgart. 

107.  Die  Telegraphen  und  Eisenbahnen.  Stnt^^. 

108.  Der  Luftballon.  In  den  Beschl&flignngen  für  die  Jugend  aller  Stände 

1.  Band. 

109.  Zauberlaterne  nnd  Geisterencheinuogen.  Bbendas. 

110.  Die  dunkle  Kammer  (camera  obseura).  Bbendai. 

111.  Baden  und  Scbwiffimea.  Ebendas. 

112.  Die  Tascbeoahr.  Ebendas. 

1835. 

113.  Kleine  Mühlen  ans  Pappe.   Ebendaselbst  2.  Band. 

114.  Die  Elektrisiranascbine  und  die  elekiriscben  Experimenle«  nebat  An- 
leitung, die  meisten  dazu  gehdrigen  Apparate  selbst  auanriehteo. 
Ebendaselbst 

1836. 

115.  Ausführliche  Volkswaarenknnde.  Schwib.  Gmftnd. 

116.  Die  Fabrikation  des  Rnnkelrilbensnckers,  nebst  der  Fabrikation  aller 
übrigen  Zucfcerarten«  mit  allen  darin  bis  auf  die  neueste  Zelt  ge- 
machten, bewährten  Erfindungen.  Tttbingen. 

1837. 

Zweite  Anll.  von  Nrn.  69. 
Dritte  Aufl.  von  Rro.  71. 

117.  Nene  ausführliche  allgemeine  und  Eiperimental- Volksnatnilebre;  mit 
einem  2.  Theil,  die  physische  Geographie  ODlbaltend. 

118.  Technologisches  Universalhandbacb  für  das  gewerbetreibende  Deutsch- 
land.  Stuttgart.   3  Bde. 

119.  Geschichte  aller  Erfindungen  und  Entdecfamgen.  Btntigart» 
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1836. 

Zweite  Aufl.  von  INro.  59. 

120.  Populäre  Mathematik.  Stuttgart. 

121.  GewerhswissenschaiilK  lies  Volks-  und  Jahrbüchlein  1.  Jahrg.  Glogau. 
Beendiget  1839.   2  Bde. 

1839. 

Beendigung  von  Nro.  121. 

122.  Neuer  Wnnderschaupltitz  der  Künste.    Stuttgart.    6  Bde. 

123.  Ausführliche  Volksgewerbsiehre.  Stultgnrt. 

124.  Schau  and  Wehr  gegen  Unglücksfälle.   Stuttgart  und  Tübingen. 

1843. 

125.  Der  deuttcbQ  Hausfreund,    eine  Monatsschrift  zur  Verbreitong  der 
Kenntnisse  etc.  Slultgarl.   1.  ThI.   Beendiget  im  Jahr  1844. 

1844. 

Beendigung  von  Ifr.  125. 

126.  Das  Buch  der  ndlxtichsten  KOnste  und  deren  Erfindungen.  Zfiricb, 

127.  Nalnrlehre  im  Lichle  unserer  Zeit  fOr  die  Jugend.   Stuttgart.  2,  Anfl. 

1847. 

128.  Reailexicon  der  Handwerks-  und  Fabrikenkunde.  Zürich. 

1850. 

Sechste  Auflage  von  Nro.  123. 

Weitere  Aufsätze. 

Im  Journal  für  Fabriken. 
Im  deutschen  Hausfreund. 

In  den  Beschnl'iigungen  für  die  Jugend  aller  Stände. 
In  den  allgemeinen  Annalen  der  Gewcrbekunde. 
Die  Anrfthl  der  einzelnen  Werke  Poppe's,  ohne  die  Jonmalartikel  und 
*     die  neuen  Auflagen,  beträgt  somit  98,  also  kommt  auf  jedes  Lebensjahr 
dieses  Schriftstellers  mehr   als  ein  Werk;  die  Anzahl  d#>r  Bfnde  ist  149. 
Beebnet  man  nun  ein  Alphabet  auf  den  Band,  so  fallen  auf  jedM  Lebeni* 
^ahr  desselben  etwa  46  Druckbogen,    so  dass,  wenn  man  die  Jonmal- 
arbeiten  etc.  dazu  nunmf ,  diese  rastlose  Feder,  auf  jede  Lebeniwoche  der 
sie  führenden  Hand  einen  Druckbogen  lieferte.    Die  schriflstelleriscbe  Lanf- 
bahn  Poppe's  erstreckt  sich  nun  aber  nur  auf  56  Jahre,  und  so  musste  er 
in  der  Tbat,  die  Journalartikel  und  neue  AuBagen  nicht  gerechnet,  jährlich 
64  Druckbo^zt  n  sdireiben;    wenn  nur  jeder  Band  ein  Alphabet  enthalten 
würde,  was  auch  im  Mittel  der  Fall  ist.    Wenn  man  nun  auch  itt  Rechnung 
zieht,  dass  etwa  2^  der  Arbeilen  Poppe's  durch  Abdrücke  und  Wieder- 
abdrücke entstanden  sind;  so  ist  ihm  doch  immer  noch  für  jede«  Jahr 
ein  Alphabet  zu  schreiben  übrig  geblieben. 

Er  ruhe  im  Frie den!  _ 
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L  £neyclopädbclie  V\  erke. 


II.  Philosopbisclies  Staatsrecht. 

Stahle  Frdr.  Jul.,  Die  Philosophie  des  Rechts.  2.  H<l.  :i  Aufl.  A.  u.  d.  T. : 
Rechts-  M.  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Weltanschauung. 
1.  Abth.  8.  XXXVI,  521  S.  Heidelberg,  J.  C.  B.  Mohr.  (272  Thir. ; 
4  fl.  40  kr.  rh.) 

Rauh,  Anti-conirat  social  oder  rationelle  Begrundun^r  historischen 
Rechts.  16.  Vlil,  226  S.  Müocben.  Augsburg,  Pilon  u.  Comp.  (28  Ngr.; 
1  fl.  30  kr.  rb.) 


III.  Positives  Staatsrecht. 

Die  neueren  wichljgeni  Geselte  und  Verordnongeo  im  Gebiete  der  Lind- 
wirüucliaft  Ton  Dentschland,  England,  Frankreich  und  Belgien.  Ffir 
die  1$.  Versammlung  dentacber  Land-  n.  Fortlwirihe  an  Nürnberg  be* 
arbeücl  von  a  Z^lier.  8.  VI,  44  S.  Darmtladt,  Langnea  1853. 
I?ir«4.  Jl«f.,  II,  146. 

Biüne,  Biißnn*  et  ^ee««ie,  Alea?.,  Code  gdndral  de  la  propridtö 
induatrielle,  littdraire  et  arliitiipe,  comprenant  lea  Idgialatiooa  de  toni 
les  paya  et  lea  traitds  intemationauz  sur  les  inTentiom  brovetdea,  lef 
Oeuvres  de  littdratnie,  de  mnaiqne,  de  thedtre,  de  peinture,  deaain, 
acnlpture  et  gravure;  lea  enaeignea,  lea  noms  de  commer^nt,  lea  mar^ 
quea  et  lea  desaina  de  fabriqne.  8.  "363/^  f.  Paria,  Cküie.  (7  fr.  50  c) 

Tarif  simmtlicher  Telegralen-Stalionra  Ton  Europa.  9  liib.  Tabellen  in  Fol 
In  4.-Car(on.  Innabmck,  Pfaundler.  (2  Thlr.) 

DettbchUnd  ttberhaiipt  xini  Oealarreteb. 
Amllichet  Waarenverzeichniss  zu  den  vorn  1.  Januar  18j  1  an  im  Zollverein  beim 
Verkehr  mit  Oesterreich  gültigen  Tarif-Bestimmungen.    Beigefugt  sind : 
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l)Die  amtliche  Zas«ninienslelluni^  der  in  den  Staaten  des  deutschen  Zoll- 
vereins vom  I.Jan.  1^51  an  beim  Verkehr  mit  Oc^ferreiob  gültigen  Tarif- 
bestimmungen, 2  i  Der  vom  1.  Jan.  1854  an  gültige  allgemeine  Vereins- 
zolltarif. H.  2>9  S.    Frankfurt  a.  !Vf. ,  Keücr  (27*  2!VVr, ;  1  H.  :i6  kr.  rh.) 

Sckröder ,  G.<t  Handbuch  für  Zuübe  irnie  und  Steuerpflichtige.  4.  Aufl.  8. 
Vni,  453  S.    Cassel,  Fischer,  (l'/a  iblr  ) 

Der  allgemeine  üsterreirhisrhc  Zoll-Tarif.  iMil  WaarenverzeichDiM,  4,  96^ 
V,  362  S,    Wien  1853,  (Leijizig,  Brockhaus.)    (2  Thlr.) 

AlphabeUsthes  Verzeichiiiss  der  im  ElhzoUe  erntassigten  u.  clbzollfreiea 
Waaren-Artikel.   8.    20  S.    MngHehurg ,  Baensch.  Thlr.) 

Blodxg,  Herrn.  ^  Darstellung  der  österreichischen  Zoll-  u.  Slaatsaionopols- 
ordnung  für  die  k.  k.  ReBlschulen.  2te  Aufl.  8.  Xltl,  138  S.  Wien, 
Prandel  u.  Meyer.  (12  ^gr.j 

Kirsch,  Karl,  Das  deutsche  VolkMchulrecbt.  1  Bd.  I.Hälfte.  8.  192  S. 
Lei|)zig",  G.  Meyer.  (1  Thlr.) 

Schi  n  dl  er  ,  Karl  Eikj.^  Dns  österreichisrhe  Holz-  und  Weiderecht-Ablö- 
sungsgesetz vom  5.  Juli  1853,  Itesprochen  vom  staatsöcon.  n,  rcchts- 
legislativen  StnnfJpnneic,  [Abdr.  aus  Haimerls  Magazin  f.  Rechts-  u. 
StaatswriMeii9cha£t.j  8.  2b  S.   Wieo,  Maos.  (7  Ngr.) 

Prtuiseii. 

Geteta  wegen  der  KriegvIeMtungen  u.  deren  VergaiQog.  Vom  11.  Hei  1851* 
Nebst  der  Auafahnuiga-Intlrulttloo  toid  8.  Jan.  1654.  8.  23  S.  Berliii, 

Decker.  (2V>  ^V  ) 
M9S0h0r,  H,  A,,  Handbuch  für  die  prenssischen  CitU-  a.  HiliUr-Beamten 

n.  $.  w.  bei  einer  Hobilmacbung  der  Armee.  8.  96  S.  Heneburg, 

Gercke'eche  B.  (Vs  Tbir.) 
Sanmlnog  der  Getetse  u.  Verordnungen  fttr  dai  Fttntenlb.  HohenioUem- 

Sigmaringen  von  1844  bia  1846.   [Der  Gesetaes^Sammlung  7.  Bd.]  4. 

VIII,  371  S.  Sigmaringen  1848.   (Augsburg,  Scblosser.)  {V/s  Thlr.; 

2  8.  20  kr,  rb.)  —  Dieielbe  von  1847  bii  5.  April  1850,  n.  Geaetoe  n. 

amtliche  Verordnungen  der  kdnigl.  preuss.  Regierung  lu  Sigmariogen  Tom 

6.  April  1850  bii  22.  Febr.  1852.  [Der  Geaetaea-Sammlung  8.  Bd.]  4.  X, 

543  S.  Bbendea.  1853.  (I  Thlr.  16Vs  Ngr.;  1^8.:  15  Thlr.  IVa  Ngr.) 

Ba>iMri,    Württemberg,  Baden. 
Die  Gefetzgp!uiti<T  de.s  Konigr.  Bayern  seit  Maximilian  II.  mit  Erlauterungen. 

In  Verbindung  mit  L.  Arndts,  H.  v.  Bayer.  J  C,  Bluntschli  u.  A.  hrsg. 

von  C.  F.  Dollmann,    1.  ThI  r  Privatrecht.  1.  Uli.  u.  2.  Tbl. :  Staats- 

u.  Venvaltnnj^<:re'chl.    2.  Hft.  8.  Erlangen,  Palm  n.  Enke   f  1  Thlr.  2  Ngr.; 

1  n  18  kr  rh.  ;  I,  1—4.  II,  1.  2  III,  1.:  5  Thlr.  4  Kgr. ;  8  II.  16  kr.  rh.) 
Handbuch  des  bayerischen  Staatsbürgers  oder  Sammlung  sänimtlicher  Admi- 

minlstrativgesetze  u.  s.  w.    2.  SuppJ.-fid.  8.    IV,  654  S.  Aogabarg, 

Kollmann.  (1-/^  Thlr.) 
Snppiement  au  den  neuen  Geaetsen  fär  das  Königr.  Bayern  erlassen  in  Folge 
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der  Landtage  I8»Vio,  ^Vw-   1-  Ablh.  £I848-I85t.]  16.  320  S.  Mün- 
chen, Franz.  f18  Ngr.) 
WuH  d $r  ^  G.  eil.  /5  ,  Handbiicli  der  gesammicn  Polizeiverwaitung  der 

ÄOfiercn  Behörden  im  Königr.  Bayern  [diess  d.  Rheins].    4.,  5.  ii.  6.  üg. 

K  Xn,  S.  30.V  -  501.    Bamberp,  Btirhner.  (rplt.  3  Thlr.  l  IVgr.) 
Hiokar,  Karl  f.,  Die  Slnats-.XunHgrn  in  Bayern  diesseiU  de«  Rheins  ef litt- 

tcrt.   8.    101  S.    Würzburg,  Stahel.  (•  i  Thlr.) 
GeteU  vom  11.  Juli  IHüO,  die  Kapilalrenlcn  -  imd  Einkommensteuer  betr., 

dann  (iesetz  vom  25  Juli  1850,  die  Hüum  r?rftier  betreffend.    Mit  Er- 

lAuterungen  von  }la.v.  Wolf.    8.    74  S.    Erlangen,  Falm  u.  Boke. 

(16  Ngr;  52  kr.  rh.) 
Das  Regierungs-Blatt  für  das  Königr.  Wiirttendieig  im  Ausztic^e    Jahrg.  ib53. 

2.  Halbjahr.   8.   S.  177-880.    Stuttgart,  i>letzler.  (22  Agr.) 
Transport- Ordnung  der  königl.  württembergischen  Staats  -  Eismhnhn  .  nebrt 

Tarifen  u.  s.  w.    1854.  4.  54  S.  mit  1  Tab.  in  Fol.   Stuttgart,  AieU- 

1er.  (12  jNgr.) 

Hannover.  Me«  kleitburg.  Sachsen-Weintar.  Scbwariburs-RudoUtadl  a. 

dershauseii-  Flamburg. 
Jacob  if  C.f  Für  Gemeuidebeamte  des  Königreiehs  Htinnover.    3.  verl>. 

Aufl.  8.  IV,  202  S.    Osnabrück,  Raekhorst.  (V».  Thlr.) 
Landes- Oeconomie  -  Gesetzgebung  des  Königr.  Hannover.    2.  Sammlung.  8. 

32  S.    Hannover,  llelvving.  (Ve  Thlr.;  epit,  Vr,  Thlr.) 
liannover.sclie  Gesetzgebung  über  Ablösungen  und  Aiiouiikattonen.  8.  176  S. 

Hannover,  Helwing.  (V2  Thlr.) 
Gesetzsanunlung  für  die  Mecklenburg-Schwerinschen  Lnnde.    2.  Folge,  vom 

Anfange  dieses  Jahri).  bis  zum  J.  1853.  Red.  von  Haube.    28.  29.  Lfg- 

oder  5.'Bd.  2.  3.  Lfg.  8.  S.  129-384.  Wismar,  UinstorlL  (ä  V«Tblr.; 

1—29:  22  Thlr.  I2V2  Ngr.) 
Landesherrliche  Propositiontn  für  don  am  13.  Febr.  1854  zusammentretenden 

Landlag  (des  Fürslcnth.  Schwarzburg-Rudolstadt)  4.  79  S.  Rudolstadt, 

(Renovanz).  ('/^  Thlr.) 
Feldpolizeiurdüung  für  das  Fürstentb.  Schwarzhurg  -  Sondershausen.  Vom 

1.  April  1854.  8.  47  S.    Sondershausen,  Eupel.  (2  INgr.) 
Sammlung  der  Verordnungen  der  freien  Hanse -Stadt  Hiimburg  seit  18!4. 

23.  Bd.:   Verordnungen  von  1823,  bearb.  von  J.  M.  Laf/penber$' 

6.  XII,  492  S.    Hamburg,  J.  A,  Meissner.  |^2V3  Thlr.) 
Schweiz. 

Allgemeiner  schweizerischer  Zolltarif,  nebst  V\ aarenverzeichniss.  Heraus^ 
vom  Schweiz.  Handels-  u.  Zolldepartement.  4.  VI,  232  S.  Bern  (Aarau, 
Sauerländers  Verl.)  1852.  (IV2  Thlr.) 

Officielle  Sammlung  der  für  den  eids^enössischen  Stand  Schaffhausen  beste- 
henden Gesetze,  Verordnungnn  und  Verträge  seil  der  Einführung  der 
neuen  hantonsverfassung  vom  5.  April  1852.  8.  Schaiftiausen ,  Scbalch. 
1853.  (IVs  Thlr.  ;  2  fl.  20  kr.  rh.) 
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Jtelfiffalud f  Hirn,  j  De  Tapplicatlons  flu  cidüstre  u  la  determination  de  la 
proprit^le  immobili(^re  elc  ,  on  <  ominentaires  siir  le  cadastre  d^crötö  k 
GeDÖve  en  lS4i.  8.  25i/>>  f.    Strasbourg,  impr.  de  Silbermano. 

Niederlande.    Danemai  k  u.  d.  Hei  zof^thilmer. 
Perk,  B.  1^1.,  De  >vet  op  de  Bieren  en  de  I^cderlandsche  Brouwerijea.  8« 

'sGravenhage,  Gebr.  Belinfante.  (10  c.) 
Jaarboekje  voor  de  Anibtenaarrn  der  Directe  Beiastingen  ,  in-cn  uitgaande 

Regten  en  Accijnsen  in  i\ederland.  21.  Jaargaog.  Gorinchem,  DeselsdcB* 

1^53.  ft  fl.  25  c.) 

Al^rrccn-Us-siritj,  Ii e.->kriitler  for  IP47.    Kjöhcnhfivn,  Gyldendal.  (2  Rbd.  40  Sk.) 

Reperldriiini  di  r  Verordnungen  und  VerrUgungen  aus  den  Jahren  1840 — 47. 
4.  bö  S.  Schlesvig.  (1  Hbd  m  Sk.)  —  Chrnnologisk  Sämling  af  de  i 
1851  udkomnR  Love  og  ßtkjendigjürelser  lor  Slesvig.  1.  96  S.  SleiYlg. 
(1  Abd.  48  Sk.j  —  Dasselbe  für  1852.  152  S.  (2  Bbd.  38  Sk.) 

Englandi  • 

Hmm^ir  Mto  John^  The  Ikws  of  the  cutlom«.  8.  596  p.  (16  s.)  —  Com- 

mercisl  goide  to  the  briliah  torif.  13.  130  p.  (2  s.) 
Frmnci*^  Phil.,  The  law  of  cbiritiei,  compriting  the  charttable  tnistf  ad 

1853,  elc  London,  Crockford.  Be*  Nr,  560.  p.  542. 

Fl  aiikreir.h. 

Laferriere^  Cours  theorique  et  pratique  de  droit  public  et  administratif. 
4«  dd.  Tom.  2.  8.  543/4  f.  Paris,  Cotillon.  (cpll.  18  fr.)  —  Dufour, 
Gabr.y  Traüe  gdneral  de  droit  administratif  appliqud.  2e  edition.  Tomes 
1  et  2.  8  SR  f.  Paris,  Cotillon.  (16  fr.)  —  Serri gny ,  D.,  Queslions 
et  Iraites  de  droit  administratif.  8.  4P/4  f.    Paris,  Durand.  (8  fr.) 

D  ejf  y  r  -  Ii  0  u  V  ca  u,  A-  /?. ,  Guide  des  exproprids  pour  rause  d'utilite 
publique,  ou  code  de  Texpropnalion.  18.  8  f.    Fans,  Cotillon. 

Lei  du  30  Mai  185 1,  sur  la  poüce  du  roulagc  et  des  messageries  publiques, 
suivie  du  reglement  d  lidnunistration  publique  du  10  aoüt  1852,  analyse 
et  annote  par  Sorbet.  IS.  P/s  f.  Puy,  impr.  de  Guilhaume.  (50c.), — 
H  iv  et,  A.j  Manuel  pour  la  mise  ä  exdcution  de  la  loi  etc.  sur  la 
police  du  roulage  etc.   12.  27>  f.    Paris,  impr.  de  Lc'aNtey.  (50  c.) 

Nancij,  Vi  clor,  Legislation  de  police  des  chemins  de  fer.  8.  13'V4  f« 
P.iris,  Chaix.  (5  fr.) 

Pra  di  er  F  ödere,  P. ,  Lois  sur  le  recrutement.  Recherche?  medico- 
l^gales  sur  les  moiifs  d'exemptions  pour  infirmites  pbysiques ,  avec  ua 
commentaire.  12.  &Vg  f.   Paris,  Moquet.  (2  fr.) 

Vereinigt«  Staaten  von  Nordameriisa. 
BeachlfiMe  dei  KongreMes  der  Vereiniglen  Staaten  aar  Regulation  der  Aui- 
wandemng  auf  Kauffinhrteischiffen.   Uebers.  von  einem  Ausgewanderten, 
8.  22  S.  Rastalt,  Hanemann.  (2  Ngr.) 


400  BflcbencliM. 

* 

IV.  Völkerrecht 

SiiDmlang  ofltcieller  AktetutOcke  in  Besag  auf  Scbiflfahrt  a.  Handel  in  Kriegs- 
Milen.  I— IV.  Abtb.  8.  Hamburg,  Herold. 

UmmiUii  Ifi//.,  and  ile«Aa,  ttmry  PhU.^  A  mannal  of  the  law  of  ma- 
ritinie  warfare;  embodying  the  dedjioai  of  Lord  Stowell  and  otber 
englisb  jodge«,  and  of  the  american  coortt  etc.  473  p.  (tO  i.  6  d.)  — 
Simpson,  L.  F.,  The  lawt  of  war  affecting  commerce  and  diipping. 
Ath,  Fehr.  212.  —  TAomi«oii,  H,  B^eri^ff^  The  lawa  of  war 
affecting  commerce  and  sbipping,  K  new  edition.  8.  120  p.  London, 
Smith ,  Eider  and  Co.  (4  a.  6  d.)  Sc.  Nr,  560.  542. 

^«Aer,  C.  W.,  BeitrSge  su  einigen  Fragen  Qber  die  Verbftllnijae  der 
nentralen  Schifffahrt  in  Kriegeueiten.  Nebst  einer  Sammlung  der  amtl. 
Verordnungen  n.  Erltlürnngen  über  das  Verhalten  der  neutralen  Scbiff- 
fahrt  und  Handels  während  des  gegenwirligen  Krieges.  8.  153  S.  Ham- 
burg, Perthes  -  Besser  n.  Hanke.  (Vs  Thbr.)  • 

Buim^rine^t  Au$*y  Das  Asylrecht  in  seiner  geschichtlichen  EntwieUnng. 
8.  IV,  16  t  S.  Dorpat,  Glaeser.  1853.  (24  Ngr.) 


V.  Polilik. 

Dq9€,  Palriek  Bdto.^  The  Clements  of  political  science.   With  an  acconnt 

of  Andrew  Yaminton,  the  foonder  of  english  political  econemy.  Edia- 

burg,  Johnstone  and  Hunter,  Ec*  Nr,  551.  f.  291. 
Lieber,  Francis,  Od  civil  libmrty  and  self-government.  London,  Bentley. 

Ath.f  April  p.  436. 
Mantel  de  Bacitly^  Pierre,  Du  pouvoir  et  de  la  libertd.  Paris,  Dento. 

^A,  Uay  p.  589. 

Kirch«  und  Staat. 

Staatshoheit  ii.  KirchciigtwaJl.  Eio  Sendschreihen  an  lierrn  Dr.  Hirscher 
in  Freiburg  (von  Dam.  Scheu  kei).  [Abdr.  aus  der  Ällgeoi.  Kirchen- 
zeitung.] 8.  32  S.  nariiisladl,  Leske.  (4  IVgr. ;  12  kr.  rh.)  —  Auch 
lor  Orientirung  über  den  derzeitigen  Kirchenstreit  in  Baden,  nui  Bezug 
auf  Ilirscher's  Schrift.  Geschrieben  im  Febr.  1854.  8.  X,  42  S.  Karls- 
ruhe, Braun,  ('/fe  Thir. ;  15  kr.  rh.)  —  Ein  freimülbiges  Wort  an  den 
katholischen  Klerus  von  einem  Wellpriester.  12.  47  S.  Wiesensteig, 
Schmid  (G  Ngr. ;  18  kr.  rh.)  —  Adressen  an  den  Mochwurdigsten  Erz- 
bischüf  Hcrinann  von  Freiburg  aus  verschiedenen  Tlieilen  der  Christen- 
heit aus  Anlass  des  Badischen  Kirchenstreiis.  2.  Ilft.  8.  VIII,  94  S. 
Mainz,  Kirchheim,  (i  6  Ngr.;  18  kr.  rh.)  —  Die  Unbegreiflichkeitea 
der  badischen  Regierung  in  ihrem  Streit  gegen  die  Kirche.  12.  69  S. 
Mainz,  VVirih  Sohn.  (4  Ngr.;  12  kr.  rh.)  —  Um  was  handelt  es  sich 
in  dem  Badischen  hirchenstreit?  8.  39  S.    BlainZ)  kirchheim.  (2  ISgr. ; 
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6  kr.  rli.)  —  D:is  VerhÄltniss  zwischen  Kirche  u.  Staat.  Aus  den  hrnler- 
lassencn  St  hrifien  eines  Jesuiten.  Bei  Aniass  der  Wirren  in  der  ober- 
rhein.  Kircheu-Provlti/-  neuerdinirs  hrsg.  u.  Levorworlet  durch  TA.  v. 
Sc  her  er.  2.  Ausg.  8.  XII,  112  S.  Rej^ensburg,  Maos.  (17V2  ^S^'i 
51  kr.  rb.) 

Die  katholischen  Interessen  bei  den  Budgclverhandlungen  in  dtn  preussischen 
Kammern  des  J.  iS^'-^/äö.  8.  VIT,  43S  S.   Paderborn,  Schonina!!  (  Thlr.) 

AklenslücUe  aus  der  Verwaltung  des  evangeiischen  Überkirchenraths,  b.  Heft. 
1853.  Amtl.  Abdruck.  8.  IV,  100  S.  Berlin,  Hertz,  (»/s  Thlr.;  1-6.: 
1  Thlr.  10  Ngr.) 

Ueppe,  flcinr.,  Denkschrift  über  die  couiessionellf n  Wirren  in  der  evange- 
lischen Kirche  Kurhessens.  8,  III,  III  S.    Cassel,  Fiscl»er.       '  Thlr.) 

Hansen^  Die  kirchlichen  Zustände  des  Herzogth.  Schleswig  n.  ui)cr  die 
Verhäilnisse  der  verschiedenen  Sprachen.  8.  40  S.  ITaaibnrg.  (ß  Npr  ) 
—  Derselbe^  Ein  Wort  für  die  Wahrung  der  uuiniltcl baren  j>crsüulichen 
Hoheits-Kechtc  u.  insbesondere  der  episkopalen  Hoheits-}{ echte  Sr,  jfiy. 
König  Frederik  VII.  8.  12  S.  Homburg,  Herold.  (1  Agr.) 

Vriesy  J.  U.  de.  De  Bisschoppelijke  klerezii  onder  de  oude  Staats-kerk 
ea  later.  8.  Arohem,  G.  W.  van  der  Wiel.  (1  11.) 

Nie9lm9f  Aug»,  Du  proteala&llgnie  el  de  toutei  lei  herbes  daiii  laur 
rapporl  «yec  le  iocialume.  2  4$d.  2  vola.  12.  42 Vs  t  Paria,  Vaton, 
rua  du  Bac,  30.  (7  fr.) 

(Ca Aal«)  Colooie  ou  rtfpiihliqite  icarieoDe  dana  lea  ißtalB-Uiiit  d'Ain^riqu«, 
aen  hialaire.  Syatöme  icarien.  Ooclrine  icaiienoe.  Oifaniaalioo  aociale 
«t  poUtiqne,  Commniie  icarienne.  Avantagea  de  la  conunoiiaatd.  2<  dd. 
16.  2  f.  Paria»  Vauleuri  rue  Baillel,  3.  (40  c.) 

Davy ,  John^  The  Weal  Indiea,  before  aad  ainee  atave  eimncipalioii.  8. 

550  p.  Lottden.  (12  a.)  itl4. ,  April  p.  405. 
W9lt§rs,  J*,  De  SlaTeroQ  in  SvriBame*  Uitgegcven  teo  Toordeele  w 

de  emaocipaUe  der  SlaTea.  d*  Amaterdam,  H.  de  fioogb.  (30  c.) 

Der  Sundiell  n.  der  Welthandel.  8.  45  S.    Leipzig,  G.  Mayer.  (V4  Thlr.) 

Poiititehe  SCeii fragen  in  ein%elHtH  Lündern, 
Orlentalitdie  Prag«. 

Machlslellung  und  Streitkraft  der  im  gegenwarügen  curupäisch-orientalischen 
Kampfe  belheiligten  Staaten.  8.  163  S,  Wien.  (Leipzig,  Hübner.) 
(27  Ngr.)  —  Bernhard^  Fr.  f.,  Die  wahre  Grundlage  des  euro- 
päischen Friedens  in  Bezuj:^  auf  die  orienUilischc  Angelegenheit  be- 
trachtet. 8.  VI,  70  S.  Augsburg,  KoUmann.  (12  Ngr.)  —  Warreng, 
Ed.,  Die  orientah'sche  Frage.  2.  Aull.  4.  16  S.  Wien,  Jasper's  Wwe 
u.  UugeL  (6  Ngr.)  —  fieque  Imon  t  y  €.  L. ,  Die  religiöse  Seite  der 
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•riMtaUMbeii  Fngt^  2.  mTertod,  Aofl.  a  YH,  132  S.  Wim,  Hm. 
(27  Ngr.)  —  H^j^»«!!«^  il.»  Frankreidi,  RwtlMid  a  die  vereinte 
devtfche  OroMmecbl.  8.  14  S.  Jena,  DObereiner.  (3  Rgr.)  ^  Die 
Ba^lifdi-FniiiAeiiche  Polüik  io  der  orientalifclien  Frage.  Von  eineoi 
Diploaiateii ,  der  aicb  tnrfickgesogen  hat.  8.  72  S.  Berlin,  Seheeider 
v.  Comp.  (12  A'gr.)  —  Oeaterrcicb  n.  England.  Kriliicber  Beitrag  sm 
Geachicbie  der  BOndniste  n.  Zerwarfniwe  twiachen  beiden  Staaten.  8. 
m,  158  S.  Sinttgart,  Cotta.  (18  Ngr.)  —  Beuer,  H.,  Rnialand  n. 
England.  8.  VI,  108  S.  Cbarlottenbnrg,  Baner.  (V2  Tbir.)  —  Prenaaen 
und  Rnnland.  8.  70  S.  Leipsig,  Hinel.  ('/s  Thir.)  —  Dentaebe  Aol- 
wort aof  die  ortentaliscbe  Frage.  8.  31  S.  Heidelberg,  akaden.  Anstnll 
tta  Literatur  n.  Konat.  (Ve  Tblr.)  ^  Die  dentacben  Ulcble  o.  die  Weat- 
micbte  gegenOber  Rnatland.  8.  IV,  44  S.  Berlin,  Scbneider  0.  Comp. 
(6  ICgr.)  —  Deolscbland  noter  dem  EioBoase  der  Weitmichte.  8.  70  S. 
Frankfart  am  H.,  BrOnner.  (Va  Tblr.;  36  lur.  rh.)  —  Der  mMlaehe 
Krieg  a.  die  dentaebe  Reotralitit.  8.  32  S.  Heidelbeig ,  akad.  Anal.  f. 
Lil.  Q.  Knnat.  ('/e  Tblr.)  —  Ein  neutralea  Wort  Über  Prenafeaa  Nealm- 
lliit.  8.  20  S.  Berlin,  Schindler.  (V«  Tblr.)  —  Wanun  nHwen  wir 
nentral  bleiben?  8*  46  S.  Berlin,  Herbig.  (Va  TUr.)  ^  Wie  nmaa 
Ptenfien  aicb  an  der  orientallicben  Frage  atellen?  Von  einem  nllea 
Staatomann.  8.  15  S.  Leipiig,  0.  Wigand,  (2V2  Ngr.)  —  ßrßun, 
J,  W,  J.,  Berliner  Briefe  Über  die  orientaliache  Frage.  8.  lY,  76  5. 
Bonn,  Weber.  (Va  Tblr.)  —  La  Rnatie  et  i'dqnilibre  europdenw  (Von 
einem  Dentacben.)  2«  ed.  8.  13Vs  L   Paria ,  Ledoyen.  (2  fir.) 

Simpaon,  £r.  F.,  Tbe  handbook  of  the  eaatem  qneition.  Alk,,  FeU'm 
p.  212.  — *  Cürlyle^  Thom,^  Sball  Tnrkey  live  or  die?  London, 
Botworth,  ilfft.,  Mwrch,  p.  275.  —  JVame,  A  word  Io  tbe  briliali 
public  before  entering  into  heatililiea  wilh  Rnwia»  London,  Golboom. 
illh. ,  Marek*  p.  275.  —  Cokiati,  Reaaona  for  w«r  agaiaat  Rnaaia 
In  defenee  of  Tuifcey.  AHL,  Mmy  p.  588.  —  |7rf«i*crf.  Letters 
and  enaya  on  mtiian  aggresaiona.  8.  (1  a.  6.  d.)  Detielbe ,  The 
war  of  %nmrance  and  collunon;  ita  progreM  and  reaultf.  8.  (1  a.) 

Stnnl<-en  Rr^giknndige  Beachonwingen  Yan  Nederland  en  Belgi«,  h%  den 
aanvang  van  den  oorlog  van  Roaland  met  Engeland  en  Frankr^k,  door 
een  ond  Dienaar' van  den  Staat.  8.  Leyden,  Jae.  Haaenbeig.  (30  c.) 

(Oirmrdin,  Bmüe  da)  Gueire  ii  la  RnaaieÜ!  j£tal  de  TEttrope  en  1854. 
8.  10»/«  f.  Paria,  Ubrairie  nouveUe.  —  Dentach.  32.  146  S.  Stnilgart, 
Scbeible.  (11  Ngr.;  36  kr.  rfa.)  —  Fisur^,  Jferf.  de,  Ewope  et 
Rniaie.  Coup  d'oeil  rar  le  G6td  marilime  de  la  qneation  d'Orient.  8. 
372  f.  Paria,  ScbiOer  alnd.  —  B4iramktr§,  L,  #,  La  Rnaaie  et 
aea  accnialenra  dana  la  qneation  d*Orienlb  8.  VI,  48  S.  Nenchatel; 
Leipajg,  Rotaberg.  (8  Hgr.)  —  GMnIa,  d€,  ^iUe  an  Caar, 

an  aiget  dea  Uenz  aalnia,  adreaide  ä  S.  M.  Nieob»  l«r.  8.  4  f.  Parii, 
Ledoyen.  (1  fr.  50  c)      De  la  nentndild  de  rAuliicbe  dana  k  gueire 
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d'Orieal;  par  nn  Europeen.  8.  10  f,  ParU,  Arayot.  (2  fr.)  -  Revision 
der  Karle  von  Europa.  Aua  dem  Fraiis.  8»  30  S,  Dresden ,  Schäfer. 
(6  Ngr.)  Noch  einige  Worte  Ober  die  orientalisclie  Frage.  Von  dem 
Verf.  der  Brocbfirc:  „Die  engliscb-franiOiiache  FoHlik'*  (Tengoborsky). 
Aua  dem  Fraua.  übertr.  von  F,  H.  Uugewitfer,  8.  60  S.  Wien, 
Jaapera  Wwe  u.  Hagel.  (>;-.  Tlilr.)  —  Die  t  <i(^iiäch-fnii»58isclie  Politik 
Q.  einige  weilere  Worte  in  der  orlentaliscben  Frage.  Deutach  von 
AmoHd  V.  Struve.  8.  87  S.  Leipzig,  Remmelmaim.  (Vö  Thlr.) 

Deulscbland  und  deuUcbe  StaAten. 
Biem€i,  OmL,  Die  Frage  der  deotaehen  Zukuoft.  Zweifel  u.  Lftauoga- 

Tenucho  dem  denlachen  Volke  vorgelegt.  8.-  III,  294  S.  Stnltgarl, 

GOpel.  (3V3  Thlr.;  3  fl.  15  kr.  rb.) 
Vaterlfindisebe  Hefte.  1.  Wo  iai  daa  einige  Denlacbland?  Eine  Frage  bei 

dem  Auabroefae  einea  Kriegea.  8.  110  S.  II.  Der  maaiache  Krieg  n.  der 

deutacbe  Bund.  133  S.   Hannheim,  Baaaermnnn  u.  Hatby.  (&  12  Ngr.; 

42  kr.  rii.) 

Kit saelhueh^  WUh,^  Die  Hanaeatldte  und  daa  afidweatlicho Deutachland. 

B,  40  S.  Heidelberg,  Ifobr.  (Vb  Thlr.)   Urem.  Hand,  BU  Nr.  137. 
Votiert^  ilMf.,  Die  Domainenfrage  im  Groaahenogth.  Sachaen •  Weimar* 

Blaenaeb.  8.  d7  &   Weimar ,  Böhiau.  (6  Ngr.) 
Die  Eiaenbafanfirage  Oldenburgs  und  ihre  Wichtigkeit  in  Bexiehung  au  dem 

P^aaiachen  Kriegahafen  tu  Heppena  an  der  lahde.  Vom  Verf.  der 

Sebrift:  „Der  Jabde-Meerbnaen  u.  aeine  Wichtigkeit  v.  a.  w.**  8.  24  S. 

Oldenburg,  Schulze.  (4  Ngr.) 

Niederlande  neb&l  Kolonien. 

FruiN,  R,,  Het  AnUrevoInlionaire  Siaitaregt  van  Hr.  Green  vnn  Priaaterer 
ontyonwd  en  beoordeeld.  8.  Amalerdam,  J.  H.  Gebhard  en  Co.  (1  fl.) 
^  Hei  AnU-Revohitionaire  Staataragt  en  Dr.  Froin.  Overgedrukt  uit 
„de  Nederlander,  Nieuwe  Utrechtache  Courant,**  8.  Utrecht,  Kenunk 
cn  Zoon.  (15  c)  —  Roehusten  ^  J.  /. ,  Opmerkingen  over  Staal«- 
regt.  8.  Utrecht,  Kemink  en  Zoon.  {60  e,)  —  Op^oomer^  C  W., 
Staatsregtelijk  Ondersoek.  8.  Amaterdam,  J.  H.  Gebhard  en  Comp.  (2  fl.) 
—  Aaaife,  J.  F.  De  soogenaamde  Heerlyke  Regten  in  verband 
beschouwd  met  hei  vIerde  der  Addilionele  Artikelen  der  Grondwet.  8. 
Utrecht,  J.  G.  Breese.  (1  fl.  70  c.) 

Kuyk,  J.  fall,  Hoe  mögen  de  Belastingen  zijn?  8.  Amaterdam,  J.  H. 
Gebhard  en  Co.  (60  c.)  ~  D Im  jrer,  J. ,  HederlaDdache  alaataachuld. 
Plan  tot  vrijwillige  convenie  der  onderaebeiden  achnldea,  in  eene 
enkele  aflosbare  schuld  van  deraelfde  kapitaulsgrootte.  8.  Amaterdam, 
de  Erven  H.  van  VuchU  (30  e.) 

Vrolik,  A.,  Le  systdme  monötaire  du  royaume  dea  Paya-Baa  etc.  8. 
Utrecht,  J.  G.  Broeae.  (2fl.  50  c.)  —  Aklaing  v^n  Oiestsnhurg^ 
R.  C.  Btwon  if",  Weta-Ontwerp  ter  regeling  van  het  Ooal-Indiache  Unnt- 
wezen  mit  voorafgaan^e  beachouwingen.  &  Utrecht,  N.  de  Zwaan.  (50  e.) 
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Jetf  mr  de  opinin«»  packt  op  Im.  8^  Zak-Bomnd,  J.  Hoomb  en  Zoob. 
(50  c.)  —  De  Terwikkelingen  mn  het  Nederlind-Indiicb  Gomrenemeat 
mel  de  Chinescbe  bevolking  op  wetteHjk  Boroeo,  taegelichc  Hei 
kaarten.  8.  Zalt-Bomniel,  Jok.  Noman  en  Zoen.  (3  f.  75  e.) 

De  Laadverkttisiiif  naar  de  Vereenigde  Stalen  van  Nooid-Amerikt.  8.  Bergee 
ep  Zoom,  J.  C.  VerkoutereD.  (1  11.) 

Dünfmark  und  die  Herzogtbüjner. 

Rimettad,  C.  F.,  Grondloven  og  det  nye  Grundlovsudknst.  Nr.  1.  2. 
8.  Kjöbcnhavn ,  Hageivp  (ä  16  Sk«).  —  Spörgamaalet:  Hvordan  vil 
Grundloven  efler  Gjennemsynet  komme  til  at  «ee  ud?  af  X.  A.  8. 
28  S.  Ringsted;  Kjöbenbavn,  Hagerup  (32  Sk.).  —  Forslag  Iii  en  Er- 
ktiring  fra  daiiske  Borgere  om  de  foreslaaende  Forandringer  i  Gruod- 
loren  med  hvad  dertil  horer.  Af  X.  A.  8.  15  S.  Ringsted,  Holm  i 
Sorö  (16  Sk.).  —  Yaeroer  det  dao»ke  Folk  rettelig  om  Grundloyens 
Bild:  „Kongens  Person  er  hellig  og  iikränkelig?*'  8.  31  S.  Kjöben- 
havD,  Gandnip  (16  Sk.).  —  Bemaerkninger  ved  Hr.  Etatsraad  Madviga 
Udkast  til  eo  nj  SkoleloT.  8.  24  8.  i^redericia;  l^öbeiibaYa«  Thaanip 
(16  Sk.). 

Bj$rrtgmardj  H.,  Oprör  i  Almindelighed,  og  det  slesvig-bolstenske  der 
firemmedea  vcd  Tyskland,  i  Särdelesbed,  betragtet  fomerameligt  fra  del 
reltgidfe  Standpunkt  etc.  Randers;  Kjöbenhavn,  Reitzel  (48  Sk.}.  — 
Heelstatens  „Separalister**  eller  Forfatoiogsudkastet  for  Slesvig,  firag^ 
menlarisk  kritiseret  og  sammenlignet  med  Kengen'geta  og  Holstren^- 
särlige  Forfalninger.  8.  32  S.  Kjöbenhavn,  Philipaen*  (Aflryk  af 
„Dagbladet^)  (20  Sk.).  —  Danniarks  Riges  Grnndlov  etc.  Holsteen  i 
Heelstatcn  og  Slesvig  udenfor  Danmarks  Rige.  Et  bidJUg  af  X,  A.  8, 
20  S.  Biogsted;  l^öbenbaTn,  Sebubotbe  (24  8k.). 

England. 

TreaieiiAeere«  Jf.  The  coastittttion  of  tbe  Üafted  States  compared 
wilb  ow  owD.  8.  415  S.  London«  J.  Morray.  (9  a^  6  d.)  Qu*  Rs^ 
Mmh  p.  558. ^^Nr. 552,  p.  317.  ^  Mk.,  Mmrehf* 873.  —  {Wilm «f, 
Sir  John  Bardhjf)^  Parliamentary  reform :  a  letler  lo  Richard  Froedoa^ 
Egq.,  on  tbe  re  -  diatribntion ,  exteaiion  and  pnrification  of  tbe  eleetire 
francbiie.  2  ed.  London  1853.  Qu,  Jlee.  /.  e.  —  Minoritiei  and  majoritiea, 
tbeir  relatiTe  tigbta:  a  letter  to  Lord  John  Rnsaell,  M.  P.«  on  parlin^ 
mentary  reform.  London  1853.  Bbendas. 

Boxring,  John^  Tbe  decimal  ayitem,  in  noroben,  coini  and  acconiita, 
especially  wilb  reference  to  tbe  declmab'aation  of  tbe  currency*  Blnstraied 
wilb  120  engravingi  of  coins  etc.  London,  Nafb.  €ooke.  Be»  Ufr.  555. 
p.  404.  —  TAoni#eii,  IftiLTbee.,  Deckmal  enamerallon  and  deciaMd 
coinage.  London,  Will.  Blackwood  and  aona*  Bc*  JWr.  557.  p.  459,  — 
Bomr»,  Bob*,  Dedmal  coinage  taUea  etc.  London,  W.  J.  AdnoM, 
Fleet  Street,  fflende».  —  Ifwaipbr^i«,  B.  DT.,  The  coinafa  of  tbe 
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british  empire,  etc.,  from  the  earliest  period  to  the  present  time.  London, 
Natb.  Cooke.    Ath.  Dec.  1853,      1509.  —  Ec*  Nr.  538,  p,  1416. 


VI.  Polizeiwissenscliaft. 

Säger,       Die  Yaccination  nad  ihre  neueitea  Gegner.  Hit  betonderer 

Rftditicht  aof  Caroott  nEawi  de  aiortaHU  compar^e  avanl  et  depufs 

Tiiitrodactioii  de  la  yaccine  en  France".  6.  X,  55  S.  Berlin,  W. 

Herls.  1853.  (10  Ngr.)  Gtr^i.  n§y>,  I,  337« 
Maug€n00t,  Id*y  Aperen  d'one  orgtniiation  mddico-rurale  en  France.  8, 

3  f.  Saint-Anand,  PiYOtean;  Parts,  G.  Bailliöre  (1  fr.  SO  c). 
Dr$yfutt  Rapport  anr  le  aenriee  n^ica!  de  la  aociätd  de  aeconra  mutuela 

du  marchd  Saint-Jean,  snivi  d'un  memoire  aiir  le  massage.   13.  l^s  f. 

Paria,  impr.  de  Remqnet. 
Pitira  Santa ^  P.  «le.  De  renseignement  -mddicat  en  Toscane  et  en 

France  et  den  medecina  Condotti.  2.  dd.   8.  Paria,  Victor  Naaaon. 

1853.  Ath,  fl'anp.y  Nr,  16.  f.  36t. 
HaahaU,  A,  JMf.,  On  food  and  ita  adnlleraliona,  being  recorda  of  the  reanita 

of  aeToral  tbousanda  of  mieroacopical  and  chemical  analyaea  etc.  3.  ed. 

London. 

Heilder«,  F.  C,  De  Aecijnaeo  op't  gealagt  en  op't  gemaal,  oit  hei  diae- 
tetiacho  oogpnnt  toegelicht  en  vergeleken.  8.  Ttet,  H.  C.  A.  Cam- 
pagne  (40  c). 

Rapport  gdndral  dea  travanx.de  la  commiaaion  acientifique  ioalilnde  prte  le 
ninlatire  de  ragricuUure,  du  commerce  et  dea  travaoz  publica  pour 
rdtude  de  la  pdripneumonie  tfpitootique  du  gros  bdtail;  redigd  par 
II.  BüuUjf,  8.  6  f.  Paris,  impr.  de  Penand. 

VkturungtpoliMti, 

Magen,  Carl  Hugo  v. ,  Die  Silo  -  Banken.  £in  Beitrag  zur  Lösung  der 
Frage:  Wodurch  kann  extremen  Schwankungen  der  Fruchfpreise  iiu 
Interesse  sowohl  der  Froducenten  als  der  Consumenten  vorgebeugt 
werden?    8.    88  S.  Erfurt,  Keyser  (Va  Thlr.). 

Feutrlöach  wesen . 

Seabellj  C.  L.,  Das  Feuerlöschwesen  Berlins.  Nach  officieilen  Quellen 
bearb.  2.  Abth.  A.  u.  d.  T.:  Instruclionsbuch  und  Exercir  -  Reglement 
für  die  Mannschaften  der  Feuerwehr  von  Berlin«  8.  XVUI,  149  S. 
Berlin,  Springer  (26  Ifgr.;  cpit,  1  fhlr.  16  Ngr.). 

Sorg*  fSr  d*»  Lamdtmt,  dh  KtekmtulU, 
Cangimnif  P^jet  de  ddcret  anr  loa  banqoea  agricotes,  ou  moyens  de 
pr^ter  aar  le  BBobllier  des  agricultenra  et  de  liquider  la  dette  hypo- 
Ibdcaire.  8.  3V«  t  Clenhont-FemHid,  impr.  de  Thiband«Landriot. 

Zaiüehr.  fttr  ötaaUw.  1854.  &  H«a.  27 


• 

Digitized  by  Google 


406 


Bficherschau. 


BiB  oinie»  WoH  AUr  UndglHer-VsdnlK  8..aS  8.  Ikrlfai,  KAbn 
(V*  TMr.). 

Quuirefage»,  de^  et  Mitisf^  RiscimUare.  8l  IVi  f.  Parii^  A.  Gofn 
(1  fr.  25  c).  ^  CAfftofy  RöfleiioM  rar  k  piidcuhore.  6.  4^«  f. 
Venaillet,  Beao  jenne,  —  Fra«««  die  kfinsfllche  FisclieiBeugiiiig  nach 
den  Erfabrungeo  ao  der  k.  Ceniral  -  Thierarsneiackule  zu  Mfinelieii.  8. 
88  S.  mit  2  Taf.  Haoclieii,  litenr.-arlist.  Anstalt  (16  Kgr.;  54  kr.  rli.)- 
—  Aiileitang  aar  kflnstlicheii  Vermehrung  der  Fiiche.  Mit  1  Taf.  Am 
dem  Holllod.  f&r  die  Grosahen.  hewische  landw.  Zeitschrifl.  112.  22  S. 
Otnnstadt,  Jonghaot.  (4  Kgr. ;  12  kr.  rh.). 

Sin  ffi^  I  itr  4i$  arbeitenden  Vlassen. 

Ledebur^  WUh,  r. ,  die  Nolh  des  Handwerkerstandes  mit  besonderer 
Beziehung  auf  dit  nmere  preuss.  Gewerbe-Gesetzgebung.  8.  Yl,  lt6S. 
Colberg,  Tust.  (9  ISgr.). 

Uans  ar  d ,  J.  Luke,  A  proposition  to  ronstitute  a  people's  society  of 
nobles  and  all  clrfsses  m  h  mediation  in  the  matter  of  slrikes  and  lock- 
GUts;  and  a  medium  for  arranging  and  adjusUog  present  aud  futttie 
differences.   iÜA.,  Fekr.  p.  212;  Afril  p.  523. 

j9UüulU  Aiph.,  itnde  aar  lea  commanantda  religieueea  eoofidMea  dam 
leurs  rapporla  avec  lee  comminioi»  adflriimtrati?eff  dee  hoapicef*  8. 
4  f.  Paris,  Cosse. 

Qmilluriy  i.  B,,  RdsumiS  de  la  discnssion  sor  les  enfimta  troavda,  et 
observatiom  sur  1a  loi  proposde  au  cofps  Idgislatif  ete.  2«  dd.  8.  3  1 
Paris,  Lagny  frires. 

Sti  af<iiistnl(en.    Sonje  fitt  juyemUiche  und  <*Htla*$eHe  Verbrecher, 

David,,  C.  N.,  Nogic  Oplysniuger  um  Celiesyütemet ,  navnlig  om  dets 
Afskaffelse  i  Frankrig.    8.   21  S.    Kjöbenhavn,  Bing  (16  Sk.}. 

Hillf  MicaiaU,,  and  Cornwalliä^  C.  F.,  Two  prize  essays  on  juvenile 
delinquency.    London,  Smith,  Eider  and  Co.    Ath.,  Febr.  p.  215. 

Berneile,  Ch,,  Essai  sur  les  condamnes  lib^r^s.  8.  7y^f.  Fans,  Dubey, 
rue  de  Seine,  31. 


VII.  Nationalökonomie. 

Senior i  N.  M'.,  Polilical  economy.    3.  cd.   8,    230  p,  (4  s.) 

Mills  ^  Rick.  Horner,,    i  lu    j)rinciple8   of  currency  and  banking.  Ec. 

Nr.  557.  p.  459;  Alh.,  tUr.  p,  18!. 
BUorri  fi  u  n  ,  O.,  An  essay  on  the  relations  between  labour  and  capiial. 

Loudur),  Longinan.    Ec.  Ar.  557.  p.  458. 
Daiv&s<,  Rick.,  Lessons  on  tbe  plienomcna  of  industrial  life ;  and  the  con- 

dilions  of  industrial  success.  12.   276  p.  London,  Groombridge  and 

Bom.  Ath»^  M^  p»  653. 
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Caspar  in,  Paul  de,  Quelques  essais  sur  la  distributioa  def  ridl6fies  des 
nattons.   8.  4*/^  f.   IVtmes,  impr.  de  Bailivet.  1853. 


VIH.  Fiaanzwissenschaft. 


IX.  Statistik. 

AfffffnifiTifi. 

Balletin  de   la    coinmissioti   centrale   de   stiitiäiujuc.    T.  Y.   4,  XIlj  544  et 

299  p.    Brnxelles.    Brem.  Hmid.  Hl.,  Nr.  137. 
Stnitli^  Vaienlin ,   De  la  statistiqiie.    (Exlrail  des  üUMiioires  de  rRradcinie 
de  Lyon).    8.   70  p.   Lyon,  impr.  de  F.  Dunioulin.  —  Mo  ntheroi^ 
F.  ile ,  lettre  sur  In  statistique,  ä  M.  ValenUn  Smitb.   8.    1  f.  Lyon, 
impr.  de  Yingtrinier. 

Statistik  von  Ländern  und  imnd0»tk§Hem, 
S'rtaUhandbücher. 

Königi.  prf  us^isrlier  Staatskalender  f.  d.  T.  1854.  8.  964  S.  Berlin,  Decker 
(3  ]  iilr.  j.  Kurfürstlich  Hessisches  Hol  -  und  Staalshandbuch  auf  das 
Jahr  1B51.  b.  XXVI,  490  S.  Cn^^^rl.  Rnhn^  (P/sThlr.).  -  Hof-  und 
Staatshandbuch  des  Grossherzoglh.  Hessen.  1854.  8.  XVUI,  400  S. 
Darmstadt,  Jongheiis  (l'^'-i  Thir.).  —  Hof-  u.  Slaatshandhiu h  des  Gross- 
herzoglhumg  OMenblirg  für  1854.  8.  XI,  436  S.  Oldenburcr.  Schulze 
(P/r,  Thlr.)  Brem.  Hand.  Bl.,  Nr.  132.  Hamburgis«  ht  r  Staats- 
Kalender  auf  das  Jahr  1854.  Von  F.  E.  Srhubark.  4.  1  JG  S.  Ham- 
burg, Nestler  und  Meile  (16  IVgr  ).  —  Staatsk.ilf  ndcr  der  freien  Hanse- 
stadt Bremen  auf  das  Jahr  1851.    8,  190  S    Bremen,  Hf  vse  (V*  Thlr.). 

KöDigl.  Dänischer  Hof-  u.  StaatskalendLr,  Staatshandbuch  der  dan  Monarchie 
für  d.  J.  1854.  4.  VI,  757  S.  Kopenhagen,  ReiUel.  (Leipzig,  Lorck) 
(2  Thlr.  12  Npr.). 

Almanach  de  la  cour  pour  l'annee  1854.  16.  XXXVI,  232  p.  S(.  Peters- 
boorg;  Leipzig,  Voss,  (l^/s  Thlr ). 

Europa  im  Allgemeinen,  Deutschland  insbesondere. 

BrachflUi,  Hugo  Fr?;  ,  Tabellarisch  -  statistisches  üebersichls  -  Gemälde 
samniilicluT  Staaten  und  Lander  der  Erde.  1.  Tabelle:  Die  Staaten 
Europa's.   Fol.   3  Bog.    Brünn,  Buschak  und  Irrgang.  (13  Ngr.). 

HeHen^  Fr.  W.  r. ,  Deutschland  und  das  übrige  Europa.  Handbuch  der 
Boden-,  ßevolkerungs-,  Erwerbs-  und  Verkehrs  -  Statistik  ;  des  Staats- 
haushalts und  der  Streitmacht.  In  vergleichender  Darstellung.  1.  Abth* 
8.  376  S.  Wiesbaden,  Kreide!  und  Kiedner  (2  Thlr.  12  Ngr.;  4  II. 
12  kr.  rh  V 

Dahlmann  ^  H.,  Stetistisches  Wörferhiuh  von  Deutschland,  mit  Ausschluss 
des  Österreich.  Aniheils,  den  preuss.  iTovinzen  Preussen  und  Posen, 
and  den  Könii^reichen  der  Ifiederlande  und  Belgien,  mit  besonderer 

27* 
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Bftckfiebl  anf  G«wer1ie,  Ba»del  md  SchSIMirl.  4.  68,  as  8. 
ntb  f  Karle.  Berlio,  0.  Reimar.  1653,  (1  Thlr.  15  Sgr. ;  cait,  30  Sgr.) 
0.  ü.,  Nr,  9. 

Frmnm^  Ad.<,  Der  preniiitclte  Staat.  Hamlbacb  der  Statiilik,  Verfattang 
nod  GeieUgebttog  Preoffeni.  4  — 6.  Heft.  8.  1.  Bd.  S.  289^578. 
Qoedlinbufg,  Baase  {k  Vs  Thlr.). 

Bericht  fiber  die  VerwalluDg  der  Stadt  Berlia  id  den  J.  1841  bia  üel.  1850. 
Hng.  von  dem  Magiitfat.  8.  VHI,  427  S.  Bertio,  Sprioger.  1853,  (1  Thlr.) 

Hermann^  F.  B>  W,  Betlrige  aar  Statülik  des  Ktoigr.  Bayern.  III. 
Bewegung  der  B^vftlkerang  von  1844/45  bif  1850/51.  Reraltala  der 
Conscn'ption  in  Besug  auf  Taugliebkeil«  atia  den  J.  1832 — 1851.  Sebnti- 
pockea- Impfung  von  1832/33  bia  1851/52.  Bevdlkerang  des  Ktoigr. 
nach  dem  Stande  der  Zlhlung  dei  Honala  Detbr.  1852.  Ane  antlichen 
Qnellen  hng.  Fol.  VIII,  522  S.  Httnchen,  literar.-artül.  Anatall. 
(3  Thlr.;  l-IIL:  8  Thlr.  14  Ngr.). 

BingHBr,  ii.,  Literatur  fiber  dat  Grotthenogtb.  Baden  in  allen  aeinen 
ataatlichen  Beitebongen,  von  circa  1750—1854.  8.  XI,  tlS  S.  Karla- 
mhe,  HftUer  (Vs  Thlr. ;  48  kr.  rh.). 

OSnenark  nftd  dia  Hertogthüaier.  Sardinieii*  Spanien. 

Statiati'ak  Tabeivsrk.  Ify  Rnkke,  YS.  indeh.  en  detaillerel  FranaliIHng  af 
Folkenneogden  i  Kongeriget  Danmark  d.  1.  Febr.  1850  efler  Ffideaied. 
4.  235  S.  Kjöbenbavn,  Gyldendal,  Reitael  (1  Rbd.).  —  Feddarten, 
Frib-.,  Beschreibung  der  Landschaft  Eideratedt.  Mit  «iner  geschicbU: 
Einleitung  und  atatist.  Kachrichtea.  8.  YII,  301  S.  Altona,  SchlAter. 
{V/z  Thlr.) 

N€i$€bmur^  J.  F.»  Die  losel  Sardinien.  Heranageg.  tob  JsA.  JUtndNeila* 
8.  X,  374  S.  und  1  Karte.  Leipsig,  Dyk.  1853.  (3  Thlr.)  C.  B., 
Nr.  11;  ÜTervd.  Jtsf  .,  Ii,  92. 

Minutoiit  JuL  v. «  Die  canariachen  Inaein.  Berlin,  allg.  dänische  Ver« 
lagaanatalt   Brem,  Bund,  El.,  Nr,  14  t. 
England. 

Jf«  Culioeh^  J.  R.,  A  deacriptive  and  statiaticai  acconnft  of  Ihe  britlah 
empire.   4th  edit.  reviaed,  with  an  appendiz  of  lablea.  2  vola.  8.  (42  a.) 

ßmnfitii,  T.  C,  Statiaticai  companion  for  1854.  12.  140  p.  (6  s.) 

Jlarl«ii,  T.  G.,.  Statiaticai  lablea  er  popalaüon,  mortalil]^,  food  and  dolhing, 
politics,  llnaace,  taialion  and  cnrrenqr»  crime  and  poniahment,  mineral 
produce,  commerce ,  merchant  abippiag,  emigralion  ele.  .1801  lo  1851. 
compited  from  parliameatary  and  olher  aulbentic  docnnwats.  8.  36  p. 
London,  Loagmans  (2  s.  6  d.)  Be,  Nr,  556.  p.  430. 

Ch€thir€^  Biw.,  The  results  of  the  censos  of  GreaC  Bfitain  in  1851; 
with  a  descriplion  of  the  machiaery  and  procesaes  employed  lo  oblain 
the  returna.  London,  John  W.  Parker  aad  aon.  Ath^  M^if  p.  567. 
Frankraicb,  nahst  Al^aricn. 

LouiuH^  Bug,^  L'Angleterre  et  TAllemagne  en  France.  De  l'iafliience 
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des  idces  anglaises  et  germaniques  sur  Tesprit  fnofaia.  13.  10  t 
Paris,  Amyot. 

Morel John  Heynell,  Algcriar   the   topography  and  hiatory,  polilical, 
«social  and  natural,  of  french  Africa.    London,  Nathaniel  Cooke.  Ee* 
Nr.  552,      318.  -  Weber^  M.  II.       Algerien  und  die  Auswanderug 
dahin.    Mit  einem  Vorwort  voo  üeiur,  UehlmuHtin,   8,   XI,  75 
Leipzig,  Hübner  ('/s  Thir.) 

Russland  und  die  Tiiikei, 

Reden,  v.,  Russlan(]s  Kraftelmictittj  und  Einflussmittel.  Frankfurt  am  M., 
C.  Th.  Völker.  Brem.  Hand.  Df..  Nr.  140.  C.  B.  Nr.  30.  —  Her  9  eti^ 
.4/e.x\ ,  Rn^slands  sociale  Zustande.  Aus  dem  Russ.  8.  247  S.  Ham- 
burg, Hoirm  inn  und  Campe  (1  Thrr.)  —  Cole,  J.  W.,  Russia  and  the 
Russians.  London,  Bentley.  4/^.,  April  p.  515.  —  Oolovin^  Jvan^ 
The  nations  of  Russia  and  Turkey  and  their  desliny.    Ath.,  Mmj  p.  549. 

—  Morellf  Rnssia  ns  il  is.  London,  Routledge  and  Co.  ^/A., 
May  p.  550.  —  Onlitzin,  Emman. ,  La  Finlande:  Dotef  recneilliei 
en  1848,  elc.    Paris.    A(k.,  ßlcrrch  p.  331,  371. 

O'Brien^  Patrick,  Journal  ot  a  resideuce  in  the  danabian  principalities 
1853.    l  oudon,  Bentley.    Ath-,  Febr.      203;  Qu.  Hev.,  March  p.  509. 

—  Crowe,  Eyre  Evan»,  The  Greek  and  the  Türk.  London  1853. 
Qu.  Fier. ,  ebenda.^.  —  Slade,  Travels  in  Turkey,  with  a  cruise 
in  the  biack  sea.  London.  Ebenda».  —  Smyth,  Warrington  W., 
A  year  with  the  Türks,  in  the  european  and  asiatic  dominiona  of  the 
Sultan.  London,  M.  A.  Parker  and  aon.  Ath,,  Febr.  p.  241.  —  Spencer^ 
Turkey,  Rnssin ,  the  Mark  sea  and  Circassia.  London,  RoutJedge  and 
comp  Ath.,  yjay  p.  616.  —  Co /ot?t n,  Jvan,  The  Caucasns.  London, 
Irubner  and  comp.  Ath.,  May  549.  —  Tehihateheff,  P.  D., 
L'Asie  niineure  etc.  Paria,  Gide  and  fieadry.  j|*A.,  April  p.  459.  — 
Curzon^  R.,  Armenia:  a  year  at  Erzeroom,  and  on  the  frontiers  of 
Russin,  Turkey  and  Persfa.  Map  and  woodcttt«.  London,  Mnmy.  Qu» 
Reo.  March  p.  509;  iliA.,  Aprü  p,  4ä0. 

Amerika. 

De  Bau-,  J.  D,  ü.,  The  sevenlh  oeosaa  of  the  United  Statea,  1850:  sho- 
wing  j)opulation,  professiona,  occupations,  agriculture,  churches  etc. 
An  App.  4.  1148  p.  Washington  (42  s.)  —  Fi  eher,  R.8.,  and 
Colbtj^  CA.,  American  Statistical  annual  for  the  year  1854,  compiled 
froni  aulhentic  sources.  8.  518  p.  New*York  (7  t.  6  d.)  Ath.  Blarek 
p.  339.  —  Baldwin^  Th.j  and  J.  TA-,  A  new  and  complete  gazetteer 
of  the  United  States.  Philadelphia;  London,  Tröbner  and  Co.  Ec.  Nr. 
551.  p  290;  Ath.,  Febr.  p.  244.  —  Menzel,  Gottfr.,  Die  Vereinigten 
Ste  ilen  von  Nordamerika  mit  besonderer  Rflcksicht  auf  deutsche  Aus- 
wanderung dahin  nach  eigener  Anschauung  beschrieben.  8.  Yllf,  364  S. 
Beriin,  G.  Reimer.  1853.  (1  Thlr.  10  Sgr.)  C.  B*,  Nr.  25 ;  Gereil.  R$p., 
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Betrm  litun^on  über  «lad  Liunleici  -  Vertheilungsgcsel?:  und  die  Coloni^ation 

in  Brasilien.    1.   8  S.    Bio  de  Janeiro;  Hamburg,  Kitller  (2  Nsj.)  — 

Haitfielä,  U  /Y/.,  Brnzil,  ihe  river  Plate  nnd  the  Falkland  Islands  etc. 

London,  rongtiiHris  (ls  s.)   Ec.  Nr.  55H.      487.  —  Brau  pnes^  .4., 

Exiinction  du  pauperisme  agricole  pnr  la  rnlonisation  dnns  les  proviiices 

de  la  Plala  (Amörique  du  sud),  suivi  d  un  oper^u  geograpliique  el  in- 

duslriel  de  ces  proviucus,  avcc  2  cartes.    8.   l3'/2  f.  ßagndres-de 

Bigorre,  Dossun  ;  Paris,  Gnillaumin  f2  fr.  50  c). 

Statitiik  ein»einef   Thei/r  Staat»-  oder  gt$eH»th»ftlieken  Lebent  in 

«inem  oder  mehreren  Länder h. 
BevÖUttrung, 

Jopling,  R.  T.,  Vital  statistics  Part  f.:  of  tbe  melhod  of  computiog  a 
rate  of  mortality  aniong  persons  affected  with  various  diaeaaea.  Ath-^ 
Mmf  I».  555. 

Uebereichten  der  im  J.  1852  lu  Frankiiirt  am  M.  und  in  den  Fraakfurlor 
Landgemeinden  Getrauten,  Geborenen  und  Verstorbenen.  3«  Heftdieik 
4.  31  S.    Frankfurt  am  M.,  Völcker  (8  Ngr.) 

Bergbau,  Land-  und  t'orsttpirthschaf  f ^  inUusit  le ,  Handel  und  Verkehrsmittel. 

'M^Culloch,  A  practical,  iheoretii  al  and  hislorical  dalionary  of  commerce 
etc.  A  new  edition.  With  a  Supplement.  8.  1500  p.  London,  Long- 
mans.    (50  s.)   Eü.  Nr.  54ß.  p.  147. 

Teng  oborsley L.  v.,  Ueber  die  goldführenden  Lagerstätten  Californiens 
und  Australiens  in  ibren  mö^iflicben  Folgen  für  Gewinnung  und  An- 
häufung der  edlen  iMetalle,  Münzwesen,  Sl^atswirthschaft,  Finanzwesen, 
Metallwertli ,  (Jeldumlauf,  Cours  und  Welthandel.  Aus  dem  Frnn/ös. 
mit  Anmerkungen  und  Zusal2.en  v.  Carl  Hartmaun.  8.  156  S.  Weimar 
1853.  Brem.  Hand.  Bl. Nr.  125.  —  Encore  et  tüujotirs  la  question 
des  houilles  du  bassin  de  la  Loire.  Memoire  addresse  au  gouveraement 
etc.    4.    3  f.    Paris,  luipr.  de  Grimaux. 

Jmcobiy  Victor.,  Landwirthschafilithe  und  national-ökonomische  Studien  in 
der  niederrbeinischen  Heimatb.  8.  XVI,  168  S.  Leipzig,  Kossbergische 
Buchhandlung.  (24  Kgr.)  Brem.  Hmd.  Dl,  Nr.  141.  —  Leonee  de 
Laver gne,  Easal  sur  l'economie  rurale  de  i'Augleterre ,  de  l'^coase 
et  de  rirlande.  8.  31  f.  Paris,  Guillaumin,  Dusacq.  (6  fr.)  --  Brighl, 
H.  ,  Statistics  of  the  corn  trade  1828 —  1853,  arranged  in  a  senes 
of  diagrams.  London,  Longmann.  Ec.  Nr.  556.  p.  430.  —  C'atjot, 
Eug.<,  La  France  chevaline.  partie.  Institutions  bippiques.  lome  4. 
8.  25V2  f.  Paris,  Mm«  Bouchard  -  Huzard ,  Dusacq.  (6  fr.  50  r.)  — 
Be  cquer  et^  Memoire  sur  In  siiuiiuoii  de  la  proprietd  forestiere  dans 
Pintericnr  de  la  France.  8.  4  i.  plus  2  tabL  Fans,  tmpr.  de  M<u« 
Bouchard  -  Huzard. 

Art  and  industry  as  rtprtsenled  in  tbe  exhibition  at  the  Crystal  Palace, 
New-York,  1853.  From  ihe  Kew-York  Tribüne.  Revised  and  edited 
by  liorace  Greetey.   8.   386  p.    JXew-York.  (5  ».)  —  Allge- 
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meines  Reglement  für  die  im  J,  1655  zu  Paris  abzuhaltende  allgemeine 
Ausstellung  u.  s.  w.    8.    23  S.    Dresden,  Adler  und  Dietze.   (3  Ngr.) 

—  Seh  ädll  er ,  Heinr.  Dav.,  Vinn  zu  einer  permanenten  Indtistrie- 
Ausstellung  für  deutsche  Produkte  und  Fubrikate  in  Hamburg,  verbunden 
mit  zinsenfreien  Vorschüssen,   iramburc  1853.  nrem.  Hand.  Bl.,  Nr.  135. 

Slatistisclie  Uebersichten  über  den  \\  {(..leiivei  Uehr  und  Zollertrag  im  deut- 
schen Zollverein  iur  dos  J.  1852.  4.  IV,  213  S.  Berlin,  G.  Beimer. 
flVü  Th!r.)    Brem.  ll<tnd.  Dl,  Nr.  136. 

Meidinger,  fleiiir.  ^  Diu  deutselien  Ströme  in  ihren  Verkehrs-  und  Han- 
dels-Verliältnissen  mit  slali^tischen  Uebersichlcn.  4  Abth. :  Die  Weser, 
Ems,  Johde  und  Oder,  nebst  den  übrigen  F^ll^s(Il  der  deutschen  Ost- 
seeküsle  und  einem  Üeberblick  der  dcutstben  lihederei.  8.  VIII,  368  S. 
mit  2  Karten.    Leipzig,  Fr.  Fleischers  Verl.  (IV2  Thlr.;  cpll.  4»/!' Thlr.) 

—  Deutsche  Eisenbahn-Statistik  für  das  Belriebsjahr  1852.  [Amtlich.] 
Fol.  130  S.  mit  3  Slcinlaf.  Stettin,  NajTel  in  (  onnn.  (3  Thlr.)  —  Zwölfte 
IVacbwcisung  über  den  Betrieb  der  Grov  l  urzogl.  Badischen  Eiscnl  ahnen. 
Für  1852.  4.  26  S.  mit  Tab.  harlsruhe ,  Müller,  1853.  (ä  »/ii  Thlr. ; 
48  kr.  rh.) 

Finanzen.  Militär. 

Hauer,  Jos.  ,  Ueber  die  neuesten  Ergebnisse  im  Haush.iite  der  oster- 
reichischen  Monnrchie  bis  ziun  Jahre  1854.  Ö.  42  S.  Wien,  Wallis- 
bauser.   (10  Kgr.)    fh'rs'rf.  fhy.,  II,  159. 

Uogi'  näorp,  Gijsherl  Kard  vun ,  Bijdragen  tot  de  Huishouding  van 
St  uit  in  het  Koningrijk  der  IVederlanden.  Kieuwe  üitgave,  onder  loezigt 
van  J  R.  Thorbecke»  1.  aflevering.  8.  Zalt- Bommel,  Job.  Noman 
en  Zoen.  (50  c.) 

Carriere,  M,  Oesterreichs  Milit jirm;icht.  Deutsch  und  mit  kurzen  Be- 
merkungen erläutert  und  bern  litigf  von  einem  k.  k.  Österreich.  Offizier. 
8.    XVT,  66  S.    Leipzig,  Kemmelmann.   (V»  Thlr.) 

Sitaiche  Zustande.    S'chutipesen .     Wohltl\<iligkeit»anftalten.  Strafanttalten. 

Henon  l,  J.  C,  Stntistique  morale  de  la  Erance.  8.  2V2  f.   Kaoles,  impf. 

de  Mine  veuve  Cauiille  Mellinel. 
0  urnard Henry.,  ^'ational  education  in  Europe  ;  being  an  account  of  thc 

Organisation,  administration,  instructiou ,   and  slatislics  of  public  schooU 

of  diflTereul  gradeü  in  the  principal  states.    2.  cd  it.    8.    896  p.  (16  s.) 
M'arolot  Lui(ji,  e  Botla,  Viuc,  Del  pubblico  insegnamento  in  Germania. 

Libri  III.    8.    1020  p.    Torino.    (Leipzig,    W.Gerhard.)   1851  —  53. 

(5  Tblr.  14  K^T.)   Qergd.  Rep.,  I.  347. 
JjOWi  SampAon ,  The  charities  of  London,  in  1852  —  53.   i\ew  edit.  12. 

242  p.  (3  s.  6  d.) 

JRapporl  ä  Sa  iMajcstc  i'empereur  sur  i'adminislralion  des  etabh'ssemenls  ptJ- 
nitentiaires.  Statistique  de  ees  elabliasemeiils.  Anuce  1852.  8.  U'/*  U 
Farü,  impr.  de  Dupottt.   (Avril  1854). 
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X.  Geschichte  des  Staats  und  der  GesellschaA. 

Enrap«  fiberlwupt. 

Ali*üH^  ArekiMi,  Hwtary  of  Enrope»  fron  the  freiicli  revolotioD  in  1789 
to  the  restoralion  of  Ibe  Boorbon«  in  1815.  Cheap  edilioo.  Vol.  5.  S. 
369  p.  (4 

« 

Lmmd^Uf  Of^  Die  Tcmlorien  in  Besag  auf  ihre  Bildung  nnd  ihre  BnU 
widtlnng.  8.  Vli,  392  S.  Gotha,  Fr.  A.  Perthes.  (2  Thir.  16  Sgr.) 
C.      Nr.  18;  Oerwi,  Ref,,  U,  32. 

Schleswig -Holsteini  Gegenwart  im  Mün  1854. '  Ein  Erinnerangsblatt  l&r 
Deutschland.   8.   130  S.  Jena«  Fronuinn.  (V2  ThIr.) 
England. 

Beising,  AH.,  England  und  die  anglosicbsiBche  Staateabildung  in  Amerika» 
Westindien  und  Australien  vom  Ursprung  bis  auf  die  Gegenwart 
Historische  Darlegung.  8.  252  S.  Berlia,  8acco.  (22*/«  Sgr.)  C,  B., 
Nr,  25.  —  Brem,  Bwd,  BL  Nr.  136. 

0t»i«el,  Hiitoire  de  la  rdpnbliqne  d*Angleterre  et  de  Cromwell  (1649— 
1658.)  2  vols.  8.  74V2  f.  Paris,  Didier.  (14  f.)  ~  12.  49Vs  f.  Paris, 
Didier«  (7  fir.)  ^  Dasselbe  englisch:  Translated  by  Andrew  A.  SeohU. 
2  Vols.  8.  1 108  p.  London,  Bentley.  (28  s.)  Ath.  Bmrch  p.  26a  — 
Dasselbe  deutsch:  y.  Rogge,  1.  Lf.  8.  S.  1—80.  Berlin,  Bieler. 
(6  Ngr.)  und  in  Bülaos  histor.  Hanshibliothek:  8.  416  S.  Leipzig, 
C.  B.  Lorck.  (1  Thir.) 

Fr # ade,  G,  fF.,  Ifederland  en  Cromwell.  Eene  voorlesing  (16.  Dec  1852). 
8.  Utrecht,  I.  G.  Breese.  (50  c.) 

History  of  the  Session,  1852  —  53:  a  parliamentary  retrospect.  London, 
Chapman.   Aih*f  Mmrek  p.  277. 

Prsnkrnieli. 

Ben  dp,  Jtile#,  Histoire  de  la  r^union  A  la  France  des  previnces  de  Bresae, 

Bugey  et  Gex,  sous  Charles  Emmanuel  ler.  8.  Paris,  Dumoulin.  Aih. 

fiNmf^  Nr.  7.  p.  137. 
Ernouf^  A»^  Nouvelles  dtudes  sur  la  fdvolution  firan^aise.   Annde  1799. 

18  brumaire.   12.  16Vs  f.   Paris,  F.  Didot.  (3  fr.  50  c.) 
Cmttille,  Hippel.,  Histoire  de  la  seconde  rdpubliqne  francaise*  Tome 

8.  26V«      Pwii«  Victor  Lecou.  (5  fr.) 
Jln^eA,  GtuLi  Die  französische  Bourgeoi8«>Republik  und  der  modeiDieSo- 

cialismus.  8.  36  S.  Berlin,  Burmeister  in  Comm.  1853.  (Ve  Thlr.) 
Bigin ^  EmiUy  Histoire  de  Nopoldon,  de  sa  famHIe  et  de  son  dpeque,  an 

point  des  vue  de  Tinflnence  des  idöes  napoldoniennes  sar  le  monde. 

Tomes  4  et  5,  8.  75  f.  Paris,  Plön, 
ftitttland  und  di«  TürkAi. 

Das  blaue  Buch.  Erste  Sammlung  der  wichtigiten  Aktenstfleke  n.  s.  w.  in  der 
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nm-tttrUfcben  Difforeiis.  %  Lfg.  8.  S.  97-192.  Wien,  Jasper'i  WIttwe 
a.  Hflgei.  (&  12  Hgr.)  —  Aktonstflcke  ätar  nn,  Diplomatie.  Herausg.  und 
eingeleitet  tob  W».  Pamlmow.  1—3.  Itg,  8.  XU,  76.  XXVUI,  121. 
und  XLIV,  116  S.  Beriin,  Bewer^i  Verl.  (1—3:  2  Thir.)  -  Le  noiireaii 
portfoUo  etc.  Aktenstücke  io  der  orientaliidieii  Frage.  8.  117  S. 
BeriiD,  Sckneider  u.  Comp.  (12Ngr.)  —  Roisia  self-condemiied :  lecret 
and  inedited  doeomeoti  conaected  with  mssiaii  hiaiorr  *od  diplomacy. 
Tranriated  and  edited  by  J.  it.  UoreiL  8.  324  p.  London,  Bogue 
(9  f.)  Aih.,  Afrü  p.  515.  —  Die  geheime  ond  Tortraaliche  Correapon« 
dens  in  der  orteotalischen  Angelegenheit.  Votlatfindige  Uebenetimig 
aoa  dem  Engl.  3.  Aofl.  8.  32  S.  Bremen,  Kahtmann  nnd  Comp. 
(3  Ngr.) 

L§i,  Roh.,  The  laat  days  of  Aleiander  and  the  flnt  days  of  Nicbolai. 
London,  Bentley.  iliA.,  Jfay  p,  567.  -  MiehtUtn,  Bdw.,  The  lifo 
of  Nicbolai  L,  with  an  appendtx  cootaiaing  an  accoant  of  tbe  deatb  of 
tho  emperor  Paul,  and  of  tbe  laat  ilinen  and  death  of  the  emperor  . 
Alexander,  from  origfatal  aonrces.  London,  Spooner  (2  •.  6  d.)  iHJk, 
iprif  f.  515.  —  üstridioff.  An  hiatorieal  lOTiew  of  the  reign  of 
Ihe  emperor  WcoUi  L  Traoalated  from  the  ruanan  by  fT.  Jlo*er«a. 
London,  Hadden.  Jffftendaa.  Chriwtmat,  Benry^  Nicholaf  L,  em- 
peror and  antocrat  of  all  Ihe  Rnmiai.  Shaw.  168  p.  (1  a.)  Alk,, 
f.  587.  —  Foipf ar,  Otorya,  Torkey:  or,  a  hiitory  of  Ihe  origin, 
progreaa,  and  deeUne  of  tbe  ottoraan  empire.  With  notea  by  T.  Sp^ear. 
2d.  edil.  8.  502  p.  London,  Beea.  (10  a.  6  d.)  iiM.,  Fair.  p.  241. 
—  CAa#fiep>  CW.,  Tbe  nuso-farkiab  campaigna  of  1828  and  1829. 
Wilh  a  Tiew  of  the  preient  atate  of  aflkin  in  the  eaaC  With  mapa. 
London,  Smftb,  Eider  and  Co.  Alk.,  Fa6r.  p.  203;  Mßrth  p.  275.  — 
Sa  At «malfa im If ,  J.,  The  war  between  Rnaiia  and  Turkey.  London, 
TrAbner  and  Co.  ilfA.,  AftU  p.-515. 

atoüHatoi  «inmlntr  Mftt0  umd  BrMeMmtmgm  U»  tmMkm  «far  §§- 
•aMmfiikkm  Ltkam»  in  nntm  94tr  muir§nm  «mmm.  - 

Houveränität.  Ständt, 

Andre,  Alfr.,  Histoiro  de  la  aonveraiaeld,  ob  lableao  dei  inalitniiona  et 

des  doctrinea  politiqaes  conipar<$es.   L'  antiquitd.  8.   35Vt  f*  Paria, 

Victor  Lecoo,  rue  du  Bonloi,  10.  (7  fr.  50  c.) 
Hundts  TKeod.f  Geschichte  der  dentschen  Stinde  nach  ihrer  geaeUachafU 

liehen  Entwickelung  ond  politischen  Vertretung.    8.   XVI,  505  S. 

Berlin,  Simion.  (2  Tblr.  15  Sgr.)  C.  if.,  Nr.  25. 
Jl clAa«,  Henrys  A  populär  iketch  of  the  origin  and  derelopmenl  of  tbe 

eagUsh  Constitution.  VoL  2.  8.  (8  a.) 
e§t$ttHkmfi.  Fmmttl». 

OüneourU  Bim.  al  Jükt  da,  Ifiiloire  de  la  aocidtd  firnn^iae  pendant 

la  rdvolutioB.  a  Ptrla,  E.  Denlo.  iUh.  /i*aMf.,  Nr.  15.  p.  329. 
€tmum0,  J.,  Bisloire  de  1«  locidld  domeatiqne  ch«  toi»  loa  penplea  andena 
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et  modernes,  ou  inlrliu     c  du  christiariisme  dur  la  finiUe.       älL  2vob. 
8.    66V4  f.    Paris,  Gaumc  freres.    (12  fr.) 

Gewerbe  und  Cetcerbtreibende.    Handel  und  HandeltpoUtik. 

Audiganne,  A.^  Les  popiilations  ouvrieres  et  les  Industries  de  la  France 

dans  le  niouvement  fiocial  du  19^  siöcle.   2  voU.    18«    20  f.   Paris,  1 

Capelle.  (7  fr.) 

Cr  Our  au  d ,  Charte»,  Ilistoire  de  la  politique  conimerciale  de  la  France  et 
dt!  son  influencc  sur  les  progrds  de  la  richesse  publique,  depuis  le 
moyen-äge  jusqu'ä  nos  joura.  2  vola.  8.  53-Y*  ^»  Paria,  Aug«  Du- 
rand, Dentu.   (12  fr.) 

Rooy,  E.  W,  de,  Geschiedenis  van  den  A'ederlandschea  Haadal«  1,  Ga- 
deelta.    12.  Amsterdam,  L.  F.  J.  Hiitaela.  (2  fl.) 

ArmtnweMtn. 

Martin-Doisi/f  Assistance  comparee  dans  l'i^re  pai'enne  et  l'öre  chr^- 
tienne.    18.  439  p.  Paris,  Lecoffre.  1853.   Alh,  froH^,  Nr*  23.  j».  521. 

Poiiti$ch0  und  $ociate  FtrtMiMtHttH. 

Periz,  U.  6r. ,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  Yon  Stein.  5.  Bd.: 
1815-1823.  8.  XVi,  865  S.  Derlia,  G.  Reimer,  (a^a  Tblr.;  I-Yi 
I6V3  Thir.) 

El  mes^  James  ^  Thomas  Clarkson:  a  monogpraph*   Being  a  coDtribution 

towards  the  bistory  of  the  slave-trade  and  slavery.    12.  333  p.  London, 

Blackader  and  Co.   (3  s.  6  d.)    Ath.,  Febr,  p,  204. 
Villemur,  A.  R.  rfe,  Mgr.  le  duc  de  Bourbon,  prince  de  Condö.  (Com- 

plöment.)   Mort  de  mgr.  le  duc  d'fingbien.   12.   16  f.  Paria ,  DeoCii, 

Palaia- Royal.  (4  fr.) 
Stoekmar^  E.  p.^  Washington.   Eine  Vorlesung  gehalten  in  Jena.  8. 

IX,  37  8.  Brannscbweig,  Yieweg  und  Sohn.  (Va  ThIr.) 

XI.    Vermischten  lohalts.  \ 
Rmdotciitf,  J,  e.,  Gesammelte  Sebriften.  S-*5.  Bd.  4.  n.  5.  B4.  a.  o.  ' 

d.  T.:  Fragmente,  1.  2.  ThU  8.  VIII,  496;  XVI,  326;  1  El.,  XU, 

367  S.  (5  ThIr.  5  Sgr.)  C       Nr.  12. 
Mmeaulay^  T,  B,,  Speeches.   12.  2  Vols.  320,  314  p.  Lelpiig  1853, 

Tauchniti  (1  ThIr.)  -  Deutsch  TOn.  F.  BtUew.   2  Bde.  8.  XIV,  338; 

IV,  335  S.  Leipiig,  T.  0.  Weigel.  (2  Thlr.  7»/«  Hgr.)  Oersd.  Aap. 

Jf,  163. 

OeuYref  litterairea  et  tfcenomiqoea  ^Armand  Carrtl^  recuelHiea  et 
annoUea  par  9L  ilomep.  FMeiSd^es  d*aae  notice  biographique, 
par  ff.  Kmtla  Llflrd.  18.  lOVsf.  Paria,  Victor  Lecea,  Gtrillaunin. 
(3  fr.  50  c) 


XU.  Zeitschriften. 
Zeitschrift  far  die  Landeskullor-Gesetigebang  der  prensa.  StaiteiL  Kng.  von 
dem  königl.  aevium-KoUaginm  fikr  Landeakultonacben.  7.  Bd.  3  Hefte. 
8.  1.  Ueft  159  S.  Berlvi,  Jonas'  Verbgib.  (2  TUr.) 
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Blfitter  fiir  administrative  Pruxis.  Hrsg.  y.  Kar  i  Brat  er.  i  Bd.  (Jahrg.) 
1854.  26  Nrn.  8.  MOrdlingen«  Beck.  (2  Thir.;  3  fl.  36  kr.  rb.)  — 
Beilagehefl : 

Sammlung  von  principiellen  Erlassen  licr  Staatobehörden  und  von  Prajudicien 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung.  Jahrg.  1854.  1.  Heft»  8.  48  S. 
ItdrdUngen,  Beck.   (Ve  Thir. ;  18  kr.  rh.) 

Verordnuogsblall  für  die  Verwaltungszweige  def  österreichischen  Handels- 
ministeriums. Red.  im  Handelsministerium.  Jahrg.  1854.  ca.  1:)6  IHm. 
ä  172-2  B.  Fol.   Wien,  Jasper's  Willwe  u.  Hügel.    (2  ThIr.) 

Blätter  für  das  Armen wesen.  Red.:  L4uk€  und  E.  Rieche.  (7.)  Jabff. 
1^54.  52  Mm.  k  V2-I  B.  4.  Slnttgart,  Keff.  (VaThlr.;  1  fl.  rh.)  — 
Tydacbrift  voor  bot  Armwezen,  onder  reductie  van  S.  B  l  avp  oi  i^n 
Catp  on  W.  de  Sit t er.  1  dcel.  Groningen«  H.  R.  Roelfaema  en 
P.  S.  Barghoorn.   1853.    (3  fl.  20  c.) 

Le  palais  de  rindustrie,  joornal  de  TexposilioB  de  1855.  Dimanche  16  avril 
1854.  N.  1.  tf  ann^e.  Fol.  1  f.  Paria,  nie  de  la  Bonne«  7.  (12  fr.) 
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Eine  deutsche  eder  eine  preossische  Mflntitronn? 


Vm  fieftemiigirath  Dr.  BergiOi  in  Breilau. 


In  der  im  .lalire  1852  zu  Hamburg  erschienenen  Schrift 
^Andeutungen  in  Bezug  auf  die  vermehrte  Goldproduktion  und 
ihren  Einfiuss^  ^S.  36 j  bat  Ad.  Soetbeer  bereits  darauf  auf- 
merksam gemacht,  wie  die  oft  aufgestellte  Behauptung,  dass  Hol- 
land erst  aus  Besorg niss  vor  den  Folgen  der  Californischen  Guld- 
zuflüsse  seine  zweifache  Währung  aufgegeben  und  Silber  allein 
ais  Grundlage  seines  Geldwes^ens  anerkannt  habe,  ganz  unrichtig 
sei  In  dieser  Schrift  (S.  52}  wird  femer  bemeriit,  dass  der 
Vorgang  der  bedeutendsten  Handelsstaaten  und  die  in  der  Sache 
selbst  liegenden  Gründe  auf  die  Länge  nicht  verfehlen  würden, 
auch  in  denjenigen  Ländern,  wo  jetzt  noch  nicht  das  mindeste 
Anzeichen  eines  Autliebens  der  allgemeinen  Silberwährung  sich 
bemerkbar  macht ,  illr  alle  grössere  Zahlungen  der  Goldwährung 
Geltung  zu  verschaffen. 

Auch  ein  in  Sttddeutschland  im  Jahre  1859  gedmckter  Auf- 
satz eines  Ungenannten  „die  Goldwährung  als  Grundlage  der 
deutschen  Münzeinheit^^  (Deutsche  Vierteljahrs-Schrift,  Juli— Sept. 
1853.  S.  107  — 137}  sucht  die  Meinung  zu  begründen,  dass 
Deutschland  jetzt  in  der  Lage  wttre»  die  Goldwährung  statt  der 
SilberwUhrung  anxunehmen  und  dass  dieser  Debergang  sich  um 
so  leichter  ausführen  Hesse,  je  eher  er  vorgenommen  wuide. 

28* 
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Eine  deuUcbe  oder 


Die  erste  künde  von  dorn  entdeckten  Goldreichthum  Cali- 
fomiens  gelangte  im  Frühjahr  1848  nach  Europa.  Aber  schon 
zehn  Jahre  früher  halle  J.  6.  Hoflmann  in  seiner  »Lehre  Tom 
Gelde  als  Anleitung  zu  gründlichen  (Jrtheilen  Über  das  Geldwesen, 
mit  h(  Günderer  Beziehung  auf  den  Pieussischen  Staat'*,  (Berlin 
183bj  den  Uebergang  zur  Rechnung  und  Zahlung  in  Goldwerthen 
als  sicheres  iMittel  zur  Begründung  eines  haltbaren  Münzfasses 
für  Preussen  empfohlen.  Als  dieser  Vorschlag  damals  entschieden 
zurückgewiesen  und  für  ganz  nnausführbar  erklärt  wurde,  Hess 
er  sicli  nicht  irre  machen,  suchte  vielmehr  sei?ie  Ansicht  in  der 
Schrift  „Die  Zeichen  der  Zeit  im  deutschen  Münzwesen,  als  Zu- 
gabe zu  der  Lehre  vom  Geide^,  (Berlin  1841}  weiter  zu  be- 
gründen. 

In  der  Hamburger  Bdrsenhalle  vom  11.,  17.,  21.,  25.,  31. 

Januar,  25.  Felinun-,  11.  und  18.  April  1854  findet  sidi  unter 
dem  Titel  „Beitrage  zur  Erörterung  der  Geldfrage"  eine  Reihe 
von  mit  S.  unterzeichneten  Aufsätzen,  worin  die  Niederländische 
Münzreform 9  die  Münzverhäitnisse  Englands,  der  Vereinigten 
Staaten,  Frankreichs  und  Russlands,  die  Einführung  einer  gemein- 
schaltlichen  deutschen  llimdels-Goldmünze,  der  Einfluss  des  Ost- 
asiatischen Handels  auf  die  Strömungen  der  edlen  Metalle,  die 
Produktion  und.  das  Werthverhältniss  der  edlen  Metalle  zu  ein- 
ander besprochen  werden. 

fm  Folgenden  soll  nun  zunächst  Einiges  aus  diesen  Auf- 
sätzen initgetheilt  werden. 

In  den  Niederlanden,  wo  seither  die  zweifache  Währung  von 
Gold  und  Silber  bestanden  hatte,  kam  in  den  Jahren  1836  bis 
1839  eine  Mttnzreform  in  Erwägung  und  es  wurde  von  dem 
damaligen  Generalmünzwardein  Foelmann  nach  dem  Englischen 
Vorgange  die  Annahme  der  alleinigen  Goldwährung  vorgeschlagen. 
Im  Jahre  1844  begann  der  Kampf  zwischen  den  Anhängern  der 
Siiberwäbrung  und  den  Vertretern  der  Goldwährung.  Erstere 
siegten.  Nach  dem  Münzgesetz  vom  26.  November  1847  soU 
nur  Silbermünze  gesetzliches  Zahlungsmittel  sein,  und  Goldmünze 
bloss  Handelsgeld.  Für  den  Betrag  der  zur  Umprägung  einge- 
zogenen allen  Münzen  wurden  MünzLillels  ausgegeben,  welche  . 
dann  mit  den  neu  geprägten  Silbermünzen  wieder  eingelöst  wurden. 
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Die  umlaufenden  Guldmünzen  wurden  zum  vollen  Nennwerlh  eben- 
falls gegen  Münzbiliets  eingezogen,  gegen  welche  dann  neue 
Münzen  ausgegeben  wurden.  Von  den  seil  1816  geprägten  Gold- 
münzen wurde  nicht  ganz  ein  Dntthell  zur  Einlösung  präsentirt 
Bei  den  Silbermllnzen  zeigte  sich,  dass  von  der  ursprünglichen 
Ausprägung  nur  etwa  ein  Fünflheil  wieder  eingeliefert  wurde* 
Bei  der  Uniprägung  ergab  sich  auch ,  dass  die  Abnutzung  der 
Siibermünzen  jährlich  im  Durcbscbniit  nicht  ganz  Vm  Procent 
betragen  hatte. 

Die  Niederlande  haben  nun  in  einem  verhältnissmässig  kurzen 

Zeitraum  eine  so  vollsländige  Münzreform ,  wie  sie  je  nur  ein 
Staat  vorgenommen,  zu  Stande  gebracht.  Die  Münzcorvenlirung 
kostete  der  Staatskasse  in  den  Jahren  1842  — 1851  etwas  über 
10  Millionen  Gulden. 

Die  stärkste  Prügung  seit  1839  war  im  Jahre  1848,  sie 
betrug  37,605,882  Gulden.  Es  wurden  in  Silber  und  Kupfer 
geprägt 

1839  bis  1852  1853 
in  2%  Gulden  .   .   II.  106,592,227. 50.      fl.  585,320.  — 
Gulden  .   ,   .   .   „     37,528,798.  —      „  652,035.  — 
halben  Gulden    .    „      2,575,393.  —       „        855.  50. 
25  Cents   .    .   .    „       5,005,729.25.      „  1,993.50. 
10  Cents   .    .    .    n      1,508,445.70.      „  110,352.70. 
5  Cents   ...»        151,954. 60.      »        558. 50. 
halben  Gents  (Kupfer)  „         72,003. 30.      „     10,000.  — 

zusammen,,   153,434,551.35.  „1,361,115.20. 

Die  Angaben  für  1853  habe  ich  dem  Bremer  Handelsblatl 
vom  21.  April  1854  entnommen.  Nimmt  man  den  Werth  des 
Gulden  zu  17  Silbergroschen  an,  so  ist  das  Fünfcentstück  10,2 
Pfennige  und  das  halbe  Centstück  1,02  Pfennige,  ßemerkens- 
werth  ist,  wie  ein-  verhältnissmässig  kleiner  Betrag  an  Münzen 
von  geringem  Werth  geprägt  worrk^n  ist. 

Das  Verbältniss  der  jahrlichen  Gesammtproduktion  an  edlen 
Metallen  war,  dem  Werthe  nach: 
1800  bis  1820  Gold  29  Procent,  Silber  71  Procent 
1847  «   49      „       „     51  « 
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In  den  sechs  Jahren,  1848  bis  1853,  war  das  Yerhältniss 
der  AusmUnzungen ,  dem  Werth  nach,  in  Grossbritannien,  den 
Vereinigten  Staaten,  Frankreich  and  Ruasland: 

Gold  80,73  Procent,  Silber   19,27  Proeent,  oder 
843,551,500  Thlr.  in  Gold  und  201/297,500  Thlr.  in  Silber. 

Während  in  diesen  Johren  Frankreich  207,900,500  Thlr.  in 
Golde  (58,78  Procent)  und  145,802,000  Thlr.  in  Silber  (41,22 
Procent}  prüfte,  prüfte  Grossbritannien  206,816,500  Thbr.  in 
Golde  (96,il  Procent)  und  8,368,000  Thlr.  Silber  C3,89  Proeent). 

Die  Goldmünzen  haben  niso  jetzt  schon  eine  viel  grössere 
Bedeutung  gewonnen ,  als  sie  jemals  früher  hatten ,  nnd  diese 
Bedeutung  wird  gewiss  noch  zunehmen,  namentlich  hinsichtlich 
der  Sovereigns,  seitdem  sie  auch  in  Australien  geprigt  werden. 
Die  Sovereigns  werden  sonach  als  allgemeines  Zabhingsndttel  för 
den  Wellverkehr  ohne  Zweifel  immer  wichtiger  werden. 

Es  wird  nun  die  HerbeiTülinino  einer  geeigneten  gemein- 
schaftlichen deutschen  Handels-Goldmiinze  auf  der 
bevorstehenden  Wiener  Mllnz^Conferenz  für  zeitgemMss  und  aus- 
führbar erachtet  und  zwischen  den  betheüigten  Staaten  auf  dieser 
Conferenz  eine  Eini^niiig  dahin  vorgeschlagen,  dass  künftig,  ab- 
gesehen von  den  zu  speeiellen  Handelszn  ecken  etwa  auch  ferner 
noch  zu  prägenden  Dukaten  nach  dem  alten  Reichsfusse,  nur 
eine  dem  Zwanzigfrankenstttcke  C^esp.  den  Zehn-  und  Yierzig- 
frankenstücken)  an  Schrot  und  Korn  entsprechende  deutsche 
Handels-Goldmünze  ausgeprägt  würde.    „IäI  man  über  die  Sache 
selbst  einig,  so  wird  man  sich  über  eine  geeignete  gemeinschatl- 
liche  Benennung  und  dergleichen  gewiss  (?)  bald  verständigen, 
sowie  auch  über  die  nothwendige  gegenseitige  Controlle  der 
Ausmfinznngen.^ 

Der  Umstand,  dass  in  Deutschland  seither  fast  nur  Silber- 
münzen umliefen ,  steht  dem  Vorschlage  eines  Ueberganges  zur 
Goldwährung  nicht  entgegen,  da  Grossbritannien,  die  Vereinigten 
Staaten  und  Frankreich,  Angesichts  der  enormen  Steigerung  der 
Goldproduktion,  Gold  als  Basis  ihres  Geldwesens  beibehalten  oder 
faktisch  neu  eingeführt  haben,  auch  lUissland  ia  den  Jahren 
1848  bis  1853  dem  Werth  nach  82,75  Procent  Goldmünzen  gegen 
nur  17^25  Procent  ^übermünzen  geprägt  hat. 
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Wenn  man  wirklich  annehmen  mtissle,  tlass  in  den  Landern 
mit  Goidwähruag  die  Preise  Überhaupt,  nainenUich  die  Geiretde- 
prete  iUefen,  sa  folgt  daraus  noch  nicht,  öm  in  den  Lündem 
ndt  SflherwUhmnff  die  Preise  ihren  bisherigen  Stand  behaupten 
würden.  Letztereii  wäre  höchst  unwahrscheinlich  und  nur  dann 
möglich,  wenn  der  Preis  des  Silbers  in  gleichem  Maasse,  wie 
alle  anderen  Preise,  gegen  Gold  stiege.  Nach  den  bisherigen 
Briabmngen  ist  fiel  eher  eine  gewisse  StabilitM  in  den  gegen- 
seitigen Werthverfamtnissen  der  edlen  Metalle  zu  erwarten. 

Anfangs  dieses  Jahrhunderls  wurden  dem  Werth  nach  71 
Procent  Silber  gegen  29  Procenl  Gold  producirt,  1848  bis  1853 
dagegen  74  Procent  Gold  und  26  Procent  Silber.  Die  Werth- 
verbiltnisse  beider  Metalle  gegen  einander  haben  sich  aber  doch 
keinesweges  in  solcher  Weise  verindert,  wie  man  hiemach  viel« 
leicht  hätte  erwarten  sollen.  Durchschnittlich  war  das  Verhält« 
mss  in 

Hamburg  Paris  London 

1831  bis  1847      1:15,64        1:15,72  1:15,79, 
im  ersten  Owurltl 

von  1854  1:  15,19        1:  15,24     1:  15,28 

das  Gold  war  also 
wohlfeiler  ge- 
worden nur  um        2,88  Proa      3,06  Proc.    3,23  Proe, 
In  Hamburg  war  das  VerhiQtniss  durchschnittlich 
1816  —  1847        1:  15,65 

1848  1:  15,72 

1849  1:  15,75 

1850  1:  15,59 

1851  1:  15,30 

1852  1:  15,42 

1853  1:  15,30. 

Das  Gold  war  also  1853  nur  um  2,23  Procent  wohlfeiler 
als  im  Durchschm'tt  der  Jahre  1816  bis  1847.  Dabei  ist  noch 
zu  berücksichtigen,  dass  1850  und  1851  durch  die  Niederländische 

Münzuperalion  Gold  ansgebolen  wurde  und  Nachfrage  nach  Silber 
entstand.  Anderer^its  kommt  aber  auch  in  Betracht ,  dass  die 
Yereingtcn  Staaten  und  Frankreich  in  neuerer  Zeit  faktisch  zur 
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Goldwährung  übergegannfen  sind,  ferner  dass  die  Enpflisclien 
Colonteen  viel  Gold  in  Anspruch  genommen  iiaben,  und  dass 
diher  künftig  die  Preiserniedrigiing  des  Goldes,  dem  Silber  gegen- 
über, in  stärkerer  Progression  vor  sich  geben  könnte.  Indessen 
liegt  doch  keine  Wahrscheinlichkeit  vor,  dass  der  Silberpreis,  in 
Gold  niis(,n  (Ii Ulkt ,  in  gleichem  Verhältnisse,  wie  die  sonstigen 
Preise  im  Allgemeinen,  steigen  würde.  Wenn  die  vermehrte 
Goldprodnktion  em  allgemeines  Steigen  der  Preise  in  den  Ländera 
mit  Goldwdhmng  cur  Folge  bat,  so  würde  Aehnltebes  ancb  In 
den  Ländern  mit  Silberwährung  eintreten.  Diess  scheint  die  Er- 
fahrung: zu  beweisen.  Die  Amerikanische  grossarlige  Silberaus- 
beute fand  zwischen  der  IMitte  des  sechszehnten  und  der  Mitte 
des  siebenzefanlen  Jahrhunderts  statt.  Während  die  durcbscbnitt-* 
lieben  Preise  aller  sonstigen  Dinge  damals  nm  400  Proeent  oder 
mehr  stiegen,  hob  sich  dertjk>ldwerlh  gegen  Silber  nur  nm  etwa 
20  bis  25  Proccnl;  also  auch  iiu ksiclilliLh  der  Goldwährung  war 
eine  Preissteigerung  ganz  ausserordcnllicb.  Die  Festhaltung  der 
Silberwährung  würde  einer  durch  die  Vermehrung  der  Gold- 
circttlation  drohenden  beträchtlichen  Preissteigerung  und  den 
damit  verknüpften  Slörungen  des  Besitzstandes  nicht  entgegen- 
wirken. Die  liäuüge  Behauplung,  dass  Silber  ein  besserer  Werth- 
messer sei,  als  Gold,  ist  unrichtig.  Man  kann  Silber  ebensogut 
nach  Gold,  als  Gold  nach  Silber  messen.  In  Grossbrilannien  nnd 
seinen  Colonieen,  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten  nnd  bald 
auch  ganz  entschieden  in  Frankreich  betrachtet  man  einen  be- 
stimmten Theil  Gold  von  gewisser  Feinheit  als  Werlht  inheit  und 
Maasstab,  und  bemisst  danach  auch  den  Preis  des  Silbers,  während 
in  Ländern  mit  Silberwährung  der  wechselnde  Preis  des  Goldes 
nottrt  wird.  Je  mehr  Nationen  alle  Preise  nach  Goldwährung 
bestimmen,  und  Goldmünzen  immer  mehr  in  grösserer  Menge 
umlaufen  urnl  sich  verbreiten,  desto  weniorer  wird  Silber  im 
grossen  Weltverkehr  seine  frühere  Bedeutung  als  Werthmaasstab 
behalten.  Hierdurch  würde  in  Ländern,  welche  seither  Silber* 
Währung  hatten,  der  Uebergang  znr  Goldwährung  erleichtert 
werden. 

Als  gegen  Anfang  des  sechszehnten  Jahrhunderls  der  Wertfi 
der  edlen  Metalle  seinen  höchsten  —  oder,  was  ganz  dasseiba 
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ist,  als  damals  die  Preise  ihren  niedrigsten  —  Stand  erreichten, 
kam  diess  daher,  dass  die  Baropttischen  Bergwerke  nicht  genog 
für  den  Bedarf  des  Handels  mit  dem  Osten  lieferten. '  Die  Preise 
stiegen  wieder,  als  die  Amerikanischen  Bergwerke  nnn  Massen 

Silber  nach  Europa  lieferfen.  Die  Preise  würden  noch  mciir  ge- 
stiegen sein,  wenn  nicht  so  viel  Sillier  nacii  Ostasien  gegangen 
wilre.  In  den  Jahren  iö50  bis  1809  Isam  fUr  5300  MiUionen 
Piaster  Silber  aus  dem  Spanischen  Amerika  nach  Europa  und  in 
derselben  Zeil  ging  von  Europa  ftlr  2145  Millionen  Piaster  Silber 
nach  Indien  und  China.  Anfangs  dieses  Jahrhunderts  irforderta 
der  Handel  mit  Ostasien  eine  durchschnittliche  jahrliche  Silber- 
Sendung  von  über  25  MiUionen  Piaster  nach  dem  Osten.  Auch 
in  neuerer  Zeit  ist  viel  Silber  nach  China  gegangen  und  Ost- 
indien hat  im  Verlauf  der  zwei  oder  drei  letzten  Jahrzehende 
vermuthlich  an  Werth  über  400  Millionen  Piaster  an  sich  ge- 
zogen. Der  Bedarf  ist  dort  auch  gross,  da  Britisch  Indien  an 
150  Millionen  Einwohner  und  ttberdiess  in  neuerer  Zeit  sich  dort 
der  Uebergang  von  der  NataralwirtbschafI  zur  Geldwirthschall 
nacb  und  nach  mehr  vollzogen  hat. 

Die  grossen  Silbersendungen  von  Europa  nach  Ostasien  in 
neuerer  Zeit  können  es  zweifelhaft  machen,  wenn  überhaupt  eine 
'solche  Entscheidung  praktisch  wäre,  ob  man  nicht  richtiger  ein 
Steigen  des  Silberwerthes  statt  eines  Sinkens  des  Goldwerikes, 
im  gegenseitigen  Verhältniss  der  edlen  Metalle  annehmen  müsste. 
„Wie  zu  Anfang  des  achtzelinUii  Jahrhunderts  der  sich  lebhafler 
gestallende  Handel  mit  China,  wo  damals  Gold  in  aufTallend 
niedrigem  Werthe  gegen  Silber  stand  —  nur  etwa  1  :  12  und 
selbst  darunter  —  unaufhaltsam  das  Silber  ans  England  herauseog, 
nicht  allein  zum  Ankauf  von  Produkten,  sondern  auch  zum  Aus- 
tausch von  Goldj  und  so,  ohne  dass  man  sich  des  Zusammen- 
hangs recht  bewusst  wurde,  den  wesentlichsten  Impuls  gab  zur 
dortigen  faktischen  Geltung  der  Goldwahrung,  der  später  die  ge«' 
setdiche  Anerkennung  folgte;  —  in  ganz  ähnlicher  Weise  hat, 
neben  der  ausscrordenlliehen  Goldprodukiion,  in  letzter  Zeil  das 
Ausströmen  des  Silbers  nach  Indien  und  China  unverkennbar 
einen  entscheidenden  Einfluss  geäussert,  um  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  Frankreich  der  Goldwährung  das  Uebergewidil 
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Über  die  bis  dahin  dort  vorherrschende  Silber waliruug  zu  vec- 
schaifen.*^ 

L  Mkkm  diplOMaUicher  TerliailliiBgaii  Aber  HllueiB- 

richtuugeu. 

Es  dürfte  jetzt  wohl  bald  in  immer  weiteren  Kreisen  aner- 
kannt werden,  dass  es  zeitgemüss  wäre,  endlich  auch  in  Deutsch- 
Itnd  der  Goldwühnmg  Eingangs  sa  verschaffen.  Soelbeer  — 
denn  dieser  ist  wohl  der  Verfasser  der  gfedaöhten  AnMtze  m 
der  Hanihiir^er  Boräenhalle  —  schliiat  nun  vor,  auf  der  bevor- 
stehenden Münze  onferenz  eine  Vereinbarung  über  Ausprägung 
einer  gemeinscfauftlichen  deutschen  Hand  eis -Goldnuttnxe  herbei- 
suftthren  —  Jedoch  ohne  legalen  festen  Conrs  in  gewöhnlichen 
V^ebr  und  ohne  im  Voraus  bestimmte  VerbindlMheit  junr  An- 
nahme in  öfFentlichon  Kassen. 

Bei  diesem  Vorschlag  finde  ich  zwei  Bedenken.  Er  scheint 
mir  einerseits  nicht  genug,  und.  andererseits  su  weit  zu  gehen. 

Dem  «rsten  Bedenken  könnte  man  vietteichl  entgegensetzen^ 
dass  das  Beste  oft  der  Feind  des  Guten  ist,  dass  man  auf  fcflnftige 
weitere  Verbesserungen  hotlen  dürfe  und  daüs  das  Münzwesen 
in  Deutschland  auch  jetzt  schon  besser  sei,  als  in  früheren  Jahr- 
hunderten. Darauf  ist  indessen  zn  erwiedem,  dass  man  zuweilen 
doch  schneller  zum  rechten  Ziel  gelangt,  wenn  man  sich  so  lange 
noch  mit  einem  mangelhaften  Znstande  behilft,  bis  man  eine  voll- 
ständige Keform  durchführen  kann ,  das«;  auch  eine  vollständige 
Reform  um  so  schneller  zn  erreichen  ist,  je  mehr  die  Mängel 
des  bestehenden  Zustandes  dazu  drängen.  Ich  meine  nun,  wenn 
man  mit  den  Goldmünzen  etwas  ändern  wiU,  so  thnt  man  besser, 
ihnen  gleich  einen  festen  Coma  im  gewöhnlichen  Verkehr  zn 
geben  und  die  Verbindlichkeit  wegen  ihrer  Annahme  in  öffent- 
lichen Kassen  auszusprechen  —  oder  vielmehr  sogleich  das  Eng- 
lische System  einzuftihren. 

Was  mein  zweites  Bedenken  betriffi,  so  glaube  Ich,  dass, 
wenn  man  an  die  Einführung  einer  gemeinschaftlichen  deutsch  en 
Handels-Goldmünze  denk!,  man  zu  weil  gehl,  um  hoilcn  zu  dürfen, 
ein  geeignetes  Ziel  zu  erreichen.  Stellt  mau  sich  in  dieser  An- 
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gelegenheit  auf  den  deutschen  nationalen  Standpunkt,  so  scheint 
es  mir,  dass  dieser  kein  besonders  praktischer  ist.  Ich  xwdifla» 
dass  die  Yerbandlungen  auf  diplomatischen  Conferensea  dem^ 
Milmsweaen  in  gans  Deolscbland  sehr  fdrderlich  sein  werden. 

Die  Idee,  das  deutsche  Mttnzwesen  etwas  so  verbessern,  ist 
recht  schön;  praktischer  aber  möchte  es  doch  sein,  wenn  Preussen, 
der  erste  Staat  Deutschlands,  sein  Münzwesen  vollsittndig  reformirt 
oad  zu  diesem  Behuf  Regierung  und  Volksvertretung  sich  ver- 
slUndigen,  um  das»  was  erforderlich  ist,  gesetzlich  festzusetzen. 
Ehe  diess  nicht  geschehen  ist,  kann  ich,  auf  meinem  Standpunkt 
als  Freu^se,  es  nicht  räthlich  erachten,  dass  die  Regierung  sich 
mit  anderen  Regierungen  in  diplomatische  Verhandlungen  über 
If4ta[i|;elnricbtungen  einlasst.  In  dieser  Auffassung  der  Sache  läge 
auch  auf  Seiten  Preussens  durchaus  nichts  Feindliches  gegen 
andere  deutsche  Staaten.  Ueberdiess  wird  ja  das  Mflnzwesen 
in  Deutschland  auch  besser,  wenn  es  in  Preussen  vollständig 
reformirt  wird.  Preussen  ist  bei  dieser  Angelegeuheii  es  seiner 
Würde  schuldig,  sich  lediglich  durch  sein  Interesse  leiten  zu 
lassen;  es  verletzt  auch  kein  Recht,  wenn  es  dabei  angebliche 
Interessen  anderer  Staaten  unberQcksichtigt  lässt  Ueberdiess  isl 
.auch  wohl  kauiu  zu  glauben,  dass  irgend  ein  anderer  deutscher 
oder  nichtdeutscher  Staat  wirklich  henachtheiligl  werden  würde, 
wenn  Preussen  sein  Mllnzwesen  selbstständig  zeitgemäss  reformirt* 
Ist  diess  geschehen,  so  ist  kein  anderer  deutscher  Staat  gehindert, 
den  Preussischen  Münzeinrichtungen  sich  anzuschliessen. 

Ein  grosser  Staat  sollte  die  Einrichtung  seinem  Mtinzwesens 
ebenso  wenig,  wie  die  Einrichtung  seines  Abgabenwesens,  von 
der  Zustimmung  eines  anderen  Staates  abbüngig  machen.  Der 
Zollverein  billte  mit  dem  Schlnss  des  Jahres  1853  seine  End-. 
Schaft  erreicht,  wenn  Preussen  nicht  anderweite  Verträge  abge- 
schlossen hätte.  Dann  hätte  auch  der  Zollvereinstarif  aru  Ende 
des  Jahres  1853  seine  Geltung  verloren  und  die  Regierung  halte, 
mit  Zustimmung  der  Kammern  einen  neuen,  besseren,  Preussischen 
Zolltarif,  der  den  Kassen  von  Jahr  zu  Jahr  steigende  Einnahmen 
verspricht,  gcsclzlicli  festsetzen  können.  Unter  Zugrundlegung 
eines  solchen  Tarifs  hatte  Preussen  dann  anderen  deutschen  Staaten 
die  Bildung  eines  neuen  Zollvereins  anbieten  und  dabei  die  Rer 
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dirigungen  stellen  kumien  Diese  wären  angenommen  worden, 
denn  die  anderen  seitherigen  Zollvereinsstaaten  hatten  an  dem 
Fortbestehen  des  Zollvereins  ein  viel  dringenderes  Interesse  als 
Preussen.  Anstatt  aber  zuntfchst  den  Kammern  einen  neuen  zeit- 
gemftssen  Zolltarif  vorzulegen ,  hat  die  Regierung  Verträge  mit 
andeieii  i>laateii  ah^esrlilossen  und  den  Kammern  blieb  kaum 
etwas  Anderes  übrig,  als  das  Geschehene  nach  Artikel  48  der 
Verfassung  nachträglich  gutzuheissen.  So  kamen  sie  gar  nicht 
in 'die  Lage,  nach  Artikel  100  der  Verfassung  die  Zollgesetze 
prüfen  und  genehmigen  zu  können.  Preussen  ist  nun  auf  zwölf 
Jahre  so  gebunden ,  dass ,  wenn  auch  Regierung  und  Volksver- 
tretung einig  sind,  doeh  keine  Position  des  Zoiilarifs  geändert, 
aufgehoben  oder  herabgesetzt  werden  kann,  ohne  dass  eine  Reihe 
anderer  kleiner  Staaten  und  die  Volksvertretungen  dieser  Staaten 
ihre  Zustimmung  hierzu  geben. 

Soll  nun  Preussen  sich  auch  in  B<ireff  des  Münzwesens 
freiwillig  ähnlichen  Beschränkungen  unterwerfen? 

Der  Artikel  19  des  Handeis-  und  Zollvertrages  zwischen 
Preussen  und  Oeslerreieh  vom  19.  Februar  1853,  welchem  durch 
Artikel  41  des  »rlrages  vom  4.  April  1853  Baiern,  Sachsen, 
Hannover,  Wiirlemberg,  Baden,  das  Grossherzogthuni  Hessen,  die 
zum  Thüringischen  Zoll-  und  Handelsverein  gehörigen  Staaten, 
Braunschweig,  Oldenburg,  Nassau  und  Frankfurt  beigetreten  sind, 
enthält  folgende  Bestimmung: 

„Die  konlrahirenden  Staaten  werden  noch  im  Lauf  des 
Jahres  1853  ühcr  eine  allgemeine  Münz -Convention  in 
Unterhandlungen  treten.^ 

Diese  Bestimmung  Ist  so  unbestimmt,  dass  sich  daraus  durch- 
aus nicht  nSher  ersehen  lässt,  welcher  Vortheil  für  Preussen  da- 
von erwachsen  könnle.  Da  in  Oesterreich  uneinlösbares  Papier- 
geld, welches  unter  Vnii  steh! ,  undiinfl ,  so  darf  man  wohl  von 
vorne  herein  bezweifeln,  oh  eine  allgemeine  MUn^con^(>ntion 
zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ersterem  Vortheil  bringen 
wttrde.  Die  Stellung  der  Preussischen  Commissarien  bei  den 
Münzt {  iiIiMeuzen  (linltc  danach  eine  ziemlich  schwierige  sein. 
Dazu  kommt,  dass  unter  den  jetzigen  Preussisciien  Diplomaten, 
Mtnisterialrttthen  und  Münzbeamien,   welche  voraussicbtUcb  zu 
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Commissarien  ernannt  werden  dürften,  sich  keiner  befindet,  der 
In  Fragen  über  das  Mttnzwesen  als  eine  Autorität  gilt,  da  seil 
dem  12.  November  1847,  dem  Todestage  Hoffmann's,  tiberhanpl 
in  Prenssen  kein  Mann  vorbanden  ist,  der  hierin  allgemein  als 
eine  Auloiitäl  aneikannl  wird. 

Hierzu  kommt  ferner,  thss  mehrere  Staaten  sich  wohl  nicht 
leicht  über  irgend  eine  Angelegenheit  vereinbaren  können,  ohne 
dass  der  einzelne  von  seinen  Interessen  zum  Vorlfaeil  der  anderen 
etwas  nachgiebt.  Wenn  die  übrigen  Staaten  als  gemeinst  liafllich 
deutsche  Handels-Goldmiinze  nur  für  oiiio  diMi  Zwanzigfranken- 
sf ticken  entsprechende  Münze  sein  sollten,  und  es  für  die  Ver- 
bältnisse Preussens  geeigneter  wäre,  eine  den  Sovereigns  enl^ 
sprechende  Münze  einzuführen,  so  kann  man  doch  nicht  wünschen, 
dass  Preussen  seine  eigenen  Interessen  hintansetzt. 

Hoffmann  sprach  sich  über  die  zwischeii  üm  Zollvereinsslaaten 
zu  Dresden  am  30*  Juli  1838  abgeschlossene  Münzconvention 
dahin  aus,  dass  sie  unzulänglich  und  zum  Theil  kaum  ausführbar 
wäre,  dass  auch  namentlich  die  voühallig  gopräglen  Zweithaler- 
oder Dreieinhalb-Guldenstücke  bald  wieder  aus  dem  Umlauf  ver- 
schwinden würden  (^Zeichen  der  Zeil  S.  38—62).  Er  meint 
(Lehre  vom  Gelde  S.  122  ff.},  wenn  man  in  Deutschkind  nur 
fortführe,  neues  Geld  im  21  und  24 Vi  Guldenfuss  zu  prägen, 
ohne  gleichzeitig  das  bereits  im  Umlaufe  befindliche,  vorlangst 
nach  diesen  Münzfüssen  geprägte,  seitdem  aber  schon  stark  ab- 
genutzte Silbergeld  wieder  einzuziehen,  so  läge  der  Zeilpunkt 
gar  nicht  fern,  worin  die  ünhaltbarkeit  dieser  Münzfüsse 
eintreten  würde. 

Ist  nun  die  bereits  1838  abgeschlossene  Münzconvention 
kein  wahrer  Fortschritt  gewesen,  so  ist  es  gewiss  bedenklich, 
jetzt  abermals  über  eine  Münzconvention  Verhandlungen  anzu- 
langen, zumal  eine  allgemeine  Ansicht  sich  noch  gar  nicht  dar- 
über festgestellt  hat,  was  eigentlich  bei  den  Münzconferenzen 
erstrebt  werden  soll.  Man  sollte  vielmehr  meinen,  dass  das, 
was  für  Preussen  überhaupt  zeitgemäss  und  erforderlich  ist,  von 
Seiten  der  Preussischen  Gesetzgebung  erst  vollständig 
festgestellt  werden  müsste.  Aber  auch  hierüber  hat  sich  noch 
keineswegs  eine  aügemeine  Meinung  gebüdet.  Vorbereitungeft 
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hiezu  sind  noch  erforderlich.  Eine  nicht  gehörig  vorbereitete 
GesetEgebung  kann  keinen  dauernden  Segen  versprechen,  namenl- 
tieh  in  einer  so  wichligen  Angelegenheit  Gewiss  ist  eine  gründ- 
lich vorbereitete  Gesetzgebung  besser,  als  eine  übereilte.  Hier- 
nach möchte  die  Sache  wichtig  genug  sein,  dass  zuförderst  der 
Artikel  82  der  Verfassung,  welcher  bestimmt: 

^Eine  jede  Kammer  hat  die  Befugniss,  Behofo  ihrer  In- 
formation Kommissionen  2ur  Untersuchung  von  Thatsachen 
zu  ernennen*, 

in  Anwendung  gebracht  wiiide,  das^  also  die  zweite  Kammer, 
Behufs  ihrer  Information  eine  Untersuchungskommission  er- 
nennte. 

Bis  eine  Gesetsgebnng,  welche  das  Preosstscbe  Hlinswesen 

gründlich  reforrairt,  zu  Stande  kommen  kann,  würden  freilich 
mehr  als  einige  Monate  erforderlicfi  sein.  Inzwischen  darf  durch 
Staatsvertrage  keine  neue  Hemmung  geschaffen  werden,  vielmetir 
werden  die  bestehenden  Schranken  zu  beseitigen  sein, 

Unerlissliche  Bedingung  einer  selbstständigen  Mtlnzverwaltung 
ist,  wie  Hoffmann  ^a.  a.  0.  S.  124}  richtig  bemerkte,  dass  keinem 
anderen  Gelde,  als  dem  mit  dem  Gepräge  des  eigenen  Staates 
versehenen  der  Umlauf  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gestattet 
werde.  WoUen  daher  die  deutschen  Staaten  ein  gemeinschafl- 
Hches'  Geld  haben,  so  müssen  sie  auch  eine  gemeinschafUiche 
Verwaltung  ihres  Münzwesens  haben.  Da  letzteres  Jetzt  doch 
nicht  zu  erreichen  ist,  so  bleibt  für  Preussen  nichts  iibrig,  als 
sein  MüDzwesen  selbslständig  zu  ordnen. 

II.  Reform  des  preusßischen  Mflniwesens  mit  Eiofübrung  des 

Decimalsjstems. 

Der  gesetzliche  Münzfuss  ist  in  Preussen  gegenwärtig  noch 
der  Vierzehnthalerfuss*  Thatsüchlich  ist  dieser  aber  nicht  mehr 
vorhanden.  Während  gesetzlich  in  14  Thlr.  Sübercourant  ehie 
Mark  feinen  Silbers  vorbanden  sein  soll,  habe  ich  bereits  vor 

acht  Jahren  in  meiner  Schrift  „Das  Geld  -  und  Bankwesen  in 
Preussen*'  (Breslau  1846.  S.  10—163,  "»ch  den  von  mir  veran- 
lassten, freilich  nicht  sehr  umfangreichen,  Brmitteluigen  die  An- 
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sieht  zu  begründen  versucht,  dass  erst  in  14V6  Thlr.  dorchacfaiiill- 
lieh  eine  Mark  feinen  Silbers  enthalten  ist  loh  berechnete  damals, 
dass,  wenn  die  nrolaufenden  Münzen  zum  Nennwerlb  eingezogen 
und  nach  dem  gesetzlichen  Münzfuss  umgeprägt  würden,  diess 
einen  Aufwand  von  4  bis  5  Millionen  erfordern  würde.  Nach- 
dem inzwischen  eine  ähnliche  Operation  in  den  Niederlanden  10 
Mfllionen  Gulden  gekostet  hat,  möchte  ich  jetzt  meinen,  dass  ich 
die  Kosten  iHr  Prenssen  zu  niedrig  veransehlagt  hatte.  Je  langer 
indessen  die  Uniprägung  verschoben  wird ,  desto  koslbarer  wird 
sie  offenbar.  Geschieht  aber,  wie  seither,  nichts  Wesentliches, 
um  die  illteren  abgenutzten  Mttnzen  aus  dem  Umlauf  zn  ziehen, 
so  SNUS  der  Zeit|mnkt  bald  eintreten,  wo  unser  MUnzwesen  ganz 
unhaltbar  wird. 

Als  ich  im  Jahre  1847  in  meinem  Aufsatz  „Vorschläge  zur 
Verbesserung  des  Preussischen  Münzwesens"  (in  Rau  und  Hanssen, 
Archiv  der  politischen  Oekonomie,  N.  F.  Bd.  ViL  S.  143)  die 
Idee  Hoffmann's,  das  Prensstsche  MUnzwesen  nach  dem  Englischen 
System  einzurichten  und  demnach  die  Goldwährung  anzunehmen, 
weiter  verful^fte,  hatte  ich  dabei  noch  das  Bedenken,  dass  eine 
solche  Operation  doch  auch  sehr  kostbar  sein  könnte,  wenn 
Plreossen  viel  Silber  verkaufen  und  viel  Gold  ankaufen  mllsste, 
also  der  Sflberpreis  fallen  und  der  Goldpreis  steigen  würde. 
Die  inzwischen  stattgefbndene  ungeheure  Goldproduktion  hat  nun 
aber  keine  so  erheblichen  Veränderungen  in  dem  gegenseitigen 
Werthverhältnisse  der  edlen  Metalle  hervorgebracht^  dergleichen 
sind  auch  ftkr  die  Zukunft  nicht  zu  besorgen  und  meine  da- 
mafa'gen  Bedenken  skid  nicht  mehr  beachtenswerth.  Ich  bin  nun 
also  in  der  Ansicht,  dass  für  Prenssen  der  Uebergang  zur  Gold^ 
Währung  überhaupt  das  rälhüchste  wäre,  noch  mehr  bestärkt 
worden.  Aber  ich  halte  dafUr,  dass  bei  dieser  Veranlassung  auch 
die  Rechnung  nach  Thalem  zn  30  SÜbergroschea  zu  12  Pfennigen 
aufgegeben  werden  muss,  da  es  möglich  sein  wird,  die  Zehn- 
tiieilung  einzuführen.  Ihre  Vorthetle  sind  nkht  zu  verkennen. 
Im  §.  13  des  Edikts  vom  13.  December  4811  w^<r  schon  ver- 
heissen  worden,  den  Groschen  künftig  in  10  Pfennige  zu  theilen, 
Später  wurde  auch  beim  ZoUgewicbt  die  Zehntheilung  wirklidi 
eingeführt. 
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Gegen  die  EinfUhrunqr  der  Zehniheilung  war  Iloffmann.  Noch 
im  Jahre  1841  (^Verdient  die  Zehniheilung  des  Groschens  wirk- 
lich den  Vorzug  vor  der  Zwölftbeilung  ?  abgedruckt  in  dein  Nach- 
law  kleiner  ScbriRen  slaaUwirUiscbafUichen  Inhalla,  Berlin  1847. 
S.  590)  sagt  er:  ^Kein  Volk  übertrifft  die  Briten  in  der  Sorge 
für  die  Bt  qiu  iuliclikoil  des  Verkehrs;  auch  ist  die  Rechnung  mit 
Decimalcn  dort  taugst  bekannt,  und  wo  sie  wirklich  Vorlheii 
bringt,  im  GeaM^häClaleben  üblich:  aber  an  der  alten  £intheilung 
des  Pfundes  in^  20  Schillinge  Ton  12  Pence  wird  keine  Aenderong 
versucht,  und  fUr  den  kleinsten  Verkehr  giebt  es  kerne  Zehn- 
iheile  des  Penny ,  sondern  nur  Halbe  und  Viertel".  Ferner 
(^Zeicben  der  Zeit  »Der  durchaus  praktische  Engländer 

hat  nie  daran  gedacht,  seine  alte  Mttnzeintheilung  des  ffnaAds 
in  20  Schiilinge  zn  12  Pence  aufaugeben.^ 

GegenwUrtig  erheben  sich  auch  in  England  immer  mehr 
Stimmen  für  Einführung  des  Decimalsysteuis. 

Unterm  14.  Juni  1853  (16.  Victoria,  c.         erging  dort 
ein  Gesetz,  welches  für  alle  Verkäule  von  Barren  (bidlion}, 
Platin,  Diamanten  und  andere  Edelsteine  die  Anwendung  der  . 
Troy-Unze,  als  Zwölftel  eines  Troy  -  Pfundes,  so  wie  auch  der 
Zehntel  solcher  Unze  für  gesetzlich  erklärt. 

Die  Einführung  eines  reinen  Decimalsystems  im  Englischen 
Mttnzwesen  ist  im  ünterhause  bereits  in  Antrag  gebracht  worden. 
Passelbe  hat  zur  Untersuchung  der  Sache  ein  Committee  nieder- 
gesetzt. Wie  A.  De  Morgan  in  einem  Aufsatz:  On  a  decimal 
coiiiage,  welcher  sich  im  Coujpanion  to  the  almanac:  er  year- 
book  of  general  information  for  lb54  befindet,  berichtet,  sind 
die  Uauptvorscbläge ,  welche  dies  Committee  gemacht  hat» 
Mgende: 

13  Das  Pfund  Sterling  soll  unler  seinem  bisherigen  JVamen 
und  in  seinem  jetzigen  Werth  die  höchste  Rechnungs- 
münze bleiben. 

2)  Zehntheile,  Uunderttbeile  und  Tausendtheile  des  Pfendes 
sollen  die  anderen  Rechnungsmttnzen  sein,  unter  dem  Na« 
men  Flor  in,  Cent  und  Mil. 

3)  Der  jetzige  halbe  Soverctgn ,  der  Schilling  (50  Mil)  und 
der  halbe  SchiUing  (25  Milj  sollen  beibehalten  werden. 
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4)  Kupfermünzen  von  1,  2  und  5  Mil,  und  Sflbemllnsen  von 
10  und  20  MU  sollen  noch  hinsu  kommen. 

Danach  werden  folgende  Münzen  vorcreschlagen : 
in  Gold:  Soverei[,nis  flOOO  Mil)  und  Imlbe  Sovereigns  (500  Mil); 
in  Silber:  Florins  (100  Mil),  Schillinge  (50  Mil),  halbe  Schil- 
linge (25  Mil),  ZweicentslUcke  (20  Mtf)  und  Centetücke  (10  Mil); 
in  Kupfer:  FQnfmilslOcke,  Zweimilstttcke  und  Milstttcke. 

Aus  einer  Mark  feinen  Goldes  werden  31,9372  Sovereigns 
oder  38'^/i3  Preiissische  Friedrichsd'ors  gepriigt.  Rechnef  man 
den  Friedrit  hsd'or  zu  5^3  Thaier  Courant,  so  würde  der  So- 
vereign  6  Tblr.  26  Sgr.  4,39  Pf.  werth  sein.  In  Berlin  war  der 
Com  auf  London,  3  Monat,  im  Mai  1848  6^6  Thir.  und  höher, 
und  im  Mai  1854  6V2  Thlr.  und  niedriger  notirt.  Nimmt  man 
einen  mittleren  Satz  an ,  nämlich  6%  Thlr.  für  den  Sovereign, 
80  würden  die  vorgeschlagenen  Münzen  werth  sein: 
Goldmünzen  * 

1000  Mil  6  TUr.  20  Sgr.  —  Pf. 
500  „    3        10   «   -  . 
Silbermünzen 

100  Mil  —  »     20   «   —  » 
50  .    -  „  10 
25  „   —  9  5 

10 ,  - ,  2  ,  -  , 

Kupfern)  iinzen 

5  Mfl  -  ,  1  .  -  , 
2  ji    —  »  »   4,8  ^ 

^  5>        fi  »    2,4  „ 

In  der  Londoner  Münze  sind  von  Anfang  1848  bis  Ende 
Juni  1853  geprägt  worden  (Companion  for  1854  p.  149) 
in  Golde 

Sotereigns  zu  6  Thhr.  20  Sgr.  —  Pf.  26,246,667 
hribe  Sovereigns  ,3,»    lO«—»    —  4^233,973 

in  Silber 

Kronen  ,  1    ,     20   „    —  ,    —  466 

halbe  Kronen  »  —  »  25^  —  »—  837,845 
Floriii  »  —  »    20   »   —  «    —  2,953,615 

Ztitsdw.  Ar  Siuliw.  ISM.  8t  H«n.  29 
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4  867  448 

9 

4,574,997 

-,3,4 

9 

1,743,208 

f) 

» 

9 

4  fi 

9QQ  Q79 

—   «   —   »  1" 

« 

» 

962,304 

-   «   -   .  5 

1,174,656 

—   »  '  —  ■  »  '^j^ 

5,123,328 

989,184 

4M 

MHUmge 

Sixpences 
Ponrpences 

Threepences 
Twopences 
Penee 

In  Kupfer 
Penee 
Halfpence 
Farthings 
Hülf-Farlhings 

Da  Goldmünzen  das  gesetzliche  Zahlungsoiitlel  für  Suaimen 
über  2  /.  sind,  so  kann  es  niebt  auffiftlien,  dass  v^fiUniai- 
mässig  wenig  SilbermOnzen  geprägt  sind.  Was  an  SiUierniünBen 
im  Werth  von  1  Sgr.  ö  Pf.  und  von  10  Pf.  geprägt  ist,  kommt 
kaum  in  Betracht.  Etwas  mehr  sind  Silbermünzen  im  Werth 
von  2  Sgr.  6  Pf.  geprägt.  Itacb  den  Vorschlägen  würde  künflig 
die  geringste  Silbermünze  einen  Werth  von  2  Sgr.  haben. 

Während  jetzt  die  grösste  Kupfennttnse  einen  Werth  von 
10  Pf.  hat,  Süll  künflig  die  grösste  Kupfermünze  einen  Werth 
von  1  Sgr.  haben.  Während  der  Kai  Illing  seither  2,5  Pf.  werlh 
war,  soU  künftig  die  kleinste  Kupfermünze,  der  Mit,  nur  2,4  Ff. 
werfh  sein.  Das  Bedttrfniss  einer  Münze  von  noch  geringerem 
Werth  scheint  nicht  vorbanden  zu  sein.  Denn,  wie  Dr.  Morgan 
(a.  a.  0.  S.  \3)  anführt,  ist  der  Versuch,  die  halben  Farthings 
in  Umlauf  zu  bringen,  missglückt. 

Man  hätte  meinen  können,  die  Idee,  das  Fünfmilstück  (1  Sgr.} 
und  das  Zehnmilstttck  oder  CentstüclK  (2  Sgr.}  aus  Kupfer  mit 
^em  geringen  Süberzusats  zu  prägen,  mllsste  nahe  gelegen 
haben.  In  einem,  diese  Angelegenheit  besprechenden  AnÜMitz 
in  The  Athenaeum  vom  14.  Mai  1Ö53  findet  sich  auch  der  Vor- 
schlag, das  Cenistück,  nicht  aber  das  Fünfmilstucii ,  aus  mixed 
meuä  zu  prägen.  Das  Gonunittee  des  Unterhauses  mächt  solchen 
Vorschlag  j(  doch  nicht.  Es  scheint  also  die  Unbequemlichkeit 
sehr  grosser  Kupfermünzen  m  England  gering  angeschlagen  zu 
werden. 

Der  vorgeschlagene  üebergang  zum  Decimalsystem  bietet 
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dadurch  einige  Schwierigkeif,  dass  zwei  seitherige  Müui^stucke 
ganz  verschwinden,  nämlich  der  Farlbing  und  der  Penny.  Der 
FarUiiiig  war  seilher  die  geringste  Münze,  die  in  Anwendung 
war*  Br  hat  einea  grösseren  Werth  als  der  MiL  Ein  Mil  ist 
gleich  ^^25  Farlhing,  und  ein  Farthing  ist  gleich  1 V24  Mil.  Noch 
bedenklicher  ist  vielleicht  die  Abschaffung  des  Penny,  der  viel- 
fach in  Anwendung  kommt,  namentlich  hei  Zöllen,  Wcggeld, 
Brttckengeld,  Stempel,  Porto.  Das  ihm  nahe  kommende  Fünf- 
milstilck  ist  grösser,  es  ist  gleich  IV«  Penny,  und  der  Penny  ist 
gleich  476  MiL  Indessen  werden  diese  Schwierigkeiten  nicht 
für  unüberwindlich  gehallen,  da  die  Durcliliilming  des  Decimal- 
systems  nicht  anders  herbeigeführt  werden  kann,  als  unter  Bei- 
behaltung des  Pfundes  Sterling  als  Einheit,  welches  in  10  Florin, 
W  \0  Cent,  zu  10  Mil  zerfallen  musji. 

Bei  Erörterung  der  Frag(^  wie  bei  dem  Preussischen  Münz- 
wesen  das  Di  ciinalsyslem  vollständig  eingeführt  werden  könnte, 
lässt  Sich  vüit  vüiiiü  herein  behaupten,  dass  es  unpraktisch  wäre, 
der  höchisten  Rechmingsmünze  den  Werth  des  Pfundes  Sterling 
h^js^Hlegett  und  ala  kleinste  Münze  den  Mil  anzunehmen. 

In  Frankreich  und  den  Vereinigten  Staaten  ist  das  Decimalr 
System  nicht  ganz  praktisch  geworden. 

In  Frankreich  wird  der  Frank  gesetzlich  in  lÜU  Centimes 
eing^theiil.  Da  der  Centime  aber  einen  etwas  zu  geringen  Werth 
hat|  so  rechnet  man  mehr  nach  Sous  (5  Centimes),  halben  Sous 

viertel  Sous.  Rechnet  man  den  Frank  zu  8  Sübergroschen, 
so  ist  ein  Sou  gleich  4,8  Pf.,  ein  halber  Sou  gleich  2,4  Pf.,  ein 
viertel  Sou  gleich  1,2  Pf.  und  ein  Centime  gleich  0,96  Pf. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wird  der  Dollar  in  100  Cents 
oder  in  1000  Mü  getheilt  Rechnet  mat>  den  Dollar  zu  1  Thlr. 
13  Sgr,,  so  ist  der  Mil  gleich  0,51  Pf.  und  der  Gent  gleich 
5,16  Pf.  Da  der  Mil  zu  klein  und  der  Cent  zu  gross  ist,  so 
rechnet  man  häufig  nach  halben  Cents ,  die  gleich  2,58  Pf.  sind. 

In  Preussen  war  Hie  geringste  Münze  nicht  immer  von 
demselben  Werth.  Nach  den  Edikten  von  1750  und  1764  wurde 
der  TMar  in  24  Groschen  und  der  Groschen  in  12  Pfennige 
getheilt.  Ein  Pfennig  war  also  V«a  Thaier  oder  gleich  IV4 
jetzigen  Pfennigen.   Nach  dem  B4ikt.  vom  13.  Deoember  1811 
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gingen  42  Groschen  Scheidemünze  auf  einen  Thaler.  Ein  Pfennig 
war  also  Vsob  Thaler  oder  gleich  0,70  jetzigen  Pfennigen ,  von 
denen  jeder  '/seo  Thaler  ist.  Dass  die  geringste  Httnse  nach 
dem  MttnzgesetK  vom  30.  September  1821  einen  um  '/lo  höheren 
Werth  erhielt,  als  die  geringste  Münze  bis  dahin  halte,  hat  wohl 
keine  irgend  erhebliche  Störung  des  Verkehrs  heibeigeriihrl. 
Wenn  daher  die  geringste  Münze  wieder  einen  Werth  von  selbst 
IV4  jetzigen  Pfennigen  erhielte,  so  wttrden  auch  yorttbergehend 
kaum  irgend  erhebliche  Störungen  des  Verkehrs  daraus  zu  be- 
sorgen sein. 

Nachdem  Preussen  die  EintheÜiing  des  Th;ilor.s  in  30  Silber- 
grroschen  zu  12  Pfennigen  eingelUhrl  hatte,  sind  andere  deutsche 
Staaten  nachgefolgt.  Das  Königreich  Sachsen  theilt  zwar  auch 
den  Thaler  in  SO  Nengroschen,  aber  diesen  nicht  in  12,  sondern 
in  10  Pfennige.  Bs  werden  dort  auch  nicht  2V2  Neugroschen- 
stücke, sondern  2  Neugroschenslücke  geprägt,  die  häufig  in 
Preussen  circuliren.  Sachsen  ist  also  dem  Decimalsystem  schon 
näher,  als  Preussen. 

In  Sachsen  ist  der  Pfennig  V300  Thaler,  also  etwas  mehr 
Werth,  als  der  jetzige  Preussische  Pfennig,  nämlich  gleich  iVs 
Preussischen  Pfennigen,  aber  doch  von  noch  geriiinerem  Werth 
als  der  alte  Preussische  Pfennig,  welcher  V288  Thaler  war. 

Hiernach  würde  es  anscheinend  kein  Bedenken  haben,  wenn 
künftig  die  Preussische  Münze  vom  geringsten  Werth  gleich  7300 
Tbaler  wäre.  Danach  würde  sich  die  Decimaltheflung  in  folgender 
Weise  ergeben.  Wenn  man  diese  geringste  Münze  Mii  nennen 
will,  so  wäre 

1  Mii  gleich    Vaoo  Thaler 

10  „      ,      Vso  5» 
100  ^      „  Vs 

1000  „       ^      3V3  . 

Danach  würde  eine  Münze  ini  Werth  von  '/so  Thaler  oder 
einem  Silbergroschen  beibehalten  werden  können.  Dies  wäre 
sehr  wichtig,  da  gegenwärtig  in  Preussen  diese  Münze  für  die 
Rechnungen  und  Zahlungen  wohl  etwa  eine  eben  so  grosse  Be- 
deutung hat,  als  m  England  der  Penny.  Mit  Rücksicht  hierauf 
möchte  der  Uebergang  zum  Decimalsystem  m  Preussen  vielleicht 
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noch  weniger  Schwierigkeiten  darbieten,  als  in  England,  wo  nicbl 
bloss  eine,  sondern  zwei  kleine  Münzen^  nttmlich  der  Penny  und 
der  FATthing  wegfallen  sollen. 

Non  fmgl  sich,  welchen  Werth  die  künftige  faftchste  Rech- 
nungsmünze erhalten  könnte.  Wollle  man  dm  Thaler  dazu  be- 
stimmen und  diesen  in  100  Theile  Iheilen,  so  wäre  Vioo  Thaler 
gleich  3,6  jetzigen  Pfennigen.  Diese  Milnae  wfire  zu  gross. 
Tbeilte  man  den  Thaler  in  1000  Theile,  so  wäre  Vimo  Thaler 
gleich  0,36  Pf.  Diese  HOnse  würe  za  gering.  Nfihme  man 
den  Friedrichsd'or  oder  öVa  Thlr.  zur  höchsten  Rechnungs- 
münze, so  vviire  '/looo  Friedrichsd'or  gleich  2,04  Ff.  Diese  Münze 
wäre  wieder  zu  gross.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn  man 
bei  dem  preussischen  Mttnzwesen  das  Decimalsyslem  einfuhren 
will,  nwn  weder  den  Thaler  beibehalten,  noch  auch  den  Frie- 
drichsd'or als  Einheil  annehmen  kann.  Da  man  sich  nun  aber 
doch  den  bestehenden  Verhaltnissen  so  viel  wie  möglich  an- 
schiiessen  muss,  so  bleibt  nichts  Anderes  iibri(r,  als  '/a  Thaier 
als  fifinbeii  zum  Grunde  zu  legen.  In  diesem  Fall  würe  Vio  dieser 
Münzeinheit  gleich  einem  jetzigen  Silbergroschen,  und  Vioa  gleich 
iVs  jetziger  Pfennige. 

Gegenwärtig  werden  in  Preussen  wohl  wenig  Rechnungen 
anders  als  nach  Thalern,  Groschen  und  Pfennigen  geführt.  In- 
dessen würde  die  Tbalerrecloiang  auch  im  Privatverkebr  wohl 
ohne  grosse  Schwierigkeiten  abgeschafft  werden  kdnnen,  wenn 
die  öfflentlicben  Kassen  damit  den  Anfang  machten.  Die  Re- 
duktion einer  in  Thalern  ausgedrückten  Summe  in  die  vorge- 
schlagene 31ünze,  weh  he  gerade  Va  Thaler  ist,  hat  durchaus 
keine  Schwierigkeit.  Es  ist  auch  noch  niehl  ausser  der  Ertn- 
nemng  Mterer  Leute,  dass  man  In  den  westlichen  Provinzen  nicbl 
nach  Thalern,  sondern  nach  Franken  rechnete,  und  In  der  Pro«' 
Tinz  Preusscii  rechnet  man  noch  zuweilen  nach  Preussischen 
Gulden,  deren  drei  auf  einen  Thaler  gehen.  In  Danzig  werden 
die  Getreidepreise  jetzt  noch  in  Preussischen  Gulden  nolirt. 

Soll  die  höchste  RechnongsmOnze  %  des  seitherigen  Thalers 
sein ,  so  niuss  Ihr  auch  ein  besonderer  Name  beigelegt  und  es 
muss  Alles  möglich^il  beseitigt  werden,  was  an  die  Thalerrecbnung 
erinnern  kann.   Hoffmann,  welcher  die  jPragimg  von  Goidmiuizen 
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im  Werth  von  5  Thalern  Courant  vorschlug,  war  der  Meinung, 
diss  denn  die  fernere  Prifgung  von  ThalerslQcken  nicht  rathaam 
wUre  (Lehre  vom  Gelde  S.  148}.   Soll  mm  die  Rechnung  nach 

Thakin  ganz  nufluiren,  so  muss  nicht  bloss  die  Piiigung  von 
Thaler-  und  Zweilhalerslücken  aufhören,  sondern  die  im  Umlauf 
befindlichen  müssen  auch  baldigst  eingezogen  werden. 

Bei  der  Wahl  der  l^amen  von  Mttnzen  ist  es  höchst  wQn- 
schenswerlh,  dass  MissgrifiTe  vermieden  werden.  Bfai  Mfssgriff 
war  es  gewiss,  dass  man  1821  Kupfermttnzen,  die  nur '/g  Silber^ 
Zusatz  und  ein  silherarliges  Ansehen  nur  solange  haben,  als  die 
weissgesollene  Oberfläche  noch  iiiclit  abgenutzt  ist,  Silber- 
grosehen nannte.  Ueberdiess  kann  man  es  auch  der  Preussischen 
Regierung  nicht  würdig  erachten,  dass  die  orsprüiiglich  wohl 
nur  auf  Täuschung  des  Publikums  berechnete  alte  Mode  des 
Weisssiedens  beibehallen  worden  ist.  Da  es  bis  dahin  in  Preussen 
verschiedene  Arten  von  Groschen  gab,  so  hätte  man  diese  Münze 
gar  nicht  Groschen  nennen  sollen.  Zwar  schrieb  schon  das 
Gesetz  vom  25.  Oktober  1825  vor,  dass  unter  der  Bezeichniing 
von  tjToschen  immer  Vso  Thaler  verstanden  werden  soll,  aber 
noch  heute  versieht  man  in  vielen  Gegenden  unler  Groschen 
V24  Thaler  und  wenn  man  sicher  gehen  will,  muss  man  immer 
das  viersilbige  Wort  Siibergroschen  gebrauchen. 

In  Ermangelung  einer  geeigneteren  Bezeichnung  wttrde  ich 
vorschlagen,  den  dritten  Theil  des  jetzigen  Thalers  kflnflig 
-Schilling  —  welcher  dem  Englischen  Schilling  an  Werth 
-gleichkommt  —  zta  nennen.  In  der  Provinz  Preussen  würde 
man  sich  gewiss  bald  allgemein  an  die  Rechnung  nach  Schillingen 
-gewöhnen,  da  der  fHlhere  Preussische  Gulden  denselben  Werth 
hatre.  Auch  möchte  diess  in  den  anderen  Provinzen  keine 
■Mkwierigkeit  haben. 

Den  zehnten  Theil  des  Schillings  mit  Silbergroseben  zu  be- 
zeichnen, kann  nicht  ralhsam  sein.  Auch  wäre  es  bedenklich, 
ihn  Groschen  zu  nennen,  weil  früher  der  Preussische  Gulden 
nicht  in  10,  sondern  in  30  Groschen  getheflt  wurde.  Ich  schlage 
das  einsilbige  Wort  Grot  vor,  da  es,  so  viel  ich  weiss,  in  kei- 
nem Theil  des  Preussischen  Staats  jemals  üblich  war,  mithin  zu 
Verwechselungen  keinen  Anlass  geben  kann. 
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Das  Zehntelgrol  oder  das  Hunderttheil  des  SobilHng  Würde 
man  wohl  füglich  mit  dem  ebenfalls  eiiisiliiigen  Wort  Cent  be* 
seichaen  können. 

Es  würden  hiernach  Münurtücke  erforderlich  sein  von  1  Cent, 
2  Cent  und  5  Cent;  femer  von  1  Grot,  2  Grot  und  5  Grol; 
und  endlich  Stücke  von  i  Schilling.  Was  die  Nünsen  von 
grösserem  Werlh  belrifU,  so  würden  Stücke  von  3  oder  6  oder 
9  Scbiiiing  unanwendbar  sein,  weil  diese  leicht  zu  einer  Beibe- 
haltung der  Thalerrechnuttg  Anlass  geben  könnten.  Dagegen 
würden  sich  Stücke  von  2  Schilling,  von  10  Schilling  und  von 
20  Schilling  empfehlen. 

Um  das  Puijlikuni  1  aid  an  die  neue  Rechnungsweise  zu  ge- 
wöhnen und  sie  ihm  fortwährend  vor  Augen  zu  halten,  dürfle 
e»  iiithsam  sein ,  auf  jedem  der  vorgeschlagenen  10  Münsslücke 
den  Werth  in  folgender  Weise  anzugeben: 
20  SCHILL.  10  SCHILL.  2  SCHILL.  1  SCHILL,  '/j  Schilling 
200  Gröt  100  Grot  20  Grol  10  Grol  5  GROT 
2000  Cent     1000  Cent     200  Cent    100  Cent    50  Cent 

Vs  Schilling    Vio  Schilling    V20  Schill.    %  Schill,    '/loo  Schilling 
2  GROT       1   GROT       V?  Grol      '/s  Grol     Vio  Grol 
20  Cent        10  Cent        5  CENT     2  CßWT     1  CENT 

Während  jetzt  in  den  Rechnungen  drei  Colonnen  —  Thaler, 
Silbergroschen,  Pfennige  —  erforderlich  sind,  würden  künftig 
zwei  hinreichen,  da  Gtule  und  Cenle  in  Einer  Colonne  stehen 
können.   Man  könnte  z.  B.  schreiben: 

2  Thir.  29  Sgr.  6  Pf.  oder  8  Sch.  9  Gr.  5  C.  :  B.d5  Seh. 

12,700  ,  25  -  „  „  30,102  «  5  „  -  „  :  38,102.50  „ 
3,506,568    „  20  ,  6  «    „  10,51^00  «  -  „   5 « :  10,519,70005  „ 

III.  ImfUhning  der  SoldwfiliniiiK. 

Wenn  nun  in  der  vorgeschlagenen  Weise  eine  Reform  des 
Preiussischen  Münzwesens  mit  Einführung  des  Deciraalsystems  vor- 
genommen wird,  so  leuchtet  es  ein,  dass  die  Friedrichsd'ors  nicht 
beibelialteii  werden  können.  Denn  wenn  der  Friedrichsd*or  2a 
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5Vs  Thlr.  angenoninieii  wird!,  klme  er  mil  17  SdiiOiitg,  wenn 

er  aber  zu  5V2  Thlr.  angenommen  wird,  mit  16 V2  Schilling 
überein.  Es  kann  daher  die  fernere  Prägung  von  Friedrichsd*ors 
nicht  gcrathen  sein.  Es  werden  vieUnehr  aucii  noch  die  im  Um* 
lauf  befindlichen  Friedrichsd^ors  eingezogen  werden  müssen. 

Falls  man  anstatt  der  Friedrichsd*ors  eine  Goldmünze  ein- 
führte, welche  dem  Zwanzigfrankenstücke  entspräche,  so  wUre 
damit  wesentlich  nichts  gewonnen.  Denn  rechnet  man  den  Franken 
zu  S  Sgr.,  so  wUrde  das  Zwanzigfrankenslück  mit  16  Schilling 
gleichkommen. 

Da  nun  Oherdiess  das  ZwanzigfrankenstUck  woU  nicht  eine 
solche  Aussicht  hat,  eine  Welthandelsmfinze  zn  werden,  wie  der 

Sovereign,  so  würde  es  sich  fraf^en,  ob  nicht  in  Preussen  lieber 
eine  dem  Sovereign  entsprechende  Goldmünze  einzuführen  wäre« 
Wenn  der  Sovereign  mit  6^/3  Thlr.  gleichsteht,  so  würde  er 
20  Schillingen  entsprechen.  Bei  diesem  Satz  würde  die  Merk 
feinen  Goldes,  aus  welchem  31,9372  Sovereigns  geprigt  werden, 
mil  212,91  Thlr.  bczalilt;  und  da  aus  einer  Mark  feinen  Silbers 
14  Thlr.  geprägt  werden,  so  würde  1  Mark  Goldes  mit  15,2078 
Mark  Silbers  gleich  gesetzt  werden. 

J.  S.  Mill  (^Grundsätze  der  politischen  Oekonomie^  übersetzt 
von  Soelheer,  Hamburg  1854.  Bd.  L  S.  540)  sagt,  einige  Na- 
tionen halten  versucht,  ihr  circulirendes  Medium  aus  den  beiden 
edlen  Metallen  ohne  Unterschied  zu  bilden.  Die  Bequemlichkeit, 
welche  darin  Hegt,  dass  man  das  kostbarere  Metall  für  die  grös- 
seren Zahlungen,  und  das  wohlfeilere  für  kleinere  Zahlungen 
benutzt,  leuchte  von  selbst  ein,  und  es  frage  sich  nur,  wie  diess 
am  besten  geschehen  könne.  Hüufig  habe  man  nun  zwischen 
den  beiden  Metallen  eine  feste  Proportion  angeordnet,  und  diess 
würde  auch  ganz  geeignet  erscheinen,  wenn  die  Werth  Verhält- 
nisse zwischen  beiden  Metallen  unverändert  blieben.  Da  diess 
nun  i)>er  nicht  der  Fall  ist,  so  würde  das  Geld  eines  Landes 
in  der  Wirklichkeit  niemals  aus  beiden  bestehen,  sondern  nur 
aus  dem  Einen ,  welches  zur  Zeit  dem  Interesse  der  Schuldner 
am  besten  zusagt;  und  die  Währung  des  Geldes  würde  beständig 
einem  Uebergange  von  dem  einen  Metall  auf  das  andere  unter- 
Uegen,  was  für  das  Publikum  bei  jedem  Uebergange  den  Verlust 
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der  Münzkoslen  bei  dem  ausser  Gel) rauch  kommenden  Metall  zur 
Folge  hätte.  Der  Werth  des  Geldes  iiiüsste  also  grösseren 
Sklnrankongeii  unterliegen,  wenn  beide  Metalle  zu  fester  WMurung 
iM  geeetzlicbe  Zahlungsmittel  sind,  als  wenn  entweder  GoM  oder 
Silber  die  ausschliessliche  Währung  abgeben.  Statt  nur  von  den 
Verändu  ungen  in  den  Produklionskoslen  Eines  >I(  lalls  afficirl 
zu  werden,  sei  bei  zweifacher  Währung  ein  Land  solcher  Störung 
von  Seiten  beider  Metalle  auagesetzt.  Die  eigentbümliobe  Art 
der  Verflndemng,  welcher  das  Geld  eines  Landes  mehr  ausge- 
selxt  Ist,  wenn  es  zwei  gesetzliche  Wihnin<r<  n  hat,  sei  efai  Fallen 
des  Werlhes;  denn  in  praktischer  llinsichl  würde  dasjenige  der 
beiden  Metalle,  dessen  wirklicher  Werth  unter  den  gesetzlichen 
gesunken  ist,  immer  die  Währung  sein.  Wenn  die  Tendenz  der 
Metalle  dahin  gehe,  im  Werthe  zu  steigen,  so  würden  alle  Zah- 
lungen in  demjenigen  Metall  gemacht  werden,  welches  am  we- 
nigsten gestiegen  ist;  fände  für  beide  ein  Sinken  älall,  dann  in 
demjenigen,  welches  am  meisten  gefallen  ist.  —  Es  lasse  sich 
nun  zwar  nicht  ganz  bestreiten,  dass  man  durch  die  zweifache 
Währung  in  den  Stand  gesetzt  werde,  zu  dem  vereinten  Vomth 
an  Gold  und  Silber  in  der  Handelswelt  seine  Zuflucht  zu  nehmen, 
um  den  Bedarf  der  Circulalion  zu  befriedißfen,  statt  auf  Ein  Me- 
tall angewiesen  zu  sein,  welches  vielleicht,  wegen  zufallig^en  Hin- 
wegziehens, sich  nicht  mit  wünschenswertber  Schnelligkeit  hdr- 
beischaffen  lasse.  Solcher  Vortheil  scheine  aber  von  denjenigen 
Nationen  am  besten  erreicht  zu  sein , '  bei  denen  nur  Eines  der 
beiden  Metalle  gesetzliches  Zahlungsmittel  ist,  das  andere  aber 
auch  ausgemünzt  wird  und  zu  solchem  Werth ,  als  der  Markt 
ihm  beilegt,  umläuft.  Dann  scheine  natürlich  das  kostbarere 
Metall  dazu  beatiunt  zu  sein,  als  Mandelsartikel  gekauft  und  ver- 
kauft zu  werden.  „Nationen  aber,  die,  wie  England,  das  kos^ 
barere  der  beiden  Metalle  zu  ihrer  Währung  nehmen,  greifen 
zu  einem  abweichenden  Auskunflsmittel ,  um  beide  Metalle  bei 
sich  im  Umlauf  zu  erhalten ;  sie  machen  Silber  ebenfalls  zu  einem 
gesetzlichen  Zahlungsmittel,  jedoch  nur  für  kleine  Zahlungen« 
In  Bngland  kann  Niemand  gezwungen  werden,  für  eine  grössere 
Summe  als  40  Schillinge  Silber  in  Zahlung  zu  nehmen.  Mft 
dieser  Anordnung  ist  nothwendig  eine  andere  verbunden,  närnUdi 
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die,  dasfl  die  SUbermllineii,  im  Vergleich  mit  Gold,  etWee  Aber 
Aren  inneren  Werth  engeeetot  werden  müssen,  00  dass  in  zwansig 

Schillingen  nicht  so  viel  Silber  enthalten  sein  darf,  als  eine 
Sovercign  wcrlh  ist:  denn  wenn  diess  slattfande,  so  würde  eine 
ganz  leise  Wendung  des  Marktes  zu  Gunsten  des  Silbers  den 
zwanzig  Schillingen  einen  Werlh  fiber  dem  Sovereign  verschaffen, 
snd  es  vertheilbaft  werden,  SHbermttnzen  einzuschmelzen. '  Ofe 
zu  hohe  Valvation  der  Silbermtinzen  giebt  Veranlassung,  Silber 
zu  kaufen  und  es  zum  Ausmünzen  in  die  Münzstätte  zu  senden, 
weil  man  es  zu  einem  höheren  Werthe,  als  illm  ursprünglich 
zukommt,  zurückerhält;  hiergegen  ist  jedoch  eine  Vorsorge  ge- 
troffen, indem  man  fUr  Silber  die  Quantität  der  Ausmünzong^  be^ 
schrKnkt  hat,  welche  nicht,  wie  die  des  Goldes,  dem  Belieben 
der  Privatpersonen  überlassen  ist,  son  !ein  durch  die  Regierung 
bestimmt  und  auf  den  für  kleine  Zahlungen  erforderlich  erach- 
teten Betrag  beschränkt  wird.  \He  einzige  nothwendige  VorsMt 
ist  dabei,  dem  Silber  keine  so  hohe  Valvation  beizulegen ,r  dass 
dadurch  flttr  das  Privatmttnzen  eine  starke  Verlockung  gegeben 
werde." 

Nach  dem  in  Form  einer  Kabinetsordre  erlassenen  Gesetz 
vom  21.  November  1831  dürfen  bei  allen  an  die  Staatskassen 
in  Silbergeide  zu  leistenden  Zahlungen  auch  Friedrichsd'or  zu 
-dem  festen  Course  von  5^3  Thaler  angewendet  und  angenommen 
werden.  Man  ki^nn  daher  in  gewisser  Beziehung  sagen,  dass 
in  Preussen  neben  der  Silberwährung  geselzlich  auch  die  Gold- 
währung besteht.  Da  aus  1  Mark  feinen  Goldes  38^^/i3  Frie- 
dricbsd'ors  und  aus  1  Mark  feinen  Silbers  14  Thalor  geprägt 
werden  und  der  Frtedrichsd'or  bei  den  Staatskassen  ui  5%  Thhr. 
angenommen  wird,  so  bezahlt  man  die  Mark  feinen  Goldes  in 
Friedrichsd'ois  mit  Thaler  Courant.    Man  gibt  also  flir 

1  Mark  feinen  Goldes  in  Preussischen  Goldmünzen  15,6923  Mark 
feinen  Silbers  in  Preussischen  SilbermUnzen.  Da  nun,  wie  schon 
erwühnt,  der  WerUi  des  Goldes  zum  Werth  des  Silbers  im  ersten 
Quartal  von  1854  sich  wie  1  zu  15,19  bis  15,28  verhielt,  so 
Nvird  bei  dem  Satz  von  5"3  Thaler  für  den  Friedrichsd'or  für 
Gold  zu  viel  Silber  oder,  was  dasselbe  ist,  für  Silbw  zu  wenig 
Gold  gegeben. 
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In  Hamburg  war  Anfangs  Mai  1854  notirt:  Louis-  und 
Frledrichsd'ors  eu  13  Mark  ß  das  Slfick  in  Preou.  Thalern 
k  M  ß  ConninL  Um  dieselbe  Zeit  standen  in  Berlin  Friedridis- 
d'ors  KU  liSVs  %  und  Loutsd'ors,  ausllindisclie  Tollwiehtige,  zo 
107  V4  %•  Während  also  nichlpreussische  Pistolen  sowohl  in 
Berlin  als  auch  in  Hamburg  mit  5  Thir.  10  Sgr.  IOV2  Pf.  be- 
saliil  wurden,  bekam  man  in  Hamburg  (br  Friedrichsd'ors  nicht 
mehr;  in  Berlin  aber  wurden  Friedrichsd'ors  auch  im  Prtvatver- 
tehr  mit  5  Thlr.  20  Sgr.  bezahlt.  —  Milte  Mai  1848  standen 
in  Berhn  Friedrichsd'ors  5  Tliir.  20  Sgr.  3  Pf.  und  andere  Gold- 
münzen 5  Thlr.  19  Sgr.  4  Pf.  Damals  hatte  man  also  keinen 
¥ortheüy  wenn  man  bei  Zahlungen  an  die  Staatskassen  Friedriclis- 
^4hm  SU  5Vs  Thlr.  anwendete. 

^CSegenwSrtig  hat  man  nun  einigen  Vortheü,  wenn  man  m 
ZahUmg-en  an  die  Slaatsknsscn  Friedrich sd*ors  benutzt.  Der  Gi  und 
aber,  wesshalb  in  neuerer  Zeit  nicht  auch  in  Preusscn ,  ebenso 
wie  in  Frankreich  und  in  den  Vereinigten  Staaten,  Goldmünzen 
dus  gewöhnliche  Zahlungsmittel  geworden  sind,  liegt  ohne  Zweifel 
lediglich  darin,  dass  die  Masse  der  vorhandenen  Friedrichsd'ors 
so  gering  ist. 

*    Ueher  die  Ausprägungen  bis  einschliesslich  1849  hat  Dieterici 
Ina  Jahre  1853  in  den  Tabellen  und  amtlichen  Nachrichten  über 
4en  Preussiscben  Staat  fttr  das  Jahr  1649.  Band  IV.  S.  189  E 
"Auskunft  gegeben.   Danach  sind  geprägt  worden  an  doppelte% 
ganzen  und  halben  Friedrichsd'ors: 

Von  Trinitatis  1764-1786       29,599,482  Thlr,  15  Sgr. 

1786—1799        12,419,227         15  * 
1799—1806       13,a05,677   «     15  « 
«Bier  frmaiischer  Admtnistratioii    790,585  „  — 
YOm  I.Jan.  1809  bis  31.  OkL  1812  2,276,465    „  — 

1812—1820  4,874,302  »  15  „ 
1821—1839  8,572,192  »  15  ^ 
1840-1849       12,173,487    „     15  . 


9 


zusammen  84,011,420 
eingezogen  wurden  1846—1848       142,852   «  15 


bleibt       83,868,567    ,  16 
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Vcm  diesem  Betrage  an  GoLdmllnzeii  Ist  aber  nar  noch  ein 
geringer  Theil  im  Umlauf.  Hoffmann  schätzte  1838  den  ConraRt- 
werlh  der  noch  umlaufenden  Friedrichsd'ora  nur  auf  etwas  Ober 

13  Millionen  Thaler,  indem  er  es  schon  für  unwahrscheinlich 
h\p]\ .  dajss  von  den  in  den  Jahren  1764  bis  1836  geprägten 
70  Millionen  Xbalem  in  Fried richsd'ors  noch  ein  Sechstel  voi^ 
banden  sei  (Lehre  vom  Gclde  S.  1733-  Er  bemerkt:  „Bki 
warnendes  Beispiel  (wenn  die  Regierung  MttnEen  unter  fremdem 
Gepräge  Tür  ein  Zahliuigimitlel  erklart,  dessen  Annaltiiie  in  ihrem 
Gebiet  ebensowenig  wie  die  Annahme  der  eigenen  Landesniünze 
verweigert  werden  darf)  gibt  die  Verwirrung,  welche  ini  ii^rd- 
lichen  Deutschland  durch  nicht  vollhaHig  ausgeprägte  Pistolen,  im 
Goldgelde  entstand :  nachdem  die  Preussische  Regierung  im  leisten 
Kriege  gegen  Frankreich  allen  Pistolen  anderer  Deutscher  Staaten 
den  Umlauf  in  ihrem  Machtgeb iele  verstattet  hatte,  verschwanden 
die  voUhaltig  ausgeprägten  Friedrichsd*ors  und  es  zeigten  stdi 
im  Verkehr  grdsstentheils  nur  königlich  Westphälische,  Hannd^ 
verische  und  Braunschweigischo  Pistolen,  weldie  nach  Öffentlich 
bei  den  Hannoverischen  Ständevtrsamiiiluiigen  vorgekommenen 
Verhandlungen  sowohl  an  Feingehalt,  als  auch  an  Gewicht  schon 
geset^ich  geringer  ausgeprägt  waren,  und  vielleicht  noch  etwas 
knapper  in  der  Ausmttnzung  gehalten  wurden^  (deichen  der  Zeit 
6.  54}.  So  verschwanden  die  neu  geprägten  FriedrichsdVs  sehr 
bald  wieder  aus  dem  Umlaufe  in  Preussen,  wahrscheinlich,  um 
in  leichlere  Pistolen  mit  fremdem  Gepräge  verwandelt  zurück- 
zukehren (a.  a.  0.  S.  92}.  Wenn  nun  auch  jetzt  fremde  Pistolen 
im  öffentlichen  Verkehr  nicht  mehr  Annahme  finden  und  im  Pri- 
vatverkefar  nur  su  einem  geringeren  Werth  als  Friedrichsd'ors 
angenommen  werden,  so  ist  doch  auch  die  Goldprägung  in 
neuerer  Zeil  nicht  so  bedeutend  gewesen,  dass  Zahlungen  in 
Friedrichsd'ors  in  grossem  Umfange  stattfinden  könnten. 

Von  den  umlaufenden  Friedrichsd'ors  enthalten  nun  keines* 
weges  immer  SS%s  eine  Mark  feinen  Goldes.  Sie  mögen  durdi 
Abnutzung  durchschnittlich  i,  2  bis  3  Procent  verloren  haben. 
Friedrichsd*ors,  die  60  bis  70  Jahr  alt  sind,  kommen  nicht  selten 
vor.  Der  gesetzliche  Münzfuss  der  Friedrichsd'ors  besteht  also 
faktisch  nicht  mehr.  Die  Friedriohsd'ors  ganz  aus  dem  Umlauf 
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zu  ziehen  und  durch  neue  Münzen  zu  ersetzen,  kann  indess  so 
sehr  kostbar  ntcfal  sein,  <ia  die  Masse  der  vorhandenen  gering  ist. 

Wenn  Priedrichsd'ors  zn  5^/3  Thaler  Courant  in  öffenllichen 
Kassen  angenommen  werden ,  &o  gibt  man ,  wie  schon  erwähnt, 
für  1  Mark  feinen  Guides  In, 6923  Mark  feines  Silber.  Man  gibt 
sogar  noch  mehr  Silber,  wenn  man  für  3B'%3  alte  abgeschlifTene 
PriedricbsdVs  219'/]3  Tbaler  neoes  volibaltiges  Courant  giebl» 
Dflsdesets  sollte  lianach  die  diTenllichen  Kassen  anweisen,  die 
Priedrichsd'ors  nicht  mehr  zu  5%  Thlr. ,  sondern  zu  einem  Be- 
trage, der  ihrem  jetzigen  Goldwertli  enlsprichl ,  anzunehmen. 
Wäre  1  Mark  feinen  Goldes  15,2380  Mark  leinen  Silbers  wertb, 
SO  massie  man  die  Friedrichsd'ors  anstatt  zu  5  Tbir.  20  Sgr.  nur 
Ztt  5  Tblr.  15  Sgr.  1  Pf.  annehmen. 

Ei  ^wfirde  sich  nun  empfehlen,  aus  einer  Mark  feinen  Goldes 
32  Münzstücke  zu  prägen,  w  eichen  der  Werth  von  20  Schillinp^en 
Thlr.)  beizulegen  wäre.  Danach  würde  die  Mark  feinen 
Goldes  zu  640  Schillingen  (213  Vs  Thlr.)  ausgebracht.  Da  jetzt 
aus'  i  Mailt  feines  Silbers  42  Schillinge  QU  TbIr.)  geprägt 
werden,  so  würde  die  Mark  feinen  Goldes  mit  15,2380  Mark 
feinen  Silbers  gleichgesetzt.  Bei  dem  gegenwärtigen  Werthver- 
häitniss  der  edlen  Metalle  gegen  einander  würde  Niemand  ein 
besonderes  Interesse  haben  können,  die  Annahme  der  vorge- 
sehlagdiieii  Goldinttnxen  zum  Werth  von  20  Schillingen  zu  ver- 
weigert. Nur  m  dem  nieht  wahrscheinlichen  Fall,  dass  man  fllr 
1  Mark  feinen  Goldes  erheblich  mehr  als  15,2380  Mark  feinen 
Silbers  erhalten  könnte,  würde  man  Anlass  haben,  eine  Zahlung 
lieberiri  den  seitherigen  Silbermünzen,  als  in  den  vorgeschlagenen 
Gdldmttnieii  itnzitoehmem  Ohne  Zweifel  würde  man  bei  allen 
gröi»ereiir-2«b!ungeri  iti  Gold  befriedigt  zu  werden  verlangen^ 
wenn  die  Silbermünzen  künftig  sü  geprägt  würden,  dass  in  4% 
Schillingen  (14  Thlr.)  weniger  als  l  Mark  feinen  Silbers  ent- 
halten wäre.  Dann  könnte  auch  bestimmt  werden,  dass  j^ilber- 
müni^m  gliiat^ches  Zahlungste^^  nur  für  Summen  bis  20 
SchlRitig/ siild;  Iii  den  Vereinigten  Staaten  können  gegenwärtif 
schon  bei  Zahlungen  von  5  Dollar  an,  Goldmünzen  verlangt 
werden. 

In  dieser  Weise  dürfte  sich  auch  in  Preussen  der  Ueber- 
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gang  Sur  GoldwUiinnig  berbeifilhr«ii  laasen.  WttbreQd  jelil  dor 
Tlialer  Vu  Uark  feinen  Silbers  enthalten  soll,  wttrden  kilnfllg 

20  Schillinge  (6%  Thlr.)  '/a?  Mark  feinen  Goldes  enthalten. 
SilbtTiiiünzen  wurden  aber  nur  für  die  kleineren  Zahlungen  in 
Anwendung  bleiben.  Wenn  nun  die  Regierung  Silbermünzen 
nur  bis  zu  dem  hierzu  erferderiichen  Belauf  und  auch  niohl  für 
Privaten»  dagegen  aber  Jedem  aus  1  Hark  feinen  Goldes  unenl- 
geltlicb  32  der  vorgeschlagenen  ZwanzigschiUingstücke  prägt, 
und  zwar  nicht  aus  ^/lo  Gold  und  Vio  Kupfer,  wie  die  Fran- 
zösischen und  Nordamerikanischen  Münzen,  sondern  aus  ^Vi2  Gol4 
und  Vu  Kupfer,  wie  die  Englischen  und  Russische»  (iUildmüiiaiMPi 
so  w&rde  das  Preussische  Mttnzwesen  dem  Englischen  im  JITe^pili» 
liehen  ganz  ähnlich  werden,  und  steh  dabei  doch  den  in  Preussen 
seither  bestandenen  Verhältnissen  so  genau  wie  möglich  an- 
schliessend ohne  dass  die  Veränderung  erbebliche  Schwierigkeiten 
herbeiführen  könnte.  Die  Kosten  würden  bedeutend  geringer 
sein,  als  wenn  man  die  umlaufenden  SilbermOnzen  zum  Nenn- 
Werth  einziehen  und  nach  dem  jetzt  gesetzlichen  Hünzfuss  um?* 
prägen  wollte. 

Aus  1  Mark  feinen  Goldes  werden,  wie  schon  erwähnt, 
31,9372  Sovereigns  geprägt.  Da  nach  obigem  Vorschlag  aus 
1  Mark  feinen  Goldes  d2  Goldmünzen  zu  20  Schilling  (ß^s  TfalrJ 
geprägt  werden  sollen,  so  kommen  letztere  xlen  Sovereigns  so 
nahe,  dass  das  Publikum  für  gewöhnlich  die  Sovereigns  vielleicht 
eben  so  gern  nehmen  würde,  als  die  Preussischen  Zwanzig- 
schillingsstücke  und  dass  das  Gesetz  das  Staatsministerium  er- 
micbtigen  könnte,  die  öSentlichen  Kassen  auplf  zur  Annahqie  der 
Sovereigns  zum  Werth  von  20  preussischen  Schilliiigen  anzu- 
weisen. Eine  solche  Anordnung  würde  wahrscheinlich  dazu 
beitragen,  das  Publikum  schneller  an  Gold^ahlungen  zu  ge- 
wöhnen, zumal  nicht  sogleich  die  nöthige  Masse  Preussischer 
ZwanzigschilUngstücke  für  den  Bedarf  vorhanden  sein  möchte« 
Als  früher  Uannöverische  und  Braunschweigische  Pistolen  in  Preus- 
sen wie  Friedrichsd'ors  Annahme  fanden  und  dessbalb  letstere 
eingeschmolzen  wurden ,  um  in  ersterc  verwandeil  zurückzu- 
kehren, so  geschab  diess  nur  desshalb,  weil  die  Friedrichsd*ors 
einen  grösseren  Goldgehalt  hattet)«  Anders  würde  es  mit  den 
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Freussüiciicn  Zwanzigschilliiig&lücken  sein.  Da  sie  einen  etwas 
geringeren  Goldgebaii  babeiii  als  die  SovereSgnSy  so  könnle  kein 
Vorthefl  daraus  erwachsen,  sie  einauscbnelsen  und  in  SoTereigns 
umprägen  au  lassen. 

Unzulässig  dürfte  es  jedoch  sein ,  Preusslsclie  Zwanzig- 
schiUii^stücke  in  Umlauf  zu  bringen,  so  lange  noch  Fricdricbs- 
d'ora  in  Umlauf  sind.  Es  würden  daher  Yoriier  alle  FriedrielMh' 
d*ors  aus  dem  Umlauf  gezogen  werden  müssen.  Auch  wttrde  ea 
geratben  sein,  die  Thaler  und  Doppelthaler  einzuziehen.  Bis 
dahin,  tiass  für  die  Friedrichsd'ors  und  die  Thaler  und  Doppel- 
Ihaier  Zwauzigschiilingstücke  ausgegeben  werden  können,  würden, 
ftbnlich  wie  in  den  Niederlanden  geschab,  Mttnzscbeine  auszugeben 
sein,  welche  demnflcbsl  mit  ZwansigscbiUingstttcken  wieder  ein«» 
zulösen  wären.  Diese  Mttnzscbeine  müsslen  ttber  solche  Betrüge 
iaulcii,  als  kimfliüf  in  Goldmünzen  circulireu  sollen.  Diess  würde 
mit  dazu  beitragen,  dass  sich  das  Publikum  von  der  Thalerrech- 
nuog  zu  der  Schillingrechnung  hinwendete.  Wenn  dann  sogleich 
die  öffentlichen  Kanen  den  Soverelgn  zu  20  Schülingen  in 
Zahlung  nähmen,  so  würden  vielleicht  Sovereigns  auch  bald  zu 
demselben  Werth  im  Privat vi;rkehr  umlaufen.  Die  Prügung  von 
Zwanzigschillingstucken  würde  künftig  vielleicht  nur  nölhig  sein, 
wenn  Privaten  Gold  zur  Prägung  bringen.  So  lange  Privatleute 
hierbei  keinen  VortheH  finden,  weil  soviel  Sovereigns  sieh  im  Um- 
lauf befinden,  als  das  Bedttrfniss  erfordert,  würden  derPreusstschen 
Regierung  keine  Kosten  für  Prägung  von  Goldmünzen  erwachsen. 

Bei  der  Frage  über  die  Anwendbarkeil  der  vorgeschlagenen 
Goldmünzen  ist  auch  ihr  Volumen  in  Betracht  zu  ziehen. 

Das  specifisehe  Gewicht  des  Goldes  ist  zu  19,5,  das  den 
SMbcfs  zu  10,5  und  das  des  Kupfm  zu  8,96  anzunehmen.  Da 
nun  1  Kubikfuss  \\  asser  ÜÜ  Pfund  wiegt,  so  wiegt 

1  Kubikfuss  Gold    1287  Pfund 

1       »      Silber   693  » 

1      ,      Kupfer  591,36  » 
imd  das  Volumen  von 

1  Glau   Gold     ist    4,0279  KubiUinien 

1    «      Silber    »     7,4805  „ 

1  Kupfer  „     3,mz  » 
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Hiemadi  läMt  sidi  das  Volaneii  der  jetEigen  PreusfiKheiv 
MOfiBslOeke  berecfanen,  da  aus  einer  Maik  feinen  Goldes  38^*/i3 

Friedrii  liäd'urs ;  aus  einer  Mark  feinen  Silbers  14  Thlr.  in  Doppel- 
Ihalera ,  Thalern,  DritleUhalerslücken  oder  Sei  hstelthalerslticken ; 
und  16  Thlr.  in  1  oder  Siibergroschenstücken,  endlich 
ans  Loth  Kupfer  1  Pfennig,  und  zwar  in  der  Weise  geprägt 
werden,  dass  die  Friedrichsd'ors  Dej^elttialer  Vio,  die 

Thalerslücke  Vi?  Driltellhalerslücke  '/s?  Sechsltlilialer- 
stücke  ''/48,  die  2^li  Silbergroschenstücke  ^/g,  endlich  die  Silber- 
groschen und  halben  Silbergroschenstücke  V9  ihres  Gewichts 
Kupferzusatz  haben.  Ordnet  man  die  jetzt  amtaufenden  14  ver- 
schiedenen Arten  Preussische  Münzen  nach  Ihren  Vohimen»  so 
findet  man,  dass  ein  Stück  von 


2  Thlr.— 

Sgr. 

Pf. 

340,4 

1  , 

9» 

214,0 

10 

81,3 

11  » 

10 

» 

73,7 

4 

65,7 

5 

1» 

53,3 

3 

49,3 

20 

3» 

36,9 

1» 

2 

6 

9 

33,1 

2 

9 

32,9 

» 

1 

» 

9 

22,9 

25 

9» 

9 

18,4 

'  II 

1 

9 

16,4 

n 

■  » 

6 

9 

11,4 

Knbikltnten  an  Volumen  enthalt.   Hieraus  ergibt  sich  auch,  dass 

einige  MuazstUcke  sich  von  anderen  in  Volumen  zu  wenig  unter- 
scheiden. Dritlelthuiei stücke  und  alte,  ungeränderta,  Sechstel- 
thalerstücke  werden  leicht  verwechselt,  ebenso  neue  Sechstel- 
thalerstilcke  und  2'/«  Sübergroschenstttcke,  femer  neue  2Vf 
SflbergroschenstQcke  und  Siibergroschen,  endlich  alte  Vierpfennig- 
stücke und  Dreipfennigstücke.  Wenn  die  Silbermünzen ,  wie  in 
anderen  Ländern,  von  gleichem  Feingehall  waren,  so  würden 
sie  sich  hinreichend  unterscheiden  und  nicht  verwechselt  werden, 
selbst  wenn  Form  und  Gepräge  gleichartig  sind. 
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Wenn  nuo  die  Goldmünzen  im  Werth  von  20  Schillins^en 
TUr.}  so  geprSgl  werden,  dasB  sie  "/u  ihre«  Gewichts 
Gold  und  Vis  Kupfer  enthalten,  und  dass  in  32  solchen  Münzen 
i  Mark  fekien  Goldes  enthalten  ist,  so  wiegen  29 '/a  Slücke  eine 
Mark^  ein  Stück  wiegt  folglich  9,8t81  Gran,  und  zwar 

9,000  Gran  Gold  in  Voiumeo  von  36,25  Kubikiioien 
0,8181  Grün  Kopfer  in  „  „  7,17  ^ 
1  Z^ansigsehillingstttck  (6V3  Thir.)  hat  also  43,42  Kubiklinien 
1  Zelmscliillin^stück  (3V3  Thlr.)  21,71 
Beide  Slücke  würden  elwas  grosser  sein,  als  der  Friedrichs- 
d'or  und  der  halbe  Friedrichsd'or,  mithin  eine  sehr  bequeme 
Grdsse  haben«  Ein  Stück  zu  50  Schülingen  (iöVs  ThlrJ  wttrde 
i 08,55  KubtkKnien  enthalten,  also  etwa  halb  so  gross  wie  ein 
jetziger  Thaler  sein,  und  ein  Stuck  zu  100  Schilling  (33'  3  Thlr.) 
würde  217,11  Kubiklinien  cnlhallen,  al^o  wenig  grosser  als  ein 
Tbaler  sein.  Die  Beamten  der  Münzverwaitung  mdchten  vielleicht 
anch  die  Prtigung  so  grosser  Goldmünzen  vorschlagen,  weil  die 
PrSgekosten  derselben  verhältnissmassig  geringer  sein  würden. 
Abgesehen  davon,  da.ss  dieser  Grund  Lei  Gokliminzcn  wenig  Be- 
deutung hat,  ist  es  auch  durchaus  nicht  erforderlich,  grössere 
Goldmünzen  als  zu  20  und  10  Schilling  zu  haben.  In  Betracht, 
dass  seil  1854  in  Frankreich  auch  Fünlfrankenstttcke  und  seit 
1849  in  den  Vereinigten  Staaten  DoUarsIttcke  aus  Gold  geprägt 
werden,  konnte  es  vielleicht  eher  gerathen  sein,  noch  Goldmünzen 
zu  5  Schillinge  (1%  Thlr.)  zu  prägen.  Sie  würden  10,85  Kuliik- 
linien  enthalten.  Michel  Chevalier  (Cours  d  economic  politique, 
troisieme  volume,  de  k  monnaie.  Paris  1850.  p.  116}  bemerkt, 
unter  Berufung  auf  die  Untersuchungen  von  Cavendish  und 
Hatchett  vom  Jahre  1798,  dass  die  dauerhaftesten  Münzen  die^ 
jenigen  wären,  welche  Vi 2  Zusatz  hätten,  wesshalb  die  Englischen 
Silbermünzen,  welche  nur  ^/4o  Kupferzusatz  haben,  sehr  viel 
weniger  dauerhaft  seien ,  auch  die  Franadsischen  sowohl  Gold- 
nritttsen  als  Sübermünsen»  da  sie  Via  2usate  haben,  in  der  Dauern 
haftigkeil  den  Englischen  Goldmünzen  mit  Vi  2  Zusatz  nachstifnden. 
Hiernach  würden  Fünfschillingslücke  aus  L'''''^  ^^^^  Vi 2  ^^^iptcr 
vor  den  FünfTrankenstUckeu  aus  Gold  und  den  Golddoiiars  alier- 
diogi  einen  Yonug  haben.  Aber  die  Prligung  von  FünCichüling-* 
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stücken  aus  Gold  wäre  doch  noch  ans  einem  anderen  Grunde 
bedenklich.  Wenn  auch  ZwmizigschiUingsittcke  und  Fünfschilling- 
gtücke  ganz  in  derselben  Form  geprSgt  werden,  so  bietet  doeh 
eine  Mark  Gold,  wenn  daraus  Ffinfschilh'ngstücke  geprägt  sind, 

eine  viel  grössere  Fläche  dar,  als  wenn  rhuaus  Zwanzigschilling- 
^ücke  geprägt  werden.  Die  Abnutzung  der  Fünfschillingstucke 
muss  daher  schon  aus  diesem  Grunde  sehr  viel  schneller  erfolgen 
ids  bei  den  ZwanzigschiUingstiIcken. ,  Es  werden  sich  zwar  letstere 
auch  weniger  abnutzen,  a]s  die  Zefanschillingstücke.  Aber  Zehn- 
schillingslücke können  weniger  entbehrt  werden  als  Fünfschil- 
lingslücke. 

Die  Dauerhaftigkeit  eines  Münzstücks  hängt  nicht  l^oss  von 
g&nm  Feingehalt  und  seiner  GrOsse  ab,  sondeni  auch  von  setiier 
Form.   Je  weniger  Fläche  eine  Mfinze  hat,  desto  langsamer  mnss 

sie  durch  den  Gebrauch  an  Masse  verlieren.  Könnte  eine  ^liinze 
die  Gestalt  einer  Kugel  haben,  so  würde  sie  der  Reibung  die 
geriogfit  mögliche  Fläche  darbieten.  Die  jetzigen  Freussischen 
Manzen  möchten  im  Yerhältnisa  zu  ihrem  Durchmesser)  mne  zn 
geruige  Dicke  haben.  Wenn  das  gesetzliche  Zahlungsmittol  in 
Gol(|münzen  besteht,  so  muss  diesen  eine  solche  Geslalt  gegeben 
werden,  dass  ihre  Obeißiche  möglichst  gering  ist.  Es  würde 
sich  daher  empfehlen ,  den  Zwanzig-  und  Zehnschillingstücken 
im  Verhällniss  zu  ihrem  Durchmesser  eine  erheblich  grössere 
Dicke  zn  geben,  als  die  Preossischen  Münzen  seither  hatten. 
Bei  den  künftig  zu  prägenden  Silber-  und  Kupfermünzen  wäre 
diess  weniger  erforderlich,  weil  die  Prägung  derselben  nach  den 
weiter  unten  folgenden  Vorschlagen  ohne  Kosten  für  die  Staats- 
kasse erfolgen  kann',  die  Goidmttnzen  aber  anentgelUieh  geprilgt 
werden  sollen.  Sind  dia  Goldmünzen  verhältnissmassig  dicker 
als  Silber-  und  Kupfermönzen ,  so  hat  diess  noch  den  Yortheil, 
dass  sie  mit  Silber-  und  Kupfermünzen  von  ahnlicher  Grösse 
weniger  leicht  verwechselt  werden  können.  Es  kann  nicht  rat^ 
sam  sein,  Goldmünzen  und  auch  Silbermünzen  künftig  anders 
als  gerindert  zu  prfigen.  Wenn  dagegen  Enpfermünzai  unge- 
ründert  geprägt  werden,  so  kann  es  auch  hn  Dnnkehi  nidrt  lekiU 
vorkommen,  dass  man  statt  einer  Kupfermünze  eine  Gold-  oder 
Silbermünze  von  ahnlicher  Grosse  ausgieliL  Seitdem  auch  das 
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Preossiscfae  Kupfergeld  gerändert  geprägt  wird,  kann  es  wobl 

geschehen,  dass  man  im  Dunkeln,  besonders  wenn  man  Hand- 
schuhe anhat,  ein  Scchslollhalerslück  stall  eines  Dreipfennigslücks, 
oder  ein  2%  SilbergroschenstUck  statt  eines  Zweipfeanigstücks 
aasgiebt 

Indessen  würden  alle  diese  Maassregeln  es  doch  wohl  nicht 

verhindern,  dass  nicht  einmal  wieder  ein  Zustand  eintreten  würiic, 
welcher  dem  ahnlich  ist,  den  wir,  wenn  nicht  bald  etwas  Wesent- 
liches zur  Verbesserung  des  Preussischen  Münzwesens  geschieht, 
über  kons  oder  lang  noth wendig  erreichen  mtissen,  nämlich  der 
Zustand,  dass  die  Masse  der  umlaufenden  Münzen  so  abgenutzt 
ist,  dass  die  neuen  vollhaltigen  Münzen  immer  wieder  aus  dem 
Umlauf  verschwinden. 

Es  muss  nämlich  auch  Vorsorge  gelrofTen  werden,  dass 
diejenigen  Mttnzstücke,  welche  durch  den  Gebrauch  m^ig  ab- 
l^enntzt  sind,  immer  rechtzeitig  eingezogen  und  voUhaltig  um- 
geprägt werden.  Gegenwärtig  ist  Niemand  befugt,  die  Annahme 
von  Münzen  zum  IVoininahverlh  zu  verweigern,  wenn  diese  auch 
bloss  durch  langen  Umlaur  an  Schrot  und  Korn  erbeblich  ver- 
loren haben.  Niemand,  der  eine  Forderung  hat,  kann  verlangen, 
gerade  mit  neuen  Münzen  befriedigt  zu  werden. 

Eigentlich  sollte  jeder  Empfänger  einer  Zahlung  das  Recht 
haben,  jedes  ihm  vorgelegte  Münzslück  zu  wiegen  und  die  An- 
nahme zu  verweigern,  wenn  es  nicht  das  gesetzliche  Gewicht 
mehr  hat  Die  Englische  Gesetzgebung  hat,  um  die  zu  leichten 
Stücke  ans  dem  Umlauf  zu  verdrfingen ,  einen  Mittelweg  einge- 
schlagen, der  sich  auch  im  gewöhnlichen  Geschüflsverkehr  an-  . 
wenden  lässt.  Sie  bestimmt ,  dass  jedes  Goldstück ,  welches 
weniger  als  7,93  Gramme  wiegt,  nicht  mehr  eine  gesetzliche 
Münze  ist  Der  hiernach  gestattete  Verlust  betrügt  53  MilK- 
gramme  oder  Vi  so  Sovereigns  oder  Procent  Die  Bank 
von  England,  zu  welcher  die  Goldmünzen  immer  wieder  zurück- 
kommen, zerbricht  die  Stücke,  welche  ihr  unter  diesem  Minimum 
zukommen.  Sie  ist  gewiss,  sie  zu  entdecken,  da  sie  jedes  Stück, 
welches  ihr  Privatleute  einzahlen,  wiegt.  Durch  dieses  Mittel 
ist  es  sicher,  dass  die  umlaufende  Münze  immer  ihren  geselc- 
Hidien  Werth  hat,  ausser  dass  einzelnen  Stücken  bis  */z  Procent 
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fehlen.  Wenn  die  Bank  nicht  Verdacht  hat,  dass  ihr  absichtlich 
eine  Quantität  zu  leichter  Stücke  gebracht  worden,  so  mmmX  sie 
jedes  ihr  gebrachte  Stück  an  und  wiegt  es  erst,  ehe  sie  es 
ausgiebt.  Sie  zieht  es  vor,  einen  Verlust  za  tragen,  anstatt  das 
Publikum  warten  zu  lassen ,  bis  das  Wiegen  geschehen  ist 
(^Chevalier,  a.  a.  0.  p.  132}. 

Eine  ähnliche  Anordnung  würde  auch  ftlr  die  Preussischen 
Goldmünzen  erforderlich  sein,  and  die  Staatskassen  würden  das- 
selbe Verfahren  vorznnehmen  haben,  welches  die  Bank  von  Eng- 
land vornimmt. 

IV.  Silbermiiazeu. 

Wenn  künftig,  wie  vorgeschlagen,  die  Goldmünzen  iineiit- 
geltlich,  d.  h.  auf  Staatskosten,  geprägt  werden,  so  könnte  man 

vielleicht  meinen,  der  Slaal  würde  dann  alle  Jahre  erheblich 
grössere  AusohIk  n  für  das  Miinzwescn  haben,  als  seither.  Diess 
ist  aber  nicht  nolhwendig  der  Fall. 

Chevalier  (a.  a.  0.  p.  14öj  führt  an,  es  sei  bei  den  Unter* 
Buchungen  von  1837  nnd  1848  festgestellt  worden,  dass  die 
Londoner  Münze  eine  von  den  Münzen  wäre,  welche  am  theuersten 
arbeiten,  indem  das  GohJiiiip^en  beinahe  '/i  Procent  und  das 
Silberprägen  2Va  Frocent  kostete.  Da  nun  die  Englische  Münze 
nichts  desto  weniger  Jedem,  der  ihr  Gold  bringt,  ohne  Be- 
schränkung, Sovereigtts  daraas  nnentgeltlich  prügt,  was  aach  in 
den  Vereinigten  Staaten  hinsichtlich  der  dortigen  Goldmünzen 
geschieht,  so  dürfte  eine  gleirlu  Einrichtung  in  Preussen  wohl 
auch  auslührbar  sein,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die  Kosten  in 
Preussen  geringer  zu  sein  scheinen.  Uoffmann  gab  die  Präge- 
kosten bei  Friedrichsd'ors  zu  '7m  0,275  Frocent  und  bei 
Thalerstflcken  zu  1,2  Frocent  an  (Zeichen  der  Zeit  S.  117). 
Falls  nun  jährlich  selbst  für  15,000,000  Thlr.  Goldmünzen  unent- 
geltlich geprägt  werden  müssten,  so  würde  diess  zu  '\/4o  Procent 
doch  nur  41,250  Thlr.  kosten.  Wenn  in  Preussen  seither  das 
Münzwesen  wenig  gekostet  hat,  so  darf  nicht  unbeachtet  bleiben, 
dass  die  Ausgaben  Yrahrscheinlich  grösser  gewesen  sein  würden, 
wenn  weniger  Scheidemünzen  und  mehr  Goldmünzen  geprägt 
worden  wären. 
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Ob  der  Staat  bei  der  Prägung  von  Friedrichs d'ors  und  Gourant 
Gewinn  oder  Verlusl  hat,  hängt  davon  ab,  wie  theuer  ihm  das 
Gold  nnd  Silber  zu  stehen  kommt.  Zu  der  freiwilligen  Anleihe 
wurde  auch  Gold  und  Silber  angenommen  und  nach  der  Bekannt- 
machung des  Finanzminislers  vom  27.  April  1848  rechnete  die 
Münze  die  Mark  feinen  Silbers  zu  14  Thlr.  und  die  Mark  feinen 
Goldes  XU  219^13  oder  219,69  Thlr.  in  Courant  Bei  diesen 
SHtsen  konnte  der  Staat  beim  Mttnxen  keinen  Gewinn  haben, 
musste  vielmehr  sSmmtliche  Mttnzkosten  zuschiessen.  Denn  aus 
1  Mark  Silber  werden  14  Thlr.  Courant  und  aus  1  Mark  Gold 
38*%3  Friedrichsd'ors  geprägt,  welche  letztere  zu  6^/3  Thlr.  in 
Courant  219,69  Thhr.  ergeben.  Anfangs  Mai  1854  war  in  Uam* 
borg  notirt 

die  Hark  feinen  Goldes   420  Mark  JBco. 

die  Mark  feinen  Silbers    27'/4  Mark  Bco. 

Preuss.  Thaler  ä  40  ß.  Crl.  124V8  Mk.  Crl.  für  100  Mk.  Bco. 

Louis-  und  Friedrtchsd'ors  13  Mk.  67«  ß-  das  SL  in  Pr.  Tb. 
k  40  ß.  cn. 
Man  konnte  also 

die  Mark  Gold  niii     208,53  Thlr. 

die  Mark  Silber  mit     13,77  „ 

den  Friedrichsd'or  mit       5   ,  10  Sgr.  lO'/s  Pf. 
kaufen. 

Wenn  die  Mark  Silber  mit  13,77  Thlr.  käuflich  ist  und 

daraus  14  Thlr.  geprägt  werden ,  so  ist  dabei  ein  Gewinn  von 
1,67  Procenl,  welches  die  Münzkoslen  etwa  decken  mag. 

Wenn  die  Mark  Silber  13,77  Thlr.  und  die  Mark  Gold 
206,53  Thlr.  kostet,  so  ist  1  Mark  Gold  mit  15,14  Mark  Silber 
von  gleichem  Werth.  Da  aus  1  Mark  Silber  14  Thlr.  geprägt 
werden ,  so  würden  nach  diesem  Verhältniss  die  aus  1  Mark 
Gold  geprägten  Münzen  einen  Werth  von  211,96  Thlr.  in  Silber- 
mttnzen  haben;  und  da  aus  1  Mark  Gold  38'% 3  Friedrichsd'ors 
geprägt  werden,  so  käme  der  Friedrichsd'or  auf  5  Thlr.  14  Sgr. 
V4  Pi^  zu  stehen.  Wenn  dieser  aber  in  Hamburg  nur  5  Thlr. 
10  Sgr.  10  V2  Pf.  kostet,  so  dürfte  nicht  wohl  anzunehmen  sein, 
dass  Friedrichsd'ors  ohne  Verlust  geprägt  werden  können. 

SoiUe,  was  indess  nicht  wohl  anzunehmen  ist,  die  Münze 
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jetst  wieder,  wie  frtther  (Hoffmanii,  Zeichen  der  Zeit  S«  112), 

für  die  Mark  Gold  38V3  Friedric!isd*ors  geben,  so  würde  es, 
wenn  man  die  Mark  Gold  mil  208,53  Thlr.  kaufen  kann,  einigen 
Yorlheü  gewähren,  der  Münze  Gold  zu  bringen,  da  man  bei 
Zahlungen  an  die  SUalslsaase  Friedrichsd*ors  zu  5%  Thbr«  ent- 
wenden, folglich  mit  38V3  Friedricbad^ors  219,11  Thlr.  beridi- 
tigen  kann,  auf  208,53  Thlr.  also  0,58  Thlr.  oder  0^7  Procent 
gewinnt. 

Es  waren  1840  bis  1849  in  Golde  12,173,420  Thlr.,  und 
1839  bis  1849  in  Couranl  37,288,154  Thlr.  geprägt  worden. 
Es  wurden  also  in  Golde  1840  bis  1849  jtthrlich  im  Durehsohiitt 
nur  1,217,348  Thlr.  und  in  Silber  1839  bis  1849  jährlich  im 
Durchbchnilt  nur  3,389,832  Thlr.  geprägt.  In  den  Jahren  1850 
bis  i853  wurde  noch  weniger  geprägt.  Preussen  hat  danach 
in  neuerer  Zeil  verhalliiissmässig  sehr  viel  weniger  gemünzt  als 
England,  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten  und  Rassiand. 

Hierbei  drängen  sich  die  Fragen  auf:  fehlt  es  jetzt  etwa  in 
Prenssen  dem  Verkehr  an  den  erforderlichen  Zahlungsmitteln? 
und  eirculiren  desshalb  in  Preussen  so  sehr  viel  fremde  Münzen  ? 
Diese  Fragen  möchte  ich  um  so  weniger  bejahend  beantworten, 
als  bekanntlich  auch  ausser  Preussen  vielfach  Preussiscbe  Münzen 
umlaufen.  Dieser  Umstand  scheint  zu  beweisen,  dass  sie  ausser- 
halb Preussen  yortheilhafter  zu  verwenden  sind,  als  in  Preussen 
selbst,  wo  Münzen  vielfach  durch  Papiergeld  ersetzt  werden  und 
zwar  durch  Papiergeld  über  kleine  Summen.  Es  circulirt  in 
Preussen  Papiergeld  über  10  Thlr.,  5  Thlr.,  ja  über  1  Thlr.,  und 
zwar  sowohl  einldsliches  als  uneinldsliches,  sowohl  inidndisches 
als  ausländisches,  sowohl  Slaatspapiergeld  als  Banknoten.  Das 
inländische  Papiergeld  dieser  Art  besieht  in  Kassenanweisungen 
über  10  Thlr.  (5,000,000  Thlr.),  über  5  Thlr.  (4,500,000  Thlr.) 
und  über  1  Thlr.  (6,342,347  ThlrJ,  Noten  der  ritterschafllichen 
Privatbank  in  Pommern  Uber  iO  Thlr.,  Noten  der  Bank,  dm 
Berliner  Kassenvereins  über  10  Thlr.  (100,000  Thlr.)  und  Noten 
der  städtischen  Bank  in  Breslau  Ober  5  Thlr.  (250,000  Thlr.) 
und  über  1  Thlr.  (200,000  Thlr.)- 

Dadurch  allein,  dass  Papiergeld  eingeführt  wird,  kann  der 
Bedarf  des  Verkehrs  an  Zahlungsmitteln  nicht  vergrdssert  werden. 
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Das  in  iter  Gectett  von  Mltauen  aeälier  vorbandene  edle  Metall 
wird  alao  andere  Verwendung  Onden,  sobald  Papier  an  seine 

Stelle  trilt.  Wenn  nun  aber  das  Fapiercreld  auf  Verlangen  des 
Inhabers  immer  gegen  Metallgeld  eingewechselt  werden  kann 
und  auf  grössere  Summen  lautet,  so  wird  sich  niclit  mehr  davon 
im  Umlauf  .* erhalten^  als  für  .den  Verkehr  swiscben  Kaufleulen 
erforderlldi  ist '  Es  würde  in  diesem  Fall,  bemerkte  schon  Adain 
Smith  (Buch  II.  K^p.  2),  immer  McLallgcItj  in  Menge  vorhanden 
sein;  wo  das  Papiergeld  aber  auch  in  den  Verkehr  zwischen 
Kaufleuten  und  Vecxehrern  eindringe,  da  verjage  es  Gold  und 
Silber  last  gaqz  aws  dem  Lande»  indem  der  innere  Verkehr  als- 
dann tot  ganz  qiit  Papiergeld  betrieben  würde;  und  desshalb 
müsslen  5  /.  die  kleinste  Summe  sein,  für  welche  an  irgend 
einem  Orte  des  BrUiscbeo  Reichs  Banknoten  ausgegeben  werden 
dürften.  ,  * 

Im  Jahre  1826  wurde  auch  in  England  die  Emission  von 
Banknoten  unter  dem  Betrage  von  5  /.  verboten. 

Vi^as  das  nneinIdsHche  Papiergeld  betrilR  (namentlich  also 
Staatspapiergeld  mit  Zwangscours ,  wie  z.  B.  die  Preussischen 
Kassenanweisungen,  deren  GesamnUbelrag  sich  jetzt  auf  30,842,347 
Tbk.  beläuft,  so  bemerkt  MOl  (a.  a.  0.  Bd.  1.  S.  583—584), 
die  Emission  desselben  bewirke,  dass  ein  entsprechender  Betrag 
des  bis  dahin  vorhandenen  Metallgeldes  aus  dem  Umlauf  ver- 
schwinde, und  es  könne  soviel  davon  ausgegeben  werden,  bis 
das  Metallgeld  im  Ganzen  verschwunden  sei,  d.  h.,  wenn  Papier- 
geld in  solchen  kleinen  Beträgen,  wie  das  kleinste  Münzslücki 
emittirt  würde;  wäre  diess  nicht  der  Fall,  so  würde  soviel  Münze 
zurückbleiben,  als  das  Bedürfhiss  der  kleinen  Zahlungen  erfordere. 
Einlösliches  Papiergeld  über  so  kleine  Summen  iiabe  dieselbe 
Wirkung.  Eine  solche  Menge  einlösiichen  Papiergeldes  könne 
man  aber  nicht  in  Umlauf  setzen,  dass  der  Werth  unter  den- 
jenigen des  edlen  Metalles  sinke,  welches  es  repräsentirt,  wo* 
gegen  es  für  die  Vermehrung  des  uneinlOslichen,  wenn  das  Ge- 
setz nicht  entgegentrete,  keine  Schranke  gäbe,  und  es  könne 
sonach  der  Werth  des  Geldes  ohne  Grenze  verringert  werden. 

Hiernach  wird  wohl  angenommen  werden  müssen,  dass.  das 
in  Preusaen  umlavfencje  Papieiigeld  einen  entspredienden  Betrif 
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des  Metallgeldes  dem  Umlauf  entzog^en  hat.  Eine  weitere  Ver- 
mehrung' des  Papiertrelflps  über  kleine  Beträge  würde  uns  auch 
ähnlichen  Zuständen  wie  in  Oesterreich  entgegenführen,  we  1848 
das  Metallgeld  so  versehwand,  da»  zu  kleinen  Zahlmigmi  ser- 
riasenes  Papiergeld  yerwendet  werden  mnaste. 

Obsehon  nun  Mill  (n.  a.  0.  Bd.  II.  S.  133},  besonders  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  der  Errichtung  solider  Privatbanken  in 
£ngland  jetzt  nicht  mehr  solche  Scbraniien  entgegenstehen,  wie 
früher,  und  in  Folge  dessen  das  Banksystem  in  England  fest 
ebenso  sicher  sei,  wie  dasjenige  in  Schollland  —  wo  die  Br- 
richtnng  von  Banken  immer  frei  war  —  der  Meinung  isl,  dass 
das  Verbot  gegen  1  uiid  2  /.  Noten,  welches  in  Schottland  nie 
bestand,  aufgehoben  werden  konnte,  so  halte  ich  es  doch  für 
Preussen,  wo  die  Verhältnisse  offenbar  gana  anders  sind,  für 
höchst  wünschehswerth,  dass  künftig  mir  Papiergeld  Uber  mehr 
als  iO  Thir.  Umlauf  bat. 

Wenn  demnach  in  Preussen  alles  über  kleinere  Beträge 
lautende  Papiergeld,  sowohl  einlösliches  als  unemiösliches,  sowohl 
inländisches  als  ausländisches,  sowohl  Staatspapiergeld  als  Bank- 
noten, dem  Umlauf  entzogen  wird,  so  würde  für  den  Bedarf  des 
Verkehrs  ohne  Zweifel  eine  slürkere  Ausmünzung  stattfinden 
müssen,  als  in  der  letzteren  Zeit  stattgefunden  hat. 

In  jedem  Fall  würde  es  aber,  wenn  die  seither  gesetzlichen 
Münzeinrichtungen  in  Preussen  dauernd  beibehalten  werden  sollten, 
ganz  unvermeidlich  sein,  auch  bald  alles  alle  abgeschliffene  Covh 
rant  zum  Nominalwerth  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen  und  nmzu- 
prügen,  was  ohne  sehr  bedeutende  Opfer  nicht  ausführbar  sein 
würde,  und  ausserdem  künftig  jährlich  regelmässig  eine  solche 
Operation  in  kleinerem  Umfang  vorzunehmen.  Sonst  kommt  es 
dahin,  dass  alles  neugeprägte  Courant  sogleich  wieder  einge' 
schmolzen  wird. 

Wenn  z.  B.  In  Berlin  der  Cours  auf  Hamburg,  wie  schon 
oft  vorgekommen  ist,  bedeutend  höher  ist  als  löl'Vm  Thlr. 
(für  3U0  Mark  Bco),  die  Mark  Silber  in  Hamburg  aber  mit 
2V/^  Mark  Bco  bezahlt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  Berliner, 
weicher  in  Hamburg  eine  Zahlung  zu  leisten  hat,  Vortheil  dabei 
haben,  Courant  nach  Hamburg  zu  schiekett,  um  H  4<M  ekiitt« 
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schmelzen  und  zu  verkaufen.  Er  wird  in  diesem  Fall  aber  nur 
iieB€8 ,  eben  voübaltig  aus  der  Münze  gekommenes ,  Couranl 
wXhIen,  denn  nur  in  diesem  enibalteii  14  Thir.  eioe  Merk  Silber. 
Nnmnt  man  an,  das«  die  Abnatoung  jMirifch  Procent  beträgt, 
so  fehU  dem  fünfzigjährigen  Courant  27%  Procent,  in  14  ThIr. 
ist  also  nur  0,975  Mark  Silber  oder  eine  Mark  Silber  ist  erst 
in  wenigstens  14,35  Thlr.  enthalten.  Es  circulirt  aber  auch  noch 
illeres  Oonrant,  seUbst  unter  Friedrieh  II.  geprügles  ist  gar  nichl 
selten^  Da  dies»  wenigstens  68  Jabr  all  Isl,  so  moss  darin 
wenigstens  3^5  Procenl  Sifter  fehlen.  Kein  Privatmann  kann 
ein  Interesse  haben,  jemals  anderes  als  ganz  neues  vollhaltiges 
Ck>urant  einzuschmelzen.  Der  durcbschniltliche  Siibervverth  des 
umlaufenden  Gouranls  muss  also  von  Jabr  eu  Jabr  geringer 
werden,  wenn  der  Staat  nicht  fortwibrend  die  fliteren  dnrch  den 
Undanf  d[)genotslen  Mttnzen  dnsiebt  und  nach  dem  gesettlicben 
Milnzfuss  umprägt. 

Hiernach  würde  doch  jedenfalls  das  Münzwesen  in  Preussen 
ene  emmalige  bedeutende  und  ausserdem  jährlich  eine  regel* 
mässige  Ausgabe  veranlassen  müssen,  so  dass  jede  Aussicht  ver^ 
schwindet,  fcttnftig  daraus  eine  Slaatseinnahme  sn  ziehen. 

Diese  Ansicht  wird  auch  durch  den  Haushaltsetat  für  die 
Münze  in  BerUn  für  das  Jabr  1854  nicht  widerlegt.  Derselbe 
föbrt  auf  als 

BfatttboieB 

GowbiQ  Toa  der  GeldaasnOmug,  asd  swar  auf 
iM)0,OOOTUr.  Friedriehid'on  .  .  976  TMr.  33  8p.  10  Pt 
2,000,000  9  iDZwei-Tblr.-Stackea  27,409  »  2$  ,  1  « 
800,000  „  M  Ein-  „  «  9,272  »  10  „  S  „ 
«K^«»  ,  ,  *A  ,  I,  7,488  «  25  ,  - , 
175,000  „  „  8ilb..8cheidc-llaas.  10,238  ,  22  «  6  „ 
25^000  „  „Kupfer^..       ^     15,396  ,  22  „    8  „ 

4,000,000  Thlr.  70,873.    9.  9. 

Sonstige  Kinnabmen   7,086.   7.  6. 

Geiammt- Einnahme  77,959.17.3. 

Ausgaben 

Verwaltungskosten   22,684  TWr. 

Betriebs-  und  andere  Ausgaben    47,463        14.  1. 

Gesammt  -  Ausgabe  70,147.  14.  1. 

UebeiictaoM  7,312.  3.1 
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Wie  wenig  aus  diesem  Etat  eigentlich  Über  die  Wirklicben 
EinnHhmen  und  Ausgaben  bei  dem  Munzwesen  ersehen  werden 
luuin,  ergiebl  die  binzugerugle: 

yBemerkufig.  In  diesem  £lat  sind  die  Ansitze  ilheraU  nach 
den  früheren  Etals,  beziehungsweise  nach  den  im  Allerhöchst 
vollzogenen  Etat  pro  1844  festgestellten  Grandsützen  beibehalten 
worden,  weil  dieselben  den  zu  erwarlenden  wirklichen  Resul- 
taten im  Voraus  niemals  annähernder  bestimmt  werden  können, 
am  wenigsten  durch  eine  Fraktionsberechnung  von  mehreren 
ithren,  da  die  Münze  keinen  bestimmten  Metallzoflass  hat,  dieser 
viehnehr  lediglich  von  besonderen  Conjnnktnren  abhängig  und 
demnach  rein  zufällig  ist,  mithin  der  Münzbetrieb  sich  von  fast 
ganzlichem  Stillstande  auf  10  bis  15  Millionen  Ibaler  ausdehnen 
kann,  wie  die  Erfahrung  gelehrt  hat.^ 

In  dem  Yorberichl  znm  Staatshanshalls-Etat  fiir  1854  heissl 
es :  ],Das  Betriebsvermögen  der  HQnze,  welchem  etwaige  Ueber^ 
sdittsse  derselben  zufliessen  ond  aus  welchem  die  erforderlichen 
Zuschüsse  entnommen  werden,  belief  sich  am  Schlüsse  des  Jahres 
1852  auf  731,250  Thlr.« 

In  dem  Staatsbanshalts-Etat  fUr  1854  findet  sich  unter  den 
einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  noch  ein  Ausgabe^ 
posten  von  50,000  Thlr.  „zur  Umprägungr  der  nicht  vollwIchtigeA 
Friüdiichsd'üis,  der  ungeränderlen  Ve  und  der  nlten  '/12  Thaler- 
stücke,  sowie  der  abgeschlillenen  ganzen  und  halben  Silber- 
groschen.^  Auch  der  allgemeine  Etat  der  Stantseinnahmen  und 
Ausgaben  Air  1844  enthielt  eine  Ausgabe  von  400,000  Thlr. 
„zur  Deckung  des  Verlustes  bei  Dmprägung  der  nach  langjährigem 
Umlauf  nicht  mehr  vollhaltigen  Münzen.^ 

Auffallend  ist  es  nun,  dass  nicht  jedes  Jahr  eine  angemessene 
Summe  zur  Deckung  der  Kosten  der  Umprägung  abgenutzter 
Münzen  ausgesetzt  wird.  Man  sollte  meinen,  dass,  wenn  man 
das  jetzige  Münzsystem  aufrecht  erhalten  will,  jährlich  wohl  etwa 
halb  so  viel  abgenutzte  Münzen  umgeprägt  werden  mttsslen,  als 
neu  geprägt  werden.  Wenn  also  jährlich  4  Millionen  neu  ge- 
prägt werden,  so  müssten  doch  wenigstens  von  den  fünfzigjährigen 
und  ältem  Münzen  2  Millionen  umgeprägt  werden.   Rechnet  man 
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die  derfallsigen  Kosten  nur  zu  4  Procenl,  so  würde  diess  einen 
jähriichen  Aufwand  von  80,000  Thlr.  verursachen. 

Was  nun  den  Gewinn  aus  der  Geldausmünzung  betrifft,  so 
Bollen  vntor  4,000,000  Thir.  nicbt  weniger  als  200,000  Thlr. 
Scheidenittnzen  geprägt  werden,  also  5  Procent  Diess  erscheinti 
wie  sich  weiter  unten  ergeben  wird,  im  Vergleich  gegen  andere 
Slaalen  sehr  viel,  und  möchte  man  wünschen,  dass  der  daraus 
entstehende  Gewinn  die  Regierung  nicbt  zu  einer  so  starken 
FrigQng  von  Scheidemünzen  verlockte.  Dass  nach  dem  Etat 
Ton  PrSgODg  von  Friedrichsd'ors  ein  Gewinn  erwartet  wird,  dttrile 
sich  wohl  nur  dadurch  ^erklären  lassen,  dass  die  Münzverwaltang 
die  Friedrichsd*ors  zu  ü%  Thlr.  veraustrabun  magr,  obgleich  sie 
gegenwärtig  nur  einen  Werth  von  S'/^  Thlr.  bis  572  Thlr.  haben. 
Nach  dem  oben  Angeführten  hat  der  Staat  von  Prägung  von 
Friedrichsd'ors  jetzt  wohl  nur  Verlust,  wenn  auch  bei  der  Münx- 
Verwaltung  ein  Gewinn  davon,  in  den  Rechnungen  erscheint 

In  Vorstehendem  glaube  Ich  den  Nachwels  geführt  su  haben, 
dass,  wenn  in  Preussen  das  jetzt  gesetzlich  bestehende  Münz- 
System  auch  ferner  in  der  Thai  einigermaassen  aufrecht  erhalten 
werden  soll,  ein  wirklicher  Gewinn  aus  der  Münzverwaltang  nicht 
gezogen  werden  kann,  da«  vielmehr  von  Seiten  des  Staats,  d.  h. 
der  Steuerpflichtigen,  jährlich  wohl  50  bis  100,000  Thlr.  oder 
mehr  aufgewendet  werden  müssen,  dass  aber  die  vorgeschlagene 
Einführung  der  Goldwährung  schwerlich  grossere  Ausgaben  her- 
beiführen wird,  namentlich  da  dabei  die  erforderlichen  Silber- 
miiDzen  ohne  Kostenaufwund,  sogar  mit  einigem  Gewinn  geprftgl 
werden  können. 

An  Silbermünzen,  zu  14  Thlr.  auf  die  Mark  feinen  SUbers, 
sind  nach  Dieterici  bis  Ende  1849  geprägt  worden 

Zweithalerstttoke  1839—1849  .  .  .  20,899,450  TUr. 
ThalerstUcke 

'    1764—1806  —   40,394,274  Thlr. 

1807—18211  —   47,920,811  „ 

1822—1838  —   25,431,976  » 

1839—1849  —   13,958,242  « 

"127,705,303  » 
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davon  wieder  einge- 
zogen  —      —     344,275  TWr. 

bleiben   127,361,023  TWr. 

Driüellhalerslücke   1764—1809      ....    16,989,777  , 
SechsteHbalerstucke 


1764-1806  — 

17,693,380  Thlr. 

Sgr. 

1807—1821  — 

14,718,766  „ 

15 

1822—1838  — 

4,531,329  „ 

20 

1839-1849  — 

2,430,462  „ 

10 

9 

39,373,938  » 

15 

9 

davon  wieder  einge- 

zogen 

5,928,385  „ 

15 

bleiben   33,445^53  , 

2wömellMr.slöcke  1764-1786  19,668,293  Thlr. 
davon  wieder  eingezogen  —  12,017,300  , 

bleiben   7,650,993  „ 

zusammen    206,346,801  „ 

Wenn  diese  Summe  sich  noch  im  Umlauf  befände,  so  wäre 
elwa  Vs  des  umlaufenden  Oourants  schon  vor  1807  gepriigt, 
also  beinahe  50  Jahre  all.  Im  Jahre  1838  schätzte  Hoffmann 
(Lehre  vom  Geldc  S.  172)  das  im  Prcussischen  Staat  noch  im 
Umlauf  befindliche  Silbercourant  zwischen  90  und  120  Millionen 
Thaler,  und  im  Jahre  1853  meinte  Dielerici  (a.  a.  0.  S.  203}, 
dass  es  wahrscheinlich  noch  zu  hoch  gerechnet  wäre,  wenn  man 
100  Millionen  im  Preussischen  Staat  im  Umlauf  annfihme.  Magr 
diese  Annahme  nun  zuverlässig  sein  oder  nicht,  so  ist  doch  nicht  zu 
bezweifeln,  dass  durch  Privaten  schon  viel  Couranl  einsreschniolzen 
ist,  dass  dicss  aber  nicht  das  alte,  abgenutzte,  belroilen  haben 
wird.  Man  darf  daher  wohl  glauben,  dass  von  dem  umtaufenden 
Gourant  erheblich  mehr  als  %  fünfzig  Jahre  oder  filter  ist.  Wenn 
also  auch  nur  alle  fUnfzigjährig-en  und  ülteren  Münzen  jetzt  um- 
geprägt werden  sollten,  so  würde  diess  ohne  Zweifel  mehr  als 
£ine  Million  kosten. 

Wenn  dagegen  GoldmfUizen  in  der  vorgeschlagenen  Art 
Jedem  unentgeltlich  gepriigt  werden  und  SUbermttnze  nur  Utr 
Meine  Zahlungen  gesetzliches  Zahlungsmittel  ist,  auch  ans  i  Mark 
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feinen  Silbers  nicht  14  Thlr.,  sondern  15*/3  Thlr.  geprägt  werden, 
so  würde  der  Staat,  um  das  vorhandene  Silbercourant  aus  dem 
Umlauf  zu  ziehen,  wahrscheinlich  keine  Opfer  zu  bringen  haben. 
Denn  das  nmlanfende  (üouranl  ist  jetzt  durcbschnittiich  noch  nicht 
so  abgenutzt,  dass  erst  in  lö'/s  Thlr.  eine  Mark  Silber  enthalten 
wäre.  Wenn  nun  also  in  15  Va  Thlr.  mehr  als  eine  Mark  Silber 
befindlich  ist,  so  würden  Privaten  wahrscheinlich  Vortheil  dabei 
finden,  das  jetzt  umlaufende  Silbergeld  einzuschmelzen  und  dafür 
Gold  anzukaufen,  um  daraus  Zwanzigschillingstacke  prägen  zu 
lassen.  Die  Regierung  würde  danach  selbst  Vortheil  haben,  wenn 
sie  baldmöglichst  die  Zweithalerslucke,  die  Thüler  und  die  zuletzt 
geprägten  Sechsteltbalerstücke  einzieht  und  dagegen  Zwanzig- 
schilltngsmeke  in  Umhiuf  setzL  Die  Einziehung  der  alten,  ua- 
gerSnderten,  Sechstelthaleratttcke  und  der  Drittelthalerstacke  wilrde 
Seilens  der  Regierung  so  eilig  nicht  betrieben  zu  werden  brauchen, 
weil  dieselbe  bei  der  Einziehung  derselben  weniger  Vortheil 
haben  würde  und  sie  einstweilen  neben  den  neu  zu  prägenden 
Ifünzen  von  demselben  JVominalwerth  im  Umlauf  bleiben,  könnten» 
ohne  dass  ein  Einschmelzen  der  letzteren  zu  besorgen  stünde. 

In  England  ist  1  Hark  Gold  in  Goldmünzen  mit  14,2878 
Mark  Silber  iti  Si Ibermünzen  gleichgeselzl.  In  den  Vereinigten 
Staaten,  wo  DollarstLkke  nicht  iiielir  in  Silber,  sondern  in  Gold, 
jund  wo  aus  Silber  nur  noch  Theilstücke  des  Dollars  geprägt 
werden,  ist  das  gesetzliche  Verbällniss  des  Goldes  zum  Silber 
gegenwärtig  wie  1  zu  14,45,  indem  die  SilbermOnzen  jetzt  aus 
weniger  Silber  wie  früherhin  geprägt  werden  (Andr^  Cochnt, 
De  Tinfluence  de  Tor  Australien  et  Californien  sur  le  march^ 
d^Europe,  in  der  Uevue  des  deux  mondes  vom  15.  Febr.  1854. 
p.  825}.  In  beiden  Lindern  hat  Jedermann  Vortheii,  wenn  er 
für  seine  Forderungen  mit  Goldmünzen  bezahlt  wird.  Denn  tihr 
14,28  oder  für  14,45  Mark  Silber  kann  man  nicht  eine  ganze 
Mark  Gold  kaufen  —  oder,  was  dasselbe  ist,  für  1  Mark  Gold 
kann  man  mehr  als  14,28  oder  14,45  Mark  Silber  kaufen.  Da 
es  nun  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  Gold  künftig  so  billig  werden 
würd,  dass  man  für  14^28  oder  14,45  Mark  Silber  eine  Mark 
Gold  wird  kaufen  können  —  oder,  was  dasselbe  Ist,  dass  Silber 
künftig  so  theuer  werden  wu-d,  dass  man  für  14,28  oder  14^ 
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Mark  Silber  eine  ganse  JMark  Gold  wird  geben  müssen  —  so 
lllssl  sieh  annehmen,  dass  man  auch  künftig  fllr  alle  Forderungen 
mil  Goldmttnsen  bezahlt  zu  werden  verlangen  wird. 

In  derselben  Weise  würden  sich  die  Sachen  in  Prcussen 
gestalten,  wenn  man  ein  ähnlicheis  Verliiillniss  zwischen  Gold  und 
Silber  annähme.  Wenn  man  aus  1  Mark  feinen  Goldes  640 
Schilling  (213Vs  'fhlr.)  und  aus  1  Mark  feinen  Silbers  46  Schil- 
ling Cid'/s  Thlr.}  prägte,  so  würde  man  1  Mark  Gold  m  Preus^ 
sischen  Goldmünzen  mit  13,9130  Mark  Silber  in  Preussischen 
Silbermünzen  gleichsetzen. 

Wenn  nun  das  WerlhverhäÜniss  zwischen  den  edlen  Me- 
tallen sich  so  stellte,  dass  die  Regiemng  nicht  mehr  als  15  Mark 

Silber,  woraus  sie   690  Schillmg 

prägen  würde,  Ar  i  Mark  Gold  oder  32  Zwanzig- 

schillingstücke,  oder  für   640  „ 

kaufen  könnte,  so  gewönne  sie  auf  640  Schilling  50  Schilling, 
oder  7,81  Procent.  Mit  diesem  Schlagschatz  würde  sie  nicht  allein 
die  Kosten  der  Prägung  von  Silbermünzen  bestreiten  kdnnen, 
sondern  auch  noch  etwas  Übrig  behalten,  um  die  durch  längeren 
Umlauf  abgenutzten  Siibermünzen  immer  rechtzeitig  zum  Nenn- 
werth einziehen  und  durch  neue  ersetzen  zu  können.  Der 
Schlagschatz  ist  natürlich  noch  mehr  als  7,81  Procent,  wenn 
man  für  1  Mark  Gold  mehr  als  15  Mark  Silber  kaufen  kann. 
Daher  könnte  man  vielleicht  meinen,  man  würde  schon  einen 
genügenden  Schlagschatz  haben,  wenn  man,  anstatt  46,  nur  45 
Schilling  (15  Thlr.)  aus  der  Mark  feinen  Silbers  prägte.  In 
diesem  Fall  würde  man,  wenn  man  für  1  Mark  Gold  nur  15 
Mark  Silber  kaufen  kann,  daraus  675  SchUling  prigen ,  auf  640 
Sdiilling  also  35  Schilling  gewinnen  oder  5,47  Procent  —  In 
England  werden  aus  1  Unze  feinen  Goldes  84,90  Schilling  in 
Sovereigns  und  aus  1  Unze  feinen  Silbers  5,94  Schilling  ge- 
prägt. Kauft  man  nun  für  1  Unze  Gold  15  Unzen  Silber  und 
prägt  daraus  89,10  Schilling,  so  gewinnt  man  auf  84,90  Schüling 
nur  4,20  Schilling  oder  4,94  Procent  England  bat  also  bei 
Prägung  von  SUbermOnzen  einen  noch  geringeren  Schlagschatz. 

Gegenwärtig  circuliren  viele  Preussische  Münzen  auch  im 
Attsiaadc.   Wenn  die  Preussischen  SiU)ennünzeo  künftig  zu  46 
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Mifflkig  oder  lÖ'/a  Thlr.  aas  der  Mark  feinen  Silberfi  geprägt 
werden,  so  werden  sie  im  Auslände  schwerlich  noeh  genommen 
werden»  am  wenigsten  wohl  in  den  Lündem  mit  dem  Vierzehn- 
Thalerfoss.   Prenssen  wird  also  nidil  mehr  in  der  Lage  sein, 

auch  für  das  Ausland  Silbermünzen  zu  prägen,  also  schon  dess- 
halb  weniger  zu  prägen  haben,  als  seither. 

Wenn  kilnaig  alle  Zahlungen  von  20  Schilling  (ß%  Thlr.}  an 
in  Goldmttnaen  geleistet  werden  und  Niemand  verpflichtet  isl^ 
bei  Zahlungen  von  20  SchiUlng  oder  mehr  SilbermfinKen  anzn- 
nehmen,  so  leuchtet  es  ein,  dass  der  Bedarf  an  Silbermünzen 
überhaupt  nur  srering  sein  wird.  Mit  den  seitherigen  Preussischen 
Silberuiünzen  hatte  man  einen  unnützen  Kupferballast  herumzu- 
acbleppen,  da  namentlich  die  Sechstelthalerstücke  ^^/^  also  bei-- 
nahe  die  Ifilfie  Kupfer  enthalten.  Dieser  Ballast  wOrde  allerduigs 
weniger  lästig  sein,  wenn  überhaupt  weniger  Silbermünzen  er- 
forderlich sind.  Aber  es  fehlt  doch  auch  jeder  ausreichende 
Grund,  um  den  verschiedenen  Silbermünzen  künftig  wieder  einen 
verschiedenen  Kupferzusatz  zn  geben,  fiinfaeber  ist  es  gewiss, 
alle  aus  einer  gleichen  Mischung  anzufertigen,  zumal  -sie  hier*- 
durch  In  ihrer  Grösse  verschiedener  würden  und  weniger,  wie 
seither,  zu  verwechseln  wären.  SiUjirmünzen ,  die  beinahe  zur 
Hälfte  aus  Kupfer  bestehen,  sind  nicht  besonders  dauerhaft.  Aber 
Münzen  mit  so  geringem  Zusatz  wie  die  Englischen  Silbermünzen, 
die  nur  ihres  Gewichts  Kupfer  enthalten,  sollen  ebenfaüs 
mcht  sehr  danerhaft  sein.  Sie  würden  daher  mit  %  oder  Vis 
Kupferzusatz  zu  prägen  sein. 

Wenn  nun  die  Silbermünzen  aus  dersilben  Masse,  wie  die 
jetzigen  Thaier  und  die  früherhin  geprägten  halben  und  Viertel- 
thalerstüoke  g^rttgt  würden,  nämlich  aus  %  Silber  und  V4  Kupfer, 
und  zwar  in  der  Weise,  dass  in  46  Schüling  (ISVs  Thhr.)  i  Mark 
feinen  Silbers  enthalten  Ist,  so  würden  34 SchÜlIngstücka 
1  Mark  wiegen,  das  einzelne  Schiliing^tück  alao  8,3478  Gräo, 
nämlich 

6,2609  Grän  Silber,  im  Volumen  von  46,83  Kubüdinien 
2,0869  «    Kupfer,  im     „       „     i8;^9  , 

Ein  Schillingstück  (10  Sgr.)  enlhieite  also  ü5,12  „ 
Ein  Zweischillingstück  C^O  SgrO      »      130,25  „ 
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Ein  Fünfgrotstück  (5  Sgr.)  enthielte  32,56  Kubikiinien 

£iQ  Zweigrotstück  (2  Sgr.)     »        ^       13,02  « 

Diese  Stücke  wflnlen  sich  unter  einander,  sowie  aucli  von 
den  ZwanzigschiUingstikcken  und  den  Zehnsehillingstttcken  hin-* 

reichend  unterscheiden.  Das  Zweischillingstück  würde  nicht  zu 
gross  sein,  da  es  noch  lange  nicht  die  Grösse  des  jetzigren 
Thalers  hat.  Das  Schillingstück  körne  dem  jetzigen  Vierpfennig- 
slilck  in  der  Grösse  gleich,  das  Filnfgrotstttck  dem  jelugea 
2'/i  Silbergroschenstlkck,  und  das  Zweigrotslttck  wfire  noch  gross 
genug,  da  es  swar  elwas  kleiner  als  das  jetzige  Pfennigstück, 
aber  doch  noch  grösser  würde,  als  das  jetzige  halbe  Silber- 
groschenstuck, weiches  nur  11,4  Kubikiinien  hat. 

Vielleicht  wSre  es  noch  gerathener,  die  Silbennttnzen  kilnA^ 
ans  derselben  Masse  tu  prägen,  wie  die  jetsigen  ZweHhaler- 
stQcke  nnd  die  Französischen  und  Nordamerikanischen  Sflber-* 
münzen,  nämlich  aus  ^  lo  Silber  und  Vio  Kupfer.  Die  Stücke 
würden  dann  nur  kleiner  werden,  als  oben  angegeben  ist.  Es 
würden  nämlich  erst  41,4  Stücke  i  liark  wiegen,  ein  Stück  also 
nnr  6,9565  Grftn,  nämlich 

6,2609  Grau  Silber  im  Volumen  von  46,83  Kubikiinien 
0,6956    „    Kupfer        ,        „      6,09  » 

Das  Scbillingstttck  enthielte  also  52,92  ^ 
und  das  Zweigrotstück  nur  10,58  « 

Es  würde  also  das  Zweigrotstttck  etwas  kleiner  werden,  als 
das  jetzige  halbe  SUbergroschenstttck.   Diess  könnte  bedenklieh 

sein.  Andere  Staaten  haben  indessen  noch  kleinere  Silbei münzen. 
Die  kleinste  Münze,  die  in  Encrhmd  künftig  aus  Silber  zu  prägen 
Torgeschiagen  wurde,  ist  von  demselben  Werth,  nämlich  der  Cent 
oder  das  ZehnmitetQcL  Seither  worden  dort,  ausser  den  Drei- 
penceslücken  (2  Sgr.  6  Pf.),  noch  Zweipencestttcke  (1  Sgr.  8  Pf.) 
und  sogar  Pence  (10  Pf.)  aus  Silber  geprägt,  welche  überdiess 
nur  ^/4o  Kupferzusatz  haben.  Ferner  hat  Frankreich  Zwanzig-* 
Centimeslücke  (1  Sgr.  7,2  Pf.)  und  Holland  neuerlich  Zehncent- 
Stücke  Ci  H^'  M  und  selbst  Fünfcentstücke  (10,2  FL}  ans 
Silber  geprägt  Da  nmi  die  genannten  Staaten  es  nicht  für  er- 
forderlick  erachtet  haben ,  von  Uemen  SilbermUnzen  bedeatendn 


Digitized  by  Google 


eine  preuMucbe  Möllnreform?  ^5 

-  Ouantitäten  zu  präg"cn ,  so  würde  auch  in  Pi  eussen  ein  grosses 
Quantum  von  Zweigrotstücken  nicht  eben  erforderlich  sein. 
Uauptiilohlicfa  werden  Fttnfgrotstttcke  und  SchillingslOcke  erfor- 
derlich werden.  Zweischillingsttlcke  dOrften  auch  nur  in  mfis- 
sigem  Betrage  zu  pr8gen  sein,  wenn  gleich  die  Münzverwalfung 
geneigt  sein  konnte,  sie  wegen  der  veriialtnissmässig  etwas  ge- 
ringeren Münzkosten  vorzugsweise  zu  prägen. 

'  Bei  der  vorgeschlagenen  Einrichtung  wiirde^  sowie  in  Eng^ 
land,  anch  in  Preussen,  die  Silbennttnze  in  das  VerhSUniss  einer 
ScheideaiftnKe  treten.  Wenn  aber  Hoflfhiann  (Zeichen  der  Zeft 
S.  128)  meint,  in  diesem  Fall  käme  es  auf  den  Gehalt  der  Silber- 
münze  nicht  an,  so  ist  dicss  ein  Irrthum.  Denn  wenn  die  Re- 
gierung auch  nicht  über  den  wirklichen  Bedarf  Silberniünzen 
l^rtgt,  so  würden  doch  gewiss  Privalmilnzen  ein  Uebermaass  von 
BObennttttzen  schaffen  ,  wenn  sie  entsprechenden  Gewinn  dabei 
hätten.  Diesen  würden  sie  jedoch  haben,  wenn  man  den  Silber- 
münzen einen  zu  hohen  Nennwerth  beileorle,  d.  h.  wenn  der 
Schilling  ein  zu  geringes  Quantum  Silber  enthielte. 

•  '  "  V.  Kupfermüazea. 

Münzen  von  noch  geringerem  Werth  als  2  Grot  (2  Sgr.) 
aus  Silber  zu  prägen,  kann  nicht  rathsam  sein.  Alle  Münzen 
von  geringerem  Werth  wwden  daher  als  Scheidemünzen,  in  der 
gewöhnlichen  Bedeutung  des  Worts,  geprägt  werden  müssen, 
foigüch  entweder  theils  ans  Kupfer  nnd  theils  aas  Billon,  d.  h. 
einer  Masse,  die  etwas  Silber,  giüäslentheils  aber  Kupfer  enthält, 
oder  lediglich  aus  Kupfer. 

BiUonmünzeii  von  höherent  Nennwerlh  als  Vi  5  Thaler  gab 
e«  in  Preossen  früherhin  nicht.  Es  war  davon  überhaupt  nicht 
viel  gepriigl  worden  und  nur  bis  1786*  Das  Hünzgesetz  von* 
1B21  führte  als  BiDonmÜnze  nur  Silbergroschen  und  halbe  Sflber- 
groschen  ein.  Wenn  die  alten  zu  14  Thlr.  auf  die  Mark  fein 
ausgeprägten  Zwölftellhalerstücke  zum  Nennwerlh  eingezogen 
und  voUhaltig  umgeprägt  worden  wären,  so  würde  diess,  wie 
kh  früher  schon  dargethan  habe  (Vorschlüge  etc.  S.  126.  127), 
4Blwas  über  äne  MBISon  gekostet  haben,  wogegen  die  im  Jahre 

Z«itMfe.  lOr  SuutUw.  18M.  3s  Heft.  31 
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1843  geschehene  Einführung  der  zu  16  Thlr.  auf  die  Mark  fein 
ausgeprägten  27?  Silbergroscbenslücke  einen  Gewinn  von  beiBaiie 
einer  Viertelnillion  bringt  Als  eine  finansieUe  Operation  mtfeble 
Mancher  diess  Tiellelcbt  gulheissen.   Hierin  aber  eine  Verbes* 

serung  des  Preiissischen  Münzwesens  zu  liiideiij  fehlt  jeder  Grund. 

Wenn  nun  die  Zweigrotstiicke  (2  Sgr.)  aus  Silber  geprägt 
werden,  so  können  ofTenbar  Billonmünzen  von  höherem  Ifooiiaal- 
Werth  nicht  beibehalten  werden.  Aber  auch  fiiUonmtlnzen  von 
denselben  Nomlnalwerlh  wie  die  jetzigen  SUbergr eschen  und 
halben  Silbergroschen  würden  schon  aus  dein  Grunde  unzulässig 
sein,  weil  der  halbe  Silbergroschen  etwa  diesilbe  Grösse  hat, 
wie  das  Zweigrotstück,  der  Silbergroschen  aber  noch  grösser 
Ist,  also  das  Grolstück  grösser  wllre,  als  das  Zwetgrolstack. 
Wenn  nun  hiemach,  anstatt  der  jetsigen  halben  SUbergroscheit- 
stücke,  künftig  Fünfcentslücke  (6  Pf.)  aus  Kupfer  ohne  Silber- 
zusatz geprägt  werden,  so  könnte  man  doch  vielleicht  meinen, 
um  nicht  Grotstücke  ebenfalls  aus  Kupfer  prägen  zu  müssen, 
liessen  sich  die  Silbergroscfaen  als  Grotstücke  beibehalten,  jedoch 
ohne  sie  weiss  zu  sieden.  Indem  ihre  Farbe  dann  anzeigen  würde, 
dass  sie  weniger  Werth  haben,  als  das  kleinere  ZweigrotstüdL 
aus  Silber. 

Indessen  sind  Billonmünzen,  die  nicht  weiss  gesotten  sind, 
oder  die  das  silberartige  Ansehen  durch  den  Gebrauch  wieder 
verloren  haben,  nicht  allein  ganz  ausserordentlich  hllsslich,  son- 
dern sie  sind  auch  so  wenig  dauerhaft  ,  dass  Hbffimann  bereHs 

1843  (iVachlass  etc.  S.  5763  Ansicht  aussprach ,  es  zeige 
sich  schon  jetzt  das  Bedürfniss  nicht  mehr  sehr  entfernt,  bis 
zur  Unkenntlichkeit  des  Gepräges  schon  wieder  abgeschliffette 
Stücke  —  der  erst  1821  eingeflibrten  BiUonnttaize  —  gegen 
neue  ehizntauschen.  Ich  habe  mich  bweits  darl&ber  ausgesprochen, 
wesshalb  mir  die  iieibehallung  an  Billonmünzen  überhaupt  gar 
nicht  erforderlich  scheint,  und  dass  auch  in  Preussen  Silberinimzen 
und  Kupfermünzen  ihre  Steife  verlreten  können  (Das  Geld-  und 
Bankwesen  etc.  S.  29  ffO-  Dieser  Ansicht  bin  ich  auch  jetst 
noch.  Ich  halte  dafür,  dass  die  baldige  Elnzlebung  sHiunliliAer 
2V2,  1  und  '/2  Silbergroschenslücke,  sowie  auch  aller  4,  3,  2 
und  1  Pfennigstücke  erforderlich  ist  und  dass  für  alle  Zaliiimgeo 


Digitized  by  Google 


eine  prembciie  MüDsreform? 


von  wenig-er  als  2  Grot  (2  Sgr.)  Tviipfermünzen  zu  1  Grot 
(1  SgrO,  5  Cent  (6  Pf.),  2  Cent  (2%  PfO  und  1  Cent  (!«/»  Pf,) 
SV  prigfen  sein  werden,  jedoch  in  der  Weise,  dass  1  Grot  in 
Kiqifermilnzen  mehr  wiegt  als  12  Pfennige  in  Kupfer  seither 
wiegen  sollten. 

Die  Gesetze  vom  30.  Septeiuber  1821  und  vom  2S.  Juni 
1843  schreiben,  vor,  dass  nur  Zahlungen  von  weniger  als  %  Tblr. 
in  Silbergroschen  und  2%  SilbergroachenstUcken  geleistet  werden 
s<rf]en,  and  dass  Niemand  verpflichtet  ist,  eine  grössere  Zahlung 
darin  anzunehmen.  Wenn  man  auch  annähme,  dass  das  Gesetz 
unter  „Silbergroschen"  auch  halbe  Sübergrosclienslückc  habe 
verstehen  woUen,  was  eigentlich  wohl  ausdrücklich  halte  gesagt 
sein  sollen,  so  kann  nran  doch  nicht  annehmen,  dass  anter 
„Silbergroschen*  aach  1,  2,  3  und  4  Pfennigstocke  aus  reinem 
Kopfer  zu  verstehen  sind.  So  fehlt  es  denn  jetzt  in  Preussen 
an  einer  gesetzlichen  Vorsclirift ,  auf  Grund  drrcn  Jemand  sich 
weigern  könnte,  für  irgend  eine  i^unime,  die  er  zu  fordern  hat, 
die  Bezahlung  in  Kupfermänsen  anzunehmen.  Auch  die  öiTent- 
liehen  Kassen  dürfen  sich  nicht  weigern,  grössere  Zahlungen  In 
Kupfermflnzen  anzunehmen.  Sie  sind  aber  nicht  verpflichtet^ 
bei  einer  Zahlung  von  mehr  als  4  Sgr.  6  Pf.  Silbergroschen  und 
27«  Silbergroschenstücke  anzunehmen. 

Es  würde  nun  eine  gesetzliche  Vorschrift  erforderlich  sein, 
wonach  sowohl  von  Privaten  als  auch  von  öffentlichen  Kassen 
nur  zu  Zahlungen  von  weniger  als  5  Grot  (5  Sgr.)  Kupfer- 
münzen verwendet  werden  dürfen,  so  dass  Jeder,  welcher  5  Grot 
oder  mehr  zu  fordern  hat,  Zahlung  in  Sil!  ennunzen  verlünorn 
kann ,  ebenso  wie  Jeder ,  welcher  wenigstens  20  Schilling. 
C6Vs  Tblr.}  SU  fordern  hat,  Goldmünzen  verlangen  kann. 

Solche  Vorschriften  lassen  sich  aber  nur  dann  aufrecht  er^ 
halten,  wenn  wirklich  nur  so  viel  Scheidemünze  umlauft,  als  zur 
Berichtigung  von  Zahlungen  unter  20  Scliillüig  und  unter  5  Grot 
eben  erforderlich  ist.  Das  Münzgesetz  von  1821  besiiinuil  zwar, 
dass  ner  so  viel  Scheidemünze  geprägt  werden  soll,  als  zur  Aus- 
gleichung im  kleinen  Verkehr  nöthig  ist.  Diese  Bestimmung  allein 
ist  aber  nicht  ausreichend.  Das  Münzedikt  von  1764  enthielt 
eine  liiinliche  Beslimmung  und  doch  war  zu  viel  Scheidemünze 
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in  Umlauf  pfekommen,  wie  sich  schon  darans  ergiebt,  dass  das 
zwanzig  Jahre  später  verkündigte  Allgemeine  Landrecht  l'lioil  1. 
Titel  16.  S  77  vorschreibeil  musste,  dm  Zaiiliuigeii  niiler  10  Tliir^ 
im  Mengel  nlherer  Beftimmangen,  ganx  m  Scbeidentee»  md 
«Bier  30  Tür.  halb  in  Counnt,  halb  in  SdieidemiDse  anzu- 
nehmen seien. 

Wenn  auch  ein  Nachmachen  von  Scheidemünzen  durch 
Private  nicht  stattfindet  und  die  Regierung  den  ernstlichen  Willen 
hat,  nicht  Uber  den  Bedarf  Scheidemünzen  au  prügen,  so  kann 
sie  sich  doch  ttber  das  Quantum  des  Bedarfs  tMoschen,  wenn 
nicht  ein  Mittel  vorhanden  ist,  den  Bedarf  richtige  zu  beurtheilen. 
Es  scheint  daher  nöthig  zu  sein,  dass  alle  Zalilungen  an  ölTent- 
liche  Kassen,  nach  der  Bequemlichkeit  des  Einzahlenden,  sowohl 
in  Goldmünzen  als  auch  in  Silbermttnzen  oder  in  Kupfermttnzen 
geleistet  werden  dürfen.  Ausserdem  mttssten  alle  Regierung»* 
Hauptkassen,  alle  Steuerkassen  und  alle  Poslkassen  gesetcKoh 
verpflichtet  sein,  unweigerlich  Jedem  sowohl  Silbciaiünzcn  gegen 
Goldmünzen  und  Guldmüii/en  gegen  SilijeriMünzen ,  als  auch 
Kupfermünzen  gegen  öilbeimünzen  und  Sübermünzen  gegen 
Kupfermünzen,  und  zwar  in  jedem  Betrage,  kostenfrei  einzu- 
wechseln. Nur  durch  eine  solche,  sehr  wohl  ausführbare^  Em- 
richtung  würde  die  Regierung  jederzeit  im  Stande  sein,  richtig 
zu  beurtheilen,  ob  lür  den  Bedai  i  des  kleineren  Verkehrs  genug 
oder  zu  viel  Silbermünzen  —  die  ja  die  Aalur  der  Scheidemünzen 
haben  sollen  —  oder  Kupfermünzen  vorbanden  sind.  Wenn  zn 
viel  davon  vorhanden  würen,  so  würden  sie  sich  bald,  auffallend 
in  diesen  Kassen  anhSnfen,  und  erst  wenn  das  Publikum  vielfach 
von  den  Kns.sen  Silber münzcii  udei  Kupfermünzen  verlangle,  dürHe 
wieder  eine  Prägung  derselben  vorgenommen  werden. 

Eine  solche  Anordnung  hätte  noch  einen  weiteren  VortheiL 
Es  ist  zwar  ein  Nachmachen  der  vorgeschlagenen  Silbermttnzen 
wenig  zu  iUrchten.  Anders  ist  es  aber  mit  den  Kupfermünzen. 
Ein  Nachmachen  der  Kupfermünzen  Hesse  sich  doch  eher  be- 
sorgen. Falls  nun  den  Staatskassen  ungewuhnlicii  viel  Kupfer- 
münzen zuströmen  sollten,  so  käme  es  nur  darauf  an,  dieselben 
aogleich  durch  Mttnzbeamte  oder  andere  Sachverstündige  genan 
prOfm  zu  lassen,  wobei  sich  denn  bald  ergeben  mflsste,  ob 
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Falschmünzerei  slaltgefunden  hat,  und  die  Polizei-  und  Justiz- 
behörden könnten  die  Verbrecher  dann  rechtzeitig  verfolgen. 
Wer  kann  jeisi  mit  Sicherheit  behaupten,  dasf  in  Prenssen  nach*- 
gemachte  Kupfermünzen  nicht  umlaufen? 

An  Scheidemünzen  sind  seit  1821  bis  1849  geprägt  worden 

Silbergroschenctdcke 

1842-1849   2,422,065  Thlr.  22  Sgr.  6  Pf. 

Silbergroschen  n.  halbe 

182 1 —1 838         3,04 1 ,29 1  Thlr.  1 1  Sgr.  6  Pf. 
1839-1849  746,705    „   14  „  6  „ 


Kupfemfliim 

1821^1838  684,870  »  23  „  6  » 

1839-1849  357,907  „    9  »  5  » 


1,042,778   ,     2  ,    11  , 
sniammeii  im  Neanwerth  vod      7,252,840  »  2!  ^    5  „ 
Hiernach  meint  Dieterici  (a.  a.  0.  S.  203) ,  es  wöre  seit 

1821  wenig  Scheidemünze  j[Teprägl  worden,  nämlich,  da  etwa 
100  Millionen  in  Coiirant  umliefen,  nur  7  Procent,  während  1806 
YOn  der  umlaufenden  Münze  nahe  an  43  Procent  Scheidemünze 
gewesen  wäre.  Kann  man  wobl  mit  Sicherheit  die  Behauptung 
aufstellen,  dass  7  Procent  für  den  Bedarf  der  kleinen  Zahlungen 
nicht  zu  viel  sind?  Unberücksichtigt  darf  dabei  nicht  bleiben, 
dass  in  Fieussen  auch  ein  im  Ganzen  nicht  unbedeutendes  Quantum 
iremder  Scheidemünze  umläuft. 

Es  wurden  jährlich  im  Durchschnitt  geprägt 
an  Silbergroschen  und  halben  Silbergroschen 

1821—1838  för  168,960  Thlr. 

1839—1849   ,     67,882  „ 
an  2V2  Silbergroschenstücken 

1842—1849  für  302,708  » 
an  Kupfermünzen 

1821—1838  «    38,048  » 

1839—1849  „     32,537  „ 

Elatsmässig  sollten  sowohl  1853  als  auch  1854  an  Biilon- 
münzen  175,000  Thlr.  —  mit  einem  Gewinn  von  10,238  Thlr. 
22  Sgr.  6  Pt,  d.  k.5,08  Procent  —  und  an  Kupfermünzen 
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25,000  Thir.  —  mit  einem  Gewinn  von  < 5,396  Thlr.  22  Sff. 
8  Pf.,  d.  h.  61,59  Pr<K(  nt  —  geprägt  werden. 

Aus  den  weiter  oben  angegebenen  Zahlen  ergiebt  sieh,  daS8 
in  England  von  Anfang  1838  bis  MiUe  1853  jährlich  im  Dnrdi» 
schnitt  an  Threepence  (2  Sgr.  6  Pf.),  Twopence  (1  Sgr.  8  Pf.) 
und  Pence  (10  Pf.)  in  Silber  nur  für  4108  /.  oder  27,387  Th?r. 
und  au  Kupfermünzen  nur  für  2238  /.  oder  14,920  Thlr.  geprägt 
worden  sind  —  obgleich  der  Britisch e  Staat  10  Millionen  Ein- 
wohner mehr  als  der  Preussische  hat]  Ueberhaupt  wurden  in 
den  sechs  Jahren  1848  bis  1853  geprägt  (Bremer  HandelsbUitt 
Tom  19.  Mai  1854) 

in  Golde    31,216,864  /.  12  s.   6  d. 

in  Silber     1,263,139  „  12  ,  10  ^. 

in  Kupfer       2f,381  „  16  „  —  « 

zusammen    32,501,386  /.    1       4  d. 
Es  kamen  also  auf  100  /. 
96,0478  /.  in  Goldmünzen 
3,8864  9  in  Siibermttnzen 
0,0658  „  in  Kupfermünzen. 

Von  Frankreich  bemerkt  Chevalier  (a.  a.  0.  p.  574),  dass 
das  Verbällniss  der  Scheidemünzen  ein  sehr  müssiges  sei;  man 
nähme  an,  dass  auf  27«  Milliarden  Franken  nur  45  Millionen 
Scheidemünze  käme,  was  weniger  als  2  Procent  wäre. 

Hinsichtlich  der  Niederlande  ergiebt  sich  aus  den  oben  ange- 
führten Zahlen,  dass  1839—1853  154,7 13,659  Gulden  Silbermünzen 
und  82,003  Gulden  Kupfermünzen  geprägt  sind.  Unter  100  Gulden 
sind  also  99,05  Gulden  in  Silber  und  nur  0,05  Gulden  in  Kupfer. 

In  den  vier  Jahren  1850  bis  1853  wurden  in  Preussen  ge- 
prägt (Preuss.  Staats-Anzeiger  vom  1.  Juni  1854) 

in  Priedrichsd'ors    631,440  Thlr. 
dagegen  eingezogen  605,665  „ 

bleiben   25,775  Thlr, 

in  Courant,  und  zwar  - 

Doppelthaler    .   .   .   2,204,350  Thlr. — 

Tbaler   1,977,495    „  — 

.7     Sechstelthalerslücke    .      111,464    »15.  '  / 

zusammen  4,293,309   „  15. 
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dagegen  eingezogen 
halbe  u.  Viertellhalerslücke  9,444.  22.  6. 
Sechsteithalerslücke       209,161.  15.  — 
alle  ZwdlAdthftlmtücke  241,438. 12.  6. 

zasiuiimen  460^044. 20. 
bleiben    .   .  .   •    3,833,264. 25.— 
in  Scheidemünzen,  und  ^war 
2V2  Silbergroschen   .   .   672,723.  22.  6. 
1  SUbergroschen  .   .   .   31d»060. 24.  ^ 

zusammen    985,784.  16.  6. 
Kupfermünzen      154,156.  6.  6. 
dagegen  eingezogen  1,054.  7.  4. 

bleiben  153,101.29.2. 
zusammen   ....    1,138,886.  15.  B. 

Summa       4,997,926.  10.  a 
In  diesen  vier  Jfabren  ist  also  jabriich  im  Durcbscbnitt 

weniger  an  Friedricbsd'ors  und  weniger  an  Courant,  aber  mehr 
an  Scheidt  niürizen  geprägt  worden,  als  nach  dem  Etat  für  1853 
geprägt  weidi  Ii  sollte,  und  es  kamen  im  Ganzen  auf  100  Tblr. 
0,51  ihlr.  in  FriedricbsdVs 

76,69   9    in  Courant 

22,80   „    in  Scheidemünze. 

Es  scheint  hiernach,  als  wenn  Freussen  wirklich  wieder  auf 
dem  Wege  ist,  ein  Uebermaass  von  Scheidemünze  zu  prägen. 
Während  1821  bis  1838  jährlich  im  Darchschnitt  an  Scheide* 
münzen  aller  Art  nur  208,120  Tblr.  geprägt  worden  war, 
wurden  i84'2  Iiis  1853  jährlich  im  Durchschnitt  bloss  in  27« 
Silbergroschenstücken  nicht  weniger  als  257,899  geprägt! 

In  einem,  in  der  Revue  des  deux  mondes  von  1852,  Bd.  II., 
abgedruclilen  Aufsätze  ^La  refonle  des  monnaies  de  cuivre^ 
äussert  Andr6  Coohut  (p.  555},  Viele  glaubten,  dass  ein  Ueber- 
maass geringer  Münzen  eine  besondere  Erleichterung  für  den 
Handel  sei  und  dass  sie,  wenn  sie  auch  durch  iVachmachen  ver- 
vielfäUigt  wären,  doch  auC  den  Freis  der  Waaren  keinen  Einfluss 
ttiten ,  da  aie  iedigUdi  zur  Ausgleichung  bestimmt  seien.  Diesf 
sei  jedodi  ein  sehr  gefiihrlicher  brthnm. 
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^Auf  36  Millionen  Menschen  in  Frankreidi  kommen  24  Mil^ 

Honen  oder  zwei  Driltheil,  deren  ganzes  Einkommen,  welches 
aus  ihren  Luluien  oder  ihrem  ganzen  Vermögen  herrührt,  niciit 
50  CenUmen  täglich  iU)ersteigtl  Da  hei  der  grösseren  Zahl  der 
Arbeiter,  welche  guten  Lohn  verdienen,  dieser  MittelsatK  statu 
indet,  so  folgt  daraus,  dass  die  übrigen  auf  eine  Ausgabe 
weniger  Centimen  beschränkt  sitid,  um  damit  ihre  Bofhirfnisse 
zu  befriedigen.  Silber  kommt  nur  in  die  Familien,  deren  Häupter 
Abends  Vk  bi»  2  Franken  für  4  oder  5  hungrige  Münder  mit- 
bringen. Ach!  man  beklagt  sich  dort  nicht,  zu  sehr  mit  Kopfer 
belastet  zu  sein  I  Einnahmen  und  Ausgaben  finden  dort  in  schweren 
Süiis  btnti.  Welche  enormen  Verluste,  welche  Leiden  ständen 
für  dieise  1  aiiiilicn  in  Aussicht,  wenn  das  kleine  Geld  durch  eine 
unmerkliche  Werlhsvermindcrung,  in  seiner  Kaufsbelähigung  ver- 
lieren wUrdel 

^Wir  dürfen  uns  darch  das  Wort  Scheidemünze  nicht  ver- 
blenden lassen.  Es  wird  im  ersten  Augenblick  unglaublich  er- 
scheinen ,  wenn  wir  sagen ,  dass  ein  Driltheil  und  vielleicht  die 
Hälfte  der  Geschälte,  die  m  Frankreich  vorkommen,  mit  Sous 
bezahlt  werden,  und  doch  lässt  sich  diese  Behauptung  sehr  wohl 
aufstellen.  Man  schätzt,  dass  Frankreich  für  50  Millionen  Sous 
und  flir  2  bis  3  Milliarden  Gold-  und  Silbermünzen  besitzt. 
Werden  nun  nicht  hundert  mal  mehr  Geschäfte  mit  100  Franken 
in  Sous  als  mit  100  Franken  in  Gold  gemacht?  Wenn  man 
annimmt,  dass  Jeder  Sou  seinen  Herrn  täglich  einmal  wechselt^ 
und  das  ist  keine  übertriebene  Annahme,  so  würde  sich  daraus 
ein  Umsatz  von  18  Milliarden  ei^eben,  und  diese  Sunune  würde 
wahrscheinlich  einem  Drittel,  wo  nicht  der  Hälfte  der  Käufe  und 
der  Ausgaben,  welche  jedes  Jahr  in  Frankreich  berichtigt  werden, 
gleichkommen. 

„Es  giebt  überdiess  viele  Umstände,  wo  das  Kopfer  offenbar 
aufhört,  ein  Zeichen  zd  sein,  um  seine  Eigenschaft  als  Münz- 
waare  wieder  anzunehmen:  diess  kommt  bei  den  Personen  vor, 

welche,  da  sie  bei  ihrem  Gewerbe  viel  kleine  Münzen  einnehmen, 
manchmal  genöthtgt  sind,  dagegen  Silber  einzuwechseln.  Es  ist 
nicht  selten,  dass  Krämer  auf  dem  Lande  und  Verkäufer  aaf 
Jahr-  und  Wochenmärkten  Massen  von  Sous  kt  Kasie  haben^ 
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Andrerseito  sind  Fabrikbesitzer  und  grosse  Landwirthe  oft  ge- 
nölhigt,  sich  Sous  anzuschaffen,  um  ihre  Arbeiter,  die  das  kleine 
Geld  lieber  haben,  bezahlen  zu  können:  daher  «ntsteht  eine 
AgioUige,  die  nkht  ahne  BedeuUing  ist,  obgleich  man  nicbt  ein- 
mal eine  Ahnung  davon  in  den  hohen  Kreisen  der  polHiadien 
Well  8U  haben  seheint  Es  giebt  vlelleichl  keinen  Canlons* 
liauptorl,  wo  man  nicht  einen  oder  mehrere  reichgewordene 
Krämer  findet,  die  neben  iitrem  besonderen  Geschäflc  das  Kupfer- 
wechseln betreiben,  und  diese  haben  zuweilen  bedeutende  Summen 
ihrer  Waare  in  Vorraih.  Der  C!our8  variirt  nach  den  Gegenden 
nnd  den  UmsUtiiden.  Es  kostet  gewöhnlich  20  Sons,  on  100 
Franken  in  kleiner  Mflnze  zu  erhalten  und,  wenn  man  Kupfer 
gegen  Silber  anbietet,  so  steigt  der  Cours  von  2  cnif  5  Procent 
In  Paris  giebt  es  mehrere  Wechsler  von  ^ous,  die  die  Sous, 
welche  die  Kaufleute  der  Hallen,  die  firieftrüger,  die  kleinen  Ge- 
werbslenle  einnelimen,  aulkanTen,  nnd  dieselben  sogar  ans  den 
Provinzen,  wo  ein  Uebermaass  davon  vorhanden  ist,  kommen 
lassen;  sie  verkaufen  sie  gleich  wieder  vor  den  Fesitagen  an 
Weinhändler  ausserhalb  der  Barrieren.  Einer  dieser  Händler 
nnter  anderen  bietet  diese  Sous  in  zwei  Wagen,  die  ihm  ge» 
hören,  aus  nnd  verdient  dabei,  wie  man  uns  versk»hert  hat| 
6  bis  7000  Franken  jährlich. 

„Die  kleinen  Kaufleute  auf  dem  Lande  helfen  sich  mit  ver- 
schiedenen Mitteln,  um  den  Verlusl  bei  dem  Wechseln  zu  ver- 
meiden. In  verschiedenen  Gegenden,  und  namenilich  in  der 
Bretagne,  geben  die  Ladenhalter  ihren  Lieferanten  keinen  Auf- 
trag, ohne  anssnbedingen,  dass  ein  Drittheil  oder  ein  VierUiefl 
hl  kleiner  MOnse  bezahlt  wird.  In  gewissen  Städten  lässt  man 
das  Kupier  umlaufen,  ohne  es  fortzuschallen.  Der  Schuldner 
trägt  seine  Schuld  ab,  indem  er  eine  auf  den  Inhaber  lautende 
in  Squs  zahlbare  Anweisung  unterschreibt  und  diese  Anweisung 
geht  wie  eine  Banknote  ans  einer  Hand  in  die  andere  bis  su 
dem  Tage,  wo  einer  der  Inhaber  4n  den  Fall  konunt,  sie  in 
Gel  de  machen  zu  müssen.  Aber  die  Aussicht  auf  eine  Besahking 
in  einer  Veliita,  die  nicht  ohne  Verlust  verwendet  werden  kann, 
übt  einen  Einfluss  auf  den  Verkehr  aus.  Man  entschädigt  sich 
natttrlioh^  indem  nan  den  Preis  der  Dienste  und  der  Wnaren  ni 
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Veflitfiiil»  des  Opfer«  erhöht,  welches  um  für  das  Weehseta 

bringen  miiss." 

Wenn  irun  in  Frankreich,  wo  an  Scheidemünze  nur  2  Pro- 
eeni  umläuft,  daraus  solche  Inconvenienzen  entstehen,  so  muss 
«in  doch  wohl  annehmen,  dass  7  Procent  Scheidemüiise  in 
I^reassen  sv  viel  ist 

Die  Kupiormünze  vom  höchsten  Nennwerth,  welche  früher 
in  Preussen  geprägt  wurde ,  war  der  Dreier.  Er  war  gleich 
3,75  jetzigen  Pfennigen,  und  nach  der  Reduktion  von  1811  nur 

jetsiger  Pfennige.  Die  Kupfermünze  vom  höchsten  Neon- 
werth enthiilt  jetzt  4  Pfennige.  Die  Anwendung  von  Kupfer- 
münzen ist  also  jetzt  etwas  Ausgedehnter.  Es  kann  liein  Be- 
<leniien  haben,  die  Kupfermünzen  für  noch  grössere  Werthe  an- 
zuwenden, wenn  die  Scheidemünze  aus  Billon  ganz  wegfällt. 
In  Frankreich  und  England  hat  man  Kupfermünzen  von  bedeutend 
höherem  Kennwerth,  denn  das  Zweisonstttck  ist  gleich  9,6  Prens- 
sischen  Pfennigen  und  der  Penny  ist  gleich  10  Prenssischen 
Pfennigen.  Das  Fünfniilstück ,  gleich  IV5  Pence,  welches  dem 
Grot  (1  Sgr.)  gleichliomnien  würde,  soll  aus  Kupfer  geprägt 
werden.  Hiernach  kann  die  grössle  Freussische  Kupfermünze 
wohl  auch  den  Nennwerth  eines  Grots  erhalten. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  welches  Gewicht  soll  den  Prens- 
sischen Kupfermünzen  künftig  gegeben  werden?  Jetzt  sollen 
12  Pfennige  in  Kupfer  1^/4  Loth  wiegtii.  Wie  Cochut  fa.  a.  0. 
p.  543.  5513  anführt,  galt  seither  in  Frankreich  1  Kilogramm 
Kupfer  in  i  und  2  Soustttcken  5  Franken ,  und  der  Englische 
Penny  bat  Jetzt  ein  Gewicht  von  18,89  Gramme.  Da  nun  233)85 
Gramme  einer  Mark  gleich  sind,  so  hat  die  Mark  Kupfer  in 
Preussischcn  Kupfermünzen  einen  Nennwerth  von  12,82  Sgr., 
in  Englischen  10,31  Sgr.  und  in  Französischen  nur  9,35  Sgr., 
oder  der  Werth  eines  Grots  (1  Sgr.  3=  12  Pf.  V/b  Pence 
as  5  Mll}  würde  in  Preussischen  Kupfermünzen  22,5,  in  Eng- 
lischen 27,92  und  in  Französischen  30,79  Grfin  wiegen.  Die 
Preussischcn  Kupfermünzen  haben  also  den  ^erinp^sten  innern 
Werth.  Da  sie  nun  künftig  für  den  Verkehr  eme  grössere  Be- 
deutung wie  seither  haben  sollen,  so  würde  es  gewiss  sehr 
•npfthlenswerth  sein,  ihnen  künftig  auch  einen  grösseren  innarea 
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Werth,  also  ein  verhältnissmassifr  grösseres  Gewicht  an  Kupfer 
SU  geben,  sie  namentlich  nicht  noch  leichter  zu  machen,  als  die 
Englischen  KHpferaittiMEeii  jeixt  sind,   fia  wttrde  hiernach  ein 

Grol  (1  Sgr.)  244,75 

FOnfcenUtfick  (6  Pf.)  122,^7 

Zweicenlslück  ( 2^5  PQ  48,95 

Cent  (1 V5  Pf.)  24,47 
KnhiUinien  gross  sein.  Während  '/so  Thir.  in  Kupfermttmen 
seith^  22,5  Grän  wog  und  197,24  Kubiklinien  enthielt ,  würde 
er  jetst  27,92  Grtfn  wiegen  und  244,75  Kubiklinien  enthidteiL 
Die  Vermehrung  des  Gewichts  und  Volumens  würde  keine  er- 
hebliche rnbequemlichkeil  herbeiführen.  Das  CentslUck  würde 
etwas  grosser  sein,  als  der  seitherige  Silbergroschen,  das  Zwei« 
centstück  etwas  kleiner,  als  das  seitherige  Dreipfennigstiick. 
Diese  Mttnsen  haben  also  eine  sehr  bequeme  Grösse.  Das  Fttnf* 
centstttck  whrd  grösser  als  das  DrittelthaleratBck  und  der  Grol 
grösser  als  das  TbalerstUck,  aber  doch  noch  sehr  viel  kleine 
als  das  Doppelthalerslück. 

Das  Grotstilok  aus  Kupfer  und  vielleicht  auch  das  Fünfcent- 
stttck  könnten  einigen  Widerspruch  inden.  Wenn  indessen  künftig 
alle  Zahlungen  von  20  Schilling  (6V3  Thlr.)  an  in  Gold  geleistet 
werden,  und  die  wenigen  Silberniünzen,  welche  erforderlich  sind, 
weniger  Kupierzusatz  haben  als  früher,  so  wird  man  in  Zukunft  doch 
eine  geringere  Last  an  Kupfer  mit  sich  zu  führen  haben,  wenn 
auch  Grote  und  Fttnfcentstücke  aus  Kupfer  in  Umlauf  kommen. 
Wenn  gleich  die  Münsverwaltung  wegen  des  grösseren  Gewinns 
am  liebsten  die  grösseren  Kupferroftnsen  «u  prägen  wQnschen 
mochte,  so  wird  doch  strenge  darauf  gehalten  werden  müssen, 
dass  von  allen  Kupiermünzen  von  Groten  das  geringste  Quantum 
geprägt  wird.  Am  meisten  werden  CentstUcke  erforderlich  sein. 
Diejenigen  Reichen,  welche  die  grossen  Kupfermünzen  etwa  un- 
bequem finden,  mögen  Summen,  die  bloss  in  Knpfermttnzen  be- 
nahlt  werden  können  ,  künftig  nicht  nehmen  und  für  Zahlungen 
unter  2  Grot  jedesmal  ein  Zweigrotstüek  geben.  Die  Aermeren 
werden  die  Annahme  dieser  neuen  Kupfermünzen  nicht  ver- 
weigern.  Grössere  MünnsUldie  mttsslen  ihnen  überhaupt  aanebm- 
barer  sein»  als  kleme,  w«a  sie  nicht  so  leiehl  teilorcn  gehen. 
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haben,  dass  sie  also  eine  möglichst  grosse  Masse  Metall  enthalten, 
liegt  gerade  im  wahren  Inleresse  der  ärmeren,  also  der  zahl- 
reichsten, Klassen,  —  vermeintliche  kleine  Ünbequemiiclikeiten  der 
wenigen  Reichen  dürfen  dagegen  gar  nicht  in  Betracht  konmen. 

Wie  eben  schon  erwähnt,  gewinnt  die  Regierung  bei  PrSgong 
von  Kupfermünzen  über  6IV9  Proeenl.  Erhalten  sie  ktlnflig 
einen  niedrigeren  Nennwerlli ,  d.  h.  haben  sie  künfliof  einen 
grosseren  Kupferwerth,  so  wird  der  Gewinn  der  RcjTieriing 
kleiner  sein  —  aber  die  Versuchung  zum  Privatmünzen  wird 
auch  geringer. 

AuiTallend  sind  nun  die  Aeossernngen  Hoffmanns,  dass,  wenn 

die  Scheidemünzen  nnr  ein  besonderes  schj)nes  Gepräge  hätten, 
das  Nachmachen  derselben  kmm  zu  fürchten  sei  (Lehre  vom 
Gelde  S.  83) ;  dass  es  bei  Scheidemünzen  ihrer  Bestinunung  nach 
wie  bei  Spielmarken  auf  den  Metallwerth  derselben  gar  nicht 
«nkonune,  und  dass  es  ganz  angemessen  sei,  der  kupfeniea 
Scheidemftnze  einen  so  geringhaltigen  Metallwerth  m  geben,  «la 
es  irgend  nur  möah"ch  ist,  ohne  die  Geldstücke  für  den  Gebrauch 
im  gemeinen  Verkehr  allzuklein  und  desshalb  unbequem  zu 
machen  (Nachlass.  S.  575.  581J.  Auch  Dieterici  (a.  a.  O. 
S.  1973  meint,  die  Kupfermünze  sei,  wie  alle  Scbeidemttnze,  irar 
ein  Zeichen,  eine  Marke  im  Verkehr.  Wenn  man  meint.  Scheide^ 
jnQnzen  wie  Marken  ansehen  zu  können  oder  wie  Banknoten 
aus  Kupfer,  oder  wie  Papiergeld,  so  müsste  wenigstens  die  Mög- 
lichkeit gegeben  werden,  sie  auch  ohne  Verlust  gegen  vollhaltiges 
Metallgeld  einwechseln  zu  kdnnen.  Wenn  eine  solche  Einrichtung 
selbst  zweckmässig  oder  ausführbar  wäre,  so  wttrde  damit  immer 
nichts  gewonnen  sein.  Denn  dem  Nachmachen  der  Scheidemflnze 
würde  nicht  vorgebeugt  werden.  Der  Falschmünzer  würde  ehi 
gutes  Geschäft  machen,  wenn  er  sein  Fabrikat  immer  gleich  gegen 
voUhaltige  Münzen  verwechseln  könnte. 

Chevalier  (a.  a.  0.  S.  572)  macht  darauf  aufmerksam,  dass 
der  Gewinn  bei  der  Prägung  von  Kupferrotiasen  verschieden  ist, 
je  nachdem  der  Werth  des  Kupfers  hoch  oder  niedrig  steht, 
dass  also  der  Gewmn  sowohl  für  die  Regierung,  also  auch  für 
4ie  Falschmünzer  grösser  ffkä^  je  mehr  der  Preis  4^  Kupfers 
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Mt,  dass  folglich  der  Nennwerth  den  inneren  Werth  nicht  all- 
susehr  übersteigen  darf. 

^Die  grosse  Differenz**,  filhrt  er  fort,  „welche  zwischen  dem 
Nennwerth  der  Scheidemttnze  und  dem  Werth  des  Metalls ,  aoi 
weteher  sie  angefertigt  ist,  besteht  ,  giebt  einen  Beweggrund  ab, 
dass  iiian  ihr  nicht  einen  gesetzlichen  Cours  beilege,  der  hoher 
ist,  als  für  die  einzelnen  Stücke  oder  ftir  die  kleinen  taglichen 
Sittkäufe  gerade  nothwcndig  ist.    Denn  wenn  der  Gesetzgeber 
gMittel^  dass  bei  jeder  Berichtigung  einer  Rechnung  ein  be-^ 
flIwMer  Bruch,  «in  Zebntheil  oder  ein  Vierthefl,  in  Scheidemttns^ 
beaabli  wird,  so  ist  das  ebenso,  als  wenn  er  das  Creld  um  ein 
Zehntheil  oder  ein  Vieriheil  verschlechterte  —  genauer  ausge- 
drik^kt,  um  eine  Quantität,  die  durch  das  Produkt  zweier  Faktoren 
bestimmt  wird,  von  denen  der  eine  der  zugelassene  Bruch,  ein 
Wnilhflil  oder  ein  Yierth^l,  der  andere  das  VerhSltniss  zwischen 
tai'Nemiwerlh  und  dem  inneren  Werth  der  Scheidemünze  wäre. 
Diess  ist  aucli  noch  ein  Beweggrund  ,  dass  nicht  mehr  Scheide- 
münze emillirt  werde,  als  nur  eben  erforderlich  ist;   denn  der 
gesetzliche  Cours  der  Scheidemünze,  ein  Cours,  der  ganz  kiinst- 
]iflht)il%  da  «er  in  jedem  Lande  höfaer  ist,  als  der  innere  Werth, 
htm  aidi  nur  so  lange  halten,  als  man  sicher  ist,  die  Scheide-^ 
münze  zu  diesem  Satz  ausgeben  zu  können,  und  diess  hört  mit 
dem  Moment  auf,  wo  sich  mehr  davon  im  Umlauf  behiidet,  als 
zur-  Ausgleichung  und  iUr  den  kleinen  Verkehr  erfordert  wird. 
Hp  Ueinhändler,  denen  dann  übermässige  Massen  davon  zv^ 
MMMi^  iiiid  die  sie  von  ihren  Kunden  nicht  zurückweisen  können, 
Mngen,  <ki  sie  nicht  das  Mittel  haben,  sie  auszugeben,  Opfer 
in  ihren  Operationtn  mit  den  Grosshändlern  oder  Anderen,  welche 
sich.teeil  iiuden  lassen,  sie  ihnen  abzunehmen;  aber  dies  Opfer 
MBuf  anii  geraden  Weges  wieder  auf  das  Publikum  zurück,  denn 
äitMteieB  kleinen  Anstand,  den  Preis  ihrer  Waaren  zn  erhöhen, 
■ü  I  ff  war  wenigstens  um  den  Betrag  des  Verlustes,  den  sie  ei^ 
litten  haben.*'  ^ 

Gegen  die  Meinung,  dass  dem  Nachmachen  der  Scheidemünze 
durch  ein  sehr  schönes  Gepräge  vorgebeugt  werden  würde,  er- 
kiiirt  sich  Chevalier  entschieden.  Seiner  Ansicht  tritt  auch  Cochut 
tosL  Denelbe  sagt  (ß,  a.  0.  p.  554); 
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„So  schön  auch  die  Typen  bei  der  Pariser  Münze  immer 
sein  mögen y  so  werden  sich  doch  in  Europa  Stempelschneider 
iaden,  die  so  geschickt  sind,  am  sie  auf  eine  tttvschende  Weise 
nachbilden  so  können,  Gelangl  man  nieht  dahin,  anifte  MedaiRen 
mit  einer  Geschicklichkeit  nachsuaachen ,  weldie  oft  die  arg- 
wöhnischen Augen  der  Kenner  täuscht?  Nun  möchte  es  noch 
den  Anschein  haben,  dass  die  nothwendigen  Maschinen,  um  schöne 
AiNlrttcke  su  erhalten,  sehr  bedeutende  Kosten  verursachten  nnd 
dass  sie  su  complicirt  nnd  sa  gerftnschvoll  wären,  nm  zo  einem 
heimlichen  Arbeiten  benutzt  sn  werden.  Dtess  ist  audi  der  Fall, 
wenn  die  Typen  sich  unter  dem  wiedeiliolten  Stoss  des  durch 
die  Dampfmaschine  in  Bewegung  gesetzten  Balanciers  abdrücken. 
Es  giebt  jetzt  lautlos  wirkende  Mittel,  die  mit  viel  grösserer 
Kraft,  Genauigkeit  und  Schneliigkeil  arbeiten,  als  die  alten  Werk- 
Beuge.  Das  sind  die  Mttnspressen.  Die  Erfindung  war  neu,  als 
die  bache  1843  zur  Verhandlung  kam  und  Herr  Poisat  sagte 
schon  in  cintr  liede,  welche  nachzulesen  sich  verlohnt:  «Das 
Projekt  selbst  bietet  dem  Betrüge  Mittel,  indem  es  vorschlägt, 
die  Balanciers,  welche  Geräusch  machen  und  eine  bedeutende 
bewegende  Kraft  erfordern,  durch  die  HUnxpresse  zu  ersetsen, 
die  wenig  Platz  einnimmt,  geräuschlos  arbeitet  und  mit  der 
Kraft  einiger  Menschen  bis  lOO.OÜO  Stücke  in  vier  und 
zwanzig  Stunden  hervorbringen  kann.^  £s  ist  wahrscheinlich, 
dass  das  Instrument  seit  jener  Zeit  noch  verrollkommnet  worden 
ist  Es  ist  beschrieben  in  den  Blichern  und  aufstellt  in  den 
industriellen  Museen.  Es  waren  davon  versdiiedene  Modelle  anf 
der  Londoner  Ausstellung,  in  dem  Saal,  in  welchem  Mascliinen 
in  Betrieb  waren.  Wir  erinnern  uns  dort  unter  anderen  eine 
Mttnzpresse  von  kleiner  Dimension  gesehen  zu  haben,  die  duroti 
zwei  oder  drei  Personen  ohne  Mühe  bewegt  wurde  und  unter 
dem  raschen  Hinblick  der  Vorllbergehenden  sehr  schöne  Medaillen 
mit  deui  Bildniss  der  Königin  heivorbraehle.  Der  Preis  einer 
solchen  Maschine,  wie  man  im  Jahre  1843  anzukaulen  vorschlug, 
betrug  zehn  bis  zwöiftausend  Franken.  Diejenige,  welche  wir 
in  London  sahen,  war  wahrscheinlich  von  noch  geringerem  WerUi» 
so  dass  eme  Fabrikation  von  100,000  Decimen  in  vier  nnd 
nwanzig  Stunden  sich  in  iwei  oder  drei  Tagen  bezahlt  machen 


Digitized  by  Google 


eine  itrevusiBcbe  Münzrelorm? 


479 


würde.  Das  ist,  wie  wir  wohl  wissen,  ein  Maximum  der  Fabri- 
kalion,  welches  nur  auaiicihiusweise  erreiclil  werden  kann;  aber 
es  scheint,  als  wenn  man  leicht  durchschnittlich  auf  20,000  Stück 
lägtich  koannen  kann.  In  diesen  Grensen  würden  die  Münft«* 
filkclier  jährlich  neun  Hillionen  Oecimen,  die  900,000  Franken 
gellen,  hervorbringen.  Das  Metall  wttrde,  zu  dem  Preise  von 
zehn  Graukine  auf  die  Decime,  etwa  2ÜÜ,UÜU  Franken  gekoslet 
haben.  Wenn  man  von  tausend  Franken  etwa  hundert  auf  Ma- 
achinen  nnd  Arbeit  rechnet,  ao  würde  ein  reiner  Gewinn  von 
600,000  Franken  bleiben»  in  den  sich  eine  aahr  kleine  Zahl  von 
Personen  theilen  könnte.^ 

Als  Resultat  seiner  Untersuchung  in  dem  fredachteu  Aufsatz 
stellt  nun  Coohut  die  Sätze  auf :  dass  das  gemunzle  Kupfer  eine 
Waare  ist,  ebenso  wie  die  Gold-  und  Silbennünzen;  dass  es 
aber  eine  solche  Waare  ist,  der  man  ohne  jNachtheii  einen  Uber"- 
mässigen  Werth  beilegen  kann,  wenn  man  nur  nicht  den  Pnnkt 
tiberschreilel,  über  den  laiiaus  eine  günstige  Aussicht  anf  €re- 
winn  für  die  Konkurrenz  der  Falschmünzer  entsteht;  dass,  wenn 
durch  das  Kachmachen  einer  Münze  ein  Gewinn  von  etwa  200 
auf  100  zu  machen  ist,  hierin  eine  Lockspeise  liegt,  welcher  die 
Geldgier  seilen  widerstandfen  hat;  dass  die  VoUkommenheit  des 
Stempels  nicht  ausreicht,  um  die  Falschmünzer  zu  paralysiren; 
und  dass,  wenn  das  Falscliniüiizen,  wie  man  zu  Iuk  lUeii  berechtigt 
ist,  so  weit  kommt,  die  Scheidemünzen  übermässig  zu  verviel- 
ftltigen,  darans  eine  gefährliche  Störung  in  der  schon  so  geringen 
Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Volks  erwachsen  würde. 

Niemals,  bemerkt  Cochut,  habe  man  das  Gewicht  der  Kupfern 
münzen  unter  ein  gewisses  Maass  erniedrigt,  ohne  dadurch  grosse 
Verwirrungen  herbeizutühren.    Von  den  Beispielen,  die  er  hier-' 
über  anfuhrt,  lasse  ich  einige  folgen. 

In  da>  Gesohichle  Russlands  hat  das  Ausprägen  von  Kupfw- 
münzen  eine  grosse  Rolle  gespielt.  Gegen  Ende  jenes  bar- 
barischen Zeitalters,  wo  die  Russen  sich  kleinere  Stücke  ge- 
stempelten Leders  überlieterlet»,  die  in  Fellen  und  Pelzwerk  ein- 
lösbar waren,  fiel  es  dem  Czar  Alexis  ein  zu  dekretiren,  dass 
Kupfer  künftig  denselben  Werth  haben  sollte  als  Silber.  Von 
1653  bis  1655  gelang  es  diesem  Pürsten,  beide  Metalle  gleich 
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SO  bflllen;  mid  man  kann  woM  sa^en,  dasa  «lieaa  eba  der  Mefster- 

StÖcke  des  Despotismus  war.  Endlicli  aber  konnten  die  grau- 
samsten Strafen  es  nicht  hindern,  dass  man  zwei,  drei  und  ali- 
mühiig  bis  fünfzehn  Stttcke  Kopfer  gegen  ein  Sittck  Silber 
elnlauschle.  Man  hfitte  aolien  bis  auf  hundert  gehen,  nm  das 
Pari  zu  erreichen;  aber  im  Jahre  1663  gab  ein  furchtbarer  Auf- 
stand dem  Tyrannen  eine  LrUerwcisiing  in  der  politischen  Oeko- 
nomie.  Petor  der  Grosse  näherle  sich  der  natürlichen  Ordnung, 
indem  er  aus  Kupfer  eine  Scheidemünze  machte:  er  hatte  nur 
unrecht,  sie  wilikilhrlich  zu  hoch  anzusetzen,  indem  er  ihr  eine 
kommercielle  Wirksamkeit  beilegte,  welche  ihren  natttrlichen  Preis 
Anfangs  um  ^°°/ioo  und  dann  um  ^%oo  überstieg.  Diess  Ver- 
ballniss  wurde  unter  den  beiden  folgenden  Regierungen  beibe- 
halten. Da  man  Gold  und  Silber  nöthig  hatte,  um  Uandelsver- 
bindnngen  mit  Europa  anzuknüpfen,  so  vermehrte  man  im  lieber- 
maass  für  den  inneren  Verkehr  diese  Kupfermünze,  deren 
innerer  Werth  wfllktthrUeh  verfünffacht  war.  Der  Staat  hatte 
davon  eine  Summe,  die  16  Millionen  Franken  (4  x^lillionen  Kuhet) 
gleich  kam,  angefertigt:  sie  wurde  im  Auslande  nachgemacht 
und  für  25  bis  30  Millionen  wurde  eingeführt.  In  Folge  dessen 
bezahlten  die  Fremden  die  Russischen  Waaren  fünf  bis  sechsmal 
niedriger  als  ihr  wvkKcher  Preis  war,  während  die  Entwerthung 
des  Kupfers,  welche  den  holiea  Preis  der  ersten  LebensnoUi- 
wendigkeiten  herbeiführte,  für  die  Annen  Verluste  jeder  Art  be- 
wirkte. Die  Noth  wurde  so  gross,  dass  die  Regierung  beun- 
ruhigt wurde.  Man  kam  auf  das  entgegengesetzte  fixtrem, 
indem  man  den  Nennwerth  der  Kupfermünzen  mit  ihrem  inneren 
Werth  gleich  machte.  Natürlich  konnte  eine  solche  Veränderung 
nicht  ohne  einen  enormen  Verlust  für  die  Regierung  und  ohne 
eine  verderbliche  Agiotage  für  die  unwissende  Menge  staltfinden. 
Darauf  näherte  man  sich  gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  der  in 
Europa  am  allgemeinsten  angenommenen  Combination,  welche  dario 
bestellt,  den  inneren  Werth  des  Metalls  zu  verdoppeln,  so  dass 
mit  den  Münzkosten  der  Melu  werth  nicht  bedeutend  genug  ist, 
die  Versuchung  zum  Fälschmünzen  herbeizuführen.  Diess  Ver- 
haitniss  wurde  von  1757  bis  1810  beobachtet.  Von  da  ab 
^  scheinen  die  Bedürfnisse  des  Krieges  und  die  durch  das  Papier- 
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geld  lierbeigefUhrte  Verwirrong  eine  Vemunderaiig  des  GewichUi 
10  reehlTertigen;  aber  die  Wirkungen  dieser  Enlwerthung  zeigten 
sieh  sofort  im  Gddwerlh  der  Arbeit  und  im  Preis  der  Waaren 

—  ein  Beweis,  dass  es  besser  ist,  einen  kleinen  Fehler  in  den 
Münzen  zu  ertragen,  als  ilim  abzuheilen,  wenn  man  diess  nur 
dadurch  venmg,  dass  man  ihren  inneren  Werth  vermindert.  Im 
Jahre  1839  gab  man  den  Rnssischen  Kupfermünzen  wieder  das 
Gewieht  und  den  Werth,  welche  sie  Im  vorigen  Jahrhundert 
ballen. 

In  Spanien  wurden  unter  IMiilipp  III.  kleine  Kupferslücke 
ausgegeben,  unter  dem  iVamen  Ouarlillos,  weil  sie  den  vierten 
Theil  eines  Reals  aus  Silber  darstellen  sollten.  Die  so  benannten 
Stttcke,  welche  während  des  Mittelalters  ans  BlYlon  gefertigt 
worden  waren,  hallen  sich  bis  zur  Regierung  Carls  V.  auf  Pari 
gehalten.  Phih'pp  11.  halle  angeiangen,  die  Quantilät  des  in  dem 
Bilion  enthaltenen  Silbers  zu  vermindern  und  machte  das  Vo- 
lumen der  Stücke  noch  geringer.  Unter  Philipp  OL  wurde  der 
Silberzusatz  ganz  abgeschafft  und  das  Gewicht  des  Kupfers  um 
die  Hälfte  vermindert,  so  dass  der  Nennwerth  den  innern  Werth 
nm  250  auf  100  überstieg.  Falschmünzerei  geschah  allenthalben 
und  in  so  ungeheurem  Umfang,  dass  die  Französische  Regierung 
einst  in  den  Fall  kam,  zu  Dieppe  ein  lediglich  mit  Quarttllos  be- 
ladenes  Schiff  In  Beschlag  zu  nehmen.  Die  Gesammtemisslon 
halle  sich  auf  die  für  die  damalige  Zeit  schon  selir  bedeutende 
Summe  von  6  Millionen  Dukaten  (49,650,000  Franken)  belaufen: 
und  es  wurde  festgestellt,  dass  davon  dreimal  soviel  bloss  in  das 
Königreich  Castiiien  elngefllhrt  worden  war.  Gold  und  Silber, 
an  deren  Stelle  Kupfer  trat,  verschwanden  aus  dem  Umhinf.  Da 
die  Abgaben  und  die  Privatschulden  mit  den  entwertheten  Stücken 
bezahlt  wurden,  so  waren  sie  In  der  Thal  auf  die  Hälfte  herab- 
gesetzt. Man  nahm  in  den  Preisen  aller  Gegenstände  des  Ver- 
kehrs eine  künstliche  Udhe  wahr,  welche  der  Verschlechterung 
des  Mttnzzeichens  entsprach.  Kurz,  die  Unordnung  und  Ver- 
wirrung waren  derartig,  dass  besonders  dadurch  eine  politische 
Krisis  herbeigeführt  und  1ÜÜ3  eine  Berufung  der  Gciioralstande 
nolhwendig  wurde.  Die  Angelegenheit  der  Kiipferniünzen  war 
eine  von  denen,  welche  diese  Versammlung  am  leidenschaAUchslen 
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aufregte.  Mach  fünfzig  Jabrea  halte  das  Volk  jene  Kriaia  ver- 
gessen, —  unter  Philipp  IV*  wurde  eine  kleine  Münze,  wekhe 
%  an  ihrem  Nennwertb  verlor,  in  eben  so  grosser  Masse  aus- 
gegeben, und  abermals  verscbwanden  Handel  und  Industrie,  bei 
einer  Flulh  von  falschen  Stucken.  Man  versuchte  dem  Uebel 
durch  ein  Edikt  vom  14.  Oclober  1664,  welches  den  Werth  der 
Kupfermünze  auf  die  Hälfte  herabsetzte,  abzuhelfen.  Der  Preis 
dm*  Lebensmittel  stieg  in  allen  Provinzen;  das  Brod  fehlte  auf 
allen  Markten  und  während  mehrerer  Tage  gab  es  fast  keinen 
Handelsverkehr.  Eine  grosse  Aufregung  herrschte  in  den  Städten 
Cadix,  Sevilla,  Malaga  und  Cordova.  Wie  endete  diese  Krise? 
Durch  einen  allgemeinen  und  ansteckenden  Bankerott,  der  durch 
den  Slaat  anfing  und  sich  bald  auf  die  Privaten  erstredite. 

Sardinien,  vrelches  als  Scheidemünze  ein  ziemlich  annehm- 
bares Billon  in  Gebrauch  gehabt  halte,  halte  kritische  Tage  Hure  h- 
zumachen,  während  welcher  man  Alles  zu  Geld  machte.  Man 
kam,  unter  anderen  Hülfunitteln,  auch  darauf,  den  inneren  Werth 
des  Bittona  zu.  vermhidem.  Die  Regierung  betrachtete  diese 
Operation  nur  als  eine  Art  Zwangsanleihe,  vrelehe  in  besseren 
Tagen  zurückzuzahlen  wäre.  Als  man  sjiater  die  geringhaltiger 
gemachte  Münze  einziehen  wollte,  verwunderte  man  sich,  drei 
oder  viermal  mehr  davon  zu  finden,  als  man  ausgegeben  hatte. 
Unter  dem  Mikroskop  betrachtet,  unterschied  man  bis  vierzehn 
Varietüten,  was  ergiebt,  dass  in  sehr  kurzer  Zeit  wenigstens 
vierzehn  Fabriken  dafür  errichtet  worden  waren. 

In  Frankreich  war  die  Kupfermünze  so  geprägt  worden, 
dass  1  Centime  ungefähr  2  Gramme  wog.  Der  Gonvent  fand 
es  sinnreich,  aus  jeder  Münze  von  Bronze  ein  Gewicht  zu  maohen 
und  liess  nach  seinem  Dekret  vom  15.  August  1795  Stücke  von 
1,  2,  5,  10  und  20  Centimen  im  Gewicht  von  1,  2,  5,  10  und 
20  Gramme  prägen.  Eine  erste  Emission  von  4,385,352  Franken 
fand  statt,  und  bald  ofTenbarlen  sich  beunruhigende  Verwirrungen 
im  Verkehr.  Ein  Dekret  bestimmte,  dass  schleunig  fUr  10  Mil- 
lionen vom  gewöhnlichen  Gewicht  geprägt  wurden.  Man  hatio 
noch  gemeint,  dass  beide  Arten  Münzen  neben  einander  im  Um- 
lauf bie  ben  würden.  Diess  war  höchstens  ein  Jahr  Inng  der 
Fall.   Man  woUle  die  leichten  Stücke  von  1795  nicht  nehmen» 
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nftmentlich  in  den  Departements  und  auf  den  HauptmSrkten,  welche 
Paris  versorgen.   Auf  diesen  Märkten  reguliren  steh  die  Preise 

der  Lebensmitlrl  nach  den  Pnrisor  Preisen.  Was  in  gulen  Müii/.en 
nur  20  Sous  selten  \^  urde,  ^nl(  30  Sous  in  den  leichten  Münzen, 
weil  diess  der  Pariser  Preis  war.  Es  kamen  aus  England  Ladungen 
niil  nachgemachten  Sous  und  wenn  man  mit  der  Vcrnifung  ge» 
Sögerl  hätte,  so  würde  man  statt  4  Millionen  an  30  Millionen 
eittznzlehen  gefunden  haben.  Die  Einziehung  der  zu  leichten 
Stücke  wurde  in  der  Thal  verordnet.  Ajii»l:iU  einer  Umpräofung 
wurden  die  Stucke  von  20  und  von  10  CenUinen  wieder  in  Um- 
lauf  gesetzt,  aber  nur  zu  10  und  zu  5  Centimen.  Es  ergab  sich, 
dass  der  Gesanuntbetrag  der  früheren  Ausmünzung  von  4,385,000 
Franken  so  auf  1,677,000  Franken  heruntergebracht  war.  Der 
Schatz  halle  einen  ^'erlusl  von  2,700,000  Franken,  ohne  Berück- 
sichtigung der  un not h igen  Kohlen. 

England  hatte  dem  gemünzten  Kupfer  eine  so  geringe 
Wichtigkeit  beigelegt,  dass  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
die  Regierung  sich  nicht  das  Privilegium  vorbehalten  hatte,  das«- 
selbe  auijzugeben.  Em  sehr  aller  Gebrauch  gestaltete  den  Kauf- 
leuten, Yerlrauensscheine  prätren  zu  lassen,  eine  Art  auf  den 
Inhaber  lautende  Anweisungen,  welche  man  t>ei  Vorzeigung  be- 
richtigle, entweder  in  Gold-  und  Siibermttnzen  oder  in  Waaren. 
Sie  führten  den  Namen  tradesmen's  tokem  oder  copper  notes. 
Jeder  bestimmte  nach  seinem  Belieben  das  Gewicht  und  die  Form. 
Der  Ausgeber  dieser  Anweisinigen  von  Metall  liess  darauf  seinen 
Namen  und  den  Werth,  wofür  sie  Bürgschaft  leisten  sollten, 
setzen.  Ganz  gewöhnlich  liess  man  darauf  ein  populäres  Bild- 
niss  oder  etwas  Charakteristisches  aus  der  Landesgeschichte 
graviren  und,  da  die  reichen  HSuser  einen  Stolz  darin  setzten, 
dass  diese  Stücke  \m  schönem  Aussehen  waren,  so  gicljl  es 
darunter  melirere,  die  in  den  Medaillen-Sammlungen  als  Kunst- 
werke figuriren.  Diese  Gewohnheit  veranlasste  die  Entwickelung 
eines  besonderen  Industriezweiges.  Ein  Mechaniker,  der  Watt 
2U  seuiem  Theilnehmer  madite,  und  der  auch  berühmt  wurde, 
Boullon,  errichtete  bei  Birmingham  eine  Münzwerkstalt ,  wo  er 
die  Behandlung  dieser  Kunst  in  einer  Weise  vervoUkouimneie, 
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da&5  er  wegen  der  Schönheil  seiner  Typen  und  den  Umfangs 
aeiner  Fabrikation  einen  Europäischen  Ruf  erlangte. 

Da  nun  die  Englische  Regierung  glaubte,  dem  Zeichen  ans 
Kupfer  einen  durchaus  conventionellen  Werth  geben  zu  kdnnen, 
so  Hess  sie  kleine  Müiizen  zu  einem  Drittheil  ihres  inneren 
Werths  schlagen.  Verlockt  durch  eine  Prämie  von  200  auf  iOO, 
verbreitete  sich  das  Nachmachen  auf  eine  wahrliafl  Schrecken 
erregende  Weise.  Im  Jahre  1800  hatte  sich  die  Falschmünzerei 
und  besonders  die  Anfertigung  von  KupfermUnzen  derartig  ent* 
wickelt,  dass  daraus  beinahe  ein  regelmässiges  Gewerbe  ge- 
worden war.  Es  gab  besondere  Stenipelschneider  iür  die  Falsch- 
münzer, Unternehmer  für  die  Anfertigung  der  Münzen,  Mäkler 
verschiedener  Arten,  um  diese  Waare  anzubringen.  Drei  ge* 
schickte  und  mit  guten  Gerälhschafften  versehene  Mensehen 
konnten  in  sechs  Tagen  für  100  /.  Kupfer  vcrforligen  und  ihm 
einen  dreimal  höheren  iXennwerlh  geben.  Der  Fabrikant  ge- 
währte dem  Kaufmann ,  der  die  Stucke  weit  unter  dem  gesetz* 
liehen  Course  wieder  verkaufte,  einen  starken  Rabatt  So  war 
die  Clientschaft  dieser  letzteren  sehr  zahlreich:  sie  rekrutirte 
sich  besonders  unter  den  Gewerbsleoten  der  Strasse,  herum- 
ziehenden Juden,  lilnndi:>(li( n  Tagearbeitern,  Hausirern,  Unter- 
händlern, Fiakerkulschern ;  man  fand  darunter  auch  eine  gute 
Zahl  kleiner  Ladenhalter,  kleiner  Verwalter,  Wegegelderheber, 
welche  die  Kunst  verstanden,  ihre  Einkünfte  zu  verdoppeln,  in- 
dem sie  bei  dem  Wechseln  des  Geldes  falsche  Stücke  ausgaben. 
Kaum  veriiiss  ein  ölfentliches  l  uhi  werk  oder  ein  Frachlwagen 
London,  ohne  mit  einem  Kasten  otler  Päckchen  falscher  Münzen 
Air  das  Land,  die  Häfen,  die  Fabrikslädte  beladen  zu  sein.  Die 
Pence  von  Privatfabriken  sollen  sich  vierzigmal  zahlreicher  im 
Umlauf  befunden  haben,  als  die  gesetzliche  Münze. 

iXalürlich  war  die  Regierung  einer  so  grossen  Unordnung 
gegenüber  nicht  unlhälfg.  Man  entdeckte  im  Verlauf  von  sechs 
Jahren  bis  sechshundert  fünfzig  Falschmünzer,  die  vor  Gericht 
gestellt,  gr^sstenlheils  verurtheilt  und  mitunter  gehfingt  wurden. 
Um  das  Jafair  1800  war  eine  Verdoppelung  der  Strenge  ftir  nöthig 
erachtet  worden,  und  die  Polizei  Überwachte  hundert  zwanzig 
Gewerbsleute,  deren  besonderes  Geschäft  die  Falschmünzerei  war: 


Digitized  by  Google 


tiae  preossiich«  Münzreform? 


485 


zehn  Mechaniker  oder  Slempelschntider ,  welche  die  Werkzeuge 
anfertigten,  vier  und  fünfzig  Yerfertiger  falscher  Münzen  und 
sechs  und  fünfzig  Händler  im  Grossen,  um  welche  herum  sich 
der  Haufe»  der  kleinen  Betrüger  bewegte.  Einen  Theil  der 
Schuldigen  traf  die  Strenge  der  Gesetze;  einer  grösseren  Zahl 
gelang  es  zu  entschlüpfen,  weil,  da  die  Englischen  Gesetze 
präventive  Vcrfoiguiigon  nicht  gestatten,  es  schwer  war,  das 
Verbrechen  auf  Irischer  Thal  zu  constaliren.  Die  kleine  Münze 
gleitet  ans  einer  Hand  in  die  andere  mit  einer  Schnelligkeit, 
wortther  man  erstaunen  wUrde,  wenn  es  möglich  wäre,  sie  tu 
berechnen.  Wenn  die  schlechten  Stücke  ganz  von  demselben 
Werth  und  von  demselben  Aussehen  sind,  wie  die  guten,  wenn 
die  Verschiedenheiten,  falls  dergleichen  bestehen,  kaum  unter 
der  Lupe  erkennbar  sind,  kann  dann  der  Inhaber  der  falschen 
Sfficke,  besonders  ein  Kleinhändler,  sich  nicht  mit  seinem  guten 
Glauben  entschuldigen?  Ueberdiess  vermindert  eine  grössere 
Gefahr  die  Anzahl  der  Verbrechen  niemals  bedeutend,  wenn  aus 
dem  Begehen  derselben  ein  grosser  Gewinn  erwächst.  £in  be-» 
deutender  mit  vollkommener  Sicherheit  gemachter  Vortheil,  Wohl- 
habenheit und  vielleicht  Reichthum,  in  wenigen  Jahren  erlangt, 
das  sind  zu  starke  Vernihrungcn  für  diejenige  Klasse  von  Men- 
schen, welche,  ohne  regehiiässige  Existenzmittel ,  in  dieser  fort- 
währenden Aulregung,  dieser  dunkeln  Lage  des  Gewissens,  welche 
die  nur  halb  befriedigten  Bedürfnisse  hervorbringen,  hinsiechen. 
Man  suche  sich  allmählig  die  Gefahr  aus  dem  Sinn  zu  schlagen 
nnd  giebt  sich  der  Neigung  zum  Verbrechen  bin,  welche  die 
Unklugheit  der  Gesetzgeber  zu  gefährlich  gemacht  hat. 

Da  die  Mittel  der  Strenge  ohne  Erfolg  erschöpft  waren,  so 
meinte  die  Englische  Regierung,  die  Scheidemünze  gegen  das 
Nachmachen  dadurch  schützen  zu  können,  dass  sie  ihr  ein  künst- 
lerisches Gepräge  gäbe.  Sie  wendete  sich  im  Jahre  1799  an 
den  beriihmten  Boulton,  um  kleine  Münzen  mit  einem  sehr  schönen 
Stempel  und  einer  ganz  aiisserordenllichen  Sorgfalt  anfertigen 
zil  lassen.  Vierzig  Millionen  Stücke,  die  eine  Summe  von  16b,66ö  /. 
repräsentirten ,  wurden  in  Umlauf  gebracht.  Man  versuchte  es 
ntcbl,  das  alte  gut  und  schlecht  geprigte  Kupfer  einzuziehen, 
In  der  Ueberzeugung,  dass  es  vor  dem  Erzeugniss  eines  flir 
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iitinac linlimlich  ^chaltenon  Künstlers  verschwinden  winde  —  aber 
das  Gegentheil  geschah,  die  Falscher  machten  es  sich  zur  Auf- 
gabe, die  schöneo  Medaillen  zu  vertiTgcn  und  sie  durch  Stücke 
ihrer  Arbeit  zu  ersetzen.  Im  Jahre  180&  waren  die  BoolUm- 
sehen  Münzen  fast  ganz  verschwunden,  und  es  war  ein  Ueber^ 
maass  falscher  Stücke  im  Umlauf. 

Jel/f  hf'fülgte  man  (Jen  weisen  Rath  (  ohjiihoun's ,  das  Ge- 
wicht der  Kupreriuünze  so  zu  erhöhen,  dass  der  I^ennwerlh  dem 
Metallwerth  möglichst  nuhe  komme.  Man  gab  daher  dem  Penny 
das  Gewicht  von  28,34  Grammen,  ein  Verhfiltniss,  welches  den 
gesetzlichen  Werth  mit  dem  Kostenpreis  gleichstellte.  Das  Ziel 
wurde  einigermaasscn  überschritten,  denn  es  ibl,  zur  Verhinderung 
der  Falschmünzerei  aus  Kupier,  nicht  notbwendig,  den  Nennwerth 
'  mit  dem  inneren  Werth  gleichzusetzen:  der  Mebrwerth  des 
ersleren  moss  nur  nicht  so  bedeutend  sein,  dass  alle  Helfers- 
helfer befriedigt  werden  können.  Gegenwärtig  wiegt  der  Penny 
18,89  Gramme,  ein  Verhällniss,  welches  den  Gewinn  vom  Falsch- 
münzen  auf  ungerähi  50  auf  100  herunlerbringeu  würde.  Diese 
Prämie  ist  nicht  hoch  genug,  um  für  die  Gefabren  des  Falsch- 
münzergewerbes ausreichenden  Lohn  zo  bieten. 

Was  endlich  Preussen  belrifn,  so  darf  ich  dessen  nichl 
weniger  lehrreiche  Milnzgeschichte  hier  nicht  ganz  unerwähnt 
lassen. 

Wie  furchtbar  schlecht  das  Münzwesen  in  Preussen  in  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  war,  besonders  wegen  des  ge- 
ringen Metallwerths  der  vielen  Scheidemünzen,  und  wie  hierdurch 
namentlich  die  firmeren  Volksklassen  litten,  hi  in  dem  Eingang 

des  Münzedikts  vom  14.  JnU  1750  geschildert.  Die  damalige 
Verbesserung  halle  aber  keinen  Bestand,  denn  schon  vor  Ablauf 
von  zehn  Jahren  fing  man  wieder  an,  Münzen  von  zu  geringem 
Metallwerth  zu  prägen.  Wie  schlecht  diese  Münzen  waren,  Ifisst 
sich  aus  den  Edikten  vom  21.  April  und  18.  Mai  1763  und  vom 
11.  Januar  1764  entnehmen.  In  dem  Edikt  vom  18.  Müi  1763 
heisst  es  ausdrücklich,  durch  die  geringhaUige  Münze  sei  die 
enorme  Steigerung  aller  Denrees,  Lebensmittel 
und  Bedürfnisse  aufs  bdchste  getrieben  worden. 
Welche  gewaltigen  Opfer  den  Unterlhanen  überhaupt  dadoroh 
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erwucfasen , '  dass  Hunzen  von  zu  geringem  hmeren  Werth  sa 
einem  an  verhüll  nissmMssigen  Nennwerth  ausgegeben  waren,  Ifisst 

sich  auch  nicht  ehimal  annähernd  schfilzen,  da  nicht  bekannt  ist, 
welche  Sununen  bis  1764  durch  die  Begirning  und  durch  Private 
geprägt  worden  sind.  Ifach  Eriass  des  Munzedikts  vom  29.  März 
1764  wurde  wiederom  zu  viel  Scheidemünze  und  zu  einem  zu 
geringen  Metallwerth  geprigt.  Ungeheuer  waren  ahermala  die 
Verloste  für  die  Inhaber  dieser  Münzen,  da  sie  nicht  zum  Nenn- 
werlh  eingezogen,  sonriLm  1808  um  V3  und  1811  nochmals  um 
V21 )  also  auf  ihres  ursprünglichen  iNennwerths  herabgesetzt 
worden.  Nach  Dieterici's  Angaben  wurden  an  Scheidemünzen 
1764  bis  lS2i  geprügt: 
in  Billon 

Fünfzehnlcl-Thalerstücke  in  Preussen 

und  Schlesien  zu  15  Tblr.  auf  die 
.  Mark  feinen  Silbers  - 

1764—1786    677,873  Thlr.  — 

Groschen  n.  Sechser  in  Brandenburg, 

Pommern,  Magdeburg  und  Minden, 

Böhmen  in  Schlesien  ,  Dütchen  in 

Preussen  urKl  ZweistUberstUuke  in 

CJeve  itnd  Mark, 

erst  ZQ  18  Thlr.  auf  die  Mark  fdnen 


1764—1772    8,979,189  „   17  „  6. 

dann  zu  21  Thlr.  auf  die  Mark  (einen 
Silbers 

1772-.-1786    12,586,863  ,  18,9. 

1786-^1806    25,417,250  »  15»— 

Unter  französischer  Verwaltung  3,938,540  „  — 

1807—1811    273,018  „     8  „  9. 

Märkische  Dreier  u.  Pfennige,  Preus- 
aischO'Groschen  u.  Schillinge,  Sohle- 
siscfae  Kreuzer,  Grösohel  u.  Zwei- 
gröschler 
zu  24  Thlr.  auf  die  Mark  f.  Silbers 

17W— 1806    901,348  ,  21  ,  3. 
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Dreier  md  Pfennige 

1764—1806 
1809—1811 


265,898  Thlr.  6  „  3. 
17,226    ^  28  „  9. 


Sttsammen  im  Nennwerlh  von  53,057,208  «  26  ,  3. 
Diese  Summe  wurde  vermindert 

1772  durch  Einziiliimg  um  8,979,189  »  17  „  6. 
1808  und  1811  durch  Re- 


Die  liiemacb  verbliebenen  .  .  25,599,295  „  28  „  7. 
wurden  durch  das  Gesete  vom  30.  September  1821  dem  Yerl^ehr 

entzogen. 

„Der  Slaat  halte  bei  dieser  Lage  der  Dinge  grossen  Vor- 
theii  von  der  Mttnse,  da  er  bei  alter  Scheidemanse  durciitchniit- 
lieb  2  Thlr.  für  3  Thlr.  ausgab.  Die  Folgen  dieses  grossen 
Fehlers  zeigten  sich  auf  das  verderblichste  bei  dem  Einrtteken 
der  Französischen  Heere  1806.  Die  Kontribution  und  was  an 
baarem  Gelde  sonst  an  die  Franzosen  und  in  das  Ausland  ge- 
zahlt werden  musste,  konnte  nur  in  Courant  und  nach  dem  SiU>er'» 
Werth  geleistet  werden.  Der  inltfndische  Verkehr  ward  fast  gans 
in  Scheidemünze  bewirkt,  und  diese  ward  reducirt,  durch  das 
Publikandum  vom  4.  Mai  1808,  von  24  Gi  Oiclien  auf  36  für  den 
Thaler,  und  durch  das  Edikt  vom  13.  Deceniber  1811,  von  36 
auf  42.  In  gleichetn  VerhäUniss  wurden  die  Dütchen  und  Böhmen 
reducirt.  Statt  42  Millionen,  die  etwa  im  Umlauf  waren,  be- 
hielten diese  von  1808  und  1812  an  nur  den  Werth  von  etwa 
24  Millionen  Thalern;  die  Einwohner  des  Staats  hatten  einen 
Verlust  von  etwa  18  Millionen  Thalern;  oder  bei  4  Millionen 
Einwohnern  von  4'/s  Thlr.  pro  Kopf,  vielmehr  als  der  einjährige 
ganze  Steuerbetrag  pro  Kopf  ausmachte.^  —  Diese  Berechnung 
Dieterici*s  ist  noch  viel  zu  niedrig.  Der  Verlust  war  weit  grosser, 
weil  das  Falschmttnzen  im  grossen  Umfang  und  zwar  nicht  bloss 
im  Inlande  stattgefunden  hatte,  da  notorisch  aus  Engkind  viel 
nachgemachte  Münzen  eingeführt  worden  waren. 

^ack  firwUgung  d«r  vorstehenden  Data  aas  der  Httnige- 


duktion  um 


18,478,723  »  10  „  2. 


27,457,912   ,  27  «  8. 
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schiebte  Proussens  selbst  and  anderer  Staaten  wird  man,  wie 
ich  hoffe,  ineinem  Aath,  die  Preussischon  Kupferiuttnien  künftig 
wenigfleiM  ebeo  so  schwer,  als  die  Engiischeii,  piUgen  tu  lassen, 
nicht  den  Vorwarf  machen,  dass  er  von  einer  zu  grossen  Aengsl- 
üchkeit  eingegeben  sei. 

Tl.  Inthmaasaliche  Folgen  der  Prenssisdiai  Iftnireform  Ar 

das  ttrige  Dentschland. 

Bs  lisst  sich  wohl  von  vorne  herein  annehmen,  dass,  wenn 

eine  Reform  des  Miinzwesens  in  Preussen  in  der  vorgesdilcigenen 
Weise  vorgenommen  wird,  diess  nicht  ohne  Einfluss  auf  das 
übrige  Deutschland  bleiben  würde.  Um  die  mHthmaasslichen 
Wirkungen  einer  solchen  Reform  einigermaassen  ttherseben  ni 
kennen,  wird  eher  vorausgeselst  werden  müssen,  dass  sie  nicht 
bloss  angefangeiL  sondern  auch  vollständig  und  mit  Entschieden- 
heit durchgeführt  wird,  dass  also  die  dazu  erforderlichen  Maass- 
regein  bald  möglichst  ergrüfen  werden. 

Es  ist  daher  suntfchst  nöthig,  dass  die  Preussische  Mttns- 
anstatt  in  möglichster  VoHkommenbeil  eingerichtet  wird,  um 
nicht  allein  genau  und  schon,  sondern  anch  scfaneD  arbeilen  zu 
können. 

Wer  der  Londoner  Münze  1  Unze  Standardgold,  die  ge- 
wöbnüeh  31.  17  s.  9  0,  kostet,  bringt,  erbttlt  dafdr  unentgeltlich 
31.  17  t.  lOVt  ä,  in  Sovereigns  geprigt.  Will  er  nicht  warten, 
bis  die  Ansmttnsung  vollendet  ist,  so  kann  er  jederzeit  bei  der 
Bank  von  England  für  1  Unze  Slandardgold  sogleich  3  /.  \1  s. 
9  d.  in  Sovereigns  erhalten.  Er  erhalt  dann  zwar  VI2  d.  oder 
etwa  Procent  weniger,  bat  aber  auch  keinen  Zinsenverlust 
Da  in  Preussen  keine  Bank  vorhanden  ist,  welcher  eine  solche 
Verpflichtung,  wie  die  Bank  von  England  hat,  aufgelegt  werden 
könnte,  so  müsste  die  Berliner  Münze  wenigstens  ebenso  gut 
eingerichtet  sein,  als  die  Londoner,  um  selbst  einem  stariten 
Verlangen  des  Publikums  nach  Goldausmünzungen  jedesmal  sehr 
Schnett  goiOgen  an  können.  Nach  Cochut's  Angabe  (p.  560} 
ist  die  Pariser  Mttnse  im  Stnnde,  tllgifch  f»t  1  Million  Pranken 
in  Goldstücken  zu  prägen^  und  nach  Chevdiers  Angabe  (p.  147) 
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ktnn  die  Ltmdoner  Mttnze  in  Einem  Tage  flognr  250,000  Sticke 

oder  6  Millionen  Franken  prägen. 

Ferner  werden  zur  gehörigen  Ueberwachung  der  geprägten 
Mttnsen  von  der  Milnzver^rallung  gans  anabbüngige  Wardeine 
bestellt  werden  mttssen.  Im  $  21  des  Mansgeaetces  vom  30.  Se|»t. 
1821  war  schon  vorbehalten,  von  der  MOnzverwaHung  unabbüngige 
Münzwardeine  anzuordnen,  welche  aul  den  Feingehalt,  das  Ge- 
wicht und  die  sonstige  ßeschailenheit  des  in  irgend  einem  Tbeile 
des  Staats  in  Umlauf  kommenden  iniHndiscben  sowohl,  als  fremden 
Metellgekles  «Uer  Art  wachen,  dasselbe  untersuchen  und  die  Re- 
sultate davon  aur  Veranlassung  weiterer  Verfügungen  den  Ober- 
pjasidenlen  vni  legen  sollten.  —  Meegen  der  Frage,  in  wie  weil 
die  FL^brikation  der  Münzen  eine  Staalsregie  sein  muss,  will  ich 
nur  auT  die  Bemerkungen  Cbevalier's  (a.  a.  0.  p.  139 — 148} 
verweisen. 

Endlich  kann  Preussen,  wenn  es  sein  Uanzwesen  selbst*- 

ständig  und  vollständig  reformiren  will,  nicht  vertnigsmSssig  ver- 
bunden bleiben,  fremden  Münzen  den  Umlauf  zu  geslaüen.  Durch 
die  Münzconvention  vom  30.  Juli  183b  wurde  den  in  anderen 
ZeUvereinsstaaten  vertragsmässig  geprügten  ZweithalerstQcken  der 
Umlauf  in  Preussen  gestaltet,  so  dass  ßffenUiche  Kassen  und 
Private  ihre  Annahme  nicht  verweigern  dürfen.  Von  dieser  Fessel 
würde  sich  Preussen  zunächst  förmlich  befreien  und  zu  diesem 
Behuf  im  Lauf  des  Jahres  1856  anzeigen  müssen,  dass  es  mit 
dem  Scbluss  des  Jahres  1858  von  jener  MQnzconvention  su- 
rOcktrltt 

Sobald  übrigens  GoldmBnsen  das  gesetzKebe  Zabkingsniitiel 

für  alle  grossere  Summen  bilden,  und  die  Silhermünzen  zu  4(> 
Schilling  (löVa  Thlr.)  aus  der  Mark  feinen  Silbers  geprägt 
werden,  ist  überhaupt  kaum  zu  erwarten,  dass  zu  14  Thhr.  o<ler 
24Vs  Gulden  aus  der  Mark  feinen  Silbers  gepvSgte  Münzen  in 
Preussen  im  Umlauf  sein  würden.  Eber  wfire  vielleiekt  zu 
glauben,  dass  die  Pj  eussischen  Schillinge,  ZweischiUingstücke  und 
Fünfgrotstücke  in  den  Slaalen,  welche  den  Vierzehn-Thalerfuss 
haben,  Eingang  fanden,  falls  die  belrelTenden  Regierungen  nicht 
mä  äusserster  Strenge  dagegen  einsehritten. 

Anders  ist  es  mit  den  fremden  Scheidemflnaen.  Der  Geeelge 
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vom  21.  Juni  1823,  25.  November  1826  ond  30.  November  1^ 
iinjfeachlel,  circulirt  ein  nicht  unbedeutendes  Quantum  fremder 
Sckeidemünzen  in  Prenssen.  £s  scheint  daher,  als  wenn  diese 
Gesetxe  nicht  ausreichend  sind. 

Zunächst  würde  icb  es  fttr  raihsam  hallen,  die  Bestmunuig 
dmellHBn,  dass  in  den  Grenzgegenden  der  Uralanf  (fremder  Sdieide-  * 
münzen  ausnahmsweise  gestaltet  werden  kann,  g-anz  aufzuheben. 
Gestaltet  man  nlimlich  in  den  Gieni^gegenden  solche  Ausnahmen, 
SO  ist  wohl  kaum  zu  bindern,  dass  auch  in  den  an  die  Grenz«- 
gegend  stossenden  Gegenden  fremde  ScheidemüRzen  wnlaufen. 
Ausserdem  scbeinen  mir  die  angedrohten  Strafen  lo  gering 
zu  sein.  Denn  wer  fremde  Silber-Scheidemünzen  einbringt  oder 
ausgiebt,  hat  nur  die  Confiscation  derselben  zu  erleiden,  und 
wer  fremde  Kupfermünzen  einbringt  oder  ausgiebt,  hat  ausser 
Erleidung  der  Confiscation  derselben  nur  noch  den  doppelten 
Nennwerlh  zu  zahlen.  Diese  letztere  Geldstrafe  ist  von  keiner 
Bedeutung.  Es  dürfte  Oberhaupt  kein  genügender  Grund  sein, 
das  Ausgeben  von  fremden  Silberscheidemünzen  gelinder  zu  be- 
strafen, als  das  Ausgeben  von  fremden  Kupferscheidemünzen. 
In  Betracht,  dass  eine  kleine  Geldstrafe  nur  für  die  Armen  eine 
wirkliche  Strafe  sein  kann ,  wQrde  ich  Jeden ,  wdcbar  fremde 
Silber-  oderKupferscheidemiliUBen  ausgiebt  oder  in  unseilirocbeneni 
Zustande  langer  als  acht  Tage  im  Besitz  hat,  mit  Confiscation 
derselben  und  einer  Gefängnissslrafe  von  wenigstens  acht  Tagen 
bis  höchstens  vier  Wochen  bedrohen. 

Will  man  das  Mttnzwesen  in  Preossan  vollständig  reformiren, 
so  darf  man  fremden  Scheidemttnson  darcbaus  kdnen  Umlauf 
gestatten.  Daher  ist  es  unumgänglich  nöthiff,  auch  einiger- 
maassen  empfindliche  Strafen  anzudrohen.  Da  aber  bei  dem 
immer  steigenden  Verkehr  zwischen  Preussen  und  den  angren- 
zenden Undem  ea  &8t  unvermeidlich  sein  wird,'  zuweilen  kleine 
BetrSge  von  fremden  Scheidemanzen  einzubringen,  ao  möchte  69 
rathsam  sein,  die  Rendanlen  aller  Regierungs-Hauplkassen,  Stenefr 
Rassen  und  Postkassen  zu  verpflichten,  alle  fremde  SchddemttnilHl 
gegen  Vergütung  von  wenigstens  dem  halben  Metallwerth  anzu- 
nnhmen  und  sie  sofort  entweder  zu  zerbrechen  und  sie  dann  zu 
ihrem  eignen  YorÜietl  na  yerwerihen,  oder  sie  gegen  ErstaUung 
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der  dafür  geleislelen  Zahlung  an  die  Münze  abzuführen.  Wer 
eine  solche  Einrichtung  nicht  benutzt,  würde  sich  über  eine  Harle 
nicht  beschweren  können,  wenn  er  Gefangnissstrafe  erleidet 
Wenn  nun  den  Gendarmen,  Polizeibeamten,  Steuerbeamten,  Eisen- 
bahnbeamten,  Postbeamten  und  BrieftrSgern,  welebe  sieb  durch 
Anzeigen  von  Conlraventionen  besonders  auszeichnen,  zuweilen 
kleine  RemiineraUuaen  gezahU  winden,  so  liesse  sich  wohl  hoffen, 
dass  nach  einiger  Zeit  fremde  Scheidemünzen  in  Freussen  fast 
gur  nicht  mehr  vorhanden  sein  würden. 

Von  den  fremden  ScheidemOnsen  wttrde  es  wahrscheinlick 
nn  ehesten  gelingen,  die  Oesterreichischen,  die  hauptsächlich 
wohl  nur  in  Schlesien  circulireri  .  zu  verbannen.  Dass  eine 
Freussische  Münzrefonn  auf  das  Oesterreichische  Münzwesen 
einen  bedeutenden  £influss  haben  möchte,  tässt  sieb  wohl  be- 
zweifeln. Oesterreich  wird  sein  Geldwesen  unabhängig  von 
P^enssen  zu  ordnen  haben ,  und  wir  Preussen  haben  nur  zu 
wünschen,  dass  Oesterreicfi  uns  hei  der  Reform  unseres  ÄIüiiz- 
wesens  in  keiner  Weise  hindernd  entgegenwirkt. 

Aus  den  Übrigen  Landern  Deutschlands,  welche  einen  anderen 
Mttnzfuss  haben,  als  Preussen,  dürflen  wohl  jetzt  sehr  viele 
Scheidemünzen  nicht  nach  Preussen  gelangen.  Für  diese  LSnder 
würde  eine  Preussische  Münzreform  zunachsl  überhaupt  weniger 
Bedeutung  haben,  als  für  diejenigen,  welche  den  Vierzehnlhaler- 
fuss  haben.  IHeser  Münzfuss  gilt  gegenwärtig  in  Preussen, 
Sachsen,  Hannover,  Kurbessen,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklen- 
burg«Stre!itz,  Oldenburg,  Braunschwelg,  Weimar,  Lippe-Detmold, 
Lippe-Schaumburg,  Schwarzburg -Rudolstadt,  Schwarzbiug  -  Son- 
dersbausen ,  Aiiluilt-Desau-Cülhen ,  Anhalt -Bernburg,  Altenimrg, 
Coburg-Gotha ,  Reuss  -  Greilz ,  Reuss  -  Lobenstein  -  Ebersdorf  und 
Reuss-Scbleilz.  Diese  Länder  umfassen  ungefähr  7000  Q  Meilen 
mit  etwa  23  Millionen  Einwohnern.  Davon  kommen  aber  allein 
auf  Preussen  über  5000  □  Meilen  mit  etwa  1 7  Millionen  Ein- 
wohnern. Berücksichtigt  man  überdiess  die  geographische  Lage 
dieser  Länder,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  für 
alle  eine  Preussische  Münzreform  von  ausserordeMllioher  Wichüg«- 
keit  sein  muss.  Keiner  dieser  Staaten  ist  Preussen  gegentlber 
und  mit  Rttdisiofat  auf  seine  Lage  und  seine  Varkefarfverhultttisie 
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kn  Stande^  sein  Miinzwesen  seltototäodig  und  unabhängig  von 
PrevUisen  zu  ordnen. 

Wenn  nun  in  Preusscn  nach  Schillingen,  Grolen  und  Centen 

gerechnet  wird ,  und  Preussische  Zwanzigscliillingslücke  sowie 
Sovereigns  Uir  alle  griisseron  Zahlungen  angewendet  werden, 
so  kann  es  wohl  iiaum  ausbleiben,  dass  auch  in  den  übrigen 
Ländern,  welche  jetzt  den  Vierzehnthalerfuss  haben,  aUmähUg 
dieselbe  Rechnungsweise  Eingang  findet  und  dass  diese  Gold- 
münzen auch  dort  ein  beliebtes  Zahlungsmittel  werden.  Mas 
könnte  sogar  zweifeln,  ob  sich  Silbermiinzeii,  die  nach  dem  Vier- 
zehn thalcrfu5S  geprägt  sind,  dort  noch  lange  im  Umlauf  hallen 
würden. 

Die  Zeiten,  wo  es  möglich  war,  aus  der  AusQbiing  des  Mtliiz- 
regals  eine  Einnahmequelle  zu  machen,  sind  Überhaupt  vorbei 

Die  kleineren  Staaten  Deutschlands,  welche  seither  noch  einigen 
Vortheil  daraus  zogen,  konnten  diess  wohl  nur  dadurch,  dass  sie 
Scheidemünzeft  prägten,  welche  auch  in  anderen  Staaten,  nanienU> 
lieh  in  Prenssen,  Annahme  fanden.  Wenn  Prenssen  biergegeB 
kfinflig  strenger  als  seither  einschreitet,  so  dürften  die  meisten 
Staaten  im  nördlichen  Deutschland  die  Ausübung  des  MunzregalS' 
wohl  ganz  unterlassen  —  denn  in  vielen  der  kleinsten  Deutsihea 
Bandesstaaten  hat,  wie  Hofimann  (Lehre  vom  Oelde  S.  164} 
bemerkt,  die  Benutzung  des  Hilnzregals  fast  nur  in  der  Prügung 
von  Scheidemünzen  bestanden. 

Eine  Münzrefonn  in  Preussen,  so  wie  sie  hier  vorgeschlagen 
Ist,  würde  sonach  höchstwahrscheiniich  dahin  führen ,  dass  in 
nicht  langer  Zeit  im  ganzen  nördlichen  Deutschland  die  Gold* 
wtthmng  die  fiberwiegend  vorherrschende  sein  würde. 

Wenn  nun,  wie  in  England  und  jetzt  schon  In  Frankreich, 
auch  in  Preussen  und  in  dem  grösseren  Theil  von  Deutschland 
die  Goldwälirung  voi  hon  seht,  könnte  man  dann  daran  zweifeln, 
dass  in  dem  kleineren,  südwestlichen  Theil  von  Deutschland, 
welcher  an  JNorddeutschland ,  Preussen  und  Frankreich  angrensl^ 
sich  die  Goldwährung  ebenfalls  mit  der  Zeit  Bahn  brechen  wird? 
Würden  in  Baden,  Württemberg,  Balem  nicht  bald  Preussische 
Zwanzigschillingslücke  wenigslens  ebenso  gut  Annahme  finden, 
wie  jetzt  Preussische  Thaler?   Erstere  würden  wenigstens  ebenso 
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gut  in  die  dortige  Guldenrechnunor  passen.  Denn  während  der 
Thaler  mit  Gniden  gleichkommt,  käme  das  Zwanzigschilling- 
üllck  mit  liVs  gieieh. 

Da  aus  einer  Mark  feinen  Silbers  Im  aftdlidien  Deotschland 
24'  2  Gulden  und  im  nördlichen  Dentadiland  14  Thaler  gepraort 
werden,  so  imissle  l  Gulden  o^leich  17,14  Silbere^roschen  oder 
100  Gulden  gleick  57,14  Thir.  und  1  Thaler  gleich  1  Gulden 
45  Kreuzer  sein.  Anfangs  Mai  18d4  stand  in  Leipzig  notirt: 
Fhmkfart  K.  S.  (für  100  Guld^)  Tblr.  Danach  gab  man 
fUr  den  Gulden  nur  16,72  Sübergroschen.  Gleichzeitig  waren 
in  Frankfurt  Preussische  Thaler  zu  1  Calden  46%  l^is  ^^^'/s 
Kreuzer  notirt.  Hieraus  möchte  man  schliessen,  dass  in  der 
WirkUchkeil  dorcfaschnittlich  in  24 7i  Gnlden  noch  weniger  Silber 
«ilhallen  ist,  als  in  14  Thalem,  und  es  wttrde  hierin  eine  Be- 
stätigung der  Ansicht  Hoffmann^s  liegen,  welcher  (Zeichen  der 
Zeit  S.  47)  meinte,  der  erst  in^  Jahre  1837  dort  eincrofiihrte 
24 V2  Guldeniuss  wäre  noch  weniger  hallbar,  als  der  14  Thaler- 
Inss  in  Preussen.  Je  eher  diese  Ansicht  Anerkennung  findet, 
desto  früher  würde  anch  wohl  im  südwestlichen  Denlscbiand 
%rwogen  werden,-  ob  nicht  die  Goldwährung  ansnnehmen  sdn 
würde,  und  es  duiltc  dann  in  Frage  kommen,  ob  nicht  dort 
eine  Goldmünze,  welche  dem  Zwanzig  Irankenstück  entspricht, 
einzuliihren  und  den  ZwanzigfrankenstUcken  der  Umlauf  zu  ge- 
statten wäre.  Das  Zwanzigfrankenstück  kommt  nämlich  ungetühr 
Biit  OVs  Gulden  gleich,  passt  also  dort  ebenso  gut  wie  der  So- 
Tereign,  welcher  ungefähr  mit  11     Gulden  gleichkommt. 

Wenn  in  Preussen  nach  Schillingen  (S^j  Thlr.)  gerechnet 
wird,  so  passt,  wie  schon  erwähnt,  hier  der  Sovereign  viel  besser, 
als  das  Zwanzigfrankenstück.  Während  Preussen  und  Norddeutsch- 
land mehr  Verkehr  mit  England  haben,  als  mit  Frankreich,  faal 
das  südwestliche  Deutschland  wohl  weniger  Verkehr  mit  England 
als  mit  Frankreich.  Wenn  nun  das  Preussische  Munzwesen  nicht 
reformirt  Wied,  aber  im  südwestlichen  Deutschland  Zwanzigfranken- 
stücke  und  ihnen  gleichkommende  Goldmünzen  gewöhnliches 
Zahlnngsmiltel  werden,  so  würden  dieselben,  da  das  südwesiUcke 
Deutschland  mit  Preussen  und  dem  nördlichen  Deutschland  doch 
noch  einen  viel  stärkeren  Verkehr  als  lail  Frankreich  hat,  auok 
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bald  im  nördlichen  Deutschland  und  in  Freussen  Umlauf  finden, 
und  es  würde  iUr  Prenssen  dann  schwerer  sein,  künAig  eme 
den  Sovereigns  entsprechende  Goldmttnze  einznfllhren.  Pir 
PreoMen  kdniile  es  daher  keineswej^  wOnschenswertli  sein,  dess 

das  südwcslliche  Deutschland,  tUva  ßüiern  an  der  Spitze,  mit 
Reform  des  Münzwesens  die  Initiative  ergreift. 

Reformirt  dagegen  Preussen  sein  Münzwesen  früher,  als  das 
südwestliche  Deutschland  das  seinige,  so  möchte  das  nördliche 
und  südwestliche  Deutschland  eher  zu  einer  Einheit  des  Münz- 
Wesens  gelangen  können  —  d.  h.  zu  Einer  gemeinschaftlichen 
Verwaltung  des  Münzwesens.  SolHe  man  aber  eine  solche  Ein- 
heit mit  dem  südwestlichen  Deutschland  überhaupt  für  unausführ- 
bar erachten,  so  wäre  es  doch  immer  schon  eine  grosse  Sache, 
sie  für  den  nördlichen,  grösseren  Theil  Deutschlands  herzustellen. 
Zuerst  aber  muss  Preussen,  der  erste  Deutsche  Staat,  sein  eigenes 
Münzwesen  selbslsliindig  und  ganz  voilslandig  relormiren.  Ge- 
schieht diess  in  der  hier  vorgeschlagenen  —  oder  auch  in  einer 
noch  besseren  —  Weise,  so  werden  wahrscheinlich  die  übrigen 
Staaten,  welche  jetzt  den  14  Thalerfuss  haben,  allmühlig  die 
Ausübung  des  Mttnzregals  freiwillig  einstellen.  Wenn  es  dann 
faktisch  dahin  gekommen  ist,  dass  in  dem  grossen  Ländcrgübiet 
zwischen  Memel  und  Saarbrücken ,  zwischen  Emden  und  Pless, 
zwischen  Rostock  und  Hanau,  alle  grösseren  Zahlungen  mit 
Preussischen  Zwanzigscbiltingslttcken  oder  Sovereigns  geleistet 
werden  —  dann  erst  würde  es  an  der  Zeit  sein,  dass  Preussen 
sieb  auf  diplomatische  Verhandlungen  über  das  Mttnzwesen  ein*- 
lösst  —  aber  nur  in  der  Art,  dass  es  die  Bedingungen  stellt, 
unter  denen  es  bereit  wäre,  mit  anderen  Staaten  Eine  gemein- 
schaftliche Verwaltung  des  Münzwesens  einzurichten. 

Ich  darf  natürlich  keineswegs  erwarten,  dass  die  in  dieser 
Schrift  ausgesprochenen  Ansichten  sogleich  allgemeine  Zustim- 
mung finden  wt  rüen.  Die  Frage  einer  Münzreform  ist  überhaupt 
noch  gar  nicht  in  dem  Umfang  erörtert  worden,  dass  sich  darüber 
in  weiteren  Kreist  n  schon  bestimmte  Ansichten  gebildet  hätten. 
Ich  habe  nur  für  eine  baldmöglichst,  auf  Grund  des  $  82  der 
Verfassung,  zu  bestellende  Untersuchungs  -  Commission  einige 
Materialien  zur  weiteren  Erörterung   liefern  wollen,  in  der 
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üeberzeu g Ii ng,  dass  ohne  gehörige  Vorbereitungen  die  Gesetz- 
gebung in  einer  so  wichtigen  Materie  nicht  segensreich  wirken 
kann,  gegenwärtig  aber  diplomatische  Verhandlungen  mit  anderen 
Staaten  entweder  keinen  Erfolg  haben  oder  —  was  noch  schlinH 
»er  würe  —  zuletzt  doch  nur  dahin  führen  würden,  der  Preus- 
siächen  Regierung  und  der  Preussiscben  Volksvertretung  Fessein 
anzulegen  ^3« 

1)  Angemessene  Erwiederungen  auf  diese  Abhaiid luno;  werden  uns  will- 
kommensein. Einstweilen  erlauben  wir  uns  auf  tl  ei  f  e  r  i  c  Ii  s  Aufsalz :  „Die 
Einheit  im  deutschen  Münzwesea"  io  dieser  ZeiUcIirift,  Band  YT^  1850^ 
S.  385  ff.  EU  verweicen.  Die  Redaetion» 
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Zweiter  Artikel. 


VL 

Ergebnisse  der  Steuer. 
1.  Fiaaiulelle  Krgebnlsse. 

Wenn  man  über  die  Bedeutung  und  Angemessenheit  einer 

beslinfKnten  Sleuerfonn  urlheilcn  will,  wird  es  iimncr  einer  der 
Hauptgesichtspunkte  sein,  welche  Summe  durch  dieselbe  auf- 
gebracht wird  und  aufgebracht  werden  kann. 

In  dieser  Beziehung  hat  die  Einkommensieoer  In  England 
ohne  Zweifel  ganas  Ausserordentliches  geleistet,  mehr  als  irgend 
eine  andere  direcle  Steuer  in  irgend  eint  ui  Lande  bisher  je  ge- 
leistet hat. 

Sir  Rob.  Peel  veranschlagte  den  Ertrag  der  Steuer  von 
England  und  Schottland  bei  einem  Steuersatz  von  nahe  3  %  und 
bei  Beschränkung  der  Steuer  auf  die  Personen,  welche  ein  Ein- 

koiijiiieii  vüü  150/.  und  mehr  litUli  lu  auf  3,770,000  /.  Der 
Erfolg  übertraf  seinen  Voraiischlao  Ik  triichllich,  indem  die  Steuer 
unter  denselben  Bedingungen  im  Durchschnitt  der  iOJahrigen 
Periode  von  1842—1851  die  Summe  von  5»697,000  L  (d.  i 
rund  38  Httlionen  Thaler)  in  die  Staatskasse  geliefert  hat  Bei 
einer  durchschnittlichen  Bevölkerung  von  19,828,000  Einwohnern 
ergiebt  diess  sehr  nahe  3  s,  6  rf.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Nachdem  die  Steuer  im  verflossenen  Jahre  auf  alle  Personen, 
welche  ein  Einkommen  von  100 — 150  L  beziehen,  und  gleich- 

1)  Vgl.  dessen  Rede  im  Unteihause  {financial  ^lattmeut)  v.  11.  März  1842. 
ZeiUciur.  für  ütAAUw.  1S54*  3«  Heil.  33 
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massig  aut  Irland  mit  ausgedciint  ist,  hat  sich  der  Ertrag  bis  auf 
rund  6,27d,000  =  41,830,000  Tbtr.  gesteigert,  und  bei  der 
nun  beantragten  Erlidbung  der  Steuer  von  7  d.  auf  10 V«  d, 
pr.  /.  (=  4,  37  %)  veranschlagt  man  den  Sleuererlrag  auf 
9,582,000  /.  =  63,H80,0Ü0  Thlr.  >},  was  bei  einer  Bevölkerung  ^ 
des  vereinigten  Könin  i  i  iihes  von  etwa  28  Millionen  Einwohner 
c.  6  10  d  r=  2  Thir.  8  Sgr.  6  Pf.  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung ausmacht 

Dass  In  England  durch  diese  Steuer  die  oben  angeführte 
Suinine  und  im  Nothfalle  eine  noch  bei  weitem  erheblichere  mit 
Sicherheit  und  während  einer  Reihe  von  Jahren  erhoben  werden 
kann,  daran  ist  um  so  weniger  zu  zweifeln,  als  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts,  während  eines  Zeitraumes  von  10  Jahren  (von 
1806 — 1815  einschUesslich)  bei  einer  Bevölkerung  Grossbritan- 
niens  (im  miulem  Durchschnitt)  von  nur  127'2  Milliunen  Ein- 
wohner —  unter  allerdings  erheblich  grösserer  Anspannung  der 
Kräfte  —  die  ausserordentliche  Summe  von  durchschnittlich 
14,187,000     d.  i.  c.  94  Millionen  Thaler  erhoben  wurde. 

Seit  ihrer  ersten  EinlÜbrung  im  Jahre  1798  bis  asu  ihrer 
Auliiübung  im  Jahre  1816  hat  man  durch  die  Einkommensteuer, 
unerachtet  ihrer  mangelhnflcn  Veranlagung  in  den  ersten  Jahren 
und  einigen  Unterbrechungen  in  ihrer  Erhebimg,  die  ungeheure 
Summe  von  zusammen  170,000,000  d.  i.  1,100  Mill.  Thaler 
zur  Bestreitung  der  Kriegskoston  aufgebracht  ^, 

1)  Vgl.  die  Rede  GlMiIstorics  (ßnanciai  slatemetU)  vom  7.  Mfirs  1854, 
in  welcher  derselbe  den  Erlrag  der  Eiukommensteuer  in  Grossbrilannien  für 
das  FioaD^ahr  5.  April  1853  bis  5.  April  1854  nach  dem  IruLern  Kusse  auf 

5,545,000  i. 

die  3Iehreinn;ilinif  wegen  Besteuerung  der  Personen  mit  Ein-  * 

kommen  vom  100    150  /.  auf                                          250,000  „ 

und  wegen  der  Ausdciinung  der  Steuer  auf  Irland  zu.              480,000  „ 

susaminen  auf   6,375,000  „ 

Yeranschlagt.   Time«,  Marek  8.  1854. 

2)  f^ämlich  bei  einer  Steigerung  der  Steuer  aof  lO^Oi  unter  Antdebnimg 
d«r  Steuerpflicht  auf  alle,  welche  60  L  nnd  darüber  ta  Eiokomnen  besiehen 
und  bei  Aofhebiing  «Ue?  SteuerbefreiuBgca  iikr  Reoleo  «ui  Grondbeaits  oder 
Kapital. 

d)  Vfl.  tUpoH  fr9m  libe  MmI  CpaiaiiflM    Fei.  //•  f.  404* 
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Hiernach  darf  die  Aeusserong  Gladstone's,  dass  England 
mil  Hülfe  der  Einkommenslener  Im  Stande  aet,  300,000  Mann  na 
Lande  und  100,000  zur  See  ins  Feld  sn  stellen  und  zu  unter" 

halten,  ohne  seine  Schuldsumme  vermeinen  zu  müssen,  nicht  für 
tibertrieben  angesehen  werden  Bei  einer  Steigerung  des 
Steaersatxea  bis  zu  10  ®,o,  welche  England  jetzt  doch  gewiss 
d^enaowohl  wie  Im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  zu  ertragen  im 
Stande  sein  durfte,  würde  durch  diese  Steuer  allein  die  gewaltige 
Summe  von  mehr  als  20  Millionen  /.  oder  mehr  als  130  Millionen 
Thaler  aufgebracht  werden,  das  ist  erheblich  mehr,  als  die  ge- 
sammte  Slaatseinnalime  Preussens  beträgt.  Mit  Rocht  nannte 
Gladstone  daher  die  Einkommensteuer  ein  mächtiges  Rüstzeug, 
um  sein  Vaterland  im  Kriege  vor  Gefahr  zu  schützen  und  das- 
selbe im  Frieden  zur  DurchHihrung  eben  so  tiefgreifender  als 
umfassender  Reformitiaussregcln  zu  befähigen. 

Zur  Vervollständigung  der  Angaben  über  die  linanziellen 
Ergebnisse  der  englischen  Einkommensteuer  sei  noch  bemerkt, 
dass  die  Erhebungskosten  derselben  sehr  gerhig  sind.  Sie 
beliefen  sich  im  Durchschnitt  der  8  Jahre  1843-- 1850  auf  nicht 
mehr  als  134,860  /. ,  d.  i.  noch  nichl  voll  2';2  "  u  f?er  Rohein- 
nahme (2  /.  8  6  d.  pro  lÜO  /.)•  (Vergl.  Report  o[  ihe  Med 
CanumUee  etc.  Th.  IL  p.  403.  Append.  Nr.  i.j 

Wenn  nun  hiernach  die  Einkommensteuer  In  der  Gestalt, 
in  welcher  sie  gegenwärtig  in  England  erhoben  wird,  so  glän- 
zende finanzielle  Resultate  ergeben  liat,  und  in  noch  höherem 
Maasse  zu  liefern  im  Stande  ist,  so  wird  es  um  so  wichtiger, 
ihre  Licht-  und  Schattenseiten  in  anderer  Beziehung  kennen  zu 
lernen.  Denn  nur  dorcb  die  Zusammenfossung  aller  Momente 
kann  man  ein  richtiges  Urtheil  füllen  und  die  Ansichten,  welche 
in  England  selbst  über  die  Angemessenheit  dieser  Steuerform 
gehegt  werden,  unbefangen  würdigen. 

2.  Zweckmässigkeit  des  Behörden- Organismus. 
Als  einen  unbestreitbaren  und  ohne  Zweifel  sehr  wichtigen 
Yonsug   des  englischen  Systems   muss  man  den  zweck- 

1)  Vgl.  deisen  Rede  un  Unterhauie  am  18.  April  1853.  Times  vom 
19.  ApiiL 

33» 
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mässigen  Organismus  der  Eiuschätzuogsbehörden 
anerkennen. 

Es  findet  ein  derartiges  Zusammenwirken  von  besoldeten 
lind  unbesoldeten,  Gemeinde-  (oder  Local--}  und  Regierungs- 

beanilcn  stall,  dass  es  dadurch  mcig^lich  wird,  hei  der  Untersuchung 
der  Verhöllnisse  des  Steuerpüit  liligrn  rhciisowolii  dun  iiiaksichten 
der  P  f  i i c  h  t  als  der  B  i  1 1  i  g  k  o  1 1  Redinung  zu  tragen.  Die  Ent- 
scheidung erfolgt  nach  mdglicbst  genauer  Kenntniss  der  örliicben 
und  persönlichen  Verhältnisse  und  unter  gleichzeitiger  Wahrung 
der  Interessen  des  Staates  und  der  Forderungen  der  Gerechligkeil. 
Es  ist  im  hulieu  Muas.sc  gelungen,  auf  der  einen  Seile  dem 
Steuerpflichtigen  jeden  triftigen  Grund  zur  Beschwerde 
(^soweit  es  sich  um  die  gewissenhaAe  Ausführung  des  Ge- 
setzes handelt  und  die  Klagen  nicht  gegen  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  selbst  gerichtet  sind)  zu  nehmen,  auf  der  an- 
deren die  Staatskasse  vor  Kiiii)ussen  durch  Unkennlniss  oder 
Nachlässigkeit  der  licliürdcn  zu  bewahren. 

Die  Be;schafiung  der  Nachrichten  und  Vorbereitung  der 
Materialien,  soweit  sie  zunächst  ohne  Eindringen  in  diePrivat- 
verbällnisse  geschehen  kann,  ist  Aufgabe  besoldeter  Lokal- 
beamlen  (des  ussessor  und  di  s  rierkj,  deren  Kiler  durch  einen 
Anlheil  am  Sleuerertrage  zwcckuiüssig  angespornt  wird.  Die 
Prüfung  der  von  den  Lokalbeamlen  gelieferten  Arbeiten,  die 
Bezeichnung  der  Punkte  oder  Fälle,  weiche  noch  einer  weiteren 
Aufklärung  bedürfen,  die  Vorbereitung  der  zu  stellenden  Fragen 
11.  s.  w.  liegt  wesentlich  dem  Sleueraulseher,  einem  bcsoldelen  U  c- 
gi  er  ungsbeamten,  ob.  Derselbe  isl  an  dem  Ergebniss  der 
Untersuchung  persönlich  nicht  belheiligt  (d.  h.  fest  besoldet}, 
und  wird  nur  von  seinem  Pflichteifer  getrieben.  Die  Benutzung 
der  Kräfte  aller  besoldeten  Beamten  und  somit  ihre  Üeberwachnng; 
die  persönliche  Vernehmung  der  Steuerpflichtigen  und  —  wo 
dieses  nölhiir  ist  —  ein  tieferes  Eindringen  in  ihre 
Privalverhüllnisse;  endlich  die  Entscheidung  ist  einem 
Kollegium  angesehener  Einwohner  der  Gegend  vor- 
behalten. 

Dieses  Amt  ist  nicht  so  mühevoll,  noch  so  zeitraubend,  dass 
es  nicht  unentgeltlich  sollte  übernonanen  werden  können,  und 
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dabei  so  wichtig  und  einflussreicli,  dass  es  als  ein  wain  es  Ehren- 
amt anzusehen  ist  und  angesehen  wird.  Dabei  sind  die  Komis- 
sarien  (das  Kollegium  der  Angesessenen}  durch  die  G^enwart 
und  das  Recht  der  Appellation  von  Seiteri  des  Regierungsbeamten 
(gufveyor)  hinreichend  überwacht,  um  sich  zn  einer  gewissen- 
hallen  Ausübung  ihrer  Pflicht  angelrieben  zu  fühlen. 

So  ist  es  in  einem  huhen  Maasse  gelungen,  ebensowohl 
einen  stets  gehässigen  fiskalischen  Geist  —  welcher  die  Steuer 
bald  unerträglich  gemacht  haben  wttrde  —  als  eine  strSfiUche, 
die  Staatskasse  beeinträchtigende  Lauheit  oder  Necbgiebigkeit  zu 
vermeiden. 

Die  verschiedenen  zusainmenwirkentien  Behörden  haben  sich 
gegenseitig  die  günstigsten  Zeugnisse  ausgestellt,  welche  man 
umsomehr  füc  vollgültige  anzusehen  berechtigt  ist ,  als  dieselben 
von  einander  unabhängig  sind  und  ihre  Zeugnisse  sich  nicht  allein 
out  (Jen  wahrgenommenen  Eifer  uiui  (be  beobachtete  (n'\\i.^sen- 
haftigkeit,  sondern  ganz  insbesondere  auch  auf  die  Angeuicssen- 
heit  der  gegenseitigen  Stellung  und  die  Befriedigung, 
welche  die  Art  der  Einschätzung  im  Allgemeinen  bei  den 
Steuerpflichtigen  hervorrufe,  bezogen. 

Die  Regierungsbeamten   (sui  reijors)  bezeugten,  wie 
sehr  es  zur  Zufriefkniheit  der  Sleuerj.llichligen  beilrage,  dass 
dieselben  von  Eingesessenen  ihres  Kirchspiels,  welche  sie 
persdnlich  kännten,  und  mit  ihnen  lebten,  eingeschätzt  würden; 
dass  sie  selbst  bei  der  Ernennung  der  Unterbeamten  mitwirkten 
u.  s.  f.  (Ecidenc(\  Q.  1560.  1627).    Sie  erkliirleu,  (biss  ein  Kol- 
legium von  Eingesessenen  vermöge  seinei  Kentilniss  der  lokalen 
und  persönlichen  Verhältnisse  besser  geeignet  sei,  die  Steuer- 
pflichtigen einzuschätzen,  als  die  —  obwohl  verantwortlichen  — 
Beamten  der  Krone;  dass  die  ihnen  beiwohnende  Kenntniss 
der  Geschäfte  nnd  Verbältnisse   des  Gewerbebetriebes  durch 
keinen  Beaintonorganismus  ersetzt  werden  könne  (3268.  3275); 
dass  dieselben  in  ihrer  Pilichlerfülluog  regelmässig,  und  Be- 
schwerden über  Parteilichkeit  ganz  ohne  Beispiel  seien  (3270. 
3271}.  Ein  gleich  günstiges  Zeugniss  wurde  den  Generalkom- 
missarien von  Seiten  der  Unterbearoten  ausgestellt   Es  sei  kaum 
möglich,  eine  Behörde,  die  nach  billigem  Ermessen  zu  entscheiden 
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habe,  zu  ersinnen,  welche  durch  ihre  Entscheidungen  die  Appel- 
lirenden so  durchaus  zufrieden  stelle,  wie  die  Generalkommis* 
sarien.  Wenn  auch  die  Entrichtung  der  Steuer  den  Partden 
schwer  ankomme ,  so  unterliessen  sie  doch  seilen,  den  Kommis- 
sarien für  die  grosse  Sorgfalt  und  Rücksicht  bei  der  Unlersuchung 
ihren  Dank  auszudrücken 

In  gleicher  Weise  wird  andrerseits  von  den  Gcneralkom- 
missarien  gerühmt,  wie  nützlich  und  selbst  unentbehrlich  ihnen 
die  Httlfe  des  Regierungsheamten  (§wrveyar)  sei  (2467.  2468, 
2469.  Vgl.  3045). 

Das  unzweideutigste  Zeugniss  daiiir,  dass  die  Generalkom- 
missarien  im  Allgemeinen  ihre  Aufgabe  zur  Zufriedenheit  der 
Steuerpflichtigen  erfüllen,  wird  durch  die  geringe  Zahl  der  Per- 
sonen gegeben,  welche  sich  an  das  Forum  der  SpeciallEoromis- 
sarien  in  London  statt  an  ihre  Mitbürger  wenden.  Während  im 
mittleren  Durchschnill  der  Jahre  1846—50  die  Zülil  der  von  den 
Generalivommissarien  (unter  Tit.  D  der  Akte)  eingeschätzten  Per- 
sonen 341,  337  betrug,  belief  sich  die  Zahl  derer,  welche  sich 
an  die  Specialkommissarien  wendeten,  in  demselJien  Zeiträume 
durchschnittlich  nur  auf  3935  Personen,  d.  i.  also  wenig  über 
l^/ü  0-  Dabei  ist  noch  zu  bemerken,  d  s.s  die  rrriissere  Haltte 
der  von  den  Specialkonimissarien  besteuerten  Personen  (nämlich 
2180}  Abfindungsvertrage  geschlossen  hatten,  sich  also  nicht 
sowohl  aus  irgend  einem  Misstrauen  gegen  die  Generalkommis*- 
sarien,  als  vielmehr  desswegen  an  die  Specialkommtssarien  ge- 
wendet halten ,  weil  diese  allein  berechtigt  sind,  Abündungsver- 
träge  zu  sehliessen. 

Diess  hmdert  jedoch  niclit,  aozuerkennen,  dass  die  Ein- 
richtung der  Behörde  der  Speciaikommissarien  und  die 
dadurch  einem  Jeden  gebotene  Gelegenheit  sich  allein  von  den 
Beamten  der  Krone  einschätzen  zu  lassen ,  eine  höchst  weise 
Maassregel  ist.  Gerade  hierdurch  wird  dem  Amte  der  General- 
kommissanen  der  Charakter  eines  auf  dem  öffentlichen  Vertraneii 

1)  Vgl.  Evidenee,  Q.  2699.  Generaliy  speaking  I  hear  parties  say  :  „Well, 
however  liard  a  is,  I  have  lo  thank  you,  geollemen,  for  going  ioto  the  ca«e 
wilh  great  carc  .md  jrrcal  consideratfon.« 

2)  Vgl.  Report  of  tke  Select  Commiliee  etc.  II,  420,  21  (Affendi»  W.  3). 
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rahenden  Ehrenamtes  am  sichersten  erhalten ,  und  der  Gefahr 
begegnet,  welche  aus  einem  Mangel  an  geeigneten  Persönlich- 
keiten in  manchen  Gegenden  allerdings  entstehen  kann.  Wie 
wenig  jutui  in  England  verkennt,  dass  die  Vorlheile  des  Selbsl- 
regimenls  auf  dem  Vorhandensein  von  Personen  beruht, 
welche  geneigt  und  hefiibigtsind,  die  Ausübung  öiTentlicher  Pflichten 
als  ein  Ehrenamt  anzunehmen,  und  wie  sehr  man  bereit  ist, 
die  Formen  der  Verwaltung  den  Bedürfnissen  und  Verhall- 
nissen der  liegend  anzupassen,  imsilall  jede  örtliche 
Eigcnthüailiciikeil  einem  abstrakten  Schematismus  und  flacher 
Gleichmacherei  zu  opfern,  geht  sehr  klar  daraus  hervor,  dass^ 
bei  der  kürzlich  beschlossenen  und  durchgeführten  Ausdehnung 
der  Einkommensteuer  auf  Irland  man  von  der  Bestellung  von 
Generalkommissarien  ganz  abgesehen  und  das  ganze  Geschäft 
der  Veranlagung  in  die  Hände  der  Aufseher  und  Spccialkommis- 
sarien  gelegt,  das  heisst,  besoldeten  Beamten  der  Krone  statt 
den  Einsassen  selbst  übertragen  hat  (16  et  17.  Vict.  c.  34 
S  16  und  21). 

Nur  in  Beziehung  auf  einen  Pnnkl  wurde  das  bestehende 
System  von  den  Beamten  der  Krone  für  mangelhaft  erklärt.  Sie 
erachten  es  nümlich  für  wünschenswerth,  dass  bei  der  Einschätzung 
von  Gewerbetreibenden  (unter  Titel  D  der  Akte)  sowohl  den 
Parteien  als  der  Krone  das  Recht  der  Berufung  an  eine  hdhere 
Qedoch  nicht  etwa  a  d  in  i  n  istrativ  e,  sondern  richterliche) 
Entscheidung  offenstehen  möge ,  wie  diess  bei  der  Veranlagung 
der  directen  Luxussteuem  (assessed  taxes)  der  Fall  ist  Bei 
der  Einschätzung  des  Grundeigenthumes  haben,  wie  erwfibnt, 
sdion  jetzt  beide  Theile  das  Recht,  eine  besondere  Abschätzung 
zu  verlangen.  Eine  ähnliche  Befugniss  würde,  nach  der  Ansicht 
mehrerer  Auiseher,  auch  bei  der  Einsi  liatznng  der  Gcwcrbtrei- 
bcnden  sehr  wohlthätig  wirken.  Zwar  würde  gewiss  nur  sehr 
selten  davon  Gebrauch  gemacht  werden ,  wie  aus  der  Wirkung 
der  entsprechenden  Befugniss  bei  den  directen  Luxussteuem  zu 
schliessen  sei.  Dennoch  bewirke  dieses  Recht  der  Appellation 
eine  noch  grössere  Sorgfalt  und  Sicherheit  bei  der  Einschätzung 
(1548 — 1559).  Ohne  über  die  Angemessenheit  dieses  Vor- 
schlages —  welcher  übrigens  bei  der  Revision  des  Gesetzes  im 
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Jahre  1853  keine  BerücksiehUgong  gefunden  bat  —  aburtfaeilen 

zu  wollen,  ist  es  doch  klar,  dass  derselbe  keine  weseniliche  Ver- 

än«U  i  iinsf  in  flt^'r  geg-enseiligen  Stellung  der  verschiedenen  bei 
der  Einschälzung  mitwirkenden  Behörden,  noch  in  der  Art  und 
Weise  ihrer  Tbäligkeit  bezweckt. 

3.  Senauigkeit  der  Ermittelang  des  Einkommens. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  die  Behörden  —  sie  mögen 
nun  so  zweckmässig  organisirt  und  so  pflichteifrig  sein,  als  mög- 
lich — -  hinreichende  !\liltel  in  Händen  haben  und  die  geeigneten 
Wege  einschlagen ,  um  das  vorhandene  Einkommen  sicher  und 
vollständig  zu  ermitteln.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Erfolge 
des  in  England  befolgten  Systems  fttr  die  verschiedenen  Ein- 
kommentfuellen  nicht  gleich. 

Dös  Einkümmen  aus  Kapital  und  Grundbesitz  wird  nach 
Maassgabe  der  darüber  erhissenen  Vorschriften  mit  grosser  Sicher- 
heit eingeschätzt  und  fast  vollständig  zur  Steuer  herangezogen. 
Das  auf  Zinsen  angelegte  Kapital  wird  entweder  durch  die 
Vorstände  der  Gesellschaften  und  Korporationen,  welche  dasselbe 
benutzen  und  die  Zinsen  aiis/;ililen ,  oder  durch  die  Privatper- 
sonen, welche  die  Summen  geborgt  haben,  besteuert  —  also  durch 
Personen,  welche  den  Betrag  der  schuldigen  Steuer  auf  das  ge- 
naueste kennen  und  kein  persönliches  Interesse  daran  haben, 
der  Staatskasse  auch  nur  einen  Heller  davon  zu  entziehen. 

Das  Einkommen  aus  G  r  u  n  d  b  e  s  i  t  z  in  Gemussheit  der  g-e- 
srlzlirhen  Vorschriften  zu  schätzen ,  hat  bei  den  in  England 
herrschenden  Verhältnissen  ebenfalls  nur  geringe  Schwierigkeiten. 
Darin  stimmen  die  vernommenen  Zeugen  alle  ttberein  Man 
hat  in  den  so  allgemein  bestehenden  Pachtverträgen  und  in 
der  Armensteuer  Anhaltspunkte  für  die  Schätzung,  welche 
bei  eininrer  Umsicht  der  Benutzung  für  durchaus  genügende  er- 
klärt werden  müssen.  Die  Mängel  oder  Schwierigkeiten,  welche 
von  einigen  Seiten  hervorgehoben  wurden,  bezogen  sich  auf 


1)  Evidwee  he(bre  fh€  Seleei  Commim,  Qu.  1371.  1419  and  1420. 
8730. 
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Ausstellungen  hinsichllich  einer  ungeeij^ncten  Benulzunnr  rfieser 
Leitsterne,  indem  bald  die  besunderen  Vei  hällniüso  ausserge wohn- 
licher Pacblverträ'ge,  bald  die  eigenthümHchen  bei  Veranlagung 
der  Armensteuer  befolgten  Grundsätze  nicht  genügend  geprüft 
und  berttcksichilgt  waren. 

Der  Erlrag  von  Gütern,  welche  von  ihren  Besitzern  selbst 
bewirthschaflet  werden,  für  deren  Schätzung  man  also  kernen 
Pachtvertrag  unmittelbar  vor  sich  hat,  kann  durch  Vergleichung 
mit  den  angrenzenden  Grundstücken  mit  hinlänglicher  Sicherheit 
bestimmt  werden,  gleichwie  in  einer  Stadt,  in  welcher  die  Mehr- 
zahl der  Wohnungen  vermiethel  wird ,  die  Eiiiscli  iiziinfT  der 
weiiigen  Gebäude,  welche  die  Eigenlhümer  selbst  iiine  haben, 
keine  erheblichen  Schwierigkeiten  veranlasst.  In  der  Regel  ist 
bei  Veranlagung  der  Armensteuer  diese  Vergleichung  mit  den 
benachbarten  Grundstücken  schon  in  genügender  Weise  geschehen 
(3081  —  83.  2840  und  3{\'^o). 

Dagegen  isl  zu  benierken,  dnss  diese  Sicherheil  der  Ein- 
schützung  des  steuerpilichligen  Ertrages  doch  nur  um  den  Preis 
mancher  Uttrten  gegen  die  Grundbesitzer  und  Pächter  erreicht 
worden  ist.  Von  der  Pachtrente  werden,  wie  früher  angegeben 
ist,  i'uv  lieparaltiren  und  IiislandhuKung  der  Gebäude,  Hecken, 
GiHheii,  Ahleilungsrohren,  ferner  fxir  Kosten  der  Einziehung  der 
Renten,  für  Ausfalle  und  Erlasse,  für  Versicherung,  Prozesskoslen 
u.  s.  w.,  keine  Abzüge  bewilligt  0*  ^^^^  insbesondere  bei 
vermietheten  Wohngebiuden  als  eine  grosse  Ungerechtigkeit 
■empfunden  (2505  —  7.  2939  —  44j.  In  wie  weit  nun  diese 
Uebelstände  bei  dem  angenommenen  Sysleni  als  unvermeidh'che 
angesehen  werden  müssen,  wollen  wir  hier  nicht  entscheiden. 

1)  Sic  lie  dun  Absrhti.  III.  Grundsätze  für  die  Veranlaguni];  der  Steuer. 
1,  Einkommen  aus  Grundbesitz  (Hell  2,  S.  221).  Vgl.  auch  die  Kcde  Glftd- 
sfone's  bei  Gelegenheit  seines  Anlrages,  die  Einkonunensteiier  imtcr  einigen 
Modifikationen  bis  zum  Jahre  1860  in  bewilligen  ft8.  April  18535  Times 
vom  19.  April).  Daselbst  .^chjit/.le  (iladstone  d  t- n  A  u  I  w  a  n  d  ,  d.  n  der 
Grundherr  zur  Sicherstellung  seiner  Renten  für  die  im  Texte  angegebenen 
Zwecke  noch  zu  machen  habe,  ehe  er  über  den  iilcst  Irei  veriugen  kotme, 
oder  den  Abzug  der  von  dt-r  Pacht  reute  noch  zu  machen  sei,  ehe  laan 
dieselbe  als  reine  Einnahme  betrachten  könne,  auf  16Froceat,  d.  i.  nahe 
Ve  des  st euerpf lichligen  Einkommeos. 
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Bei  der  Schälzuiig  des  Grundeigcnthumes  für  die  Annensleucr 
wird  auf  diese  Verhällnisse  Rücksicht  genommen;  hiernach  ist 
man  versucht  zu  glauben,  dass  es  doch  auch  bei  der  Schätzung 
für  die  Einkommensteuer  thuniich  sein  mttsse.  Dessen  unge- 
achtet hui  man  anderer  Rücksichten  wegen  bei  der  Revision  des 
Geselzes  im  Jahre  1853  auf  Abänderung  der  betrelTenden  Be- 
stinmiimgen  nicht  Bedacht  genommen 

Endlich  gehört  bieher,  dass  das  steuerpflichtige  Einiiommen 
der  Pächter  auf  eine  sehr  summarische  Welse,  In  England  auf 
die  Hälfte,  in  Schollland  auf  nahe  '  3  der  von  ihnen  gezahlt cn 
P;i(  hircnle  angenommen  wird.  Für  eine  genaue  Ermittelung 
ihres  Reineinkommens  wird  diess  Niemand  hatten.  Doch  ist  diess 
nach  dem  Urtheil  der  Steuerbeamten  der  einzig  mögliche  Weg, 
weil  die  Pächter  keine  Rechnung  führten  und  nicht  Im  Stande 
sem  würden,  die  von  ihnen  verzehrlen  Naturalien  richtig  zu 
veranschlagen  oder  überhaupt  ihre  Roh-  und  Reineinnahme  zu 
unterscheiden.  So  sei  man  gezwungen,  eine  willkührliche  Regel 
aufzustellen  oder  eine  summarische  Justiz  zu  üben  (^2930.  29313- 
Nimmt  man  hinzu^  dass  dem  Grundherrn  für  Ausfälle  an  seinen 
Renten  und  dem  Pächter  für  Verluste  oder  geringere  Einnahme 
bei  Missernten  und  linfallen  aller  Art  nur  in  sehr  beschränkter 
Weise  Steuererlasse  bewilligt  werden;  dass  ferner  das  Grund- 
eigenthum für  die  Zahlung  der  Steuer  hadet  (wenn  der  Pächter 
z.  davongeht)  (1658.  1659),  so  erkennt  man,  dass  die 
Einkommensteuer  in  Beziehung  auf  das  Grundeigcnlhum  noch 
vielfach  den  Charakter  einer  Grundsteuer  hat  —  d.  h.  mehr 


1)  Der  Hauptgrund,  wcsshalb  rnan  bis  jetzt  keinen  Versuch  gemacht 
hat,  diesen  Beschwerden  der  Grundl)esitzcr  abnihelfen,  ist  die  in  England 
sehr  allgemein  verbreitete  Ansicht,  dass  Einiiommeti  an  Renten  verhällniss- 
mäsaig  h  ö  b  e  r  besteuert  werden  sollte^  als  Einkommen  aus  Gewerbe  betrieb 
oder  persönlichen  Leistungen  anderer  Art.  Gladstone  zergte  nun 
in  seiner  vorhin  angeführten  Rede  vom  18.  Aprii  1853,  dass  diess  praktisch 
schon  jetzt  der  Fall  sei ,  indem  die  Steuer  im  Betrage  von  7  ff.  pr.  /.  der 
Pachtrente  einer  Steuer  von  9  iL  pr.  L  der  wrirklichen  Reineinnahme  des 
Grundherrn  gleichkomme.  Indem  er  hieroach  eine  weiter  gehende  höhere 
Belastung  des  Grinideigenthums  Tür  durchaus  ungerechtfertigt  erklärte,  glaubte 
er  auf  der  anderen  Seite  doch  auch  nicht  in  der  Lage  zu  sein,  Steuerer» 
mSasii^n^en  f&r  die  R^ntenbeaieher  bean»ragea  su  können. 
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die  Verhältnisse  des  Grundstückes  an  und  für  sich  als  die 
persönlichen  des  Besitzers  berficksichtigft 

Abgesehen  von  diesen  mehr  oder  minder  hoch  anzu- 

schlajrendcn  und  durch  eine  umsicblige  Gcselzgebunfr  doch  wohl 
zu  miidcindcn  Härten,  entstehen  wirkliche  und  bedeutende 
Schwierigkeiten  für  die  vollständige  Heranziehung  des  steuer- 
pflichtigen Grundeigenihumes  aus  der  Steuerbefreiung  aUer 
derjenigen,  welche  weniger  als  150  /.  (oder  nun  100  /.}  an 
Einkommen  beziehen. 

Wir  werden  dieser  Schwierigkeiten  unten  im  Zusammenhange 
mit  den  übrigen  nus  demselben  Grundsatz  erwachsenden  gedenken. 
Dieselben  treffen  bei  dem  Grundeigenlbum  indess  nicht  die  Br- 
mittelung  des  Ertrages,  sondern  die  Einziehung  der 
Steuer. 

Sehr  anders  stellt  sich  die  Sache  bei  der  Ermilteiung  des 
Einkommens  aus  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  oder  irgend 
einer  gewinnbringenden  Beschäftigung.  Hier  sind  die 
Erfolge  des  in  England  befolgten  Systems  nicht  gleich  befriedigend. 

Man  kann  diess  schon  nach  der  Art  und  Weise,  wie  das  Ein- 
kommen eingeschätzt  wird,  nicht  anders  erwarten;  man  hat  in- 
dessen ausserdem  die  bestimmtesten  Zeugnisse  fhifür.  Bei  der 
Ermittelung  des  Einkommens  aus  Gewerbebetrieb  (Titel  b)  fehlt 
es  an  äusseren  Anhaltspunkten  fttr  die  Schätzung,  wie  die 
Pachlverlräge  und  die  Armensleuer  sie  bei  der  Einschut/.ung  des 
Grundeigenihumes  darbieten.  Praktisch  ist  die  Hegel  die,  dass 
der  Steuerpflichtige  selbst  den  Reinertrag  seines  Gewerbes  oder 
Geschäftes  in  einer  Total*Summe  angiebt,  ohne  detaillirten 
Nachweis  ttber  die  Faktoren  seiner  Berechnung  Nur  wenn 
diese  den  EinschaJzungsbehÖrden  zu  niedrig  erscheint,  nehmen 
dieselben  Veranlassung,  liefer  in  die  Yermögensverhällnisse  des 


1}  Dorch  die  kOrztich  erltMene  Akle  14.  VIct.  c  J2.  |.  3  Ist  den  Be- 
schwerden der  Pachter  mindettens  sitmTheil  abgeholfen,  indem  tie  dednrch 
enaachtigt  werden,  einen  Stenererlas*  m  rerlangen,  insofern  sie  im  Slande 
sind,  nachsawelsen ,  dass  ihr  Einkommen  geringer  war,  als  es  snr  Stenw 
herangezogen  wurde. 

2)  Ifach  der  gefllligen  mOadlidien  Ansknoft  Mr.  t^arles  Pressly's, 
eines  Mitgliedes  des  Board  of  Inland  Rerenue. 
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BelrefFenden  einzudringen.  Unterlässt  der  Steuerpflichtige  eine 
Deklaration  einzureichen,  oder  ist  seine  Schätzung  unbefriedigend, 
so  ist  es  doch  zunächst  das  Bemühen  umsichtiger  Beamten,  ihn 

selbst  zu  einer  ifenüüenden  3Iiülieiluno-  Llaiiiber  zu  vermöoen. 

TS       es  o  o 

Manche  lassen  sich  die  Mühe  nicht  verdriessen,  2— 3inal  dazu 
aufzufordern  (2987).  Für  die  überwiegende  Mehrzahl  der 
Fälle  ist  die  eigene  Bereitwilligkeit  der  Steuerpflichtigen  (unter 
Titel  D},  ihr  Einkommen  selbst  gewissenhaft  anzugeben  ent<- 
scheidend.  Die  Ansichten  und  Schälzungen  der  Behörden  müssen 
—  wo  der  Leitsiein  der  Selhstschätzung  feiilt ,  oder  sich  unzu- 
verlässig erweist ,  und  nicht  durch  besondere  Umstände  nähere 
Nachrichten  vorhanden  sind  —  grossentbeils  Muthmaassung 
bleiben  (5106}.  Die  Gelegenheit  sich  bei  Dritten  über  die 
VerhÖUnisse  eines  Steuerpflichtigen  zu  erkundigen,  ist  Iheils  durch 
die  Verpflichtung  die  eigenen  Angaben  des  Sleucrpflichtis^en  ge- 
heim zu  halten,  Iheils  durch  den  Mangel  einer  Yolluiachl  dazu 
sehr  beschränkt  (1440.  2393.  2394).  Es  ist  schwierig,  Fragen 
zu  stellen,  ohne  dadurch  direkt  oder  indirekt  selbst  etwas  mit- 
zutheilen.  Andrerseits  würde  die  Erkundiguntr,  etwa  bei  einem 
Kuuimann,  ol>  niclil  der  Steuerpdichlige  A  ein  Kapital  von  5000  l. 
bei  ihm  ausstehen  habe,  oder  bei  einem  Grundbesitzer,  ob  nicht 
der  Steuerpflichtige  B  von  ihm  wegen  eines  Pfenddarlehens  eine 
Rente  beziehe  u.  dgl.,  in  der  Regel  nur  ablehnende  Antworten  zur 
Folge  haben,  oder  richtiger  gesagt,  solche  Erkundigungen  finden 
nicht  statt,  weil  das  Gesetz  keine  Ermächtigung  dazu  erlheilt 
und  die  Beamten  sich  für  verpfliciilel  halten,  sich  streng  inner- 
halb der  ihnen  eingeräumten  Befugnisse  zu  bewegen  (1444. 1445}. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  es  ferner,  dass  in  Folge  des 
indirekten  Besteuerungssystems  den  Steuerbehörden  ein  höchst 
wichtiger  Anlialtspunkt  für  die  Einschätzuno-  des  Etiikouimens  der 
Gcwerbelreibenden  genonuiieii  oder  doch  in  seiner  Brauchbarkeit 
.wesentlich  beeinträchtigt  wird.  Es  ist  diess  die  Rücksicht  auf 
die  Ausgaben  des  Steuerpflichtigen;  auf  die  Lebensstellung, 
die  er  einnimmt ;  auf  die  Grösse  seines  Haushaltes  und  Aufwandes. 
Es  ist  oft  loicliler,  die  A u sg u be n  Jemdndes  zu  beobachten  und 
ihren  Utulaug  zu  beurtheiien,  als  seine  Einnahmen  zu  schätzen. 
Der  Regel  nach  kann  man  ohne  Zweifel  annehmen,  dass  die 
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Ausgaben  den  Einnalmien  onlsprechcn  und  sonach  wciiigslens 
für  das  Minimum  der  Einschätzung  ein  sicherer  Anhaltspunkt 
sein  werden.  Bei  dem  in  England  üblichen  System  kann  man 
indess  von  diesem  Schluss  nur  «ine  sehr  beschränkte  Anwendung 
machen.  Es  handelt  sich,  wie  früher  bemerkt  ist,  überall  nur 
um  die  Einschätzung  des  Krdniios  eines  Leslimmlen  Geschäftes. 
Ob  der  Kaufmann ,  dessen  Geschält  in  Oxfordslreel  eingeschälzl 
wird,  noch  Häuser  in  einem  andern  Theile  Londons  oder  Grund- 
stücke in  der  Grafschaft  Surrey  oder  StaaCspapiere  u.  s.  w.  besitze, 
kommt  dabei  nicht  in  Frage.  Ebensowenig  umgekehrt,  ob  er 
Kapitalien  zum  Betriebe  seines  Geschäftes  geliehen  habe.  Der 
Ertrag  seines  Geschäftes  und  das  Reineinkommen, 
welches  er  zu  verzehren  hat,  werden  daher  in  sehr  vielen  Fällen, 
nicht  übereinstimmen.  Man  kann  also  auch  aus  seinen  Aus- 
gaben auf  den  Ertrag  des  Geschäftes  keinen  sicheren 
Schluss  machen  Insoweit  daher  nicht  Vergleichungen 
mit  der  von  den  Steuerpflichtigen  selbst  in  den  V  orjahren 
j^ezahlten  oder  von  andern  Gewerbetreibenden  seines  Standes 
entrichteten  Steuer  oder  zuiallige  Privatnachrichten,  irgend  welche 
Stützpunkte  zur  Begründung  einer  höheren  Einschätzung  abgeben, ' 
muss  man  die  Selbstschätzung  der  Steuerpflichtigen  passiren  lassen 
(2990). 

Sonach  hat  man  nicht  mit  Unrecht  gesagt,  die  Einkommen- 
steuer sei  hinsichtlich  der  Gewerbetreibenden  (Steuerpflichtigen 
unter  Titel  D  der  Akte}  nahebei  eine  freiwillige  Steuer 
(5144.  5186).  Die  eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen 
sind  die  Hauptgrundlage  d^r  Besteuernng.  Es  muss  das 
Bestrehen  der  Bchuidcn  sein,  den  guten  Willen  der  Steuer- 
pflichtigen zu  erhalten.  Sie  können  gar  nicht  umhin,  oft  —  wie 
die  Gewerbetreibenden  sich  selbst  ausdrücken  —  «durch  die  . 
Finger^  zu  sehen,  um  die  Steuer  nicht  gehässig  zu  machen  und 

1)  Mehrere  Steuerbeamte  haben  die  Anncht  ausgesprochen,  das«  achon 
durch  Aufhebung  derSteuerbefrelaDgen  in  dieser Hinncbt  WeaenUicbea 
gewonnen  sein  werde,  weil  man  dann  einen  Jeden  wird  nOthigen  kOnnen, 
Baohauweiscn ,  wovon  er  lebe  (1471).  Doch  ist  es  mir  nicht  dentUch  ge- 
worden, wie  diess  geschehen  sollte,  vielaiehr  scheint  mir  der  oben  erflrlerte 
Mangel  von  dem  System  der  indirekten  Besteuernng  wnertrenalich. 
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einen  Witlcislund  dagegen  hervorzuruleii,  an  welcheni  die  ganze 
Maassregel  scheitern  würde. 

Die  Ergebnisse  dieses  Systems  einer  nahebei  freiwilligen 
Besleoerung  sind  nun  nach  den  Urtheil  der  Engländer  selbst 
nickte  weniger  als  berriedigende. 

Als  im  Frühjahr  1849  auf  Befehl  des  Parlamenls  ein  Cericlil 
verölTenlHcht  wurde,  wonach  die  Zahl  der  unter  Titel  D  Steuer- 
pflichtigen, d.  h.  also  diejenigen }  die  150  l.  und  mehr  an  Ein- 
kommen beziehen  y  in  ninder  Summe  flir  1847  nur  150>000  be- 
trugerklärte  die  Times,  dass  dieser  Bericht  den  offen* 
kundigsten  Thalsachen  Hohn  spreciie  und  nur  ein  schmachvolles 
Zengniss  dafür  ai)gebe5  dass  das  jetzige  System  der  Einschätzung 
des  Einkommens  aus  Gewerbebetrieb  nichts  als  ein  Gewebe  von 
Lug  und  Trug  sei.  Ohne  Zweifei  beruht  zwar  dieses  Urtheil 
sum  Theil  auf  einer  in  England  wie  Oberall  verbreiteten  und 
sehr  weit  gehenden  UeberschStzung  der  Zahl  der  Wohlhabenden 
im  Vergl*  icii  zu  der  Einwohnerzahl.  Es  wird  wesenllich  zur 
Berichtigung  desselben  beitragen,  wenn  man  erwägt,  dass  im 
preussischen  Staate  (bei  einer  nur  um  %  geringeren  Bevdi* 
kemngszahl)  die  Zahl  der  sämmtlieben  Personen,  welche  1000 Thlr. 
(=  150  /.)  und  mehr  an  Einkommen  beziehen  —  Grundbe- 
sitzer und  Kapitalisten  mit  eingeschlossen  —  in 
runder  Summe  nur  45,ÜÜ0,  also  noch  nicht  den  dritten  Theil 
der  Zahl  betHfgt,  welche  in  Grossbritannien  doch  schon  durch 
die  Gewerbtreibenden  allein  erreicht  wird. 

Indess  fehlt  es  nicht  an  positiven  Beweisen  dessen,  was  ein 
Jeder  ohnehin  schon  vorauszusetzen  geneigt  sein  wird,  dass  bei 
einem  an  Freiwilligkeit  grenzenden  System  die  voll- 
ständige Heranziehung  der  Steuerpflichtigen  nicht  zu  erreichen 
-  steht  Nach  einem  besonderen ,  dem  Parhiment  vorgelegten  Be- 
richte hatten  von  der  im  Jahre  1848 — 1849  rund  144,000  be- 
tragenden Zahl  der  Steuerpflichtigen  unter  Titel  I),  21,374  gar 
keine  und  22,316  ungenügende  Deklarationen  eingereicht.  Also 


1)  Retum  relative  tü  ptoperttf  and  incomc-tax  {Mr.  Mo/fat%  31.  Maiß 
1849.  Nr.  317.  Vgl.  den  mebrerwäbnten  Report  ofthe  SeUct  CommtUee 
TL  a,  p.  98. 
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bei  zusammen  43,690  Personen  oder  fast  bei  dem  driücn  Theil 
der  Besleuerton  waren  die  Behörden  (die  Beigeordneten) 
gen<)thigt  gewesen,  die  Stcner  nach  eigenem  Ermessen  feslzu- 
aelzen,  so  misslich  dieses  immer  sein  mochte.   In  32,385  Fullen, 

also  in  nahe  derselben  beruliiglen  sich  die  Brsleiicrlen  dabei, 
von  den  11,305,  vvelclic  an  die  Gencralkommissarien  appeliirlen, 
wussten  doch  über  die  Uäine  (nämlich  7,7133  eine  Ermässigung 
ihrer  Steuer  oder  die  gänzliche  Befreiung  von  derselben  dnrch- 
coselEen 

Wie  wenig  durch  die  grösste  Soit^falt  der  Behörden,  — 
welche,  wie  oben  bertierkl ,  allgemein  anerkannt  wird  —  der 
Mangel  an  Einsicht  und  gutem  Willen  von  Seiten  der  .  Steuer- 
pflichtigen ersetzt  werden  kann,  geht  ferner  sehr  angenscheinUcfa 
daraos  hervor,  dass  die  Gesammtzahl  der  Personen,  welche  zu- 
nächst auf  die  Sleuerrollen  (unter  Titel  D}  gebracht  Wurden, 
und  über  dcieii  Steuerpllicliligkeit  die  Gcneralkoniriiissaiien  zu 
entscheiden  hatten,  im  Durchschnitt  der  Jaiire  1846—50  rund 
340,000,  im  Jahre  1843  sogar  420,000  betrug.  Nicht  die  Hälfte, 
nSmlich  nur  144—150,000,  konnte,  wie  bemerkt,  zur  Steuer 
herangezogen  w^dent  und  nur  bei  dem  achten  Theil  dieser 
Zahl  halten  die  Behörden  irgend  einen  Anhalt,  um  sie  iioher, 
als  sie  sich  selbst  eingeschätzt  hatten,  anzusetzen.  Der  Theä 
der  Steuerpflichtigen,  deren  Yerhällnisse  die  Kommission  näher 
prüfte,  macht  daher  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  (VsJ  derjenigen 
aus ,  welche  man  doch  nöthig  fand ,  auf  die  Liste  zu  bringen, 
dagegen  einen  ziemlich  bedeutenden  ('/sD  derjenigen,  welche 
notorisch  so  wohlhabend  waren,  dass  sie  zur  Steuer  wirklich 
herangezogen  wurden.  Dass  unter  der  Zahl  derjenigen,  welche 
man  (nothgedrungen)  ohne  nähere  Prüfung  (zu  welcher  es  an 
einem  Anhalte  fehlte),  von  der  Steuer  freiliess,  noch  viele  sich 
befanden,  welche  dem  Gesetze  nach  dieselbe  hätten  entrichten 
müssen  —  darüber  werden  wir  unter  dem  Abschnitte  über  die 
Steuerbefreiungen  noch  weitere  Beweise  beibringen. 

Hier  woUen  wir  zur  näheren  Begründung  der  Ansicht,  dass 


1)  Vgl.  Repmrt  frtm  tiu  Seleet  Cmmitten  etc.  Append.  1.  Th.  U.  p. 
405— m 
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«ngeachlel  aller  Sorgfalt  die  Einschätzung  der  Gewerbetreibenden 
eine  unsichere  bleiben  niuss,  insofern  ihnen  nicht  die  eigene 
Bereitwilligkeit  und  RechUicbkeil  der  Steuerpflichtigen  eiitgegen<* 
kommt  —  sowie  zum  Beweise,  dass  hierauf  nicht  immer  sa 
rechnen  ist,  —  noch  einige  amtliche  Angaben  darüber  anführen, 
in  wtlciicai  Umfang  die  Selbstschätzunp:en  der  Steuerpflichtigen 
bisweilen  unter  der  Wahrheit  befunden  wurden. 

In  London  sind  Fälle  vorgekommen,  dass  die  SeU)Stschätzung' 
Ton  7,475  auf  10,000  von  34,949  auf  43,130  von  6000 
auf  8000,  von  4000  anf  6000  von  5,500  auf  11,000  /.  u.  s.  f. 
erhulil  uniiie.  oliiii'  ilass  die  Steuerpflichtigen  dagegen  reclamirlen. 
In  den  foigenden  Fällen  wurde  zwar  gegen  die  Erhöhung  Appel- 
lation eingelegt,  indess  dennoch  das  Einkommen  von  1 5,000  auf 
20,000;  von  9,160  auf  15,000  L;  von  4,500  auf  9000;  von 
5,110  auf  10,000,  also  mehrfach  auf  den  doppellen  Betrag  er- 
liolieL  In  einem  1  alle  wurde  sogar  das  Einkommen  eines  Laden- 
inhabers,  welcher  sich  selbst  nur  auf  500,  sage  fünfhundert  /. 
eingeschälzt  halte,  auf  14,000,  sage  vierzehntausend,  also  auf 
das  28fache  seiner  Selbstbesteuerung  eingeschätzt 

Es  ist  doch  wohl  wahrscheinlich,  dass  die  Zahl  der  Fütte, 
in  welchen  man  die  Unrichtigkeit  der  Selbstscliätz ung  bemerkt 
oder  zu  beweisen  im  Stande  ist,  die  grosse  Minderzahl  ist. 
Allerdings  muss  anerkannt  werden,  dass  die  Unrichtigkeit  der 
Selbstschätzungen  in  sehr  vielen,  wenn  nicht  in  den  meisten, 
Fällen  ihren  Grund  nicht  sowohl  in  einer  betrüglichen  Absicht 
als  in  einer  irrigen  Auffassung  des  Gesetzes  hatte.  Die  Parteien 
setzten  z.  B.  die  Zinsen  ihres  Kjipiials  von  ihrem  Einkommen 
ab,  glaubt(>n  also  nur,  den  Gewina  versteuern  zu  sollen;  oder 
ne  machten  Abzüge  für  Ausgaben,  welche  das  Gesetz  nicht  ge«» 
stattet  u.  s.  w.  (859).  Allein  gerade  aus  diesem  Umstände  kann 
man  nur  um  so  mehr  entnehmen,  dass  die  Selbstschätzungen  in 


1)  Ein  kaum  minder  aiifTallcndcs  Beispiel  einer  zu  niedrigen  Selbst- 
besteuerung  ist  das  von  üladslone  in  seiner  Rede  vom  18.  April  1^53 
angefülirte  und  Heft  1,  S.  71  des  laufenden  Jahrgangs  bereits  erwaiiiitc, 
wonach  28  Gewerblrcihcude  ibr  Einkommen  bei  Gelcgenbeit  einer  geltend 
zu  machenden  Enlschädigungsforderung  auf  46,151)  dagegen  behufs  der 
Einkoiumcnjiteuer  auf  nur  9,000  /.  angaben. 
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grosser  Ausdehnung  unrichtig  sein  werden,  weil  irrige  Anstellten 
darüber,  was  als  steuerpfiicbtigc^s  fiinkoniiiien  anxuseben  sei,  audi 
bei  Personen  vorwalten  können,  welcbe  jede  wissentiicb  falsche 
Angabe  dnrchaos  verabscheuen  würden.   Im  Allgemeinen  wird 

angegeben,  dass  die  Berichte  der  wohlhabenderen  Gewerbe-, 
treibenden ,  insbesondere  aller  derjenigen ,  deren  Einkommen 
1000  /.  übersteigt,  sehr  viel  zuverlässiger  sind ,  als  die  der 
kleinereB  Gescbäftsleole.  Die  Mehrzahl  der  nötbig  befundenen 
Sleuererhöbungen  bezog  sich  auf  Personen  mit  einem  Einkorn-^ 
men  von  weniger  als  1000  L  (3128  —  29).  An  den  Selbsl- 
Schätzungen  der  Banquiers  und  Kaiifleule  sei  sehr  selten  elwiis 
auszusetzen  (^b82.  üüöj;  sie  seien  sogar  oft  geneigt,  ihr  Ein- 
kommen höber  als  es  wirklich  ist,  anzugeben  (8983-  Dagegen 
verursachten  die  kleineren  Geschaflsleute,  deren  Einkommen  sich 
^icht  viel  über  die  Grenze  der  Steuerpflicht  erliebe,  die  meiste 
Mühe;  ihr  Bestreben  gehe  darauf,  ihr  Rvineinkomnien  unter  die 
Grenze  zu  bringen  und  so  der  Steuer  zu  entgehen  (683,  1024 J«' 
.  Dass  die  Bereitwilligkeit,  Öffentliche  Lasten  zu  tragen,  mit 
4^  Bildung  und  Wohlhabenheit  steigt,  ist  nur  geziemend.  Ban* 
quiers  und  grössere  Kaufleule  sind  schon  um  der  Sicherheit  und 
Ordnung  ihrer  eigenen  Geschäfte  willen  genüihigt,  so  genau  über 
dieselben  Buch  zu  fuhren,  dass  eine  Untcrschälzung  ihres  Rein- 
^illkominens  kaum  ohne  eine  wissentliche  Unrichtigkeit  ihrer 
4iig^ben  eintreten  kann.  Dazu  ist  die  Steuer  viel  zu  unerheblich, 
als  dass  der  Gewinn  bei  einer  Unterschätzung  des  Einkommens 
gegen  den  Verlust  an  Kredit,  den  die  leiseste  Verdächtigung  ihrer 
Rechtlichkeit,  oder  auch  nur  der  Ordnung  ihrer  Gesehaltsrührung 
ihnen  unfehlbar  verursachen  würde,  irgend  in  Betracht  kommen 
könnte.  Auf  der  andern  Seite  ist  zu  erwügen,  dass  von  den 
ö.'  1S0^  Gewerbetreibenden,  welche  (im  Jahre  1847)  die 
l!lläuär'%H  Mrichten  hatten,  nur  c.  9,200  ein  Einkommen  von 
iOOO  /.  und  mehr  bezogen,  die  übrigen  14Ü,ÜÜU,  d.  i.  die  un- 
geheure Mehrheil,  zu  der  Klasse  geliürlen,  deren  Selbstschälzungen, 
wie  oben  bemerkt,  von  den  Steuerbeamten  für  weniger  zuver- 
Usäg  ifWrt  wurden.  Erinnert  man  sich  der  Aeusserung,  dass 
^  fscbter  —  welche  in  England  doch  mnen  sehr  achtbaren 
und  gebildeten  Stand  ausmachen  —  grossentbeils  keine  Reqh- 

Z«iUclir.  ittr  SUuUw.  läM*  U  H«fU  34 
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nniig  führen  «iKi  destbalb  gar  nicht  anders  als  in  snmniarisdier 
Weise  nach  einem  iusseren  Merkmal  Cimlich  nach  der  von  ihnen 
gezahlten  Pachtrente)  geschstct  werden  kdnnen  (2980,  2931), 

so  wird  man  schliessen ,  dass  für  einen  sehr  grossen  Theil  der 
Gewerbetreibenden  ahnliche  Verhältnisse  obwalten  und  die  Ver- 
anlagung der  Steuer  immer  schwieriger  machen  werden,  je  weiter 
man  dieselbe  nach  unten  hin  ausdehnt 

Der  Erfolg  hat  diess  bereits  im  yoHen  Maasse  bestXtigt 
Die  Ausdehnung  der  Sleuer  bis  auf  alle  diejenigen,  welche  100  IL 
an  Einnahme  haben  (a.  1853),  hat  nur  die  verhallnissniiissig" 
geringe  Mebreinnabnie  von  250,000  L  erzielt,  wahrend  nach 
einer  mit  grosser  Umsicht  angestellten  Schätzung  der  Betrag  des 
dadurch  zur  Sleuerpfiicht  neuerdings  herangezogenen  Einkommens 
auf  mindestens  30  Mill.  /.  anzunehmen  ist,  und  die  Steuer  hieven 
(zu  2  %)  mindestens  600,000  /.  hätte  l)elragen  sollen  »).  Statt 
dessen  ist  noch  nicht  die  Hälfte  der  zu  erwartenden  Summe  ein- 
gegangoi. 

Das  englische  System  der  Veranlagung  der  Einkommensteaer 
ist  daher  für  die  Ergreifung  des  aus  Handel  und  Gewerbe,  sowie 

durch  persönliche  Leistungen  irgend  welcher  Art  gewonnenen 
Einkommens ,  sehr  viel  weniger  geeignet,  als  zur  Besteuerung 
der  Renten,  welche  aus  Grundeigenthnm  und  Kapital  fliessen* 
Die  bei  der  Besteuerung  des  Einkommens  aus  persSnlichen 
Leistungen  sich  zeigenden  Schwierigkeiten  wachsen  in  dem  Maasse 
mehr  als  man  die  Steuer  nach  unten  hin  —  auf  die  minder 
wohlhabenden  Klassen  —  ausdehnen  wüL 

4.  SteterbeMugiU  ud  Slauanmgetangen. 

Die  Härten,  welche  bei  der  Besteuerung  des  Einkommens 
aus  Grundeigenthum  und  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der 
Einschätzung  der  minder  Wohlhabenden  unter  den  Gewerbe- 


1)  Vergl.  die  SchHlz,ung  W.  Farr's,  Vorstehers  der  statistischen  Ab- 
theilung io  dem  Bureau  fiir  Aufnahme  der  Bevölkerangaverhaltnisse ,  über 
die  Zahl  und  das  (jesammteinkoramen  der  Personen ,  welche  weniger  als 
200  l.  an  Einkommen  beziehen.  Reyorl  of  the  Sefect  Commitiee  Tb.  II. 
3.  463  nebst  den  £rlauteniiigeii  dieser  SchAUung  (Q.  4873). 
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treibenden  sich  ergaben,'  waren  obne  Zweifel  wichtige  GrUn  lL, 
die  Steuerpfiicht  anfänglich  auf  Einkommen  zu  dem  Betrage  von 
150  /.  und  darüber  zu  beschränken. 

Indess  hat  die  Erfahrung  nach  einer  mehr  als  iOjährigen 
Daner  der  Stener  bewiesen ,  dass  die  Feststenang  einer  solchen 
Steilergrenze  in  andere  nicht  minder  erhehttche  Schwierigkeiten 

verwickelt.    Abgesehen  davon,  dass  dadurch  die  sehr  lästige   

viel  Zeit  und  viele  Kräfte  in  Anspruch  nehmende  —  Aufgabe 
erwachsen  ist,  die  Steuer  in  grosser  Aasdehnung. lurückzuzahlen} 
wovon  wir  bereits  oben  gehandelt  haben,  wird  durch  die  Steu er- 
be freiungen  einer  dem  Sinne  und  Zwecke  des  Gesetzes  nicht 
entsprccliciitien  und  leider  nur  zu  oft  geradezu  b etr üglichen 
Umgehung  der  Steuer  ein  weites  Thor  geolinel. 

Sowohl  bei  Einkommen  aus  Grundbesitz  als  aus  Gewerbe- 
betrieb ist  es  mdgUch,  durch  KunstgriiTe  aller  Art  sich  der  Steuer 
ganz  oder  doch  theilweise  zu  entziehen.  Manche  der  dazu  ein- 
geschlagenen Wege  sind  der  Art,  dass  sie  nach  dem  Buchstaben 
des  Gesetzes  nicht  straffällig  genannt  werden  können.  Andere 
müssen  zwar  unzweifelhaft  als  l  adczu  betrüglich  gestempelt 
werden,  allein  man  hat  lieine  Mittel,  sie  zu  entdecken. 

Wir  f&hren  zuerst  einige  Beispiele  der  ersten  Art  an.  Ein 
Grundbesitzer,  welcher  von  seinem  Eigenlhum  eine  Rente  von 
etwa  160  I.  (d.  h.  nicht  allzuviel  über  die  Steuergrenze}, 
bezieht,  setzt  seinem  Sohne  eme  Rente  von  20  /.  aus,  wodurch 
sein  eigenes  Einkommen  auf  140  l,  herabgesetzt,  er  also  von 
der  Stener  frei  whrd.  Er  bleibt  vollkommen  innerhalb  der  Grenze 
ehier  gesetzlich  erlaubten  Handlungsweise  (226).  Femer:  Ein 
Grundbesitzer,  welcher  sein  Grundeigeiilhurn  selbst  bewirlhschaflet, 
bezieht  aus  demselben  ein  Einkoromen  von  200  /.  Um  der  Steuer 
zu  entgehen,  verpachtet  er  das  Gut  (nominell}  an  seinen  Sohn, 
der  ihm  schon  vorher  bei  der  fiewirthschaflung  des  Gutes  zur 
Seite  stand ,  für  140  /. ,  so  sind  sie  beide  von  der  Steuer  frei 
(1455).  Ein  drittes  Beispiel:  Ein  Pächter,  welcher  für  das 
von  ihm  bewirthschaflele  Grundstück  340  I.  Rente  zahlt,  ver- 
anlasst den  Grundherrn,  einen  Theil  davon  an  seinen  Sohn 
(oder  überhaupt  an  dnen  Dritten)  zu  verpachten,  so  dass 
die  Pachtrente  jedes  Theib  unter  300  /.  betragt  Beide  sind 

34» 
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darauf  tob  der  Steuer  frei,  und  der  Grundherr  hat  bei  den 
Parlameiitowableii  Gber  eine  Stimme  mehr  zu  verAigen.  - 

Schreiber,  oder  scinslfge  Beamte  eines  angesehenen  Hanaes, 

welche  ein  Gehiilt  von  gerade  150  /.  (oder  jelzl  100  /.)  be- 
zieben, ersuchen  ihre  Prinzipale  selbst,  dasselbe  auf  149  /.  10  s, 
oder  gar  auf  149  L  18  herabzusetzen.  Sie  entgehen  dadurch 
einer  Steuer  von  4  /.  7  t.  6  d.  (1005.  2387.) 

In  aHen  diesen  Flillen  wird  die  Steuer  umgangen,  ohne 
dass  der  Buchstabe  des  Gesetzes  verletzt  wäre  und  die  Bethel- 
üglen  sich  einer  Strafe  ausgesetzt  hätten. 

Beispiele  der  zweiten  Art,  wobei  ein  Betrug  oder  doch 
eine  Vernachlässigung  dessen,  was  das  Gesetz  fordert,  stattfindet, 
es  jedoch  schwer  und  fast  unmögh'ch  ist,  dieselben  zu  entdecken, 
sind  folgende.  Ein  Hausbesitzer  bezieht  wirklich  weniger  als 
150  /.  Bn  Rente.  Sein  Haus  wird  daher  von  der  Steuerlisle 
gestrichen.  Er  hat  indess  versäumt,  anzuAihren,  dass  eine  Hypothek 
von  1000  L  darauf  steht,  welche  einem  wohlhabenden  Manne  ge- 
hört. So  bleiben  auch  die  40  l  Zinsen,  welche  er  zahlt  und 
welche  gesetzlich  der  Steuer  unterworfen  sind,  von  derselben 
frei.  Ein  anderes  Beispiel:  Der  Inhaber  von  verschiedenen  Aclien 
zeigt  den  Behörden  an,  dass  er  für  140  /.  an  Zinsen  und 
Dividenden  bezieht  und  fordert  die  von  den  Verwaltungen  der 
Gesellschaften  bei  Auszahlang  derselben  zurückbehaltene  Steuer 
zurUck.  Er  verschweigt  dabei,  dass  er  im  Besitz  von  noch 
anderen  Papieren  oder  Renten  ist,  und  dadurch  sein  Einkommen 
die  steuerpflichtige  Hohe  erreicht 

Mit  kurzen  Worten:  Steuerpflichtige,  welche  Betrug  und 
falsche  Angaben  nicht  scheuen,  kdnnen  immer  einen  der 
beiden  nachbenannten  Wege  einschlagen,  um  sich  der  Steuer 
ganz  oder  doch  IheiUveibc  zu  entziehen.  Erreicht  das  Ein- 
kommen, welches  sie  aus  offen  liege  n  den  Quellen  —  wie 
Grundeigenthum  oder  Gewerbebetrieb  —  beziehen,  für  sich 
allein  die  steuerpflichtige  Udhe  nicht,  so  verschweigen 
sie,  dass  sie  noch  von  anderer  Seite  her  (^durch  Besitz  von 
Hypotheken,  Aclien,  Schuldscheinen  u.  s.  f.J  Einkommen  haben 
(191  — 196.)  Uebersteigt  dagegen  das  Einkommen  aus 
den  offeniiegenden  Einkommeuquellen  die  Steuer- 
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grenze,  so  bringen  sie  dasselbe  durch  Abzüge  an  Zinsen,  Leib-* 
renten  und  dergl.,  welche  sie  von  dem  Gnindeigenthnni  oder  aus 
dem  Geschäft  zahlen  zu  mttssen  vorgeben,  unter  die  Stener- 

grenze  herab  (2380}.  Sie  zahlen  daiui  nur  die  Steuer  für  die 
angebliche  Schuld  —  als  Vorschuss  für  den  angeblichen  Gläubiger. 

Da  die  Steuerbeamten  von  den  eigenen  Angaben  der  Steuer- 
pflichtigen keinen  Gebrauch  machen  dürfen  und  nicht  die  Be* 
fugniss  haben,  (zumal  ohne  die  besondere  Veranlassung  zu  nen- 
nen) Drille  zu  fragen,  ob  der  Sleuerpflichliffe  ihnen  wirklich  ein 
Kapital  oder  eine  Rente  schulde ,  so  ist  es  lueislens  unmöglich, 
solche  Betrügereien  zu  entdecken  (^1440 — 45.  2394}.  Nur  der 
Zufall  giebt  bisweilen  die  Mittel  dazu  an  die  Hand,  was  indess 
nur  dazu  dient,  zu  constatiren,  welcheirlei  Unterschleife  vor- 
kommen, und  nicht  genügt,  um  sie  zu  verhindern  (1437—1461). 
Im  Laufe  der  .Intire  ist  der  Scharfsinn  derer,  >v eiche  darauf  aus- 
gehen, sich  den  öileiitlichen  Lasten  zu  entziehen,  erfinderischer 
geworden  und  die  Stcuerbeamten  sind  nicht  im  Stande,  dem  ab* 
suheiren  (292—93.  1462-1467.  2384). 

Bs  ist  sogar  vorgekommen,  dass  rechnungskundige  Personen 
angeuommen  und  bezahlt  wurden,  um  Rath  zu  gubtii  und  die 
Rechnungen  so  einzurichten,  das^die  Steuer  vermieden  würde 
(2373—75). 

Das  einzige  Mittel,  diesen  Umgebungen  und  Unterschleifen 
bei  der  Steuer  gründlich  abzuhelfen,  erblicken  die  Sleuerbeamten 

in  der  gänzh'chen  AbschaiTung  der  Steuerbefreiungen  für  alle 
Renti  n  aus  Grundeigenlhuni  und  Kapitalbesitz  und  in  der  möglichst 
niedrigen  Feststellung  fltn-  Steuergrenze  für  Einkommen  aus  per- 
sdnlichen  Leistungen  (201.  1009.  1010.  Iö04.  1505.  1580. 
2395^97. 2496. 2501 2503. 3690^96>  In  der  ersten  Forderung 
sind  sowohl  die  Beamten  der  Krone,  als  die  vernommenen  Ge-* 
neralkommissarien  ganz  einig  und  sprechen  sich  darüber  mit  der 
grössten  Bestimmtheit  aus. 

Dass  durch  Aufhebung  sämmtlicher  Steuerbefreiungen  filr 
Kenten  aus  Grundbesitz  und  Kapilai  die  Mühe  des  Veranlagungs- 
geschäfles  sehr  vermindert,  die  sehr  beschwerlichen  Rückzahhingen 
der  Steuer  ganz  vermieden  und  die  Slaatsciniin Innen  erheblich 
gesteigert  werden  würden,  kann  keinem  Zweifei  unlerworlea  sein. 
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Gnuidsfli^e  und  Ergebnisie 


Diess  ergiebt  sich  nicht  nur  aus  der  Natur  der  Dinge,  sondern 
es  liegen  in  dieser  Beziehung  die  Lebren  der  Erfahrung  bereits 
vor.  In  dem  Zeitraame  von  1806—15  waren  die  kleinsten  Renten 
vom  Grandeigenthnm  oder  von  Kapitalien  der  voUen  Steuer  (von 
10  %)  unterworfen.  Nur  hierdurch  wird  es  erklärlich,  dass  die 
Gesammtsiinime  des  besleuerlen  Einkommens  an  Kapilalrenten 
(mlGr  Titel  Q  im  Jahre  1815  grösser  war  als  im  Jahre  1850, 
und  dass  die  Besteuerung  der  Kapitalrenten,  auch  nachdem  in^ 
auf  den  verschiedenen  Procentsatz  der  Steuer  alle  Rttcksicbt  ge- 
nommen bat,  im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  vom  Kopfe  der 
Bevölkerung  fast  doppelt  soviel  einbrachte  als  gegenwärtig. 
Dagegen  ist  es  nicht  nur  unzweifelhaft,  dass  die  Menge  der 
zinstragenden  Kapitalien  seit  dem  Anfange  des  Jahrbundefts.  aJbr-. 
solttt  zugenommen  hat,  sondern  auch  im  höchsten  Grade  wabr^ 
scbeinlicb,  dass  die  Vermehrung  der  Kapitalien  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  noch  vorangeeilt  ist  'J.   So  gewiss  hiernach  die 


1)  Nach  elii«iii  lof  Befehl  dei  Hauses  gedrnckiatt  Bericht  (Nr.  05. 
aO.  Febr.  185  t)  betrug  das  unter  Titel  C.  besteuerte  Einkoinmeti  (Kapital-» 
reuten)  im  Jahre  18t5  ^  .  «  .  30,048,619  I. 
dagegen  1850  nur  26,310,070  » 

d.  i.  weniger       ....     3,737,649  „ 
Im  Durchschnitt  der  Jahre  1806—15  })etrng  das  Sieueraof kommen  pro  Kopf 
der  ßevölkerune  unter  Titel  C.  bei  eim  r  Steuer  von  10  %  .    .   4  m,  2  d, 

1842  —  51  bei  einer  Steuer  von  2,9  %  nur     •  »  9 

d.  i.  bei  10  o/o  2„6* 

d.  h.  beinahe  nur  die  Hälfte  der  Summe,  welche  im  Anfange  des  Jahrhunderl« 
aufgebrat  !it  wurde.  Dass  nach  einem  4()jährigen  Frieden,  bei  einem  bei- 
spiellüsen  Aufschwünge  der  Landvvirths<  hnit ,  des  Handels  und  der  Imiusirie 
und  einer  merklichen  Steigerung  des  Tagclülms  die  Kapitalien  si  Imcller  f^e- 
wachsen  sein  werden,  als  die  Bevölkerung,  ist  wohl  mit  Sicherheit  anzu- 
nehmen. Einen  wie  bedeutenden  Einfluss  die  Steuerbefreiungen  auf  den 
Erlrag  üben,  kann  man  ferner  aus  der  Tfaatsache  entnehmen,  dass  die  Zahl 
der  Personen,  welche  für  ihre  Renten  von  der  Steuer  befreit  wurden  (weil 
sie  weniger  als  150  /.  an  Einkommen  bezogen),  im  Jahre  1851  über  87,500 
betrug  iRetiirn  Kr.  95.  13.  Dec.  1852).  Gladstone  schätzte  das  von  der 
Steuer  befreite  Kapital  in  öffenllichen  Fonds  auf  60,000,000  /.  (Jhiancial 
HmUmetit^  April  18,  1853).  Bei  der  Bestenerung  der  Kenten  aus  Grund- 
eigenthum  (Tit.  A)  leigt  das  We^^fallen  aller  Steuerbefreiungen  in  dem  Zeit- 
raum ISOS'-IS  weniger  bedeutende  Resultate.    Wenn  man  auf  den  ver- 
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Aufbebung  sämmtlicher  Stenerbefreiungen  ftlr  Renten  ein  be- 
deutendes finanzielles  Resultat  herbeiführen  würde,  so  ist  es  auf 
der  andern  Seite  doch  auch  nicht  zu  verkennen,  dass  durch  die 
Begleuening  jeder  auch  noch  so  geringflkgigeii  Rente  und  ohne 
Rttcksicht  darauf,  ob  sie  In  die  Taschen  eines  Wohlhabenden  oder 
eines  Armen  Hiesst,  die  Härten,  welche  schon  jetzt  bei  der  Re- 
steuerung  des  Grundeigenthums  und  Kapitals  im  Vergleich  zu 
4em  EinJioramen  aus  persönlichen  Leistungen  in  manchen  Be- 
ziehungen fUhlbar  werden,  sehr  vermehrt  und  der  Steuer  dadurch 
Uenien  Gutsbesitzern  sowie  den  Inhabern  lileiner  Kapitale  gegen- 
ikber  ein  sehr  fisicalischer  Charakter  gegeben  werden  würde. 
Diess  ist  ohne  Zweifel  der  Grund,  wesshalb  dem  Antrag  auf 
gänzliche  Aufhebung  der  Steuerbefreiungen  für  Renten  bis  jetzt 
nicht  entsprochen  ist,  obwohl  die  Veranlagungsbebörden  denselben 
so  emstimmig  befürwortet  haben. 

Darüber^  ob  die  Steuergrenze  nach  unten  hin  weiter 
ausgedehnt  werden  solle,  sprachen  die  Steuerbehörden  und  ver- 
nomaienen  Zeugen  aus  andern  Ständen  sich  weniger  entschieden 
aus;  mindestens  insoweit,  als  sie  den  Erfolg  einer  solchen  Maass- 
regel nicht  mit  Sicherheit  vorauszusagen  wagten  und  in  den  An- 
siditen,  bis  zu  welchem  Einliommen  man  herabgehen  möchte» 
nicht  ganz  ttbereinstimmten.  Einige  meinten,  bei  der  Resteuerung 
alles  Einkommens  von  100  /.  und  mehr  stehen  bleiben  zu  können. 
Andere  glaubten,  dass  man  bis  zu  einem  Einkommen  von  60 
'  oder  50  L  herabgehen  solle,  noch  Andere  bezeichneten  die 
praktische  Grenze  der  Erhebungskosten  als  die  einzige, 
welche  sie  als  eine  gerechtfertigte  anzuerkennen  vermöchten. 
Gewiss  isi,  dass  vom  theoretischen  Standpunkt  aus  und  aus 
Gründen  der  Gcrechliokeit  gegen  die  Ausdehnung  der  Steuer 
bis  auf  alles  Einkommen  von  dem  Betrage  von  100  /.  sehr  viel 


ßchicdenen  Procentsair  der  Steuer  laduichl  aiBint,  kam  damals  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  nichl  mehr  auf  ab  in  dem  Zeitraum  t842— 51.  Der 
Grund  liegt  ohne  Zweifel  zum  gri»Mereii  Theil  darin,  dam  minder  Wohl- 
habende in  England  in  «ehr  viel  geringerer  Aufdehaung  Beuten  am  Grund- 
eigenihum  beziehen  als  ans  Kapitalbesits.  Ausserdem  mOgen  die  Realen 
aus  Grundbesitz,  insbesondere  wegen  Veriaehrung  und  Verbesserung  der 
WohDgebaude  schneller  gestiegen  sein»  als  dia  Bevüikerung. 
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weniger  Einwendungen  erhoben  werden  können ,  als  gegen  die 
gSnzliche  Aufhebung  aller  Steuerbefrelangen  filr  Renten«  Die 
Einwohnerklasse,  welche  dadurch  neuerdings  zur  Steuer  heran- 

gezogen  wird,  hat  durch  die  schon  früher  und  jetzt  noch  weiter 
vorgenommenen  Reformen  im  Tarif  —  welche  ais  eine  Frucht 
der  Einkommensteuer  anzusehen  sind  —  eine  reichliche  Ent- 
schädigung für  die  ihr  jetzt  angesonnene  Last  erhallen  AHräi 
praktisch  —  fUr  die  Finanzen  —  ist  diese  VerSnderung  des 
Gesetzes  nicht  so  vorlheilhaft  gewesen,  wie  die  durchgreifende 
Besteuerung  aller  Renten  sich  ohne  Zweifel  erwiesen  haben  würde. 
Wir  haben  bereits  oben  angeführt,  dass  die  dadurch  erzielte  Mehr- 
einnahme TerfaüUnissmSfisIg  sehr  gering  gewesen  ist  (250,000 

1)  Vgl.  GbKlstoiie's  fimmcM  sMmmUf  18.  April  1853. 

2)  Welche  fiMBiielleii  Resultate  die  Auidehnnog  der  Slenerpflichl  auf 
Bbikoinmeii  geripgeren  Betraaea  ohne  Zweifel  heb^i  wQrde,  wenn  nicht  die 
Schwierigkeiten  der  StenerveranhigaDg  hei  minder  Wohlhabenden  (nach  dem 
englitchen  Syatem)  dai  Ergebaias  lO  lehr  beeinirichtigten ,  kann  man  sehr 
deudich  erkennen,  wenn  man  die  Ergebnisse  der  Steuer  im  Anftage  des 
Jahriiunderts  und  in  dem  eben  verflossenen  Jahrzehnt  suent  bei  den  Pachtern 
(Tit.  B)  und  dann  bei  den  Ge werbtreibenden  (Tit.  D)  vergleicht.  Das  steuer- 
pflichtige Einliommen  der  P  ä  c  h  t  e  r  war  seit  1814  bis  1848  in  Grossbrilannien 
von  40,628,000  L  nur  auf  48,164,000  I.  oder  nicht  voll  um  8  IHill.  t.  gestiegen, 
dagegen  das  stenerpflichttge  EiDkommen  der  Gewerbetreibenden  (tu  dem- 
selben  Zeitrniim)  von  34  Mili.  auf  60  Mill,  also  um  26  Mill.  I.  (Retom  65. 
20.  Febr.  1851).  Die  Verschiedenheit  dieses  Zuwachses  erklirt  sich  gewiaa 
am  natürlichsten  dadurch,  dass  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Pächter 
damals  wie  jetzt  vermittelst  des  äusseren  Merlimales  der  Pachtrente  mit 
gros'^pr  Sicherheit  ermittelt  werden,  und  daher  die  Ausdehnung  der  Steuer- 
pflicht auf  minder  Wohlhabende  (auf  alle,  die  50  I,  und  darüber  an  Ein- 
kommen bezogen) ,  ihre  volle  Wirkung  Anasem  konnte ,  dass  dagegen  die 
Eilischatzung:  der  minder  Wohlhabenden  unter  den  Gewerbtreibenden  (von 
50 — 150  Einkommen)  in  dem  Zeitraum  1806—15  gans  unsicher  blieb  und 
der  hohe  ProcentJiatz  der  Steuer  (von  5  — 9  %  für  Einkommen  von  50 — 150 
von  10  7o  für  Einkommen  fiber  150  /.)  das  natürliche  Streben,  sieh  der 
Steuer  an  entziehen,  noch  vermehrte.  Das  steuerpflichtige  Einkommen  der 
Pächter  war  daher  1806—15  ziemlich  vollständig,  das  der  Gewerbetreibenden 
sehr  nnvollstandig  xnr  Steuer  herangezogen.  In  der  Periode  1842—51  war 
dieser  Unterschied,  wenn  auch  vorbanden,  so  doch  jedenfalls  geringer,  weil 
bei  der  Beschränkung  der  Steuer  auf  die  Wohlhabenden  (Grense:  150  /.) 
und  bei  einem  sehr  mfissigen  Steuersatz  (B  yo)  die  Steuer  auch  von  den  Ge» 
werbtreibenden  nur  in  veigleichu^gaweise  geringem  Umbof  nmgaugeu  wnrdei 
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Eine  Erleichterung  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuer 
kt  dadurch  im  Allgemeinen  ohne  Zweifel  nicht  gewonnen,  noch 
auch  das  Feld  für  Slenerumgehnngen  beachriinkt  worden.  Viel« 
mehr  mlaaen  die  Schwierigkeiten  in  dieser  Besiehung  noch  er- 
heblich gewachsen  sein.  Zwar  die  Personen,  welche  nahezu 
150  /.  an  Einkommen  beziehen,  niapr  man  sicherer  ergreifen. 
Allein  die  Zahl  derjenigen,  welche  ein  Einkommen  von  100  IL 
oder  wenig  darüber  haben,  isl  sehr  viel  grösser,  als  die  der 
PenMiieii,  welche  hart  über  der  vorbin  gesogenen  Grenze  der 
Stenerpflicht  (150  /.)  lagen.  Es  ist  also  fttr  eine  sehr  viel 
grössere  Zahl  von  Personen  der  Anreiz  gegeben,  aich  der  Steuer 
m  entziehen. 

So  lange  man  versucht,  die  Form  einer  Besteuenmg  des  * 
reinen  Binkoamiens  auch  anf  die  minder  wohlhabenden  Einwohner'» 
Massen  ansawenden,  ist  es  gleidiwobl  onvermefdlidi,  die  Grenso 

der  Steiiei [illiclu  in  einer  bestimmten  Zahl,  nämlich  durch  Be- 
zeichnung des  zuletzt  noch  steuerpflichtigen  Einkommens  anzu~ 
geben.  Der  UebelstRnd,  dass  hierdurch  für  eine  grosse  Anzahl 
von  Personen  die  Gelegenheit  nnd  der  Anreiz  gegeben  wird, 
sich  der  Steuer  durch  allerlei  Kunstgriffe  zu  entziehen,  ist  daher 
von  der  gegenwärtigen  Form  der  englischen  Einkommen- 
steuer unzertrennbch. 

Fassen  wir  die  Bemerkungen  über  die  Erfolge  des  eng- 
lischen Systems  der  Einkommensteuer  kurz  zusammen,  so  ist 
zunächst  anzuerkennen,  dass  es  vermöge  desselben  möglich  nnd 
bereits  gelungen  ist,  das  Einkommen  an  Renten  aus  Grundbesitz 
und  Kapital,  t^owie  an  üesoldungen  fast  voli^tanciig  zu  er- 
greifen und  bis  zu  einer  Höbe  von  10  %  nachhaltig  zu  be- 
steuern. Die  englische  Einkommensteuer  hat  finanzielle  Resultate 
ergeben,  welche  von  keiner  andern  direclen  Steuerfdrm  bis  jetzt 
erreicht  sind.  Indess  haben  diese  Erfolge  doch  nicht  ohne  fühl- 
bare licirlen  sichergreslellt  werden  können.  Als  solche  sind  die 
Weigerung  eines  Abzuges  von  dem  sieuerpflichtijifen  Einkoinmen 
aus  Grundbesitz  wegen  vieler  Kosten  der  Instandhaltung,  wegen 
Einnahmeausföllen  in  Folge  ungunstiger  Ernten  u.  s.  f.,  femer  die 
Aufbebung  aller  Steuerbefreiungen  für  Renten  anzusehen,  zu 
welcher  man  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  geschritten  isl^  und 
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wahrscheinlich  aucli  jetzt  seine  Zuflucht  wird  nehmen  mUssen, 
wena  die  Steuer  dauernd  zu  einem  hoben  Procentoatz  erhoben 
Wflfile«  9oUte. 

Zu  einer  wirkaamen  Besleneranf  des  BinkommeiM  tos  per- 
afinüeben  LeisliingeR  (Gewerbebetrieb  n.  i.  w.  Titel  zeigt 

sich  die  englisclie  Form  der  Kinkonnnensteuer  viel  werMjrer  ge- 
eignet. Die  Einschalzungen  bleiben  bei  aller  SorL^falt  der  Be- 
hürden  und  uneracblet  einer  vortrefflichen  Organisation  derselben 
unsicher  und  werden  es  in  dem  Maasse  mehr,  ab  man  nmder 
Wohlhabende  cur  Steoer  beranzieben  will  Anf  der  andern 
Seite  erschwert  die  Feststellung  einer  Grenze  der  ^teuerpflicht 
die  Einschätzung  derjenit^en  ungemein,  welche  von  dieser  Grenze 
nicht  allzu  enticrnt  liegen.  Als  eine  sehr  grosse  Schattenseite 
der  gegenwärtigen  Geslall  der  englischen  Einkommensteuer  mnss 
tß  endlieh  anerkannt  werden,  dass  .tbeils  der  in  grosser  Aus- 
dehnung zur  Anwendung  kommende  Grundsatz  d«r  Selbstein* 
Schätzung,  theils  die  durch  eine  bestimmte  Zahl  bezeichnete 
Grenze  der  Steuerpilicht  Gelegenheit  und  Anreiz  zur  Umgehung 
und  selbst  znt  wissentlichen  Entstellung  der  Wahrheit  geben. 

VIL 

Anträge  auf  Umgestaltang  der  Einkommensteuer. 

Gegen  das  jetzt  in  England  bestehende  System  der  Ein- 
kommensteuer sind  im  Laufe  der  Zeit  und  insbesondere  in  den 

letzten  Jahren  lebhafte  Angriffe  gemacht.  Man  hat  nichl  nur 
einzelne  Bestimmungen  des  Gesetzes  für  unzweckmässig  und 
drückend  erklärt,  sondern  das  Prinzip  selbst,  auf  welches  die 
Einkommensteuer  basirt  ist,  in  Frage  gestellt  und  eine  gänzliche 

1)  Der  so  sehr  viel  geringeren  Vollständigkeit  und  Sicherheil  der  Be- 
steuerung des  Einkommens  aus  personlichen  Leiätungen  im  Vergleich  zu 
dem  aus  Kenten  und  Besoldungen  ist  es  wahrscheinlich  beizumessen,  dass 
der  Steuererlrag  des  zuerst  genannten  Einkommens  (aus  Tit.  D)  noch  nicht 
S/io  des  Gesammtertrages  der  Struer  ausmacht,  und  in  den  Jahren  1806—15 
sogar  nur  22,  75  ®/o,  das  ist  zwischen  und  Vs  desselben  betrug.  Bei 
der  ungeheuren  Entwickeiung  des  Handels  und  der  Industrie  in  England, 
v»rUlie  gegen  ^Jn  der  Bevölkerung  beschäftigen,  soütr  man  erwarten,  dass 
die  Besteuerung  der  Gewerblbflligketl  einen  grösseren  iheii  des  üesamml- 
ertrages  aufmachen  werde. 
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Umgestaltung  der  Slcucr  zur  unerlässlichcn  Bedingung  ilucr 
fernem  Dauer  gemacht.  Die  Bewegung^  gegen  die  Steuer  — 
mindestens  in  ihrer  jetzigen  Form  —  wurde  so  allgemein  und 
nahm  ^an  Slfirke  ia  iem  üaaMe  in,  da«  das  Pariaanaiit  aidi 
veranlasst  fand,  einen  besondera  Aufsobuai  mr  Unteffwohnng 
des  Gegenstandes  zu  ernennen  Das  Endergebniss  derselben 
und  der  sich  daran  kniiplenden  Beralhiiiigen  im  Staatsministerium 
war  der  Enlschluss,  die  Eiakommensteuer  nicht  als  dauerndes 
Qlied  des  britischeo  Steaar«yaleint  au  behaadelD,  sondern  sie 
vielnehr  bald  thualichst  su  ermissigen  und  darcb  die  Verbes- 
serung anderer  Steuern  schliesslioh  entbehrlich  zu  machen. 

Die  vorzüglichste  Veranlassung  des  in  der  öffentlichen 
Meinung  sich  erhebenden  und  mit  den  Jahren  wachsenden  Stur- 
mes gegen  die  Einkoamiensteaer  ist  aaoh  der  Aasicbt  des  Finaaa«* 
ministers  daria  sa  soeben^  dass  aiaa  dieselbe  mJabre  1842  aw 
als  eine  vorübergehende  Last  auf  sich  nehmen  zu  mOasea 
glaubte,  seitdem  aber  bei  ihrer  beständigen  Wiederverlöngerung 
und  bei  der  ohne  ihre  Hülfe  immer  noch  misslichen  Lage  des 
Haushaltes,  ernstlich  zu  besorgen  anfing,  sie  werde  anvenaerkl 
eiae  dauernde  Abgabe  werden* 

Zn  diesem ,  allen  Steuerpflichtigea  gleich  indie  Itegeaden, 
praktischen  Grund  kam  ein  zweiter  in  der  theoretischen  Be- 
gründung der  Steuer  wurzelnder.  Man  hatte  die  Einführung  der 
Einkommensteuer  —  uaeracbtet  dieselbe  aur  -als  eine  voritber- 
gebeade  Maassregd  beaalragt  wurde  —  sehr  al^emeia  gepriesea 
oder  doch  g^attigt,  weil  sie  die  gerechteste  oder  vielmehr  die 
einzig  gerccfite  unter  allen  Sleuerformen  wäre.  Man  hielt  den 
Grundsalz  Adam  Smith 's,  dass  alle  Steuern  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Staatsbürger,  das  heisse  nach  Yerhaltniss  ihres 
Einkommens  an  vertbeüea  seien       fir  dea  ebenso  uaam- 

1)  YoifleidM  die  in  der  Anmetknng  2,  Heft  2  dktee  lehigani^,  S^flOI 
darflber  geyebenen  Kaehricbten. 

2)  Ad.  Snitb,  Weellh  el  nalioM,  Book  V.  Cbep.  IL  Part  IL     1.  (9« 
edtt  London  1799.  p.  255).   The  tuhjeel*  of  everg  staU  ou$hi  to  emUri^ 
tele  iMperdt  Iftt  tuff^ri  »f  lito  güvemmeiU     »eärig  at  |»o««tile  I»  fre* 
fwnim  10  Mear  re#poolt>«  mUiUif^  thmi  l#  m  frofortion  lo  fAo- 
reoMue  wkkh       nM|Mel«Ri%  eig'eft  wMtor  Ifca  yfüiPiiw  ff  Ifte  Jitfs»  « 
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gtössUchcn  Eckstein  der  Finanzwissenschaft  als  sicheren  Leitstern 
der  Staatsmänner  und  machte  —  unbeirrt  dadurch,  dass  die  eben 
efaigeftthrte  fimkonnensleiier  kamn  den  sehnten  Theil  des  Staats- 
bndarfes  deckte  ond  bei  den  ittNrigen  Stettera  dieser  Grandsats 
notorisch  keine  Anwendiinf  fand  —  an  dieselbe  den  Ansprach, 
dass  sie  für  sich  allein  den  Forderungen  genügen  sollte,  welche 
man  im  Namen  der  Wissenschaft  und  der  Gerechtigkeit  au  ein 
fUeuersystem  gkiubte  stellen  an  dürfen. 

fis  konnte  niükt  fahlen,  dass  man  sich  bald  ObersenglOy  wie 
wenig  eine  fleicbftMmige  Besteuerung  aUes  Einkommens  ohne 
Rücksicht  auf  sonstige  Verschiedenheiten  der  Lebensverhältnissü 
für  sich  allein  geeignet  ist,  eine  wirklich  o-erechle,  der  Leistungs- 
fähigkeit eines  Jeden  entsprechende,  Yertbeilung  der  Last  kerbei- 
nnfiibren.  Man  konnte  den  Thalsaehen  gegenttber  nicht  umhin, 
ansuerkennen,  dass  die  Fihigkelt,  tu  den  Staatdasten  heimtragen, 
nicht,  —  wie  Ad.  Smith  voransgesetxt  hatte  —  ttberall  nach 
dem  YtTliältniss  des  Eitikommens  sich  richte.  Eine  etwas  nähere 
Betrachtung  der  Sache  zeigte  besonders  klar,  welcher  grosse 
üntersehied  bei  gleichem  JahreseittkoaMnen  in  Beaiehung  auf  die 
Sicherheit  und  die  Zeit  seiner  Fortdauer  bestehen  kdnne 
and  auch  wirklmh  vorhanden  sei. 

Die  Belheiliglen  selbst,  von  denen  Viele  in  einer  nahen  Be- 
ziehung zu  den  Organen  der  ölTenllichen  Meinung  stehen,  heben 
mit  Nachdruck  hervor,  wie  ungerecht  die  glek^he  Besteuerung 
eines  durch  persönliche  Leistungen  gewonnenen,  an  das  Leben, 
dte  Gesundheit,  die  Thfiligkeit  o.  s.  w.  des  Erwerbenden,  sowie  an 
die  Gunst  vieler  andern  Verhältnisse  geknüpften  und  eines  aus 
Eigenlhumsrechteii  üitiiistnden,  von  den  persönlichen  Verhältnissen 
des  Besitzers  unabhängigen  i^linkommens  sei.  Es  ist  sehr  er- 
Uftrlicfa,  dass  man  .diesen  in  die  Augen  fallenden  Widerspruch 
zwischen  den  Lehren  der  Theorie  und  den  anscheinend  so  be- 
gründeten Ansprachen  der  beetntrifehlfgten  Interessen  zunSchst 
durch  eine  riohtiircre  Auffassung  oder  schärfere  Beslimmung  des 
allgemeinen  Grundsatzes  der  Besteuerung;  losen  zti  können  glaubte. 

Man  meinte,  der  vorgebrachten  Beschwerde  durch  eine  Be- 
richtigung des  Begriffes  von  reinem  Einkommen  abhelfett  zu 
können.   Eittkenmien  .ans  persönlichen  Leistungen  sei 
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erst  dann  als  wirkliches  Reineinkommen  zu  betrachten,  vreiui 
man  aoch  hier  aHe  Posten,  welche  als  Rttokerstaitnngen 
früherer  Kapilalsaaslagen ;  z:  B.  filr  Aneignimf  der  Ftohbil* 
dnng  oder  als  Verwendungten  cor  Siclierstellung  des 

gleichen  Einkommens  iiir  dieZukuufl  zu  betrachten  seien,  aus* 
geschieden  habe. 

Diese  Bemühungen,  Etnkoromen,  dessen  Fortdauer  ungewiflf 
und  an  mancherlei  Bedihgnngen  geknttpfl  ist,  durch  Zerlegung 
in  seine  Bestandlhefle  und  durdi  entsprechende  Reduktionen^ 
solchem,  welches  aus  Eigenthumsrechten  entspringt  und  unter 
gewöhnlichen  Verhältnissen  als  forihiufend  betrachtet  werden 
iLa&n,  gleichzustellen  oder  das  Maass  der  Besteuerung  ftlr  beide 
mathemaUsch  auf  dieselben  Grundlagen  zurückzuführen ,  findan 
ihre  consequenleste  Bniwickelung  in  dem  System  der  Actutre 
der  Renten-  und  Lebensverslcberungs- Gesellschaften. 

Dieselben  fingen  von  der  Thalsache  aus,  dnss  der  Werth, 
welchen  Kenten  unter  Berücksichtigung  ihrer  Grosse,  Sicherheit 
und  Dauer  haben,  in  dem  Kapital  oder  Marktpreise  ausge- 
druckt sei,  filr  welchen  diese  Rente  käuflich  ist;  dem  entsprechend 
k<(nne  man  jedes  Einkommen  nach  den  gegebenen  Bedingungen 
der  Grosse,  Sicherheit  und  Dauer  in  ein  Kapital  verwandeln, 
welches  den  richtigen  Maassslab  für  seine  Besteuerung  darstelle. 
Die  Einkommensteuer  sollte  hiernach  in  eine  Vermögenssteuer 
verwandelt  werden,  jedoch  in  dem  Sinne,  dass  nicht  nur  allei 
Eigenthum  im  gewöMIchen  Sinne  des  Wortes,  sondern  auch 
alles  Einkommen  nach  seinem  Kapitalwerthe  der  Steuer  unter- 
worfen würde.  Das  Einkommen  sollte  gleichsam  als  ein  Anzeiger 
für  das  entsprechende  Vermögen  betrachtet,  dieses  aber  nach 
seinem  wirklichen  Werthe,  d.  h.  nach  seinem  Marktpreise 
Tenilenerl  werden. 

Diesen  Vorschlag  fllr  die  Umbildung  der  Einkommensteuer, 
welcherii  niiler  andern  auch  das  bekannte  Parlamentsmit^rlied 
Joseph  Huuie  sich  angeschlossen  hat,  versuchte  iiiHn  auch  theo- 
retisch durch  eine  Modifikation  des  obersten  Grundsatzes  der 
Besteuerung  zu  begrthiden,  indem  man  es  iUr  gerecht  erklärt^ 
dass  jeder  Staatsbürger  nach  Maassgabe  des  Schutzes,  den 
er  für  Person  und  Eigeulhum  geuiesäe  ([das  heisse  nach 
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Maassgabe  Nim  Vermögens)  tn  den  Koaten  der  StaalSTerwattong' 

beitrage  So  wenige  nun  auch  dieser  neue  Besteuerungsg^rund- 
aalz  und  der  damit  in  Verbindung  stehende  Plan  einer  Umge- 
eteituog  der  BiAkommenateuer  aich  allgemeine  Anerkennung  zu 
erringen  vermocht  hat,  so  geirlas  ist  doch  auf  der  andern  Seite 
die  wiberangene  Voransselzung:  Einkommen  and  SteuerföhigkeH 
seien  eine  und  dieselbe  Sache,  und  das  Einkommen  sei  daher 
der  allein  ricbtigc  und  überall  zureichende  Maasstab  der  Steuer- 
wribeilang  —  durch  diese  Untersuchungen  ittr  immer  widerlegt 
nnd  vernichtet  worden. 

Dieses  sonüchst  freiKch  nur  negative  Ergebniss  der  Er« 
fahrung  und  der  dieselbe  begleitenden  Erörterungen  ist  von  der 
dlTentlichen  Meinung  in  England  mit  solcher  Entschiedenheit 
•nerkannt  and  ausgesprochen  worden,  dass  es  für  jeden  Staats- 
mann unumgingltch  wurde,  demselben  in  der  einen  oder  anderen 
Weise  Rechnung  zu  tragen.  Der  Vorgänger  des  jetzigen  Finanz- 
ministers—  D  Israeli  —  das  Haupt  der  Tories  im  Unterhause, 
hefile  den  erwähnten  Beschwerden  abzuhelfen  und  den  Gewerbe- 


1)  Auch  die  Veriheidiri^LT  dieses  (irundiutzcs  berufen  sich  auf  Adam 
Smith  und  lehnen  sich  an  dessen  Prinzipien  an.    Sie  heben  nur  das  Moment 
besonders  hervor,  dessen  Ad.  Sniilh  in  seinem  oben  angefuiirten  Satze  gleich- 
ßain  vorübergehend  und  im  Zusammenhnno^c  mit  den  BcjfrifTen  Steuerflhig- 
keil  und  Einkommen  gedachte,  das  .Momtiul  des  S  l  a  a  t  s  s  c  h  u  t  z  es.    Es  ist 
gegen  diese  nicht  auf  England  allein  beschränkte  Lehre  schon  von  anderen 
Seilen  niil  vollem  Rechte    eingewendet   worden,   dass  der  Schulz   für  die 
Person  :dlen  Untertliancn  gleichmässig  zu  Theil  werde  und   mit  Kücksicht 
hierauf  alle  Unlerlhanen  den  (nbsolul)   gleichen  Beitrag  zu  zahlen  haben 
Wörden,  keineswegs  einen  nach  dem  Verh^dtniss  ihres  Vermögens  abgestuften; 
dass  ferner,  auch  wenn  man  die  liücksieht  auf  den  Schulz  des  Einkommens 
und  Eigenthums  als  maassgebend  anerkennen  vvuUe,   noch  immer  ganx  nn— 
entschieden  bleibe,  ob  nun  die  Vermögens-  oder  die  Einkummensteuer  die 
allein  jj^^erechle  Steuer  sei;  endlich  dass  der  Staat  überhaupt  nicht  als  eioe 
Versicherungsgesellschaft  angesehen  werden  dürfe.    Vgl.  Stahl,  Slaalslebrc, 
2ter  Theil,  über  die  Finanzen  (2te  Aufl.  S.  'IIS  ff.).    Dass  man  die  Steuern 
in  der  That  nicht  als  Assecuranzprämien  ansehen  kann,  geht  schon  daraus 
sehr  deutlich  hervor,  dass  bei  eintretenden  Verlusten  in  Folge  einei  unge» 
nügenden  Schutzes,  z.  B.  d.  h.  Raub  oder  Diebstahl,  der  Staat  keineswegs 
Ersatz  leidet.   Dass  der  Stsat  auf  der  andern  Seite  mehr  leistet,  als  blossen 
Schutz,  badarf  keiner  Erinneruiig. 
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ilind  für  steh  za  gewinnen ,  indem  er  dts  Einkommen  ans  per- 
sönlichen Leiftvngen  nnd  Geweibebelrieb  (unter  Titel  D}  sq 
einem  ermüssigten  Setze  im  Vergleicli  zu  dem  Binicommen  aus 

Kapital  und  Grundbesitz  zu  besteuern  versprach  (mit  5'  4  d.  pro  !. 
statt  mit  7  d.).  Dieser  Plan  erwies  sich  indess  schon  d(?sshalb 
als  ungenügend,  weä  er  das  Einkommen,  welches  bei  dem  Be*^ 
triebe  eines  Gewerbes  mit  flIHfe  eines  Kapitales  gewonnen  wurdet 
dem  durch  persönliche  Leistungen  aHein  erworbenen  ganz  gletdt 
stellte,  also  der  gerügten  üngleichformigkeit  der  lie^leuerung 
nur  in  sehr  beschränktem  Umfonnre  alihalf. 

Das  gegenwärtige  Ministcriuin  (Aberdeen)  erkannte  eben-* 
itUs  bald  nach  seinem  Amtsairtritt  die  Nothwendigkeit  an,  die 
Einitommensteuer  einer  Revision  zu  unterwerfen,  und  hat  dem 
eiUsprechend  die  Frage,  in  welcher  Weise  dieselbe  verbessert 
werden  könne,  auf  das  Ernstlicliste  in  Erwägung  gezogen.  Das 
Ergebniss  dieser  Berathungen,  welches  der  Finanzminister  Gla  d- 
stone  am  18.  April  1853  im  Unterhause  vortrug,  ist  sowohl 
für  die  Kenntniss  der  englischen  Finanzverhaltnisse  als  itlr  die 
Wissenschaft  wichtig  genug,  um  dasselbe  hier  kürzlich  mitzu-* 
theilen. 

Gladstone  begann  damit,  hervorzuheben,  welche  ausserordent* 
lieh  widitigen  Dienste  die  Einkommensteuer  dem  Lande  bereits 
erwiesen  habe,  weldie  mfichtige  RttlÜMiueHe  Ar  die  Zeiten  der 
Noth  und  Gefahr  England  darin  besitze.   Durch  sie  sei  ee  m9g-> 

lieh  geworden,  dem  lawinenartigen  Anwachsen  der  öftentliciien 
Schuld,  welche  alle  Keime  des  Nationalwohlstaades  verderben- 
bringend zu  ttberschätten  gedroht  habe,  eine  Grenze  zu  setzen^ 
und  während  des  furchtbarsten  und  kostspieligsten  Krieges  die 
Ausgaben  nahebei  durch  die  Einnahmen  zu  decken.  Durch  sie 
sei  in  den  Zeilen  des  Friedens  Sir  R.  Peel  in  den  Stand  gesetzt 
worden,  die  kühnsten  und  umfassendsten  Reformen  der  Finanz-  und 
Handelspolitik  in  dem  Augenblick  in  Angriff  zu  nehmen,  als  schon 
ein  betriichtliches  Deficit  in  der  Staatskasse  Verlegenheit  ver- 
anlasste. 

So  unzweifelhaft  es  hiernach  die  erste  Pflicht  jedes  Finanz- 
ministers sei,  seinem  Vaterlande  dieses  gewaltige  Rüstzeug  zur 
Bekämpfung  von  Geiahren  und  Ueberwindung  ausserordentlicher 
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Schwierigkeiten  unversehrt  zu  erhalten,  so  getheilt  wären  die 
Ansichteo  darüber,  ob  diese  Abgabe  zu  einem  dauemdea  GUede 
dea  englischen  Steuersyaten»  gemacht  werden  könne  und  aolle. 
Das  Beispiel  ihrer  Wiederaufhebong  iai  Jahre  1816  nach  zehn-* 
jähriger  Dauer  spreche  nicht  dafür.  Dasselbe  zeige,  dass  die 
Einkommensteuer  gleich  einer  mächtigen  Waffe  unversehrt  eine 
Zeitlang  ruhen  imd  aufbewahrt  werden  könne,  um  im  Augen- 
blick der  Gefahr  gleichsam  aus  der  Röstkimmer  hervorgeholt 
vnd  zum  Dienste  des  Vaterlandes  verwendet  su  werden.  Allein 
zu  einem  fortdauernden  Gebrauch  sei  sie  schon  wegen  der 
ungleichen  Schwere,  womit  sie  die  verschiedenen  Steuer- 
pflichtigen beiaste,  nicht  geeignet.  In  der  Stunde  der  Gefahr 
und  auf  kurze  Zeit  sei  wohl  jedermann  bereit,  die  ihm  auferlegte 
Birde  zu  tragen,  ohne  allzu  iingstlicbe  Rttcksicht  auf  die  gleich- 
mässige  Belastung  seines  Nebenmannes.  Dagegen  seien  alle 
Parteien  darüber  einig,  dass  die  Einkommensteuer  in  ihrer 
gegenwärtigen  Gestalt  nicht  bleibend  werden  könne;  das 
sei  nur  mdgUch,  wenn  es  gelinge,  die  Ungieichheilen , .  welche 
sie  jetzt  einschliesse,  zu  entfernen. 

Er  habe  reiflich  erwogen,  ob  diess  ausf&hrbar  sei.  Zunächst 
biete  sich  das  von  vielen  Seiten  empfohlene  Auskunflmittei  dar, 
das  Einkommen  nach  seinen  Quellen  unter  Beachtung  der  ver- 
schiedenen Sicherheit  und  Dauer  desselben  mit  einem  ver- 
schiedenen Procentsalz  zu  bestenem.  Allein  in  dieser  Beziehnng 
sei  ztt  erwägen,  dass  das  aus  Grunde  ig  enthum  fliessende 
(unter  Tilel  A  der  Akte  besteuerte)  Einkommen  schon  jetzt 
wegen  der  Art  und  Weise  der  Veranlagung  der  Steuer  faktisch 
höher  belastet  sei,  als  das  aus  Gewerbebetrieb  stammende  (unter 
Titel  D  besteuerte)  und  zwar  nach  dem  Yerhültniss  von  9 :  7 
oder  ziemlich  nahe  in  dem  Verhiltniss,  welches  herzustellen  sela 
Amisvorgänger  (Disraeli)  sich  anheischig  gemacht  habe 

Wolle  man  ferner  die  Öffentlichen  Beamten  (die  Steuer- 
pflichtigen unter  Titel  £)  gegen  die  Rentenbezieher  in  der  Steuer 
bevorzugen,  so  erinnere  er  daran,  dass  noch  nicht  vor  langer 
Zeit  ein  Antrag  gestellt  worden  sei,  die  G^dter  aller  Beamten 

1)  Vergl.  oben  Seite  506.  Anm.  1. 
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um  10  %  za  emässigen.     Sie  würden  skä  besser  befinden  > 
wenn  man  ihnen  mit  der  gegenwärtigen  Steuer  noch  ihre  jeinge 
Besoldung  befatfse« 

Am  meisten  begründet  erscheine  der  Anspruch,  die  Besitzer 

ÖiTentlicher  Fonds  mit  einem  höheren  Procentsalz  gegen  Gewerbe- 
treibende u.  s.  w.  zu  besteuern.  Er  wolle  davon  absehen,  ob 
diess  den  gegenwttrtigen  Staatsgtiiubigern  gegenüber  ohne  Yer- 
lelsung  der  Treue  geschehen  könne  und  ob  man  bei  der  Nego- 
svnng  eines  kttnftigen  Anleihens  eine  sokhe  Zusalssteaer  nicht 
theuer  werde  bezahlen  müssen.  Eine  genaue  Untersuchung  der  Ver- 
hältnisse der  gegenwarlicrtn  Besilz.er  der  Slaatspapiere  zeige  in- 
dess,  wie  wenig  eine  Zusatzsteuer  iur  Zinsen  au5  Fornk  in  ihren 
Wirkungen  den  Yorstellongen  und  Voraussetzungen,  von  welchen 
man  bei  einem  solchen  Vorschlage  ausgehe»  entsprechen  werden. 

Von  der  ganzen  Summe  der  dffenttichen  SebuM  fvon  707 
Mill.  l.')  sei  nur  der  kleinere  Thcil,  nämhxh  280  Mill.  auf  den 
Nait)L-n  einei>  Eigenthümers  allein  eingetragen  (sole  accounis}. 
Davon  seien  60  Miil.  im  Besitz  von  Personen,  die  weniger  als 
150  L  bezögen ,  daher  von  der  Steuer  frei  seien..  Von  den  * 
fibrigen  220  Hillionen  fliesse  noch  ein  betrttchllicher  Thdl  in 
die  Hände  von  Wittwen  und  Waisen,  Altersschwachen  ^4er 
sonst  hüIfsbiMiorfligen  Personen.  '  "^'  v. 

Der  überwiegend  grössere  Theil  der  öUcnllichcn  Schidii  ' 
(427  MilL}  sei  nichi  freies  £igenthum  des  Inhabers  Qoint  ac-^ 
€omtM).  Davon  gehörten  33  MilL  den  Verwaltungen  der  Spar^ 
banken;  50  — 60  MalL  den  Verwaltungen  falltrter  Häuser;  ein 
dritter  Theil  Unterthanen  auswärtiger  Länder,  welche  ihre  Papiere 
englischen  Banquiers  anvertraut ;  ein  vierter  Personen,  welche  nur 
den  Genuss  der  Zinsen  auf  bestimmte  Zeit  hätten ;  ein  Tünfler  Gesell* 
Schäften  und  Handelscompagnieen»  welche  zum  Betriebe  ihres  Ge- 
schäftes einen  Theil  des  nöthigen  Kapitals  in  Staatspapieren  bereit 
hielten.  Bei  allen  diesen  Kategorieen  der  Staatsgläubiger  sei  es 
offenbar,  dass  eine  Zusafzbestcuerung  von  entschieden  nach- 
Iheiligem  Einfluss  sein  werde. 

Schliesslich  müsse  man  erwägen,  ilass  die  Verhältnisse  der 
Gewerbetreibenden  (Steuerpflichtigen  unter  Tit.  D}  selbst  so 
grosse  Verschiedenheiten  darböten,  dass  man  durch  eine  durch** 
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sehn ittl ich e  Begünstigung  derselben  vor  andern  Klassen  der 
Slenerpflicbtigen  dem  Ziele  einer  gerechten  Steuenuuif  leichung 
«in  nidits  ntther  komme.  Die  Gewerbe  im  engeren  Sinne  den 
Wortes  (irade)  würden  üurt  Obemll  mU  Bttlfo  eines  Kapiteln 
betrieben.  Viele  derselben  würfen  einen  so  sicheren  und  dauern- 
den Gewinn  ab,  und  böten  so  vorlheilhafle  Gelegenheit,  das  Ge- 
schiiit  auf  einen  Xilachfolger  übergehen  zu  iBSsm^  und  ausserdem 
nndem  Kindern  ein  gutes  Unterkonwien  n  verschaffen,  dnne 
tocfamis  kein  Gmnd  Torliege,  dieselkett  ki  der  Steuer  gegen 
das  Gnmdeigenthmn  sn  bevorzugen. 

Ein  anderes  Wire  es  allerdings  mit  dem  Einkommen  aus 
persönlichen  Leistungen  (of  profesiiancU  men,  wie  der  Aerzta, 
Advokaten  u.  s.  w.).  Dass  diese  durch  die  Steuer  mmstens 
bflrter  betroffen  würden  als  Rentenbesleher  und  andere  Gewerbe- 
treibende, sei  nicht  an  läugnen.  bidess  betrieben  auch  von  diesen 
viele  ihr  Geschäft  noch  mit  Hülfe  eines  kleinen  Kapitals.  Sondere 
man  diese  von  den  übrigen  aus,  so  finde  man,  dass  die  Steuer 
der  wiriüich  nur  auf  den  Erwerb  aus  ihren  persönlichen  lieistungen 
angewiesenen  nur  etwa  250,000 1  betrage^  d.  h.  nur  den  zwei- 
«ndzwanzigsten  Tfaefl  der  gansen  Steuer  ausmache.  Die  nmbi 
unbegründeten  Besehwerden  dieser  Personen  seien  Ihr  ihn  ein 
Grund  mehr,  um  die  Einkommensteuer  nur  als  eine  vorüber- 
gehende lluirs(juelle  zu  behandeln.  Allein  man  solle  nicht  um 
des  22sten  Tbeiles  der  Steuer  wegen  sich  in  die  Gefahr  begeben, 
die  |[anze  Steuer  zu  zersidren.  Diess  sei  aber  die  unvermeid-. 
ikhe  Folge  jedes  Versuches,  emcelne  Kkissen  der  Steuerpfliditigen 
vmr  andern  zu  erleichtern.  Aus  welchen  RLkksicdteri  immer 
einige  Steuerpfliclitige  begünstigt  würden,  unausbleibiich  gäbe 
man  dadurch  noch  anderen  Grund  und  Veranlassung,  ühnliche 
Begünstigungen  für  sich  zu  verlangen. 

So  schiene  nichts  gerechter  und  zugleiok  emfacher,  als 
Zeitrenten  im  Vergleich  zu  immerwlbrenden  Renten  missiger 
zu  besteuern.  Man  Küiine  hier  genau  berechnen,  welcher  Theil 
der  Zeitrente  wirklicher  Zins,  welcher  Rückerstattung  des  Kapi- 
tales sei.  Bewillige  man  indess  filr  Zeit  reuten  eine  müssige 
Steuer,  so  müsse  man  auch  lebensUngliche  Renten  anders 
behanddn  als  unmerwäkreBde.  Den  Inhabern  von  Zeit-  und 
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lebenslänglichen  Renten  aus  Staalspapieren  stünden  aber  die 
gleich,  welche  vom  Grundbesitz  oder  «us  einem  Geschäft 
eine  lebenslftiigUcbe  Aenle  bezogen;  an  dieise  sohldssen  sich  die 
Fftchler  ««if  Zeit  und  ao  reiiie  licli  immer  ein  Ansprucii  auf 
Steaerbefreiung  an  den  andern,  bis  man  den  grösseren  Theil 
des  Einkommens  verloren  habe.  Man  könne  nicht  jährlich  Ex-  ^ 
jperiiBenle  einer  Umgestaltung  der  Steuer  machen»  vielmehr  würde 
es  einem  Verrath  am  Vaterlande  gleichkommen,  wenn  man  bei 
dem  Versnche,  einen  Plan  dnrehztiseijsen,  der  zwar  auf  dem 
Papiere  ganz  gut  aussehe,  dagegen  im  Leben  ganslich  nnans- 
füliiLar  äci  ^J,  äicli  der  Geidhr  aussetzen  wollte,  diesen  sicheren 


i)  Zu  diesen  scheinbar  einfachen,  der  Thnt  nach  indesä  völlig  nnans» 
Rjlirl  jiren  Plänt  n  rechnete  Gladstone  auch  den  fi  ulu  r  crw;lhntrn  der  Actiinre, 
die  Einkommenslcner  in  eine  Vermögenssteuer  in  litin  Sinne  zu  ver- 
wandeln, da5S  alles  Kiiiknmincn  nach  seinem  Marktpreisp  k  a  p  i  t  a  1  is  i  r  l  und 
demgeniiiss  he^tenert  nürde.    £r  bezeichnete  diesen  i'liin  als  den  vor  allen 
nndcrn  zwar  um  meisten  conaequcnten,  dagegen  auch  als  den  am  weitesten 
hinter  der  Grenze  dessen  belegenen,  was  noch  als  möglich  denkbar  »ei:  alf 
eine  blosse  mnlhematiscbc  Speculation  auf  dem  Papier.    Zur  Erklärung  dieses 
Eiemiich  scharleii  Urtheiles  wollen  wir  hier  kürzli(  Ii  anlühren ,   was  nach 
der  eigenen  Ai]ssa<^e  eines  der  Aituaro  zur  vollständigen  Ansführnng  seines 
Planes  gehören  wurde  (vgl.  Bv,  3289 — 3G32).    Die  Absicht  ist  zuerst ,  das 
aus  Vermögen  (Grundbesitz  und  Kapital)  fliessende  Einkommen  (an  Renten 
und  Zinsen)  von  dem  durch  persönliche  Leistungen  aller  Art  (wie  Kennt- 
nisse, Geschicklichkeit,  Fleiss  etc.)  erworbenen  (Gewinn)  überall  zu 
trennen.    Alles  Kapital  soll  gleichmassig  nach  dem  landesüblichen  Zins- 
fttsse;  der  Gewinn  dagegen  nach  Maassgabe  seiner  Sicherlieit,  wahr- 
scheinlichen Dauer  und  hegeimässigkeit  verschieden  besteuert  werden. 
Zu  dem  Ende  ist  es  unerlfisslich ,  dass  jeder  Geschäftsmann  die  Grösse  des 
in  seinem  Geschäfte  steckenden  Kapitales  angebe,  auch  seine  Gläubiger 
namhaft  mache.    Da  ferner  der  G  e  w  i  n  n  nach  seiner  muthmaasslichen  Dauer 
nnd  Regelmässigkeit  in  seinem  Kapilulwci  ihe  gcschölzt  werden  soll,  M 
müssen  alle  Verhiltnisäe ,  welche  hierauf  olfenbar  von  entidieideDden  EHn^ 
ätatn  sind,  wie  das  Lebensalter  des  Geschinsmannes ,  div  SloiMtbrit  mi 
wiWidiemliche  Dauer  seines  Geschlftes,  die  erwoibene  Kimdscbaft  6le. 
beraduiehligt  und  angegeben  werden.   Dais  noch  viele  tiidere  eben  se 
wichtige  vad  oft  noch  einikissreicben  Momente,  TW  denen  die  Portde««^ 
Wadieei  oder  die  Abmbaie  dei  Gewinnes  bei  einen  Geecbftft  ■bhlDgt» 
(wio  GeiimdbeityUiiiilekl  «ad  BelriebiinilieH,  allgemeine  Verbttlttiwe  dei 
Vetkehn  etc.)  bei  venehiedeneii  Geweiben  nad  fenoneii  eich  tebr  ver» 
•chiedea  geetaUen^  sidi  aber  jeder  Yoraasbcsllmmiuif  and  Berechnung  günz« 
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Anker  fiir  Fälle  der  Noth  gänzlich  zu  zerbrechen.  Daher  bliebe 
nur  übrig,  die  Steuer,  welche  man  nicht  von  allen  Unj:r|eichheilen 
der  Belastung  befreien  könne,  lediglich  als  eine  ausserordent- 
liche HttlfequeiUe  zu  behandelii  and  in  ihrer  gegenwürtigen  6e~ 

lieh  entziehen,  bedarf  wohl  kaum    der  Erinnerung.    Auch  nnr  die  früher 
angeführten  Verhältnisse ,  welche  sich  von  Person  zu  Person  und  von  Jahr 
zu  Jahr  wesentlich  verändern,  in  solcher  Weise  zu  ermitteln  und  feslcuslellen, 
dass  sie  eine  sichere  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Vermögens  und 
sonach  der  Steuer  werden  können,  wird  wohl  kaum  Jemand  für  ausfuhrbar 
halten.    Das  erwähnte  System  führt  itidess  auch  bei  der  Besteuerung  des 
Grundeit^enthumes,  welche  nun  mit  so  grosser  Sicherheit  geschieht,  auf  ähn- 
liche ganz  unüberatetgliche  Schwierigkeiten.  Bei  den  in  England  herrschenden 
Sitten  ist  der  Fall  sehr  häufjg,  dass  Jemand  die  Renten  aus  Grundeigen th um 
nur  für  die  Zeit  seines  Lebens  bezieht,  und  dass  bereits  bei  seinem 
Leben  feststeht,  wer  nach  seinem  Tode  in  den  Genuss  seiner  Rechte  ehi» 
treten  soll.    Den  beschränkten  Besitzer  (der  in  vielen  Fällen  nor  den  Nicss- 
brauch  hat),  gleich  dem  freien  Eifrenthümer  zu  besteuern  ,  würde  nach  den 
Voraussetzungen  des  in  Rede  siebenden  i'laacä  ungerecht  sein.    Will  man 
daher  das  Grundeigenthuro  (welches  doch  eine  dauernde  Rente  gc- 
wfihrt),  nicht  geringer  besteuern,  obschon  sein  Inhaber  nicht  freier  Eigen- 
Ih&juer  iat,  so  wird  man  genöthigt,  einen  Tbeil  der  Steuer  auf  den  An- 
Wiffter  ni  WOTfen,  waa  prakliach  ebea  so  schwierig  als  theoretisch  wunderlich 
iit.  Demi  der  Anwirter  mQ  YcnteiMtii,  was  «r  noch  nicht  hat,  und  über- 
havpt  nicht  eriangt,  wenn  er  frfüier  slirbl  alt  der  Lihaber.   In  nicht  geringere 
Sdwierigkeiteii  verwickelt  der  icbwankende  Pfeis  der  Staatspapiere  und 
des  GfiiiideigenthniDee  bei  iiBTerinderter  Rent«.  Soll  jede  Rente  nach  ihrem 
Marktpreise  besteoert  werden,  so  musi  man  billiger  Weise  anck  UenMif 
Rfkiksleht  nebaen.  Dagegen  würde  bei  dem  Versndi«  dieses  an  thon,  der 
Theil  der  Steuer,  welcher  jetat  am  leichtesten  erlwben  wlid,  in  bewegtea 
Zeiten  wahrscheinlick  der  domenvollsle  werden.  Dicis  wird  genOgen,  am 
du  Urtbeii  Gladstone'siu  rechtfertigen«  Ans  der  Veniehanrog' der  Adaara 
gebt  dealllch  genug  hervor«  dass  sie  ihren  Plan  keineswegs  nach  allen  Seiten 
hin  so  durchdacht  haben,  wie  man  diess  von  einem  praktischen  Siaalsmatti 
nnd  von  einem  Lehrer  der  Wissenschaft  su  verlangen  berechtigt  wäre. 
ÄilUger  Weise  kann  man  diess  auch  von  Minnein,  die  von  einer,  wenn 
anck  widiligen,  so  doch  immerhin  eiUseitigeB  Bembthttigkeit  In  Aimpradi 
gekommen  werden,  nicht  erwarten.  Daraus  folgt  jedoch  nickt,  dass  nickt 
viele  Ihrer  Ideen  und  Yonchllge  der  reiSIchsten  Erwägung  weilh  seien  uad 
mit  der  Zeit  In  der  einen  oder  andern  Gestalt  sowohl  in  der  Wissenschaft, 
als  in  der  Plraxis  ihren  Piats  finden  mögen.  Die  lotste  Refem  der  Erb- 
schaflwtener  in  England  nnd  die  Ausnahme  des  Einkommens  von  der  Slena^ 
wekhes  anm  Ankauf  eumr  Lebensvenicherung  oder  einer  aulgesckobeneB 
Rente  verwendet  wird,  dOifle  lum  Theil  doch  eine  Frucht  dieier  Erdr^ 
teraqgcn  sehi. 
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8laU  der  Zukmifl  unversehrt  zu  erbaltem  Ein  solches  Verfahren 
empfehle  sich  auch  noch  ans  anderen  Gründen.  Die  Einkommen- 
steuer eigene  sich  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  auch  desswegen 
nicht  zu  einer  dauernden  Steuer,  weil  sie  zunn  grossen  Theü 
auf  den  verwerflichen  Grundsatz  der  Selbstbestcnerung  basirt  sei. 
Derselbe  gebe  Gelegenheit  und  Anreiz  zu  Unterschleifen,  wirke 
daher  demoraltsirend  aof  das  Volk.  Dazu  mache  er  die  bei  der 
Verlheilung  der  Steuer  vorkommenden  Ungleic  liljciten  weniger 
erträglich,  als  sie  sonst  befunden  werden  würden,  wi  il  nun  die 
nündere  Belastung  oft  als  der  Lohn  des  Mangels  an  Aufricblig- 
keit  und  Gemeinsinn  erschiene. 

So  erklärte  denn  Gladstone  es  für  den  leitenden  GnmdsataB 
seiner  Pinanzverwaltung,  von  einer  Umbtldunff  der  ^kommen- 
Steuer  Abstand,  dagegen  andrersei (s  darnuf  liedacht  zu  nehmen, 
sie  für  das  regelmassige  Budget  möglichst  bald  entbehrlich  zu 
machen  und  fUr  die  Zeit  der  Gefahr  als  eine  Art  Staatsschatz 
aufzubewahren*  Das  Parlament  trat  diesen  Ansichten  mit  iiber^ 
wiegender  Mehrheit  bei  und  es  steht  nun  fest,  dass  die  Buh 
koromensteuer  nicht  als  ein  dauerndes  Glied  des  englischen 
Steuersystems  betrachtet  werden  soll.  Ob  nun  die  neueren 
Ereignisse  dazu  führen  werden ,  diesen  Beschiuss  in  mehrmalige 
Erwägung  zu  ziehen ,  steht  freilich .  dahin.  Jedoch  würde  die 
Beibehaltung  der  Steuer  bis  zur  Herstellung  des  Friedens  oder 
des  durch  den  KriegsaufWand  gestdrten  Gleichgewichtes  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  den  jetzt  angenommenen  Grundsätzen  noch 
nicht  widersprechen. 

VÜL 

AUgeneiae  Bemeriuugen  über  die  finmdzätze  der  Steuer- 

YertkeUuBg. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig  zu  untersuchen,  ob  die  Entscheidung, 
welche  man  so  eben  in  England  getroffen  hat,  auch  für  andere 
Länder  und  Zeiten  als  dne  maassgebende  anzusehen  ist,  oder 
nur  in  den  besondem  Verhältnissen  Englands  ihre  Erklärung 

wie  ihre  Rechtfertigung  findet.  Wir  sind  entschieden  dieser 
letztern  Ansicht,  vermögen  dieselbe  indess  nicht  zu  begrimdem 
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obne  mil  einigen  Worten  oiit  die  Frage  einzugehen,  welches 
denn  ttberbaupt  die  ricbtigen  Gnindstttee  fiir  die  Vertheilung  der 
Steuern  sind.  Die  Untersncbungen  der  Parlamentskomniiseidn 
haben  auf  das  klarste  bewiesen,  dass  es  für  die  Beurtheilungf 
aller  ReformvorschlHire  von  der  entscheidendsten  Bedenlung  ist, 
zu  wissen,  von  weichem  Standpunkt  aus  dieselben  gemacht  sind 
und  ob  dieser  als  der  rkDbtige  anerkannt  werden  kann.  Die 
Ansiebt,  dass  jeder  Staatsbürger  verpflichtet  sei,  nach  YerbUtniss 
seines  Einkommens  so  den  Staatslaslen  beizutragen,  ist  seit  ziem- 
lich langer  Zeit  in  der  Wissens(  liafl  herrschend  und  wird  noch 
jetzt  häufig  als  die  allgemeine  anerkannte  und  kaum  bestrittene 
Lehre  behandelt  Sie  ist  gleichwohl  durchaus  irrig,  und  als 
solche  von  hochgeachteten  Lehrern  der  Wissenschaft  bezeicbnel 
und  bekfimpfk  i). 

Die  Geschichte  lehrt,  dass  zwar  in  verschiedenen  Ländern 
und  zu  verschiedenen  Zeiten  Einkotnmensleuern  zur  Erhebung 
gekommen  sind,  jedoch  nie  der  ganze  Staatsbedarf  durch  die- 
selben aufgebracht  wurde«  Die  Statistik  zeigt  unwiderspreehltch^ 
dass  diess  um  so  weniger  möglich  ist ,  je  höher  die  Kultur  und 
damit  die  Kosten  des  Staatshai^baltes  bereits  gestiegen  sind. 
Ein  unbcliHiorener  Blick  auf  das  Leben  überzeugt,  dass  die  Ein- 
nahme eines  Jahres  keineswegs  überall  den  gleichen  Scbluss 
auf  die  Einnahmen  d^r  folgenden  Jahre  gestattet,  und  keineswegs 
IlberaH  zur  Bestreitung  der  BedQrfhisse  nur  des  laufenden  Jahres 
SU  vmrenden  ist.  Noch  unzweifelhafker  ist,  dass  be!  der  gleieheii 
Einnahme  fiir  verschiedene  Personen  ein  sehr  grosser  Unter- 

1)  InsLcsondcrc  von  J,  G.  Hoffmann  in  seiner  Lehre  von  den  Steuern, 
S.  37  ff.  Vergl.  auch  Stahl's  Rechts-  und  Stantslehrc,  Bd.  2.  von  den 
FinanxeD  (S.  418  ff.  der  2ten  Ausgabe)  und  Bluntschli's  aügcnicines 
Staatsrecht,  vom  Steuerrecht  (1852.  S.  608  (f.).  Wir  bemerken  (laliri,  dnss 
die  praktische  Geselrjfiebung  sich  in  Bezicliung  auf  den  (inindsjUz,  der 
Steuervcrtheilung  in  der  liegt!  vorsichtiger  und  daher  richtiger  ausgedrückt 
hal,  als  die  Wissenschaft.  Die  Arinenactc  EfisriLellis  spricht  nur  von  der 
Beilrag-^pflicht  eines  Jeden  nach  seiner  F  ä  h  i  gk  c  i  t,  das  FinRnzedict  Friedrich 
Wilhelms  Iii.  davon,  drisä  die  Steuerlast  von  einem  Jeden  nach  gleichen 
(Jruridsätzen  solle  getragen  werden  etc.  Die  prakllsche  Gesetzf^ebung  konnte 
sich  freilich  niemals  verhehlen,  dass  sie  mit  einer  ^inkomiaeoiteuer  «Hein 
nidil  auMakomnien  Teimöge. 
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schied  ihrer  unvenneidliilioTi  Ausgaben  durch  die  Verschieden- 
heit ihrer  Lebenssleilung  und  der  sie  umgelieiidea  Verhältnisse 
btidtogt  seilt  kaiin,  so  dMS  eine  Sleoenunnnie,  weiche  der  «ine 
noch  millieicliligkeit  aufbringt,  für  den  andern  trols  des  gtewheii 
Einkommens  doch  oll  ganz  unerschwinglich  Ist  Der  Begnff 
l^'iiH^akommen  ist  i)lM'rh;)ii])l  nur  eine  Ab^ihuklioii.  Kr  dient 
zm  Oezeichiiung  der  Gleichlieit  besliairiiter  Verhältnisse  bei  meh- 
reren Personen ,  welche  eine  grosse  Verschiedenheit  in  anderen 
Besiehungen  keineswegs  ausschliesst  Demselben  liegt  ttberaH 
die  Besiehung  auf  die  Ausgabe,  die  Beschränkung  auf  einen 
gewissen  —  jedoch  willkührlich  bestimmten  —  Zeilabschnilt,  die 
Voraus,<?(.'(ziin<r  einer  jieriodi.sclien  U'iederkelir  u.  dgl.  zum  Grunde 
Alle  diese  Beziehungen  und  Yorausüelzungen  werden  vergessen 
oder  vemachlassigi,  wenn  man  in  der  Theorie,  oder  richtiger 
gesagt j  in  der  Abstraktion  das  reine  Binkommen  eum  aus- 
sciiliesslfchen  Maasstabe  der  Steuerverthellung  machen  will  Sie 
macheu  sieh  uii\eruieidlieh  geltend,  wenn  nuui  praktisch  ziu: 
Durcb^üliruug  des  aufgestelilen  Giutidsalzes  schreitet. 

.  Dass  man  trotz  so  vielfacher  und  schlagender  Erfahrungen 
«US  alter  und  neuer  Zeit  dennoch  so  gern  dabei  bleibt,  oder 
wieder  darauf  zurückkommt,  in  dem  Einkommen  den  aUgemelneB 
Measstab' der  Slcuerverlheilung  zu  suchen,  liegt  in  der  grossen 
VorheLe  der  Menschen  für  scheinbar  einfiiefie  und  gemeinver- 
ständliche Formeln.  Man  will  für  die  Beurüieilung  der  Ange- 
messenheit einer  Steuer  und  der  Zweckmüssigkeit  eines  ganzen 
S|9lenM|>  einen  bequemen  leicht  anzuwendenden  Mi^asstab  be* 
sHsen^^  einen  Grundsatz ,  welchen  man  gleich  einer  EUe  oder 
einem  Scheilel  iicuidhnheii  kann.  Man  ist  dann  iui  Stande,  auf 
der  einen  Seife  iil)er  jede  beslehende  Steuer,  sowie  über  jeden 
Fiaan^BUBister  solort  zu  Gericht  zu  sitzen,  und  auf  der  andm 
den^tS^pmem  fieformplan  unwiderleglich  zu  begründen. 
'-  ■  H  Sinne  hat  es  nicht  an  Versuchen  gefehlt,  atidere 

einfache  Formeln  oder  Grundsätze  an  die  Stelle  des  Einkoromens 
zu  setzen,  wenn  man  sich  überzeugte,  dass  dieser  Maasstab  nicht 

1)'  Tei^eiche  die  nihere  ADifdihrung  dieser  Andeutungen  in  dem  Auf-' 
M  des  Vsfiiitiin  Iber  die  BiiikoiDiDen  -  ond  KlmensteDer  io  Prenssen  in 
Rau'f  und  H«kieBen'0  Archiv,  JVeuu  Folge,  Bd.  VlIL  S.  33  9. 
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Überall  ausreiche,  oder  zur  Begründung  der  eigenen  Reformpläne 
nicht  geeignet  sei.  So  ist,  wie  oben  erwähnt,  von  denjenigen, 
welche  die  Einkommensteuer  durch  eine  Vermögenssteuer  erseUl 
wissen  woUen,  die  Ansteht  ausgesprochen,  dass  ein  Jeder  ver-* 
pflichtet  sei,  mm  Slaatsbedarf  nach  Maassgabe  des  Schntses 
beizutragen,  den  er  für  Person  und  Eigenthun  geniesae^  als  sei 
der  Staat  eine  Versicherungsgesellschaft. 

Ein  in  England  sehr  geachteter  NalionalÖkonom  stellte  den 
Grundsatz  auf,  dass  der  Staat  von  jedem  Bürger  das  gleiche 
Opfer  Terkingea  mttsse  und  woUle  die  Abgaben  vielmehr  naehder 
Ausgabe  als  nach  der  Einnahme  veranlagen  ^3-  Hierin  liegt  rain^ 
destens  insoweit  etwas  Wahres,  als  die  Steuerfllhigkeit  nicht  allein 
nach  dem  Einkommen  beurtheilt  werden  kann,  sondern  auch 
die  Bedürfnisse  dabei  in  Erwägung  zu  ziehen  sind  (5223). 

Ueberhaupt  ist  es  indess  eine  ganjs  falsche  Richtung,  die 
Frage  Uber  die  zweckmMssigste  Art  und  Weise,  die  Mittel  für 
das  Geroeinwesen  aufzubrhigen,  in  so  abstrakter  Welse  und  unter 
so  einseitiger  Betrachtung  bestimmter  Verhältnisse  beantworten  zu 
wollen.  Das  Bemühen,  einen  sogenannten  obersten  Grundsatz 
der  Besteuerung  aufzustellen,  aus  welchem  sich,  wie  aus  einer 
mathematischen  Formel  alle  weiteren  Eigenschaften  und  Erfor- 
dernisse eines  guten  Steuersystems  ableiten  lassen,  ist  dem  Wesen 
nach  dasselbe,  wie  der  Versuch,  den  Bct^rifT  eines  Organismus 
aufzustellen  und  daraus  alle  Gestaltungen  der  Thier*  und  Pflan- 
zenwelt zu  dedttciren.  Die  Beziehungen  der  verschiedenen  Bürger 
zu  demselben  Staate  sind  nicht  so  einfach  und  gleichförmig,  noch 
die  Entfaltung  und  Wirksamkeit  des  Staatsorganismns  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  in  verschiedenen  Ländern  so  überein- 
stimmend und  eintönig,  dass  Tür  die  anoreniessene  Hegeiunfr  eines 
einzelnen  V  erhältnisses  oder  die  entsprechende  Festsetzung  einer 
bestimmten  Pflicht  —  wie  der  Steuerpflicht —  eine  allgemein 
gftUige  Regel  in  der  Gestalt  und  Bedeutung  einer  mathematischen 
Formel  aufgestellt  werden  könnte, 

1)  Dien  iit  die  yon  Mill  hei  «einer  Veniehnimg  vor  dem  Pariameala- 
MMchuis  eniwiekdte  Theorie  der  Sieaem  (5235.  5290).  Jedoch  riniate  er 
gelbft  eiD,  d«M  et  praktieeh  sieht  wohl  onsfitiifbar  leia  mdchle,  die 
Steaeni  nach  solchen  Geiichlfpinikten  la  verlheOen  (5299^  5393). 
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Um  die  Rfchligkeit  dieses  Salzes  auf  das  klarste  zu  beweisen, 
liedaif  es  nur  der  Erinnemiig  an  Wahrheiten  ^  welche  freflich 
TOcfats  weniger  ab  nen  sind,  indess  doch  Über  enier  einseitigen 

Betrachtung  der  Sache  stets  von  neuem  übersehen  werden  und 
in  Vergessenheit  geralhcn. 

Man  überzeugt  sich  von  der  gänzlichen  Unzuiassigkeit  einer 
«bstraklen,  iHr  alle  Stolen  der  wirlhschafUiefaen  finiwickeluBg 
flkltigen  Regel  der  StenerverlheHting  schon  wenn  man  nur  den 
so  bekannten  nnd  so  wohlbegründeten  Satz,  dass  die  Stenern 
nicht  überall  von  dem  gelragen  werden,  welcher  sie  zahlt, 
in  seiner  vollen  Bedeulung  würdigt.  Die  Möglichkeit  einer 
Ueberwttlzung  der  Steuer,  sowie  der  Umfang,  in  welchem 
sie  Phits  greift,  hSiigt  ab  von  der  wirthschaflUohen  Entwidielnni^ 
des  Volkes;  von  der  Gestaltung  des  einheimischen  wie  des 
auswärtigen  Verkehres;  von  der  Form  der  Steuerveran- 
Intrunrr;  endlich  von  den  Sitten  und  Gewohnheilen,  sowie  von 
der  Willensstärke  des  Volkes.  In  welcher  Weise  eine  neu  auf- 
eriegte  Steuer  einige  Zeit  nach  ihrer  ßiniUhmng  auf  den 
verschiedenen  Binwohnem  lasten  wird,  lisst  sich  daher  im  All« 
gemeinen  gar  nicht  und  auch  bei  genauer  Kenntniss  der  be- 
sonderen Verhältnisse  oft  nur  unsicher  voraus  bestimmen. 
Es  muss  durch  Erfahrung  und  Beobachtung  gelernt  werden. 
Schon  hieraus  allein  ist  ersichtlich,  dass  es  für  die  zweckmüssigste 
Verttieilung  der  Stenern  keine  allgemein  gültige  Norm  von  wirk* 
li^  praktischer  Bnmcbbarkefl  geben  kann,  weil  in  ehier 
solchen  die  ßerücksichlisfung  der  angedeuteten  con crelon  Ver- 
hältnisse nicht  ausgedrückt  noch  enthalten  sein  kann. 

In  der  nächsten  Beziehung  zu  dieser  so  lange  schon  be- 
merkten und  so  unllugbaren  Wahrheit  eines  wesentlich  nmge-f 
staftenden  Einflusses  des  Verkehres  und  der  Zeit  auf  die  Yer» 
Iheihmg  der  Steuerlast  steht  die  Thatsache,  dass  es  in  kefaiem 
Lande  und  zu  keiner  Zeit  —  nachdem  einmal  der  Slaatsbedarf 
einen  gewissen  Umfang  erreicht  hatte  —  möglich  blieb,  die 
nöthigen  Summen  durch  eine  einzige  Steuer  aufkubringen« 
Die  Einflihrung  neuer  Steuern  statt  der  Steuerung  der  schoi^ 
bestehenden,  so  oft  sich  das  Beditarfniss  ekier  erheblichen  Ver- 
mehrung der  Slaaläeinnabmen  herausstellte,  ist  der  Regel  nach 
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das  Ergebniss  nicht  einer  wilikührlichen  Wahl,  sondern 
der  swingenden  Nothwendigkeit  gewesen.  Die  offenkundigsten 
Thfitsaoben  ttberzeiigten ,  dess  die  höhere  Anspannmig  d«r  be- 
stehenden Steuern  entweder  das  n9th%e  Mehreinhemaiien  oiebl 
beschulen  oder  von  vernichtenden  Folgen  fÖr  den  Wohlstand 
der  daduicli  Delrolfenen  sein  würde,  während  zugleich  die  Mög- 
lichkeit sich  zeigte ,  auf  andern  Wegen  das  Ziel  zu  cneichen, 
ohne  sich  der  Gefahr  so  übler  Wirkongen  snsxuselsen.  Man 
hat  jetzt  in  jedem  Staate  mit  einer  Mannigfaltigkeit  bestehender 
Stenern,  die  mit  dem  ganzen  wirthsehaftKehen  Organismns  yer^ 
wachsen  sind,  zu  Ihun,  und  es  handelt  sich  praktisch  niemals 
darum,  auf  einer  tabula  rasa  nach  abstrakten  Grundsätzen  ein 
nenes  Gebäude  zu  errichten.  Auch  von  dieser  Seite  her  er- 
weisen sich  daher  die  Bemlthungen,  Formeln  aofzufinden,  welche 
nmr  anf  dem  Gebiete  der  Abstraktion  eine  Bedeutung  haben,  als 
durchaus  IVuehÜose  und  selbst  schädliche.  Sie  begünstigen  die 
Ansicht,  als  führten  wissenschaffliche  Untersiichungpn  zu  Erg-eh- 
nissen,  welche  den  Thatsacheri  nicht  entsprächen;  als  sei  die 
Wissenschail  gendthigt,  einen  Widerspruch  zwischen  der  Theorie 
mtd  der  Praxis  anzuerkennen,  wfthrend  die  Wissenschaft  viehoehr 
über  den  Unterschied  von  Theorie  und  Abstraktion  aufklärt, 
deren  erste  das  Lehen  begreifen  lehrt,  die  zweite  dagegen  das- 
selbe in  die  todten  Elemente  auflost 

Wenn  so  eui  BUck  auf  die  Wirkung  bestehender  Steuern 
und  die  allmfihlige  Ausbildung  von  Steuersystemen  von  der 
Unhaltbarkeit  der  Voraussetzung  ttberzeugt,  dass  eine  einzdiie 

1)  Es  ni(>chte  Vielen  fiberfliissig  eracheiaen,  dais  wir  hier  also  gegen 
eine  abstrakte  ßohandlung  der  Lehre  von  den  Steuern  eifern.  Doch  isl 
dnzn  i^ohl  Veranlassung,  solange  noch  Minner,  die  wie  Httme  tick  fast  die 
Zeit  ihres  gansen  Lebens  hindurch  mit  UntersuchungeD  und  Vorschlägen  über 
die  Verbesserung  eine«  bealehenden  Steuersystems  beschäftigen,  oder  Verein«« 
wie  die  fttr  Verbesserung  der  Finanzen  in  Liverpool,  von  der  Vontellm^ 
ana^hen,  alle  bestehenden  Steuern  durch  eine  einzige  (die  Vermögenssteuer) 
ersetzen  zu  können,  solange  ferner  praktische  Stnntsmänner  bei  Gelegenhell 
der  Verlheidigung  einer  bestimmten  Stenerform  (der  Einkommenstener} 
fich  dabei  der  Arguments  bedienen,  dass  alte  Stenern  nach  dem  fiinkommea 
vertheilt  werden  sollten ,  und  solange  nach  ym  MiBBem  der  WisaenachafI 
dieser  letzterwähnte  GrundsaU  noch  ab  der  allgemeia  aaerkannle  liiiye- 
stellt  wird. 


Digitized  by  Google 


der  eagltoeheii  Bfaikam«Ml«iter. 


Steuerform  als  die  allein  ridrtige  anerkannt,  oder  dass  die  M 
der  VerlheiluDg  der  Stenerfaisl  su  beobachtenden  Geaiditspnflkte 
In  einem  einfachen,  praktisch  anwendbaren,  Gmndsatse  gleichwie 

in  einer  malhemalischen  Formel  zusammengefasst  werden  konnten, 
so  pfewinnl  man  durch  ein  Zurückgehen  auf  die  Gründe  und  die 
BeschafTenheit  der  Verpflichtungen  des  Einzelnen  gegen  den  Staat 
eine  tiefere  Einsicht  in  die  ürsadien  und  die  Berecbtigong  einer 
Machst  nmnnigfalligen  Entwickelong  der  Stenerfoitnen  nnd  Slener- 
systeme. 

Die  Beziehung  des  einzelnen  Bürgers  zum  Stai^  hat  eine 
doppelte  Natur. 

Auf  der  einen  Seite  ist  der  Staat  ein  wirthschnftlicher 
Verband,  eine  Vereinigung  von  Krilflen  za  gemeinsamem  Gewinn 
und  zu  gegenseitiger  Förderung.  Der  Zweck  einer  Vereinigung 

in  diesem  (dem  w  i  r  t  h  s  c  Ii  a  f  1 1  i  c  h  e  n)  Sinne  ist  die  Err  eichung 
•von  Voi  tlieileii  und  Gütern,  welche  jeder  Einzelne  fiir  sich  allein 
zu  erlangen  nicht  im  Stande  wäre.  Die  Frucht  der  vereinten 
Arbeit  ist  eine  grössere  nls  die  der  isoürten  Thätigkeit 
jedes  Emsdnen,  daher  auch  der  Antbeil  jedes  Binzeinen  eis 
grösserer  als  seine  Krall  allein  hStte  erringen  können.  Von 
dieser  Ansicht  aus  ist  es  nun  vollkommen  gerecht,  wenn  ein 
Jeder  den  gleichen  Beitrag  gibt,  um  den  gleichen  An- 
spruch zu  gewinnen,  oder  dass  der  Antheü  an  den  Staats- 
lasten nach  dem  Antheil  an  den  Vortheilen  des  Staatsver- 
bandes bemessen  wird.  Unter  solchen  Bedingungen  bleibt  ein 
Jeder  im  Gewinn,  nicht  auf  Kosten  eines  Andern  (woiaui  er 
unter  diesem  Gesichtspunkt  keinen  Anspruch  hat),  sondern  durch 
den  Segen,  der  auf  der  Vereinigung  der  Kräfte  ruht.  Von  dieser 
Ansicht  aus  Ulsst  sich  in  keiner  Weise  begründen,  dass  jeder 
Bürger  verpflichtet  sei ,  nach  VerhSltntss  seines  Vermögens  oder 
seines  Einkommens  Steuern  zu  entrichten;  denn  es  Ist  durchaus 
unnachweislich,  dass  die  M^)hllliaten ,  welche  ein  Jeder  vom 
Staatsverbande  geniesst,  im  Vcrhallniss  seines  Vermögens  oder 
Einkommens  standen.  Der  Arme  bedarf  des  Staatsschotzes  noch 
viel  mehr  als  der  Reiche  und  nimmt  die  HQlfe  desselben  aucii 
zu  anderen  Zwecken  als  zum  Schutze  der  Person  und  des  Bigen- 
thums  hundertfältig  in  Anspruch,  wo  der  Wohlhabende  sich  st^lh&t 
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genügt  In  gleicher  Weise  lässt  sich  der  Anspruch  einer 
Rttcksicbt  auf  die  Ausgaben  oder  Bedürfnisse,  insbesondere 
4«r  Ansprach  auf  BefWsinng  des  unentbehrlichen  Lebensunter- 
haltes von  der  Bestenmng  von  diesem  Standpunkt  ans  ntdil 

rechlferligen.  Die  Erhaltung-  der  ofTcnllichen  Ordnung  isl  für 
jeden  Angehörigen  des  Staates  eine  schlechlhin  u n erläss- 
lich e  Bedingung  seines  Lebens  und  seiner  Wohlfahrt;  der  dazu 
nIHbige  Aufwand  ist  daher  nicht  minder  unentb^ilich  als  Nahrung 
und  Kleidung. 

Allgemein  wahr  ist  nur  ,  dass  der  Staat  in  sehr  grosser 
Ausdehnung  eine  Vereinigung  von  Kräften  zur  Herstellung  ge- 
meinnütziger Anstalten  darstellt.  Die  Grenzen,  welche  er  auf 
diesem  Gebiete  sich  steckt,  sind  selir  verschieden  gezogen.  Bs 
bestehen  in  und  neben  dem  Staat  nodi  viele  andere  Vereine  in 
der  verschiedenste  Ausdehnung  und  von  dem  mannigfaltigsten 
Charakter,  von  der  Verbindung  zweier  Kanfleute  oder  eines  Lehn- 
herrn und  Dienstleistenden  bis  zu  der  Gemeinde,  dem  Kreis-  und 
Provinzialverband.  In  wie  weit  nun  der  Staat  die  Verfolgui^ 
gewisser  wirtfaw^afUlcher  Zwecke»  die  Kerstettnng  gemeinsaner 
Anstalten  n.  s.  f.  in  seine  Hand  nimmt,  oder  den  Vereinen  niederer 
Ordnung  anheimstellt,  oder  endlich  aus  Mangel  an  Mitteln  einst- 
weilen noch  ganz  unterlässt,  isl  sehr  verschieden  und  muss  von 
4ler  wirthschaftlichen,  wie  von  der  politischen  Bildung  des  Volkes 
wie  des  Staates  abhingig  bleiben.  Insbesondere  findet  in  Be-- 
Ziehung  auf  die  SelbslslSndi|^eit  der  Gemeinden,  sowie  rttck- 
sichtllch  der  Veremigung  zu  grosseren  Verbünden  eme  grosse 
Mannigfaltigkeit  der  Entwickelung  statt  In  England  und  noch 
mehr  in  Amerika  ist  die  Wahrnehmung  eines  grossen  Theils  der 
dffentlichen  Pflichten,  welche  in  andern  Staaten  die  Central* 
regierung  auf  sichnhnml,  den  Lokalverwaltungen  Über- 
tragen. Nun  beslehen  an  und  für  sich  f&r  Gemeinde-  und  für 
Staalsabgaben  vielfach  verschiedene  Grundsalzc.  Ausserdem  leuchtet 
ein,  wie  verschieden  sich  hierdurch  die  Vertheilung  der  Steuern 
gestaltet,  auch  wenn  die  Steuer  formen  dieselben  bleiben. 
Die  (in  der  Form  emer  Grundsteuer  erhobenen)  Gemeindeabgabea 

1)  Vergleiche  in  dieser  Beziehung  den  lehrreichen  Aufsatz  über  die 
EinkoiDiiieiiflteuer  im  Eämturgh  JUoiew,  Afril  1853. 
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in  England  variiren  z.  B.  nach  den  verschiedenen  Kirchspielen  von 
6  d,  bis  6  s.  auf  das  ?hmd*  Den  Hauptposlen  ihrer  Ansfabeit 
MIdel  die  Armenf  flanrey  welehe  nach  der  Analtsfat  Vieler  vom 
Mate  ibemonunen  werden  sollte.  Wie  ganz  anders  die  Vertheilmig 

der  Belastung  des  Grund  und  Bodens  sich  gcstaUen  würde,  wenn 
der  letzterwähnte  Grundsatz  Anerkennunpf  finden  sollte,  liegt  auf 
der  Hand.  In  dem  einen  Lande  übernininit  der  Staat  die  Kosten  der 
Kirebe  und  Schule,  in  dem  andern  bleibi  die  Bestreitung  der- 
selben den  Privatpersonen  oder  doc^  den  Gemeinden  tUierlassen. 
Gensf ,  die  verschiedenen  Staaten  f^ewSkren  Hiren  Bürgern  niehl 
überall  dasselbe;  auch  lässt  sich  in  keiner  Weise  behaupten,  dass 
die  Herstellung  von  Ansiailen,  welche  der  Staat  hier  und  dorl  ' 
ttemommen  hat,  stets  allen  senien  Blirgern  gleichmässig  Vor- 
thal brilchte»  Ebenso  unriehtig  wlire  es  jedoeb  zn  fordern,  dass 
der  Slaal  die  Verfolgung  aller  Zwecke,  welche  nichl  für  alle 
seme  Eniwohner  gleich  wichtig  wären,  durchaus  unterlassen  sollte. 
Aliein  es  ist  eben  desswegen  auch  unstatthaft,  bei  der  Frage, 
wie  Steuern  vertheill  werden  sollen,  eine  Antwort  geben  zu 
wollen,  ohne  alle  Rücksicht  darauf,  zu  welchem  Zwecke  die 
Sinnakmen  verwendet  werden  soHen  nnd  welcke  Yortkeilo 
der  betreflTende  Staat  seinen  Angehörigen  gewiihrt. 

Es  ist  hiernach  klar,  dass  man  für  die  angemessenste  Ver- 
theilung  der  Steuern  keine  abstrakte  Regel  aufstellen,  und  noch 
weniger  alle  Bürger  kurzweg^  für  gleichmössig  verpflichtet  er^ 
klären  kann,  einen  aliquoten  Tbeil  ihres  Einkommens  oder  ihres 
Yecmögens  zur  Beslrellnng  der  Staalsausgaben  beizulragen,  auck 
wenn  man  nur  die  wirthschaft liehe  Seite  des  Staatsverbandes 
ins  Auge  fasst. 

Der  Staat  hat  aber  eine  noch  andere  Bedeutung  und  einen 
sekr  viel  höheren  Zweck  als  emen  nur  wirthschaft-^ 
liehen.  Er  Isl  em  Organismus  zur  stttlwken  Erziehnng  des 
Henscken,  die  unentbehrliche  Bedingung  for  die  Erfüllung  seiner 
Bestimmung,  ein  unwidersprechlicher ,  obwohl  wegen  der  Be- 
schrankung nach  Raum  und  Zahl  der  Glieder,  sowie  wegen  ihrer 
sitUichen  Schwäche  unvollständiger  Beweis,  dass  die. Menschen 
berufen  sind,  ein  Leib  zu  sein,  beherrsckl  von  einem  Willen, 
Bril  andern  Worten ,  dass  sie  bemfon  sind  zur  Offenbarung  der 
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Mk^lmi,  Macht  und  Heiligkeil  des  ihnen  innewolinenden  götlliclieii 
Geiiies.   Von  diesem  Standpunkte  aus,  den  wir  im  Gegensatze 
SU  dem  wirthschafllichen  den  poliliiscben  nennen,  isl  es  die  vor«* 
Ettglicbste  Aufgabe  des  Staates^  in  seinen  Angebdrigen  den 
GeisI  der  freien  Hingebung  an  einen  falberen  Zvreck  und 
Willen  zu  erwecken,  und  es  ist  sein  Recht,  von  jedem  Bürger 
alle  zur  Encidiung  seines  höheren  Zweckes  (daher  auch  zu 
seiner  KrhaliungJ  aülhigen  Anstrengungen  und  erforder- 
üdien,  Opfer  zv  verlangen.  So  lange  und  so  weit  der  Staal 
^  der  Wabmebmnng  seines  Bemfes,  die  OffiBobarnng  des  götiliohett 
Geistes  sn  sein,  tren  bleibt,  besteht  keine  Grense  der  Opfer, 
welche  er  zu  verlangen  bcrechligt  ist,  und  keine  nlisirakte  Regel, 
nach  welcher  er  die  uüthigen  Leistungen  zu  vertbeiien  hatteu 
Er  fordert  im  Ganzen  so  viel,  wie  znr  Erreichung  seines 
Zweckes  notbwendig  ist,  und  von  jedem  fiinaelnen  das,  was 
er  zu  leisten  vor  andern  föbig  ist;  von  diesem  Blut  und  Leben, 
von  jenem  Hab  und  Gut.    Er  ninnnt  den  ganzen  Menschen  in 
Anspruch,  so  weit  er  dessen  bedarf.    Ohne  Zweifel  hat  der  Staat 
dabei  überall  und  unverbrüchiicb  in  jedem  einzelnen  Bürger  dessen 
e%ene  höhere- Bestknmnng  anzuerkennen  und  zu  ehren,  und  sich 
zu  vergegenwürtigen ,  dass  ihn  das  Gtöck  und  die  Wohlfahrt 
aller  seiner  Angehörigen  gleich  sehr  am  Herzen  liegen  soU. 
Allein  das  bedingt  nicht,  dass  von  einem  Jeden  das  abstrakt 
Gleiche  verlangt  werde.    Es  föllt  Niemand  auf,  dass  ein  Theil 
der  Bürger  zum  Kampfe  ikr  das  Vaterland  unter  die  Fahnen 
gerufen,  ein  anderer  hinter  dem  P finge  daheim  gelassen  wird. 
Niemand  ßndel  eine  Ungerechtigkeit  darin,  dass  das  Leben  des 
Feldherren  mehr  geschont  wird,  als  das  des  gemeinen  Soldaten. 
Was  nnm  fordert,        nur,  dass  diese  scheinbare  Bevorzugung 
des  Einen  vor  dem  Andern  nicht  aus  besonderer  Gunst  gegen 
die  Person  des  Einen,  noch  ans  Geringschätonng  gegen  die  des 
Andern  Plaiz  greife,  sondern  durch  Rilcksichten  des  öffent- 
lichen Wohles  begründet  sei. 

Also  auch  bei  der  Vcrtheilnnfif  der  Steuern.  Sie  sind  nur 
eine  Form,  unter  weicher  der  Staat  die  Kräfte  der  Bürger  lür 
sich  in  Anspruch  nimmt.  Daneben  kann  man  nicht  nur  auf 
numnigfache  andere  Weise  dem  öffentlichen  Wesen  seine  Dienste 
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ohne  Ricitidrt  auf  eine  GegenleiilQng  widaen,  wie  s.  B.  dorsh 

Verwaltung  von  Ehrenämtern  u.  s.  w.  Vielmehr  ist  die  richtige 
Ansicht  die,  dass  der  PrivaUnann  durch  treue  Kiiüllung  seines 
Berufes  und  gevvissenhafle  Verfolgung  dessen,  was  er  als  seinen 
besonderen  Vortheü  anzosebeQ  gewobot  ist,  nicht  minder  als 
dnrch  Stenern  cur  Förderung  des  «llgeineinen  Besten  beitrügt 
Nnn  bestdit  anf  iler  einen  Seite  ebensowohl  em  Unterschied  der 
Wichtigkeit  oder  Gemeinnützigkeit  einer  wirlhschafilithea  Be- 
schäftigung vor  der  andern,  wie  zwischen  der  Thäligkeit  des 
Feldherrn  und  des  gemeinen  Soldaten.  Auf  der  andern  Seile 
fehlt  viel,  dass  allo^  Privatpersonen  gleich  treu  in  der  ErTiUlnng 
ihres  Berufes  befunden  würden.  Hierauf  Rücksicht  zu  nehmen, 
soweit  er  dless  vermag,  ist  der  Staat  nicht  nur  berechtigt, 
sondern  selbst  verpflichtet.  Er  ist  vollkommen  bereciitigt, 
Männer,  welche  niit  Gefahr  ihres  Vermögens  neue  Imiustriezweige 
einzuführen  vmuehen,  um  tausend  nd)escfasfligten  Händen  £r^ 
werb  ra  verschaifen,  nicht  nur  mit  Steuern  zu  verschonen» 
sondern  noch  mit  seinen  Mitteln  zu  unterstützen,  dagegen  andere, 
die  sich  in  bereits  überfüllte  Gewerbe  noch  hineindrängen  wollen, 
nur  weil  sie  dabei  nach  ihrer  Neigung  sich  einem  geschältigen 
Müssiggange  hingeben  können,  zur  Bezahlung  holicr  Gebühren 
anzuhalten,  fir  ist  vollkommen  berecht^t,  den  Thaler,  welcher 
auf  die  Sparbank  gelragen  wird,  durch  Bewilligung  euies  höheren 
Zinsfiisses  zu  helVuchlcn,  und  dagegen  den,  welcher  in  geistigen 
Getränken  verzehrt  wird,  zum  Theil  für  seine  Kasse  einzuziehen. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  es  nun  volle  Wahrheit,  wenn  ein 
hocbgeacbieter  Staatsmann  ausgesprochen  hat»  dass  „der  Heller 
in  der  Band  des  Einzelnen  bleiben  oder  zur  Verwendung  durch 
öffentliche  Behörden  eingezogen  werden  muss,  je  nachdem  er  dort 
oder  hier  das  Meiste  zur  Förderuno-  der  Slaalszwockc  bciliügl"  '3. 

So  weit  der  Staat  sich  bewusst  ist,  die  Kräfte  seiner  Bürger 
wirklicbSnur  zur  Erfüllung  seiner  unzweifelhaften  Pflichten,  z.  B. 
zur  Vertheidignng  seiner  Ehre  und  UnabbilBgigkeit  in  Anspruch 
zu  nehmen,  und  so  weit  er  im  Stande  ist,  mit  Sicherheit  die 
Grenze  zu  erkennen,  b'iä  zu  welcher  er  dem  Einzelnen  seine 


1)  Ho  ff  mann,  Lohra  von  den  Stemm  S.  30  ff. 
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■Hiel  enlzteliefi  kami,  oInm  Aireh  deweii  Sdnvialiiinf  mMelbsr 

mehr  zu  verlieren,  als  er  selbst  durch  dieses  Opfer  an  Kraft 
umnittelbar  gewinnt,  handelt  er  unbedenklich  nach  diesem  Grund- 
satze. Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  der  Staat  auf  der  einen 
Seite  voUkomnieii  berechtigt»  den  Wohlhabenderen  nach  Ver^ 
hlltnias  seiner  Kräfte,  d.  h.  nnter  gewissen  Einsdirinkinigen  nacii 
seinem  verfügbaren  Einkommen  zu  besteuern,  und  ist  auf  der 
andern  verpflichtet,  bei  Personen,  welche  ein  gleiches  Ein- 
kommen bezieben,  auf  die  Verschiedenheit  ihrer  sonstigen 
Obliegenheiten  Rücksicht  sn  nehmen.  Es  dürfte  weniger 
nothwendig  sehi«  Beweise  ans  der  Erfhfarang  dafttr  ansnnihreo, 
dass  der  Staat  bewasst  oder  nnbewosst  die  Abgaben  von  jeher 
nach  diesen  Gesichtspunkten  vertheilt  hal,  als  daran  za 
erinnern,  dass  derselbe  seiner  Aufgabe  erst  dann  vollständig 
genügt,  wenn  es  ihm  gelingt,  die  Opfer,  deren  er  bedarf,  von 
ißt  freien  Hingabe  seioer  Bürger  zu  empfimgen,  statt  sie 
ers wi n g e n  zn  müssen*  Eine  allgemem  verhasste  Steuer  ist 
ebendesswegen,  weil  sie  u  n  w  i 1 1  i  g  gezahlt  wird,  auch  ein  Uebet 
Sie  ist  mindestens  für  dieses  Volk,  Air  diesen  Zustand  der 
wirthschafUicben  und  poUtiscben  Bildung  keine  angemessene 
Steuerform» 

Dagegen  beaeichiiet  es  eine  —  wenn  auch  hohe,  so  doch 
gewiss  nicht  unerreichbare  Stnfe 'wahrhaft  poliüsdier  Bfldung 

und  einer  li leuchlcten  Vaterlandsliebe,  wenn  jeder  Bürger  be- 
reift, dass  sein  Sleuerbelrag-  nur  ein  sehr  qreringer  Preis  für 
die  Güter  ist,  welche  er  als  Aequivalent  dafür  empfängt,  und 
wenn  er  ferner  bereitwillig  anerkennty  dass  der  Staat  Recht  thue, 
von  ihm  mehr  zu  fordern,  als  von  seinem  anscheinend  ihm  gleich-^ 
stehenden  Nachbarn,  weil  er  noch  im  Stande  ist,  einen  Beitrag 
zu  leisten,  welcher  den  Andern  bereits  in  der  i^rfuilung  anderer 
wichtiger  Pflichten  behiadert  haben  würde. 


Erwägungen,  wie  die  vorstehend  angeführten,  und  nicht 
abstralcte  Grundsätze  sind  es  gewesen,  welche  den  Entschluss 
des  englischen  Finanziüiuislers  in  Beziehung  auf  die  Einkommen- 
steuer bestimmt  haben. 

Er  warf  die  Frage  auf,  zu  welchem  Zweck  die  Einkommen- 


Digitized  by  Google 


der  eagUi eben  EiokoiniDeiitleaer.  545 

slener  eingef&hrt  sei;  unter  welchen  Umständen  die  dieser 
wie  allen  menschlichen  Einrichlungen  anklebenden  Unvollkommen* 
holten  minder  fühlbar,  dagegen  die  dadurch  rrzitUcn  Vorlheile 
von  besonderem  Gewichle  seien ;  er  untersuchte,  welche  Foloren 
eine  Unigeslallung  der  Steuer  haben,  welchen  Einfluss 
die  Fortdauer  derselben  auf  die  Gesinnung  und  die  Moralität 
der  Steuerpflichtigen  üben  wftrde  u.  s.  f. 

So  kam  er  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Steuer  in  ihrer 
gegenwärtigen  Gestalt  ein  höchst  wirksames  Mittel  zur 
ErreichuMg  vorübergehender  Zwecke,  allein  durchaus 
^  nicht  geeignet  sei,  um  ein  dauerndes  Glied  des  eng- 
lischen Finanzsystems  zu  sein. 

Kann  indess  das  Beispiel  Englands  zum  Beweise  för  die 
Ansicht  gellend  gemacht  werden,  dass  eine  Einkommensteuer 
Überhaupt  nicht  dauernd  zur  Beschaffung  eines  Theils  des 
Staatsbedarfes  benutzt  werden  dürfe?  Gewiss  nicht. 

Die  Gründe,  welche  den  Beschluss  des  englischen  Parlaments 
als  einen  durchaus  gerechtfertigten  erscheinen  lassen,  Hegen  theils 
in  der  Form,  nach  welcher  die  Einkommensteuer  dort  erhoben 
wird ,  theils  in  der  E  i  g  c  n  t  h  ü  ni  1  i  c  h  k  l  i  t  des  englischen 
Finanzsystems,  sowie  in  den  besonderen  Umstanden, 
weiche  die  Einführung  der  Einkommensteuer  motivirten. 

Die  Form  der  englischen  Einkommensteuer  gibt,  wie  wir 
gesehen  haben,  trotz  aller  Vortheile,  welche  sie  in  finanzieller 
Beziehung  bietet  —  doch  Anlass  zu  schweren  Bedenken  und  im 
Laufe  der  Zeit  stets  wachsenden  Schwierigkeiten;  weil  sie  1)  eine 
in  Zahlen  ausgedrückte,  durch  innere  Gründe  ebenso  wenig 
gerechtfertigte  als  im  Leben  mit  Sicherheit  zu  erkennende  Grenze 
der  Steuerpflicht  nach  imteil  zu  ziehen  gendthigt  wird;  2^ 
grossentheils  auf  das  verwerfliche  Princip  derSelbstschtftzung 
gegründet  ist,  und  3}  die  Erfüllung  einer  ötTenllichen  Pflicht  auf 
indirektem  Wege  zu  erreichen  sucht  und  als  einen  Gegenstand 
der  Geheimhaltung  und  Versch  wiegenheit  behandelt, 
wodurch  auf  der  einen  Seite  der  Untreue  und  Gewissenlosigkeit 
eine  aUzu  bequeme  Brücke  gebaut  und  zugleich  ein  Anreiz 
zum  Betrüge  oder  doch  zur  Umgehung  der  Wahrheit  gegeben, 
auf  der  andern  die  Berücksichtigung  der  Verschiedenheit  per- 

ZMUdir.  für  ÖtaMtir.  1854.  9«  H«ft.  36 


Digitized  by  Google 


Gnmdzöge  und  ErgeboUse  der  eogUtchen  BiokomineiiiieiMr.  . 

sönlicher  Verhältnisse  bei  gleichem  Eiokoromen  fast  unmögjUeli 
gemacht  wird. 

Das  System  der  englischen  Finansen  gibt  besondere 
Gründe  für  die  erwähnte  Ansicht  an  die  Hand,  weil  der  Staat 

dort  der  Ausbildungr  der  direkten  Steuern  überhaupt  weniger 
Aufmerksamkeit  geschenkt  hat  und  vor  allen  Dingen,  weil  er 
einer  direkten  Personalsteuer  entbehren  kann. 

In  England  hat  der  Staat  weniger  Miltei  oder  bisher  min- 
destens nicht  die  Absicht,  durch  die  entsprechende  Gestattnng 
der  Gru n ds l  e  u  c r  und  (i  e  u  (m  b esteu er  die  Beschwerden 
zu  beseitigen,  welche  hei  einer  gleichmässigen  Besteuerung  alles 
Einkommens  im  l^amen  der  Gerechtigkeit  von  denen  erhoben 
werden  können,  welche,  allein  von  ihrer  Hände  Arbeit  leben. 
Dazu  wurde  die  Einkommensteuer  neben  oder  fiber  den  schon 
vorhandenen  Steuern  zur  Erreiclmng  vorübergehender  Zwecke 
—  welche  allen  SteuerpiUchtigen  gleich  wichtig  waren-» 
eingefilhrt. 

Sowohl  Peel  als  Gladstone  sind  sorgfißtig  bemüht  ge- 
wesen, darzuthun,  dass  durch  den  Erlass  anderer  Steuern  (der 

nur  durch  die  zeitweilige  Einführung  der  Einkommensteuer  mög- 
lich wurde])  jeder  Steuerpflichtige  fUr  das  dargebrachte  Opfer 
sich  reichlich  entschädigt  finden  würde.  Nachdem  der  Zweck 
der  Tarif-  und  Steuerreform  Über  die  Erwartung  und  tu  all- 
seitiger Befriedigung  erreicht  ist,  kann  die  Aufhebung  der  Ein- 
kommensleuer ,  sobald  man  ihrer  wirklich  entbehren  kann, 
schwerlich  einem  Bedenken  unterliegen. 

Dagegen  ist  es  nicht  in  allen  Ländern  möglich,  durch  Ver- 
brauchsabgaben ein  so  bedeutendes  Einkommen  zu  erbeben,  wie 
in  England.  Die  zu  beantwortende  Frage  ist  dann  die,  ob 
nicht  durch  eine  Einkomnu  nsleuer  auf  angemessene  Weise  ein 
dauerndes  Einkommen  beschafft  werden  könne  und  welche 
Form  sich  unter  dieser  Voraussetzung  als  die  zweckmässigste 
erweise?  Diese  Frage  unter  Berttcksichtigung  lehrreicher  Er- 
fahrungen zu  erörtern,  bieten  die  preussischen  Steuer  Ver- 
hältnisse eine  fruchtbare  Gelegenheit,  welche  zu  benutzen  wir 
uns  vorbehalten. 
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Gnittdiilgo  md  ErgebniMe 


Tit.  A. 

Tit.  B. 

1 

1  GruadcigtnltL 

Paebtniigea. 

18^731  l>eiru?  das  Steueraufkoininen  im  lOjfthri- 

2,626,128 

325,816 

Dies  betrug  für  die  vencliiefleneB  Titel  ntcb 

46,1 

0,7 

Bei  einer  iieeb*deiii  »iltlerea  Darcbecbiiill  der 
Jabre  1842^5 1  bereebnelen  Bevölkerung  von 
19^830,000  Einwohnero  in  Grossbritannien  er- 
gib! aicb  ein  Stenerbetng  pro  Kopf  von   .  . 

2#.  8il. 

,#.4  4. 

II. 

18^7i6  betrug       Steueraufkommen  im  lOjähri- 

5,087,564 

2,218,641 

Dies  betrug  nach  Procenlen  berechnet  für  die 

35,9 

15,6 

Bei  einer  mittleren  BevAlkemng  ton  12,500,000 

8#.  2d. 

3  ».  7  d. 

m. 

1801.  Im  Durchschnitt  der  Jabre  ^^^ymi  betrug 

* 

6,185,000  1. 

Höhe 
den  Riiikommeni 
eines  ellUtlBCB 

SMHcrfSiehltf«!. 

Nach  einer  aus  dem  Jahre  1801  erhaltenen  Liste  ist  man 
im  Stande ,  die  Zahl  der  stenerpüifibtigen  Personen, 
welche  ein  Einkommen  von  gewisser  Höhe  bezogen 
(nach  Klassen),  sowie  das  Gesammteinkommen  jeder 
Klasse  anzugeben.    Nach  einer  übenicbtlicben  Za- 
•ammenatellung  ergiebt  sich  hieraus: 

1.  fUr  ein  Einkommen  von    60—149  l. 

2.  für  ein  Einkommen  von  150^999  „ 

3.  für  ein  Einkoaiinen  tob  1000  n.  n.  » 

L. 

60—149 
150—199 
1000  n.  mehr 

inii 

immen 

80  n.  nefar. 
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Tfca 


Tit.  B. 

Btioldniig. 


770,994 


13,5 


1,644,967 


28,9 


329,150 
5,8 


1     8  4. 


2,630,680 


18,6 


3,22j,827 


22,7 


5«.  24. 


s.i4. 


1,014,569 


7,2 


1  #.7ii. 


5,697,654 


100 


Seeond  Report  from  ihe  sehei 
Cmnm,  p,  249. 

IDi6  Steuor  betimg  wlbrend 
dieses  Zeüraittns  7  d.  pr.  L  z= 
2,916  o/o  attes  Einkanaiens 
voo  150  i.  a.  iDchr. 


5i.  9d. 


14,187,283 


100 


22«.9<l. 


See.  Rgpori  ete,  AppM»  p.  404. 

Die  Steuer  betrug  während 
dieses  Zeitraums  10%  für  jedes 
Einkommen  von  150  u.  m.  und  5 
bis  90/0,  nach  eioer  iteigenden 
Scala,  für  alles  Einkommen  von 
50—149  l.  Für  Renten  aus 
Grundbesitz  u.  Kapital  bestan*- 
den  keine  Steuerbefreiungen. 


Anzahl 
der 

SiMtifliaMfM. 

GuuiMtfcstnig 
d«s 

Eiakomm«»«. 

218,145 

18,105,242 

91,010 

27,157,355 

11,604 

29,414,297 

320,759 

74,676,894 

Report  ete.  U.  p.  404. 

In  diesen  Jahren  wurde  das  Einkommen 
nicht  indirekt,  nach  den  verschiedenen  Quellen, 
besteuert,  sondern  jeder  Steuerpflichtige  ge- 
halten ,  sein  gesaniintes  Reineinkommen  in 
einer  Tolalsumme  ansngeben.  Die  Steuer  be- 
trug 10  «Vo. 


Report  ete.  II.  p.  462  verglichen  mit  p.  198. 

HiernRcb  belni?  1801  das  Einkommen  der 
Personen  mit  einem  Einkommen  von  60— 149 1 
beinahe  V4  des  gesamroten  steuerpflichtigen 
Einkommens.  Oboe  Zweifel  ist  es  diese  An- 
gabe, anf  welche  hin  gestützt  Pll-1  im  Juhn 
1842  das  Einkommen  dcrPerso- 
=  c.  24  7o  ncn,  welche  er  von  der  Steuer 
=  c.  36  0/0  freizulassen  beabaiehtigte,  auf  V« 
Ai\ot  ^esGesammteinkoromens  schätz- 
—  c.  40  /o    ^  ^  Jii^i.  fic,  Bm4,  349. 
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Gewerbtreibende.  (Tit.  D.)  | 

• 

NfiraMtabU 

von  cineaa 
GManmleiiik. 

'70! 
1 

fa  Taain  Z^Im. 

la  laaiaa  2aM««, 

IV. 

Ueber  die  €«ainiiituhl  der  unter  Tit. 

D.  a.  B.  der  Acte  tteuerpfliebiigeii 

PerMnen,  sowie  fiber  deren  Ein- 

komateneYerbiltnitte  sind  Nacb- 

nebten  geMnmelt  nnd  dem  Parbi- 

mante  mi^euieul.  Hiemaen  ftener^ 

ten:  naeb  llaieeB  intaaiaiengefairt 

L  Mit  einem  Einkommen  von 

150^99  U 

127«400 

85 

23,500,000 

IL  .     a       «     n  500—999 

13,400 

9 

8,500,000 

14 

HL  «     9        «  1000n.darüb. 

9,200 

6 

28,000,000 

150,000 

lüü 

60,0ÜÜ,üO0 

100 

18«/52 

L    «     »        „     «    150-499  /. 

125,300 

851 

22,880,000 

40' 

1 

U.    „     ,              „  500—999 

12,500 

8t 

8,000,000 

IIL   „     9       „     »  1000tt.daräb. 

8,200 

6 

26,000,000 

46 

14ß000 

100 

5&880.000 

V. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Zahlen 



— 

und  auf  Grund  der  aus  dem  Jahre 

1801  aufbehaltenen  Piachricnten  ub. 

Ute  Anzani  und  c<inKoniniensTernait- 

uiSBe  Hiici  oicuerpiiicniigcn  nai  man 

die  Geäflnuntzahl  der  Stenernflichti» 

gen  mit  einem  Einkommen  von  150/. 

d.li.bei  einer  (mittleren)  Bevölkerung 

von  fand  20  MiiL  £inw.  Id^Vai 

et  Rtfori  0ie»  II.  p.  463  n.  et  JB^iti. 

^2-73. 
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Beamte.  (Tit.  E.) 


I 


Personen' 


tanwd.  Zahlen. 


45,500,92 
2,7001  5^ 


1,300 


49^ 

45,000 

2,600 
1,400 


2^ 


49,000 


100 

92 

H 
H 


100 


von  einem 


^0 


in  randen  Zahlen. 


Zusammen.  (Tit.  D.  u.  £}. 


hl. 


6,940,0a0 
1,750,000 
2,560,000 


11.250,000 

7,100,000 
1,700,00) 
2,500,000 


63 
15 

22 


100 

63 
15 
22 


11,30Ü,Ü0Ü  lOÜ 


1 72,900 
16,000 
10,500 


199,500  100 

170,300  86 
15,100  8 
9,600  6 

195,000  1100 


8' 
5:f 


von  einem 
Geaunilalak. 


30,440,009 
10,250,001) 
30,560,000 


71,250,000 

29,980,000 
9,700,000 
28,500,000 


4?. 
1^ 
43 


68,180,000 


Cf.  Returns  of  Mr. 

IfJoffat. 
N\>.  717  .       July  1847, 
-  317;  31. May  1849. 
„    27i  IO.Fcbr.t85l 
„  61»  i  15.lMtt8^8. 

Anmerk. 


In  den  ciUrten 
Berichten  »t  eine 
bedeutendeAnzahl 

von  Personen  (so- 
wohl unter  Tit.  D. 
aU  unter  Tit.  E.) 
als  solche  aufge- 
führt worden,  de- 
ren Einkommen 
unt.  l  betrüge, 
obwohl  doch  vor 
dem  Jahre  1853 
42|alle  aolche  Perso- 
nen vnn  der  Steuer 
frei  waren.  Dies 
ist  nach  den  Be- 
Imerkimgeii  eines 


44 
14 


lOO 


Aus  allen  (5)  Titeln  derEiokom- 
mensteuer  betrug  nach  einer 
wihrscheinlichen  Schiliang 


dia  Zahl  der 
Suncrf  flichtigen 


340-350,000 

1,7-1,750/0 
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betrieb oder  an 
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150  /.  betrug,  da- 
egen  darch  Za« 
idsse  aus  andern 
Quellen  über  die 
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Von  ProlMior  C.  f.  Wonn  in  Hamburg. 


U  Zur  Orientinrng. 

Rangslreitigkeiten  haben  nicht  selten  die  Folge,  dass  der 

eine  oder  der  andere  Theil  in  einem  gehässigen  oder  verächt- 
lichen Liclil  erscheint;  im  günstigsten  Fall  laufen  beide  Theile 
Gefahr,  vom  Lächerliclien  getrolTen  zu  werden.  Der  Eindruck 
bestimmt  sich  grösslenlbeils  nach  den  Mitteln ,  mit  welchen  ein 
Anspruch  verfolgt  wird» 

Man  mag  immerhin,  ja  man  muss  billiger  Weise  unterscheiden, 
ob  ein  persönlichpr  Anspruch  behauptet  oder  ob  ein  oirenlliches 
Interesse  vcrlrelen  werden  soll.  Für  die  ßeurtheilung  der  Be- 
weggründe des  Einzelnen  ist  dieser  Unterschied  von  Wichtigkeit 
Für  den  Eindruck  seiner  Handlungsweise  trVgt  er  um  so  weniger 
aus,  da  bei  Rangstreitigkeiten  in  ÖlTenUichen  Verhältnissen  vor- 
zugsweise häufig  zu  drastischen  Mitteln  gegriffen  wird,  in 
einer  Weise,  wie  der  Verkehr  zwischen  gesitteten  und  gebildeten 
Menschen  sie  geradezu  ausschliesst. 

Es  wird  erlaubt  sein,  diess  durch  ein  paar  Beispiele  an- 
schaulich zu  machen. 

Im  Jahr  1661  halle  der  spanische  Gesandte  in  London, 
Watteville,  die  Absicht  angekündigt,  bei  dem  Anlass  der 
feierlichen  Einfahrt  des  schwedischen  Gesandten,  den  Vorrang 
vor  dem  französischen  zu  behaupten.  Dieser,  es  war  d'Bstrades, 
derselbe,  der  drei  Jahre  später  im  Haag  eine  Scene  machte,  um 
den  Vortritt  vor  dem  Prinzen  von  Oranien  geltend  zu  machen, 
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halle  gemessene  Weisung  bekommen,  durch  jedes  MiUel  den 
Vorrang  der  Krone  Frankreich  aufrecht  zu  halten.  Dass  voa 
beiden  Seilen  fönnlich  geriislel  ward,  wnsste  Jedermann.  Der 
Herzog  von  York  hatte  lllr  got  gefunden,  Hililär  anfinateUen, 
aber  Karl  II.  verbot  ausdrücklich  allen  seinen  Unterthanen ,  an 
dem  Slreil  sich  zu  belheiligen.  Der  Franzose  hatte  drei  Mal  so 
viel  Leute  als  der  Spanier ;  dieser  aber  hatte  seine  Anordnungen 
besser  getroffen.  Er  lless  an  dem  Staatswagen  des  Franzosen 
die  Stränge  durchschneiden,  die  Pferde  ntederstossen ;  natOrtiok 
kam  es  zum  Gcfechl;  auf  beidon  Seiten  fielen  Mehrere;  aber  der 
Spanier  hielt  seinen  Triumphzug,  der  Franzose  sass  fest.  Walle- 
ville  ward  später  aus  dem  Lande  geschickt,  jedo<ib  wegen  einer 
andern  Sache  0*  Ludwig  XIV.  bocfaersllrat  ttber  das,  was  seinem 
Gesandten  widerfahren,  verlangte  von  Spanten  Genugtbuung, 
widrigenfalls  drohte  er  seinen  Schwiegervater  mit  Krieg  zu  über- 
ziehen. Philipp  IV.  entscbloss  sich,  durch  einen  eigenen  Ge- 
sandten in  Paris  die  feierliche  Erklärung  abgeben  zu  lassen,  die 
Sache  solle  nickt  wieder  vorkommen,  es  sei  seinen  Gesandten 
überall  Befehl  ertbeilt  worden,  bei  solchen  solennen  Anlassen, 
wo  die  französischen  Gesandten  anwesend  sein  würden,  ihrer- 
seits nicht  zu  erscheinen  Man  sieht,  der  Anspruch  selbst 
wird  niScht  au^egeben;  der  Streit  bleibt  unentschieden;  er  blieb 
es,  bis  (gerade  100  Jahre  nach  jener  blutigen  Scbligerei}  der 
Familienpakt  von  1761  (Art  27)  ihn  zur  Ruhe  sprack,  aber  nur 
solange  dasselbe  Haus  in  beiden  Ländern  herrschen  werde;  denn 
früher,  wird  ausdrücklich  gesagt,  seien  jene  Zerwürfnisse  natür«- 
lieh  gewesen.  Sie  wttrden  demnach,  jen«r  Anschauungsweise 
zufolge,  auch  jetzt  wieder  natttrlick  sein,  wenn  nickt  inzwiscken 

1)  Life  of  Clarendon  Band  2.  S.  209  der  Baseler  Amgabe. 

2)  Die  Einzelnheileo  bei  Wlcqneforl  rambessadeur  et  sei  fonctions 
Band  1.  S.  342  (Amsterd.  1730.  4.)  and  in  der  Fortsetzung  von  Mackin- 
toah'a  eogtiacher  Getchiehte  (durch  W.  Wal laee)  Bd.  7.  S.  10  ff.  (London 
1837);  hei  Plataaa  hitt  de  ia  diplomatie  fraofaiae  Bd.  3.  S.  26^200; 
auch  in  der  eraten  Serie  der  vom  jangeren  Hartena  gesammelten  Cansaa 
cdlebres  du  droit  dea  gena  (Leipsig  1827)  Bd.  2.  8.  391  fll  —  Voltaire 
im  Jahffbaadart  Indwiga  XIV.  Kap.  7  sagt,  wie  gewOhoUeh,  sehr  treffend: 
ce  H'en  eUtÜ  y«9  a$eem  pour  r§eomuUr9  nettmmt  ia  predmimeHos  du  r0i$ 
aurft  €fm  4UU  a##aar  feur  im  «mu  mUmHpm  da  im  /MUasM  S9p0§n0ie» 
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RegicniMit  des  Wieiwr  Congresses  mtassgebend  geworden 
wiire.   Nor  würde  allerdnigs  Mord  mid  Todfschlag  nicbt  leMit 

bei  diTsellien  Gelegenheit  wieder  erfolgen;  denn  seit  jener  Fata- 
lität behauptet  Kl  üb  er  (Völk.R.  2.  Aufl.  $.  223")  werden  seilen 
mehr  Gesandte  von  den  andern  am  selben  Ort  befindlichen  em- 
gehoU  oder  begleilel:  gewiss  ist,  dass  1812  der  Herzog  vot 
Bessano  dem  Herrn  v.  Pradt  sdirieb,  ein  feierlieher  Einzug 
(^nach  welchem  dessen  Herz  sich  gesehnt^  würde  gegen  den 
jetzigen  Gebrauch  aller  Höfe  sein  '3. 

Sehr  viel  barmloser  ist  der  folgende  Fall.  Der  bekannte 
Dichter  Johann  v.  Besser  hatte  im  Jahr  1685  als  Gesandter 
des  grossen  KnrUto^ten  dem  König  Jakob  II.  von  England  sn 
seiner  Thronbesteigung  Glück  zu  wünschen.  Aua  war  ein  aller 
Rangstreit  zwischen  Venedig  und  den  Kurfürsten  des  Reichs. 
Die  venetianischen  Gesandten  waren  ein  für  alle  Mal  angewiesen, 
den  kurfürstlichen  in  keiner  Weise  zu  weichen;  im  kurfürst- 
lichen CSoIlegiiiro  war  nicht  minder  bttndig  (am  19.  Nov.  1671} 
ein  Beschlijss  gcfasst,  „den  Republiken  in  Ewigkeil  nicht  zu 
weichen"  ,  und  Besser  hatte  noch  besondere  Instruktion, 
dem  Kurfürsten  nicht  das  AUermindeste  zu  vergeben.  Per 
Yenetianer  Vignola  war  cur  selben  Stunde  mit  Besser  sur 
Aadiens  beschieden,  er  begehrte  hn  Voraus  den  Vortritt  Binigea 
anderen  Gesandten  gelang  es,  die  Sache  dahin  zu  vermiWeln, 
dass  derjenige  zuerst  seine  Anrede  halten  sollte,  der  am  betref- 
fenden Tage  zuerst  im  Vorsaal  sieb  einstellen  würde.  Besser 
war  gewarnt,  der  Venetianer  würde  nimmermehr  diess  einge- 
gangen haben,  wenn  er  nicht  eine  List  im  Sinne  hätte;  er  fimd 
Mittel,  die  Nacht  im  Palast  zuzulnin^ren.  Der  Hase  im  Mährchen 
war  nicht  mehr  betroffen  über  die  Behendigkeit  seines  miss- 
achteten  Mitläufers  („ick  bin  all  da!"}  auf  der  Buxtehuder  Mar- 
kung, als  der  Venetianer  über  den  Gmss  des  brandenburgisch^ 
Gesandten.  Indessen,  der  Venetianer  erklärte,  er  werde  trots 
aUedem  und  alledem  zuerst  sprechen.  Er  fing  auch  wirkli*^ 
seine  Rede  schon  an,  noch  ehe  er  dem  König  in  der  dem  An- 

1)  Um  aalntf»  dfmpfortilt  sendi  CMlrt  tuimff  mdutl  d»  ma$9  U9 
Bei  Bignoa  Utt.  4t  Franee  Bd.  XL  S.  11*. 

2)  CereaMMlale  Btaadeobangicaai.  Tfwaoniat  1690.  B.  tl— 90. 
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flUoid  entsprechenden  Weise  sich  genähert.  Den  Veriaif  nwf 
B  e  SS  er  s  Biograph  0  enSMen:  —  „naehdem  er,  «of  Be«s«rs 

wiederholtes,  heimliches  Abmahnen  irieht  sehweigen  wollte,  brachte 
dieser  einen  e^lücklichen  Streich  aus  seiner  Fechl-  und  Ringkunst 
an,  und  kriegte,  ohne  das  Gesicht  von  dem  auf  dem  Throne 
sftsenden  König  abzuwenden,  den  guten  Italiener  piötalich  mü 
solcher  Behendigkeit  und  Stiirke  hinten  an  den  Beinklei* 
dern  zu  packen,  dass  er  ihn  tMge  Schritt»  hinter  sich  we^ 
schleuderte,  und  zuffleich  mit  der  besten  Anständigkeit  ganz  nahe 
vor  dem  Throne  seine  Rede  fast  schon  vollendet,  ehe  jener  sich 
wiedemnn  susammengerafil  und  von  dieser  unveraratbeten  lieber^ 
raschung  sich  in  etwas  erholt  hatte.^  Der  Hof  und  der  Etfuig 
selbst  konnten  der  Entschlossenheit  Bessere  ihren  BeiM  mtk^ 
versapren;  an  Spottreden  über  den  Yenetianer  scheint  es  auch 
nicht  gefehlt  zu  haben 

Das  nennt  man  nun  die  Würde  einer  Regierung  wahrnehmen. 
Denn  gewiss,  diese  Leute  haben  ihre  Schuldigkeit  gethan.  Es 
würde  nicht  ganz  leicht  sein,  andere  Mittel  imd  Wege  anzugeben, 
wie  sie  ihren  Weisungen  hätten  geniigen  können.  Uns  Laien 
aber  will  bedünken,  dass  die  Diplomatie  sich  Giiick  zu  wünschen 
htfUe,  wenn  ihre  Mitglieder  der  Nothwendigkeit  überhoben  wftren^ 
SU  solchen  Maassnahmen  zu  schreiten,  um  ihre  Pflicht  zu  thun. 

Die  Yemunft  bat  allerdings  Mittel  und  Wege  an  die  Hand 
gegeben,  um  solche  Conflikle  zu  vermeiden.  Auf  dem  Nim  weger 
Congress  gab  Sir  William  Temple  sich  alle  Mühe  und  legte 
seine  Autorität  als  Vertreter  einer  vermittelnden  Macht  in  die 
Wagschale,  um  die  Annahme  eines  Regulativs  su  bewurken, 
welches  geeignet  schien,  Mord  und  Todtschlag  wenigstens  von 
den  engen  Strassen  Nimwegens  fern  zu  halten,  wenn  zwei  Ge- 
sandte au  einer  Stelle,  wo  man  nicht  ausweichen  konnte,  sich 
begegneten.  Die  Franzosen  nahmen  die  Hauptbestimmung  an, 

1)  Joh.  Ulrich  Kdnig  In  feiner  Anagebe  von  Besserf  Schiiftea 
8*  LXVIB.  (Leipzig  1739).  In  WeeeotHdiea  aberehMtlimnead,  eher  eine 
Abgabe  etncr  QaeOe  iil  die  SadM  enihlt  in  1.  Heft  tob  Kloppa  Ge* 
MhichliHBiUlatiMk  8.  63.  (Htneerer  1853). 

3)  CmiMedU^  eo  liwt  Kdnig  den  spaniecliCT  Gewmdtee  wrf  iteWeaitth 
n  den  VeaotieMr  tagen,  eat9  eeseftfa,  U9mfmmm  freirfgiiHas  eegelfc 
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wonach  darauf  verzichtet  wird,  den  Vorrang  mit  Gewali  ertrotzen 
m  woUan,  wo  Geiakr  fiir  beide  oder  em  Strafsenkampf  auf  den 
Spiele  stand;  sie  Ibgten  eine  Verwahrung  binxn,  das«  das  Nadi- 
geben  In  solchem  Fall  «ohne  Priljudis^  sein  soHle;  aber  sie  hatten 

Instruktion,  in  die  Beschränkung  der  Mannszahl  des  Gefolges  nicht 
Btt  willigen,  weil  sonst  das  gemeine  Volk  (le  menu  peuple)  keinen 
Maasstab  haben  würde  für  den  Unterschied  zwischen  einem 
groasen  und  einem  kleinen  Potentaten;  ihr  Gefolge  nahm  anch 
whrklM  in  mehr  als  einem  Fall  mehr  Raum  ein,  als  die  Ent- 
fernung von  ihrem  Quartier  nach  dem  Quartier  dessen,  den  sie 
zu  besuchen  ausgefahren  9.  Auf  Congressen  hat  man  wohl, 
wn  Rangstreitigkeiten  zu  vermeiden »  die  Zeit  der  Ankunft  des 
einzelnen  Gesandten,  oder  die  Anfangsbuchstaben  der  Miichte  nach 
dem  französischen  Alphabet,  oder  das  Loos  entscheiden,  oder 
auch  regelmässige  Al  wethslung  eintreten  lassen 

Der  Wiener  Congress,  der  die  £tiquettenfragen  mehr  in  den 
üinteigrund  drängte  und  leichter  abmachte  als  irgend  ein  früherer, 
der  Wiener  Congress  hatte  die  Absicht,  durch  gemeinsame  Be- 
stimmungen über  den  Rang  sämmtlicher  europäischen  Mächte  allen 
zukünftigen  Slreitigkeilen  dieser  Art  vorzubeugen.  Ob  man  wohl 
dem  Ausschuss,  der  die  acht  Mächte  vertrat,  das  Gelingen  der 
Herkulesarbeit  wirklich  zugetraut,  ob  Talleyrand  selbst,  der 
Antragsteller,  an  den  Erfolg  geglaubt  haben  mag?  Der  am 
9.  Febr.  1815  erstattete  Bericht  hatte  drei  Rangklasscn  aufge- 
stellt; Spanien  und  Portugal  waren  für  zwei,  Lord  Castlereagh 
war  gegen  das  ganze  Prinzip  der  Kiassenordnung,  von  dem  er 
nur  neue  Schwierigkeiten  erwartete;  Oesterreich,  Frankreick, 
Preussen,  Schweden,  Russland  waren  wohl  für  die  drei  lOansen, 
konnten  aber  über  dm  Rang  der  grossen  Freistaaten  sich  nicht 
einigen. 

1)  The  Worki  of  Sir  W.  Temple  (London  1770)  Bd.  1  S.  348. 
Dieie  DenkwOrdigkeiten  enthalt«»  nanche  belangreiche  Notiaen  fther  das 
CeremonieH;  1.  B.  aber  die  Gleidiheil  aller  gekrönten  Hiupter  unter  «teander 
und  die  fileichatellnng  der  Enifllfiteii  mit  denaelben,  S.  368.  Den  letttMreiT 
AofiNfiich  begOaetigte  .der  ffaiier:  weil  tein  eigener  Vorrang  vor  den  Kur» 
iftnten  unbestritten  war,  mithin  seine  höhere  Stellung  aber  aUe  KOnige  sur 
AiidiaiMUig  kam* 

%y  Klftbers  earop.  Völkerrecht  §  104^106. 


Digitized  by  Google 


dlplemtiiciwr  Ageiten. 


So  Torfiel  man  auf  das  Auskanfismiltel,  nicht  die  gekrönten 
.  HSupter  selbst,  nach  ihrem  Im  Rath  der  Mächte  ansnerkemieiide« 
Rangst  sondern  deren  Vertreter  je  nach  dem  von  der  Regtentnfir  eines 

jeden  ihm  beigelegte  Prädikat  in  Klassen  zu  ordnen.  Nicht  nach 
dem  Rang  und  der  Grösse  des  Souveräns,  nicht  nach  Bild  und 
Uebersehrift  sollte  mehr  gefragt  werden,  sondern  nur  naob  dem 
Titel  nnd  der  Würde,  wie  es  dem  abordnenden  Sonverin  gm* 
fiillen,  sie  seinem  Gesandten  tu  ertheilen.  Innerhalb  jeder  Rang^ 
klasse  aber  sollle  der  Vorgang  sich  bestimmen  nach  dem  Datum 
der  amtlichen  Anmeldung,  die  von  der  Ankunft  jedes  einzahlen 
Gesandten  geschehen. 

In  diesem  Sinn  hat  das  Reglement  Tom  19.  Min  1815  die 
am  10.  Dec  1814  merst  dem  Ausschuss  vorgelegte  Aufgabe 
gelöst 

Man  wird  zugeben,  dass  für  den  praktischen  Zweck  durch 
diese  Grondsütze  gesorgt  ist  —  unter  der  einen  Voraussetinng^ 
wenn  die  Au&thlnng  der  sümmtlidten  übKchen  Prildifcate  diplo- 
matischer Agenten  erschöpfend,  ihre  Einreihung  in  die  ent- 
sprechende Rangklasse  unzweiielhaft  ist. 

Zu  den  bestrittensten  Funkten  hatte  früher  die  Frage  geliÖft| 
ob  das  Prädikat  ansserord entlieh  irgend  einen  Vorrang  ge- 
wShre,  ond  demnicfast  die  damit  misamroenhängende  Controven 
über  die  Stellung  der  Mi  nister -Residenten. 

Von  diesen  beiden  Fragen  hat  das  Wiener  Ueglemeat  nur 
die  erstere  und  zwar  verneinend  entschieden,  die  letztere  ist 
mit  Stillschweigen  übergangen  oder,  wie  der  Aachener  Congross 
sagte:  nicht  vorausgesehen.  Dieser  Congress  fand  sich 
geniüssigt ,  im  Protokoll  vom  21.  November  1818  auch  den 
Minisler-liesidenten  endlich  ihren  besUminteii  Kanpr  anzuweisen 

Somit  könnte  es  scheinen,  als  seien  jene  beiden  Fragen  voU- 


1)  Die  Verhiodlaofeii  findet  miii  im  6len  md  8ten  B«Dde  von  Klfi- 
bers  Akten  des  Wiener  Congresset. 

2)  Bekle  Reglements  sind  hlufig  gedroekt  — >  a.  A.  bei  Martens 
guida  diplomatique  $  38,  und  in  dem  ansgezeichnet  praktischen,  nnten  mehr- 
fiich  ansttftthrenden  Buch  des  Bureanchels  im  belgischen  auswärtigen  Amt, 
Herrn  Garcia  de  la  Vega  guide  pralique  des  agens  poluiques  (Brüssel 
1852)  S.  23. 
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«tändig  abgemacht,  mit  welclien  die  nachfolgeniei  Bonerlrangen 
sich  hauptsachlich  beschäfligen,  denen  man  es  wohl  ansehen  wird, 
dass  sie  bei  einem  besondern  Anlass  entstanden  $ind.  Aber  so- 
bBge  der  diplomtiffclM  Verkehr  der  Völker  über  den  Kreis  der 
cdil  MSchte,  die  in  Wien  contreUrt  heben,  ebenso  gut  sidi  hinaiie 
erstreckt  als  über  den  der  fdnf  Mächte  von  Aachen,  solange  wird 
man  die  Geltung  jener  Reglements  nicht  unbedingt  und  überall 
voraussetzen  dürfen,  und  es  wird  desshalb  nicht  müssig  sein, 
4m  MMSslab  der  frttheren  Praxis  nnd  den  der  inneren  Zweck- 
■dissigkdt,  wodnrch  allein  die  Anerkennnag  jener  Reglements 
auch  anderen  Mächten  empfohlen  werden  kann,  an  die  BesUm- 
mungen  derselben  anzulegen. 

2.  Die  ControTerg  über  die  Stellung  der  Minister -Residentet 
bis  nur  litte  des  18.  Jahrhunderts« 

In  der  xweiten  Hüfte  des  17.  Jahrhunderts  vnd  bis  gegm 
die  Mitte  des  18.  wtird  ein  lebhafter  Streit  gefUhrt»  in  der  Stealt- 
praxis  sowohl  als  in  der  Theorie,  Uber  das  Rangverhältniss 
zwischen  den  ausserordentlichen  Envoy^s  und  den 
Residenten. 

Die  Bache  der  Residenten  war  insbesondere  vertreten  dnrch 
Wicquefort,  den  kündigen,  aber  giftigen,  oftmals  übel  behn»- 
deften  und  allzeit  malcontenten  Verfasser  des  berühmten  Buches 
j^Vamhassadevr  et  ses  fonclions'^  (1679);  durch  den  einst- 
maligen Professor,  spätem  kurbrandenburgischen  Reichstags^e- 
sandten,  Henrich  von  Henniges,  in  einer  pseodonymen 
Sdirift      und  divch  den  jüngeren  Hagedorn^,  k  einen 


1)  Justini  Presboutae  discursus  de  jure  legationis  statuum  ImpeffiL 
Eleutheropoli  1701.  S.  3] 6.  8.  Vgl.  Putter«  Literatur  des  d.  Staatsrechü 
B4.  1.  S.  253  und  350;  v.  Omptedas  Likmlwr  des  Völkerrechte  6.  55a 

%)  Christian  Ludwig  v.  Hagedorn,  des  Daebfcers  jüngerer  Bruder, 
geb.  zu  Hamburg  1712,  der  Künste  in  Sachsen  Director,  Verf.  der  1797  voe 
Torkel  Baden  herausgegebenen  Briefe  über  Kunst,  geh.  Legationsrath,  zuletzt 
Resident  am  Hofe  von  Kur-Köln.  Biographie  universelle  Band  19.  S.  304. 
Der  Artikel  von  Hand  in  Ersch  und  Grubers  EneylUosIdie  (Sed.  %, 
Band  U  S.  156)  beaeicbael  ihn  «Ii  VeiC  der  aogleick  aniBfahraidw  SctMifti 
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anonym  zu  Amsterdam  1736  gedruckten  üiegeniem  BM  «). 
YermutUich  alle  drei,  gewiss  der  ente  mid  der  lelEte^  sekiieben 
pro  domo. 

Es  war  kein  Geringerer  als  Leibnitz,  aus  dessen  logisch» 
Rüslkauimer  das  Hauplargumenl  enlnoinmen  wurde.  In  der«  ßüch- 
lein,  das  er  1677  unier  dem  Kamen  Cäsar  in  us  FürsI»* 
nerius  ^}  zu  Gunsten  des  Gesandtschaaurechts  der  deutschen 
Reidisrürslen  schrieb,  sagt  er:  ein  Resident  scbeme  nichts  Andres 
s«  sein,  als  ein  ablegatut  Ordinarius,  envuye  ordinaire;  sonst, 
fügt  er  liinzu,  h;it  es  keinen  Sinn,  Andern  den  Namen  emoyiM 
extraoräinaires  beizulegen,  wenn  es  keine  ordentlichen  £n* 
voy^  giebt  (si  nuüi  $int  ordinarn,  gm  Ulis  opponmnim). 
Wicqaefort  (S.  119  des  ersten  Bandes)  kehrt  die  Sadie  um: 
remofi  e$i  eomme  un  resident  exlraordinaue.  Das  ist  nicht 
gimz  SO  geschickt  gesagL  Hennrges  ($  63.  S.  iOO)  und 
Hagedorn  ($  V.  S.  39)  kommen  daher  auf  Leibnitsens 
Satz  zurück  —  natürlich  um  damit  zu  beweisen,  dass  beide,  die 
aussorordenHwhen  EuYoyös  und  die  Residenten,  einer  und  der- 
selben Klasse  von  diplomatischen  Agenten  angehören.  Einzig  in 
seiner  Art  ist  wohl  der  Sprachgebrauch  eines  kaiserlichen  Hof- 
decrets  von  1673  ^3,  in  welchem  ein  und  derselbe  Diplomat 
(ein  fhinzösischer}  l^ahtä  esDiraordinari»$  et  residem 
gemuint  wird. 

Lappeiibcrg,  im  Vorwort  zu  einer  Liste  der  in  Hamburg 
residirenden  und  der  Hamburg  vertretenden  Diplomaten  u.  s.  w.  *3, 
sucht  die  historische  Entstehung  des  Unterschiedes,  die  allerdingit 
von  Belaug  ist,  In  dieser  Weise  zu  verauMdiauIichen:  ^Der  Titel 
eines  Residenten  ward  anfMnglich,  eis  zuerst  bleibende  Gesandt- 
scharten  enichtet  wurden,  mit  dem  Gesandten-  und  selbst  Bot- 


1)  DIsconri  mr  l«i  dIfföreDi  canctftret  de$  envoyös  extraorduiair«f, 
eoTOf^  enÜDBirtf  ou  iMdcw  de«  Wiedor  gedruckt  hinler  der  Vor- 
rede von  I.  J.  Mosers  Belgrad.  Friedensidihnt  (1740.  4.)  S.  36^48. 

2)  Eine  dicecte  Anerkeamiiig  seiner  UrhdiMicbsft  des  sonst  von  ihn 
verleugneten  Buches  steht  hei  Gnhraner  Leibnili'  deutsche  Schriften 
Bd.  2.  &  67. 

3)  Bei  Preshenta-Benniges  a.  a,  0.  S.  104^ 

4)  ZellMhiift  das  VeieiBi  für  Banh.  Gsschicfale  1851.  Bd.  3.  S.  420. 
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flchafter  -  Titel  vereinet.  Bald  darauf  fing  man  an,  die  ausser- 
ordenütchen  von  den  ordentlichen,  d.  b.  bleibenden  Botschaftern 
IQ  unterscheiden  und  Eur  gfrösseren  Auszeichnung  zu  geslalten; 
der  Name  des  entoyi  ordinaire  ging  in  dtn  des  Residenten 
über,  bis  dann  für  diesen,  wenn  er  mehr  geelirt  werden  sollte, 
freilich  sehr  ungrammatisch,  da  er  zu  einer  bleibenden,  ordent- 
Kdien  Residenz  bestknml  war»  der  Titel  eines  ausserordentlichea 
Gesandten  erfunden  wurde.  So  trat  denn  wiederum  der  Titd 
des  Residenten  zurück,  welchem  jedoch,  wenn  er  gehoben  wer- 
den sollte,  der  des  Ministers  vorgesetzt  ward.^  Bei  dieser  histo- 
Hachen  Entwickeiung  darf  man  nur  nicht  ausser  Augen  lassen, 
dass  die  bleibenden  Gesandtschaften  eben  erst  später  er- 
richtet wurden,  nachdem  Tausende  Ton  ^hren  hindurch  Gesandt- 
schaften schon  über  die  Weltbühne  gegangen  waren,  dass  also, 
die  Logik  mag  dazu  sprechen,  wa^  sie  will,  die  ausserordent- 
lichen Gesandten  in  allwege  früher  da  gewesen  sind  als  die 
ordentlichen. 

Es  tritt  nun  die  (bis  zum  Wiener  Congress  offene)  Frage 


1)  Zu  den  Yon  Lappenberg  a.  a.  0.  geitmmelten  Notisea  kann  idi 
hinsufügen,  wM  ich  am  einem  Bftchlein  lernet  daa  aomt  eben  nicht  Tiel 
Heuea  enihlll  (Manthey,  kort  Udaigt  Over  Forholdet  nielleoi  firemmede 
Magien  Geaandte  og  Borgerne  i  den  Stat»  hrerl  de  ere  accrediterede. 
Kopenh.  1805.  S.  10):  der  erate  diniache  Resident  in  Schweden  war  Pe  der 
Gatt,  der  1644  aehi  Unglflck  aliAdndral  mit  dmn  Lehen  büsste  (jure  Ca- 
nmtieo  in  Oceano  uti  nesciens,  aagt  aeine  Grabackrift  von  Bartholin,  bei 
Holher g  Bd.  3.  S*  844).  Hagnua  Dnreel,' der  seinen  Bericht  über 
Dänemarks  Znstand  1649  abschloss ,  war  acht  Jahre  hindurch  schwedischer 
Resident  in  Dänemark  gewesen:  Geijer  Gesch.  Schwedens  Bd.  3.  S.  337. 
In  dem  schwedischen  fieitrittsvertrag  (5.  April  1614)  zu  dem  Bündniss 
zwischen  Lübeck  und  den  Generalstaaten  bestimmt  der  12.  Artikel  ausdrück- 
lich, jeder  der  contrahirenden  Tbeile  solle  einen  ordentlichen  Gesandten 
(ordinaris  Ambassadettr)  bei  dem  andern  halten  (Aitzema  Band  1.  S.  85 
der  Folio-Ausg.  y.  1669).  „Diese  Sitte  kam  erst  jetzt  auf",  sagt  Geijer 
bii  diesem  Anlass  (Bd.  3.  S.  91).  Es  scheint,  dass  die  Generalstaaten  frühe 
schon  sie  einzuführen  strebten.  Im  Jahr  1617  schickten  sie  an  die  Hanse- 
slädle  den  Foppiuä  van  Aitzema  als  ihren  Agenten  und  um  von  ihret- 
wegen zu  rcsidiren  u.  s.  w.  Man  firtbe  ihm,  sagt  (i  r  o  l  i  u  s ,  in  einem 
Briefe  (Burmann  Sylloge  Band  2.  S.  439)  legationem  ei  qnidem  perma-' 
ne»tem  anvertraut.    Im  Jahr  1619  erhielt  er  den  Titel  ab  üesideot. 
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ein:  ob  der  TUel  ausserordentlich  eme  hdhere  Rangstufe 
bezeichne? 

Leihnitz  sagt  (a.  a.  0.  Cap.  VI.  b.  S.  22):  errani  eero, 
si  quid  judico ,  qui  ordinarium  ab  exlraoi  ämario  specie 
dignitaiis  differre  arhitrontnr.  Videntur ,  sagt  er  weiter, 
videntur  in  eum  error em  inducii,  quod  ardinario  extraordi- 
nmtts  praefertur.  Das  aber  wiederam  sei  nur  der  Fa!l,  weil, 
wo  ein  ordentlicher  Gesandter  sich  befindet,  ein  ausserordenthcher 
wohl  einmal  eerfae  rei  oraüonisque  causa  ^eschicki  werde;  und 
die  Regel  bringe  es  mit  sich,  dass  von  zwei  iin  Uebrigen  unter 
sich  gleichstehenden  Dienern  eines  und  desselben  Herrn  derjenige 
vorgezogen  wird,  der  zuletzt  (nw>%$wmuO  kdmmt;  darum  sei 
nicht  zu  verwundern,  wenn  man  die  ausserordentlichen  meistens 
vorgezogen,  quod  denique  in  jus  abid^  zuiiinl  da  die  auüser- 
onh  ntlichen  auch  Personen  höherer  Würde  und  zu  wichtigeren, 
ehrenvolleren  Funktionen  bestimmt  zu  sein  pflegen,  auch  mehr 
Pracht  entfalten  können,  da  ihre  Sendung  schneller  vorüber  ist. 
„Aber  es  wird  durch  diesen  Vorzug  nicht  eine  verschiedene 
Rangklasse  (dignifatis  species)  begründet,  es  sei  denn,  dass  wir 
den  ausserordenllichen  Abgesandten  eines  grösseren  Herrn  dem 
ordentlichen  eines  kleineren  vorziehen  wollten  (nisi  extraor^ 
dinarium  domini  majori»  ardinario  min  or  is  prae- 
ponamus)  was,  glaube  ich,  nicht  wird  zugestanden  werden^. 

Nun  weiss  ich  wohl,  dass  es  nicht  Sitte  ist,  in  neueren 
Schriften  einen  Ansloss  mittelst  eines  Versuches  von  Conjectural- 
krittk  beseitigen  zu  wollen.  Aber  ich  frage  jeden,  der  die  so- 
fort anzuführenden  Verhältnisse  im  Auge  halten  will,  im  Namen 
aller  Logik,  ob  nicht  Leibnitz  geschrieben  oder  doch  gedacht  '} 

1)  Ich  habe  micb  naUirlicb  vor  alleo  Dingen  bemuht,  der  ersten  Ausgabe 
TOD  Leibnitsens  Buch  ansichtig  lu  werden.  Pfitter,  Ompteda  und 
Kampti  erwihoen  einer  Ausgabe  von  1677,  Lipenius  scheint  sie  nicht 
gekannt  su  haben,  auch  findet  sie  sich  nicht  auf  der  Hamburgischen  Stadt- 
bibUotbefc.  Bass  sie  aber  existirt,  lasst  unter  Anderm  der  Titel  der  1683 
gedruckten  Notae  et  animadverslones  ib  Fursteneriura  schlieisen,  sofern  er 
besagt,  die  Anmerkungen  seien  schon  1677  beim  Lesen  des  Buches  nfeder- 
geschrieben.  Die  friUieste  Ausgabe,  die  ich  auf  unserer  Stadtbibliolhek  an<- 
getroifeD,  ist  die  von  1678;  sie  hat  schon  den,  nach  mewer  Uebeneugung, 
iRigttD  Teit,  Die  Vertauschnog  kann  aber  schon  beim  ersten  Abdruck  vor* 
2eilS6hr.  Obf  SUatnr.  «801.  Ss  Haft.  37 
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haben  wmst  eine  höhere  Rangklasse  fttr  die  ansserordentiichen 
Abgesandten  wäre  nur  dann  anzunehmen,  wenn  man  dem  ausser- 

ordentlichen  eines  Souveiiuis  vom  zweiten  Ihms  vor  dem  ordenl* 
liehen  eines  Souveräns  vom  ersten  Aang  den  Vortritt  anweisen 
wollte  —  also  mit  dieser  Umsteüang  seiner  Worte:  nisi  extra-- 
ordinarium  damim  minorif  ordinario  majori* 
praeponamus. 

Innerhalb  einer  und  derselben  Rangklasso  der  diplonialischen 
Agenten  entschied  bis  zum  Wiener  Reglement  den  Vortritt  der 
Rang  des  Souveräns.  Dagegen  galt  immer  der  Vortritt  eines 
der  höheren  Rangklasse  angehörenden  Vertreters  der  Macht 
zweiten  Ranges  vor  dem  in  einer  gerinji^eren  Ranaklasse  seinem 
Titel  nach  befindlichen  Vertreter  der  Macht  ersten  Ranges.  Diess 
war  ein  ausgemachter  Grundsatz:  der  kurfürstliche  Ambassadeur 
hat  den  Vorgang  vor  dem  königlichen  envoyi  ex&aardinaire, 
sagt  F.  C.  Y.  Moser,  der  Sohn,  in  seiner  aktenmüssigen  Ge- 
schichte der  Excellenz-Tifulalur  und  sein  ^Herr  Vater",  J.  J. 
Moser,  sagt  allgemein  ^j:  „ein  Gesandter  vom  ersten  Rang 
gehet  allen  vom  zweiten  vor,  wenn  gleich  jenes  Principal  des 
letzteren  Prinoipalen  un  Rang  nachstehet,  z.  B.  ein  venetiani- 
scher  Botschafter  gehet  dem  kaiserlichen  envoyd  vor.* 

Zum  Zeichen,  dass  der  Resident  zur  selben  Ran^^klasse  ge- 
höre wie  der  Envoy^,  lührt  Wicquefort  ^3  an,  der  kaiserliche 
Resident  im  Haag  (er  nennt  ihn  Cramprigt,  bei  Henniges  heisst 
er  Grambricht)  habe  ohne  Vl^iderspnich  den  Vortritt  gehabt  vor 
den  Envoyes  von  Danemark,  Schweden  und  von  allen  Fürsten, 
welche  diesen  Vorzug  nicht  in  Ansprucli  hätten  nehmen  können, 
ohne  ein  neues  Geremoniel  zu  begründen.  Das  ist  nun  genau, 
was  Leib nitz,  wie  mir  scheint,  hat  sagen  wollen.  Hagedorn 


gefallen  und  dem  Corrector  entgangen  sein.  Ich  will  niclit  verschweigen, 
dass  ich  selbst,  beim  ersten  Gebrauch  der  Stelle,  sie  ganz  ruhig  in  dem  Sinn 
gelesen,  den  der  Zusammenhang  erheischt;  nur  erst,  indem  ich  diese  Be- 
merkungen überarbeite,  ist  die  mit  dem  Zusammenhang  qovereiDbare  Be- 
deutung des  Wortlautes  mir  aurgefallcn. 

1)  F.  C.  V.  Mosers  kleine  Schriften  1752.  Bd.  2.  S.  170. 

2)  Versuch  des  neuesten  europ.  Völkerrechts  1778.  Bd.  3.  S.  45. 

3)  L'ambafisadeur  Buch  1.  Sect.  5.  8,  58  der  Angabe  von  1730. 
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Xni.  S.  45)  stützt  sich  auf  diesen  Fall  und  generalisirt:  der 
ordentliche  Gesandte  hat  am  dritten  Ort  den  Vortritt  vor  (prend 
la  main  anr)  dem  ausserordentlichen  einer  Macht  gerin- 
geren Ranges.  Er  übt  diesen  Vortritt  nicht  diin  ausser- 
ordentlichen Gesaiftlten  seines  eigenen  Souveräns  gegen- 
über, bestreitet  ihn  aber  den  Ministem  seines  eigenen  Charakters, 
welche  eine  Macht  gleichen  Ranges  vertreten.  Hagedorn  stell! 
hier  einen  Grundsatz  auf,  der  wiederum  aus  Leibnitsens 
Raisoniit  mont,  wenn  man  nur  den  Schluss  richtig  ziehen  will, 
mit  Nothwcndigiieit  folgt. 

Nun  die  Staatspraxis,  zu  welcher  der  zuletzt  bemerkte  Fall 
uns  schon  herübergeführt  hat.  Da  berichtetWicqu  efort  (a.  a.  0. 
S.  57}  gar  ergötzlich,  wie  die  ausserordentlichen  Envoy^s  ange- 
fangen ,  etwas  mehr  sein  zu  wollen ,  wie  sie  als  kleine  Ambas- 
sadeurs gellen  wollten;  wie  Übel  es  dem  Giustiniani  be- 
kommen, dem  ersten  Residenten,  der  am  französischen  Hofe  den 
Charakter  eines  ausserordentlichen  Envoyö  getilhrt,  der  darauf 
hin  gesündigt  und  en  carosse  ins  Louvre  fahren,  also  Vorrechte 
der  er sten  Ranostufe  in  Anspruch  hatte  nehmen  wollen,  worauf 
die  Thürwächter  die  Hellebarden  querüber  gelegt  und  seine  Pferde 
zurückgetrieben.   Man  kenne,  sagt  er,  am  französischen  Hofe 
keine  Klasse  zwischen  dem  Gesandten  ersten  Ranges  und  dem 
Residenten,  und  der  Könige  von  Frankreich  habe  vor  zehn  bis 
zwölf  Jahren  (also  um  1666)  erklärt,  seine  Meinung  sei  iiicfit, 
dass  der  von  seiner  Seite  in  Wien  befindliche  ausserordentliche 
Bnvoy6  anders  betrachtet  werden  sollte,  denn  als  ein  ordentlicher 
Resident,  und  er  für  seinen  Theil  sei  entschlossen,  beide  ganz 
gleich  zu  behandeln. 

Aber  wenn  diese  Absiclit  auch  früher  beim  franyiisiscben 
Hofe  vorbanden  war,  so  muss  doch,  ein  halbes  Jahrhundert  später, 
Hagedorn  mit  Verdruss  erzählen  ($  Vlll.  S.  41):  —  haben 
die  Höfe  von  Wien  und  Paris  lange  geschwankt,  ob  sie  zwischen 
ihren  Ministem  zweiter  Klasse  einen  Unterschied  aufstellen  sollten, 
so  sind  doch  eben  diese  Höfe  es  gewesen,  welche  den  Unter- 
schied zuerst  eingeführt  haben.  Ihre  Residenten  nehmen  den 
Charakter  auaserordentlicher  Envoy^s  an,  und  es  giebt  nur  noch 
einige  Hdfe  und  Republiken,  wo  die  GleicMieil  miter  den  Mmistem 

37  • 
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zweiter  Klasse  erhalten  oder  doch  weniger  aiterirt  ist  als  in  Wien 
und  Paris. 

Rr^al  ')  berichtet  dieselbe  Sache:  diese  Eigenschaft  eines 

Residenten  beirann  zu  sinken  (savilh),  als  man  sah,  dass  die 
Höfe  von  Frankreich  und  Oesterreich  einen  Unhuhchicd  zwischen 
Residenten  ur\d  Envoyös  einführten  und  diese  mit  mehr  Aufmerk- 
samkeit behandelten  als  jene.  Beinahe  alle  Minister,  die  in  Frank- 
reich den  Residenten-Titel  führten ,  gaben  ihn  auf  nnd  erhielten 
von  ihrem  Herrn  das  Prädikat  Envoye.  Demungeachlet  besteht 
der  Residenten -Titel  noch  in  Rom,  bei  einigen  Fürsten  und  in 
einigen  Freistaaten. 

Es  wäre  wünscheni^werth,  genauer  zu  erfahren,  wiefern  die 
Neuerung  in  den  einzelnen  Staaten  auf  Widerstand  gestossen. 
Dass  sie  im  Allgemeinen  vorherrschend  geworden ,  dass  nur 
ausnahmsweise  noch  die  alte  Gleichstellung  fortbestanden,  dar- 
über lassen  eigentlich  die  Zeugnisse  von  Hagedorn  und  von 
R^al  keinen  Zweifel. 

Moshamm  (europ.  Gesandtschaftsrecht  1805.  129)  be- 
hauptet: „nur  die  ehemahVe  Republik  Venedig  wollte  keinen 
Unterschied  zwischen  Gesandten  des  zweiten  und  dritten  Ranges 
machen,  schickte  immer  nur  Ambassadeurs  oder  Residenten, 
und  forderte  für  ihre  Residenten  eben  die  ausgezeichnete  Be- 
handlung, mit  welcher  die  Gesandten  des  zweiten  Ranges  an 
anderen  Höfen  beehrt  werden."  —  »So  viel  ist  richtig",  sagt 
der  alte  Moser  in  der  Vorrede  zum  Belgradischen  Friedens- 
schluss  XS  »dass  an  eimgen  Höfen  zwischen  envoy^ 

und  Residenten  ein  Unterschied  gemacht  wird,  an  anderen  Höfen 
aber  nicht."  Als  Beispiel  des  letzteren  weii^s  ei  nur  don  diuii- 
sehen  Hof,  »wenigst  noch  zu  Anfang  dieses  ^eculi^  zu  nennen. 
Diess  ist  auch  das  einzige  Beispiel,  das  Hagedorn  namhaft 
macht  ($  X.  S.  42).  Er  citirt  einen  Fall  von  1701 :  Herr  Hansen, 
kaiserlicher  Resident,  behauptete  den  Vortritt,  welchen  Herr  v. 
Viereck,  ausseroidcntlicher  Env(»ye  von  Preussen ,  ihm  bestritt; 
der  Ceremonienmeister  erklärte,  die  ausserordentlichen  Envcyes 
und  die  Residenten  würden  an  diesem  (dem  dänischen}  Hofe  die 


1)  Science  du  gouvernement  (1764)  Bd.  5.  S.  49. 
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gleiche  Behandlung  erfahren.  Zufällig  kann  ich  dafür  noch  ein 
ttngedrucktes  Zeugniss  beibringen:  der  niederländische  Resident 
J.  J.  Mauricins  schreibt      in  seine?  Depesche  an  die  Hoch- 

mögenden  sm  16.  Mai  1732  aus  Hamburg:  „das  Rangreglemenl 
vmi  Diinemark  stellt  (phtatsf}  die  Residonlcn  obenttiiissig  mit  den 
aiisserordeiillichen  Envoyes  in  deri  olcichen  Rang  mit  den  könig- 
lichen Geheimrfithen.^  Er  war  betheiligt,  denn  er  war  als  Mi- 
nIsler-Resident  beim  ganzen  niedersächsischen  Kreise,  also  auch 
bei  Holstein  beglaubigt.  Kolderup-Roscnvinge  sagt, 
hiiisiclillieh  des  Ranges  habe  man  seit  dem  Betnnn  des  18.  Jahr- 
hunderls  gewöhnlich  C^wdcaniig)  die  Gesandten  in  drei  Klassen 
getheilt  (wobei  die  Envoyes  zur  zweiten,  die  Minister-Residenten 
snr  dritten  gehdren) ;  also  wird  auch  in  Dänemark  die  alte  Gleich- 
äielluug  iiiclil  allzuiuiigc  vorgelialleii  haben. 

3.  Die  Gontrofera  Uber  die  Stellung  der  ■iniater- Residenten 

von  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  bis  zum  Wiener  Congress. 

Mit  der  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jalniiunderts  hört  eigent- 
lich die  Controvers  auf,  wenn  gleich  die  Sinaispraxis  nicht  überall 
gleichförmig  gewesen  sein  wird.  Der  alte  Moser  beruhigt  sich 
dabei  (Versuch  n.  s.  w.  Band  3.  S.  51):  es  komme  forderist 
anf  die  Etfquette  eines  jeden  Hofes  insbesondere  an.  Machet 
nämhch  ein  Hof  zwischen  Envoyös,  Ministern  etc.  und  Residenten 
der  höheren  Klasse  keinen  Unterschied,  so  müssen  es  sich  die 
Envoyes  etc.  auch  gefallen  lassen,  weil  jeder  Souverän  In  seinem 
Hanse  über  das  Ceremoniel  Meister  ist:  setzet  er  aber  die  Re» 
sidenten  nm  eine  Stnfe  weiter  herab,  als  die  Gesandten  von  der 
zweiten  Klasse,  so  können  sich  die  Residenten  auch  nicht  darüber 
beschweren. 

Der  einzige  Bielefeld  ^3  hat  meines  Wissens  mit  einiger 
Lebhaftigkeit  gegen  eine  allerdings  sehr  aufrailende  Bevorzugung 
der  ausserordentlichen  Envoyes  sich  ausgesprochen.  Nachdem 

1)  Im  12.  Btnd,  S.  117  seiqes  handschriMicbes  Nachluses,  auf  der 
HambargiscbeR  Stadtbibli otheli. 

2)  Grundrids  «f  den  positive  Follteret  (Kopenh.  1835)  §  51.  S.  79. 

3)  loftiitttions  politiquts  (Haag,  1762)  Baad  2.  S.  174. 


Digitized  by  Cov.;v.i^ 


566* 


Ueber  4eB  Baqg 


er  die  Minister  der  zweiten  Ordnung  in,  dieser  Keiiienfolge  auf- 
geföhrt :  1"  les  noncet  du  Pape,     les  etwoyis  eaßiraardinmres, 
les  mnistree  plinipoienUmree ,  4®  /et  emcoyie  ordinmres, 

5°  les  minislres  chargt  s  d' ajfaii  ei>.  les  ministres  risidens 
sagt  er:  die  Minister  der  zweiten  Ordnung  hallen  keinen  ofTent- 
licben  und  feierlichen  £inzug  und  der  Rang,  den  sie  unter  ein- 
ander einnehmen,  bestimmt  $ich.nach  dem  ihrer  Herren«  Es 
giebt  indessen  Höfe,  an  welchen  man  den  ausserordentlichen  Bn- 
voy^s  erlaubt,  einen  Einzug  zu  halten  ,  uml  wo  diese  Feierlich- 
keit ihnen  den  Vorrang  vor  den  bevoüniachtiglen  3Iinistern  und 
anderen  Ministern  der  zweiten  Ordnung  giebt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Eigenschaft  ihrer  Souveräne.  Aber  diess  ist  ein  grosser 
Missbrauch  und  kein  stichhaltiger  Grund  möchte  sich  aafllhren 
lassen,  ihn  zu  recht fcrliiren. 

Diese  Notiz  schien  besonders  desshalb  beachtenswerlh,  weil 
sie  das  Schwankende  und  Principlose  der  Praxis  ins  Licht  stellt. 

Yattel  fand  für  nöthig,  ein  MissverstSndniss  abzuwehren, 
das  bei  solcher  Principlosigkeit  um  so  leichter  Platz  greifen 
mochte:  er  warnt  (Buch  IV.  Kap.  VI.  §  73),  über  dem  durchs 
Ceremoniei  mehr  zutällig  eingebürgerten  tnlerscbied  ein  tiefer 
liegendes,  wesentliches  Merkmal  der  üebereinstimmung  nicht  za 
Ubersehen.  „Der  Name  des  Residenten^,  sagt  er,  „ist  Ministem 
einer  dritten  Ordnung  geblieben,  mit  deren  Eigenschaft  man, 
einem  allgemein  angenommenen  Gebrauch  zufolge, 
einen  geringeren  Grad  von  Ansehen  (consideration)  verbindet. 
Der  Resident  vergegenwärtigt  die  Person  des  Fürsten  nicht  in 
ihrer  Würde,  sondern  nur  in  dessen  Geschäften.  Im  Grund  ist 
diese  Repräsentation  wesentlich  derselben  Art  wie  die  des  Envoy^. 
Desshalb  heisst  der  Resident  auch  häufig  Minister  der  zweiten 
Ordnung,  wie  der  Envoy^:  dann  unterscheidet  man  nicht  mehr 
als  zwei  Klassen  difentlicher  Minister,  die  Ambassadeurs,  welche 
allein  den  eigentlich  vergegenwärtigenden  Charakter  haben,  und 
alle  diejenigen  Minister,  die  mit  diesem  ausgezeichneten  Charakter 
nicht  bekleidet  sind.  „Diess  ist  der  noth wendigste  Un- 
terschied und  der  einzig  wesentliche.^ 

Hier  trifil  Yattel  mit.Leibnitz  zusammen,  der  (a.  a.  0.} 
den  herrschenden  Gebrauch  seiner  Zeit  in  diesen  Worten  aus- 
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druckt:  den  Residenten  steUl  man  unter  den  Abgesandten  (infra 
ableyaiiiitO  führt  ihn  aber  auch  als  öilentlichen  Minister  auf. 
Als  Gegensatz  zu  diesen  nennt  dann  Leibnitjs  die  blossen 
Agenten,  welche  nicht  wie  die  Minister,  fieglaubigungs-,  sondern 
blosse  Empfeblnngsschreiben  haben. 

Valtels  nächster  §  ist  lult  lirtnd,  indem  er  den  Ursprung 
der  blossen  Bezeiciinung  Minister  erläutert.  „Es  ist  wiederum 
das  abgemessene  Cereoioniel,  das  diese  Neuerung  veranlasst  hat. 
Der  Gebrauch  hatte  eine  besondere  Behandlung  etagefilhrt  för 
den  Ambassadeur,  für  den  Envoy^  und  für  den  Residenten:  es 
erhoben  sich  häufig  Schwierfjykeilen  in  dieser  Hinsicht,  —  Um 
jede  Verlegenheit  bei  gewissen  Anlässen,  wo  sie  vorauszubesorgen 
war,  zu  vermeiden,  ergriff  man  das  Mittel,  Minister  abzuordnen, 
ohne  denselben  einen  der  drei  bekannten  Charaktere  zu  ertheilea.^ 
Ferner:  „es  gibt  auch  bevollmächtigte  Minister,  die  weit  mehr 
ausoezeiclinel  werden  als  die  blossen  Minister.  Sie  haben  eben- ^ 
sowenig  ein  besonderes  Attribut  von  Hang  und  Charakter:  aber 
der  Gebrauch  scheint  sie  hinfort  unmittelbar  nach  dem  Ambas- 
sadeur, oder  dem  ausserordentlichen  Bnvoy^  zur  Seite  zu  stellen.^ 

Bekanntlich  ist  gegenwärtig,  in  der  britischen  Diplomatie 
wenigstens,  die  Verbindung  der  beiden  Titel  Envoy  Extra- 
ordinary  andMinister  Plenipoteniiary  vorherrschend. 

Die  Frage,  ob  das  Prädikat  ausserordentlich  einen  Vor- 
zug ertheile,  hat  fortgefahren  die  Völkerrechtslebrer  zu  heschäf- 
'  tigen.  Doch  habcii  sie  meislciis  sich  begnügt,  das  Herkommen 
in  dieser  Sache  zu  verzeichnen.  Vattel,  wie  er  (§  71)  von 
ausserordentlichen  und  ordentlichen  Ambassadeurs  redet,  bemerkt: 
aber  es  ist  diess  nur  ein  zuflilliger  Unterschied,  der  sich  auf  den 
Gegenstand  der  Sendung  bezieht.  Indessen  wird  fast  überall 
einiger  Unterschied  gemacht  in  der  Behandlung  dieser  verschie- 
denen Gesandten.  Das  ist  lediglich  nur  Sache  des  Herkommens 
(cela  est  purement  d'usage).  Und  dann  ferner  (%  72}:  es  gibt 
auch  ordentliche  und  ausserordentliche  Envoy^,  und  es  scheint 
die  Absicht  der  Fürsten  zu  sein,  den  Letzteren  mehr  Ansehen 
zu  verleihen;  es  ist  auch  diess  Sache  des  Herkonnnens. 

Real  (a.  a.  0.  S.  46}  bemerkt:  —  „fhan  ist  auch  dahin 
gekommen,  den  Titel  ausserordentlicher  Envoy^s  an  solche  lü- 
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nistcr  täi  erlheilen,  welche  nur  dieselben  Anitsverrichlungen  haben 
wie  die  ordenllicheii  und,  wie  diese,  residiren.  Man  ha(  dadurch 
diesen  Ministem  mehr  äusseres  Anseiien  (plus  de  reU^  geben 
wollen,  und  die  ausserordentlichen  finden  in  der  That  eine  ehren- 
vollere Behandlung  als  die  ordentlichen.  Im  Allgemeinen  lässf 
sich  sagen,  der  Titel  ausserordentlicher  Envuyös  rst 
heutzutage  der  erste  unter  allen,  nachdem  des  Ambassadeur. 
Diess  ist  willkürlich ,  und  hängt  ab  von  dem  Gebrauch  der  Höfe, 
dem  man  immer  sich  lägen  muss.** 

J.  J.  Moser  (Versuch  Band  3.  S.  47)  sagt:  „übrigens  hat 
es  mit  denen  Ausdriicken  ordentlicher  oder  ausserordentlicher 
Envov(5  eben  die  Beschalfenheit,  wie  von  denen  Gesandten  vom 
ersten  Rang  gemeldet  ist,  sie  sind  nämlich  willkürlich  and  or- 
dentlicher Weise  gleicltgültig.^  Bei  den  Gesandten  hat  er  (S.  43^ 
benieikl;  ^iiur  wenn  von  eben  dem  HoT  sowohl  ordinäre  als 
extraordinäre  Bolschaftere  zu  gleicher  Zeil  vorhanden  sind  — 
lässet  der  ordentliche  dem  ausserordentlichen  von  seinein 
eigenen  Hofe  den  Rang.**  Auch  hat  er  angemerkt,  dass  der 
verstorbene  Herr  Hop  30  Jahr  lang  eneayS  exiraordinmre  der 
vereinigten  Niederlande  zu  London  gewesen;  und  er  hat  (Bei- 
träge ziiMi  neuesten  eiirop.  Gesandtschaftsrecht  1781  S.  10}  in  den 
neuesten  Zeiten  kein  Beispiel  gefunden,  dass  ein  enoopi  nichl 
zugleich  den  Beisatz  geführt  hätte  exiraordtuaire,  Bs  ist  ihm 
nicht  entgangen,  dass  Gesandte  manclimal  den  Titel  eines  ausser- 
ordentlichen Gt^andten  annehmen,  was  eine  besondere  Ehre  sein 
muss  (Beitrage  z.  neuesten  YolLR.,  1778,  Band  3.  S.  21  IT.), 
dass  auch  von  einem  envoyi  gesagt  ist,  t7  a  M  dicor4  du-  iitre 
d*envopi  extraordinaire,  und  dass  er  darüber  complimentirl  vrird 
(Beiträge  zum  neuesten  Gesanulsciiailbrecht  S.  lO). 

Damit  lässt  sich  zusammenstellen  die  Ausdrucksweise,  die 
zugleich  für  die  Vorstellung  vom  Yerhältniss  des  Residenten  und 
des  Envoy^  bedeutend  ist,  in  dem  spanischen  Reglement  über 
das  Ceremoniel  von  1717:  wenn  ein  fremder  Minister  keinen 
höheren  Grad  hat  als  den  des  Residcjit^  ii  und  sein  l  ur:>l  ei klart 
ihn  zum  Envoye  (Inciado)  oder,  falls  er  diesen  Titel  schon  hat, 
wenn  sein  Fürst  ihn  beehrt  mit  dem  Titel  eines  ausserordent- 
lichen Cle  condeoara  con  el  de  exiraardinario)  u.  s*  w. 
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Martens  in  der  t  i  sIen  Ausgabe  (17893  seines  pr^cis  du 
droit  des  getu  ($  166.  S.  246^3  ^9^'  i^^ine  Envoy^s, 

die  das  Piüdikal  ordentliche  flihren,  was  aus  dem  Ursprnngf 
dieser  Klasse  von  Ministem  hinlänglich  sich  erklärt,  indessen 

unlerscheidcl  man  noch  den  blossen  Envoyi',  den  ausserordent- 
lichen, und  den  ausseronlenllichcn  und  zugleich  bcvolimächliglen, 
was  übrigens  durchaus  keinen  Einfluss  bat  auf  den  Vorrang  unter 
den  Envoy^s' verschiedener  Höfe.^  Also  Hagedorns  An- 
sicht, dass  nur  zwischen  den  diplomatischen  Agenten  desselben 
Souveräns  unler  einander  diese  Prädikate  einen  Vorlrilt  beoi  luiden. 
Von  demselben  Gesichtspunkt  scheint  der  französische  Gesandte 
am  portugiesischen  Hofe  ausgegangen  zu  sein,  der,  als  der  eng- 
lische im  Jahr  1760,  gestützt  auf  den  Titel  ausser  Orden  Iii  ch, 
den  VorlMll  begehrte;  ihm  die  Bemerkung  entgegenhielt:  der 
Titel  ausserordenllich  füge  dem  Charakter  des  Gesandten  keine 
neue  Berechtigung  bei,  dieser  Ausdruck  bezeichne  nur  den  Auf- 
trag als  einen  vorübergehenden  ^3* 

Was  die  Staalspraxis  in  Bezug  auf  das  VerhäUniss  der  Re- 
sidenten zu  den  ausserordentlichen  Envoyes  anbelangt,  so  fidirt 
J.  J.  Moser  an  (Versuch  Band  3.  S*  76J:  es  ist  nichts  Neues, 
dass  ein  —  Resident  zu  einem  envoyi  erklärt  wird.  In  dem- 
selben Werk  hat  er  S.  241  einen  Unterschied  aufgestellt,  den 
er  mit  den  Worten  einleitet :  ^meistens  wird  Folgendes  bei  Üeber- 
gebung  des  Credilivs  beobachtet :  forderist  ist  ein  Unterschied 
zwischen  Ambassadeurs,  envoyes  und  mifmires  plenipotenfiaires, 
sodann  blossen  Ministers  und  Residenten:  jene  übergeben  ihre 
Originalcreditive  dem  Souverän,  diese  hingegen  dem  Ministerio.^ 
Ich  verstehe  diesen  Lnlersehied  nieht  und  vermulhe,  dass  der 
alle  Herr  bei  all  seiner  Genauifjkeit  dem  menschlichen  Loose  des 
Irrens  verfallen  ist;  meines  Wissens  sind  die  Minister-Residenten 
immer  und  ohne  Ausnahme  beim  Souverän  und  nicht  wie  die 
Charge  d'AfTaires  bloss  beim  auswärtigen  Amt  beglaubigt.  Im 
Vorbeigehn  mag  hier  gesagt  sein,  dass  der  aujerikanische  Con- 
gressbeschluss  von  1783  über  die  Aufnahme  fremder  Minister') 

1)  Miii  tens  Causes  cülehres  du  droit  des  gens  (1827)  Band  2.  S.  452. 
Difficulici  qui  eurem  lieu  en  1760  u.  f5.  \v. 

2)  Gedruckt  u.  A.  bei  Marten»  niüriiwurdigc  FuUu  Bd.  1.  S.  377. 
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bei  Uebergabe  des  Creditivs  gar  nicht  zwischen  den  verschiedenen 
diplomatischen  Ran^klassen  unterscheidet. 

Was  die  Praxis  einzelner  Staaten  betrifil,  so  lüsst  sich 
zu  dem  oben  angeführten  spanischen  Rangreglement  noch  hinzu- 
fügen, dass  ein  holländisches  Reglement  0  von  1700  einem  aus- 
serordentlichen Envoye,  der  dem  llule  ins  Lao-er  oder  auf  län- 
geren Zügen  zu  folgen  hat,  zur  Anschaltung  einer  Feldequipage 
3000  fl*,  einem  Residenten  zum  selben  Zweck  nur  1000  fl.  zu- 
gewiesen hat.  In  Russland  ist  1750  einem  preussischen  «Hlnister^ 
angezeigt  worden,  dass,  nach  dem  Beispiel  andrer  Höfe,  ihre 
kaiserliche  Majestät  inskünftige  nur  den  Amba^ssiadeurs  wie  auch 
den  Envoyes  und  bevollmächtigten  Ministern  Audienz  verstallen 
werde,  nicht  aber  den  blossen  Ministem,  noch  auch  den  Resi- 
denten, welche  ihre  Beglaubigungsbriefe  dem  Ministerium  vor- 
zuzeigen hallen.  J.  J.  Moser,  der  (Versuch  Band  3.  S.  405) 
diess  erzählt,  wird  aus  dieser  O^^'le  wohl  seine  Behauptung  in 
ihrer  ganz  unerfindlichen  Allgemeinheit  genommen  haben;  aber 
der  Fall,  so  wenig  er  sonst  beweiset,  ist  entscheidend  für  den 
Unterschied,  den  man  am  russischen  Hofe  um  die  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  zwischen  Envoyes  und  Residenten  machte. 
Dazu  kömmt  (Moser,  Versuch  Band  4.  S.  255),  dass  Peter  III. 
im  Jahr  1762  den  fremden  Gesandten  durch  Ministerialnote  er- 
klären Hess,  er  werde  in  Zukunft  einem  ausserordentlichen  £q- 
voye  bis  2000,  einem  Residenten  nur  bis  500  Rubel  aus  der 
Zolikasse  zurückzahlen  lassen. 

Martens  in  der  ersten  Ausgabe  (1789)  seines  Hand- 
buches stellt  die  damals  geltenden  Grundsätze  in  dieser  Weise 
zusammen:  $  166,  zu  den  Ministern  der  zweiten  Ordnung  ge- 
hören die  Envoyäs  §  167,  die  drille  Ordnung  der  Mi- 
nister besieht  aus  den  Ministem,  Minister-Residenten,  Residenten, 
denen  man  die  ministres  charg^s  affaires  noch  hin- 
zufügen kann.  Heutzutage  ist  fast  tiberall  das  Geremoniel  der 
Minister  dritter  Klasse  sehr  verschieden  von  dem  der  Minister 
zweiter  Klasse,  denen  jene  den  Vortritt  einräumen,  während  sie 
denselben  unter  einander  nach  dem  von  ihrem  Souverän  in  An- 
spruch genommenen  geltend  machen. 

1)  Bei  Marten»  a.  a.  0.  Bd.     S,  373. 
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Und  nachdem  der  Hanplstarm  der  Revolution  verweht  ist 
und  Frankreich  zum  diplomatischen  Verkehr  in  den  hergebrachten 
Formen  surlicksukchren  sich  anschickt,  betont  Martin  von 
Douay  ')  in  einem  Antrag  vom  23.  April  1795  diese  absteigende 

Reilit'iifuige:  die  bevoUinächtigten  Minister,  und  um  so  mehr 
demnach  (ä  plus  forte  raison)  die  EnvoyeS|  die  Ue^identen  und 
die  Chargös  d'affaires. 

4.  Das  Wiener  Keglement  und  der  Aaebner  BescUus. 

Das  Wiener  Reglement  vom  19.  März  1815  sollte  allem 
Hader  ein  Ende  machen.  Es  wird  zweckmässig  sein,  die  ein- 
zelnen Beslimmnnofen  in  wörllichor  l  eberselzung  aufzurühren  und 
mit  den  etwa  sich  ergebenden  Bemerkungen  zu  begleiten. 

Art.  1.  „Die  diplomatischen  Angestellten  sind  in  drei  Klassen 
getheilt:  die  der  Ambassadeurs,  Legalen  und  Nuntien;  die  der 
Envoy^s,  Minister  und  anderen  bei  Souverän  Accredttirten ; 
die  der  Geschäfts Iräger  (ckarg^s  cV affaires),  die  bei  dem  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  beglaubigt  sind.* 

Was  die  Frage  der  Minister-Residenten  anbelangt,  so  ver- 
weiset dieser  Artikel  dieselben  ganz  unzweifelhaft  in  die  zweite 
Rangklasse,  sofern  sie  bei  dem  Souverän  selbst  und  nicht  bloss 
beim  auswärtigen  Amt  beglaubigt  sind.  Wenn  später  der  Aachner 
Congress  äusserte,  man  scheine  in  Wien  die  unangenehmen  Er- 
örterungen, die  in  Bezug  auf  die  Residenten  entstehen  könnten, 
nicht  vorausgesehen  zu  haben,  so  ist  das  eine  blosse  Redensart 
Bs  bedurfte  gar  kemer  Voraussicht;  die  obige  Auseinander- 
setzung erweiset  inelir  als  zur  Geniige,  dass  man  die  Augen 
absichtlich  hätte  schliesscn  und  die  Ohren  verstopfen  müssen, 
um  der  langen,  bunten  und  lauten  Controvers  nicht  gewahr  zu 
werden.  Ebenso  geht  mehr  als  genOgend  daraus  hervor,  wie 
gänzlich  Garcia  de  la  Vega  (guide  pratiqne  S.  25^)  sich  Im 
Irrlhum  befindet,  wenn  er  meint,  es  hallen  sonst  alle  Höfe,  mit 
Ausnahme  von  Versailles  und  Wien,  die  Minisler-Resideni« mi  (i(  n 
Envoy^s  gleichgehalten  (asiimilO;  das  Reglement  vom  19.  März 

1)  RecaeU  des  tnilds  —  eonclus  enire  la  rtfpohliqae  fraa^aiie  etc.  (69I« 
llagMi  1797  «der  Hnmbtifg  1803)  Bd.  2.  S.  4. 
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i815  habe  also  nur  eine  bereits  lasl  allgemein  ange- 
nommene Regel  bestätig!. 

Art.  2,  9  Die  Ambassadeurs ,  Legaten  oder  Nuatien  allein 
haben  den  repräsentativen  Charakter*^ 

Ueber  den  Excellenz  -  THel ,  dessen  bestrittene  Anwendung 
einst  eincjM  Pulri(>t(»n  nächst  dein  Anfrslsrhwciss  den  Ausruf  <ib- 
gepressl  hatte:  wenn  nur  die  gottlose  E\celleuz  nicht  wäre!  — 
über  diesen  Gegenstand  sagt  das  Reglement  kein  Wort.  Es  ist 
aber  heutzutage  meines  Wissens  unbestritten,  dass  die  gesandt- 
Schaft  liehe  Excellenz  nur  Gesandten  ersten  Ranges  zukommt, 
und  dnss  dieser  Titel,  wo  er  Gesandten  eines  geringeren  Giades 
anders  als  niissbräuchlich  oder  als  Courloisie  beigelegt  wird,  in 
einer  andern,  von  der  diplomatischen  Eigenschaft  des  Individuums 
unabhängigen  Wtirde  begründet  sein  muss. 

Hat  man  freihch  eben  die  591  Seiten  von  F.  C.  v.  Mosers^ 
„aktenmässiger  Gcschiehte  der  Excellenz -Titulatur"  mit  einiger 
Andacht  durchgearbeitet ,  so  geht  Einem  durch  Mark  und  Bein 
die  infernalisch  schneidende  Kürze,  mit  welcher  Garcia  de  la 
Vega  (S.  89)  bemerkt:  ^der  Excellenz-Titel  kömmt  in  Belgien 
keinem  Menschen  von  Rechtswegen  zu  (nest  dü  ä  personne  en 
Belgiqiie).*  Ks  ist  ein  kleiner  Trost,  wenn  er  hinzufügt:  „der 
Minister  des  Auswärti<ien  giebt  ihn,  aus  Courloisie,  den  Ministern 
des  Auswärtigen  fremder  Souveräne,  fremden  Gesandten  und 
diplomatischen  Agenten  der  zweiten  Klasse;  diese  geben  ihn  in 
Erwiederung  dem  Minister  des  Auswärligen."  Wir  haben  uns 
erzählen  lassen ,  d;iss  in  Xordinncnka  einem  Minister-Residenten 
von  dem  Ciief  eines  Departements,  mit  welchem  er  zu  verhandeln 
halte,  die  Excelienz  ohne  Weiteres  gegeben  worden. 

Art.  3.  «Die  diplomatischen  Angestellten,  die  mit  einer 
ausserordentlichen  Sendung  beauflnigt  hiud,  haben  aus 
diesem  Titel  keinen  Anspruch  auf  höheren  Rang." 

Es  hat  sich  irez(  i^rt,  dass  theoretisch  diese  Frage  nicht  un- 
bestritten war,  und  dass  die  Autoritäten  zur  Verneinung  sich  hin- 
neigten, in  welchem  Sinn  denn  der  Congress  entschieden  hat. 

Garcia  de  la  Vega  hat  (S.  24Q  dies(j  sehiilzharc  Be- 
merkung: „>lan  kann  keinen  Anspruch  begründen  auf  den  Titol 
eines  ausserordentlichen  Abgesandten.   Diejenigen  bevoil- 
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mächtigten  Minister,  welche  nicht  zu  gleicher  Zeit  ausserordent- 
liche £nvoy^s  sind^  nehmen  ihren  Rang  vor  den  ausserordent- 
lichen Envoyes  und  bevoUmXchtigten  Hinlslern,  falls  jene  die 
Anciennetüt  ffir  sich  haben.  Diese  Frage  ist  zum  Ab- 
schluss  gebracht  in  Sl.  Petersburg,  zwischen  dem  aussprordenl- 
lichen  Knvoy^  und  bevollmächtigten  Minister  des  Königreichs 
Sachsen  auf  der  einen  und  einem  Secretär  der  englischen  Ge- 
sandtschaft,  der  interimistischer  bevollmächtigter  Minister  ge- 
worden war,  auf  der  andern  Seile.** 

Art.  4.  -Die  diploüifilist  lien  Angeslolllcn  nehmen  in  jeder 
Klasse  ihren  iiang  unter  einunder  nach  dem  Datum  der  amtlichen 
Anmeldung  ihrer  Ankunft.  Das  gegenwärtige  Reglement  soll 
keine  Neuerung  zur  Folge  haben  in  Bezug  auf  die  Repräsen- 
lauleii  des  Papsles.* 

Bekannt  ist,  dass  der  päpstliche  Nuntius  von  jeher  (in  der 
katholischen  Welt  mindestens  unbeslrillen)  den  Vortritt  vor  dem 
Ambassadeur  hatte.  Garcia  de  la  Yega  (S.  25^)  theilt  folgenden 
interessanten  Fall  mit.  Der  Internuntius  im  Haag  nahm  1849, 
gestützt  auf  die  Entscheidung  des  Wiener  Congresscs,  den  Vor- 
tritt vor  den  ausserordentlichen  Envoyes  und  bevollmächtigten 
Ministern  in  Anspruch.  Das  älteste  Mitglied  des  diplomatischen 
Corps,  Sir  £dward  Cromwell  Disbrowe,  englischer  Minister,  ghiubte 
diesem  Anspruch  nicht  nachgeben  zu  sollen,  wenigstens  nidit 
ohne  von  seinem  Hofe  dazu  ermächtigt  zu  sein.  Die  Weisung 
Lord  Patmerslons  schrieb  ihm  vor,  seinen  eigenen  Vortritt  zu 
behaupten.  Die  Molive  seiner  Herrlichkeil  waren  13  die  Aus- 
nahme, die  der  Wiener  Congress  zugiebt,  bezieht  sich  nur  auf 
die  Nuntien,  Ausnahmen  dieser  Art  aber  werden  immer  im  streng 
treniessenen  Sinn  verslanden  nnd  können  nicht  über  den  Buch- 
staben hinaus  ausgedehnt  werden;  2}  die  Atisnahme  bestätigt 
nur  den  staius  qvo  an(e,  das  heisst,  sie  halt  den  Vortritt  des 
?fuDtius  aufrecht,  welcher  allein  im  Besitze  gewesen.  Der  Inter- 
nuntius gab  seinen  Anspruch  nicht  auf,  er  enthielt  sich  der  Theil- 
nalirue  an  den  Feierlichkeiten,  zu  welchen  das  diplomatische  Corps 
eingeladen  ward.  Der  Minister  Englands  hatte  in  dieser  Sache 
im  £inverstSndni8s  mit  den  Ministern  Preussens  und  Russlanda 
gehandelt^.  Die  Entscheidung  scheint  um  so  begründeter,  da  das 
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Reglement  von  den  Repräsentanten  des  Papstes  redet,  nach- 
dem es  ausschliesslich  nur  den  Gesandten  der  ersten  Klasse 
die  vergegenwärtigende  Eigenschaft  zugesprochen,  während  die 

Inlernunlien  ohne  Zweifel     zur  zweiten  Klasse  gehören. 

Soviel  von  der  Ausnahme.  Die  Hauptbeslijuinung  des  Art.  4 
ist  von  grosser  Wichtigkeit.  Nicht  zum  ersten  Mal  ist  das  Princip 
als  ein  heilendes  und  inmitten  der  Verwirrung  rettendes  em- 
pfohlen worden. 

Pombai  hatte  1760  den  Versuch  gemacht,  am  portugie- 
sischen Hofe  dasselbe  Princip  durchzusetzen.  Ais  Motiv  gilt  eine 
Intrigue  gegen  den  französischen  Gesandten^  Choiseul  Hess 
antworten:  »der  König  von  Frankreich  könne  nicht  und  wolle 
nicht  den  Rang  aufgeben,  der  seiner  Krone  anerkannter  Maassen 
gebühre;  er  glaube  nicht,  dass  das  Dalum  der  Bei^laiibigungs- 
schreiben  in  irgend  einem  Fall  und  unter  irgend  einem  Verwände 
die  Rechte  beeinträchtigen  köiine,  welche  der  Würde  Frankreichs 
angehören.^  Portugal  nahm  den  bekannten  Satz  zu  Hülfe,  der 
König  sei  Herr  in  seinem  eigenen  Hause:  Choiseul  liess  sehr 
richlig  erwiedern,  es  gebe  keinen  Souverän,  der  in  solcher  An- 
gelegenheit der  Person  eines  andern  Souveräns  eine  gesetz- 
gebende Macht  zuerkenne.  Der  österreichische  Minister,  dem 
von  dem  poriiigiesischen  Attentat  Mitlbeilung  gemaöht  war, 
äusserte:  „eine  Sdhlic  Abgeschmacktheit  verdiene  nur  Venichtung, 
man  müsse  mit  dem  spanischen  Hofe  sich  verständigen,  um  diese 
lächerliche  Anmaassung  zu  vernichtend^ 

DerBeschluss  des  Congresses  ist  nkshts  desto  weniger  sehr 
verständig;  albern  war  nur,  dass  Pombal,  ganz  seinem  rück- 
sichtslos gewaltihätigen  Wesen  gemäss,  einseitig  und  dictatoriscli 
meinte,  in  der  Sache  etwas  festsetzen  zu  können. 


1)  Wicquefort  l'arabassadeur  Bach  1.  Sect.  11.  S.  115  sagt  von  dem 
Wort  Nuntius:  »7  designe  ftarlic  ulier  erneut  te  tninistre  repre  seniani 
du  l*tipe^  comim  l'internonce  esl  son  envoye  extraordinairB.  Vergl. 
Martens  in  der  ers te n  Ausgabe  des  pr^cis  §  166.  S.  246,  in  der  dritten 
(1821)  s  m  g. 

2)  Flassan  histoire  de  la  diploniatie  franc^ise  (2te  Ausgabe,  1811) 
ßund  <3.  S.  182—188.  Auch  bei  Mai  Uns,  Cauätä  cel^bres  (Sammlung 
von  1827)  Band  2.  S.  453  ff. 
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Aus  der  neueren  Praxis  Ihei'It  Garcia  de  laVega  (S.  25'} 
werlhvolle  Notizen  mit,  die  wir  sammt  seinen  eigenen  Erläutci  ungen 
hier  dankbar  entlehnen. 

„Im  Jahr  1846  beslrilt  der  österreichische  Minister  im  Haag 
([Graf  Esterhazy)  den  Grundsalz,  krafl  dessen  die  diplomatischen 
Agenten  unter  einander  in  jeder  Klasse  nach  dem  Datum  der 
Uebergabe  ihrer  Beglaubigniig  schreiben  sich  ordnen:  er  wollte 
nicht  dorn  Minister  des  Herzogs  von  Nassau  weichen,  der  vor 
ihm  beglaubigt  gewesen.  Dieser  Anspruch  war  unhaltbar.  Der 
Minister,  der  zuletzt  an  einem  Hofe  ankömmt,  hat  sich  nicht  um 
die  Eigenschaft  der  vertretenen  Mächte  zu  kömmern,  sondern 
einzig  nur  um  das  Dalum,  an  welchem  seine  Collegen  be^rlaubigt 
worden.  Die  Cabinelle  selbst  begnügen  sich ,  diess  Datum  zu 
verzeichnen,  sie  haben  ihren  Abgesandten  erlaubt,  den  Ministem 
solcher  Regierungen  zu  weichen,  welche  sie  selber  amtlich  zur 
Zeit  noch  nicht  anerkannten.  Dieser  Fall  kam  hSufig  vor  zwischen 
den  spanischen  Minislern  und  den  Ab(^L.saiidlcn  der  amerikanischen 
Freistaaten  vor  der  Anerkennung  dieser  Staaten  in  Madrid,  und, 
neuerdings  noch,  zwischen  den  spanischen  und  portugiesischen 
Abgesandten,  welche  die  nordischen  Hdfe  noch  nicht  anerkannt 
hatten  und  den  Ministem  dieser  Hdfe.  Handeln  wie  der  öster- 
reichische Minister  gcllian ,  das  hicss  der  niederhiii(lis(  lien  Re- 
gierung das  Recht  bestreiten,  den  bevollinächliglea  Maiister  eines 
herzoglichen  Hofes  zu  empfangen.  Das  ist  nicht  mehr  eine  Frage 
des  Vortritts;  es  ist  eine  Frage,  welche  die  Rechte  derSou- 
vertfnetät  trifft. 

^In  Wien  lindel  sich  ein  sehr  merkwürdiges  Beispiel  der 
Achtung  für  die  vom  Congress  bezeichneten  Grundsätze. 

j^Der  Johanniter-Orden,  der  nirgendwo  mehr  als  eine  Macht 
anerkannt  wurd,  hat  bei  seiner  kaiserlichen  Majestät  einen  be- 
vollmächtigten Minister  beglaubigt,  welchem,  wegen  seines  Amts- 
alters, die  meisten  fremden  Minister  nachstehen.  Der  locum 
tenens  der  Grossmeislerschaft  von  Mnlla  ist  doch  gewiss  nicht 
im  Besitze  königlicher  Ehren.  Der  Milielpunkt  des  Ordens  ist 
nur  ein  Kloster  in  Rom. 

„Bs  ist  unbestreitbar,  dass  der  regierende  Herzog  von  Nassau 
den  Text  der  Erklärung  der  acht  Machte  iux  sich  halte.   Hat  er 
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einen  indiscrelen  Gebrauch  von  seinein  Rechte  gemacht?  Ofl^n- 
bar  nicht;  die  nassauische  Mission  im  Haag  ist  eine  Familien- 
mission;  es  ist  der  ältere  Zweig  des  Hauses,  der  bei  dem  jün- 
geren, welcher  königlich  geworden,  sich  vertreten  lässt. 

„Der  König  der  Niederlande  hatte  diesem  Agenten,  indem 
er  ilin  in  der  Eigenschaft  eines  ausserordentlichen  Envoy^  und 
bevollniachliglen  Ministers  annahm ,  die  säanutiicbea  Vorrechte 
dieses  Titels  suerliannt;  diese  Vorrechte  Iconnte  man  ohne  Miss^ 
achlong  des  niederlSndischen  Hofes  nicht  bestreiten. 

„War  die  Sache  einer  oder  der  andern  Regierung  nicht  ge- 
nehm C^i  la  chosc  olfusquail  u  cvrldins  yourernemens) ,  so 
war  es  an  iiir,  seiner  Majestät  dem  König  der  I^iederlande  ihre 
Grilnde  auseinanderzusetzen. 

„Man  denkt  sich  immer,  es  seien  grosse  Missbräucbe  zu 
besorgen:  ein  Fürst  von  Reuss ,  hei.ssl  es,  wird  eininiil  ausser- 
ordentliche EüvoY^s  und  bevollmächtigte  Minister  beglaubigen. 
Aber  man  vergisst,  dass  zur  Beglaubigung  eines  Agenten  es 
nicht  genug  ist,  wenn  der  eine  die  Eitelkeit  hat,  ihn  abzusenden, 
es  gehört  dazu  auch  der  Wille  desjenigen,  der  ihn  empfangen  soll. 

„L iiier  der  Juli-Monarchie  in  Paris  nahni  man  uts  Vertreter 
der  grossherzoglichen  und  herzoglichen  Hofe  nur  Blinister-Resi- 
denten  oder  Cbarg^s  d'Affaires  an:  ein  bevollmächtigter  Minister 
dieser  Höfe  wäre  nicht  angenommen  worden.^ 

Dass  früher  (1833}  nur  ein  Minister -Resident  von  Nassau 
im  Haag  sich  befand,  ersieht  man  aus  dem  Buch  eines  Nieder- 
länders der  die  schweren  Kosten  aogiebt  als  Grund,  wesshaib 
Staaten  geringeren  Ranges  gewöhnlich  es  vorziehen,  nur  Minister- 
Residenten  zu  ernennen. 

Uebrigens  braucht  kaum  gesagt  zu  werden,  dass  das  6e- 
sandlschaflsrecht  jedem  Slaal,  der  dasselbe  übeihaupt  besitzt, 
ohne  alle  Einschränkung  zusteht,  und  dass  lediglich  nur  er  selbst 
zu  entscheiden  hat,  welcher  Rangklasse  er  diejenigen  zuordnen 
will,  welche  seine  Angelegenheiten  wahrnehmen  sollen.  Vatlel 
schon  (Buch  IV.  $  73}  hat  die  Behauptung,  dass  den  kleineren 


1}  Ewai  rar  lef  misiilref  publici.  Par  le  baroa  A.  C.  Saonckaert 
van  Schaoborg.,  (flaag  1833)  S.  17. 
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Staaten  die  Sendung  von  Gesandten  ersten  Ranges  nicht  zustehe, 
mit  Gründen,  die  in  der  Natur  der  Sache  liegen,  als  Best re^itung 
eines  offenbaren  Souveränetfilsrechtes,  mithin  der 

Souverän  etat  selbst,  entschieden  zurückgewiesen;  Heffter 
(Vulker-R.  $  209)  hat  die  Unlindbarkeil  und  Wichtigkeit  jener 
Behauptung,  wenn  gleich  in  milden  Worten,  zugegeben.  Whea- 
ton  hat  an  zwei  Stellen  ')  den  vermeintlich  ausschliesslichen  An- 
spruch derjenigen  Regierungen,  welche  königliche  Ehren  ge- 
niessen,  auf  die  Sendung  von  Uolscliailern,  wie  es  scheint,  uime 
ihn  einer  Prüfung  zu  unterwerfen,  aus  irgend  einem  deutscheu 
Handbuch  berUbergenommen.  £s  begegnet  ihm  dergleichen  sehr 
selten,  ist  aber  in  diesem  Fall  entschuldbar,  denn  in  den  deut- 
schen Handbüchern  wirkt  noch  die  Erinnerung  nach  an  die  Con- 
trover.s  Uber  das  Gesandbchaflsrechl,  das  den  deutschen  Reichs- 
ständeu  allerdings  gewährleistet  war,  das  aber,  da  sie  nicht  souveräne 
Regierungen  waren,  offenbar  eine  anomale,  in  beschrtfnkter  Weise 
zu  fassende  Bevorzugung  enthielt  Sodann  ist  ohne  Weiteres 
zuzugeben,  was  auch  Heffter  anerkennt,  dass  nur  ganz  aus- 
nahmsweise kleinere  Regierungen  einen  (J(  sandten  ersten  Ranges 
abordnen.  Aber  es  beruht  dieser  rein  thatsäcbliche  Umstand  mit 
nickten  auf  einem  in  der  Natur  der  Sache  begründeten  oder  auch 
nur  allgemein  anerkannten  ausschliesslichen  Recht  der  Regierungen 
mit  künigliiheii  Ehren;  sondern  er  erklärt  sich  aus  verschiedenen 
Gründen.  Die  grosseren  Regierungen  pflegen  bei  den  kleineren 
sich  selbst  durch  Agenten  der  geringeren  Grade  vertreten  zu 
lassen,  und  es  ist  eine  der  bekanntesten  Staatsmaximen,  eine 
Mission  geringeren  nicht  durch  eine  höheren  Grades  zu  erwidern ; 
vollends  nicht ,  wenn  man  Grund  hat ,  zwischen  den  Zeilen  zu 
lesen,  dass  eine  höhere  nicht  erwartet  werde.  Dazu  kümmt  denn- 
eine  verständige  Selbstbeschränkung,  in  welcher  das  Königreich 
Belgien,  dem  desshalb  weder  die  gebührende  Achtung  geweigert 
noch  die  königliche  Ehre  wird  bestritten  werden,  den  kleineren 
Staaten  ein  anerkeuncnswerthes  Beispiel  gegeben  hat.  Die  bel- 
gische Diplomatie  nämlich  ist  wie  die  Eisenbahn  von  Frankfurt 
nach  Soden:  sie  hat  keine  erste  Klasse. 

1)  Elements  du  droit  laternatioadl  (Leipzig  1848)  Tbeü  I.  Cap.  2.  §  2. 
und  Theil  III.  Cap.  1.  §  6. 

ZtiUclir.  fOr  äUaUw.  Iä9i.  U  HttU  38 
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Auffallen  kann  es,  dass  auch  die  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amenkas  noch  niemals  einen  Gesandten  ersten  Ranges  entsendet 
haben.   Der  Kanzler  Kent  (Commenlaries  Band  i.  S.  39  der 

neuen  Ausg.  1848)  verzeichnet  die  Thatsache  und  fiigt  hinzu, 
der  Prinz  von  Uranien  habe  gegen  den  ällern  Adams  seine  Ver- 
wunderung geäussert,  dass  die  Vereinigten  Staaten  nicht  auch  in 
dieser  Hinsicht  den  gekrönten  Häuptern  sich  gleichstellen;  auf 
die  Beweggründe  dieser  Enthaltsamkeit  lässt  er  sich  nicht  em. 
Elliot  (American  diplomalic  code  Bd.  2.  S.  3lB2)  führt  aus 
einem  mir  gänzlich  unbekannten  amerikanischen  Werk  —  Lymaiis 
Diplomacy  —  eine  Stelle  an,  welche  die  Ernennung  eines  Bot- 
schalters für  unvereinbar  mit  der  amerikanischen  Regierungsfom 
erklärt,  da  ein  solcher  den  repräsentativen  Charakter  habe,  und 
die  INulion  doch  nicht  füglich  durch  ihn  vergegenwärtigt  werden 
kOnne.  Aus  dem  bekannten  Rundschreiben  des  Staatssccretärs 
Herrn  Marcy,  über  das  Gostüm,  geht  hervor,  dass  mindestens 
die  gegenwärtige  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  fiberall  keinen 
grossen  AVerlh  auf  die  äusserliche  Repräsentation  leot.  Wenn 
man  dem  Annuaire  des  denx  mondes  (für  1850,  S.  207J  Glauben 
^  schenkt,  so  war  es  aus  ahnlichem  Gesichtspunkt,  dass  Lamartine 
fär  das  republikanische  Frankreich  nnr  ausnahmsweise,  z.  B.  im 
Fall  eines  Congresses,  Botschafter  haben  wollte;  denn  solche, 
heissl  es,  vergegenwärtigen  die  Person  des  Souveräns,  seien  also 
eine  den  Monarchieen  eigenlbümliche  Institution,  und  auch  selbst 
diesen  beschwerlich,  sofern  sie  den  Vortritt  vor  den  Mimstern 
und  hohen  Wttrdeträgem  des  Staates,  in  welchem  sie  beglaubigt 
sind,  in  Anspruch  nehmen. 

Wie  dem  auch  sein  mag,  im  Allgemeinen  lässt  sich  sagen: 
die  bestimmenden  liücksichlen  liegen  zunächst  in  den  eigenen 
Interessen  des  abordnenden  Staates  und,  wenn  man  will,  in  den 
Traditionen.  Dass  ein  Staat,  dem  es  mehr  um  die  Geschäfte  selbst 
als  um  die  Ostentalion  zu  thun  ist,  sein  Geld  nicht  an  über- 
flüssigen Prunk  kostspieliger  Sendungen  wegwerfen  wird,  ist  ganz 
in  der  Ordnung  ^J.   Die  Fälle  sind  gar  nicht  so  seilen,  wo  ein 


1)  Ueber  den  Aufwand  der  Gesandten  6ndet  iii<m  beherzigongswerihe 
Winke  in  dem  kleinen  Buch  von  grosser  Umsicht :  Entwurf  einer  allgemeinen 
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tüchtiger  Mann ,  der  wirkliche  Interessen  zu  vertreten  hatte  und 
zu  vertreten  verßtandi  mit  gutem  Erfolg,  wenn  auch  ohne  die 
UnterstOtasung  glSnsender  Aeiuserlichkeiten ,  den  fiargerslolz  vor 
Kölligs  throne  getragen. 

Unter  den  bestimmenden  Rücksichten  bei  der  Aiiordnuncr  der 
diplomatischen  Vertreluni»-  ist  gewiss  nicht  die  letzte  diejenlire, 
die  von  den  inneren  Staatsverhäitnissen  und  der  Verfassung  her- 
genommen wird.  Nehme  man  z.  B.  die  Verbältnisse  der  freien 
Städte.  Ich  wüssle  nicht,  dass  ein  ausgesprochenes  Princip  oder 
eine  Verabredung  darüber  vorhanden  wiire,  aber  es  hat  sich  so 
gemacht,  dass  sie  bei  den  diplomatischen  Agenten,  welche  ausser- 
ball)  der  Sonate  gewählt  werden,  nicht  höher  zu  greifen  pflegen 
als  .zum  Titel  eines  Minister-Residenten;  während  auf  der  andern 
Seite  ein  Mitglied  eines  der  Senate  nicht  mit  einem  geringeren 
Grad  als  dem  eines  Envoye  wird  entsendet  werden.  Beispiels- 
weise mag  die  Sendung  nach  Brasilien-,  diess  erläutern.  Am 
29.  November  1826  halte  der  Uamburgische  Senat  beschlossen, 
den  Charge  d'aflaires  in  Vitien,  Herrn  \^  Greffen,  als  Minister- 
Residenten  nach  Brasilien  zu  senden.  Am  5.  Januar  (627,  nach- 
dem Herr  v.  ür  allen  aus  üesuudhcitiiücksicliti'ii  die  Sendung 
abgelehnt,  ward  beschlossen,  ein  Mitglied  des  Senats  an  die  Spitze 
der  Gesandtschaft  zu  stellen,  und  am  29.  Januar  dem  Herrn  Ge- 
sandten den  Titel  eines  Envoy^  zu  geben.  Syndicus  Sieve- 
k i n  g  von  Hamburg,  Senator  Gildemeister  von  Bremen,  haben 
denn  auf  dieser  brasilischen  Sendung  jeder  den  Titel  eines 
envoyS  exfraordinau  e  geführt.  Die  Bundestagsgesandlschaften, 
welche  bekanntlich  als  Gesandtschaften  zweiten  Ranges  gelten 
sind  immer  durch  Mitglieder  der  Senate  (Bürgermeister,  Syndiken 
oder  Senatoren^  geführt  worden. 

Sonst  haben  die  llaiisc^tadic  auch  wohl  wichtige  Geschäfte 
mit  Glück  erledigen  lassen  durch  diplomatische  Agenten,  denen 
keinen  Augenblick  im  Wege  stand,  dass  sie  keiner  der  drei 
oberen  Rangklassen  ihrem  Titel  nach  angehörten.   So  heisst  der 


Inttraktioii  für  die  prettwiichen  Geeaadteii.  Von  Ph.  Joseph  v.  Re  hf  uee. 
(Stotlgart  1845)  S.  68. 

I)  Klflber  Oeff.  Recbl  d.  d.  Bimde»  (3te  Aug.  1831)  §  137h.  S.  155. 
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jüngere  Colquhoun  fein  Name,  der  nun  schon  in  der  dritten 
.Generalion  die  unermüdete,  einsichlige  Wahrnehmung  hansischer 
Interessen  erneuert)  im  Eingang  des  Vertrages  mit  Grieehenland 
von  1843  „Palrick  Colquhonn,  der  Rechte  Doclor ,  auf 
einer  Mission  zu  Athen  befindlicher  Geschäftsträger  der  Hanse- 
städte bei  der  hohen  ottonianischen  Pforte.'^  So  ging  der  Hann- 
burgische  General-Consul  ^}  in  La  Guayra^  Herr  Georg  Gräm- 
lich, 1835  als  Geschäftsträger  der  drei  StSdIe  nach  Carracas, 
und  unterhandelte  und  unterzeichnete  in  dieser  Eigensc1i;ifl  den 
hansischen  Vertrag  (27.  Mai  1837)  mit  Venezuela.  Auch  stehen 
nicht  etwa  die  Hansestädte  mit  dieser  Praxis  aHein:  der  Uandels- 
nnd  SchiiTahrtsvertrag  z.  B.  vom  10.  Juni  1846^  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  Nordam^ikas  und  dem  Königreich  Hannover 
ist  unterhandelt  und  unterzeichnet  durch  Herrn  A.  Du  die  y  M  on  a, 
der  im  Eingang  „Special-Agent  des  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  bei  seiner  Majestät  dem  König  von  Hanover^  genannt  wird. 

Die  noch  übrigen  drei  Artikel  des  Reglements  werden  nur 
wenige  Bemerkungen  erferdem. 

Art.  5.  „In  jedem  Staate  wird  eine  gleichförmige  Art  und 
Weise  für  den  Empfang  der  diplomatischen  Agenten  jeder  Klasse 
bestimmt  werden.^ 

Der  jüngere  Martens  (guide  diplomatique,  Bd.  1.  S.  90) 
meint,  man  habe  bis  jetzt  (1832j  sich  noch  kaum  mit  dieser 
Arbeit  bescballigt.  Aus  allerer  Zeit  aber  sind  allerdings  solche 
Reglements  einzelner  Staaten  vorhanden;  sie  sind  gesammelt  in 
den  Anhängen  der  beiden  Bände  von  Georg  Fried r.  v.  Mar- 
tens' Erzählungen  merkwürdiger  Fälle  d.  neuesten  enrop.  VölkJL 
C1800  und  1802  in  4.),  woselbst,  wie  auch  in  den  Anhängen 
der  beiden  Snmnlungen  von  Karl  v.  Martens  (Causes  cilebres 
1827  und  18433  trefHiche  Auswahl  von  Material  Uber  das 
Gesandtschaflsrecht  und  das  Ceremontel  sich  findet. 

1)  £a  wird  erlaubt  sein,  bei  diesem  Aolass  auf  eine  Flugschrift  auf- 
merksam zu  machen:  Observations  sur  notre  Organisation  diplomatique,  par 
N.  £.  de  Yalbezen  (Paris,  Febr.  1842),  die,  neben  Maocben,  was  sich 
nur  auf  die  Tagespolitik  bezieht,  sehr  brauchbare  Bemerkungen  über  die 
wünschenswerthe  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  dem  diplomatischen 
Corps  und  den  Consular-Agenten  enthalt.  Vgl,  Niberes  über  das  Werkchen 
in  dieser  Zeitschrift  Bd.  IIL  iiOHijt  8.  58. 
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Art.  6.  „Die  Beziehungen  der  Verwandtschaft  oder  der 
Familien-Bttndnisse  zwischen  den  Höfen  geben  den  diplomatischen 
Agenten  derselben  keinen  besondem  Rang.  Ebenso  ist  es  mit 
politischen  Bündnissen.* 

Man  hat  dabei  wohl  verschollene  Verhältnisse  im  Auge  ge- 
habt, wie  sie  cUvn  zwischen  Frankreich  und  Spanien  rnid  den 
bourbonischen  Familienhöfen  kraft  des  Familienpakts  von  1761 
Art.  27,  oder  wie  sie  spfiter  an  den  Napoleonischen  Höfen  in 
Beziehung^  auf  die  Sielliing  des  französischen,  oder  auch  am  por- 
tugiesischen Hof  auf  die  des  britischen  Gesandten  obwalteten. 

Art.  7.  ,,In  den  Akten  oder  Verträgen  zwischen  mehreren 
Mächten,  welche  das  Alternat  zulassen,  wird  unter  den  Ministem 
das  Loos  die  Ordnung  entschdden,  die  bei  den  Unterzeichnungen 
za  bc'fülgen  ist." 

In  Bezug  auf  das  Alternat  entlehnen  wir  von  Garcia  de 
U  Veg«  (ß.  143^)  die  folgenden  Notizen:. 

»Das  Alternat  findet  nur  Statt  zwischen  Souveränen  des- 
selben Ranges;  wenn  gleich  die  Publicisten  nls  unbestreitbaren 
Grundsatz  annehmen,  dass  die  Gleichheit  der  Würde  eine  ent- 
schiedene ist  (est  posiiicc)  unter  den  Königen,  so  zieht  diese 
Gleichheit  nicht  diejenige  des  Ranges  nach  sich,  welche  von 
der  ersten  vollkommen  verschieden  und  das  Ergebniss  des  Be- 
sitz-es  ist.  Die  Könige  Frankreichs  liberliessen  sonst  ohne 
Schwierigkeit  den  ersten  Rang  dem  deutschen  Kaiser,  ohne  der 
Gleichheit,  noch  auch  ihrer  Würde  Etwas  zu  vergeben.  Der 
Kaiser  ward  in  allen  Exemplaren  der  Verträge  mit  Frankreich 
zuerst  genannt.  War  der  internationale  Akt  in  andrer  Eigen- 
schaft vollzogen  als  in  der  des  Kaisers,  so  beobachtete  man 
das  Alternat.  Das  war  z.  B.  der  Fall  mit  den  Akten,  die  sich 
auf  die  Heirath  der  Erzherzogin  Marie  Antoinette  bezogen,  weil 
man,  in  dieser  Angelegenheit,  die  Kaiserin  nur  als  Königin  von 
Böhmen  betrachtete. 

„Kraft  dieses  selben  Princips,  liess  iimu  die  Republiken  zum 
Allemal  mit  den  Kaisern  und  Königen  nicht  zu.  Man  weiss  in- 
dessen, dass  die  Republik  Venedig  als  gekröntes  Haupt  betrachtet 
ward;  aber  sie  nahm  die  letzte  Stelle  ein.  In  dieser  Eigenschaft 
war's,  dass  sie  Botschafter  entsandte  und  dass  dieselben  zuge- 
lassen wuiden,    (Vgl.  jedoch  oben  S.  576,  577.) 
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^Die  Könige  Ton  Frankreich  übten,  mehreren  Fürsten  gegen- 
über, die  an  Würde  ihres  Gleichen  waren,  den  Yortrilt,  den  sie 

dem  Kaiser  ihrerseits  einräumten.  In  diesen  Füllen  Hessen  sie 
nur  dann  einen  Flirslen  zum  Alternat  zu,  wenn  eine  günstige 
Conjunctur  Frankreich  zu  diesem  Zugeständniss  bestimmte.  Sie 
haben  das  Alternat  den  Hdfen  von  Berlin,  Lissabon  und  Törin, 
bis  zum  Schlttss  der  Regierung  Ludwigs  XVL  verwelgerl. 

„Karl  IX.  Hess  die  Königin  Elisabeth  nicht  zum  Alternat  zu, 
im  Frieden  von  Dlois,  18.  April  1572;  Heinricli  IV.  entäusserte 
sich  freiwillig  seines  Rechtes  im  Jahr  1596,  bei  Gelegenheit  des 
Bündnisses,  das  er  mit  dieser  Fürstin  schloss»  Diese  Artigkeit 
hatte  ihren  Beweggrund  in  dem  Bedürfniss  des  Beistandes, 
welchen  die  Königin  von  England  sich  hcrbeiliess,  ihm  zu  ge- 
währen.* 

—  Nun  der  Aachener  Beschluss  (im  Protokoll  vom 
21.  November  1818): 

jfVm  die  unangenehmen  Erörterungen  zu  vermeiden,  welche 

in  Zukunft  Statt  haben  könnten  über  einen  Punkt  der  Eliquetle, 
welchen  die  Beilage  des  Wiener  Recesses,  wodurch  die  Rang- 
fragen  geregelt  sind,  nicht  vorausgesehen  zu  haben  scheint,  wird 
unter  den  fünf  Höfen  ausgemacht,  dass  die  Hinister -Residenten, 
die  bei  ihnen  beglaubigt  werden,  in  Bezug  auf  ihren  Raiiof,  eine 
Zvvischcnk'asse  (une  classe  inteimediaire)  bilden  werden, 
zwischen  den  Ministern  zweiten  Rangs  und  den  Geschäilstragern.^ 

Garcia  de  laVega  ist  bemüht,  nachzuweisen,  dass  hier- 
durch die  Hinister-Residenten  keineswegs  in  die,  1815  bestimmte, 
dritte  Rangklasse  heiabgedrückt  werden  sollen.  „Es  folgt*, 
sagt  er  (S.  24),  „aus  dieser  Entscheidung  mit  nichten,  dass 
man  heute  die  Minister -Residenten  vielmehr  als  Geschäftsträger 
denn  als  Envoy^s  zu  betrachten  habe.  Ihre  Stellung  ist  alter* 
dings  eine,  welche  zwischen  beiden  die  Milte  hSlt;  aber  die  Akte, 
welche  ihnen  iliren  Titel  verleiht,  liissl  sie  viel  eher  am  Charakter 
der  Minister  als  an  dem  der  Geschaltsti  ager  Theil  nehmen.  Die 
1818  getroffene  Anordnung  hebt  das  Princip  von  1815  nicht  auf^ 
sie  will  es  nur  regeln  (eile  st  barne  ä  le  rigleinenkr),^ 

Die  Bemerkung  ist  richtig,  ebenso  zutreffend  als  die  9hn-- 
liehe,  oben  berUIiile  Verwahrung  Vattels  gegen  ein  ähnliches 
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Missversländniss,  oder  wie  das  Wort  des  allen  Presbeuta- 
Henniges  (§  63.  S.  101):  ceterum  in  ipsa  conditione  et 
qualUate  ResidenHs  nihil  est^  quod  publica  ministro 
9ordere  debeai, 

Aber  man  mag  auch  sag-en,  diese  jfanz  richlige  Bemerkung 
kann  den  Aachner  Bebchlusü  nicht  entkräften,  sie  kann  ihn  nur 
erläutern  wollen.  Ganz  unzweideutig  bleibt  die  Absicht  der  fünf 
Mächte,  soweit  sie  eben  berechligt  waren,  in  der  Sache  eine  Enl^ 
Scheidung  zu  treffen,  die  Minister-Residenten  nicht  zur  zweiten 
Rangklasso  zu  zahlen.  Indem  man  zwischen  diese  und  die 
Geschäflsirager  sie  einschob,  gründete  man  eigenllich  eine  neue 
dritte  Klasse,  und  setzte  die  Geschäftsträger  in  die  vierte. 

Ganz  in  dieser  Weise  ist  denn  der  Organismus  der  belgischen 
Diplomatie  (wobei  man  immer  im  Auge  hallen «muss,  dass  Ge- 
sandle ersler  Klasse  nicht  entsendet  weiden  sollen^  durch  das 
Gesetz  vom  15.  Oktober  1842  ^a.  a.  0.  S.  31 J  geregelt:  die 
erste  Klasse  begreift  die  envoffis  extraordinaires  ministres  plM^ 
poteniiaire»  (also  .die  beiden  Titel  nur  vereinigt},  die  «weite 
die  Minister-Residenten;  die  dritte  die  Geschäftsträger. 

Als  eine  ergänzende  und  erUiiilernde  Bestimmung  des  Aachner 
Beschlusses  mag  man  die  Entscheidung  betrachten,  welche  das 
Gabinet  der  Tuilerien  i824  aus  Anlass  einer  von  der  Gesandt- 
schaft in  Konstantinopel  ausgegangenen  Anfrage  dahin  ertheille« 
dass  Gesandtschallssecreläre,  welche  inlcrifiiistisch  als  bevoll- 
mächtigte Minister  fungirlen,  den  Minister -Residenten  im 
Rang  vorgehen  sollten 

Das  Wiener  Reglement  war  von  den  acht  Mächten, 
welche  den  Pariser  Frieden  geschlossen,  der  Aachner  Beschluss 
nur  von  den  fönfGrossmächten  unterzeichnet.  Das  Regle- 
ment spricht  davon,  es  sollen  die  Bevcllmächliglen  der  andern 
gekrönten  Häupter  eingeladen  werden,  dasselbe  anzunehmen. 
Es  ist  nicht  bekannt,  ob  eine  solche  Einladung  ergangen,  nodi 
was  sie  im  Einzelnen  für  Folgen  gehabt.  Der  Aachner  Beschluss 
sagt  nur:  Ü  esi  airete  entre  les  cinq  cours. 

Dass  weder  die  acht  Mächte,  noch  die  fünf  Mächte,  noch 


1)  Marleas  guide  diplomatique  Baad  1*  S*  93« 
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die  geki unten  Häupter  als  solche,  das  Recht  haben,  dergfleichen 
Normen  für  den  gesammtea  Yölkerverkchr  der  gesitteten  Welt 
festzustellen,  darüber  werden  nicht  zwei  Meinungen  sein.' 

Es  entsteht  also  natürlich  die  Frage,  wiefern  andre  Mächte, 
welche  bei  den  Wiener  oder  Aachner  Verhandlungen  sich  nicht 
betheih'gt,  die  datimls  getroffenen  Beslimmungen  auch  ihrerseits 
ausdrücklich  angenommen  oder  doch  faktisch  ihrer  diplomatischen 
Praxis  zu  Grunde  gelegt  haben. 

Die  spärlichen  Notizen,  welche  uns  zur  Beantwortung  dieser 
Frage  zur  Hand  sind,  sollen  zum  Schluss  dem  Leser  nicht  vor- 
enthalten werden. 

Von  der  hohen  Pforte  bemerkt  Martens  (guide  diplo- 
matique Band  1.  S.  91},  sie  habe  von  dem  Wiener  Reglement 
keine  Kenntniss  genommen,  sie  Iheile  die  diplomatischen  Agenten 
in  drei  Klassen,  die  Ambassadeurs,  die  MinistLi  und  die  Geschäfls- 
tnigcr.  Uebrigens  ist  diesen  Augenblick  in  Konstanlinopei  kein 
Gesandter  ersten  Rangs  beglaubigt,  und  auch  die  Türkei  selbst 
ist  im  Ausland  nur  durch  Gesandle  zweiten  Ranges  vertreten. 

In  Bezug  auf  Schweden  erzSblt  Martens  (guide  diplo- 
matique Band  1.  S.  93):  —  „bei  den  Schwierigkeiten,  welche 
1824  in  Konstantinopel  über  den  Vortritt  zwischen  dem  schwe- 
dischen Minister  Grafen  v.  Ldwenhjelm  und  dem  sardinischen 
ausserordentlichen  Bnvoy^  und  bevollmächtigten  Minister,  dem 
Marquis  von  Gropallo,  sich  erhoben,  hatte  der  Erslere  ge- 
glaubt, den  Voilrilt  in  Anspi  uc  h  nehmen  zu  kunuen,  auf  den 
Grund  hin,  dass  sein  Uof  das  Aachner  Reglement  nicht  mit  unter- 
zeichnet, und  dass  er  selbst  feierliche  Audienzen  beim  Sultan 
gehabt.  Er  erhielt  aber  Befehl  von  seinem  Hofe,  dem  sardinischen 
ausserordentlfchen  Envoye  den  Vorlrilt  einzuiaumen."  Diese 
Anerkennung  des  Aachner  Beschiusses  abseilen  Schwedens  ist 
nicht  ohne  Bedeutung j  denn  Schweden  hat  bei  Gelegenheit  der 
Krakauer  Sache  gezeigt,  dass  es  auf  seine  Eigenschaft  als  eine 
der  acht  Mächte  eifersüchtig  ist 

Was  die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  an- 
belangt, so  tragt  bekanntlich  der  verewigte  Wheaton  die  Wiener 
und  Aachner  Bestimmungen  in  einer  Weise  vor,  dass  man  schliessen 
darf|  er  habe  keinen  Grund  gehabt  ^  zu  vermuthen^  dass  seine 
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Regierung  der  Annahme  joner  Grundsätze  sich  entziehen  werde. 
Der  Kanzler  K  eni,  in  der  trefflichen  üel)ersichl  des  Völker- 
rechts^  welche  die  erste  Hälfte  des  ersten  Bandes  seiner  ,,Goin- 
mentaries  on  American  Law**  ausmacht,  fahrt  in  derselben  Weise 
Cthe  qnestions  teere  all  happily  settled ,  sagt  er)  jene  Be- 
sliiiiniungen  (S.  39  a  der  neuen  Ausgabe  von  1848j  an,  und 
bemerkt  ausdrücklich^  dass  ein  Minister-Resident  einem  be?oll- 
müchtigten  Minister  im  Rang  nicht  gleich  zu  stehen  scheine. 
EUiot  endlich  (American  diplomatic  code  1834,  Bd.  2.  S.  382) 
druckt  (las  Wiener  Reglement  ohne  Weiteres  ab,  allerdings  ohne 
von  dem  Aachner  Beschluss  Notiz  zu  nehmen.  Dass  aber  den 
Minister -Residenten  auch  abseilen  der  Vereinigten  Staaten  eine 
Stellung  zwischen  der  zweiten  Klasse  und  der  früheren  dritten 
zugetheilt  ist,  mag  man  aus  der  folgenden,  im  Amtriean  Almanae 
verzeichneten  Abstufung  der  Gehalte  entnehmen :  Gehalt  des  aus- 
serordentlichen Envoye  und  bevollmächliglcn  Ministers  9000 
Dollars,  des  Minister-Residenten  6000,  des  Geschifftslrügers  4500 
Dollars. 

Somit  dürfte  denn  mit  ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen 

sein,  dass  die  Wiener  und  Aachner  Bestimmungen  diesen  Augen- 
blick kaum  irgendwo  auf  erheblichen  Widerspruch  slossen,  dass 
sie  vielmehr  immer  allgemeinere  Geltung  finden  werden.  Und 
wenn  allerdings  keine  inneren,  zwingenden  Gründe  —  in  einer 
Angelegenheit,  bei  welcher  von  jeher  das  conventioneile 
Element  das  ^  uriierrschende  war  —  für  jene  Bestimmungen 
sprechen,  so  darf  doch  nicht  verkannt  werden,  dass  auch  selbst 
in  Bezug  auf  die  Stellung  der  Minister -Residenten  die  Slaats- 
praxis  früher  schon  nach  der  Seite  der  Aachner  Entscheidung 
sich  hinneigte,  dass  es  als  zweckmässig  sich  empfiehlt,  die  ver- 
schiedenen Titel  innerhall)  einer  und  derselben  Klasse  nicht  zu 
häufen,  um  nicht  neue  Verwickelungen  zu  schaiTen,  und  dass 
endlich  kein  Staat  durch  jene  Bestimmungen  sich  beschwert  finden 
kann,  da  ja  dieselben  Niehls  enthalten  und  Nichts  enthalten  können, 
was  ihn  verhinderte,  die  Rangklasse,  die  er  seinen  diplomatischen 
Agenten  anweisen  will,  ganz  nach  eigenem  Ermessen  auszu- 
wählen. 
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Hat  der  Richter  oin  Gesetz  anzuwenden,  welches  ohne  die 
nach  der  Verfassung  erforderliche  Einwilligung  der  Stände 

erlassen  worden  ist? 

Ein  Beitrag  xnm  constitntionellen  Staatsrechte. 


Von  Dr.  A.  VoUert  in  Weimar. 


Vor  Kurzem  haben  wir  in  dieser  Zeilschrift  ')  nachzuweisen 
versucht,  dass  die  Gesetze ^  welche  im  Forstenthum  Reuss  j.  L. 
in  der  Zeit  vom  5.  Hai  1852  bis  zum  4.  Noveml>er  1853  zwischen 
der  Slaalsregierung  und  den  Ständen  verabschiedet  und  von  der 
erstoren  publicirt  wurden,  nichl  auf  veria:5Suiigsiaassi^o  Weise 
entstanden  sind,  weil  der  Landtag  mit  dem  5.  Mai  1852  seine 
Berechtigung  zur  Ausübung  aHer  der  Vollcsvertretung  zustehenr 
den  Rechte  verloren  und  mithin  von  dem  genannten  Tage  an 
auch  nicht  iaiiger  die  Befugniss  halle,  bei  dur  Ge^eUgebung  mit* 
zuwirken. 

Da  §  63  des  revidirten  Slaatsgrundgesetzes  vom  14.  April 
1852  vorschreibt :  ^die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinscbeft' 
lieh  durch  den  Pürsten  und  die  Landesvertretnng  ausgeübt,  — 

die  UebereitisüiiiUHing  des  FiirMrn  und  des  Laiidlags  ist  zu  jedcO* 
Gesetze  erforderlich";  da  ferner  die  rechtliche  Bedeutung  oflenbai 
dieselbe  bleibt,  mag  die  Slaalsregierung  ein  Gesetz  mit  einer 
Versammlung  von  19  Männern,  welche  sich  für  den  Landtag  ball 
und  auch  Landtag  genannt  wird,  aber  verfassungsmässig  die  ge* 
selzlichc  Volksvertretung  nichl  ist,  vei  abschieden,  oder  das  Gesetz 
einseitig  erlassen,  so  kamen  wir  zu  dem  iiesullale,  dass  die  frag' 

1)  Heft  3  dM  lanfendeD  Jahrgangs,  S.  336—359. 
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lieben  Gesetze  nicht  in  Gemässheit  des  Staatsgrundgesetzes  ent« 
standen  seien.  Bei  Beantwortung  der  Frage  nach  den  Eulässigen 
Mitteln  zur  Wiederherstellung  des  Rechtsztistandes  stellten  wir 

unter  anderen  die  ßehauplunir  auf,  dass  die  Gerichte  nicht  nach 
diesen,  zwar  verfassiuiuamassig  verkündigten,  aber  nicht 
verfassungsmässig  entstandenen  Gesetzen  entscheiden  dürften. 

Wir  treten  den  Beweis  für  diese  Behauptung  hiermit  an  und 
fixiren  die  Frage  allgemein  dahin :  ob  derRichter  einGesetx 
anzuwenden  liabe,  welches  ohne  die  nach  der  Ver- 
fassung erforderliche  Einwilligung  der  Stände 
erlassen  worden  ist? 

I.  Inhalt  der  aafgestellten  Frage. 

Wir  fragen  nicht,  ob  der  Richter  belugt  sei,  über  die  Zweck- 
mässigkeit eines  Gesetzes  zu  befinden ,  ob  er  die  äusseren 
Formen  der  Urkunde  und  der  Poblication,  zu  denen  z.  B.  nach 
mehreren  Verfassungen  die  Contraslgnatur,  die  Verkündigung  im 
Regierungsblalle  gcliort,  zu  prülen  habe,  setzen  vielmehr  als 
unbestritten  voraus,  dass  ihm  das  rrstere  nicht  zustehe,  er  aber 
zu  dem  letzteren  verpflichtet  sei.  Wir  sehen  ab  von  dem  Unter- 
schiede zwischen  Verordnungen  und  Gesetzen,  wollen 
daher  nicht  untersuchen,  ob  der  Richter  an  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen, oder  nur  an  erstere  gebunden  ist  Unsere  Mei- 
nung geht  in  dieser  Beziehung  dahin,  dass  auch  verfassungs- 
mässig entstandene  Verordnungen  Quelle  der  richter- 
lichen Urtheile  werden  kdnnen.  Unsere  Frage  hat  auch  nichts 
mit  dem  Rechte  der  provisorischen  Gesetzgebung  zu 
sciiaüen,  welches  nach  den  meisten  Verfassungen  in  der  dem 

1)  Sofern  andere  Schriftiteller  öieeen  Uoterschied  berfthren  and  bebanp- 
lea,  daM  derRichter  «nVerordnaiigeB  gebunden  sei  oder  nielit,  welche 
ebiaeiitg  von  dem  Regenlen  aoMerbalb  seiner  TerfaainDgsmMgen  Cooipetens, 
d,  h.  in  Betreir  einet  Gegeniiandea  erlasten  worden  sind,  welcher  nach  der 
Verfassung  durch  ein  mit  dem  Landtage  Tereinbartes  Geseta  hatte  geregelt 
werden  soHen,  werden  wir  nicht  Umgang  nehmen  können^  jenen  Unterschied 
wegen  des  engen  Zosammenhanges  unserer  Frage  (vgl.  Abschnitt  IL)  ins 
Ange  SU  lasten.  Die  eigene  Deduction  dagegen  (Abschn.  V)  wird  sieb 
nur  mit  der  PrOlbng  betcbifkigen,  ob  der  Richter  ein  Getett  tniuwenden 
habe,  weichet  ohne  die  nach  4er  Verfastitng  erforderliche  JBiinwiUlgung  der 
Stiade  pnblicifl  wurde. 
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Landesherrn  für  Ijeslimmte  Fälle  einfreraumlen  Befugniss  besieht, 
ohne  Zuziehung  der  Volksvertretung  Gesetze  mit  recbilicher 
Wirkung  zu  erlassen.  Endlich  wird  sich  die  Erörterung  nicht 
beschränken  auf  das  particulare  Staatsrecht  des  Ffirstenlhums 
Reu  SS  j.  L. ,  sondern  allgemein  sich  beziehen  auf  diejenigen 
Staaten,  in  denen  entweder  zu  allen,  oder  doch  zu  bcstnnm- 
ten  Gesetzen  die  Gonelimigung  der  Stände  erfordert  wird. 

Demnach  sind  Bedingungen  unserer  Frage: 

a}  dass  ein  Gesetz  auf  verfassnngsinfissige  Weise  von  der 
Staatsgewalt  publicirt  worden ,  b)  dass  zum  Entstehen  dieses 
Gesetzes  die  Einwilligung  der  Stände  nach  der  Verfassung  noth- 
wendig  gewesen,      dass  diese  Einwilligung  nicht  vorhanden  ist 

Ob  der  Richter  ein  solches  Gesetz  anzuwenden  habe,  ist 
Gegenstand  unserer  Prüfung. 

n.  toeUohte  und  Literatur. 

Seil  der  Einrülijuiig  von  landständischen  und  repräsentativen 
Verfassungen  ist  die  vorliegende  Streitfrage  zwar  vielfach  von 
namhaften  Juristen  und  FacuUäten,  wenn  auch  zum  Tbeil  nicht 
in  derselben  Weise  abgegrenzt,  erwogen  worden,  sie  ist  jedoch 
noch  keineswegs  als  entschieden  zu  betrachten  '^J. 

1}  Die  E  r  vv  a  h  n  im  dei  landständischen  Einwilligung  im  Eingänge  dea 
Gesetzes  isl  keinoswcgs  clt  ii  hbcdeulend  mit  deren  wirkiictiem  V  o  i  h  ;»  n  d  e  n— 
aein.  Bei  den  im  FuraLeiillmm  Reuss  j.  L.  crhissenen,  fraglichen  desetxen 
zum  Beispiel  isl  stets  gesagt:  „Wir  haben  in  Uebcreinstinimung  mit  dem 
Landtage  beschlossen"  ,  dennoch  fühlt  in  Wahrheit  djcse  Uebereinslimmung', 
weil  nicht  der  Landlag,  sondern  eine  GtscUächail  von  19  rersooen ,  die 
früher  eiiifiial  L;iii<ltag  war,  dabei  JiiUgewirkt  liat. 

2)  J  ur  das  liedd  uad  rcsp.  die  Pflicht  des  Richters,  die  verfussungs- 
mässige  Entstehung  der  Verordnungen  resp.  der  Gesetze  im  einzelnen,  seiner 
Entscheidung  unterliegenden  Falle  zu  prüfen,  tiaben  sich  erkl  trt  : 

1)  die  Juristen -Facultät  zu  Heidelberg  in  (kii  Jahrbuchern 
der  Gesetzgebung  utid  Kechlspflegc  für  Sachsen,  vouAdoii  lUarlin,  Jatir- 
gang  1828.  Bd.  I.  S.  310  f. 

2)  Ein  Ungenannter,  ebendaselbst  III.  Jahrg.  3.  Ueft  S.  264  f. 

3)  Christoph  Marlin,  ebendas.  III.  Jahrg.  3.  Heft  S.  268  f. 

4)  Die  Juristen  -  Facultät  zu  Tübingen  in  dem  von  Dahl- 
mann herausgegebenen  Rechtsgutachten,  die  haunöverscbe  Yerfassungsfrage 
betreffend.  S.  269  f. 

5)  Pfe irrer,  praktische  AudfiUirungen  Bd. IL  8.385 f.  Bd.  iU.  S.  279  f. 
Bd.  V.  f. 
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Ton  der  Annahme  aosgehend^^dass  Gesetze  Regeln  seien, 
welche  der  Landesherr  mit  Znslimmung  der  Landesver- 


6)  Jordan  im  Archiv  für  eivilist  Praiii  Bd.  VIII*  S.  214;  —  irriger 
Weise  tob  Linde  flQr  das  Gegenihej]  dtirt. 

7)  K.  S.  ZacharU  ebenda«.  Bd.  XVI.  S.  145  f. 

8)  Wicht  er  ebenda«.  Bd.  XXIV.  S.  238.  N.  12. 

9)  Derselbe,  Handboch  des  Hl'flrtembergischen  PriTabrechts  S.  26  f. 

10)  Puehta  Pandeclen  $  15.  N.  o. 

11)  Herselbe,  Vorlesungen  so  den  Pandecten  $  15. 

12)  V.  Vangerow  Leitfaden  $  12. 

13)  Senffert,  praliUsches  Pandeclenrecht.  3.  Anfl.  $  4.  S.  6. 

14)  Zeitfchrifl  f&r  Rechtspflege  und  Verwaltung  innflehst  för 
das  Königreich  Sachsen  Bd.  I.  S.  496.  Bd.  II.  S.  2. 

15)  BlflUer  ffir  Rechtsanwendnng  Bd.  V.  B.  151  f.  Bd.  XV. 

S.  132  f. 

16)  Jahrb.  des  Bad.  O.H.6.  Jahrg.  VIL  S.  188. 

17)  L.  Hinnigcrode  Beitrag  sur  Beantwörlung  der  Frage:  was  ist 
Jttstii  -  und  was  ist  Adninislrativ-Sache?  Darmstadt  1833  §  9.  S.  85  t 

18)  Brinicraann  wissensehafti,  prakt.  Rechtskunde  Bd.  I.  S.  1. 

19)  Bluntschli  allgemeines  Staatsrecht  V.  Buch  15.  Kap.  S.  325. 
Die  entgegengesetzte  Ansicht  vertreten: 

t)  Die  Jttristen-Facultät  zu  Leipzig,  in  Martins  ciiirten 
Jahrbüchern  Jahrg.  1828.  Bd.  I.  8.  320. 

2)  Der  Cassationshof  in  Darmstadt,  in  Hitsigs  Annalen  für 
Criminalrechtspflege  N.  F.  Bd.XXXYL  I.Heft.  Jahrg.  1854.  Monat  Januar.  S.  35. 

3)  Li  nde  in  der  Zeitschrift  für  Civilrecht  u.  Process.  N.  F.  Bd.  VII.  S.  49  f. 

4)  Schleyer  ebeodas.  N.  F.  Bd.  X.  2.  Heft.  S.  244  f. 

5)  Linde  im  Archiv  fttr  civilist.  Praxis  Bd.  XVL  S.  305  f. 

6)  Mittermaier  ebenda«.  Bd.  XVIL  S.  309  f. 

7)  H.  A.  Zacharift  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  Bd.  II.  S.  225  f. 

8)  Zöpfl  Grundsätze  des  allgemeinen  und  des  constitutionelleo  Staats- 
rechts 3.  Aufl.  S  200.  S.  336  f.  $  206.  S.  350  f. 

9)  S  l  a  b  e  1,  Vortrag  aber  französ.  Civilrecht.    Freiburg,  1843.  S.  23. 

10)  Weiss  System  des  deutschen  Staatsrechts.  Regeosburg  1843.  §.  315. 
S.  692.  N.  d.  verglichen  mit  §  309.  S.  671. 

11)  Stahl  Rechts-  nnd  Staatslehre  Bd.  H.  6.  Kap.  $  138.  S.  504  f. 

12)  Schmitt  henner  Grundlinien  des  Staatsrechts  §  168. 

13)  Beiirflge  lum  conslitntionellen  Staatsrecht.  Darm- 
stadt 1833.  Holt.  2. 

Anfiiälze,  welche  sich  theils  für  die  eine,  theils  für  die  andere  Ansicht 
aussprechen,  enthält  die  deutsche  Yaterlandszeitung  von  Pabst  Jahrg.  1853. 

Scbmid  in  seinem  Lehrbnche  des  Staatsrechts  Bd.  L  §  75  und  76 
fclieint  sich,  wenn  man  das  dort  Gesagte  mit  $  61  vergleicht,  doch  dafür 
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trelung-,  Verordnun jSfen  aber  Regeln,  welche  der  Fürst 
einseitig,  kraft  verfassungsmässiger  Prärogative 
der  Krone  erlässt,  hat  man  mehrfach  das  Gebiet  der  Gesetze 
von  dem  der  Verordnungen  getrennt  und  gemeint,  dass  die 
Grenzen  zwischen  beiden  von  der  Verfassung  jedes  einzelnen 
Staates  bestimmt  würden. 

So  oft  nun  von  der  Staalsregierung  eine  Norm  auf  dem 
Wege  der  Verordnung  gegeben  wurde,  bei  welcher  es  zweifel- 
haft war,  ob  nicht  in  Gemässheit  der  Verfassung  die  Form  des 
Gesetzes  halle  oewählt  werden  iniissen,  entstand  die  Frage: 
ob  diese  Verordnung,  zu  welcher  die  nach  der  Verfassung  er- 
forderliche Zustimmung  der  Stände  nicht  eingeholt  war,  von  dem 
Richter  angewendet  werden  dürfte  oder  nicht? 

Indem  der  Richter  seine  Prüfung  auf  die  Anwendbarkeil 
einer  derartigen  Verordnung  erstreckte  —  eine  Thaligkeit,  die 
natürlich  nur  eintrat,  wenn  ein  concreler  Fall  unter  die  Verord- 
nung zu  subsumiren  war  —  entschied  derselbe  indirelit  darüber, 
ob  die  Staatsregierung  mit  dem  Erlass  der  Verordnung  innerhalb 
ihrer  verfassungsmässigen  Competenz  geblieben  sei,  oder  ob  die 
Regel  ihrem  Inhalte  nach  zu  denjenicren  gehöre,  die  nur  durch 
ein  mit  den  Ständen  zu  verabschiedendes  Gesetz  aufgestellt  wer- 
den sollen. 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  fllllt  in  so  weit  mit  der 

unsrigen  zusammen,  als  der  Richter  in  beiden  Fillca  zu  unter- 
suchen hat,  ob  eine  von  der  Slaatsregierung  erlassene  Norm  beim 
Mangel  landstandischer  Einwilligung  gültig,  das  heisst  für  den 
zu  entscheidenden  Fall  anwendbar  ist  oder  nicht 

Oer  Unterschied  beider  Prüfungen  liegt  darin,  dass  der 
Richter  bei  Vciürdnungcu  zu  untersuchen  hat,  ob  denn 
wirklich  der  Gegenstand  derselben  in  den  Kreis  derjenigen  ge- 


ansiUfprecben,  daii  der  Richter  anch  die  verfaMungsmlMige  EnUtebaDf  der 
GeteUe  und  Verordnungen  zu  prttfen  hebe. 

Eioe  rechl  leseoswerthe  Kritik  der  bisherigen  Heinungen  hei  von 
Stock  mar  in  der  Zeitschrift  fQr  Civilrecht  and  PTocesi  H.  F.  Bd.X.  I.Heft 
S.  18  f.  2.  Heft.  S.  213  f.  geliefert. 

Zu  Tergleichen  isfauch  Feuer bach ,  kleine  Schriften  Abth.  II. 
S.  178  f. 
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h^re,  die  nach  der  Verfassung  ausschliesslich  darch  ein  mit  der 
Volksvertretung  vereinbartes  Gesetz  regulirt  werden  können ;  bei 

den  Gesetzen  dagegen  ist  eine  sulciic  Ertirlerung  übertlüssig, 
und  der  Rieliter  hat  statt  ihrer  zu  fragen,  ob  die  verfassungs- 
mSssige  Zustimmung  des  Landtags  vorbanden  ist. 

Abgesehen  davon,  dass  die  vorstehend  erwähnte  Termino- 
logie der  Ausdrücke  „Gesetz"  und  „Verordnung-  nicht 
richtig  ist,  wie  sich  schon  daraus  ergicbt,  dass  mehrere  Ver- 
fassungen '3  deutscher  Staaten  die  Ausübung  der  gesetzgebenden 
Gewalt  nicht  ausschliesslich  von  ständischer  Zustimmung 
abhängig  machen,  liegt  der  Kern  der  Frage  doch  darin,  ob  fttr 
den  Richter  die  gesetzliche  l'ubiicalion  einer  Verfügung 
ausreichend  sei,  oder  ob  seine  Prüfung  auch  auf  deren  ver- 
fassungsmässige Entstehung  einzugehen  habe.  In  einer 
der  neuesten  Abhandlungen,  von  Stock  mar,  ist  der  Streitpunkt 
richtig  aufgefasst,  und  die  Frage  so  formulirt:  „ist  der  Richter 
an  allgemeine  landesherrliche  Constitutionen  gebunden,  welche 
ohne  die  nach  Vorschrift  der  Verfassung  einzuholende  land- 
ständische Zustimmung  erlassen  sind?^  Der  Verfasser  bezeichnet 
mit  dem  Ausdrucke  «Constitutionen^  Gesetze  und  allgemeine 
landesherrliche  Verordnungen  Dagegen  ist  die  von  Z  a  c  h  a  r  i  ft 
gevvalille  Fassung  ^) :  „erslreckl  sich  das  richterliche  Entschei- 
dungsrecht auf  die  Frage,  ob  man  die  Verordnung,  aufweiche  sich 
in  einer  Streitsache  die  Pai  theien  beziehen,  zu  erlassen  berechtigt 
gewesen  sei?^,  wohl  in  so  fern  nicht  glücklich,  als  doch  gewiss 
dd6  Voihiiiigen  einer  Parlhei  kein  relevantes  Moment  sein 

1)  Maeh  den  VerfaiaaDgen  von  Baiero  von  28.  Mai  1818.  Tit.  vn. 
S  2,  Sachsen-Weimar  von  1818.  §  5  Ziffer  2  und  6,  von  1850.  §  4 
Ziffer  6,  Baden  vom  22.  Aognst  1818.  |  64  nnd  65,  Braunacliweig 
von  1832.  $  97  —  99,  Wal  deck  von  1816.  §  25  und  anderen,  sind  nor 
boitimmte  Ge«etie  von  der  Zostimmang  der  Landstiade  abbingig. 

2)  V.  S 1 0  ck  m  a  r  in  der  S.  590  in  der  Note  citirten  Abliandlnng.  In  ihn« 
lieber  Weise  filhrt  v.  Vangerow  Leitfaden  $  tli  die  Frage  darauf  turack, 
ob  die  Gerichte  befagt  seien,  die  G&ltigkeil  der  von  dem  Regenten  ohne 
Mitwirkung  der  Volksvertretnng  eriassenen  Verfagnngen  einer  Prüfung 
SU  nnlerwerfen.  Puchta,  Senffert,  Jordan,  Wichter,  Pfeiffer  L  c 
bescbrinken  ihre  Dedoctionen  ebenfalls  nicht  auf  Verordnungen  im 
Gegenialio  au  Gesetaen. 

3)  K.  3.  Zaohariä  im  Archiv  ftr  civilisl.  Pkaiia  Bd.  Vih  S.  145. 


Digitized  by 


Richter  eta  ohne  die  verfaiiungsmlifsig«  Eiowilligimg 

kann,  solange  es  überall  die  unbezweifelle  Pflicht  des  Richters 
ist)  die  güUigea  l^ormen  zu  kennen  und  ex  officio  anzuwenden. 

nt.   Entscheidung  durch  oeaere  Verfassuiigen. 

Zacbariä  ^}  hat  beiläufig  darauf  aufmerksam  gemacht»  dass 
die  Streitfrage  lür  die  Praxis  ginzlich  beseitigt  werden  könne, 
wenn  ein  Gesetz  der  Re^rierung  das  Recht  erlheile,  eine  jede 
ihrer  Verorrinungen ,  etwa  unter  besondern  Formen,  für  unbe- 
dingt vollziehbar  zu  erklären.  Dieses  AuskunnsmiUel  ist  nun 
wirklich  in  mehreren  Staaten  ergriffen  worden. 

Die  Verfassungs  -  Urkunde  für  Hannover  von  1840  be- 
stimmt in  S  123:  ^Gesetze  und  Verordnungen  werden  vom 
Könige  verkündigt  und  erhalten  dadurch  verbindliche  Kraft.  Die 
Gerichte  und  Verwallungsbehorden  haben  solche  zu  befolgen  und 
ttber  deren  Befolgung  zu  wachen,  ohne  dass  es  ihnen  zusteht 
zu  beurtheilen,  ob  dabei  die  Hitwirkung  der  Stände  verfassungs- 
mässig stattgefunden  habe,  noch  ob  dieselbe  überall  erforderlich 
gewesen  sei.*' 

Art.  106  der  Verfassung  für  das  Königreich  Preussen 
von  1850  lautet :  ^die  Prüfung  der  RechtsgUltigkeit  gehörig  ver- 
kündeter Verordnungen  steht  nicht  den  Behörden,  sondern  den 

Kauiiu rrn  zu.* 

Aehnliche  Yorschriflen  sind  enthalten  in  der  Sonders- 
häusi sehen  Verfassung  von  184(  §  61,  88  und  151  und  der 
Braunscbweigischen  LandschaAsordnung  von  1832  $  100. 

In  den  Staaten,  wo  diese  Gesetze,  denen  der  Richter  natürlich 

Folge  zu  geben  hat,  gelten,  findet  unsere  Frage  ihre  Erledigung 
von  selbst.  Praktische  Bedeutung  behalt  sie  überall  da,  wo  die 
Vollziehbarkeit  der  Gesetze  weder  unbedingt  geboten,  noch  ver- 
boten ist. 

IT.  Kritik  der  bisksrlgea  BeweisAhmgiB. 

A.  jUlgrcsBietae  ClesiehtepnBltie« 

Verschiedene  Wege  ^^iiid  eingeschlagen  wurden ,  um  die 
Streitfrage  zu  lösen.  Die  Bejahung  sowohl,  als  die  Verneinung 
hat  man  herleiten  zu  können  geglaubt  aus  dem  Wesen  der  Ge- 

1)  ZachariA  ia  der  S.  593  Note  3  dUrtea  Abhaadliug  |  10. 
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setze  und  Verordnungen,  aus  den  Grundsätzen  des  Verfassungs* 
rechts  in  der  conslUntioneUea  Monarchie  ttber  die  richterliche 
Gewalt,  insbesondere  deren  Verhftllnlss  cur  Staatsregiernng  und 

den  Ständen.  Die  Bejahung  wird  ferner  von  Einigen  auf  Art.  57 
der  Wiener  Schlussactc,  resp.  auf  das  monarchische  Princip,  von 
Andern  auf  das  Recht  des  Landesherrn  gestützt,  provisorische 
GeseUte  zu  erlassen. 

Es  scheint  uns  angemessen,  sonüchst  die  BeweisRlhning 
derer  zu  initei suchen ,  welche  die  Ansicht  vertreten,  dass  jedes 
riie  pulilicirle  Gesetz  und  jede  dergleichen  Yerorilnun^r  für  den 
Richter  verbindlich  sei,  auch  wenn  gegen  die  Vorschrift  der  Ver- 
fassung die  landständische  Zustimmung  nicht  eingeholt  worden 
int  Dann  gehen  wir  ein  auf  die  Prüfung  der  fUr  die  gegen- 
Iheilige  Ansicht  bereits  erbrachten  Argumente,  an  wclclic  sich 
der  eigene  Versuch  reiben  wird,  wie  die  Frage  zu  lösen  sein 
möchte. 

B«  JDie  Beweianilirungr  derer,  welolie  die  auLfirestellte 
W*rtkgc!  In  der  von  uns  g^ewltlilten  V^assuns^ ,  bezagllcli 
«lern  In  Abaelinlii  II.   aDfenrebenen  l/mfanye  b«J«lieB. 

a)  IKe  Dedoetioo  Ton  Linde  ms  dem  Wesen  der  GeeetigebiiDg. 
Linde  argumentirt  In  dem  Aufsätze,  welcher  dieÜeber«- 
schritt  trägt:  „in  Monarchieen  mit  landständischer  Verfassung  sind 
die  Gerichte  nicht  befugt,  die  Gültiglieit  der  von  dem  Monarchen 
ohne  Mitwirkung  der  Landstände  erhissenen  Gesetze  (^Verord- 
nungen) einer  Prttfung  nnd  Entscheidung  zu  unterwerfen*', 
lediglich  dagegen,  dass  der  Richter  befugt  sein  sötte,  eme  landes- 
herrsche  Verordnung  um  desswillen  nicht  anzuwenden,  weil 
nach  seiner  IJeberzeugung  der  Inhalt  derselben  zu  dem  Kreise 
derjenigen  Gegenstände  gehöre,  welche  in  Gemässheit  der  Ver- 
fassang  durch  ein  Gesetz  ui  Uebereinstimmnng  mit  dem  Land- 
tage hätten  bestimmt  werden  mttssen.  Trotz  des  allgemein  ge- 
halleneu  Thenins  koiuiut  der  Verfasser  üiit  keinem  Worte  darauf 
zurück,  warum  der  Richter  nicht  berechtigt  ist,  die  verfassungs- 
mässige Entstehung  eines  Gesetzes  zu  prüfen.  Ja  er  setzt 
diese  Nichtberechligung  als  so  unzweifelhaft  voraus,  dass  er  in 

1)  Archiv  Dir  dviUti.  Phoii  Bd.  XVL  S.  309  bis  88a»buoiiden  S.329f. 
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dieser  Voraussetzung  einen  Grund  für  die  von  üun  vertretene 
Ansicht  hinsichUich  der  Verordnungen  finde!  und  sagt:  «weil  die 
Gerichte  nrchl  zQ  untersuchen  haben,  ob  ein  Gesetz  geseiz- 

masbio^  zu  Stande  gekoiiuiien  ist,  nnd  Verordnungen  rü(  ksichllich 
des  Grundes  ihrer  verbindlichen  Kraft  den  Gesetzen  gleich  stehen, 
80  haben  die  Gerichte  auch  nicht  Uber  die  RechtsgülUglieit  der 
Verordnungen  zu  entscheidend 

Lindes  Dednction,  soweit  rie  nicht  mit  der  Anderer  zu- 
sammenfällt, ist  folgende:  „um  im  Allgemeinen  einzusehen,  ob 
zwischen  Gesetz  und  Verordnung  ein  wesentlicher  Unterschied 
sei  und  worin  er  bestehe^  muss  man  sich  klar  werden  über  das 
Wesen  der  Gesetzgebung  und  ausmitteln,  wiefern  die  Gesetz- 
gebung bei  Verordnungen  ebensogut  wirksam  ist  als  bei 
Gesetzen.* 

„Wenn  das  Wesen  der  Gesetzgebung  in  der  Aufstellung 
einer  rechtlichen  Nothwendigkeit  für  das  äussere  Handeln  der 
Bürger  besteht,  so  ist  auch  bloss  die  Anerkennung  der  Noth- 
wendigkeit (Sanclion)  der  eigentliche  Act  des  G e s e  t  z  g  e  b  e  n s; 
Pronmlgation  und  Publicalion  sind  Acte  des  Regierens.  Ist 
in  consUtutionellen  Staaten  der  Erlass  bestimmter  Gesetze  an  die 
Zustimmung  der  Stände  gebunden,  so  ist  damit  weder  dem  Volke, 
noch  semen  Repräsentanten  die  gesetzgebende  Gewalt  zugespro- 
chen, oder  ihnen  ein  Antheil  an  derselben  cingerauiiil ,  bojideiii 
nur  die  Beschränkung  ist  für  die  gesetzgebende  Gewalt  aufge- 
atellt,  dass  kein  Gesetz  sanctionirt  werden  soll,  für  welches  nicht 
erst  durch  die  Zustimmung  der  VoUisverlretung  die  Garantie  er- 
bracht worden  ist,  dass  die  beabsichtigte  Geselzesnorm  in  der 
allgemeinen  Anerkennung  üiue  gedeihliche  Gi  undiage  finden  werde. 
Die  Theiinahme  der  Kammern  an  der  Gesetzgebung  hat  also  nur 
Bezug  auf  die  Form  der  Entstehung.^ 

,»Da  nun  nach  Jordan  '}  das  Wesen  der  Gesetze  nicht 
von  der  Form  der  Entstehung  abhängt,  sondern  in  ihrer  all- 
gemeinen Verbindungskrall  liegt  und  auch  in  Repräsentativ- 
Verfassungen  ein  Gesetzentwurf,  welchen  die  Landstände  ange- 
nommen haben,  erst  durch  die  Genehmigung  des  Fürsten  Gültigkeit 


1)  Jordan  StoatMedU  i  1Ö6.  ^,  3« 
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erlangt,  wirkliches  Gesete  wird,  und  hierin  die  Senclien  dei 
Gesetzes  liegt,  so  nnlerscheiden  sich  vom  Forsten  sanctionirte 

Gesetze  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Verbindungskraft 
durchaus  nicht,  je  nachdem  ihnen  landständische  Zustimmung  vor- 
hergegangen ist  oder  nicht.  Auch  in  Bezug  auf  Promulga- 
tion findet  kein  Unterschied  statt  zwischen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen, wohl  aber  kann  ein  solcher  stattfinden  in  BetrefT  der 
Publicalion,  wenn  z.  B.  bei  Gesetzen  nach  der  Verfassung 
die  Zustimmung  der  Landstände  als  vorbanden  erwähnt  sein  muss.^ 
„Besteht  nun  das  Wesen  der  Gesetze  in  deren  allgemeiner 
Verbindungskral!,  und  flült  es  in  die  Begriffe,  dass  die  allgemeine 
Verbindungskrafl  bei  der  Verordnung  ebenso  wie  beim  Gesetz 
vorhanileii  ist,  so  sind  auch  Verordnungen  unler  alloa  Umslanden 
für  alle  Untertbanen  ebenso  verpflichtend  wie  Gesetze.^  So 
Linde. 

Wenn  es  wahr  ist:  erstens,  dass  für  die  GOltigkeit  eines 

Geselzes  nichts  auf  seine  Etil^lühung  ankommt,  soiuicrn  sein 
Wesen  in  der  allgemeinen  Verbindungskrafl  liegt,  und  zweitens 
dass  diese  allgemeine  Verbindungskraft  einzig  und  allein  durch 
Handlungen  des  Regenten  beduigt  wird,  dann  ist  der  von  Linde 
gezogene  Schluss  richtig.  Füllt  einer  jener  beiden  Sitze,  dann 
fallt  sein  Beweis. 

Das  Wesen  der  Gesetze  besteht  in  der  Aufstellung  einer 
rechtliehen  Nothwendigkeit  für  das  äussere  Handeln  der  Bürger 
Darin  lassen  sich  zwei  Momente  unterscheiden:  einmal  die  An- 
erkennung der  Nothwendigkeit ,  Sanction;  sodann  der  Befehl,  * 
dem  anerkannten  Gesetze  Folge  zu  leisten,  Promulgation 
Zur  Promulgation  muss  die  Bekanntmachung  noch  hinzukommen, 
dur<^  welche  die  Untertbanen  in  den  Stand  gesetzt  werden,  das 
Gesetz  zur  Rtcbtsehnur  ihrer  Handlungen  zu  machen.  Hiermit 
haben  wir  den  Begriff  von  Gesetz  gewonnen,  wissen  a|^er 
noch  keineswegs,  von  wem  der  Inhalt  des  Gesetzes,  das  heisst 
jene  rechtliche  Nothwendigkeit  gefunden  wird,  und  ferner  sind 
uns  damit  die  M«rkmale  noch  nicht  gegeben,  an  welchen  der 
Bicbter  zu  erkennen  bat,  ob  denn  auch  eine  Norm,  welche  filr 


1)  Schnid  SuatirfAt  94.  i  |  SrS. 
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elo  Gesetz  avsgfegeben  wird,  eine  allgremeine  Verbindungskraft 
.  In  sich  Irage.   Linde  halte  erst  nachweisen  müssen,  d%s8  die 

Einwilligung  der  Volksvertretung  kein  Merkmal  für  die  E  x  i  s  t  e  n  z 
eines  Gesetzes  sein  könne,  weil  das  Wesen  des  Gesetzes  in 
seiner  aligemeinen  Verhindungskrart  besteht.  Statt  das  zu  tftiun, 
definirt  er,  was  ein  Gesetz  ist,  und  wir  fragen,  wie  zu  erkennen 
sei ,  ob  diejenigen  Merkmale  vorhanden  sind ,  die  in  einem  be- 
stimmten Staate  das  Entslehen  und  den  Inliall  des  Gesetzes 
bedingen?  Absolut  nollnvendig  für  die  Gültigkeit  jecies  Gesetzes 
und  jeder  Verordnung  ist  die  Thätigkeit  der  schaifenden  Macht, 
weiche  die  Vorschrift  in  einer  bestimmten  Form  promulgirt  und 
publicirt  Damit  ist  auch  Linde  einverstanden,  nach  dessen 
freilich  nicht  erwiesener  Behauptung  schlechthin  die  S^nclion 
des  Regenten  die  erzeugende  Kraft  ist.  Üb  die  Gulli^keii  des 
Gesetzes  oder  der  Verordnung  von  der  Sanction  des  Regenten 
aliein,  oder  von  ihr  und  der  ständischen  Zustimmung 
abhängt,  sollen  wir  ja  aber  untersuchen. 

Es  liegt  also  Scilciis  Linde  citie  pclitio  principii  klar  zu 
Tage.  Oder  sollte  es  wohl  genügen,  wenn  er  sich  für  den 
Salz:  ^das  Wesen  der  Gesetzgebung  hängt  nicht  von  der  Form 
ihrer  Enistehung,  sondern  Von  ihrer  allgemeinen  Verbindungs- 
kraft ab',  auf  Jordan  beruft?  Schon  v.  Stockmar '3  hat 
nachgewiesen,  dass  jener  Satz  aus  dt m  Zusammenhange  heraus- 
genommen ist,  und  dass  Jordan,  um  zu  beweisen,  die  Natur 
der  Bundesgesetze  als  Vertragsgesetze  siehe  der  gesetzgebenden 
^  Gewalt  der  Bundesversammlung  nicht  entgegen,  anführt:  „das 
Wesen  des  Gesetzes  hänge  nicht  ab  von  der  Entstehung  in 
einer  und  derselben  Art,  sondern  bestehe  in  seiner  all- 
gemeinen Verbindlichkeit.^  Dass  damit  nicht  geläugnet  wird,  es 
könne  und  müsse  bestimmte  Enlstehungs-Bedingungen  für  Gesetze 
und  Verordnungen  geben,  versteht  sich  von  selbst*  Derselbe 
Jordan '^3  ^^^'^  einer  andern  Stelle:  „die  Beurtheilung  der 
Gültigkeit  eines  Gesetzes  steht  den  Gerichten  unbedingt  zu  und 
hat  die  Untersuchung:  ob  das  fragliche  Gesetz  von  der  verfaftr 


1)  Zeitschrift  für  Civilrecht  und  Process  N.  P.  Bd.  X,  1.  Heft.  S.  34  L 

2)  Archiv  für  civUist.  f  raxis  Bd.  VIII.  S.  214« 
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sungsmassigen  Gesetzgebungsgewalt  üerrühre,  ob  es  in  der  ver- 
fassungsmässigen Form  gegeben  iL  s.  w.  zum  Gegenstandes. 
Freilich  schiebt  Linde  dieser  Aeusserung  den  Sinn  unler:  der 
Richter  habe  auch  nach  Jordan  nur  zu  untersuchen,  ob  das 
Gesetz  von  der  Geselzgebimgs^ewnlt ,  das  heisst  dem  Regenten, 
welcher  deren  alleiniger  Inhaber  ist,  herrühre  und  ob  es 
gehörig  promulgirt  und  publicirt  sei.  Nach  Jordan  ist  aber 
der  Regent  nur  in  einigen  FttUen  ausschliesslich  mit  dem 
Rechte  der  Geselzgehmig  bekleidet,  in  andern  übt  er  es  vereint 
mit  dem  Volke  aus,  desshalb  spricht  auch  Jordan  nicht  von 
einer  Prüfung;  ob  das  Gesetz  von  dem  Regenten  herrühre, 
sondern  ob  es  von  der  verfassungsmässigen  Gesetzge- 
bungsgewalt ausgeflossen  sei.  Mithin  ist  die  Interpretation 
von  Linde  falsch 

Wie  steht  es  nun  mit  deiu  zweiicn  Satze,  dass  die  allge- 
meine Verbindungskraft  eines  Gesetzes  und  einer  Verordnung 
vom  Fürsten  allein  ausgehe? 

Der  Fttrst  sanctionlrt,  promulgirt  nnd  publicirt  Gesetze  wie 
Verordnungen;  liegt  darin,  dass  sein  Wille  allein  die  O^it^H©  ihrer 
Verbindlichkeit  ist?  Gewiss  nicht.  In  jedem  Staate  existiren 
Formen,  welche  zu  dem  Willen  des  Landesherrn  hinzutreten 
müssen,  um  ihn  rechtlich  wirksam  zu  machen,  z.  B.  das  Unter- 
schreiben, Untersiegeln,  die  Erwähnung  der  landständischen  Ge- 
nehmigung im  Eingange  des  Gesetzes ,  das  Vorlesen  an  öffent- 
lichen Orten,  der  Abdruck  in  der  Gesetzsammlung  u.  s.  w.  Ferner 
muss  aber  auch  der  Wille  des  den  Ständen  verantwortlichen 
Kronbeamten,  welcher  sich  in  der  Gontrasignatur  ausspricht,  hin- 
zokommen,  wenn  das  Gesetz  gültig  sein  soll.  Linde  selbst 
giebt  (iicss  zu  und  räumt  damit  unbewu^st  auch  ein,  dass  der 
Satz,  auf  welchen  er  seinen  Schluss  baut,  falsch  ist. 

Wollte  man  den  Widerspruch  damit  lösen,  dass  man  mit 
Linde  annähme,  durch  die  verfassungsmässige  Gontrasignatur 
eines  Ministers  würden  die  Yertligungen  des  Regenten  nicht  erst 
verbindlich,  sondern  dieselbe  diene  nur  da^u,  den  Ständen  das 

1)  Diess  geht  auch  hervor  aar  den  Bemerkangeo  von  Wicht  er  im 
Archiv  für  civilist.  Praxis  Bd.  XXiV.  S.  23^1  N.  12  uad  von  Zacbarii 
deutsches  SiaaU  -  und  Buodearecht  Bd.  IL  S.  235  H.  **• 
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ftir  die  Verfugung  verantwortliche  Subject  zu  bezeichnen,  so  tritt 
man  in  schroffen  GegengaU  zu  ausdrücklichen  Besiimmungen 
vieler  deutschen  Verfassungen.  $  43  der  Yerfassungs-Urkunde 
fttr  das  Königreich  Sachsen  vom  4.  Sept  1831  laulet  zum 
Beispiel:  „alle  Verfügungen  in  Rcgierungs-Arig"elcgcnheit(?n,  welche 
der  König  unterzeichnet,  müssen  von  dem  Vorstande  eines  Mini- 
sterialdeparteroents,  welcher  bei  der  Beschlussfassung  wirksam 
gewesen  ist,  in  der  Reinschrift  zum  Zeichen  seiner  Verantworl- 
Uchkeit  und  Uebereinstimmung  derselben  mit  den  Gesetzen  und 
der  Verfassung  des  Landes  contrasignirt  werden".  „Eine  solche 
mit  der  erforderlichen  Contrasignatur  nicht  bezeichnete  Verfügung 
ist  als  erschlichen. zu  betrachten  und  daher  unverbindlich.^ 
Aehnftush  bestimmt  die  Kur  hessische  Verfassungs- Urkunde 
vom  5.  Januar  1831  in  $  108:  ^dass  die  vom  Regenten  in 
Bezug  auf  die  Regierung  und  Verwaltung  des  Staates  ausgehen- 
den Anordnungen  und  Veifu^^ungen  durch  die  Conlrasignalur 
allgemeine  Glaubwürdigkeit  und  Verbindlichkeit  er- 
halten^ '3*  Ueberdies  spricht  auch  die  Natur  des  Institutes  der 
Minister- Veranlworllichkeit,  welche  ja  eine  Gaiautie  der  Verfas- 
sung sein  soll,  dafür,  dass  die  Contrasignatur  die  Verbindlichkeit 
der  landesherrlichen  Verftigungen  bedingt. 

Ist  es  nun  hierdurch  erwiesen,  dass  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen ihre  verpflichtende  Kraft  nicht  ausschliesslich  aus  dem 
Willen  des  Regenten  schöpien ,  dass  derselbe  vielmehr  in  be- 
slimmler  Form  auflrelen  und  im  Einklänge  stehen  muss  mit  dem 
seines  verantworllichen  Beamten  so  füllt  der  Beweis  von 
Linde  um  so  gewisser  zusammen,  als  ja  auch  die  Zustimmung 
der  Volksvertretung  ein  weiteres  Moment  sem  kann,  durch  dessen 
Hinzukommen  der  Wille  des  Regenten  in  einzelnen  Kreisen  ver- 


1)  Aehnlicbe  BeftmmiinigeD  sind  ia  liist  allen  oeneni  YerfaMongen  enu 
hakra,  1.  B.  ia  denen  tttr  Sachsen -Weimar  von  1850.  §47,  für 
Anhalt- D  eis  au  von  1848.  $  67  n.  s.  w. 

%)  Dicbte  man  sich,  dass  eine  Contrasignatnr  hervorgerufen  sei  durch 
Imhnm,  Zwang  n.  s.  w.,  so  sieht  ein  soldies  Gesell  natariieh  dem  gleich, 
wdches  der  Gegenaeichnang  vi»Uig  entbehrt*  Dass  aber  im  letaleren  Falle 
die  Richter  an  ein  derartiges  Gesels,  resp.  eine  derartige  Veiordnang  niclit 
gebunden  sind ,  geben  aUe  in  der  Note  auf^S.  589  citirlen  Schriftsteller  su. 
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bindlich,  das  lieissl  Gesetz  wird.  Wanim  dies  unmöo^lich  sei, 
hat  Linde  nicht  mit  einem  Worle  ausgeführt|  geschweige  denn 
erwiesen. 

b)  Die  Folgerungen  aus  den  Bestimmungen  des  Vcrfassnngsrcchtcs  der  constitu- 
tioncUcü  Monarchie  über  die  riclitciiiche  Gewalt,  insbesondere  deren  Ycriiältoiss  zur 

Staatsregierung  üihI  zu  den  Stciüden. 

Es  ist  ein  im  conslitutionellen  Staatsrecht  unbestriUener^ 
durch  Landesgesetze^anerkannter  ßatx,  dass  die  Gerichte  inner** 
halb  ihrer  Coinpetenz  bei  Avsttbnngr  ihres  Amtes  anabhSngig  von 

dem  Einflüsse  der  Heoierungf  sind  ' ).  Die  Gerichte  haben  das 
Thalsächliche  des  Reclitsialles ,  soweit  es  nach  den  bestehenden, 
rechtsgültigen  Normen  von  rechtlichem  Einflasse  ist,  anszumitleln, 
die  anwendbaren  Rechtsvorschriften  aufzusuchen  und  ihrem  Inhalte 
nach  zu  mterpretiren,  den  concreten  Fall  unter  die  gttltige  Rechts- 
regel zu  subsurniren,  somit  vermöge  eines  Schlusses  das  Urtheil 
zu  sprechen  und  dieses  nach  Maassgabe  der  Gesetze  in  Wirksam- 
keit zu  setzen 

Hierüber  ist  man  allseitig  einverstanden.   Viele  haben  aber 

aus  der  Aufgabe  und  Thätigkeit  des  Richters  an  sich  den  Schluss 
gezogen,  dass  jede  Verordnung  des  Lnndesherrn  schlechthin  ver- 
pflichtend für  die  Gerichte  sei,  selbst  wenn  sie  Gegenstände  be- 
ireffe, die  nach  der  Verfassung  nur  mit  Zustimmung  des  Land- 
tags geregelt  werden  dürfen. 
Stahl  deducirl  so  ^3  • 

„Die  Gerichte  liaben  nicht  zu  unlersnchen,  ob  eine  Verfü- 
gung nur  als  Gesetz,  also  mit  ständischer  Genehmigung  hätte 
erlassen  Werden  dürfen,  während  sie  als  Verordnung  erlassen 

1)  Weist  Staatsrecht.  Regeaihnfg  1843.  Bd.  TL  $  330.  S.  728; 
Preaisische  Gerichtsordnang  I.  13.  $  31;  die  Verfasgangen  fiQr  Kur- 
besien  von  1831.  $  123,  Baiern  von  1818.  Tit.  VIIL  §  3^  Sachsen 
von  1831.  §  47,  Baden  von  1818.  $  14,  Württemberg  von  1819.  $93. 

2)  Jordan  im  Archiv  für  civilis!.  Praxis  Bd.  VIII.  S.  191  f.  Weiss 
a.  a.  0.  Bd.  II.  $  335.  S.  719.  Schmid  Staatsrecht  Bd.  L  $  70  f. 

3)  Stahl  Rechts*  nnd  Staatslehre  Bd.  IL  6.  Kap.  %  138.  S.  505.  Wir 
bemerken,  dass  anch  Stahl  nur  von  Prüfnng  bndesherrlicher  Verord- 
nungen spricht  und  vorausxuselsen  scheint,  die  verfassongsmlsstge  Snt- 
stehoog  TOB  Gesetaensu  untersncheo,  sei  nntweifelbaft  nicht  Sache  des 
Richters. 
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ist.  Die  fehlende  laiuisländische  Zustimmungr  kann  liämlich  als 
Mangel  in  der  Form,  also  als  ein  Zeichen  der  nicbtexisiirenden 
bindenden  Norm  ans  dem  Grunde  nicht  betrachtet  werden,  weil 
die  den  Richter  bindenden  Normen  nicht  Überhaupt  und  sämmtHch 
dieser  Form  bedürfen ,  sondern  nur  je  nach  ihrem  Gegenstände. 
UäUe  der  Richter  überhaupt  nur  Gesetze  und  nicht  Verordnunoen 
anzuwenden,  dann  wiire  die  Sache  ausser  Zweifel.  Was  nicht 
mit  dem  Zusatie  „unter  Zustimmung  der  SUInde^  0  erlassen  ist, 
das  wäre  fttr  ihn  gar  nicht  vorhanden.  Die  unbewusste  Voraus* 
Setzung,  dass  der  Richter  bloss  unter  den  Gcselzcn  im  engern 
Sinne  stehe,  ist  es  vorzugsweise,  welche  dazu  bestimmt  hat,  dem 
Richter  die  Prüfung  Uber  das  £rforderniss  sütndischer  Zustimmung 
zuzuschreiben.  Aber  dem  ist  nicht  so,  sondern  die  richterliche 
Tbatigkeit  des  Recblsprechens  beruht  ebensosehr  auf  Verord- 
nungen, als  auf  Gesetzen,  indem  sowohl  die  Instructionen 
zu  den  Gesetzen,  die  doch  immer  selbstständige  Bestimmungen 
enthalten,  als  die  Yerwaitungsnormen  (z.  B.  die  Statuten  von 
Corporationen}  direkt  oder  indirekt  auch  Nonnen  zur  Entschei- 
dung von  Rechtsstreiten  werden 

Wir  geben  von  vorn  herein  zu,  dass  die  Existenz  der  land- 
ständischen Zustimmung  nicht  zu  den  äussern  Kennzeichen 
fär  die  verbindliche  Kraft  einer  landesherrlichen  Verlllgung  ge- 
hört, und  dass  der  Richter  nicht  ausschliesslich  nach  Gesetzen, 
sondern  auch  nach  Verordnungen  zu  enlscheiiicn  liabe. 
Daraus  folgt  aber  der  Sta  ii I  sche  Schluss  nicht,  weil  der  Richter 
doch  immer  nur  das  Gesetz,  oder  die  Verordnung,  dann  anza- 
wenden  hat,  wenn  es  verfassungsmässig  entstanden  ist 
Stahl  selbst  giebt  zu,  dass  der  Richter  die  Bxistenz  der  all- 
gemeinen Anordnungen  zu  piiilVn  habe.  Ein  wesentliches  At- 
tribut der  Existenz  ist  die  Gültigkeit;  beide  verhalten  sich  zu 
einander  wie  Ursache  und  Wirkung.  Wir  meinen  nun,  nach 
der  Verfassung  und  nach  sonstigen  Gesetzen  sei  zu  beurtheileo, 
ob  ein  sich  formell  als  Gesetz  oder  Verordnung  darstellender 

I)  Hier  yerwechselt  Stahl  die  £rwihttung  der  flindieehen  Za- 
itinmung  mid  dereo  Vorhandenieiii.  Er  hSIte  sagen  sotlen :  „ wai  nicht 
mit  den  Stfinden  venibfcliiedet  und  verAwaDgamitssig  pablicirl  iü,  w«re  für 
den  Aichter  nicht  voihandea,* 
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Act  der  Kegierung  auch  in  der  That  ein  Gesetz  oder  eine  Ver- 
ordnong  mll  rechlicher  Wirksamkeit  sei.  ist  vorgeschrieben^ 
wie  ein  Gesetz  ond  •  wie  eine  Verordnung  entstehen  mttssen, 
dann  ist  (?in  auf  andere  Weise  Enlslandenes  weder  Gesotz, 
noch  Ver Ordnung,  das  heissl  nielils  für  den  Richter  Ver- 
pflichtendes. Mit  einem  Worte:  Stahl  musste  beweisen,  warum 
die  nach  der  Verfassang  nöthige  stMndische  Genehmigung  nicht 
Bedingung  der  Existenz  eines  Gesetzes  oder  einer  Ver- 
ordnung sein  könnte.    Das  ist  nicht  geschehen. 

-  Ueberdies  ist  der  Fundamental  -  Satz ,  dass  nur  einzelne 
den  Richter  bindende  Normen  der  Mitwirkung  des  Landtags  be- 
durften, und  folglich  diese  fehlende  Mitwirkung  nie  ein  Zeichen 
der  Nichtexistenz  einer  bindenden  Norm  sein  könne,  falsch,  weil 
recht  wohl  ftir  gewisse  Gegenstände  die  Gcnehrnigung  der 
Stände  erlordert  und  Bedingung  für  die  Gültigkeit  der  sie  be- 
treffenden Regeln  werden  kann,  ohne  es  desshalh  fiir  alle 
werden  zu  müssen  *}.  Umgekehrt  würde  Stahl  mit  derselben 
Folgerichtigkeit  sohliessen:  wenn  einzelne  för  den  Richter 
verijiiidliche  IVormen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  ständischen  Zu- 
stimmung bedürfen,  dann  muss  diese  Zustimmung  eine  Air  alle 
Normen  nothwendige  Bedingung  sein.  Beides  ist  unrichtig; 
man  kann  eben  nicht,  was  von  einzelnen  Verfügungen  vor- 
geschrieben ist,  auf  alle  ausdehnen.  Ist  zum  Beispiel  gesetzlich 
angeordnet,  dass  die  ConlrasigiiaUir  eine  nothwendige  Form  bei 
allen  landesherrlichen  Bestimmungen  über  das  Leben  sein  soll, 
so  ist  jede  Verfügung,  welche  sich  auf  das  Leben  der  Slaats- 
angehdrigen  bezieht,  ohne  sie  ungültig,  ofoschon  nicht  alle  den 
Richter  bindenden  Normcii  z.  B.  die  das  Eigenthum  betreffen- 
den der  Contrasignatur  bedürfen. 

Stahl  stützt  seine  Ansicht  ferner  auf  das  VerhäUniss  der 
richterlichen  Gewalt  zur  Regierung  und  sagt  ^}:  „wenn  der 
Richter  urtheilen  darf,  ob  eine  Verordnung  nicht  hlitte  als 


1)  Die   Coburgiscbe  Verfassung  von  1821.  §  64  und  das  Vl'ei- 
in  arische  Grandgesetz  von  1816.  §  5  z.  ß.  bestimmen,   dass  gewisse. 
Gegenstände  gültig^  nur  durch  Gesetze,   denen  die  Laadstaade  zugestimmt 
habeti,  normirt  werden  können. 

2j  Stahl  a.  a.  0.  S.  506. 
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Gesetz  erlassen  werden  müssen,  so  urtheilt  er  damit  nicht 
Ober  die  Form  und  daher  die  Existenz  einer  ihn  bindenden  An- 
ordnung Oberhaupt,  sondern  er  artheilt,  ob  die  Form,  das  Ist 
der  Weg,  die  Norm  zu  erlassen,  gebraucht  sei,  die  diesem 

Inhalte  entspricht,  die  für  eine  Anordnung  dieses  Irihalles  er- 
forderlich gewesen  wäre,  das  aber  ist  ein  materielles  UrtheiL 
Es  ist  ein  ürtheit  über  die  rechtliche  Befugniss  des  SouToräns 
für  den  fraglichen  Gegenstand  u.  s.  w.  Dass  diess  ein  materietles 
ürthcil  über  die  Rechtmässiffkeit  des  Gesetzes  und  nicht  ein 
formelles  über  dessen  Existenz  ist,  bestätigt  sich  auch  noch  -da- 
durch :  alle  formelle  Prüfung  ist  einfach  4ind  sicher  z.  B.  über 
das  Vorhandensein  der  Contrasignatur  u.  s.  w.;  wo  die  Prüfung 
verwickelt,  zweifelhaft,  schwierig  ist,  da  liegt  ein  materielles 
Urlheil  vor;  dass  diess  aber  hier  der  Fall,  unterliegt  gewiss 
keiner  Frage.  Ein  materielles  ürlheii  aber  über  die  Richt- 
mässigkeit  einer  vom  Souverän  erlassenen  Norm  kann  der  Richter 
nicht  haben.  In  den  einzelnen  Rechtsfall  darf  der  Souverftn  sich 
nicht  einmischen,  hierin  ist  der  Richter  ihm  nicht  untirgiben, 
darüber  hat  er  desshalb  zu  urlheilen  ,  aber  allgemeine  Verord- 
nungen, die  Normen  für  Rechtsstreite  werden,  hat  der  Regent 
in  der  bestimmten  Grenze  zu  geben ,  und  desshalb  kann  dann 
auch  der  Richter  nicht  das  höhere  Urtheil  Ober  diese  Grenze 
haben  ').« 

Man  kann  diese  Beweisführung  nicht  mit  v.  Stock  mar') 
durch  die  Beliauptung  widerlegen:  «die  Prüfung,  ob  eine  Ver- 
ordnung in  Form  eines  Gesetzes  h8tte  erlassen  werden  sollen, 
sei  kein  materielles,  sondern  ein  formelles  Unheil.^  Dem 
regelmässigen  juristischen  Sprachgebrancho  nach  versteht  man 
unter  dem  formellen  Urtheil  über  eine  Urkunde,  diejenige  Thälig- 
keit  des  Richters,  vermöge  welcher  er  prüft,  ob  dieselbe  in  der 
von  dem  Gesetze  vorgeschriebenen  Weise  abgefasst  sich  nach 

1)  Chun  fthnlich  lautet  die  Argumentation  von  L  i  a  d  e  im  Archiv  ffir 
eifiliet.  Praxif  a.  »,  0.  S.  334  dahin:  „dass  (ierichte  nieiuaU  für  befugt 
gehalteo  werden  können,  eine  Entscheidung  darüber  zu  geben,  ob  der 
Regent  eine  Verordnung  zu  erlassen  berechtigt  gewesen  wäre,  oder  nicht.*» 

2)  V.  Stock  mar  in  der  Zeilschrift  für  Civiireciit  und  Procewi  W.  F. 
Bd.  X.  2.  Heft  S.  230. 
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ihren  äussern  Merkmalen  darstellt.  Die  hier  fragliche  Unfer- 
SQchung  greift  weiter  und  hat  die  Entstehung  eines  itinden-* 
den  Willens  zum  Gegenstande. 

Aber  der  StahTseben  Bebanplang  lässt  sieb  wirksam  ent« 
r  ogcnhallen ,  dass  ja  der  Richter  gar  bfiiifig  in  demselben  Sinne 
wie  hier  niateriell  urlheill,  z.  B.  so  oft  er  ausspricht,  dass  eine 
niedere  Verwallungsbehürde  ilire  Compelenz  durch  Erlass  einer 
YerfÜgnng  tiberscbritten  habe  dass  ein  Staatsbürger  berechtigt 
sei,  Eniscbttdigung  zu  verlangen  für  das  ihm  von  der  Staats-» 
regierung  durch  einen  gültigen  Hegierungsacl  entzogene  Eigen- 
thuin  u.  s.  vv. 

Die  Unterscheidung  zwischen  formellen  und  materietlen 
Urtheilen  danach  zu  bestimmen,  ob  die  Prüfung  schwierig  und 
zweifelhaft  sei,  oder  nicht,  rodchte  sich  schwerlich  rechtfertigen 
lassen;  wenigstens  durflc  es  dann  unerklärlich  sein,  warum  die 
Gerichtshöfe,  die  ja  nach  Stahl  nur  das  Formelle,  das  ist 
das  Leichte  y  Unzweifelhafte  zu  entscheiden  haben  sollen «  bei 
aller  Pflichtm9s$iglceit  so  bliufig  verschiedener  Meinung  sind. 

Ist  es  denn  aber  nicht  höchst  bedenklich,  die  Handlung  des 
Regenten  einer  Prüfung  des  Richters  zu  unterstellen?  wird  man 
fragen.  Soll  der  Richter,  nachdem  der  Regent  entschieden 
hat,  berechtigt  sein^  zu  sagen:  es  ist  falsch  entschieden,  die 
Verordnung,  das  Gesetz  konnte  nur  mit  Zustimmung  der  Land* 
sllnde  erlassen  werden? 

Wir  streiten  nicht  hierüber,  was  polilisch  das  Riclititre,  ob 
durch  ein  Gesetz  die  unbedingte  Vollzieh  barkeit  jeder  landes- 
herrlichen Vorschrift  anzuordnen  sei,  wir  haben  es  mit  dem  zu 
thwi,  was  Rechtens  ist,  und  da  stellt  sich  die  Sache  so:  der 
First  hat  durch  Gesetz  und  zwar  der  Regel  nach  durch  die  von 
ihm  beschworene  Verfassung  Q  den  Kreis  derjenigen  Gegen- 


1)  Dieses  Urtbeil  sprechen  die  Gerichte  in  allen  Staaten  ans,  wie  aneh 
von  denen  zugegeben  wird,  welche  die  Ansicht  Stahls  theilen,  vgl.  Zöpfl 
Omndsitse  des  Staatsrechts.  3.  Aufl.  $  300.  S.  340. 

2)  Die  Yerfessnng  Yon  Baiern  von  1818  Tit.  Vit  $  2  verlangt  die 
Zastimmmg  der  Stfnde  bei  allgemeinen  neuen  Gesetien,  welche  die  Freiheit 
der  Person  oder  das  Bigentfaum  betrelen.  Blofig  sind  noch  die  eine  Ab- 
^Bdanuig  der  Veiivsung  beiweckenden  Geaetie  hhntngekoninien.  Vgl.  die 
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Stände  bestimmt,  welche  er  mit  dem  Landlage,  und  welche  er 
allein  gesetzlich  normircn  will  In  den  meisten  neuen  Ver- 
fassungen ^3  isl  schlechthin  gesagt:  «ohne  Zustimmang  des  Land- 
tags kann  der  Fürst  nur  die  zur  Volleiehang  eines  Gesetzes 
nölliigen  Verordnungen  erlassen ,  die  Gesetze  sind  an  sländiscbe 
Genehmigung  gebunden*.  Diesem  V^^illen  des  Regenten  lial  der 
Richter  natürlich  zu  gehorchen.  Wenn  nun  der  Landesherr  die 
Schranke,  welche  er  selbst  gezogen  hat,  überschreitet  und  eine 
Verordnung  erlässl,  die  Ihrem  Gegenstande  nach  dem  Landtage 
vorzulegen  und  von  ihm  zu  genehmigen  war,  so  liegt  ein  Wider- 
spruch vor,  der  auf  irgend  eine  Weise  gelöst  werden  muss. 
Um  den  Fall  ganz  prägnant  zu  machen,  denke  man  sich  zurück 
in  die  Reussischen  Verhältnisse.  Dort  hat  der  Fürst  laut  der 
Verfässungs-Urkunde,  die  er  zu  halten  und  zu  schützen  angelobt 
hat,  besliiiitnt '3  :  ^zii  jedem  Gesetze  isl  die  üebereinsliiiiiiiung 
des  Regenten,  und  des  Landtags  erlorderlich ;  der  Fürst  erlässl 
die  zur  Vollziehung  der  Gesetze  nölhigen  Verordnungen^.  Nun 
verkündigt'  aber  die  Staatsregierung  zum  Betspiel  In  einer  Ver- 
ordnung die  Wiedereinführung  der  bisher  aufgehobenen  Todes- 
strafe. Wenn  der  Richter  dieselbe  anwendet,  so  handelt  er 
ungehorsam  gegen  die  grundgesetzlichen  Bestimmungen,  wendet 
er  sie  nicht  an ,  dann  verstdsst  er  gegen  die  landesherrliche 
Verordnung.  In  solchem  Conflicle  möchte  es,  wenn  er  unlöslich 
wäre,  was  aber  —  vgl.  Abschn.  V.  —  nicht  der  Fall  isl,  richtiger 
sein,  den  in  der  Vertassung  niedergelegten,  präsumtiv  am  reif- 
lichsten erwogenen  Willen  des  Regenten  zu  vollziehen.  Das 
Gericht  stellt  sich  mit  solcher  Entscheidung  nicht  über  den 
Fürsten,  sondern  vollzieht  ein  von  demselben  gegebenes, 
freilich  auch  ihn  selbst  bindendes  Gesetz,  vvelclies 
seine  Macht  beschrankt.  Der  Richter  Ihut  nichts  anderes, 
wenn  er  einen  landesherrlichen  Befehl  über  die  Entscheidung 

VerfatsaDg  flkr  Baden  von  1818.  §  64.  65.  Saehien- VITelmar  von 
1816.  §  5  Ziffer  6. 

1)  Die  PrenaafBche  von  1850.  Art.  63,  Sfichsiscbe  von  1831. 
$  86.  87,  Wanembergiache  von  1819.  §  88.89,  Kurheaaische 
von  1831.  f  »5»  Reoaaiioho  j.  L.  tob  1852.  S  42.  63. 

2)  Vgl.  S.  586  »ote  1. 
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eines  einzelnen  Processes  nfchl  zu  respectiren  sich  berausnlmint 

Der  Regent  hat  e  n  e  i  e  1 1  die  L'nabhiingigkeil  der  Gerichte 
sanclionirl,  iiandelt  er  im  spcciellen  Falle  gegen  diesen 
Grundsatz,  dann  legt  der  Richter  einen  solchen  speci eilen 
Befehl,  ohne  ihm  Folge  zu  leisten,  zur  Seite,  weil  dadurch  die 
allgemeine  Norm  nichl  aufgehoben  werden  kann. 

Doch  man  wird  einwerfen:  das  von  der  Cybinetsjusliz  her- 
genommene Beispiel  passe  nicht,  weil  im  Rechtsstreite -der 
Richter  bei  solchen  Vorkommnissen  den  etwa  vorhandenen 
Conflicl  zu  entscheiden  habe;  wo  es  streiltg  sei,  ob  die  land- 
sUltidische  Zustimmung  nöthig  gewesen  oder  nicht,  sei  es  das 
Recht  der  Stände,  Ausschreitungen  der  landcslierrlichen,  ver- 
fassungsuiassigen  Competenz  enlgegeuzutreten.    Man  raisonnirt 
folgendermassen       „Wenn  die  verfassungsmässigen  Rechte  der 
LandstSnde  dadurch  verletzt  worden  sind,  dass  die  Staatsregie^ 
nmg  sie  vor  Emanation  einer  Verordnung  nicht  gehört  hat,  so 
liegt  es  den  Ständen  ob ,  die  Zurücknahme  dersi  Iben  zu  bean- 
tragen und  die  Wiederherstellung  der  dadurch  verletzten  Privat- 
interessen zu  erwirken.   Die  Stünde  sind  die  Wächter  der  Ver- 
fassung und  haben  die  ihnen  eingeräumten,  durch  das  Staats* 
gTundgeselz    fesigestelllen  Rechte    selbslsländig  zu  vertreten. 
Acusserslen  Fiilles  sieht  ihnen  hierzu  die  BeschNvcrde  bei  dem 
Landesherrn  und  die  Minister- Anklage  zu  Gebote.   In  Competenz- 
streitigkeiten  der  Slaatsregierung  und  der  Stände  hat  sich  kein 

1)  Linda  im  Archiv  fär  civilbt.  Pnisif  Bd.  XVI.  S.  346.  Mitte?- 
«Iii er  ebeodasetbst  Bd.  XVIL  S.  31t.  Zachariä  dentache«  Staats-  und 
Baadetrecht  Bd.  II.  S.  228.  W  e  i  s  ■  Syiteni  des  deutschen  SlaatsrediU 
Bd.  n.  $  315  S.  692  N.  d.  StabI  Rechte-  und  Stastslehre  Bd.  II.  6.  Kap. 
%  138  S.  512.  Die  Juristenfaenltfit  an  Leipzig  in  Martins  Jahr- 
bikchern  Jahrg.  1828.  Bd.  L  Hefl  3.  S.  297.  Schmitt  henner  Grundlinien 
des  allgemeinen  und  idealen  Staatsrechte  %  168.  Sehl ay er  in  der  Zeit- 
schrift fflr  Ctvilrecbt  und  Process  N.  F.  Bd.  X.  Heft  2.  S.  244  IT. 

Die  Dednctionen  der  sfimmtlicben  vorgenannten  Schriftsteller  beiiebea 
sich  nur  darauf,  dass  der  Richter  nicht  zu  prüfen  habe,  ob  eine  Verord- 
nung gültig  sei,  weil  ihr  Gegenstand  durch  ein  von  den  Sünden  an  ge- 
nehmigendes Gesets  habe  geregelt  werden  müssen.  Sie  gehen  nicht  specidl 
darauf  ein,  ob  der  Richter  befugt  sei,  das  Vorhandensein  der  landstindiscben 
Zostimmnng  bei  einem  Gesetiesn  untersuchen. 
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Richter  von  Amtswegen  su  mischen,  sondern  (Ür  dieselben  isl 

nach  den  meisten  Verfassungen  ein  Slaals^erichtshof  als  die 

einzige  zur  Entscheidung"  berufene  Behörde  einq-esrlzt ,  vMlche 
nur  auf  die  von  den  Ständen  erhobene  Anklage  thätig  werden 
kann.^ 

So  verbreitet  diese  Sch1ussfo1gf«rnng  ist,  so  wenig  stichhaltig 
scheint  sie  uns  zu  sein,  wenn  man  die  Tlialigkcit  des  Gerichts 
und  deren  Wirkungen  scharf  ins  Auge  fassl.  Der  Richter  sub- 
sumirt  den  einzelnen  Fall  unter  die  Rechtsnorm,  Uber  deren 
Existenz  und  Anwendbarlieit  er  sich  klar  werden  muss.  Die 
Folge  seines  Urlheils  Ist,  dass  IDr  den  einzelnen  Fall  das 
Recht  nurniirl  wird.  Was  ausserhalb  dieses  einzelnen 
Falles  liegt,  wird  nicht  berührt.  Wir  nehmen  beispielsweise 
an:  es  ist  in  irgend  einem  Staate  Gesetz ,  dass  Bestimmungen 
Uber  die  Freiheit  der  Person  nur  mit  Genehmigiing  des  Landtags 
getroffen  werden  sollen;  im  Verordnungswege  verfügt  aber  die 
Reprierung  einseitig,  dass  Fi  Iddiebstähle ,  welche  bis  dahin  nur 
mit  Geldstrafo  bedroht  waren,  vom  1.  Juli  laufenden  Jahres  an 
mit  Geßingniss  bis  za  4  Wochen  bestraft  werden  sollen.  Nach 
dem  1.  Juli  kommt  ein  Felddiebstahl  zur  Untersuchung,  die  Person 
N.  wird  für  schuldig  befunden  und  zu  5  Thaler  Gehlsliafe  ver- 
urtheilt,  weil  das  Gericht  davon  ausgeht,  dass  die  neue  Ver- 
ordnung nicht  verfassungsmässig  entstanden,  das  heisst  nicht 
existent  geworden  ist.  Diese  Entscheidung  bezieht  sich  nichl 
auf  die  Existenz  der  Verordnung  schlechthin,  sondern  auf  den 
Straffall  der  Person  N. ;  es  bedingt  dieselbe  auch  keines- 
wegs die  Zurücknahme  jener  Verordnung,  sondern  trifft  nur 
mittelbar  und  indirekt  deren  Gültigkeit.  Also  der  Richter 
spricht  niemals  ex  afßdo  seine  Meinung  darüber  mit  Wirksam- 
keit unmittelbar  aus,  ob  eine  Verfügung  güllig  ist  oder  nicltt, 
es  wird  niemals  erkannt :  „in  Erwägung,  dass  die  Staatsregierung 
ihre  Competenz  überschritten  habe  u.  s.  w.,  erkennen  wir  fUr 
Becht,  dass  die  Verordnung  de  data  x  ausser  Kraft  zu  setzen 
sei^,  sondern  es  wird  der  Kläger  abgewiesen,  oder  der  Beklagte 
verurtheÜt,  der  Angeschuldigte  freigesprochen  oder  coadernuirt, 
nach  den  bestehenden  Gesetzen. 

Vergleicht  man  hiermit  die  Thätigkeit  der  Landstände,  dann 
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efkenat  man  leicht,  dass  sie  »ich  in  einer  andern  Sphäre  be« 
wegen.  Die  Landslände  beantragen,  dass  eine  YeriUgung,  welche 
nicht  im  Einklänge  mit  dem  Slaatsgrundgesetze  steht,  zarfick- 

gezogen  ,  und  der  dafür  veranfworiliche  Beamte  nach  BeGnden 
zur  Rechenschaft  gefordert  werde.  Der  einzelne  Fall  be- 
rührt die  ständische  Thätigkeit  nicht|  sondern  die  Gompetens 
der  Slaatsregierang  wird  anter  ihrer  Mitwirkung  geregelt.  Folge 
der  stifndfscben  Wirksamkeit  ist  die  Vernichtung  einer  Ver- 
ordnung, oder  deren  bindende  Krafl,  wenn  sie  ihr  zustimmen; 
Folge  der  richterlichen  Entscheidung  ist  der  Gewinn 
oder  Verlust  eines  Processes,  die  Freisprechung  oder  Bestrafung 
eines  Individuums,  neben  welcher  die  Verordnung  immer  formeit 
fortexistiren  kann. 

Die  Divergenz  zwischen  den  Sphären  der  Landsfände  und 
der  Richter  geht  so  weit,  dass  beide  verschiedener  AulTassung 
darüber  Raum  geben  ki^nnen,  ob  die  Regierung  befugt  gewesen 
sei,  einseitig  eine  Verfügung  zu  erlassen,  oder  nicht  ErklSren 
die  Stande  das  erslere,  so  sind  nalürlich  die  Richter  vom  Zeil- 
punkte dieser  Erltlärung  an  gebunden ,  die  Verordnung  anzu- 
wenden, weil  sie  von  da  an  verfassungsmassig  um  so  mehr  ent- 
standen ist  9  als  die  Regimng  mit  den  Stünden  auch  die  Com- 
petenz  ändern  kann.  Für  Fälle,  welche  vor  dieser  Erklärung 
liegen,  braucht  der  Richter  eine  dei  artige ,  nachträglich  von  den 
Ständen  genehmigte  Verordnung  nur  dann  anzuwenden ,  wenn 
Regierung  und  Landtag  ihr  rückwirkende  Krafl  beigelegt  haben. 

Die  Unricbtigkeit  der  gegnerischen  Ansicht  folgt  weiter  auch 
ras  der  Behauptung  »die  Richter  hätten  solche  Verordnungen 
vorläufig,  und  so  lange  sich  der  Landtag  nicht  ausgesprochen 
habe,  als  gültig  zu  behandeln.''  Entweder  die  Verordnung  ist 
von  Anfang  an  gültig  und  dann  muss  der  Richter  sie  seinen 
Entscheidungen  unterstellen^  oder  sie  ist  ungültig  und  dann 
darf  er  sie  aocb  nicht  vorläufig  anwenden. 

Endlich  hat  man  sich  auf  die  Consequcnzen  boj  ufen,  welche 
aus  dem  hier  in  Rede  stehenden  Prüfungsrechte  der  Gerichte 
folgen  sollen,  um  zu  beweisen,  dass  es  ihnen  unmöglich  zustehen 


1)  Vgl.  lüe  S.  605  m  Aote  1  citirton  Schriftateller  a.  a.  0. 
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könne.  Man  sagt  „wenn  der  Ricbter  untersuchen  darf,  ob 
eme  Verordnung  gültig  ist,  dann  darf  er  aueh  die  Ent* 
Scheidung  auf  die  verbindliclie  Kraft  der  Gesetze  erstrecken, 

und  folglich  muss  er  dann  darüber  beflnden,  ob  die  Wahlen  der 
Landlugs-Abgeordnelen  legal  erfolgt  sind,  ob  das  Srriilinium  an 
keinem  Mangel  leidet  u.  dgl.  Das  fuhrt  indess  zu  einer  Ali- 
gurdilät,  weil  damit  das  ganze,  auf  neuem  Gesetzen  zum  grossen 
Theil  ruhende  Pnvalrecht  unsicher  gemacht,  und  dem  Richter 
eine  Aufgube  zugeworfen  wird,  die  er  nicht  erfüllen  kann.  Allein 
einmal  beweisen  alle  derartige  Consequenzen  nicht,  dass  dem 
Richter  das  fragliche  Recht  nicht  zusteht,  sondern  doch  immer 
nur  soviel,  dass  es  ihm  vom  Standpunkte  der  Zweckmässigkeit 
aus,  de  lege  ferenda ^  nicht  zustehen  sollte.  Diese  Conse- 
quenzen  sprechen  im  äussersten  Falle  für  die  Zurücknahme  des 
gegebenen  Rechtes,  aber  nicht  dafür,  dass  man  nur  negirt, 
es  ausser  Kraft  setzt,  obschon  es  besteht.  Sodaim 
möchten  aber  auch  die  Consequenzeu  selbst  sich  als  falsche  dar^ 
stellen,-  wenn  man  ziveierlei  im  Auge  behilt:  vorerst  ist  es  der 
Landesherr,  welcher  das  Gesetz  mit  Zustimmung  des  Landtags 
erliisst  und  wie  bei  allen,  von  ihm  eingesetzten  Be- 
hörden, muss  bei  ihm  selbst  prüsumirl  werden,  dass  der 
vorgenommene  Act  geselzmässig  sei,  d.  h.  wenn  in  einem  Ge- 
setze gesagt  wird:  „Wir  verkündigen  mit  verfassungsmässiger 
Zustimmung  des  Landtags  u.  s.  w.*,  dann  muss  der  Richter  vor- 
aussetzen, dass  der  Landtag  und  zwar  der  verfassungsmässig 
gewählte  Landtag  das  Gesetz  in  verfassnngsmissiger  Weise  ge- 
nehmigt habe  Femer  ist  allgemein  entweder  in  den  Ver- 
fassungs-Urkunden, oder  in  den  Geschäftsordnungen  für  die  Land- 
tage festgesetzt,  dass  die  Stände  selbst,  oder  bestimmte  Behörden 

1)  Vgl  die  S.  005,  Note  1  eitirlen  Schrlfttteller  a.  a.  0. 

2)  Es  erledigt  iich  biennit  auch  der  Einwurf;  „dtB  Geseti  kdane  in 
vertraulicher  (nicht  öffentlicher)  Sittnng  switehen  der  Staatsregienrng  und 
den  Standen  vereinbart  lein,  und  das  Geriebt  habe  von  dieser  Zostimnraiig 
der  Stinde  keine  Kenntniss.**  Das  Geseta  gilt  eben,  so  lange  nicht  das 
Gegentheil  bewiesen  wird,  fUr  verfassangsmässig  entstanden.  Uebrigens  geben 
die  Landtagsaktea  Qberall  Auskunft  auch  hi  BetrelT  der  in  vertraulicher  Sitinng 
gefSusten  BesdilOsse. 

3)  Vgl.  Weiss  dentsckei  Staatsraclt  Bd.  a  §  293.  S.  633.  H.  b. 
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die  Wahlen  der  Abgeordoelen  zu  prüfen  haben.  Ebenso  siad 
die  AbsliminungeDy  die  Formen  der  ständischen  Erklärungen  o.  s.  w. 
von  dem  Landtage,  oder  dem  Vorslande  desselben  zu  liberwaohen 
und  man  bat  um  so  gewichtigem  Grund  zu  der  Annahme,  dass 
hierdurch  die  Einmischung-  einer  andern  Behörde  ausgeschlossen 
ist,  als  sonsl  das  dem  Landtage  eingeräumte  Recht  bedeutungslos 
sein  würde.  Uebrigens  ist  jeder  Zweifei  darüber,  ob  neben  den 
Ständen  auch  die  Gerichte  die  Gültigkeit  der  eincelnen 
Wahlen  ku  untersuchen  haben  durch  die  meisten  neuern  Ver- 
fassungen ')  abj^esclmiiien,  welche  den  Ständen  allein  hierüber 
das  Urtheii  zuschreiben  ^J. 

Unzuträglich  hat  man  es  auch  gefunden,  dass  die  Gerichte, 
räume  man  ihnen  das  Recht  der  Prüfung,  ob  eine  Verordnung 
gültig  sei  oder  nicht,  ein,  verschiedener  Ansicht  hierüber  sein 
könnten.  Stahl  ^)  meint :  „die  Richlersprüche  würden  sich  in 
royalistische  und  stäudischgesinnle  tbeilen.^  Mittermaier^} 
hält  dafür:  »es  ktonte  geschehen,  dass  ein  Obergericht  des 
Landes  die  Verordnung  als  gültig  erkennt,  während  ein  anderes 
Obergerichl  ihr  den  GLliüisuiii  serweißfert.  Die  Bürger  selbst 
würden  in  ihrer  Pflicht,  den  Anordnungen  der  Staalsregierung 
Gehorsam  zu  leisten,  irregemacht.-  Die  Juris ten-F acut tät  ^3 
in  Leipzig  behauptet  schlechthin:  „diese  Ansicht  führe  zur 
Anarchie.*' 

\\  äre  das  so ,  dann  wiii  de  man  schleunigst  dem  Vorgänge 


1)  Vgl  die  VerfaniiiigeD  Ar  Baden  von  1818  %  41,  Groiihenog^ 
thum  Heaseo  v.  1820  Art.  87,  Rensi  j.  L.  v.  1852  $  87,  DeBsan 
V.  1848  S  40. 

2)  Anden  liegt  die  Sache,  wenn  dat  ▼erfaBaungamiatige  Wahl- 
geaeti  nicht  angewendet  tat;  dann  wird  aberhanpt  kein  Landtag  entatehen 
können,  er  kann  aich  dann  auch  nicht  ana  eigner  llachtToUkoninienheit  fttar 
gültig  gewählt  erklifen,  weil  hier  die  vorhandene  Riehtiakeit  die  ganae 
Corporation  dea  Landtage  trifll}  wie  daa  s.  B.  in  Rena a  j.  L.  im  mitge- 
tbeilten  FaHo  iat.  Der  Landtag  hat  an  prOfen,  oh  die  Wahlen  gfiltig  aind 
nach  den  angewendeten  Geaetae,  aber  nicht,  ob  daa  angewendete 
Geaeta,  anf  Gmnd  deaaen  er  entateht,  gftitig  iat. 

8)  Stahl  Recbta-  nnd  Staatalebre  Bd.  IL  6  Kap.  %  13a  S.  508. 

4)  Mittermaier  im  AreUT  fiir  eiviliatiBche  Prasia  Bd.  XVD.  S.  311. 

5)  Vgl.  8.  588  hl  der  Note,  Nr.  1. 

Zailadlr.  fir  StaaUw.  I8M.  4i  Htfl.  40 
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Ton  HannoTer  so  folgen  und  Jenes  geföhriiche  Recht  im  Wege 
der  Geselsgebong  anfenheben  haben.  Vorlfiofig  mttssten  die  Ge- 
richte es  gehrauchen,  selbst  wenn  dasselbe  zur  Anarchie  führte, 
die  dann  wenigstens  eine  verfassungsmässige  wäre.  Es  gälte 
hier  der  Salz:  ßat  iustiiia,  pereat  mundus !  Allein  SO  sehr  be- 
denklich scheint  uns  das  fraglicbe  Recht^ nicht  %n  sein.  Die  Ffllle^ 
wo  das  eine  Gericbt  dieses,  das  andere  jenes  Gosels  anwendet, 
wo  eine  Norm  ftlr  derogirt,  oder  noch  gültig  angenommen  wird, 
kommen  hiiulig  vor,  und  die  Bande  des  Gehorsams  weiden  da- 
durch nicht  gelockert.  Es  kann  sich  zutragen,  dass  der  eine 
Rechtsstreit  so,  der  andere  anders  entscbieden  wird,  je  nachdem 
das  eine  Gericht  die  Verordnung  fttr  anwendbar  auf  den  concreten 
Fall  hält,  das  andere  nidit.  Es  kann  aber  n  i  e  vorkommen,  dass 
ein  Gericht  schlechthin  die  Cültigkeit  der  Verordnung  im  Ganzen 
und  unmittelbar  verneint,  das  andere  sie  bejaht,  weil  auch  nach 
unserer  Ansicht  der  Richter  nicht  die  Befugniss  des  Regenten, 
ob  er  eine  Verordnung  habe  erlassen  dOrfen,  d  irekt  sum  Gegen- 
stande seines  Urtheiles  macht,  sondern  nur  darüber  richtet,  was 
im  einzelnen  Falle  Rechtens  sei. 

Linde  hat  endlich  noch  eine  andere  Consequenz  zu 
finden  geglaubt,  welche  unsere  Ansicht  allerdings  lächcarlich  er-- 
scheinen  lassen  mdchte.  Sie  führt  nach  ihm  zu  dem  sonderbaren 
Resultate,  dass  eine  Vorschrift  für  alle  Unterthanen  und  alle  Be- 
hörden mit  Ausnahme  der  Justizbehörden  verbindlich  sei,  als  ge- 
setzliche Vorschrift  behandelt  werden  müsste  und  dass  nur  die 
Gerichte  ihr  nicht  unterworfen  wSren 

Die  Folgerung  ist  durchaus  falsch.  Die  Gerichte  haben  al- 
lein zu  erforschen,  ob  eme  Vorschrift  gültig  im  einzelnen  Falle 
sei,  aber  verbindlich  ist  dieselbe  soviel  und  so  wenig  für  j  e  d  e  n 
Staatsbürger,  als  für  das  Gericht.  Jedermann  kann,  durch 
eine  solche  Vorschrift  in  seinem  Privalrechte  verletzl,  das  Gericht 

1)  Linde  UQ  Archiv  Ar  dviliat.  Prazif  Bd.  XYI.  S.  346. 

2)  Wie  weit  die  BeHaoptuiig  H.A.  Zechariis,  vgl.  iem  Slaete-  und  Bon- 
de«recht  Bd.  II.  S.  235.  IV.  »dati  nach  Linde  die  positiven  VeifMiunga- 
beftimmungen  für  alle  Staatsbehörden  and  Unterthanen  bedentunga- 
lee  and  nur  snm  Besten  der  Landstlnde  da  seien**. begrttndel  ist,  lasiea 
wir  naerörten. 
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anrufen  ond  dag  Geriohl  sj^i  dann  an«,  ob  die  VondiHft  im 
enncreten  Falle  för  ihn  verbindlich  ist,  oder  nicht.  Die  Ver- 
waltungsbehörden haben  allerdings  den  Befehlen  ihrer  Vorge- 
setzten unbedingte  Folge  zu  leisten  0;  ^  ibren  Geschäflskreia 
ist  die  Verordnung  unweigerlich  anzuwenden,  aber  daa  ist  nichl 
„sonderbar*',  sondern  folgt  daraqs,  dass  sie  nicht  unabhingig 
sind  gleich  den  Justisbebdrden.  Wird  der  Einzelne  im  Admini- 
slrativwegc  gezwungen,  der  Verordnung  nachzukommen,  dann 
bleibt  ihm  npch  immer  die  Beschreitung  des  Rechtsweges  nnbOT 
nommen  ^3« 

e)  Die  Foigeruogeo  aus  Artikel  5?  der  Wieoer  Schlussakte  and  dem  monarcbiscken 

Prioeip. 

Linde  ^  bernfl  sich  zum  Beweise  seiner  schon  öfter  hier 
erwähnten  Ansieht,  dass  die  Gerichte  die  GilHigheit  von  landes^» 
herrlichen  Verordnungen  zu  prüfen  nicht  befugt  seien,  unter 
andern  auch  auf  Art,  57  der  Wiener  Schlussakle.  Er  deducirt: 
^in  mehreren  conslitutionellen  Monarchien  ist  grundgesetzlicb 
eine  fieschrfinkung  fiir  die  Geselsgebung  eingeAihrt,  indem  unter 
Umstinden  die  Austtbung  der  Gesetzgebung  von  der  Zustimmung 
der  Landstände  abhängt.  Entweder  gebt  der  Sanction  des  Fürsten 
eine  Mitwirkung  der  Landstände  voraus,  oder  diess  ist  nicht  der 
Fall.  Das  Maass  dieser  Beschrankung  ist  nach  den  verschiedenen 
Verfassungen  verschieden.  Art.  57  der  Wiener  Scblussakte  steiH 
fest,  dass  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberfaaapte  des 
Staates  vereinigt  bleiben  rnttsse,  und  dass  der  Souverän  durch 
eine  landsländische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter 
Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Landstände  gebunden  werden 
liönne.  Hieraus  folgt,  dass  die  Landstände  in  einem  deutschen 
Eundesstaate  keine  gesetsgebende  Gewalt  eingeräumt  erhalten 
können.'' 

Giebt  man  in  dieser  Allgemeinheit  die  Folgerung  Lindes 

1)  Geht  der  Befehl  gegen  des  GewiMen  dei  Beanten  ond  helfen  radi 
Eemonstratioiieii  nicht,  dann  darf  er  denselben,  aolange  er  dm  Amt  bekleidet 
dennoch  nichl  nnbefolgl  bfien;  er  nrnss  lein  Amt  niederiefen. 

2)  in  wie  well?  ist  bekanntlich  tebr  beflritlen,  vgl.  Baff  in  der  Zeit- 
schrift fflr  Gviirechl  und  ProoeM  IT«  F«  Bd.  H  S.  305  folg. 

3)  Linde  im  Archiv  mr  ciTilisl.  Praxis  Bdl  XVL  8.  308. 


gf2    Bat  der  Biduisr  ein  ebne  die  verftmungwiiwige  EinwilUgung 

za ,  dann  mnss  man  auch  seinem  weiteren  Schlüsse  beitreten, 
dass  jede  Yom  Landesheim  aasgeflossene  Verfiigung  den  Richter 

binde.  Die  Landslände  sind  eben  dann  nnr  ein  Körper,  dessen 
sich  der  Landesherr  als  Beiralh  bedienen  soll;  unlerfösst  er  es, 
dann  folgt  daraus  nur  das  Hecht  der  Beschwerde  und  der  Mi- 
nisteranklage für  die  Stände. 

Stabl  0  meint:  ^das  Bereich  freier  Regiemngstiiflligkeil, 
wekhLs  die  auf  das  monarchische  Princip  gebanle  Verfassung 
dem  Regenlen  vorbehalle,  werde  ihm  mittelbar  durch  eiue  solche 
Emancipalion  der  Gerichte  wieder  entzogen.* 

Art  57  der  Wiener  Schlussakte,  welcher  lautet:  »da  der 
deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  freien  Städte  aus  Souveränen 
Fürsten  besieht,  so  muss  dem  hierdurch  gegebenen  Grundbegriffe 
zufoige,  die  gesaitiiiite  Slaabgewalt  in  dem  Obciliauple  des  Staates 
vereinigt  bleiben  und  der  Souverän  kann  durch  eine  landslaiidische 
Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter  Rechte  an  die  Mit- 
wirkung der  Stände  gebunden  werden',  ist  gegen  die  Theüung 
der  Gewallen  gerichtet,  wie  sich  aus  der  Geschichte  der  Karls- 
bader Conferenzen  klar  ergibt        Man  war  uneinig  über  den 
Grundsatz,  den  man  zur  Wahrung  des  monarchisclien  Princips 
in  BetreiF  der  landständischen  Verfassungen  an  die  Spitze  sleUen 
soUte.   Von  der  einen  Seite  wurde  vorgeschlagen,  die  Reprä- 
sentativ-Verfassungen  für  unzulässig  Ku  erklären,  von  der  anders 
Seite  hielt  man  es  für  rathlich,  auszusprechen,  dass  eine  Sou- 
veränelal  des  Volkes  nicht  statt  finden  dürfe    Zuletzt  einigte 
man  sich  dahin,  das  Princip  der  Fürsten-Souveränetät  zu  Grunde 
zu  legen  nnd.  hieraus  die  Verwerfung  jeder  Theüung  der  Staats- 
gewalt herzuleiten.  Zugleich  wurde  aber  von  der  Wiener  Schluss- 
akte nachgelassen,  dass  (i(T  Regent  in  der  Ausübung  gewisser 
Rechte  an  die  Zustimmung  der  Stände  gebunden  sein  könne. 
Die  neuern  Verfassungen.  ^)  stimmen  fast  sämmtlich  in  dem  Satae 


1)  Stahl  Reohti-  und  Staattlelire  Bd.  ü.  6.  Kap.  §  138.  S.  508. 

2)  Vgl.  die  in  dieser  Beaehnog  trefflich  gelungene  AniiUining  vei 
ätockmart  in  der  Zeitidiiift  ftr  Civilrecht  nnd  Ph>o^s  N.  F.  Bd.  X.  1.  Heft. 
S.  4t  feig. 

3)  Wir  iehen  dabei  ab  ven  einigen  im  Jahre  1848  hi  etlichen  kletaea 
Staaten  «leugten  Chrnndgeletsen,  in  denen  sich  Sitae  linden«  wie:  «diaBe- 
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Überein:  „der  Purst  vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Slaatscre« 
walt  und  übt  sie  unter  den  durcli  dw  Verfassung  festgesetzten 
BestümnuDgen  aus^ 

Die  recble  Bedeutung  der  Wiener  Schlussakte  und  der  neuem 
Verfassungen  ist  folgende:  in  dem  Pörsten  verkörpert  sich  das 
Princip  der  Obrigkeit  ^3 ,  in  seiner  Person  liegt  die  Fülle  aller 
Hoheitsrechte,  von  ihm  gehl  alle  Herrschaft  aus.  .  Dadurcl^i  da^s 
der  Regent  die  Gewalt  in  der  Monarchie  im  eignen  Namen 
aas&bt)  unterscheidet  er  sich  vom  ersten  Beamten  der  Republik; 
March,  dass  er  sie  krafi  eignen  Rechtes  ansObt,  untei;- 
scheidet  er  sich  vom  Usurpator. 

Der  BegriiT  der  Souveränetät  verlangt  indess  nicht,  dass  der 
Gebrauch  jener  Gewalt  ein  unbeschränkter  sei.  Es  gibt  viol- 
mehr  Schranken»  an  welche  ihre  Ausübung  gebunden  ist,  x.  B. 
dass  der  SouverKn  in  der  Gesetzgebung  nur  mit  Zustimmung  des 
Landtags  thälig  werden ,  die  Regierung  nur  unter  Mitwirkung 
seiner  Beamten  handhaben  kann,  und  die  Entscheidung  der  Reciüs- 
fitreite  den  von  ihm  ernannten  Richtern  nach  den  von  ihm  ver- 
Icttndigten  verfo^sungsmüssigen  Gesetzen  ttb^lassen  muss.  Eine 
eigentliche  Besehi^nkung  kann  übrigens  nur  in  Beziehung  a]uif 
die  Gest tz.oebung  angenommen  werden,  weil  alle  Beamte,  die 
Richter  mit  eingeschlossen,  Organe  des  Fürsten  sind,  so  dass 
strenggenommen  nicht  sie,  sondern  der,  von  weichem  sie  mit 
ihrer  im  einzelnen  Falle  in  Frage  stehenden  Amisgewalt  bekleidet 
sind,  in  dessen  Namen  sie  sprechen,  der  Fürst  durch  sie  handelt 
Was  aber  die  Gebundenheit  des  Regenten  an  die  Zustimmung 
der  Stände  belriil\  so  ist  zu  erwägen,  dass  der  Fürst  selbst  es 
ist,  welcher  für  seine  Thätigkeit  diese  Gränze  gezogen  hat.  Er 
bat  damit  nicht  neben  sich  eine  ihm  gleichberechtigte  Gewalt 
ms  Leben  gerufen,  sondern  sich  nur  dergestalt 'beschränkt,  dass 

^enmgirorm  iit  die  d««okmi«ch  monarchische.  Alle  Gewalten  gehen  vom 
VöU»  «19.«  Vgl.  die  Verfessnog  ftr  Anhelt-Deatmii  vom  29.  Ocl.  1848. 
$  4  und  5.  ' 

1)  Vgl.  dfe  Verrasiongen  för  Baiern  von  1818  TU.  Tl.  §  1,  B  n  d  en 
von  1818  S  5,  Württemberg  voa  1819  $  4,  Sachsen  von  1831 
I  4,  Knrhessen  von  1831  §  10. 

8)  VgL  Blniiliehli  Staatsrecht  Buch  IV.  21.K«p.  S.  237  IT.  —  Stahl 

üecbtfi«  mid  Staatslehre  Bd.  ü.  S.  164  ff. 


t 
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ein  Gesetz  nicht  vermöge  seines  Willens  schlechlbin,  sondern 
lediglich  unter  der  Bedingung  entstehen  soU,  wenn  eine  Yon  ihm 
geschaffene  Körperschaft  diesen  Willen  nicht  negativ  begrenst 
Fasst  man  den  Art  57  der  Wiener  Schlussakte  so  auf,  dann 
wird  man,  unbeschadet  der  fürstlichen  Souvermietal,  die  wir  an- 
zutasten weit  entfernt  sind ,  auch  annehmen  müssen ,  dass  die 
Landstünde,  sofern  sie  das  Zustandekommen  eines  G^sefzea  hindern 
können,  ein  Factor  der  Gesetzgebung,  weiin  anch  nur  4er 
negative  sind.  Gibt  man  aber  das  zu,  dann  muss  auch  dem 
Richter  das  Recht  gegeben  werden,  im  einzelnen  Falle 
einem  Gesetze  oder  einer  Verordnung,  die  nicht  verfassangsmlisaig 
entstanden  ist,  die  Anwendung  20  versagen.  ArL  57  der  Wiener 
Schlussakte  wird  dadurch  ebensowenig  als  das  monarchische  Princip 
verletzt*).  Ueber  das  Gesetz  kann  sich  nun  einmal  der  Fürst 
in  der  constilulioncllen  Monarchie  nicht  steilen;  genug,  dass  er 
in  Verein  mit  den  durch  seinen  Willen  existirenden  Ständen  das 
Gesetz  schaffen  kann.  Und  so  wenig  der  Mensch  aofhörl,  frei 
zu  sein,  wenn  er  freiwillig  seinen  Willen  dem  göttlichen 
Willen  unterwirft,  so  gewiss  der  Mensch  erst  im  Gehorsam  getren 
Göll  recht  frei  wird,  so  wenig  verliert  der  Fürst  seine  Souverän  etat, 
wenn  er  den  von  ihm  erlassenen,  aber  auch  ihn  bindenden  Ge- 
setzen unterthan  ist,  so  gewiss  liegt  in  dem  unbedingtesten  Ge- 
horsam gegen  die  Gesetze  die  rechte  fUrslIiohe  SouTerKnetät ! 
d)  Die  folgeiufigen  aus  dem  provisoriscben  Gesetzgebungsreclite  des  Regentea. 
Aus  dem  Umstände,  dass,  soviel  uns  bekannt,  alle  neuem 


1)  Die  Bundesversammlung  scheint  di««eH>e  Anslciil  la  theilea,  mnmi 
würde  sie  nicht  die  Garantie  der  Yerfimun^n  fllrSaefaien-W«iniar 
von  1816  und  S  a  c  h  s  e  n  -  K  o  b  u  r  g  yon  1831  —  ygK  die  BondesbeecUilne 
vom  13.  März  1817  und  15.  Juni  1832  —  fibernoaimen  haben,  in  denen 
die  Gültigkeit  gewisser  Gesetze  von  der  Znatininnttg  der  Slinde 
abhängig  gemacht  ist,  wie  «ich  auf  S  5  der  Weimariaeheo  nad  $  64  v.  05 
der  Koburgischen  Verfassung  ergielit.  Ferner  itt  bei  Gelegenfaeit  der  Be* 
rathung  über  ein  für  die  Staodeiberren  aaauordnendei  Sdiiedfgeficlil  in  dnai 
desfalls  erstatteten  Bundescommissionsberidite  aoidrflcklicil  anerkannt  worden 
das.  die  ßeurtheiliing,  in  wiefern  Vüllzuga.Verordnnngen,  namentlich  die  n 
Volizu  hung  des  Art.  14  der  Bundeaakte  in  den  einiebien  Statten  erlMaentn, 
den  Bt Stimmungen  der  leteteren  entaprechen,  fich  cur  richterliehen  Cognition 
eigne.  Protokolle  der  BandeiverHunmlnng  von  1835.  $  367  nad  506. 


Digitized  by  Google 


der  Stände  erlafsenes  GeseU  aniuwenden? 


615 


Verfassungen  dem  Landesherrn  das  Recht  einräumen,  in  eiligen 
Fällen,  wo  es  das  Staatswohl  erlordert,  oder  Gefahr  auf  dem 
Verzuge  ist,  auch  ohne  Zostimraung  der  Stünde  provi- 
sorische Gesetze  zu  erlassen,  haben  Zöpfl  und  Mitter- 
maier  ^}  gefolgert,  dass  jede,  ohne  Zuziehung  des  LanJlags 
entstandene  Verordnung  der  Slaalsrcgierung ,  selbst  wenn  ihr 
Gegenstand  seiner  Natur  nach  zur  standischen  Berathung  gehören 
wttrde,  von  den  Gerichten  angewendet  werden  mttsste.  Beide 
Schriftsteller*)  sagen:  ^von  Jeder  derartigen  Verordnung  ist  zu 
vermuthen,  dass  sie  durch  dringende  Umstände  und  mit  Rücksicht 
auf  die  Wohlfahrt  dos  Staates  hervorgerufen  worden  ist,  der 
Richter  muss  sie  daher  mindestens  als  provisorisches  Ge- 
setz aufredit  erhalten.  Der  Umstand,  dass  der  Ausdruck  i,pro- 
visorischesGesetz'*  weggelassen  war,  kann  der  vorläungc  n 
Gültigkeit  der  Verordiiuiig  nicht  schaden.* 

Wenn  die  Verordnung  sich  als  provisorisch  erlassen 
ankündigt,  dann  treten  wir  der  Ansicht  bei,  weil  sie  sich  dann 
•uf  das  durch  das  Gesetz  dem  Regenten  vorbehaltene  Recht  stützt, 
in  bestimmten  Ffillen  die  gesetzgebende  Gewalt  ohne  Zuziehung 
der  Landslande  auszuiiben,  und  weil  der  Ricliter  nicht  zu  prüfen 
bat,  ob  das  Staatswohl  den  Erlass  forderte,  ob  die  Umstände 
dringende  waren.  Geht  man  aber  weiter  und  meint:  die  Ver- 
ordnung mttsse  zu  Recht  bestehen,  möge  sie  ihrer  äussern  Form 
nach  sich  als  provisorisches  Gesetz  erkennen  lassen  oder  nicht, 
so  vermögen  wir  dafür  keinen  Grund  aufzufinden,  weil  das  Recht 
der  provisorischen  Gesetzgebung  überall  die  Ausnahme  von 
der  Regel  bildet,  und  man,  wenn  eine  Verfiigung  vorliegt,  bei 

1)  Vgl.die  VerfaMungenvoaWö  r  Hemberg  V.  1819  §89,Sachsen 
▼fNi  1831  $88,  Korhefsen  von  1831  $  95,  Baden  von  1818  S  66, 
Sftcheeii -Weimer  toii  1850  $61,  Grosshersogthum  Hessen 
von  1820  An.  73,  Ko bürg  TOD  1821  §65.  66.  Send  Orshausen 
von  1830  §  8,  Reu  SS  j.  L.  von  1852  §  66  u.  s.  w.  Vielfach  ist  in 
dieeen  VeifaeniDgen  bestimmt,  dass  durch  provisorische  Gesetxe  die  Yer- 
faeinng  und  des  WeUgeaeta  Dicht  abgeändert  werden  dürfen. 

2)  Z  0  p  f  1  GrondffttM  des  Sleatorechy  3le  Anfl.  $  200,  S.  338.  339. 

$  206.  S.  351.  352. 

3)  Hittermaier  im  Archiv  fOr  civiliet.  Praiia  Bd.  XVII.  S.  311. 

4)  Vgl.  ZOpfl  usd  Hiiterniaier  a.  a.  0. 
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welcher  sich  nicht  unterscheiden  lässt,  ob  sie  unter  die  Regel 
oder  unter  die  Ausnahme  füllt,  nach  allgemeinen  juristischen 
Grundsätzen  die  Regel,  nicht  die  Ausnahme  prSsnmiren 

muss  *).  Es  kommt  Innzu ,  dass  viele  Verfassungen  eine  be- 
stimmte äussere  Form  für  die  provisorischen  Gesetze  vorschreiben, 
von  deren  Beobachtung  ihre  Gültigkeit  abhängt. 

C.  We  BevieisfUhrunir  «lerer,  ^elclie  die  anfi^eetellte 
KrRg^e  in  der  von  uim  ^-ewäliltc-n  Vassung-,  beallsliGlft 
dem  In  Aliechiiltt  II*  angeipebeneii  Umfange  mit  ,|]VeIa^* 

bcsantworien« 

t)  Die  FolgeroDgeD  aus  den  Wesen  der  GesetxgelHiiig  ia  der  eeDstitationellen 

Menarebie« 

Zacliarias  ^)  Deduction ,  dass  sich  das  richterliche  Ent- 
scheidungsrecht auch  auf  die  Frage  erstrecke,  üb  die  Regierung 
eine  Verordnung  zu  erlassen  berechtigt  gewesen  sei,  ist  folgende: 
«Grundidee  der  Verfassung  constitutioneUer  Monarchieen  ist:  die 
gegenseitigen  Verhältnisse  der  Bürger  auf  eine  dem  Recht  mög- 
lichst enfsprecliende  Weise  zu  bestimmen  und,  damit  ein  jeder 
in  seinem  Rechte  auf  das  vollkommenste  geschützt  werde ,  die 
Öffentliche  Macht  in  die  üände  eines  Erbfürsten  zu  legen.  In 
dieser  Grundidee  mit  andern  monarchischen  Verfassungen  Überein- 
stimmend, unterscheidet  sie  sich  von  ihnen  in  der  Ausführung 
dieser  Idee  und  zwar  in  der  Ausmiltlung  dessen,  was  Rcclilens 
ist,  oder  sein  soll  Sie  verfahrt  dabei  so,  dass  die  Vorschriften, 
welche  die  Regeln  des  Rechts  enthalten,  theils,  damit  was  den 
Willen  Aller  binden  soll,  auch  von  dem  Willen  Aller  ausgehe, 
nur  mit  Zustimmung  einer  aus  den  Abgeordneten  des  Volks  be- 
siehenden Versammlung  aufgeslellt  werden  dürfen,  theils,  damit 
in  diesen  Vorschriften  das  Interesse  der  ölfeatiicben  Macht  ge- 


1)  Vgl.  V.  Stockmar  hi  der  Zeittchrifl  f&r  CivOrecht  «nd  Proceii 
ir.  F.  Bd.  X.  Heft  2.  S.  113  folg. 

2)  Vgl.  die  VetÜMSiinfen  filr Hannover  von  1840  $  122,  Saelten- 
Weimar  von  1850  |  61.  Waldeck  von  1849  $  136.  Sotoderi- 
kanten  Ton  1849  §  108.  109.  Kobnrg-Gotha  von  1852  $  130, 
Meckienborg-Schwerin  voa  1849  %  115. 

3)  Zachari«  Im  Arvhiv  fftr  civiliat.  Praxis  Bd.  XVL  S.  145  folg.,  be- 
foaden  S.  170  bis  175. 
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hörig  gewahrt  werde,  nur  durch  die  Sanction  des  Fürsten  ver- 
bindende Kraft  erhalten.   Von  Rechtswegen  ist  die  Kammer  nicht 

befugt,  im  Namen  des  Volkes  an  der  Gesetzgebung  Theil  zu 
nehmen,  es  ist  bloss  eine  auf  einem  Nolhslande  oder  Nothrechle 
ruhende  ficHo  iuris,  dass  der  Bescbluss  derselben  als  Beschhiss 
jedes  einzelnen  Staalsbttrgers  zu  betrachten  Ist.  Hieraus  folgt: 
diese  Ftction  verliert  ihre  Gültigkeit,  d.  h.  die  Kammer  verliert 
ihre  reprasenlalive  Eigenschaft,  wenn  es  lechtlich  unzulässig  ist, 
ihren  Bescbluss  als  iieschluss  jedes  einzelnen  Slaalsbürgers  zu 
betrachten,  das  ist,  wenn  der  Bescbluss  die  Entscheidung  einer 
Parteisache  sein  wttrde.  Kigentlich  sollte  jede  vom  Fürsten  aus- 
gebende Vorschrift  die  Zustimmung  der  Kammern  bedürfen,  aber 
die  Grenze  zwischen  dem,  was  der  gesetzgebenden  und  dem, 
was  der  vollziehenden  Gewalt  zu  überlassen,  ist  schwierig  zu 
bestimmen,  es  giebt  Fälle,  die  keinen  Aufschub  leiden»  die  Kammer 
ist  nicht  immer  beisammen,  und  desshalb  muss  der  Fürst  be- 
rechtigt sein,  in  gewissen  Grenzen  Verordnungen  zu  erlassen. 
Diese  Verordnungen  sind  als  ausgehend  von  dem  Willen  aller 
Staatsbürger  zu  betrachten,  vermöge  derselben,  oben  angedeuteten 
FictioH,  solange  sie  sich  in  den  von  der  Verfassung  gezogenen 
Grenzen  bewegen.^ 

„Es  fragt  sich  nun,  was  sind  in  der  constitutionellen  Monarchie 
Gerichte  und  in  welchem  Verhältniss  stehen  sie  zur  gesetzgebenden 
Gewalt?  Gerichte  sind  Beamte,  welche,  von  den  für  die  Ge- 
setzgebung bestehenden  Auctoritäten  verschieden  und  unabhängig, 
in  Partheisachen  Recht  zu  sprechen  haben.  Diese  Gerichte  untere 
scheiden  sich  von  den  Gerichten  überhaupt  durch  ihre  Unab- 
hängigkeit von  den  Gesetzgebungs- Auctoritäten.  Der  Grund, 
auf  welchem  diess  Unterscheidungs-Merkmai  berulit,  ist  der,  dass 
die  fictio  iuris  oder  die  praesumtio  iuris  et  de  iure,  kraft 
welcher  Gesetze  und  ausnahmsweise  Verordnungen  verpflichtend 
sind,  die  Voraussetzung,  dass  sie  dem  Willen  aller  Staatsbfhrger 
entspreclieit.  in  dem  Falle  unzulässig  ist,  da  zwei  Parlheicn  mit 
einander  einen  Rechtsstreit  führen.  Für  Fälle  dieser  Art  müssen 
im  Staat  Behörden  mit  einem  Entscheidungsrecht  bestehen,  sonst 
würde  das  Recht  des  Starkem  fortdauern.  Desshalb  also  müssen 
die  Gerichte  unabhängig  sein.  Hiermit  ist  die  Frage  gelM; 


Digiti/eü  by 


^ig    Hil  der  Aichter  ein  ohne  die  verCtAMiogimjiMjge  fiinwiUigaog 


.wenn  die  Krone  die  Prärogative  hat,  unter  gewissen  Voraus- 
«etsungen  Veroriinongen  zu  erlamn,  so  htiiigl  die  Reclitegüllig- 
keit  denelben  davan  ab,  dasa  die  Aosttbung  der  Prftrogalive  nach 
den  Vorschriften  der  VerCming  geschiebt,  und  es  miiss  ansser*- 
(ieiti  (ier  Kammer  das  Recht  zustehen,  Uber  Beobachtung  dieser 
.Vorschriften  zu  wachen.*^ 

Linde  und  von  Slockmar  ^)  haben  die  vorstehende 
BegrOndnng  durch  die  Behauptung  su  entkräften  versucht,  das« 
die  Frage  nicht  von  dem  Verfossongsrechte  der  constilotionellen 
Monarchie  in  BelrefT  der  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit  aus 
j^tschicden  weiden  könne,  weil  sie  eineslbeils  nicht  in  allen 
-constitutionelien  Monarchieen  notbwendig  vorkomme,  z,  B.  in 
Uchtenslein  nicht,  wo  den  LandstSnden  die  Theihudime  an  der 
jGesetzgebung  avsdrBcicUch  versagt  ist  ^) ,  und  weil  andemtheils 
die  Frage  über  die  Grenzen  der  conslitulionellen  Monarchie  in- 
^olern  hinausgehe,  als  nach  Zachariä  das  Wesen  derselben 
darin  iiesteht,  dass  jede  Rechtoregd,  um  bindend  zu  sein,  der 
Zustimmung  der  Volksabgeordneten  bedarf,  und  die  Frage  doch 
nur  voraussetzt,  dass  xu  gewissen  Rechlsregeln  der  ständische 
Günsens  eingeholt  werden  soll.  Uelde  Einwürfe  scheinen  nicht 
stichhaltig  zu  sein,  weil  nach  Zachariä  offenbar  die  Tlieilnahuie 
,der  Landstände  an  der  Gesetzgebung  zum  Wesen  dw  conslitu«- 
tionellen  Monarchie  gehört,  und  mithin  eine  solche  Staatsform 
nach  ihm  nicht  vorhanden  ist,  wo  die  Stände  bei  der  Gesetz- 
gebung gar  nicht  mitzuwirken  haben*),  weil  ferner  auch  nach 
Zachariä  keineswegs  die  Gültigkeit  j e d e r  Rechtsregel  von  der 
Genehmigung  der  Kammern  abhi&ngig  ist,  sondern  nur  dann  diese 
Genehmigung  Bedingung  für  die  RechlsbestSndigkeit  einer  landes- 


1)  Linde  im  Archiv  ifir  civiliat.  Praxis  Bd.  XVI.  S.  373. 

2)  V.  «tockmar  Zeitfchrift  fttr  Ctvfirecbt  md  Froceif  R.  F.  Bd*  X. 
1.  Heft.  S.  39. 

3)  Vgl.  die  VerfiMMDgt-Urluiiiiie  fttr  Lichteniteiii  v.  1818.  $  16. 

4)  In  LicliteDflein  ward«  des  Lsodtiiiidea  die  Mitwirkung  an  der 
Gesetzgebung  versagt,  weil  von  dem  Forsten  die  astcrreichlsclien  hftiger- 
Üchcn  und  peinlichen  Gesetze  eingeHihrt  worden  waren;  «nch  die  öster« 
reichische  Verfassung  wurde  snm  Matter  Ar  Iteblemteia  fenommen.  Vgl. 
die  ebea  citirte  YetllManDgf-UrkmMie  in  $  1  and  18. 
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herrlicb€n  Verordnung  sein  soll,  wenn  sie  einen  Gegenstand  be- 
trilfty  weteher  nach  der  Yerfussung  nicht  einsdUg  vom  Fürsten 
geregelt  welrdeh  kann. 

Ebensowenig  wird  Ztehariä  durch  die  Polgerongen  ge- 
IrolTen,  welche  Linde  aus  dem  Salze  ableitet  „das  conslilu- 
tionelle  Staatsrecht  sei  erst  in  der  Ausbildung  begrÜTen;  es  gäbe 
nichl  sowohl  consiiliitionaUe  MonarohieeN  als  monarchisehe  Con^ 
sIMntlonen^  Linde  meiiit:  ^die  Darstelhing  Zacb.ariils 
gehe  von  der  Voranssetzung  aus,  dass  Verordnungen,  welche 
ohne  ständische  Zustiinmung  erlassen  sind,  für  die  Gerichte  un- 
bedingt verpflichtend  und  voUziehbar  nur  durch  die  Verfassung 
oder  durch  ein  mit  Genehmigung  der  Kammern  gegebenes  Gesetz 
seien,  wMireiid  umgekehrt  davon  ausgegangen  werden  mUssOi 
dass  alle  vorschriftsmässig  promulgiileii  und  publicirlen  Verord- 
nungen so  lange  verpllichteud  seien,  als  nichl  die  Vcrfassungs- 
Urkunde  oder  ein  Gesetz  das  Gegentheil  anordne.^  Gerade  diess 
letztere  setzt  eben  auch  Zachariä  voraus,  indem  er  aanhiwit, 
dass  Gesetse  und  Verordnungen,  weil  nach  einer  /iclio  dem 
Willen  aller  StaatsLürger  cntsprcciiciid,  der  Regel  nach  stets  ver- 
pfliclitend  ftir  die  Gerichte  seien,  dass  aber  eine  Ausnahme  dann 
eintrete,  wenn  eine  Verordnung  diejenigen  Vorschriften  der  Ver- 
iMSung  nicht  beobachte,  welche  daselbst  für  die  Ausübung  der 
dem  Fürsten  zugestanderten  Prärogative  gegeben  smd. 

Mit  Erfolg  kann  man  ZachariÖ  nur  duich  folgende  von 
Linde  ^}  ausführlich  dargelegten  GrUnde  widerlegen,  welche 
wir  kurz  hier  zusarameiistdlen :  „wenn  das  Wesen  und  unter- 
scheidende Merkmal  der  constitutionellen  Monarchie  darin  besteht, 
dass  nur,  was  dem  WiHen  Aller  entspHcfat,  Bechtens  ist,  und 
wenn  dann  Zachariä  selbst  bemerkt,  dass  dieser  Gcsaramtwille 
durcii  Abgeordnete  ermittelt  werde,  dass  aber  diese  Abgeordnelen 
von  Rechtswegen  nicht  befugt  seien,  das  Volk  zu .  vertreten,  und 
dass  diese  dennoch  statt  findende  Vertretung  auf  einer  durch 
Notbstand  oder  Nothrecht  erzeugten  /Sdio  tfiHs  beruhe,  also  die 
Annahme,  es  sefi  der  Beschluss  einer  solchen  Versammlung  der 

1)  Linde  im  ArcUv  Ar  dviliit  Prasli  Bd.  XVI.  8.  3S9. 

2)  Linde  1.  e.  S.  361. 

8)  UndeL  c  8.  373^379. 


uiyiii^ed  by  Google 


520        ^^1^  Rlcliler  eio  oÜm  die  veriliiraii|i«iiitfe  Einwilligung 

Besc1i1ii9s  des  ganzen  Volkes,  auf  eine  firdfebtHng,  eine  Unwahr- 

hoit  sich  jslülze,  dann  ist  auch  nothwendij^f  der  ganze  Unterschied 
zwischen  der  conslitulionellen  und  der  nicht  Constitu- 
tion eilen  Monarchie  auf  eine  Ficlion  basiri,  und  es  isl  niehl 
möglich,  das  Rechl  auf  die  Art  ausznmltteln,  auf  welehe  es  ans- 
gemittelt  werden  mOsste,  wenn  eine  conslitotionelle  Monarchie 
sich  von  einer  andern  wesentlich  unterscheiden  soll.* 

„Daraus,  dass  die  Thätigkeit  der  Kummer  auf  einer  fictio  iuris 
ruht,  folgt  femer,  dass  kein  mit  Zustimninng  der  Stände 
erlassenes  Gesetz  im  concreten  Falle  gegen  irgend  Jemand, 
mit  Ausnahme  der  Abgeordneten,  die  eingewilligt  haben,  ange- 
wendet werden  kann,  sobald  sich  derselbe  dahin  erklärt,  es  sei 
das  Gesetz  gegen  seinen  Willen  zu  Stande  gekommen.  Bean 
in  diesem  Falle  ist  jene  ficHo  iwriw  zerstört.  Es  würden  nach 
diesen  Griindsttzen  die  Gerichte  nach  den  mit  stftndlscher 
Genehmigung  emaairten  Gesetzen  am  allerwenigslen  nrüieilen 
dtirfen.  Sind  die  Gerichte  desswegen  von  den  für  die  Gesetz- 
gebung bestehenden  Auctoritälen  verschiedene  und  unabhängige 
Staatsbehörden,  weil  man  nicht  ann^unen  darf ,  dass,  wenn  ein 
Bürger  einen  Streit  gegen  einen  andern  hat,  er  den  dafttr  so 
fassenden  ßeschluss  der  yolksabgeordneten*  als  eine  Norm ,  in  > 
die  er,  der  streitende  liiir^er  selbst,  eingewilligt,  anerkennen 
werde,  so  dürfen  dieGerichte  auch  nicht  in  einem  concreten 
Rechtsstreite  dasjenige  individuatisiren ,  was  die  Volksabge- 
ordneten allgemein  beliebt  haben,  denn  sonst  würde  ja  der 
streitende  Theil  doch  genöthigt,  den  Beseht uss  der  Yolksabge* 
ordneten  als  Entscheidung  in  seiner  Parlheisache  anzunehmen."  i 

Wir  liaben  dieser  Deduction,  weiche  unseres  Bedüokens  die 
Beweisführung  Zacharias  schlechthin  entwerthet,  umsoweaiger 
etwas  hinzuzufügen ,  als  sich  aus  Abschnitt  V.  ergeben  wird, 
dass  Zachariä  das  Wesen  der  GesiLzgebung  in  der  constitutio— 
nelien  Monarchie  unrichtig  aufgefasst  hat. 

b)  Die  Folgerangen  aus  den  Bestimmongen  des  Verbssong^hts  der  eoDSfitu* 
tioneltea  Mooareliie  fltier  die  ricliterlieJie  Gewalt,  insbesondere  deren  Veibiitntes  lo 

der  StaiUsregierang  und  den  St&den. 

Zachariä  '3  gibt  noch  einen  andern  Weg  als  den  unter 
1)  ZachariA  im  Archiv  fdr  civlllit.  Pniil»  Bd.  XVL  &  176.  177. 
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vorstehend  besprochenen  an»  auf  welchem  seiner  Ansicht  nach 
mit  geringerer  ÄMtrengirog  sn  demselben  Ziele  gelangt  werden 
kann.   Er  meint:  y^mn  sei  allgemein  darüber  einverstanden, 

dass  in  constitutionellen  und  andern  monarchischen  Staaten  die 
Regierung  die  Gerechliglieil  nicht  hcaimen,  noch  sonst  das  Uecht 
l>eugen  dürfe;  weil  nun  aber  jeder  Befehl,  obwohl  er  dem  Er- 
folge nach  nur  eine  oder  einige  Rechtssachen  trefie,  in  eine  all- 
gemeine Verordnung  eingekleidet  werden  könne »  so  müsse  man 
entweder  den  Eingriff  der  Staalsregierungf  in  die  Verhandlung 
und  Entscheidung  einzelner  Rt  clitsslreiligkeilen  für  reclilüch  zu- 
lässig achten,  oder  den  Gerichten  gestaUen,  über  die  Gültigkeit 
der  von  der  Regierung  ausgegangenen  Verordnungen  su  ent^ 
scheiden.^ 

In  Erwiderung  dieses  Argumentes  brauchen  wir  bloss  an- 
zufahren ,  dass  jeder  Befehl  nicht  allein  in  die  Form  einer  lan- 
desherrlichen Verordnung,  sondern  auch  in  das  Gewand  eines 
mit  den  Landständen  vereinbarten  Gesetzes  einge- 
hlttk  werden  kann  und  von  den  Gerichten,  wenn  er  ein  Akt  der 
Cübinclsjustiz  ist ,  dennoch  nicht  beachtet  werden  darf.  Die 
letztere  ist  nach  Ueichsgeselzen  und  neuern  Verfassungen  schlecht- 
bin verboten.  Der  Richter  hat  zu  prüfen,  ob  ein  Gesetz  und 
eine  Verordnung,  welche  Quelle  richterlichen  Urtheils  werden 
seil,  als  allgemeine  Regel  und  zwar  sich  beziehend 
auf  die  Zukunft  gegeben  ist,  oder  eine  individuelle 
Entscheidung  eines  bereits  existenten  Falles  enthält. 
Je  nachdem  seine  Prüfung  ausfüllt,  wendet  er  sie  an  oder 
nicht  Es  hüngt  also  diese  Frage  mit  der  hier  behandelten  und 
nrit  der  von  Zachariä  aufgeworfenen  durdiaus  nicht  zusammen. 
Recht  wohl  ist  es  möglich,  dass  der  Richier  nie  Iii  befugt  ist, 
die  Rechtsgülligkeit  einer  Verordnung  zu  prüfen  ujid  dennoch 
jede  in  den  Frocess  eingreifende  Verfhgung  zur  Seite  legen  iuuui, 
ohne  sie  zu  bortlchsichtigen 

1)  Die  LOfoof  der  Frage,  wer  in  eaticheideD  habe,  was  Juttii-  oad 
wai  Verwiltupgamche  sei,  hingl  mit  tinserai  Thema  nicht  sosammea.  Za- 
charii  a.  a.  0.  S.  177  meiat  iwar:  „wer  jene  Frage  Ar  die  Gerichte 
entscheide,  nuttsse  avch  die  voa  ihm  gestellte  Äafgabe  sa  Gaastea  des  rieh- 
terlichea  Entscheida^siechls  beantworlen%  allein  er  hat  das  »Waram"  aicfat 
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Einen  andern  Weg  als  Zachnria  hat  Pfeiffer  einge- 
schlagen.  Er  fitdlt  sich  auf  ewen  allgemeiooB  Standpunkt  und 
seine. AosMruiig  ist  aidit  so  wie  die  mancher  uiderer  &udk 
ien  oft  ungehdrfg  ehigfemtscliten ,  willhttriieii  engenomüeaw 
Unterschied  zwiischeii  Gesetzen  und  Verordnungen  getrübt  worden. 
£r  schliesst  so        „Gesetze  sind  die  einzige  Quelle  für  die 
richterlicbe  Erkenntniss.    Hieraus  folgi  nolhwendig,  dass  der 
Aiehler  mir  diejenigen  Yerftigangen ,  wekhe  er  nach  <ieii  in 
natttrliohen  und  positiven  Rechte  begründeten  Herlnnalen  fttr  ein 
<jresetz  hält,  als  Entscheidungsnormen  gebrauchen  dürfe  und  dass 
er  also,  damit  er  streng  die  Grenze  seiner  Amtspflicht  wahre, 
hm  jeder  Verfilgung ,  die  ihm ,  sei  es  anoh  von  der  hoehatea 
Staatsgewall,  als  Entscbeidungsnorm  dargeboten  wird,  frei  und 
mbefangen  prüfe,  ob  dieselbe  «neb  den  Cbaraitler  eines  Gesetxes 
an  sich  trage.    Findet  (ier  Richter  diess  nicht,  so  kann  und  darf 
er  die  Verfügung  bei  Entscheidung  vorkommender  Hechtsslreitig«- 
iieiten  nicht  cor  Anwendung  bringen.   Denn  wam  er  dieas  tbiteiy 
wenn  er  nach  einer  Norm  enlscbiede,  die  kein  Gesell  Ist,  oder 
dafilr  von  ihm  nicht  erkannt  werden  kann,  so  wttrde  seine  Ent- 
scheidung kein  Richterspruch  mehr,  sondern  die  Vollziehung  einer 
willkürlichen  Anordnung  der  Hegierungsgewali  —  einer  Admini- 
strativ-YerfÜgung  —  sein,  die  aber  mit  der  UnaWtagiglEeit  des 
Richteramles  dorchaus  unverlrigfioh  ist.^   Der  ^n  bewlhaileiideii 
Norm  muss  nach  Pfeiffer  „ihrem  Inhalte  nach  die  Eigenschaft 
eines  Gesetzes  zukommen,  das  heisst,  sie  muss  allgemein  und 
auf  künftige  Falle  gerichtet  sein,  sie  muss  aber  auch  die  Merk- 
male emes  Gesetzes  ihrer  äusseren  Form  nach  an  sieb  tragen, 
Bimlicb:  erstens  auf  dem  verfassungsmässigen  Wege  erCheill 
worden  sein,  also  namentlich  mit  Zuziehung  der  Landslände,  wo 
diese  erforderlich  ist,  zweitens  vorschriftsmässig  ausgefertigt  sein, 
insonderheit  mit  der  Contrasignatur  eines  Staatsminislers,  wo 
diese  zu  jener  Form  mit  gehört,  versehen  nnd  drittens  als  Ge- 
setz gehörig  publicvt  sein^ 

erwähnt  und  wir  haben  einen  innem  Gnind  fttr  den  ZusanuDeahmg  nichl 
nn&ufinden  vermocht 

1)  Pfeiffer  prakt.  Anafttbrunfen  Bd.  U.  S.  385  folg..  0d.  UI.  S.  279 
folg.  fid.  V.  S.  543  folg. 

2)  Pfeiffer  hnt  dioie  BeweiaAlliraBi  in  Bd.  V.  S.  543—546  nocb 
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Pfeiffers  Begründung  ist  in  einer  doppelten  Richtung 
unhaltbar.  Sein  oberster  Sat^:  „die  Gerichte  haben  blow  nach 
Geselzen  so  erkennen sttllzl  sich  auf  $95  der  Korhesaischeil 
Verfossong'  von  1831,  nach  welchem  ohne  die  Beistimmung  def 
Stände  kein  Gesetz  gegeben,  aufgehoben,  abgeändert,'  oder  au- 
thentisch interpretirt  werden  soll,  ist  aber  in  dieser  Allgemein-^ 
heit  auch  nach  der  Kurheasischen  Yerfassong  unrichtig,  weil  die- 
selbe $  alin.  2  dem  Fürsten  das  provisorische  Recht  vorbehfll^ 
wenn  die  Landslünde  nicht  versammelt  sind,  bei  ausserordent- 
lichen Begebenheilen  zu  den  ausnahmsweise  erforderliehen  Maass- 
regeln zu  schreiten.  Diese  Maassregeln,  welche  oiTenbar  im 
Verordnnngswege  erlassen  werden  können,  sind  gewiss  von  den 
Gerichten  neben  den  mit  dem  Landtage  zu  verabschiedenden  Ge- 
setzen als  bindend  fttr  ihre  Entscheidungen  anzunehmen.  Ferner 
i^t  der  Richter  so  berechtigt  als  verpflichtet,  das  Gewohnheits- 
recht für  seine  Entscheidungen  als  maassgebend  zu  betrachten 
und  endlich  gründen  sich,  wie  Stahl  '}  vollkommen  richtig  nach- 
gewiesen hat,  die  Richtersprache  vielfach  auf  Verordnungen,  in- 
dem die  Instruktionen  zu  Gesetzen  (sogenannte  Ausführungs- 
verordnungen} und  Verwallungsnormen ,  z.  B.  Statuten  für  Cor- 
porationen  direkt  oder  indirekt  auch  Normen  zur  Entscheidung 
von  Recbtsflttlen  werden.  £in  weiterer  Irrthum  Pfeiffers  liegt 
darin,  dass  er  die  zu  Gesetzen  als  nothwendig  von  der  Kurhes«- 
sischen  Verfassung  erforderte  Zustimmung  der  Stünde  auf  gleicht» 
Linie  stellt  mit  der  vorschriitämässigen  Ausfertigung  und 
gehörigen  Verkündigung '0-  scheint  hier  die  nach  der 
genannten  Verfassung  ebenfalls  vorgeschriebene  Erwähnung 
der' landsländischen  Beistimmung  im  Eingänge  des  Gesetzes  mit 


weiter  vertreten,  v.  Vangerow,  Jordan,  v.  Minnigerode  and 
VITichter  in  den  S.  589  in  der  Note  cilirten  Schniten  gehea  im  Wesenüichett 
von  denselben  Sätzen  aus. 

1)  Vgl.  die  Ausführung  in  diesem  Abschnitt  unter  B.  b. 

2)  BUstschli  in  seinem  Staatsrecht  V.  Buch.  15.  Kapitel  S.  325 
nennt  es  ebenrallf  eine  formelle  FrOfong»  ob  wirklich  ein  auf  verfassungs- 
mfissigem  Wege  entstandenes  Gesets  Torfaanden  sei.  —  Zn  Tergleiehen  ifl 
nneh  die  im  Wesentlichen  hiermit  äbereinstimmende  Argumentation  einee 
UnfennBBten  in  Martini  JahrbOcheni  UL  Jahrgaaf.  3^  Heft.  S.  264  folg. 
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deren  Vorhandensein  zu  verwechseln.  Die  erstere  ist,  wie 
die  Conlriisionalur  und  die  Bek;mntmachuiig  eine  Sache  der 
äusseren  Form,  die  Existenz  der  ständischen  Genehmigung 
dagegen  kann  man  eine  äussere  Form  nicht  nennen ,  weil  sie 
nicht  fi  u  s«  e  r  1  i  c  h  erkennbar  wird  und  •  auf  die  Enistehung  sdbst 
sich  bezieht.  Man  meint  immer:  es  könnte  nicht  vorkommeD, 
dass  im  Gesetze  der  laiulslandischen  Einwilligung  gedacht  sei  und 
diese  dennoch  fehlen  könne.  Die  Reussische  Angelegenheit  hat 
aber  nunmehr  bewiesen,  dass  diess  möglich  ist  und  sogar,  dass 
der  allerdings  sonderbare  Fall  eintreten  kann,  wo  die  Staals- 
regierung  Jahre  lang  mit  einem  verfassungswidrig  zusammen- 
gesetzten Landtage  Gesetze  vereinbart  und  dieselben  legal  publicirl 
hat.  Pfeiffei  würde  sich  seiner  ausgesprocheneu  Ansiebt  zu- 
folge dafür  erklüren,  dass  der  Richter  diese  Gesetze  nicht  be- 
folgen dOrfe,  würde  diese  Erklärung  aber  mit  seinen  Beweisen 
nicht  rechtfertigen  können,  weil  Form  und  Inhalt  jener  Gesetze 
den  drei  von  ihm  ;iuf|^restellten  Bedingungen  völlig  entsprechen. 

Die  Juristen- Facultät  in  Heidelberg  ')  rechUerligt 
ein  von  ihr  in  einem  Rechtsstreite  gefälltes  Unheil,  durch  wel- 
ches die  Frage,  ob  eine  im  Groflsberzoglhume  Sachsen-Weimar 
im  Jahre  1826  vom  Landesherm  erlassene  Verordnung,  die  eia 
mit  ständischer  Genehmigung  erlassenes,  früheres  Gesetz  abänderte, 
auf  den  vorliegenden  Fall  angewendet  werden  dürfe,  verneint 
wurde,  mit  der  Anführung:  «nach  der  Wiener  Congressakte  kann 
die  Souveränetäl  der  deutschen  Fttrsten  kernen  Zweifel  leiden, 
aber  sie  hat  auch  die  Einführung  einer  ständischen  Verfassung 
sanctionirt  und  insofern  der  Gevvall  der  Fürsten  Grenzen  gesetzt, 
welche  von  den  Fürsten  rechtlich  anzuerkennen  sind.  Mehr  als 
eine  coniradiciio  in  adjedo  würde  es  involviren,  wenn  eine 
landesherrliche  Ueberschrettung  der  Constitution  vorläufig  ^ 
Legalität  behandelt  werden  sollte.  Die  Weimarischen  SlaalS- 
diener  sind  auf  die  Verfassung  vereidet,  folglich  dürfen  sie  nicht 
eine  verfassungswidrige,  landesherrliche  Verordnung  anwenden. 
Die,  welche  pflichtmässig  das  Recht  bandhaben,  müssen  die  er- 

1)  Schweitzer  in  Aiarlins  Jahrbüchern  Jahrgang  I.  von  18)^*  3.  Heft. 


Digitized  by  Cov.^ 


der  Siind«  erlngseDM  Gesels  «ncäweBden?  625 

worbeneii  Rechte  schätzen ,  soll  nicht  em  chaotischer  Zustand 
heranfbeschworen  werden.^ 

Es  ist  zu  erwngen,  ob  die  Juristen-Facullül  zu  Heidolbornr 
mit  Grund  ihre  Entscheidung  darauf  stülzen  konnte,  dass  die 
Weimarischen  Siaalsdiener  auf  die  Verfassiing  vereidet  wären^ 
ob  die  von  uns  aurgeworfene  Frage  mit  Nein  zu  beaniworten 
ist  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  eine  solche  Vereidung  vor- 
gtisclirieben  ist.  Der  Eid  eines  Beamten  auf  die  Verfassunor  hat 
keineswegs  die  Bedeutung,  ihn  in  seinem  Wiriiungskreisc  als 
Beamten  zum  Ungehorsam  gegen  eine  Anordnung  seiner  vorge- 
setzten  Behörde  dann  zu  ermächtigen,  wenn  dieselbe  einen  Befehl 
an  ihn  ergehen  Iftsst,  welcher  nach  seiner  üeberzeiitj  uiig  dem 
SlaalsgTundgesetze  widerstrebt.  In  seinem  Gewissen  kann  sich 
der  Beamte  nach  Befinden  gebunden  erachten,  die  Ausfübrung 
einer  den  gdtUichen  Geboten  zuwiderlaufenden  Anweisung  für  . 
seine  Person  abzulehnen.  Er  muss  dann  sein  Amt  niederlegen. 
So  lange  «r  aber  als  Staatsdiener  fungirt,  ist  er  verpflichlet,  den 
Befehlen  seines  nächsten  Vorgesetzten,  soweit  derselbe  innerhalb 
der  Grenzen  seiner  Amtsbefugnisse  handeil  und  diese  befehle  in 
der'  vorgeschriebenen  officielten  Form  erlüssty  Folge  zu  leisten,  • 
selbst  dann,  wenn  sie  eine  Verletzung  der  Verfassung  mittelbar 
zur  Folge  haben  sollten.  Nur  auf  Richter-Personen  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft,  darf,  wie  weiter  unten  zu  erwähnen,  dieser 
Grundsatz  nicht  ausgedehnt  werden,  weil  ausserdem  Kabinets- 
Justiz  eintreten  würde.  Man  muss  sich  klar  werden  über  die 
Bedeutung  der  Minister- Verantwortlichkeit,  um  die  Natur  des 
verfassungsmässigen  Gehorsames  Seitens  der  Beamten  zu  erkennen» 
Gerade  weil  die  höchsten  Beamten  vdti  den  Slanden  zur  Rechen- 
schaft gezogen  werden  und  sich  nicht  auf  den  Befehl  des  Fürsten 
berufen  dürfen,  sind  dieselben  auch  befugt,  den  Wirkungskreis 
ihrer  Untergebenen  zu  bestimmen.'  Die  letzteren  vollstrecken 
und  der  Vorgesetzte  eignet  sich  ihre  Handlungen,  zu  denen  er 
sie  befehlißfl  hat,  als  die  seinigen  an.  Sofern  dagegen  ein  Be- 
amter innerhalb  seiner  Sphäre  unabhängig  Ihälig  wird,  ist  er 
für  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Thätigkeit  selbst  haftpflichtig.  Die 
Stände  können  eine  Gonirote  darüber  führen,  dass  jeder  Beamte . 

Ziittdir.  far  SUMtw.  I8M.  !•  H«ft.  41 
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TerfassufigsmäBsig  handle,  sie  können  Ausschreitnngen  jeder  Art 
rügen,  aber  nur  die  Minister  anklagen. 

Eine  von  diesem  Eide  auf  die  Verfassang  nnabiiängige  Br^ 

wägung  ist  aber  die,  ob  es  innerhalb  der  Competenz  der 
Staalsregicr ting  liegt ^  den  Gerichten  zu  befehlen,  welche 
Gesetze  und  Verordnungen,  und  wie  sie  dieselben  anwenden 
sollen.  Wir  hallen  die  Staalsregierung  hierzu  nichl  für  ermäch- 
tigt, weil  insoweit  die  Gerichte  dem  Pürsten  gar  nicht  unler^ 
worfcn  sind ,  und  weil ,  wie  vorhin  bemerkt  wurde ,  die  Befehle 
des  Yorgesezten  nur  dann  verpfliclUend  für  den  Untergebenen 
sind»  wenn  der  Vorgesetzte  sich  in  der  von  dem  Gesetze  vor- 
geschriebenen Sphäre  seiner  Competenz  bewegt  Beschränkt  nun 
der  Regent  seine  Competenz,  z.  B.  in  Ausübung  der  Rechts- 
pHege,  durch  ein  Gesetz,  dann  kann  er  auch  die  selbstgezogenen 
Schranken  nicht  willkürlich  wieder  au  fliehen. 

£ndiich  ist  die  Frage  in  dem  Umfange,  wie  sie  von  uns 
an  der  Spitze  dieses  Aufsatzes  begrenzt  worden  ist,  von  Pnchta 
verneint  worden,  welcher  dabei  von  folgenden  Krwägungen  aus- 
geht „Die  Erkenntniss  des  Rechts  ist  gericlilel :  1)  auf  die 
£xistenz  des  Rechts,  welche  a}  von  der  Aechlheit  der  Urkunde 
theils  im  Ganzen,  theils  in  ihren  einzelnen  Sätzen  abhängt,  deren 
Untersuchung  entschieden  zu  den  Aufgaben  des  Riehlers  mit 
gehört,  b)  von  der  Promulgation  und  Publicaliun  dvs  Gesetzes, 
worüber  dem  Richter  nicht  ohna  Inconsequenz  und  unbegründete 
Schmälerung  seines  Berufes  das  Urtheil  (versteht  sich  in  seiner 
Sphäre  und  mit  Beschränkung  der  Wirksamkeit  setner  Bnlschei- 
dung  auf  den  einzelnen  ihm  vorliegenden  Process}  entzogen 
werden  könnle"  u.  s.  w.  j,i^er  Uiehter  hat  nicht  bloss  das  Er- 
forderniss  der  Publication,  sondern  auch  die  G  esetzmässig- 
keit  der  Entstehung  eines  Gesetzes  zu  untersuchen,  denn 
es  ist  unbestritten!  dass  der  üichter  das  Recht  zu  erkennen  haU 
Darin  liegt  das  Urtheil  Über  die  Erfordernisse  der  Existenz.  Es 
ist  Willkür,  zwischen  der  Publication  eines  Gesetzes  und  dessen 
Entstehung  einen  solchen  Unterschied  zu  machen.  Die  Richter 
haben  in  der  constitutionellen  Monarchie  keinen  andern  Beruf 


1)  Pnekl«  P«id«eten  §  15.  Pnchlaa  Voriefimpn  %  15. 
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als  in  der  absoluten,  am  wenigsten  einen  geringem,  es  kann 
daher  nichts  beweisen^  dass  die  Verfassung  eine  landständische  ist.^ 

Ganz  übnlich  entscheidet  die  Jaristen-FacuUäl  in  Tübingen 
die  Streitfrage  von  dem  Satze  aus:  die  richterliche  Function  setzt 
ihrer  Natnr  nach  fkberall  ein  Gesetz  im  weiteren  Sinne,  d.  h. 
eine  gültige  Rechtsregel  voraus  und  hat  diese  in  Anwendung  zu 
bringen.'^ 

Wir  vermissen  an  diesen  Beweisitthrungen  nichts  weiter  als 
den  Grund,  wesshalb  denn  die  stSndische  Genehmigung  Bedingung 
ftlr  die  Existenz  eines  Gesetzes,  einer  gülligen  Rechtsnorm  ist? 

Man  könnte  uns  antworten:  weil  in  den  Staaten,  von  denen 
CS  sich'  hier  handelt,  verfassungsmassig  kein  Gesetz  ohne  die 
Beistimmung  der  Stände  gegeben,  oder  aufgehoben,  abgeändert, 
oder  authentisch  interpretirt  werden  kann.  Wäre  diese  Erwie- 
derung für  sich  beweisend,  dann  würden  nicht  so  gewichtige 
Auclorilälen  das  Gegenlheil  verfochten  haben;  um  so  weniger, 
als  auch  diese  Auctoritäten  die  Pflicht  des  Richters,  nur  gültige 
Normen  bei  seinen  Urtheilen  anzuwenden,  lieineswegs  verkennen. 
Wir  müssen  also  wohl  noch  einen  innem  Grund  dafür  finden, 
dass  der  Mangel  der  Genehmigung  der  Stände,  wo  sie  vorge- 
schrieben ist,  das  Existentwerden  eines  Gesetzes  schlechthin 
unmöglich  macht. 

T.  Yertneh  fflo  Arage  xi  Itoei. 

Die  Entstehung  des  Rechts  hat  eine  äussere  oder  formelle 
und  eine  innere  oder  materielle  Seile.  Das  Recht  ist  äussere 
Satzung  des  Staates  oder  Volkes,  aber  der  Gesammtwille  steht 
einem  bestimmten,  ausser  ihm  gegebenen  Stoffe  gegenüber,  den 
er  zu  einem  grossen  Theile  annimmt,  neben  den  er  dann  noch 
einen  zweiten  grossen  Besfandlheil  des  Rechts  durch  eigene 
Schöpfung  setzt.  Jener  SloÜ,  der  so  ausserhalb  des  eigentlichen 
Rechtes  liegt  und  doch  eine  ganz  unentbehrliche  Basis  desselben 
ist,  ist  ein  grosser  Complex  von  wirklich  bestehenden  Regeln, 
die  selbstständig  als  Natursätze  schon  vorhanden  sind«  Diese 


1)  Re^tsgutaokteo  in  der  HanndTaiiclien  VerfassuDgsfrage ,  herausge- 
geben Ton  DahlnaDii  S.  270.  Vgl.  auch  Martins  Jahrb.  Jahrg.  UL 
3.  Heft  8.  264  f.  Zn  vergleichen  iai  auch  Senffert  a.  a.  0.  N.  2. 
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Regeln  sind  das  nothwendige  Produkt  der  gesflnunten  kdrperlich- 
geistigen  Stellung  der  Menschheit  im  Gebiete  der  ganzen  Schö- 
pfung und  sie  bilden  das  nothwendige  Supplement  zu  einem 
wissenschanUchen  Yerslandniss  des  Rechtes 

Indem  sich  nun  das  Recht,  sofern  es  auf  natürliche  Weise 
entsteht,  aus  dem  gemeinsamen  Willen  der  zu  einer  Gemeinschaft 
verbundenen  Rechtsgenossen  entwickelt,  ist  die  Quelle  des  Rechtes 
das  Volksbewusslsein.  Don  Enistehungsprocess  selbst  verniatr  der 
mensciiliche  Geist  nicht  zu  verfolgen ;  er  ist  nicht  im  Stande, 
einzudringen  in  das  geheimnissvoUe  Getriebe  des  Keimens  und 
des  Entfall ens  in  der  Natur  und  ebensowenig  f^hig,  das  Hervor- 
wachsen des  Rechts  aus  der  unsichtbaren  Werkstätle  des  Volksgeisles 
EU  beobachten.  Erst  das  entstandene  Hecht  ist  für  ihn  erkennbar 
und  zwar  äussert  es  sich  in  einer  dreifachen  Gestalt :  als  Gesetz, 
geschaffen  durch  die  Gesetzgebung,  als  Gewohnheits recht, 
erzeugt  durch  die  als  Gewohnheit  sich  Sussemde,  rechtliche 
L Überzeugung  der  Glieder  des  Volkes  und  als  das  Ergebuiss 
eines  wissenschaftlichen  Processes^}* 

Der  Beruf  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist  es,  den  allge- 
meinen Willen  zu  erkennen  und  denselben  zu  einer  Ükr  die 
Staatsangehörigen  verbindlichen,  allgemeinen  Rechtsregel  Im  Gesetze 
zu  gestallen.  Diesen  Beruf  ubl  die  Obrigkeit  und  in  monar- 
chischen Staaten  der  Fürst  als  das  verkörperte  Subjekt 
der  obrigkeitlichen  Gewalt. 

Es  eicistirt  nun  aber  ui  Bezug  auf  diese  Function  eine  Ver- 
schiedenheit unter  den  monarchischen  Staaten.  In  einigen  wird 
der  Wille  des  Regenten  schlechthin  als  identisch  luil  dem 
Willen  der  Nation  angenommen,  der  Regent  allein  bringt  ihn 
zur  Erscheinung,  und  dann  ist  dasjenige  Gesetz,  was  der  Regent 
als  seinen  Willen  verkündigt.  Der  Fürst  kann  aber  auch,  um 
sich  darüber  zu  vergewissern,  dass  seine  Erkenntniss  der  Volks* 
Überzeugung  die  richtige  sei,  dass  er  nicht  irrthümlich  einen 

1)  Vgl.  Leist  civilist.  Sliidiea  auf  dem  Gebiete  dosmatisclier  ADaiyse* 
Jana  1854,  1.  Heft  S.  134. 

2)  Die  bekanolen  Controversen  über  den  Begriff  des  Gewohnheitsrecht! 
und  die  Streitfrage,  oh  es  ein  sogenaimte»  Aecbt  der  Wiaaeoftchaft  gpb^ 
bleiben  liier  aug  dem  Spiele, 
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Satz  als  übereinstimmend  mit  dem  Volkswillen  zum  Gesetz  er- 
kläre, Organe  schaffen ,  welche  ihn  bei  Ausübung  der  gesetz* 
gebenden  Gewalt  unterstützen  sollen.  Solche  Organe  gibt  es  in 
unnmschrSnkten  und  in  beschränkten  Monarchieen.  In  den  erstem 
werden  vielfach  Collegien  von  Bcainieti.  oder  auch  Einzelne  damit 
beauftragt,  ilirer  Rechtskennlni^s  und  Erlahrung  nach  dem  Fürsten 
beiräthig  zu  sein,  damit  derselbe  sich  bei  dem  Erlass  von  ge- 
setzlichen Normen  nicht  täusche  über  die  in  der  Natioii  lebende, 
rechtliche  Ueberzeugun^.  In  den  beschränkten  Monarchieen,  die 
man  von  der  hiiuliir  millelst  einer  veil)iieflen  Urkunde  aiiswe- 
sprochenen  Anerkennung  der  dem  Volke  zusiehenden  Rechte 
,,constitutionelle^  zu  nennen  pflegt,  ist  regelmässig  (nach  den 
neuern  Verfassungen  überall)  dem  Regenten  eine  Körperschaft, 
die  Kammern,  Stände,  Landtag,  beigegeben,  welche  sich  entweder 
bei  allen,  oder  bei  einem  gewissen  Kreise  von  gesolzliclien 
Yorscbrifleu,  deren  Erlass  für  nothwendig  gehalten  wird,  darüber 
auszusprechen  hat,  ob  sie  wirklich  der  gemeinsamen  Ueberzeu* 
gung  der  Nation  entsprechen,  oder  ob  sich  in  Betreff  dieser 
Ueberzeugung  der  Fürst  etwa  geirrt  hat. 

Wenn  in  irgend  einem  Staate,  irgend  einer  Körperschaft, 
z.  B.  einem  Slaatsrathe,  einem  Gerichtshöfe,  oder  Einzelnen  — 
den  Vorständen  der  Provinzen,  den  ersten  Beamten  der  Kreise  — 
oder  endlich  Abgeordneten  des  Volkes  (einer  oder  zwei  Kammern) 
von  dem  Landesherrn  eine  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung 
zugestanden  wird,  so  ist  ein  dreifacher  l^^dl  möglich: 

1)  der  Fürst  verlangt  nur  einen  Rath  über  die  Noth wen- 
digkeit und  Zweckmässigkeit  rücksichtlich  der  von  ihm  vorbe^ 
retteten  gesetzlichen  Vorschrift  (die  Vorbereitung  selbst  kann 
natürlich  ebenfalls  Dritten  von  dem  Regenten  übertragen  werden), 
dann  behält  er  sich  selbst  die  letzte  Entscheidung  darüber  vor, 
ob  er  dem  ertheilten  Rathe  Folge  geben  will.  Ks  ist  möglich, 
dass  er  die  Meinung  seines  Beirathes  nicht  für  die  richtige  hält 
und  das  Gesetz  erlässt,  weil  es  nach  seiner  Ueberzeugung,  die 
in  dieser  Beziehung  von  der  seiner  Ralhgeber  abweicht,  dem 
aiigeuieinen  im  Volke  lebenden  Ret-lil^Licwusstsein  entspriclil. 

Dieses  VerhaUniss  findet  nach  meiireren  Verfassungen  statt. 
So  bestimmt  z.  B.  $  19  der  Verfassung  für  das  vormalige  Gross* 
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herzo^thnm  Frankfurt  vom  16.  August  1810:  „alle  Gesetie 

'  über  Auflagen,  die  Einrühriing  neuer  civil- und  peinlichei  Gcselze 
sollen  in  dem  Slaalsrathe  voibpreilet,  disculirt  und  entworfen 
werden;"  —  $  5  der  Organisation  für  das  Herzogthum 
Anhalt-Ki^then  vom  19.  Februar  1811:  „alle  Gesetze  über 
Steuern,  Civil-  und  peinliche  Gegenstände,  ebenso  alle  Verwai- 
tun^s- Verordnungen  werden  von  dem  Slaalsrathe  vorbereitet, 
tiibculiit  und  entworfen";  und  §  14  „den  Ständen  sollen  die 
im  Staatsraliie  entworfenen  Gesetze  mitgelheilt  werden.  Die 
Stände  discutiren  Uber  die  Gesetzentwürfe  mit  demjenigen  Slaals- 
rathe, welcher  dazu  den  Auftrag  erhallen  hat  Die  Bemerkungen 
und  Modißcalionen  werden  Uns  im  Staatsrathe  zur  Berathschla-' 
gung  vorgelegt  und  darüber  beschlossen." 

2}  Es  kommt  aber  auch  ferner  der  Fall  vor,  dass  der  Fürst 
bei  einem  gewissen  Kreise  von  Gegenständen  der  Gesetzgebung 
sich  dergestalt  an  die  Erklärungen  der  Stände  bindet,  dass  er  tu 
einigen  Gesetzen  ihre  Einwilligung  für  nöthig  hält  und  dann 
ausi^pnclit,  wenn  dieselbe  nicht  vorhanden  sei,  könne  ein  in 
diesen  Kreis  fallendes  Gesetz  nicht  gegeben  werden.   Zu  den 
Übrigen  Gesetzen  erfordert  er  dann  wohl  das  Gutachten  der 
Stände.  So  lautet  z.  B.  der  $  7  der  Verfassung  für  das  Fursten- 
thum  Lippe-Detmold  vom  8.  Jani  1819:   J)ci  Einlulirun? 
neuer  oder  Abänderung  früherer  LandesgeseJze  sollen  die  Land- 
tagsabgeordneten mitwirken,  ihr  Gutachten  abgeben  und 
wird,  wenn  jene  Verordnungen  auf  die  Landesverfassung  wesent- 
lichen Einflüss  haben,  ihre  Zustimmung  erforderlich  sein^ 
in  S  25  des  Landesvertrags  für  Wald  eck  vom  19.  April  1816 
heisst  es:  ^dir  landstandisclien  Rechte  sollen  ferner  fundirl  sein; 
in  dem  Hechte  der  ßerathung  und  Einwilligung  bei  allen 
Gesetzen  und  Anordnungen,  welche  auf  die  Landesverfassung  und 
deren  Veränderung  Beziehung  haben;  bei  allen  Gesetzen,  wo« 
durch  über  das  Eigenthum  dti  Lulciihauen  zum  Gebrauch  der 

1)  Fast  gleichlautend  ist  §  2  der  Verordnung  vom  15.  Januar  1816  für 
Lip|>e-Schaamburg,  durch  welche  die  sländisclie  Verfassung  herge- 
•telll  ward«;  --  in  §  97  bis  99  der  ß  ra  u  nach  w  e  irisch  e  n  Landsdiiifls- 
ordnong  vom  12.  Ociül)er  1832  werden  Fälle,  wo  die  Zustiramung,  uad 
Fälle,  wo  das  Gutachten  der  Stände  erfordert  wird,  uaicrschiedcn. 
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Landcsherrsdiaft  otler  des  Landes  verfügt,  die  persönliche  Freiheil 
der  Unterthanen  gegen  bestehende  GeseUe  beschrankt,  oder  da- 
darck  wohlerworbene  Rechte  Einzelner  oder  ganzer  Klassen  der- 
selben aufgehoben  oder  beschrfinkt  werden  sollen.  Bei  allen 
übrigen  Landesgeselzen  wollen  Wir  den  Rath  und  das  Gutachten 
Unserer  Stände  einholen 

33  Endlich  kann  der  Fürst  auch  zu  grösserer  Sicherheit, 
dass  der  Wille  der  Nalion  von  ihm  nie  verkannt  werde,  zu  • 
allen  Gesetzen  die  Zustimmung  der  Volksabgeordneten 
verlangen.  So  bestimmt  z.  B.  $  86  der  Verfassung  lilr  das 
hünigieich  Sachsen  vom  4.  Sept.  1831:  ^kcin  Gesetz  kann 
ohne  Zustimmung  der  Stände  erlassen,  abgeändert  oder  authen- 
tisch interpretirt  werden^ 

In  allen  den  Staaten,  in  welchen  der  Regent  verfassungs- 
mässig den  Erlass  der  Gesetze  von  der  EinwiMigung  der  Volks- 
abgeordnelcn  abhängig  gemacht  hat ,  ist  die  ihm  zustehende 
gesetzgebende  Gewalt  eine  beschränkte.  Die  Stände  bilden  keines- 
wegs neben  ihm  eine  positive  Macht,  welche  föhig  wäre, 
ohne  den  Regenten  Gesetze  zu  erzeugen,  sondern  sie 
schranken  die  landesherrliche  Gewalt  negativ  ein,  indem  der 
Wille  des  Staatsoberhauptes  ein  Gesetz  nicht  ohne  ihre  Geneh- 
migung hervorbringen  kann.  Dass  die  Stände  eine  Bedingung 
ftr  das  Entstehen  eines  jeden  Gesetzes  sind,  streitet  nicht  gegen 
dasPrinctp  der  SonverfinetSf,  weil  diese  Bedingung  rein  negativ 
ist  und  weil  sie  dem  Fürsten  nicht  abgezwungen,  sondern  aus 
freier  EntSchliessung  von  ihm  als  Garanüe  dafür  aufgestellt  wor- 
den ist,  dass  er  die  ihm  als  verkörperte  Obrigkeit  obliegende 

t)  Nach  vielen  Yerfaniuigen  ist  die  Zustimmung  der  Stände  erforderlich 
bei  Geielsen,  welche  die  Landesverraseung,  Freiheit  oder  Ei^renttium  dar 
SUiaUbarger  betreffen.  Vgl.  die  Verfassungen  von  Bxicrn  v.  1816  Tit.  Vllt. 
§  2,  Baden  von  1818  §  64,  65,  Su  chsen*  Weimar  von  l^lf^  §  5, 
Hildbnrghenien  von  18t8  §  2,  Coburg  von  1821  $  64,  65,  Mei- 
ningeo  v.  1829  ArU  85,  Alienbarg  v.  1831  §  20i,  Sondersbaosen 
von  1830  S  8* 

2)  Gleiche  Bestimmungen  treffen  die  Verrassnngen  far  Prenssen 
▼on  1850  §  62,  Warttemberg  von  1819  $  88,  Kurhessen  von  1831 
$  95,  Grosshersogtlivm  Hessen  von  18*10  Art.  72,  Gotha  von  1853 
%  104,106,  Sondershansen  v.  1819  §  100,  Reusi  J.L.  v.  1852  §63. 


Digitized  by  d^m  'x^'^ 


632         ^  Eicbttr  «In  ohn«  die  TerfiMimitmSssige  Einwilligang 

Pflicht,  den  allgemeinen,  im  Volke  sich  aussprechenden  Willen 
XU  erkennen  und  im  Geselze  aufzunehmen,  zum  Wohle  seiner 
Unlerthanen  auszottben  stets  im  Stande  sei  *).  Fragt  man,  wess* 

halb  denn  nicht  in  IVühern  Zeiten  bereits  diese  Garantie  für 
nothwendig  gehalten  worden  ist,  so  dient  als  Antwort,  dass  es 
ehedem,  wo  die  Verhältnisse  weit  einfacher  waren  und  der  Fürst 
vielfach  eine  mehr  privatrechtliche  Stellung  zu  Land  und  Leuten 
.  hatte ,  mit  geringeren  Schwierigkeilen  verbunden  sein  mochte, 
Rechtsnormen  aulzi  slellen.    Uehrig^ens  handelte  auch  früher  der 
Regent  nicht  ohne  Halhgeber  bei  Ausübung  der  gesetzgebenden 
Gewalt,  die  in  viel  geringerem  Maasse  thätig  wurde,  als  heut 
zu  Tage.   Je  mehr  man  erkannte,  dass  die  Herrschaft  des  Staats- 
oberhauptes ein  dffentliches  Recht  Ober  Personen  ist,  welche 
dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  über  die  Glieder  eines  Ganzen, 
des  Staates  zusteht,  desto  dringeuder  musste  das  BedUrfniss 
werden,  eine  Gewährschaft  dafür  zu  gewinnen,  dass  die  gesetz- 
gebende Gewalt,  deren  Thätigkeit  sich  mit  der  Regierung  des 
Verkehres  und  der  stets  zunehmenden  Mannigfaltigkeit  der  recht- 
lichen Beziehungen,  über  ein  mehr  und  mehr  wachsendes  Gebiet 
erstreckte  und  folglich  ungleich  complicirler  wurde,  mit  den 
nationalen  Rechtsansichten  nicht  in  Widerspruch  träte.  Von 
selbst  versteht  es  sich,  dass  Fehlgriife  nicht  absolut  unmöglich 
öind,  bü  borgfällig  man  auch  ia  der  Wahl  jener  Gewaluschalt 


1)  In  mehreren  nicht  dentfchen  Stauten  ist  die  getetsgebeode  GeweU 
dei  Regenten  nicht  bloss  negativ  heschrinkt,  sondern  es  sind  Corporationen 
geschaiTen,  welche  Gesetze  ohne  und  resp.  gegen  den  Willen  des  Staats* 
Oberhauptes  sn  eneugen  vermögen,  indem  der  Krone  nur  ein  Suspensiv- 
Veto  gelassen  tsl.  So  die  Verfassung  Frank reiclis  vom  3.  Sept»  1791, 
3.  Kapitel,  1.  und  3.  Abschnitt;  die  spanische  Verfassung  vom  19.  Min  1812, 
Abschnitt  YII.  131,  Abschn.  VIII.  14f.  142.  144.  148.  149.;  die  Verfassung 
für  Norwegen  vom  3U  Hfln  1814,  S.  69.  Wir  halten  dafür,  dass  diese 
Bestimmungen  dem  monarchischen  Principe  allerdings  widerstreben,  well  damit 
eine  Gewalt  geschaffen  wird,  die  flhermächtiger  ist  als  die  des  Königs.  Es 
haan  indess  eine  nfthere  Begrfindung  dieser  Ansicht  uro  so  mehr  unterlassen 
werden,  als  es  nach  diesen  Verfassungen  gewiss  keinem  Zweifel  unterliegt, 
dass  Gesetze,  welchen  das  gesetzgebende  Corps  in  Pranhreich,  die  Cortes 
in  Spanien,  die  beiden  Dinge  in  fforwegen  nicht  genehmigt  haben,  für  den 
UIchter  nicht  bindend  sind« 
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zu  Werke  gehen  mag;  sie  sollen  eben  nur  erschwert  uad 
nach  MogUchkeii  vermieden  werden. 

Ist  diese  Auffassung  die  richtige,  dann  ist  klar,  dass  da» 
wo  SU  den  €ese4zen  die  Zustimoiuog  der  Stttnde 

eiiurdcjl  wird,  zwei  Faclorcn  der  gebe  tzg(jl)  enden 
Gewalt  existiren,  ein  positiver,  der  Regent,  ein 
negativer,  die  Stände.  Die  juristische  Person  des 
Staates  wird  dann  in  Beziehung  auf  die  Gesetz- 
gebung yertreien  von  dem  in  Uebereinstimmung 
mit  den  Standen  h  n  lul  e  I  ri  d  e  n  U  c  g  e  ii  l  «j  ii.  I)  a  s  W  e  s  e n 
der  Gesetze  besteht  in  solchen  Staaten  in  deren 
von  beiden Factoren  anerliannten /echtiichen  Noth- 
wendigkeit,  welche  dem  Gesetze  die  allgemeine 
Verbindungskraft  verleiht  Ist  nur  einer  von  beiden 
Factoren  Ihiitig,  dann  kann  eine  rechtsverbindliche  Norm  nicht 
entstehen,  weil  dann  dasjenige  Organ  nicht  thälig  gewesen  ist^ 
welchem  es  obliegt,  die  im  Volke  lebende  Rechtsüherzeugung 
zu  finden. 

Bekanntlich  setzt  jede  Handlung,  die  im  Rechtsleben  Bedeu- 
tung gewinnen  soll,  den  Willen  zu  handeln  und  die  Realisiriirig 
des  Wülens  durch  Aiisiuiirung  des  Gewollten,  die  Erklärung  des 
Willens  voraus,  der  erstere  bildet  die  Seele,  die  letztere  den 
Klirper  der  Handlung.  Wo  eins  von  beiden  fehlt,  existirt  die 
Handlung  im  rechtlichen  Sinne  des  Wortes  selbst  nicht.  Wenden 
wir  diese  iinbeslrillenen  Sätze  auf  das  Geselz  an,  so  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  in  monarchischen  Staaten,  wo  weder  den  Standen, 
noch  sonst  Jemandem  eine  Stimme,  oder  doch  nur  eine  begut- 
achtende Stimme  bei  der  Gesetzgebung  eingeräumt  ist,  der 
Wille  des  Fürs tcn  schlechthin,  wo  die  Zustimmung 
der  Stände  (higegeii  zu  jedem  Gesetze  erfordert  wird,  der 
Wille  des  Hegenten,  sofern  er  mit  dem  der  Stände 
IIb e reinstimmt,  die  Seele  des  Gesetzes  bildet.  Ist  den  Stün- 
den nur  bei  einigen  Gesetzen  entscheidende,  bei  andern 
keine  oder  berath ende  Stimme  eingeräumt,  dann  ist  bei  den 
e r  s  t  e r  e  n  der  im  Einklänge  mit  dem  s  t a  n  d  i s c h  e n 
Willen  sich  bciindende  Wille  des  Regenten,  bei  den 
letzteren  der  Wille  des  Regenten  allein  die  Seele  des 
Gesetzes. 
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Die  Erklärung  des  VViiiens  ist  in  verschiedenen  Staaten 
verschieden.  Meist  ist  gesetzlich  festgestellt,  an  welchen  äusseren 
Pormen  die  Slaatsangebörigen  den  Willen  der  geselxgebenden 
Gewalt  erkennen  sollen.  Es  folgt  daraus,  dass,  wenn  eine  dieser 
Formen  fehlt,  der  Wille  st  ll)st  zwar  immerhin  e.vislirl,  ^ihcr  nicht 
bindend  ist,  weil  sich  keine  Gewissheit  darüber  herstellen  lasst, 
ob  die  competente  Gewalt  dabei  thätig  war.  Dergleichen  Formen 
derErklürui^  exisliren  ebenso  in  Staaten,  wo  dieSlftnde  keinen 
Thefl  an  der  Geselsgebung  haben,  wie  da,  wo  diess  der 
Fall  ist.  Eine  erkennbare  Form  muss  vorhanden  sein  so- 
wohl für  den  Willen  des  Fürsten  als  den  der  Stände.  Der 
Wille  der  letzteren  wird  nur  dem  Regenten  gegenüber  ausge- 
sprochen und  der  Regent  allein  promnigirl  und  pobUcirt  den 
Willen  der  gesetzgebenden  CrewaU  in  den  gesetzlichen  Formen. 

Ist  es  uns  gelungen ,  den  Nachweis  zu  führen ,  dass  die  in 
der  Verfassung  als  nothwendiges  Erlorderniss  vorgeschriebene 
Zusllniniung  der  Stünde  negativ  den  das  Gesetz  schaffenden 
Willen  des  Regenten  begrenzt,  dass  sie  keineswegs  einen  Tbeil 
der  nasseren  Form  bildet,  in  weleber  der  Wille  des  Regenten 
erklärt  werden  muss,  um  biniltnd  zu  sein,  dass  vielmehr  der 
Wille  des  Regenten  und  der  Wille  der  Stände  zusammen  die 
Seele  des  Gesetzes  bilden,  dass  jeder  von  beiden  der  firklärai^ 
bedarf,  so  gelangen  wir  leicht  zur  definitiven  Lösung  der  an  die 
Spitze  gestellten  Frage.  Wir  brauchen  nämlich  nur  den  nicht 
bezweifelten  Salz,  dass  die  Gerichte,  unabhänglor  von  der  Staals- 
regierung,  innerhalb  ihrer  Competenzsphäre  einen  ßecbtsfall,  zu 
dessen  Rnlscheidung  sie  ihälig  werden,  unter  die  g&ltigen  Rechts- 
normen zu  subsumiren  haben,  hinzuzunehmen,  um  die  Antwort 
zu  finden. 

Der  Richter  hat  bei  jeder  Handlung,  weit  he  in  das  reclil- 
liche  Gebiet  einschlägt,  zu  untersuchen,  ob  der  Wille  des  Hnndeln- 
den  vorhanden  und  ob  er  in  gehöriger  Form  erklärt  ist.  Bei 
dem  Subsnmiren  unter  ein  Gesetz  übt  er  dieselbe  Thätigkett  aus. 
In  einem  monarchischen  Staate,  wo  der  Fürst  ohneBeschrfin- 
kung  der  Inhyber  der  gesetzgebenden  Gewnil  ist,  prüft  d<Jf 
Richter,  ob  der  Wille  des  Regenten  sich  in  dem  Gesetze,  welches 
er  im  einzelnen  Falle  anwenden  muss,  off'enbart  und  ob  er  sich 
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in  derjenigen  Fonn  ofTenbarl,  welche  der  Fllrsl  selbst  vorge- 
schrieben hat  In  einem  monai  chiscben  Slaate,  wo  der  Fiir^t  ia 
Ausübimg  der  geaelzgebenden  GewaK  durch  die  Zuslimnong 
der  Stände  beschränkt  ist,  vergewissert  sich  der  Richter  dsrttber, 
ob  der  durch  die  Stände  negativ  beschränkte  Wille  des  Regenten 
fhälig  gewesen,  und  ob  er  in  der  von  dem  Regenten  angeordne- 
ten Form  erklart  ist.  Findel  der  Richter,  dass  der  Wille  oder 
die  Form  fehlt,  dann  ist  das  Gesetz  nicht  entstandeOi  dann  liegt 
eine  irrthümlich  mit  dem  Namen  ^»Gesetx^  bezeichnete  Urknnde 
vor,  die  der  Richter,  ohne  dem  Befehle  seines  Herrn,  ohne  seinem 
Eide  untreu  zu  wtrtieii,  welcher  ihm  gebietet,  nach  den  Gesetzen 
zu  richten,  nicht  anwenden  darf.  Durch  diese  dem  ftichteramte 
obliegende  Pflicht  wird»  wie  wir  schon  an  einer  andern  Stelle 
gelegentlich  bemerkt  haben,  keineswegs  die  Nothwendigkeit  be- 
dingt, dass  der  Richter,  bevor  er  ein  Gesetz  anvveadcl,  dte  Land- 
tagsaklen  prüfen  müsse,  um  zu  erfahren,  ob  jede  Wahl  eines 
Abgeordneten  legal  erfolgt,  ob  die  Berathung  und  Abstimmung 
gesetsmässig  vor  sieh  gegangen  ist.  Wenn  die  Slaatsregierung 
ein  Gesetz  verfassungsmässig  verkündigt,  dann  hat  der 
Richter  zu  präsumiren,  dass  es  auch  verfassungsmässig 
zu  Stande  gekommen  ist,  weil  jeder  Behörde  in  den 
Grenzen  ihrer  Amislhätigkeit  fideM  pubUca  zukommt,  und  Tür 
jede  dessfaUsige  Aeosserung  die  proestMiKo  kgalitatis  spricht. 
Prfifung  der  Wahlen  und  Handhabung  der  Geschänsordnung  ist 
ohnehin  in  viehn  Staaten  entweder  den  Standen  selbst,  oder 
eigens  dazu  niedergesetzten  Behörden  überwiesen.  Wenn  daher 
der  Regent  im  Eingänge  des  Gesetzes  der  Zustimmung  der  Stände 
gedenkt,  dann  ist  anzunehmen,  dass  dieselbe  auch  in  verfassungs- 
mässiger Weise  vorhanden  sei.  Ist  es  aber  notorisch,  oder  wird 
bewiesen,  dass  die  Slande  das  Gesetz,  dessen  Existenz  doch  von 
ihrer  Genehmigung  abliängt,  nicht  genehmigt  haben,  dann  darf 
es  der  Richter  auch  nicht  anwenden,  weil  nicht  die  ans  einem 
positiven  und  einem  negativen  Factor  bestehende  Geselzgebungs« 
gewalt  thälio;  gewesen  ist,  weil  nicht  die  ftJr  diesen  Fall  gesetz- 
lich bestiiiiiulen  Rcfpräsentanlen  des  Staates,  der  Fürst  und  der 
Landtag,  sondern  der  erstere  allein  gehandelt  iiat. 

Als  Unterstiktzungsmomente  für  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht 
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niaciicn  wir  uut  die  Consequenzen  aafmerksam ,  zu  denen  die 
fegentiieiligc  Annahme  führU 

1}  In  mehreren  Verfassungen  ^}  ist  vorgeschrieben ,  dass 
die  erfolgte  Zustimmung  der  Volksvertretung  bei  der  Verktlndigung 
der  Gesetze  erwähnt  werden  soll.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  diese  Erwaiinung  zu  den  äusseren  Formen  «gehört, 
welche  der  Richter  zu  prüfen  hat  und  in  deren  Mangel  er  das 
Gesets  nicht  anwenden  darf;  wenn '  diese  Erwähnung,  oder  die 
Unterschrift  des  Landesherm,  oder  die  Gegenseichnung  des  ver- 
anlwoi  Iiichen  Ministers  fehlt  j  ist  das  Gesetz  für  den  Richter  bei 
seinen  Ent.scheidunjjen  nicht  anwendbar.    Wird  nun  ein  Gesetz 
erlassen,  ohne  die  nach  der  Verfassiinor  erforderliche  Zuslinimung 
der  Slihide  einzuholen,  and  der  Wahrheit  gemäss  im  Gesetze 
nichts  von  dem  Vorhandensein  dieser  Zustimmung  erwähnt,  so 
ist  der  Richter  auch  nach  der  Meinung  unserer  Gegner  in  seinem 
vollen  Rechte,  wenn  er  das  Gesetz  im  concreten  Falle  nicht 
anwendet.    Bei  einem  andern  dergleichen  Gesetze  fehle  die 
erforderliche  Genehmigung  des  Landtags  ebenfalls,  aHein  die  Re* 
gierung,  z.  B.  irrtbtlrolich  annehmend,  dass  die  Beistimmung  vor- 
handen sL'i,  verkündige  das  Gesetz  mit  dcv  VoinnA:  „unki-  ver- 
fassungsamssiger  Genehmigung  des  Landtags'',  —  soll  etwa  hier 
der  Irrthum  Seitens  der  Staatsregierung,  eine  offenbare,  wenn 
auch  absichtslose  Unwahrheit  das  Gesetz  (fSar  den  Richter  bindend 
machen  ?  das  wäre  denn  doch  in  der  That  ein  arger  Widersprach. 

2)  Die  Annahme,  dass  der  Richter  jedes  legal  puLliciile 
Gesetz  anwenden  muss,  führt  die  Möglichkeit  mit  sich,  dass  die 
durch  die  Verfassung  gegebenen,  wichtigsten  Rechte,  die  in  das 
l^nze  Staatsleben  tief  einschneidenden  Gesetze  einseitig  von 
der  Staatsregierang  aufgehoben  und  abgeändert  werden  können. 
Von  einem  U  n  g  c  a  a  n  u  l  c  n  "^j  ist  bereits  anjoferiihrl  wurdeii : 
„aus  dem  Salze,  dass  die  Gerichte  nicht  befugt  seien,  die  Con- 
stitutionalilät  einer  Verordnung  zu  prüfen,  folge  jnit  Mothwendig- 

1)  Vgl.  die  VerfBisaagen  für  Knrbessoo  voo  1831  $  05,  Reasi  j.  L. 

TOn  1852  $  65. 

2)  Vgl.  den  Aufiats  über  die  Unabhfiogigkeit  der  Gerichte  im  Gross- 
herzogthum Hesfeo  in  Nr.  30  mid  21  der  deaUcheo  Veierlaiidaseitinig  von 
Pab«t,  Jahrgang  1833» 
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keit,  das«,  wenn  die  Regicrang^  durch  eine  Verordnung  verfDge: 
die  Gerichte  sotten  kDnflig  ihren  Entscheidungen  das  chinesische 

Gesetzbudi  zu  (ininde  logen,  das  Eilitl  über  die  Verhiillnisse  der 
Standesherren,  der  Staalsdiener  ist  aufgehoben  n.  s.  w.,  alle  diese 
Verfögnngen  in  vorkommenden  Fällen  von  den  Gerichten  aaf 
das  Geneneste  respectirl  nnd  angewendet  werden  mOssten,  sogar 
eine  Sospension  und  gänzliche  Aufhebung  der  Verfassung  seihst 
in  ihrer  Gesarmnlheit  von  den  Gerichten  uiclil  beanstandet  werden 
dürfte.^  Linde  ^}  hat  hierauf  entgegnet:  «die  Richtigkeit  dieser 
Folgerung  sei  unbedenklich  zuzugeben,  aber  das  Gerahrliche  / 
dieser  Consequenzen  liege  offenbar  nur  ki  der  AbsurdUüt  und 
Recfatswidrigkeit  der  Anordnungen,  die  durch  Verordnungen  ge- 
trollen  werden  könnten.    Gesetzt,  nicht  die  Regi(  l  untr  k;inie  auf 
den  Einlaii,  solche  Verordnungen  zu  erlassen,  aber  die  Land- 
stände -  ersuchten  die  Regierung,  ein  Gesetz  solchen  Inhalts  zu 
geben  und  jene  AbsurditSten  und  Rechtswidrigkeiten  würden  nun 
durch  ein  von  den  Landständen  provocirtes  Gesetz  verordnet. 
Wäre  dann,  fährt  Linde  fort,  die  Liig^e  des  Landes  eine  andere? 
Gewiss  nicht;  denn  im  Hesultate  ist  die  Wirkung  des  Gesetzes 
und  der  Verordnung  hier  gleich.   Wäre  es  aber  nidit  Unsinn, 
einer  solchen  Consequenz  wegen  behaupten  zu  woUen,  den  Land- 
ständen dürfte  keine  Concurrenz  bei  der  Gesetzgebung  einge- 
räumt, oder  gar,  es  dürite  gar  keine  gesetzgebende  Gewalt  an- 
erkannt werden?^ 

Gewiss  ist  es  wahr,  dass  niemals  eine  absolute  Sicherheit 
gegen  Fehlgriffe  der  Gesetzgebung  erreicht  werden  kann.  Das 
liegt  el)en  in  (kr  Unvollkommenheit  der  menschlichen  Verhältnisse. 
Wir  geben  auch  zu,  dass  die  Älitwirkung  der  Landslimde,  nament- 
lich in  kleinen  Staaten,  vielfach  recht  wenig  erspriessliche  Re- 
sultate geliefert  haben  mag.  Dennoch  müssen  wir  Lindes 
Dedoelion  gegen  jenen  Ungenannten  als  unschlttssig  bezeichnen. 
Ob  die  Staabregierung  eins  eilig  dasEdict  über  die  Staatsdiener 
aufhebt,  oder  in  Verein  mit  den  Standen  ist  durchaus  nicht 
gleichgültig.  Man  kann  sagen,  es  werde  das  weder  einseilig, 
noch  mit  Genehmigung  der  Stände  geschehen,  allein  es  wird 

I)  Lind«  ha  Archiv  f&r  dvflifl.  Piuui  Bd.  XVI.  £k  353. 


I 
j 

I 

638    Hat  der  Richter  ein  ohne  die  TCffifiiiBgsiiiifilge  KhiwQligung 

i 

elier  geschehen  können,  wenn  die  Staatsregiening  ohne 

die  Stände  rorschreiten  kann,  als  wenn  sie  mit  ihnen  eine 

solchf?  Maassregel  zu  vcnibschiedcn  hal.  Selbst  wenn  die  Re- 
gierung den  Erlass  eines  derartig:en  Gesetzes  wirklich  beabsich- 
tigte, so  könnte  sie  diese  Absicht  nach  der  hier  vertretenen 
Meinung  nicht  ausführen,  weil  die  Gerichte  in  einzelnen  Processen 
ihre  Thäligkeit  annulliren  würden.  Stimmen  die  Stände  bei,  mm 
dann  ist  eben  anzunehmen,  dass  der  allgemeine  Volkswille  diesem  • 
Gesetze  entspricht  Ein  Zwiespalt  zwischen  dem  Voiksbewusst- 
sein  und  dem  verabschiedeten  Gesetze  ist  noch  immer  möglich, 
aber  es  bietet  die  Mitwirkung  der  Stünde  eine  grössere 
Garantie  dafür,  dass  die  Gesetzgebung^  Hand  in  Hand  mit  dem 
Volksbewusslsein  ^elit.  Zu  welchem  Zwecke  halle  man  denn 
sonst  die  Beistimmung  des  Landtags  zu  Gesetzen  für  erforderlich 
geachtet? 

Ueberdiess  beweist  der  mitgetheille  Rensstsche  Fall,  dass 

denn  doch  auch  solche  auffallende  Vorgänge  möglich  sind,  die 
Linde  Absurdilälen  und  Widerrechlliehkeilen  nennt.  Dort  hat 
z.  B.  die  Slaalsregicrung  durch  verfassungsmässig*  publicirte  Ge- 
setze die  Yerhttltnisse  der  Staatsdiener,  das  Intestat^£rbrechl,  die 
Presse,  das  gesammte  Steuerwesen  und  das  Verhältniss  des 
Kammervermögens  zum  Slaatsgule  neu  regulirt  ohne  Zuslim^ 
mung  der  verfassungsmässigen  Volksverlrelung.  Es  leidet 
keinen  Zweifel,  dass  diese  Gesetze  zum  grossen  TheH  anders 
ausgefallen  wUren,  wenn  statt  der  19  aus  Urwahlen  hervorge- 
gangenen Abgeordneten  die  verfassungsmtfssige  Volksvertretung, 
besleliend  aus  15  indirekt  und  4  von  den  grösseren  Grundbe- 
sitzern direkt  gewählten  Abgeordneten  thätig  gewesen  wäre« 
Was  sollen  denn  nun  die  Einzelnen,  z.  B.  die  Rittergutsbesitz^ 
Ihun,  denen  die  ehemalige  Steuerfreiheit  nicht  allein  entzogen, 
sondern  sogar  eine  Uberaus  grosse  und  den  andern  Grundbe- 
sitzern gegenüber  urncrhällnissmässige  Steuerlast  aufgelegt  ist? 

Wir  waren  begierig,  die  Antwort  von  einem  so  ausgezeich- 
neten Juristen,  wie  Linde  ist,  zu  hören. 

Ob  der  Bundestag  helfen  kann,  ist  sehr  zweifelhaft,  weil 
Streitigkeiten  zwischen  Regierungen  und  Binzeinen  bekanntlich 
nur  in  eineiu  Falle  vor  den  Bund  gehören.    Ob  die  Voraus- 


Digitized  by  Cov.;v.i^ 


te  Stlode  erlMMDM  teeii  miivirwidait  iS9 


setsimgea  dieses  Falles  Yorliegcn,  lassen  wir  jetzt  auf  aieh  be- 
ruhen.  Gesetel,  der  Bandestsg  ist  nicht  compelent,  was  soll 

dann  g^eschehen?  Vielleicht  verweist  man  uns  an  die  Slände. 
Nun  wohl :  im  sfünsligslen  Fallii  werden  die  Gesetze  mi  ihren 
Aalrag  zurückgezogen,  aber  bei  wem  fordert  man  den  Ersatz 
der  bezahlten  Steuern ,  bei  wem  entschädigt  sich  derjenige^ 
welcher  anf  Grund  jener  Gesetze  Nachthell  an  seinem  Vermögen 
oder  seiner  Freiheit  erlitten  hat?  Wollte  man  den  Ständen,  was 
nach  unsicr  Ansicht  in  ihren  Wirkungskreis  nicht  gehört,  die 
Befugniss  verleihen,  ihrerseils  die  Wiederherstellung  des  ver- 
letzten Privatinteresses  in  die  Hand  zu  nehmen  so  können 
doch  auch  Rechte  in  der  Zeit  von  Publicalion  des  Gesetzes  bia 
zum  Zusamnienlritl,  beziehungsweise  der  Beschwerde  der  Stande 
unwiderbringlich  verloren  werden.  Die  Möglichkeit  ist  also 
nicht  abzuleugnen,  dass  nach  Befinden  bei  der  gegentheiligen 
Ansicht  Frtvatrechte  durch  ungültige  Gesetze  auf  schreiende  Weise 
und  unheilbar  verletzt  werden,  und  dass  sich  spüter  nach  er- 
folgler i'rüfuiig  durch  dm  Släudc  heraui>slcllt :  es  seien  jene 
Gesetze  gegen  die  Verfassung  erlassen  und  hätten  von  Rechts- 
wegen nicht  erlassen  werden  dürfen. 

Wir  fragen^  ob  es  nicht  ungleich  würdiger  für  die  Stellung 
des  Regenten  Ist,  der  einmal  eine  Verfassung  solchen  Inhalts  fiir 
seinem  Volke  heilbringend  hält,  eine  weitere  Garantie  dagegen, 
dass  nicht  aus  Irrlhum  oder  Pflichtwidrigkeiten  einzelner  seiner 
Beamten  Eingriffe  in  Privalrechte  vorkommen,  in  den  Gerichten 
za  geben,  welche  nach  seinen  Gesetzen,  in  seinem  Nameo 
und  nicht  ans  eigener  Macht  Recht  sprechen,  als  sich  nachher 
dem  Vürwurie  auszusi  tzcn,  dass  durch  eine  von  ihm  gewiss  nicht 
gewollte  üeberschreilu ng  der  von  ihm  selbst  seiner  Macht  ge- 
Z(^enen  Grenze  die  Rechte  und  das  Recht  gekränkt  worden  seien  ? 

Wir  müssen  übrigens,  ehe  wir  schliessen,  noch  auf  eine 
Ausführung  vonStockmars  eingehen,  die  mit  unserer  Begrün* 
dung  des  dem  Richter  zustehenden  Rechtes,  ein  gegen  die  Be- 

1)  Diese  Befugniss  schreibt  den  Standen  das  in  Martins  Jahrbiiihem 
Jahrgang  1828,  Bd.  I.  S.  320  niilgethcille  Erkenntniss  der  Leipziger 
Juristen-FacuUät  zu.  Wir  finden  hierin  einen  UebergriiT  der  Stände 
in  das  RicbteramI, 
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Stimmung  der  Verfassung  erlassenes  Gesetz  nicht  «nzowenden, 
im  Widersprache  steht. 

Von  Stockmar  meint ^es  kannte  Jemand  die  Entschei- 
diingf  der  Frage  am  Ende  daraus  herleilen  wollen,  dass  eine  Ver<- 
lassung"  die  Einholuno-  der  slätniisclien  Znslimmung"  zu  gewissen 
Constitulionen  vorschreibt,  oder  deren  Erlass  ohne  stöndische 
Zustimmung  v^rhietet.  Der  Setz:  «Nichtbeachtung  einer  TOr-* 
geschriebenen  Form  (slindiscfae  Zustinmiung)  und- eines  gesetz- 
lichen Verbotes  erzeugt  irti  Zweifel  Aiehtigkeit  des  Aktes,  schlage 
vielleicht  auch  hier  durch".  IVaclHleni  der  Verfasser  sich  über 
das  Verhiiltniss  der  Gc-  und  Verbote  im  Allgemeinen  verbreitet 
bat,  stellt  er  die  Behauptung  auf:  «die  für  unsere  Frage  m 
Betracht  kommenden  Vorschriften  sind  Pormvorschriften, 
es  ist  also  nun  zu  untersuchen,  ob  diese  Vorschriften,  da  sie 
im  Allgemeinen  Nichtigkeit  erzeugen  können,  diess  nun  auch, 
sei  es  wegen  ihrer  allgemeinen  Natur  als  Ge-  oder  Verbote,  sei 
es  wegen  ihrer  besondern  Natur  als  Formvorschrlften,  nothwendig 
müssen.^  1>er  Verfosser  erörtert^nn,  ob  ein  Rechtsakt  dnrcli 
Mängel  rücksichtlich  der  dispositiven  oder  absoluten  Ge-  und 
Verbole  nichtig  werde  und  führt  den  Sinn  der  L  5  Coä,  de 
legibus  aus,  in  welcher  es  heisst:  y^generaliier  imperamus,  «I 
ea,  quae  lege  fieri  prohihenHwr,  st  fuerifU  facta ^  pro  infeeüe 
haheantur,  licet  legislator  fieri  prohibuerit  tantnm,^  Er  schliesst 
seine  Deduction  hierüber  mit  den  Worten,  dass  Interpretations- 
regela  des  römischen  Kechts  auf  das  deutsche  Staatsrecht  keine 
Anwendung  leiden  kdnnen,  weil  sie  dann  selbst  staatsreditliche 
Normen  sein  würden  ,  das  römische  Staatsrecht  aber  der  Regel 
nach  keine  Gültigkeit  für  uns  habe.  Auf  diesen  wahren  Satz, 
weicher  die  Erklärung  der  genannten  /.  5  Cod.  überflüssig  er- 
scheinen lässt,  folgt  die  nfthere  Angabe,  was  man  unter  dem 
Begriffs  „Porm^  verstehen  könne.  Nach  vonStockmar  ver- 
steht man  unter  Form  erstens  eut  wesentliches  Moment  des 
Aktes  selbst,  d.  h.  der  Willenserklärung,  wodurch  ein  Rechts- 
verhallniss  resp.  eine  Rechtsnorm  zu  Stande  kommt  und  zwar 


1)  V«  Stock  mar  in  der  Zeilfdbiift  fttr  Clvilreckl  and  Procesf  N.  F. 
Bd.  X.  t  Heft  S.  60  f. 
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abgesdimi  von  und  Im  Gegensalze  zu  dem  Inhalte  der  Erklärung. 
»So*,  sagt  der  Verfasser,  „ist  die  wesentliche  Form  der  Ent- 
stehung vieler  Rechlsverhällnisse  der  Vertrag.  Bei  Conslilulionen — 
(Jas  sind  nach  von  S 1 0 c k m a r  Gesetze  und  landesherrliche  Ver- 
ordnungen ~  besieht  (iie  nolhwendige  Form  der  Entstehung  in 
diesem  Sinn  in  der  Willenserklärung  des  Subjecis  der  gesetz- 
gebenden Gewalt.  Diese  Gattung  von  Formvorschriften  ist  selbst- 
verslSndlich  wesonllich"  —  das  soll  heissen,  die  iXichlbeobachlung, 
das  iSichlvoriiandcusein  derselben  bedingt  die  Nichtigkeit  des 
Rechtsverhältnisses,  resp.  der  Rechtsnonn. 

Wir  halten  es  fUr  unrichtig,  diese  Bedeutung  mit  dem  Worte 
„Form*  zu  verbinden.  Will  man  es  thun,  dann  muss  man  folge- 
rlohlig  auch  sagen:  bei  Conslilulionen  besteht  die  nolhwendige 
Form  der  Erklärung  in  diesem  Sinne  in  der  Willenserklärung  des 
Subjectes  der  gesetzgebenden  Gewalt,  und  dieses  Subject  ist  in 
unamschränkt  monarchischen  Staaten,  wo  der  Ftlrst  der  aus- 
scMiessliche  Inhaber  der  gesctzgebeYiden  Gewalt  ist,  der  Fürst, 
in  Staaten,  wo  diese  Gewalt,  wie  z.  B.  im  Fürslenthum  Reuss, 
gemein.s.  haniich  durch  den  Fürsten  und  die  Landesvertrelung 
ausgeübt  wird,  wo  die  Uebereinstimmung  des  Fürsten  und  des 
Landtags  zu  jedem  Gesetze  erforderlich  ist,  der  PQrst,  so- 
fern er  flberelnstimmt  mit  der  Volksvertretung. 
Wie  in  privatrechtlicher  Beziehung  der  Vertrag  die  wesent- 
liche Forni  (ier  Entstehung  eines  Rechlsgesclialts  ist,  so  ist  es  in 
staatsrechtlicher  Beziehung  die  Uebereinstimmung  zwi-- 
schen  Fürst  und  Landtag  fUr  das  Gesetz,  wo  nach  der 
Verfassung  der  Landtag  dasselbe  zu  genehmigen  hat 

„Man  kann  zweitens^,  fährt  von  Slockmar  fort,  ,.immer 
die  Erklärung  abgetrennt  von  ihrem  Inlialle  lielraclUend,  in  Bezug 
auf  sie  selbst  wieder  Form  und  Inhalt  unterscheiden.  Hier  erscheint 
denn  das,  was  wir  unter  «^rstens^  als  Form  betrachteten,  nun- 
mehr als  Inhalt,  und  als  Form  die  vorgeschriebene  ErklSnings- 
weise  des  Willens.  Diess  ist  der  Sinn,  den  man  am  fa&ufigsten 
mit  dem  Worte  „Form"  verbindet.  Dahin  gehören  z.  B.  im  Kreise 
des  bürgerlichen  Rechts  die  schriftliche  Abfassung  mancher  Ver- 
träge, die  Solennitäten  der  Testament8-£cricbtung,  die  Trauung; 
bei  Gesetzen  die  scbrifUiche  Abfassung  unter  gewissen  Modali- 

Z^ÜMlur.  ntr  Slaatnr.  1894.  U  Hift.  42 
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taten  (z.  B.  Contrasignatur ,  BrwSlmuiig  der  stfindiachen  Zusluii* 
mung)  und  die  beslimmte  Weise  der  Publicatioti.« 

Diese  Bedentnnir  dos  Wortes  Form  ist  gewiss  richtig  und 
dem  jurislischen  Sprachgebrauche  angemessen. 

Der  Verfaaser  sagt:  ^drittens  bezeichnet  man  als  Formen 
die  behufs  eines  Rechlsverhttitnisses  oder  einer  Rechtsnorm  vor- 
geschriebenen.  zu  der  Erklärung  in  der  bestimmten  Form  hiit- 
zutrelenden  Akte.  Dahin  gehören  z.  B.  bei  pi  ivalrechllicheii  Ge- 
schäften: obriglceilliche  Besläligung,  Consens  des  Vaters,  des 
Vormundes  —  bei  der  Gesetzgebung  ständische  Zustimmang.  Alle 
diese  Thatsacben  lassen  sich  nicht  als  Form  der  Erklärung  selbst 
belrachten,  welche  das  cififenllich  positiv  ursächliche  Moment  der 
Entstehung  des  RechtsverhcaUnisses  oder  der  Rechtsnorm  ist; 
schon  dessbalb  nicht,  weil  sie  der  in  gehöriger  Form  (im  zweiten 
Sinn)  abzugebenden  Erlitäning  vorangehen  resp.  nachfolgen  theals 
müssen,  Iheils  wenigstens  können.  —  Ob  die  zweite  und  dritte 
Klasse  dieser  Formen  wesiiillich  sind,  darüber  lässt  sich  eine 
allgemeine  Regel  oder  Präsumtion  um  so  weniger  aufstellen ,  je 
verschiedenartiger  die  Formen  sind,  die  unter  beide  Klassen 
fallen.« 

Was  von  Stockmar  drittens  unter  Form  versieht,  ist  ein 
nicht  zu  der  Erklärung,  sondern  zu  dem  Willen  hinzu- 
tretendes Moment,  ein  Theil  des  Willens  selbst,  resp.  der  ganze 
Wille.  Auf  das  Evidenteste  ergiebt  sich  das  aus  den  angezoge- 
nen Beispielen.  Der  Consens  des  Vormundes  soll  eine  Form 
sein ,  welche  zu  dem  in  gehöriger  Form  erklärten  Willen  des 
Bevormundelen  tritt.  Nun  ist  aber  unseres  Wissens  nie  be- 
zweifelt worden,  dass  die  Vormundschaft  ein  Surrogat  resp.  eine 
Ergänzung  des  Willens  Anderer  bildet  Bs  giebt  Personen, 
denen  das  Willensvermögen  überhaupt  oder  zur  Zeit  abgeht,  sie 
sind  desshalb  jeder  juristischen  Handlung  unfähig  Solche 
Personen  sind  die  der  Vcmuntt  beraubten  Menschen:  furion 
nuüa  pohmiat  esii  die  Kinder  bis  zu  einem  gewissen  AUer: 
nnÜH9  tensMs  e$t  infaniii  uccipiendi  possesMionem;  die  jwistl* 


1)  1.  5  und  40  D.  de  R.  J.  50,  17.  ^  I.  32  |  2  D.  de  acquir.  pOM.  41,  % 
L  1  I  IZ  I>.  de  0.  et  A,  44,  7. 
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fchen  Personen.  Um  diese  Personen  reehlsföbig  vBt  machen, 
ordnet  das  Recht  eine  Verirclung  in  dem  Willen  an.  Der 
Tutor  ergänzt  die  Person  des  Pupillen,  erst  beide  zusamnien 
bilden  die  vollsländigc  Person.  JVeben  dieser  Willens -Er- 
gänzung kann  auch  noch  eine  Form  vorgeschrieben  sein, 
s.  B.  dass  der  Tutor  ein  Rechtsgeschäft  für  den  Pupillen  Tor  der 
Obrigkeit  abschliessen  müsse,  wenn  es  gültig  sein  soll.  Aber 
soviel  sieht  fest,  dass  die  Bedeutung  des  Wortes  F  orm  in  diesem 
Sinne  zusammenrälll  mit  der  unter  „erstens^  gegebenen  DeHnilion. 
Consens  des  Vaters,  des  Vormundes  o.  s.  w.  ist  recht  eigentlich 
ein  wesentliches  Moment  des  Aktes  seihst,  d.  h.  der  Willens- 
erklämng,  wodurch  ein  RechtsverhHltniss,  resp.  eine  Rechtsnorm 
zu  Stande  kommt.  Man  denke  an  juristische  Personen,  die  ja 
bekanntlich  handlungsunHihig  sind.  Diesem  Mangel  wird  abge- 
holfen durch  Stellvertreter,  deren  Wille  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen als  Wille  der  juristischen  Person  gilt,  welche  sie 
repräsentiren  Bei  Corporationen  kann  die  Repräsentalions- 
gewalt  der  Versauinilung  aller  Glieder,  oder  einem  engern  Aus- 
schuss,  oder  vielleicht,  je  nach  der  Verfassung,  einem  einzelnen 
Oberhaupte  zustehen.  Wenn  in  einem  monarchischen  Staate  die 
Gesetzgebungsgewall  nach  gesetzlicher  Bestimmung  vom  Regenten 
mit  Zustimmung  der  Landstände  ausgeObt  wird,  dann  wird  der 
Staat  in  dieser  Beziehung  von  dem  Fürsten  unter  der  Voraus- 
setzung repräsentirt,  dass  er  sich  in  U  e  b  e  r  e  i  n  s  t  i  m  m  u  n  g  mit 
den  Landständen  befindet.  Der  Beschluss  des  Fürsten 
ist,  wenn  der  Landtag  ihn  genehmigt  hat,  der  Wille  des 
Staates,  eben  weil  der  Fürst,  nur  sofern  die  SUnde  ihm  nicht 
entgegentreten,  Inhaber  der  gesetzgebenden  Gewalt  ist. 

Und  nun  fassen  wir  zum  Schlüsse  die  Hauptsätze  unserer 
Argumentation  noch  einmal  in  Folgendem  zusammen: 

1)  In  einem  Staate»  wo  verfassungsmässig  zu  allen  oder  zu 
einigen  Gesetzen  die  Zustimmung  des  Landtags  erforderlich  ist, 
beruht  das  Wesen  der  Gesetze  auf  deren  von  dem  Fikrsten,  als 
positiven  und  dem  Landtage  als  negativen  Factor  der  Geselz- 
gebungsgewalt,  gemeinschaftlich  anerkannten  rechtlichen  Nolh- 

1)  S«Tif  ay  Sjfm  IL  8  S6  bto  lOa 
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wendigkeit.  Der  Wille  des  Staates,  als  einer  jurislischen  Person, 
wird  in  Beziehung  auf  die  Gesetzgebung  reprfisenlirt  von  dem 
in  UebereinsUmmung  mit  den  Stünden  handelnden  Oberhaupte, 

und  dem  Gesetze  durch  das  Zusammenwirken  des  Fürsten  und 
der  seine  iMacbt  negativ  begrenzenden  Landesvertrelung  die  Seele 
eingehaucht. 

2)  Der  Richter  hat  bei  jedem  Gesetze  zu  prüfen,  ob  das- 
selbe  von  der  Geseizgebungsgewalt  herrtthrl;  In  dem  hier  vor- 

ausgeselzten  Falle,  ob  es  von  dem  Regenten,  als  positivem  und 
dem  Land  läge,  als  negativem  Factor  herstammt. 

33  Eine  sich  der  äussern  Form  nach  als  Gesetz  darstelicnde 
j^orm  hat  der  Richter  als  verfassungsmüsaig  entstanden  zu  prä- 
sumiren,  weil  der  publicirenden  Behörde  innerhalb  Ihrer  Amts- 
sphttre  fides  publica  und  praesumtio  legalitatis  zukommt. 

43  Ergiebl  sicii  iui  den  Richler,  sei  es  durch  eigene  For- 
schung, sei  es  durch  Beweist uhruag  der  streitenden  Pariheien, 
dass  die  unter  3}  gedachte  I«iorm  von  der  Gesetzgebungsgewait 
nicht  ausgegangen  ist,  indem  entweder  der  Regent  allein,  oder 
die  Stände  allein,  oder  der  Regent  und  eine  auf  Grund  eines 
ungültigen  Wahlgesetzes  zusammengesetzte,  mithin  verfassungs- 
widrige Volksvertretung  thälig  gewesen  sind,  dann  hat  der  Richter, 
vermöge  seiner  Pnicht,  nui'  gültige  Rechts vorschritlen  anzuwenden, 
in  dem  einzelnen  Falle,  welcher  seiner  Entscheidung  unterstellt 
wird,  jener  Norm,  die  sich  als  Gesetz  fälschlich  ankündigt,  keine 
Folge  zu  geben. 
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Von  Dr.  Carl  Ktties  xu  Scbaffhatuen. 

Enter  Artikel. 

Ich  habe  mir  vorgesetzt:  die  Stärke  der  Production 
und  der  Consumlion,  den  auswärtigen  Handel  und 
dieZ51!e  derSchweiz  inBezug  auf Getreidefrüchte 

zu  besprechen,  auch  über  die  Preise  einiges  Maloriul  darzubieten. 
Die  Zusainmenslellung  der  vv(nig(  n  bis  jet/l  vorhandenen  offi- 
cieUen  DoJiumente  über  die  LandesslatisUk  zeigt  die  Hauptgrund- 
lagen meiner  Arbeit.  Was  ich  ttber  Grdsse»  Beschaffenheit  und 
Bevölkerung  des  Landes  vorausschicke,  ist  mit  Rücksicht  auf  den 
Zweck  derselben  ausgewählt.  Wer  in  ersler Linie  die  Preise  der 
Brodfriichte  und  die  MiKissnalniien  von  Retrierungsbelioitien  gegen- 
über Handel  und  Wandel  im  Geheidewesen  sammt  den  Folgen 
derselben  besprechen  woUte,  würde  in  der  älteren  Zeit  der 
eidgenössischen  Geschichte  eine  Fülle  von  nicht  nur  brauchbarem, 
sondern  auch  höchst  merkwürdigem  Material  finden.  Die  vielen 
uritfT  (Irrt)  Einflüsse  der  Volksiiifimmgen  und  der  Volksleiden- 
schaAen  in  Brodfragen  stehenden  Regierungen  und  der  Umstand, 
dass  auch  schon  die  Bevölkerung  des  alteidg^nüssiscbcn  Staaten- 
bundes einer  stetigen  Einfuhr  bedurfte  und  aUe  UebelstSnde  einer 
Missemdte,  alle  Noth  eines  Hungerjahres  so  viel  stärker  als 
andere  Nalionen  emprand,  haben  sehr  interessante  und  durchaus 
glaubwürdige  Dokumente  über  Jene  Dinge  zum  Vorschein  kommen 
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lassen.  Für  meinen  Arbeilsgcgenstand  erscheint  die  Beschränkung 
auf  die  Zeit  seit  der  Einrühriin^  der  Zollverwaltiinfr  des  neuen 
Bundes  abgesehen  davon,  dass  er  dadurch  einen  eigen IhüniUcbea 
Abschliiss  erbälty  noihwendig,  weil  sich  Uber  jene  Fragen  für 
die  Schweis  imGanKen  weder  gleicharltge  Angaben  In  ge- 
nügendem Umfang,  noch  auch  eine  einigei  itiaassen  befriedigende 
Zahl  von  Nculiwi  isen  mit  zureichender  Glaubwürdigkeil  aufbringen 
lässt  —  soweit  ich  wenigstens  sehe  und  urlheile.  Bessere  sla- 
tislische  Arbeiten  aus  der  früheren  Zeil  bexiehen  sich  entweder, 
wie  einzelne  Untersuchungen  In  Yereinszeilschriflen ,  auf  sehr 
singtiläre  Fragen  oder  auf  sehr  kleine  RSume  in  dem  grösseren 
Ganzen,  auf  die  kleinen  Kantone  unter  den  kleinen,  auf  Genf 
und  Basel;  die  regelrechten  Arbeiten  über  den  Kanton  Zürich 
sind  erst  spät  gekommen.  Allerdings  selzl  sich  seit  lüngerer 
Zelt  ein  bändereiches  Sammelwerk  „das  historlsch-geographisch*- 
statlstische  Gemälde  der  Schweiz**  —  aus  Bearbeitungen  aller 
einzelnen  Kantone  durch  verschiedene  Schriftslellcr  zusammen. 
dornen  et  omen  —  ich  will  damit  dem  Werlhe  dieser  Geinölde 
nicht  zu  nahe  treten,  aber  der  Statistiker  wird  aus  dergleichen 
Schriften  immer  nur  fragmentarische  Notizen  von  zweifelhafter 
Brauchbarkeit  zusammenlesen  können,  jedenfalls  von  sehr  verschie- 
dener. Es  geht  hier  wie  bei  allen  Collectivarbeiten ;  die  ein-  ' 
zelnen  Theile  sind  sprechende  Dokumente  für  die  ungleiche  Be* 
ftihigung  verschiedener  Menschen  zur  Lösung  einer  und  derselben 
Aufgabe.  Auch  in  dem  benannten  Werke  fehlt  es  nicht  an  vielen 
Zwischenstufen  von  der  ansprecttenden  Arbelt  Über  den  Kanton 
.  Zürich  bis  zu  der  Stümperei  über  den  Kanton  Schaftim iiscn.  — 
Frühere  „slalistisclie"  Arbeiten  über  die  gesammte  i)chvveiz  wie 
.die  von  Durand  und  auch  die  von  PIcot  sind  weit  überholt 
worden  von  Franse ini's  »Neuer  Statistik  zweite  Bearbeitung^ 
Franscini  hat  auch  auf  dem  Gebiete  der  landwtrthschaftllchen 
Statistik  ui  dem  1.  Tlieilc  und  in  dem  als  Nachtrag  bezeichneten 
Theil  III.  gegeben,  was  vor  dem  Anfangspunkte  des  von  uns 
ausgewählten  Zettabschnittes  von  einem  Fachmanne  in  günstigster 
Stellung  gegeben  werden  konnte.  Der  Verfasser  selbst  aber 
wird  nicht  im  Zweifel  darüber  sein,  dass  er  auf  diesem  Boden 
nur  Fragmentarisches  hat  aneinanderreihen  können,  und  dass  ihn 
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la  den  nifeiisteHenden  BcrecfcBurigou  gar  häufig  zu  wenig  exacle 
Elemente  zu  Gebole  gti^U  lU  waren.  Und  ich  meinerseils  muss  offen 
erklären,  dass  die  ^aoallicheti^  Berichte,  welche  über  Fragen 
des  Geireidewesens  ^  von  diesen  allein  rede  ich  —  Herrn 
Fransoini  wirklich  xu  Geboie  standen,  keine  Glaubwürdigkeit 
heenspmehen  können,  wie  man  sie  bei  officiellen  Dokuinenten 
jetzt  zu  finden  gewolml  ist  —  nichl  i  lwa,  well  man  die  Wahr- 
heit nicht  geben  wollte,  sondern  weil  man  sie  bei  der  g«- 
brttnchliohen  Art  der  Forschung  nicht  geben  konnle.  Der  Ver- 
teser  selbst  fast  su  manchen  seiner  „amtlicben«^  Angaben  eine 
böse  Note  gesetzt  and  ohne  grosse  MOhe  könnte  man  die  Zahl 
dieser  Noten  stark  vermehren.  Und  nun  bedenke  man,  ildss  der 
gesammte  auswärtige  Getrcidehandel  bis  Ibüü  gar  nicht  con- 
trolirt  wurde,  dass  die  Kantone  sich  unter  einander  in  dieser 
Rubrik  immer  als  Anstand  ansahen  u.  a.  m. 

Dagegen  ist  nun  in  Folge  der  neuen  Bundesverfassung  vom 
Julire  1848  das  Zolhvt  sen  Sache  der  eidgenössischen  Bundes- 
regierung geworden;  mit  dem  1.  Februar  1850  ist  die  neue 
ZoUverwaltong,  welche  alle  Kantone  mit  einer  einzigen  Zollgrenze 
nmseUiesst  und  den  gesammten  internationalen  Waarenverkebr 
oontrolirt,  znr  AusAhrung  gebracht  worden.  Em  Ergebniss  dieser 
Einrichtung  sind  die  ofliciellen  Dülaiiuenle  über  den  auswärliofpn 
Handel  der  gesammten  Schweiz.  Seil  dem  Fel)ruar  1850  giebl 
das  eidgenös.<;iscbe  Handels-  und  Zolldepartement  alljftbrlicb  Ueber- 
sichten  der  Ein-,  Ans-  und  Durcbfobr  heraas  —  neben  monat- 
lieben  Aasweisen  und  vierteljährigen  Zusammenstellungen.  Wenn 
auch  dem  Statistiker  wie  dem  Geschäftsmann  noch  Einiges  bei 
diesen  Publiknlioiien  zu  wünschen  bleibt,  .so  wird  man  sich  dess- 
balb  doch  die  Freude  über  ihr  Erscheinen  um  so  weniger  ver- 
kümmern lassen,  als  das  Handels-  und  Zolldepartement  schon  in 
den  paar  Jabren  wiederholte  Beweise  von  dem  Bestreben  Ver- 
besserungeu  l'iatz  greifen  zu  lassen,  gegeben  hat.  Weilerhin 
hat  aber  auch  das  Departement  des  Innern,  dem  in  dieser  Re- 
gierungsperiode Herr  Bundesrath  Franscini  vorsieht,  die  er- 
freuliebsten Beweise  von  der  Thätigkeit  des  dirigirenden  Stati- 
stikers geliefert.  In  Folge  Bescblosses  der  eidgenössischen  Bun-> 
des  Versammlung  am  22.  December  1849  wurde  vom  Bundesralk 
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im  Märe  1850  eine  allgemeine  YolksiäUmig  venuistaltet  Ek 
Ergebniss  dieser  Operation  sind  die  vom  I>eparteinen|  des  Innern 

zusammengcstclUeii  ^Uebersichten  der  Bevölkerung"  der  Schweiz* 
deren  Thcil  I.  Bern  1851  erschienen  ist.    Er  entlialr  Hie  An- 
gaben über  das  Geschlecht,  die  Confession,  die  Üerkunil,  Uber 
die  Zahl  der  Haushallungen  und  Gnindeigenthttmer ,  sowie  aoch 
über  die  Zahl  der  Abwesenden       Bin  Tbeil  IL  »Uefaersicbten 
der  Bevölkerung  und  anderer  die  Statistik  der  Schweiz  betref- 
fender Gcgensliinde'*  ist  vor  Kuizeni  —  Bern  1854  —  gedruckt 
worden  ^J.    Er  enthält  folgende  Rubriken:  Flächeninhalt  und 
relative  Bevölkerung,  4  Uebersichten*  In  ihrem  eigenen  Kanton 
gesShlte  Sehweizerbürger,  3  Uebersichten«  In  einem  anderen  als 
in  ihrem  eigenen  Kanton  gezäblle  SchweiKerbttrger,  6  UebersieUen. 
Ausländer,  3  Uebers.    Abwesende  der  Schweiz,  4  Uebersichlen. 
Zusammenfassung  derBestandtheile  der  einheimischen  Bevölkerung, 
2  Uebers.  Activbürger  oder  Wähler.  Eidgenössisches  MannediaDs- 
Gontingent,  2  Uebers.  Eidgenössisches  Geldcontingent,  2  Uebers. 
Posten.  Zölle.  Auswanderung,  8  Uebersichlen.   Alter.  Die  hie^ 
her  gehörigen  Uebersichlen  umfassen  nur  die  163,069  Köpfe  der 
12  kleinsten  Kantone  und  abgesondert  den  Kanton  Zürich.  Ueber 
die  Berufsarten  wird  nur  von  einer  Probearbeit  über  Baselstadt 
Notiz  gegeben.  In  Aussicht  gestellt  werden  für  eine  nächste 
folgende  Publikation :  Uebersichlen  der  jährlichen  Bevölkerungs- 
bewegujig,  insoweit  solche  von  Ehen,  Geburten  und  Tudcsliilltn 
abhängt.    Schliesslich  darf  in  der  Reihe  der  neuesten  olüciellen 
Dokumente  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  unter  der  Ober- 
leitung des  Generals  Dufour  sich  vollziehende  Ausarbeitung  der 
prächtigen  grossen  topographischen  Karte  der  Schweiz  zu  ge- 
nauen Vermessungen  gefühi  l  hat,  in  Folge  deren  schon  jetzt,  WO 

1)  Wir  mfiflsen  indesten  hier  eiDen  Fnsm  der  Vorrede  erwShDeo»  wel- 
cher lautet:  Ei  i«l  Dicht  auMer  Acht  tu  lasaen,  daM  gewiMe  Ergebnisse  der 
YolkssHbliiDg,  wie  die  tuf  Heimathlose«  G  rund  eigen  thOmer,  Abwesende 
bezüglichen,  hinsichtlich  ihrer  Genauigkeit  viel  m  wfloschen  übrig  lassen, 
da  die  Zshiüngsbeamten  den  Sinn  der  einschlägigen  Verordnung  nicht  Überall 
richtig  anrgerasst  hatten. 

2)  Far  die  gQtige  Uebersendnog  dieses  nicht  fm  Buchhandel  erschienenen 
Doliument««  sage  ich  auf  diesem  Wege  Herrn  Bundesrath  Franse  int  meinen 
ergebensten  Dank. 
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erst  13  von  dem  auf  24  Blüttc  r  berechneten  Werke  gedruckt 
vorliegen,  eine  erhebliche  Correctur  der  gewöhoiicben  Annabtne 
ttber  die  Grösse  4ler  Schweiz  möglich  geworden  ist 

•Man  wird  anerkennen,  dass  die  eidgenössische  Regierung 
mil  Eifer  nachzuholen  sucht,  was  fiilher  versämnt  worden  ist, 
oder  sagen  wir  lieber,  was  in  der  früheren  poiilischen  Gestaltung 
des  Bondes  nicht  geleistet  werden  iconnte.  Vielleicht  dass  man 
aufmerksam  darauf  machen  sollle,  wie  es  erforderlich  ist,  dass 
man  hei  der  noihwendig  heranzuziehenden  Mitwirkung  der  kan- 
tonalen Regierungsbehörden  ein  ;(cli(s;mios  Auge  auf  die  Art  und 
Weise  habe,  in  welcher  dem  Begehren  der  Bundesregierung  nach 
Statistischen  Angaben  bei  der  Sammlung  derselben  allein  ent- 
sprochen werden  kann.  Auch  die  gute  Frucht  steht  zu  erwarten, 
dass  wenn  einuial  die  ofiiciellen  Arbeilcn  die  Bahn  brechen  und 
eine  Slütze  bieten ,  die  Privatkräfte  sich  in  grösserer  Zahl  auf 
dem  Felde  der  Landesslatistik  Ibätig  zeigen  werden.  Wfire 
Herr  Ed.  Sulz  er  nicht  schon  frJIber  erprobt,  so  würden  wir 
seine  eben  erschienene  ansprechende  Schrift  „zur  Agricultursta- 
tislik  des  Kantons  Zürich^  aufh  in  diesem  Siune  mit  Freude  be- 
griissen. 

Die  früher  gebrünchUchen  Annahmen  ttber  die  Grösse  der 

Schweiz  liefern  einen  schlagenden  Beleg  über  die  Unzuverlässig- 
keit  der  Wabrscbeiniicbkeilsangaben.  Trotz  der  Kleinheit  des 
Landes  schwanken  sie  zwischen  696  und  1079  geographischen 
Ouadratmeilen !  In  der  Schweiz  selbst  war  in  der  neueren  Zeit 
die  auch  von  Franscini  im  I.  Theile  adoplirle  Bestimmung 
Kellers:  752  Ouadratmeilen  allgemein  gebräuchlich  geworden. 
Dann  aber  nahm  Franscini,  gestützt  auf  D  u  f  o  u  r  *s  erste  Nach- 
weise —  nachdem  eine  Reihe  von  zu  gross  angenommenen  Kan- 
tonen vermessen  war  —  In  dem  1851  erschienenen  Nachtrag 
zur  neuen  Sfatislik  der  Schweiz  nur  noch  730  geograpliisciie 
Ouadratmeilen  an,  während  Reden  (De  utschland  und  das  übrige 
Europa.  Erste  Abiheilung.  Wiesbaden  1854.  S.  19}  nach  einer 
mir  unbekannten  Quelle  wieder  7547)  angiebl.  Weitere  Nach- 
weise Dufour's  aus  den  beiden  lelztverflossenen  Jahren  1852 
und  1853  haben  aber  auch  die  Annahme  von  730  Ouadratmeilen 
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noch  etwas  herabgestimnit  Nachdem  15  Kantone  vermessen, 
die  noch  übrig  gebliebenem  itcht  aber  von  Dnfoar  „nadi  den 
besten  vorhandenen  Karlen  abgeaehülzt^  sind,  giebt  Franscini 

in  (lern  oben  erwähnten  Theil  II.  der  officiellen  Beiträge  zur  Sta- 
tistik der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  die  Grosse  des  Landes 
auf  1732.t  schweizerische  Quadratstunden  oder  39,900  Qoadral-* 
kilomeler  an,  welche  etwa  725  geographischen  Out^irtttmeiloA 
entsprechen.    Wenn  wir  auch  hier  diese  relativ  beste  Angabe 
unseren  Bereclmungen  zu  Grunde  legen  müssen,  so  darf  doch 
nicht  verschwiegen  werd|en,  dass  die  für  die  eidgenössische  Ver- 
messung noch  ttbrig  verbliebenen  Kanlono:  Graobttnden,  Bern, 
Wallis,  Tessin,  Lnsern,  Uri  und  Unlerwalden  nach  Dnfonr's 
eigenen  Angaben  etwas  mehr  als  drei  Fünftheile   des  ganzen 
Flächeninhaltes  der  Schweiz  C^^^isoo}  ausmachen.    Auf  dieser 
Fläche  lebten  bei  der  Volkszählung  vom  18—23«  Märx  1850: 
2,392,740  Seelen.   Dabei  sind  mitgezählt  Ausländer:  35,228 
Niedergelassene,  33,718  Aufenthalter,  1085  Dui  clircisende,  1539 
politische  Flüchtlinge.    Dieser  Gesammlmengc  von  71,570  Aus- 
ländern in  der  Schweiz  steht  eine  fast  ganz  gleiche  Zahl  von 
72,506  |,Schweizer  Im  Ausland^  gegenüber.   Nach  jener  Angabe 
berechnet  sich  die  Dichtigkeit  der  schweizerischen  Bevölkerung 
auf  etwa  3300  Seelen  für  die  geographische  Qnadratnieile.  Nach 
Franscini's  Angaben  hat  sich  die  schweizerische  Bevölkernng 
in  dem  13jährigen  Durchschnitt  von  1837— 50  jähriwh  um  15,621 
Seelen  vermehrt.   Lassen  wir  einmal  diese  Zunahme  auch  noch 
für  die  drei  Jahre  1850,  1851  und  1852  gellen,  so  gelangt  man 
zu  einer  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  in  der  Schweiz  von  3365 
Seelen  auf  die  Quadratmeile  zu  Ende  1852,  für  welche  Zeit 
Reden  in  dem  angeführten  Werke  die  Dichtigkeit  z.  B.  der  Be- 
völkerung Baierns  zu  3286,  der  Preussens  zu  3318  auf  der 
geographischen  Ouadiatuieilc    berechnet.    Die   besondere  Natur 
dos  schweizerischen  Alpenlandes  zwingt  aber  dazu  bei  diesem 
Vergleiche  nicht  stehen  zu  bleil>en.   Leider  stehen  nur  ungefähre 
Abschätzungen  zu  Gebole  ttber  die  Ausdehnung  der  Fläche,  welche 
die  absolut  öde  Region  der  Felsen  -  lind  Steinlrümmergegenden, 
der  Gletscher  und  Schneefeldcr  einnimmt.    Nach  Franscini 's 
Mittbeilwigen  zu  schliessen  C^eue  Statistik  UL  B.  37}  nehoM 
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selbst  nur  die  ganz  inländischen  18  grösseren  Seen  —  d.  h. 
alfio  abgesehen  von  den  4  grossen  Grenzseen :  Genferseei  Langfen^ 
see,  Bodensee  und  Lugsnersee  — :  7» — Vis  der  gesammten 
Bodenllfiche  der  Sekweis  ein;  die  gesilhlten  605  Glelscher  fttr 

sich  allein  werden  sogar  auf  den  achten  Theil  (ebendas.  S.  44) 
des  Landes  geschätzt.  Wie  viel  u\m  aber  von  der  Gesamml- 
ilache  abziehen  muss,  wenn  man  nicht  etwa  das  gute,  sondern 
nur  das  ttberhanpl  noch  nnlxbare  und  anbanfühige  Terriloriuss 
bebalten  will,  ist  wie  bemerkt  auch  nieht  mü  annfibemder  Ge- 
wissheil zu  sagen.  Um  WLiiigslens  eine  Aussiciil  zu  eiöfTnen, 
mag  beispielsweise  bemerkt  werden,  dass  drei  Gebirgäkanloue: 
Graubünden,  Wallis  und  Uri  nahezu  den  dritten  Theil  des 
Territoriams  Q%im)  einnehmen,  die  in  denselben  lebende  Be* 
Tdlkerang  nach  der  Zähloag  von  1850  aber  nur  '/i3  (^/loes) 
von  der  Gesammlbevülkerung  ausmacht;  (^relative  Bevölkerung 
348  Seelen  auf  die  schweizerische  Quadralstuude  von  4^00  xMeler 
Seitenlünge}.  Dagegen  bildet  eine  Reihe  anderer  Kantone  aus 
der  ^eheoen*^  Schweiz»  wie  Zürich,  Aargau,  Basektadt-  urnl 
Laad,  Genf  noch  nicht  Vio  des  ganzen  Gebietes  ('Viwo))  während 
die  eben  dorl  lebende  Bevölkerung  fast  gerade  '/4  der  Gesamint- 
bevölkerung  (^^^/looo)  beträgt;  (relative  Bevölkcriuig  39 18 ','2  auf 
die  schweizerische  Geviertstunde}.  Mit  anderen  Worten:  auf 
diesem  letaleren  doch  3809  Quadralkilonieler  umCwenden  Räume 
wohnt  eine  Bevölkerung ,  ^eren  Dichtigkeil  die  des  dlehtestbe- 
völkerten  Staates  in  Europa  —  Belgiens  (8207  auf  die  geo- 
graphische Ouadralüieile)  sehr  beträchtlich  übersteigt  (9360  auf 
die  Quadratmeile}.  Wer  die  Schweiz  aus  eigenem  Augenschein 
kennen  gelernt  hat,  weiss,  mit  welcher  Emsigkeit  in  den  Ge- 
birgskantonen  jedes  Fleckchen,  wo  nutzbare  VegetabHien  noch 
haften  können,  aufgesucht  wird,  mit  welchem  unverdrossenen 
Fleiss,  ja  störrischem  Trotz  der  Kampf  gegen  die  zerstörenden 
Nalurkrafle,  gegen  den  drohenden  Krdslurz,  die  Verwitterung  des 
Felsens,  den  Fall  der  Lawinen  und  die  zahllosen  Vwrheerungs- 
arten  der.  Gewässer  des  Hochgebirgs  geführt  wird.  Nichts  desto- 
weniger  erzwingt  sich  die  Natur  des  Landes  insoweit  inbedffaigtan 
Respect,  als  vielerorts  nur  eine  bestimmte  BenuUuag  des  Bodens 
dargeboten  und  eine  andere  ausgeschlossen  ist.  Mm  muss  be- 
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kennen,  die  Bevölkerung  hat  es  verstanden,  zwischen  dem  no- 
lentes  irakit  necessitas  und  dem  colenfes  ducit  den  bessern  Theil 
sn  wiltlen  und  sich  sa  Nutze  sn  machen.  In  der  sogenannten  ebenen 
Schweis  zwischen  Hochalpcn,  Jura  und  Rhem  —  nach  'Nord- 
deutschland versetzt  würde  sie  freili(  h  als  Gebirgsland  erscheinen 
—  da  hat  der  Ackerbau  seine  heiniischen  Sitze,  hier  herrscht 
er  und  giebt  dem  ganzen  Leben  sein  bekanntes  Gepräge ,  auch 
in  den  Städten;  nur  dass  an  den  Wasserkräften,  welche  Seen 
und  FInssadern  bieten  und  in  den  grossen  Stidten,  welche  Mittel- 
punkte für  den  Handelsverkehr  bilden,  Fabrikindiislrieen  sich  her- 
ausgebildet haben,   weiche,  wie  z.  ii.  die  Baumwollen-  und  die 
Seidenindustrie  die  Gebirgsluft  nicht  vertragen.    An  den  von  der 
„Ebene^  anfsteigenden  Berggehängen  und  in  allen  Graslhälern, 
wie  auf  allen  Alpen  des  Hochgebirges ,  da  waltet  die  Viehzucht 
mit  ihren  Nutzungen ,  vornämh'ch  den  Käsereien.    Die  Flächen 
der  i  ii^entlichcn  Sclinee-  und  Eisregion  des  Gebirges  käiinen 
freilich  nur  noch  vom  Jäger  bewirlhschadet  werden.   Aber  auf 
Höhen  von  dOOO^öOOü  Fuss  können,  so  hat  man  gefunden, 
noch  genug  „Nester  fUr  Menscbenpaare^  gebaut  werden.  Dort 
haben  sich  Indiistrieen  grossgezogen,  welche  einen  wenig  ge- 
wichtigen und  vüluiiiiiiösen  Rohstoff  verarbeiten  und  wo  der 
Haupt  Werth  in  den  Zusätzen  der  Arbeit  durch  Menschenhand 
besteht .  In  Appenzell  ausser  Rhoden »  wo  nach  der  Bemerkung 
des  Dr.  Rüsch  so  wenig  ebenes  Land  ist,  dass  man  nn*gends 
das  Kriegscontingent  des  Kanlons  aul  llachtüi  Boden  zusammen- 
stellen kann,  lebt  auf  10.4  schweizerischen  Ouatlralslunden  das 
vielleicht  emsigste  Völklein  des  Landes,  dichtgedrängt,  4194  Seelen 
auf  der  Quädratstonde  —  abgesehen  von  Genf  und  Baselstadt 
die  stärkste  relative  Zahl  —  fast  im  eigentlichsten  Sinne  des 
Wortes  von  seiner  Hände  Werken,  unter  denen  jene 
Stickereien  allbekannt  sind,  deren  Weltrulin»  freilich  mit  anstren- 
gendster Arbeil  verdient  wird.    Aus  den  Gehirgsdorfern  des 
Berner  Oberlandes  kommen  jene  kunstvollen  Holzschnitzereien. 
Aber  auch  auf  dem  unwirtblichen  ROcken  des  Jura*  mit  sei- 
nem wasserarmen  Boden,  seinen  nordosigestreckten  hochge- 
legenen Längenlhälern  haben  sich  die  ^Uhrenmacher*'  wie  die 
Ameisen  zusammengesteckt,  dem  rauhen  Klima  und  den  hohen 
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Geireidepreisen  Irolsend,  da  sie  10,  12,  ja  14  und  15  Frankes 
(4  Thir.,  7  Gulden)  Taglohn  durch  die  Wertfaerhöhung  des  Me-> 

talles  niillülst  ihrer  kunslferligen  Hand  zu  verdienen  vermögen. 

Wenn  wir  nun  auch  freilich  mil  Beslimmlheit  sagen  können, 
wo  der  Ackerbau  in  der  Schweiz  herrschend  ist  —  er  findet 
sich  natürlich  auch  in  den  Gebirgakantonen,  wo  immer  daa  Profii 
des  Bodena  ea  zolSsst  —  ao  ist  doch  in  der  That  zur  gegen* 
\\  in  (igen  Stunde  noch  auf  cinigcniiaassen  befriedigende  Angaben 
über  den  Umfang  des  für  den  Landbau  verwendeten 
Bodens  zn  veraichteui  geschweige  denn,  dasa  man  aieh  an  das 
Detail  öber  die  Anblumung  der  benutzten  Fläche  mit  den 
verschiedenen  Kullurpflunzen  heranwagen  könnte.  Nicht  als  ob 
CS  an  Angaben  darüber  geradezu  fehle,  aber  sie  itlehcn  auf  durch- 
aus unsicherem  Boden.  Die  Verfasser  der  Sammlung  von  Ein- 
zdttbeschreibongen  der  Kantone,  welche  den  Namen  ^historisch- 
geographisch-atalistiaches  Gemülde  der  Schweis*  iUhrt,  hidien 
auf  diesen  Punkt  wohl  ihr  Augenmerk  gerichtet  undPranscini 
hat,  gei»lülzt  auf  die  MiUbeilungen  dieser  Beschreibungen  und  im 
Besits  «beinahe  lauter  amtlicher  Notizen  tkber  die  Bodenkultur 
von  12  Kantonen,  deren  Flacheninhalt  beinahe  der  Hälfte  des* 
jenigen  der  ganzen  Eidgenossenschaft  gleich  kommt**,  Angaben 
auch  über  die  Ackerleider,  sowohl  der  ganzen  Schweiz  als  ins- 
besondere jener  zwölf  Kantone  zusammengestellt.  Allein  es 
stimmt  schon  die  damalige  „amtliche*  Angabe  über  den  ge- 
s  am  roten  Flächeninhalt  der  Kantone  bei  keinem  einzigen  mit 
den  vor  Kurzem  von  Franscini  veröfTentlichten  Grössen  über- 
ein;  die  „amtliche**  Angabe  St.  Gallens  (625,930  Jucbarten,  die 
unter  Andrem  auf:  a)  angebautes  Land,  e)  Felder,  f)  Wie-  . 
aen,  g)Reblandt  specificirt  sind}  fand  sich  schon  Franscini 
bewogen,  auf  560,100  herabzumindern  —  wie  viel  weniger  lässt 
sich  auf  die  Angaben  über  Anblümung  im  Einzelnen  bauen. 
Selbst  .die  volle  Richtigkeit  der  Angaben  vorausgesetzt,  würde 
doch  nur  von  geringem  Belang  die  amtliche  Angabe  erscheinen 
können,  welche  der  Nachtrag  zu  Fran sc ini's  Statistik  (S.  109} 
über  den  Kanton  Bern  giebt,  in  welchem  für  1847  auf  den  An- 
bau von  Getreide  107,34274  Juchart,  von  Hafer  29,401^4,  von 
Erdäpfeln  35j88i  J.  in  dem  1,881^00  J.  grossen  Territorium 
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geredinet  werden.  Abgesehen  von  glanbwttrdigeren  Angriien 
Aber  Genf  und  Basel  besttsen  wir  bis  jeltl  nnr  Ober  den  Kanton 

Zürich  die  schöne  auf  Drtnilforschtinjr  hrgründele  Arbeil  Ed. 
Sulzers,  der  viele  ebenbürtige  iHachiulger  za  wünschen  wären. 
Sulzer  giebt  folgende  Zusammenslellnng  nach  Schweiz.  Juebarten 
Ii 40,0000uadratfuss:Rebland:  11,530.  Aecker:  139,969.  Wiesen: 
129,55t.  Waldboden:  144,841.  Riedboden:  17,580.  Seen  und 
Teiche:  21,370.  Uncullivirbarer  Boden:  14,160.  Freilich  war 
die  berechnete  Gesammtfiache:  479,001  Jucbart  eiwas  giösser, 
wie  das  Brgebniss  der  eidgendssischen  Vermessong:  462,060  J. 
—  Die  sichereren  Nachweise  stehen  also  bfe  jelzt  eben  irar 
vereinzelt  da  und  lassen  wegen  der  grossen  Verschipdenheil  des 
Bodens  in  diesem  an  sich  kleinen  Lande  nicht  einmal  Schlüsse 
der  Analogie  tu.  So  wollen  wir  uns  hier  vorlliufig  mit  der  An- 
gabe Franscini*s  (I9  begnügen,  dessen  Meinung  dabna 
gehl,  dass  „höchstens  ein  Neuntheil  des  schweizerischen  Bodens 
für  den  Feldbau  benützt  wird.**  Das  müssten  also  80%  geo- 
graphische Quadratmeilen,  oder  192^V9o  Schweiz.  Ouadratstunden, 
oder  1,231,715%  scbweizerische  Juchart  oder  4433 Vs  Quadrat- 
küomeler  sein. 

Und  so  verzichlen  wir  denn  auch  einfach,  in  der  Weise  des 
Stalistikers  der  Feslsieilung  einer  Reihe  von  anderen  Yerbaii- 
nlSsen  nachiugehen,  an  die  wir  beranireten  wurden,  wenn  nns 
eben  für  die  gesammte  Schweiz  verbürgte  Blemenlarangaben  Ober 
die  Bedingungen  des  Ackerbaues  vorlagen.  Wir  erwähnen  nur 
nebenbei,  dass  der  für  AckerfrUchte  überhaupt  verwendete  Boden 
SU  einem  guten  Tbeile  als  recht  gut  bezeichnet  werden  kwin; 
dass  die  Piege  der  Landwirtbschaft,  wie  gross  auch  noch  die 
Unterschiede  zwischen  einzelnen  Kantonen  sein  mögen,  im  Gänsen 
zweifellos  eine  sehr  tüchtige  genannt  wei  den  rnuss,  namentlich 
insofern  dieses  Urtheil  auf  ein  starkes  Aufgebot  an  Handarbeit 
und  auf  die  Anwendung  reiobiicben  Dttngm  gegründet  werden 
darf.  Ist  die  starke  Parcellming  des  angebauten  Landes  noch 
eine  Folge  der  natürlichen  Bodenbcschaffenheit,  so  liegt  die  sehr 
starke  Theilung  der  Güter  in  den  Sitten  des  Volkes  und  in  den 
Keigungen  der  Einzelnen,  welche  aueh  kleine  Stücke  Grundeigen- 
ftomes  mit  derselben  Energie  erstreben  abi  sie  an  denselben 
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Mhalten.  Man  bedenke  nur,  dass  nach  der  freiiieh  nicht  gans 
suveriässigen  (vgl.  oben)  Zusammenstellung  des  I.  Theiles  der 
oSciellen  Beffrige  zur  BevcHkerun^  der  Schweis  in  diesem  Lande 

nach  den  Angaben  der  Kanloiu?  weniger  als  382,359  Grond- 
besilzer  (1:  6V4  Einwohner  !j  und  485,087  HaushaUiingen  (1 :  4%) 
1850  gezühlt  worden  sind.  Nach  Herrn  S  uizer  (a.  a.  0.}  kom- 
men im  Kanton  ZQrich  auf  4a00  Familien  tn  den  Städten,  welche 
nur  Vit  der  6esammlbev5lkerung  bilden,  ntcht  weniger  als  45,700 
Familien  in  den  Landgemeinden  —  wahrend  in  Belgien  238,270 
atttdiischc  Familien,  weiche  '/a  der  GesaanntbevÖlkerung  darstellen, 
nur  652,296  ländlichen  Famüienhaushaüungen  gegenOberstehen. 
Auf  welchen  Hintergrund  in  der  LandgtHeriheilang  iisat  diesei 
VerhSitniss  —  wohlgemerkt  nicht  von  Einzelnen,  sondern  von 
Familienbesländen  —  schliessen!  Offenbar  schadet  auch  eine  sehr 
Starke  Güterlheilung  in  der  Schweiz  weit  weniger  wie  anderwärts, 
einmal  weir  der  Viehstand  wegen  der  Gebirgsweideii  viel  weniger 
ibduFcb  beeintrüchttgt  wird  und  dann,  well  so  sehr  Viele  von 
der  verhiltnissmdssig  so  äusserst  starken  Zahl  von  Grundbesitzern 
neben  ihrem  landwirlhsehafllichen  Betrieb  noch  einen  (re\vcrl)lichen 
Verdienst  suchen  und  finden.  Freilich  wo  die  slarke  Tlieiiung 
der  Güter  gleichzeitig  zu  einer  in  geometrischer  Pronrression 
wachsenden  Parcelltmng  führt,  bleiben  ihre  grossen  Ifissatände 
weht  aus.  Ich  kenne  Gemeinden,  wo  es  Brauch  war,  daas 
Erbgüter  unlcr  die  Sühne  so  getheill  wurden,  dass  jeder  von 
jedcrParcellesein  proporlionirles  Maass  erhielt.  Die 
Reallaslen  der  Grundstücke,  welciic  früher  zahlreich  und  be- 
trttohtlich  waren»  sind  ztun  grdssten  Theile  abgeldst,  tbeila  in  der 
Bisvolutionspenode  von  1798  an  selbst,  thetls  später,  wo  der 
einmal  gegebene  Anstoss  fortwirkte.  In  mehreren  Kantonen  sind 
sie  durch  Zwaiigsloskauf  auch  abseilen  der  Verpflichteten  zur 
Ablösung  gebracht  worden.  Einzelne  Rudere  finden  sich  wohl 
■oek  überall.  In  dem  grossen  Ackerbau -Kanton  Bern  ist  der 
Haoptumschwung  erst  durch  die  radikale  Verwaltung  von  1846 
durchgeführt  worden. 

Der  Viehstapel  des  Landes  ist  zweifellos  sehr  beUaehrlich, 
Chhwobl  die  einzelnen  Species  der  landwirlhsehafllichen  Nutzthiere 
fe^iaMtibea  sehr  abweicbeide  Verbältnisse  darateUen.  £s  bängt 
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mil  den  Elementen  der  schweizeriscben  Landwirthschaft  zusammen, 
dafs  der  Sfand  der  Pferde  und  der  Scbafe,  die  in  der  Ebene 
keine  Weideplälze  und  auf  den  Höhen  nur  eine  der  feinen  Wolle 
nngänstige  raube  Lufl  finden,  ein  verhSltniaamassig  geringer  ist, 
auch  Schweine  werden  in  starker  Zahl  IHr  den  inländischen  Ver- 
brauch iuiportirt;  die  starke  Zahl  der  Ziegen  namentlich  in  der 
Alpenscbweii  erhält  sich  durch  die  Bodenbedingungen  und  die 
Neigung  der  Bewohner.  Letztere  conoenirirl  sich  freilich  auf 
die  Zucht  des  Rindviehes,  welches  den  Stolz  des  Landwirthes 
insbesondere  in  der  gesamniten  allemannischen  Schweiz  ausmacht. 
Merkwürdig,  dass  abgesehen  von  dem  allerdings  mitentscheidenden 
Gegensatz  zwischen  dem  Terrain  der  Alpen  und  den  für  Vieh- 
weiden viel  weniger  geeigneten  Juraabhüngen,  doch  auch  gleich 
schon  bei  der  Einwanderung  so  bestimmt  der  allemannische  Hirte 
in  der  östlicheren  und  der  burgundionische  Ackerbauer  in  der 
Westschweiz  sich  gegenüberstehen,  und  dass  schon  der  Gothen- 
könig Tbeodosius  die  seiner  von  Italien  ausgehenden  Herrschaft 
widerstrebenden  Herzen  dadurch  zu  gewinnen  bemüht  war,  dass  er 
aUeroannisches  Rindvieh  durch  Kreuzung  mit  der  rhättschen  Ra^e 
zu  veredeln  suchte.  In  der  Gegenwart  sind  durch  die  enormen 
Preise,  welche  englische  Käufer  auf  den  Viehmärkten  des  Berner 
Oberlandes  zahlen,  sowie  durch  den  fast  schon  stationär  ge- 
wordenen Vertrieb  von  Ochsen  aus  der  mittleren  Schweiz  nach 
Paris  und  aus  der  östlichen  in  das  Stromgebiet  der  östreichischen 
Donau  neue  Anregungen  hinzugetreten. 

Intitiu  wir  es  nun  bei  der  einmal  vorhandenen  Sachlage  ab- 
weisen müssen,  die  Starke  der  Production  und  der  Gonsumtion 
der  Schweiz  an  Getreide  auf  dem  Wege  zu  ermitteln,  den. wir 
gern  betreten  möchten,  nämlich  durch  Zugrundlegung  der  nölhigen- 
elementaren  Nachweise,  welche  in  einem  richtigen  Verfahren 
durch  Örtliche  und  auf  das  erforderliche  Detail  ausj?efi(  hnte  Auf- 
nahmen gegründet  wären,  schlagen  wir  notbgedrungen  einen 
weniger  verlässUchen  Weg  ein,  um  wenigstens  die  Ergebnisse 
zu  ermitteln,  zu  dem  man  mit  Aufgebot  der  vorhandenen  sicheren 
Angaben  gelangen  kann.  Xorhsr  nur  ein  paar  theoretisehe  Be- 
merkungen. 

Der  {Statistiker  kann  theils  wegen  der  Katur  des  Objectes^ 
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das  er  bearbeitet,  Iheils  —  möchte  ich  sagen  —  wegen  der 
Beschaffenheit  der  Instrumente,  mit  denen  er  haadüiiert,  die  er- 
strebte Angabe  niobt  immer  in  der  «llerdings  erwttDschtesien  Form 
eines  einfachen  Zahlansdnickes  vorßtfiren*  Br  ist  vielmehr 
dfter  genöthigt,  sich  mit  der  Aufstellnngf  einer  DilTerenzformel 
zu  begnügen,  ja  eventuell  diese  aus  Gewissenhaftigkeit  sogar 
vorzuziehen.  Diese  Angaben  haben  wegen  ihrer  Form  durch- 
aus noch  nichts  gemein  mit  jenen  WahrscheinlichkeitsangabeB, 
an  dmn  Inhalt  wegen  der  verweriichen  Methode^  mit  welcher 
sie  gewonnen  wurden,  der  Vorwurf  des  Unexacten  haftet  Die 
Diilerenzfonnel  soll  so  gewonnen  sein,  dass  man  sicher  ist^  die 
aufVrestelllea  Grenzbeslimmunt;eji  umschliessen  jedenfalls  die  noch 
verborgene  speciah'sirte  Angabe  eines  einfachen  Zahlausdruckes, 
80  dass  ich,  wenn  ich  sage,  die  Ausfuhr  an  Getreide  betrügt  hu 
einem  Jahre  10^11  Millionen  Centner^  auch  weiss»  dass  sie  nicht 
weniger  als  10  und  nicht  mehr  als  11  Millionen  beträgt.  Man 
kann  solche  Angaben  einer  Messung  vergleichen,  bei  welcher 
die  Leistungen  meiner  Instrumente  nicht  zur  Bestimmung  der 
genauesten  Maassbezeichnung,  wohl  aber  zur  genauen  Bestimmung 
der  Grösse  des  mtfglichen  Irrthumes  hinreichen  '3*  ^ 
noch  eine  sweite  Bemerkung  anreihen.  Der  Statistiker  kann  recht 
vvulil  wissen,  dass  ei  auf  dem  Wege  örtlicher  Specialaufnahiacn 
sein  Ziel,  eine  vollständig  exacte  einfache  Zahlangabe,  allein  zu 
erreichen  im  Stande  ist.  £r  sieht  sich  aber  häuig  genug  dann 
gedringt,  nach  der  Feststellung  von  Resultaten  auszugeben,  wo 
dieser  Weg  entweder  nuf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stösst 
oder  selbst  in  die  Irre  führt,  wenn  ihn  der  Statistiker  mit  dem 
Aufgebot  der  möglicherweise  in  Bewegung  zu  selzenden  Arbeits- 
kräfte beschreiten,  will.  In  solchen  Fällen  muss  er  sich  ent- 
schliessen,  ja  es  vorziehen ,  Durchschnittsgrössen  anstatt 
Specialangaben  eine  Stelle  in  seiner  Berechnung  euizurttumen. 
Nur  dass  er  dann  die  geradezu  unerlüsslichen  Fundamentalangaben 
jedenfalls  als  exacte  Specialaus  weise  besitze.  Die  verwendeten 
Durclischnittsgrössen  selbst  muss  der  Statistiker,  weil  er  immer 

1)  Vgl  mtlMD  AnüMtB  aber  die  Aufgabe  der  Slatiitik  gegenOber  den 
.  SchnlibedflrfhiM  nwerer  Zeit  gegen  die  Ifeth  der  marnrndte«  hi  den  Braner 
HaadeleblaM»  Beilege  u  Nr.  14».  i&Sd,  j 
ZiilMfar.  für  SiMlnr.  I8M.  4»  H«fl.  43 
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nur  mit  concreten  Zahlgrössen  rechnet,  stets  auf  dem  Wepre  einer 
Specialforschung  der  concreten  Lebensverhältnisse  gewinnen;  mU 
andern  Worten  —  es  ist  das  dorehans  kein  Paradoxon  er 
soll  nor  exacte  Durchschnittsgrössen  verwenden. 
Ich  Will  zur  Erläuterung  ein  derbes  Beispid  wttMen,  WO  alle 
Theile  dieser  methodischen  Regel  ins  Licht  treten.  Für  die  Land- 
wirlhscliaAsstaUstik  eines  gegebenen  Territoriums  soll  die  Angabe 
des  Milchertrages  in  einem  Jahre  gewonnen  werden.  Aus  nabe- 
liegenden Grfhnden  mnss '  es  anch  einem  offidellen  statistischen 
Centralburt au  als  unmöglich  erscheinen,  Ton  sieb  aus  den  Bin- 
zelertrag aller  Milciikülie  durch  örtliche  Aulnahnicn  Tag  für  Tag 
2a  conlrolliren  und  festzustellen.  .Kein  Statistiker  aber,  der  die 
Natur  nnd  die  Lebensgewohnheiten  der  ländlichen  Bevölkerung 
kennt,  wird  sich  von  dem  Befehle  e»er  Regiernng:  dass  jeder 
Kuhbesitzer  vollständig  genan  den  Wikhertrag  seiner  Thiere  an- 
geben solle,  etwas  Andres  als  ein  zweifellos  durchaus  unsicheres 
Ergebniss  versprechen  —  vorausgesetzt,  dass  ein  solcher  Befehl 
erhftttlieh  wäre  und  m  Befdgung  gelangte.  So  zieht  er  die 
Dinrchschnittsberecfannng  vor.  Was  er  mientbehrüch  exact  haben 
muss ,  ist  die  Angabe  der  Zahl  der  Kühe ,  weil  hier  bekannt- 
lich für  die  Durchschnitlsberechnung  anstatt  der  Zählung  die  erste 
Bedingung  der  Zulässigkeit :  die  Zuversicht  auf  die  wirk- 
liche Uebereinstimmung  einer  zur  Basis  gewon- 
nenen exaeten  D urchschnittsgr össe  mit  den  ttbrigen 
als  gleich' vorauszusetzenden  Summanden  des  g»- 
s  u  c  Ii  i  e  II  G  a  n  z  c  n  m  a  n  g  e  1 1.  Im  Besitz  dieser  Angabe  "ttber 
die  Zahl  der  Kühe  streift  dann  der  Statistiker  nach  der  Durch- 
schnittszahl lür  das  Verhallniss  der  miichgebenden  und  der 
unfruchtbaren  Kühe,  fUr  das  Maass  des  täglichen  Milchertrages 
der  einzelnen  Kuh,  für  die  Zahl  der  Tage,  in  welchen  sie 
milchgebend  bleibt.  Aber  diese  Elemente  der  Durch- 
schnittsberechnung soll  er  auf  die  iincignenLande 
und  auf  den  in  demselben  gezogenen  Viehstapel 
sttttzen.  An  den  Ausdruck  einer  anderwärts  aus  der  Lebens- 
erfahrung gewonnenen  Ueberzeugung  ken»  er  Aldi  «nlehnen, 
zumal  wenn  er  eine  grosse  Aehnitcbkeit  der  maassgebenden  Be- 
dingungen ersieht,  aber  auf  sie  allein  bauen  darf  er  nicht. 
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Durchschnillsmaasse,  welche  man  z.  B.  an  den  Kühen  Sinmieii- 
thaiersi^ages  in  Hobeiilienn  gewoniieii  hat,  kdmieii  das  Erg ebirias 
«enmieater  fieobaehtuig  jeiR,  ohne  desahalb  fttr  Kurheasen  die 
Baaia  der  Berecbniing  abgebe«  an  dürfen. 

Ich  miiss,  um  eine  Angabe  über  die  Starke  der  inländischen 
Produciion  und  des  Consunies  an  Getreide  in  der  Schweis  sa 
gewinnen,  zu  einer  solchen  Durchs€fanittsbei«ohn«ng  aebreiteK. 
Waa  m  befriedigender  Weise  exaot  vorKegt»  kt  eimiial  die  Stärke 
der  Bevdlkemnf .  Das«  konunt,  dass  die  Scbwels  sar  Befirlediguag 
ihres  Bedarfes  an  Gretreide  auch  in  den  Jahren  einer  mittleren 
und  einer  ge^pfrneten  Erndte  einer  starken  Einfuhr  bedarf.  Auch 
die  Stirke  dieser  Eiafiihr  liegt  in  exacter  Angabe  vor.  Aller- 
dlnga  nnr  Yom  ein  paar  Jahran,  seit  dem  Februar  1850  ^  aber 
diese  knrse  Zeil  «nachiieast  eki  Missjabr  «nd  «ber  die  Slirke 
dea  inttndiscben  Erndteausfalls  In  demselben  hat  sich  nicht  nur 
die  Stimme  der  Landbevölkerung  ziemlich  übereinslimniend  aus- 
gesprochen, sie  ist  auch  von  der  BundesbebÖrde  durch  oificieile 
Ifaeblaracbangen  fealzusteUen  gesucht  worden.  Hütte  anan  nur 
Binea:  entweder  die  Stärke  der  inUindlsckett  Prodnetlon  oder 
die  Stärke  des  inländiscben  Consuoies,  so  wärde  man  mit  Heran- 
siehung  der  Angaben  über  die  Einfuhr  das  Zweite  alsbald  be- 
stimmen können.  Man  braucht  also  auch  nur  nach  der  Ermitt- 
lung entweder  der  Production  oder  des  Consumes  zu  streben, 
«nd  seil  bei  der  Wabl  sieh  für  dasjenige  entschekleii,  das  leicbter 
und  sieberer  su  gewinnen  stebt.  Auf  dem  einen  Wege  wäre 
vonnölhen  eine  exacte  Angabe  über  die  Grässe  des  mit  Gebreide 
angebauten  Landes  und  die  Aushülfe  einer  Durchschniltsberechnung 
des  Ertrages  der  Grundstücke  von  einem  Einzelnmaass  —  auf 
deaa  anderen  eine  exacte  Angabe  Uber  die  Zahl  der  Consumenten 
und  die  Avsbttlfe  einer  Dnrchsobnittäierecknung  daa  Verzehres  des 
Binaelnen.  Da  eine  exacte  Angabe  Uber  die  Grösse  des  ange- 
bauten Feldes  fehlt  und  eine  solche  über  die  Zahl  der  Consumenten 
vorliegt,  so  schlagen  wir  den  zweiten  Weg  ein.  Es  wird  Alles 
darauf  ankommen,  dass  man  den  durchschnittlichen. Verbrauch  an 
Getraida  per  Kopf  so  sicher  wie  nur  möglich  zu  ermitteln  sucht. 

Offianbar  nöthigt  Mehrerea  su  der  Annahme,  dass  dieser 
Verbrauch  in  der  Schweiz  ein  vergleichsweise  sehr  starker  ist» 
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Einuiai  handelt  es  sich  um  die  Bewohner  eines  Gebirgslandes, 
desien  feinere,  zehrende  LoAschichten  zu  stärkeren  und  dfimn 
CoUationen  geradezu  zwingen.  Es  hfingt  das  in  keiner  Weise 

mit  dem  nationalen  Charakter  des  allerdings  tüchtigen  Schwei-  | 
zermagens  ab,  dem  auch  der  Arzt  z.  ß.  bei  ßrechrnitleln  eine 
viel  stärkere  Dosis  verschreibt,  als  dem  in  derselben  Weise  er- 
krankten Ausländer.  Wer  z.  aus  Norddeutschland,  wie  ich, 
in  die  Schweiz  ttbersiedell,  wird  auch,  wenn  er  nur  an  der  Nord- 
grenze der  ebenen  Schweiz  auf  1200'  übüüluler  Hohe  vegelirt, 
aalangs  sich  über  die  grosse  Starke  des  Appetites  der  Schweizer 
imd  nach  einiger  Zeit  darüber  wunderui  dass  er  sich  selbst  den- 
selben ^angewöhnt  bat*'  —  nur  die  umgekehrte  firfahniny  von 
der,  welche  der  aus  seiner  feuchten  und  htthleren  Landesatmos- 
pbare  versetzte  Engländer  etwa  in  Ostindien  zu  machen  pflegt. 
Durchgehend  auch  bei  den  unleren  Volksklassen  in  dem  weitab 
grdssten  Theile  der  Schweiz  ist  die  Sitte  feststehend,  Vor-  und 
Naehmitlags  eine  besondere  Mahlzeit  zwischen  die  drei  Haupt- 
mahlzeiten einzuschieben  und  Naehmitlags  tritt  wohl  auch  manch- 
mal noch  eine  zweite  dazwischen.  In  diesen  Zwischenmahlzeiteo 
ist  aber  £rod  der  Hauptfaclor,  mit  oder  ohne  Wein  oder  Kaffee. 
Dasselbe  gilt  vom  eigentlichen  Frtthstttck»  wie  es  denn  weiterbin 
m  Haushaitungen,  die  man  als  Familien  in  bescluränkten  oder 
knappen  Verhältnissen  bezeichnen  kann,  Sitte  ist,  häufig  auch 
^zu  ^acbl^  Brod  und  Wein  zu  gemessen.  Sodann  spielt  das 
firod  in  der  Ernährung  der  Schweizer  aber  auch  überhaupt  eine 
bedeutende  Rolle.  Wie  stark  immer  der  Verbrauch  der  Kartoffek 
sein  mag,  es  fehlt  noch  viel,  dass  sie  auch  ^^des  Armen  Brod'^ 
Ovaren,  ausser  in  Zeiten  grosser  Theurung.  Das  Land  mi  Ganzen 
muss  ohne  Frage  als  wohlhabend,  ja  reich  bezeichnet  werden; 
die  Besitzenden  verdanken  ihre  Capilalien,  die  handarbeiteDden 
Volksklassen  ihren  reichlicheren  Verdienst,  der  auch  in  dem  ab- 
gelaufenen Missjahre  eine  allgemeinere  Kolli  nirgends  aufkommen 
Hess,  voriiänilich  auch  der  schwunghaften  Industrie.  Wie  ilaiiches 
verweist  uns  mitbin  bei  der  Frage  nach  dem  durchschnittlichen 
Verzehr  an  Getreide  iu  der  Schweiz  auf  die  Analogie  Englands, 
dessen  feuchte  Atmosphäre  gleichfalls  die  Wirkungen  der  schwel- 
zenschen  GebiigsluU  iieivoibnugl  und  wo  das  Weizenbrad  ia 
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gleichem  Maasse  wie  um  die  Alpen  herum  als  das  MgiicbeBrod 
bezeichnet  werden  muss. 

Auch  nur  Vorstehendes  zusammengenommen,  kann  ich  Frans- 
cini's  Berechnung  und  Resultate  über  unsere  Frage  nicht  unter- 
schreiben. Er  gif  bt  folgende  Auseinanderselzung  (Neue  Statistik 
I,  113j:  In  der  ganzen  Schweiz  ist  der  Verbrauch  von  Kartoffeln 
und  von  frischem  und  eingesalzenem  Fleisch  sehr  beträchtlich^ 
sowie  auch  nicht  wenig  Milchwerk  und  grDnes  und  gedörrtes 
Obst  genossen  wird.  Nimmt  man  für  die  schweizerische  Be- 
völkerung einen  etwas  geringeren  Getreideverbrauch  an, 
als  für  diejenigen  Länder,  wo,  wie  in  Frankreich  und 
mehreren  deutschen  Ländern  der  Mensch  sich  hauptsächlich  von 
Yegetabilien  nährt,  so  läuft  man  nicht  Gelabr,  sich  von  der 
Wirliliehkeit  m  entfernen.  Nnn  rechnet  Moreau  de  Jonn^s  ^ 
für  Frankreich  einen  jährlichen  Verbrauch  von  210  Liter  auf  den 
Kopf.  Indem  wir  den  oben  angedeuteten  üinsländen  Rechnung 
tragen,  setzen  wir  den  mittleren  jährlichen  Verbrauch  von  Weizen, 
Spelt,  Roggen  n.  dgl  auf  14  Viertel  för  ein  Individuum.  Diess 
gi^t  210  Liter  (6^3  Schweiz.  Viertel  =  1  Hektoliter),  gerade 
das  Quantum  Korn,  welches  der  erwähnte  Oekonom  durchschnitt- 
lich jedem  Bewohner  Frankreichs  zutheilt.  (Hier  befindet  sich 
also  Franscini  im  Widerspruch  mit  seinem  zweiten  Satze.) 
Diese  unsere  Schätzong  stimmt  mit  den  im  Jahre  1822  für  Genf 
von  einer  Regiemngscommisslon  ermittelten  Ergebnissen  (durch- 
sehnlttlteh  ungefähr  15  Viertel)  ziemlich  überein.  Für  die  2,320,000 
Einwohner  der  Schweiz  (Annahme  für  1844)  wird  also  in  den 
gewöhnlichen  Jahren  als  Getreide  -  Consumtion  angenommen: 
32,480,000  Schweis.  Viertel  oder  4,872,000  firanz.  Hektoliter. 
Uober  die  Frage,  wie  viel  von  dieser  grossen  Masse  Getreide 
der  Schweizerboden  selbst  mittelst  der  Thätigkeit  seiner  Feldbaner 
hervoi  bringe ,  fehlt  es  an  bestimmten  und  zuverlässigen  Notizen. 
Nimmt  man  die  amtlichen  Berichte  von  ll'/2  Kantonen  als  Grund- 
lage an,  so  müsste  die  Getreideproduction  der  ganzen  Schweiz 
auf  26,000,000  VieHel  (3,900,000 Hektoliter)  angeschlagen  werden. 
Um  daher  den  gewöhnlichen  Bedarf,  wie  er  oben  berechnet  wurde, 
zn  bestreiten,  könnte  die  Einfuhr  an  fremdem  Getreide,  Weizen, 
Roggen,  Reis  u.  dgl.  nicht  weniger  als  6,500,000  Viertel  (975,000 
Hektoliter)  betragen. 
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So  weü  Franscini.   Ich  habe  diese  Stelle  nicbi  wegcli 
des  Resultatefi,  zu  welchem  der  geehrte  Forscher  gelmgl,  an- 
geführt,  denn  ttber  die  Ineongmens  desselben  mit  der  Wirklich- 
keit kann  jetzt  kein  Zweifel  mehr  sein ;  vielmehr  sind  es  die 
Elemente  der  Berechnung,  welche  ich  her  vorstellen  wollte.  Ich 
sehe  nurgends  einen  Grund,  den  durchsehnittiichen  Gelreideooiunui 
der  firanzdsiscben  Bevölkerong  als  etwas  höher  wie  den  4er 
schwetzeris^en  anzunehmen,  dagegen  weist  Mehreres  darauf 
bin,  diesen  als  etwas  stärker  anzusetzen,  weil  sich  in  der  wohl- 
habenden Schweiz  zu  der  naturnothwendigen  Bedingung  eines 
höheren  Bedarües  an  Nahrungsmitteln  die  unläugbare  Gewelmhejt 
eines  starken  Consums  von  Brod  neben  dem  starken  Pleisoh-> 
consum  gesellt.   Allerdings  hat  Frankreich  nur  etwa  diirclischnilt- 
lich  alle  drei  Jahre  das  Bedürfniss  einer  stärkeren  Getreideeinfuhr, 
die  Schweiz  dasselbe  aber  Jahr  aus  Jahr  ein,  indessen  tissl  die 
Bevölkerung  im  Ganzen  eben  unläugbar  zu  entschieden  die  Merk- 
male der  Wohlhabenheit  erkennen  und  die  Satze  des  Arbeits- 
lohnes für  die  unleren  Volksklassen  haben  jenes  stetige  Verhällniss 
zur  Voraussetzung.    iNicht  die  Höhe  der  Lebensmittelpreise  be- 
stimmt den  ilangei  und  den  Consum,  sondern  ilv  Verhilkiiss 
zum  Arbeitsverdienst;  innerhalb  der  Schweiz  selbst  hat  die  Armuth 
steh  mit  grösserer  Breite  und  Höhe  in  den  sogenannten  Acker- 
baukanlonen  wie  Bern  und  Aargau  entwickelt  als  in  den  zufuhr- 
bedürftigen  industriellen  Kantonen.    Ich  möchte  mich  doch  nicht 
so  ausdrucken :  das  £rgebaiss  der  amtlichen  Untersudiung  in 
Genf  stimme  ziemlich  Qberein  mit  der  Annahme  eines  Verbrauches 
von  14  Vierteln.    Aehnlich  wie  ein  kaum  merklicher  Abstand 
zweier  zu  einem  Winkel  verbundener  Linien  in  der  unmillel- 
*  baren  Nähe  des  Scheitelpunktes  doch  zu  der  grössten  Distanz 
der  Endpunkte  der  Schenkel  führt»  wenn  letztere  sehr  weil  hm 
verlängert  werden,  so  muss  auch  eine  kleine  Abwei- 
chung in  den  elementaren  Grössen  der  statistischen 
Durchschnittsberechnung   zu  den  bedeutendsten 
Differenzen  führen,  wenn  der  MultipHcator  ein 
sehr  grosser  ist.    Ein  Viertel  Mehrverbrauch  per  Kopf 
macht  für  die  berechnete  Gesammtbevölkerung  der  Schweiz  eben 
nicht  weniger  als  2,320,000  Viertel  Differenz  —  so  dass  skli  die 
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Zahlen  wie  32,480,01)0  :  34,800,000  Viertel  oder  4,b72,0O0 : 
DyldOjöGO  Hekloliter  herausstellen  und  dieses  Gesammt* 
quiintuin  müssle,  wenn  man  Uber  die  Einfuhr  sichere  Angaben 
hfitte,  nur  der  inländiscben  Productton,  oder  wenn  diese  fest* 
sliiRde,  nur  der  auswürligen  Einfuhr  zugesfihll  werden.  FreUieh 
meint  Frans ciiii  -dieser  etwas  orössere  Verbrauch  in  Genf 
findet  seine  Hrklärun^r  leicht  Iheils  in  <iein  grösseren  Quantum 
Korni  von  dem  sich  die  slädtische  Bevölkerung  Genfs  besonders 
unter  günsligen  ümsiänden  gewöhnlich  n^brt,  Ibeils  auch  in  deqi 
starken  ZufTuss  von  Fremden.^  Ich  weiu  nicht,  wenn  es  mich 
auch  bei  der  Art  und  Weise,  wie  man  dergleichen  Durchsohnilts- 
berecli Hungen  des  Verbrauches  per  Kopf  zu  gcw  innen  pflegt, 
wundern  sollte ,  ob  der  Getreideverbrauch  der  Fremden  abge^- 
Focbnet  worden  ist  Sollten  sie  bloss  als  wohlhabende  Con- 
sunenten  eingereiht  sein,  so  muss  daran  erinnert  werden,  dass  der 
wohlhabende  Fremde  wohl  mit  einem^  stärkeren  Fleisch-  und 
Weinverbrauch  u.  s.  w.,  wob!  aber  nicht  als  ein  besonders  be- 
deutender Gonsumcnt  von  Getreide  und  Hidseiifrücbten  auftreten 
kann.  Die  Woblbabeuheit  derp  Genler  überhaupt  anlangend ,  sd 
kann  man  nur  da  von  einem  stfirkerenCretreideverbrauch  derWohl- 
kabenden  reden,  wo  ßrod  und  Hillsenfrtteble  fUr  die  Armen  unter 
die  Luxusai  likel  oder  ihnen  nahr  zu  stellen  sind.  ^^  o  das  nicht 
der  Fall  ist,  wie  auch  in  Genf,  wie  Überhaupt  in  der  Schweiz, 
da  U|t  ^kberlidi  auch  der  Handarbeiter  in  Stadt  und  Land  als 
€^n  stilrkerer  Gonsument  dieser  Artikel  ansiimiehen  wie  der  Wohl- 
habende und  Reiche  Schliesslicb  sei  bemerkt,  dass  Grenf 
der  Spiegel  des  Sees  hal  nur  1153  Fuss  iMccreshöhe —  zu  den 
tiefstgelegenen  Kantonen  der  Schweiz  gehört.  Und  nun  —  wns 
ist  vQU  jener  Angabe  Morcnu's  de  Jonnes  zu  halten?  Ich 
glaube  es  aussprechen  zu  dürfen,  dass  ich  die  statistischen  Sehrif- 

1)  Ich  will  miek  filf  die  Mbtehe  ^ekfiftiguiig  dieier  Wahrheit  bi«r 
nur  auf  einen  Tor  weDigen  Wochen  veröffeetlichten  Bericbl  der  Mnmcipal- 
commissioD  fftr  die  Blekerkawe  io  Peris  berufen,  in  welchem  mitgetheill 
wird,  dass  der  Brodverbrauch  in  den  Gemeinden  der  Benlieue,  welche  fiber- 
lehnldel  uM  ohne  eigene  Mittel  fif  die  Herstellirag  einer  besondem  Ver- 
waltung seien,  beinahe  doppelt  so  gros«  als  in  der  Stadt  sei, 
nimlieh  837  Gramme«  gegen  477 1 
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ten  dieses  berühmten  Franzosen  mit  aufmerksamem  Fleisse  studiert 
habe.  Ich  habe  ihn  immer  bedeutend  in  der  Interpretation  der 
Zahlen,  i^ewandt  in  der  Inatruirung  der  Untersuchung,  aber  m 
der  Regel  auch  leichtoinnig  in  der  Kritik  der  aufgestellten  Ele- 
mente geftmden.  Seine  toa  F  r  a  n  s  c  i  n  i  adoptirle  Annahme  eines 
jährlichen  Verbrauches  von  2"io  Hektoliter  Korn  Tür  den  Kopf 
in  Frankreich  tindel  sich  in  der  Revue  des  Economistes  von  1843. 
Aber  schon  1846  hatte  ihn  ja  Schnitzler  in  seiner  StatisUque 
g^n^rale  de  la  France  sa  473  Hektoltler  BrodfHichte  (neben  2% 
Hektoliter  Kartoffeln  und  24  Kilogrammes  Fleisch}  berechnet. 
Das  ist  melir  wie  noch  einmal  so  vi^l  hIs  Moreau  annimmt! 
Zum  Ueberfluss  hat  der  Chef  des  travaux  de  la  Statisfique 
gMrale  de  Frmce  selbst  uns  in  seinen  E^imenU  de  StoHeHque 
1847  gesagt:  La  cnUure  de  la  France  swrpasse  par  täbonäanee 
de  ses  produUs  —  —  celle  de  touies  les  grandes  puissances, 
ä  la  seule  exception  de  V Empire  russe,  en  ce  qui  eoncerne  la 
qnanUii  des  driales;  eile  donne  annie  moyenne^  a 
ehaqnt  personne,  trois  heetoliires  de  grains^  — 
Würe  nun  neben  dieser  Thatsache  auch  der  Durchschnittsver- 
brauch von  2Vio  Hektoliter  per  KopF  der  Wirklichkeit  entspre- 
chend, so  mttsste  bei  der  von  Moreau  de  Jonnes  angenom- 
menen Bevölkerung  von  34  MüL  Binwobnem  Frankreich  atm^ 
mayenne  30,600,000  Hektoliter  Komfrnoht  fflir  die  Ausfohr  ab- 
geben !  So  vor  den  Füssen  lag  der  Gegenbeweis ,  denn  es  ist 
bekannt,  dass  sich  die  durchschnittliche  Ans-  und  Einfuhr  von 
der  Hauptfrucht  Weizen  (Ur  Frankreich  ziemlich  die  Waage  baitea» 
wenn  man  nicht  eher  sagen  darf,  die  BinAihr  überwiege  elwns* 
Anch  die  ofBciellen  Werth  angaben  ttber  den  -  tntentationalen 
Getreidebandel  Frankreichs  zeigen  selbst  noch  für  die  Jahre  seit 
dem  Erscheinen  von  Moreau's  ßucb,  d.  h.  seil  i847 —  1853, 
eine  kaum  nennenswerthe  Bilanz  zu  Gunsten  Frankreichs,  obwohl 
man  bei  diesen  Werthangaben  emen  etwas  freiem  Spiebaam  hmt 
Denn  sie  stellen  sich  nach  Hillionen  Franken: 

1847  Einfuhr  209*      Ausfuhr  4» 

1848  „        28»         ,  38* 

1849  ,         0«  »55' 

1850  ,  74^ 
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1851  Binfubr  2«  Ausfuhr  95^ 
18Ö2  9       5'         „  59« 

1§53  ^      96*  _      »  29« 

341«  357» 
Ich  sage:  seihst  noch  fUr  die  Jahre  1847  —  1853;  denn  es 
hal  sich  in  Frankreich  das  merkwürdige  Phünomen  gezeigt,  dass 
nach  den  officiellen  slatislischen  Angaben  seit  etwa  20  Jahren 
sich  der  Weizcnbuu  in  sehr  viel  slürkercr  Progres- 
sion wie  die  Bevölkerung  gesteigert  hat,  wie  man 
aus  folgender  Zasammenstellnng  ersieht: 

Bevölkerung  1831:  32,569,223 
„  183Ü:  33,540,910 
^  1841  :  34,240,178 

^         1846:  35,400,486 
«         1851 :  35,781,821 
Durchschnitlsertrag  des  Weizens  1827^31:  57,821,336  Hditol 
„  n       1832—36:  68,684,919  » 

,  »       »       1837—41  :  71,512,258  „ 

9  n      f>       i 843— 46:  72,015,564  « 

«  ^  1847-51:86,121,123  « 
Erwägt  man,  dass  sich  die  Ausfuhr  keineswegs  in  dem  Ver- 
hältniss  der  slaikeren  Progression  des  Weizenerlreq^s  gesteigert 
hat,  so  ergiebt  sich  einmal,  dass  wenn  Schnilziers  Angabe 
ttb^  den  DurchschAittsverbraoch  richtig  ist,  dieser  Durchschnitls- 
verforauch  sich  seitdem  gesteigert  haben  muss  —  und  sodann, 
dass  man  auf  keinen  Fall  irgend  eine  Ursache  halte,  den  durch- 
scbnitUichen  Getreideverbrauch  der  Franzosen  im  Jahr  1843  für 
einen  an  sich  reichlicheren  zu  halten  und  (Ihr  eineii  stärkeren 
wie  den  der  Schweizer,  ganz  abgesehen  von  dem  abnormen 
Mindermaass  von  2^1  o  HektoUter. 

Nun  bedenke  man  schliesslich  noch :  was  heisst  das ,  wenn 
von  Gesammtproduction  und  Gesammtconsum  des  Getreides  in 
einem  Lande  die  Rede  ist  und  man  zur  Bezeichnung  desselben 
die  Formel:  so  und  soviel  Hektoliter  per  Kopf  gebraucht? 
Will  man  haben  nnd  will  man  bezeichnen  nur  das  Quantum  von 
Getreide,  was  der  Mensch  durchschnittlich  issl?  Nein,  wir 
bedienen  uns  jenes  Wortes  Durchschnittsverbrauch  als  einer 
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Ausdruckswpise  für  den  (lesammll)cdarf  an  Getreide,  welche 
Ver w en'd  iin  <!nsseIho  auch  finde  Auch  das  Getreide, 
welches  man  zur  Aussaat,  als  Viehfutlcr,  zum  Bierbrauen  u.  s.  w. 
verwendet,  soll  ja  nichl  ausgeschlossen  sein.  Gerade  auch  auf 
diesen  bedeutsamen  anderweitigen  Verbrauch  an  Getreide  ge- 
stützt konnte  unter  Mitrechnung  des  Gonsumes  an  Hilfsenfrtichten 
Schulze  (Ucber  den  deutschen  Kornliandel  und  die  Volksbildung) 
10  preussischc  Schellet  (5^2  ilcktoliterj  Korn  Uurchscbnitis- 
verbrauch  per  Kopf  in  Deutschland  annehinen.  Freilich  hat 
Dieterici  für  den  preusslscben  Staat  nur  4  preussische  Scheffel 
angenommen,  welches  Maass  2'Vio  HektoUler)  fast  ganz  mit 
den  Annalinien  Moreaus  de  Jonnes  für  Frankreich  und 
Franscini*s  für  die  Schweiz  übereinstimmt.  Auch  darf  ich 
nicht  verschweigen,  dass  Eduard  Sulz  er,  der  Verfasser  des 
erwähnten  sehr  verdlenstvoUen  Büchleins  ^Zur  Agrikulturstatistik 
des  Kantons  Zürich''  sich  auch  nur  för  1%  Malter  (2%  Hektol.) 
durchschnillHchcn  Verbrauchs  an  Brodfrüchlen  in  dem  Kanton 
Zürich  entscheidet.  Indessen  gehl  diese  Annahme  doch  schon 
um  0,525  Hektoliter  über  Franscini  hinaus,  auch  hat  Suizer 
auf  Dieter ict's  Aussprach  über  den  Verbrauch  in  Preussen  ein 
entscheidendes  Gewicht  gelegt.  Dazu  koount  femer,  dass  er 
den  Gesamml betrag  der  Aussaat  von  dem  berechneten 
Erhrianiss  des  Kantons  Zürich  (385,455  Malter  BrodfiudiO  schon 
abgezogen  ha l,  um  durch  es  und  das  angenommene  Deficit 
von  03,631  Malter  den  Durchschnittsbedarf  voq  439,086  Malter. 
zu  bestininieii,  und  dass  er  ganz  zweifellos  den  Bedarf  der  Aus*- 
saat  (%  des  Ertrags  für  Kernen,  Via  ßir  Weizen,  Vs«  Roggen) 
viel  zu  gering  anschlagt. 

Endlicl)  bat  auoh  der  Bundesrath  in  diaser  Frage  sein  Votum 
abgegeben.  Bei  einer  in  dem  überstandenen  Tbeurangiyabr  dar-» 
gebotenen  Veranlassung,  erklärte  er,  dass  die  Schweiz  m  der 
Oegenwart  einen  durchschnittlichen  Consumbedarf  habe  von 
12  Millionen  Centnern  oder  8  Millionen  Hekloliter  Getreidefrüchle 
«.  s.  w.  Man  wird  wohl  nicht  irren,  wenn  man  in  dieser  Angabe 
vorneh  ml  ich  auch  Franscini's  jetzige  »Ansicht  ausgesprochen 
findet.  Für  den  Zeitraum»  welcher  dieser  Durchschnittsbaredi-^^ 
aung  zu  Grunde  gelebt  ist,  kdnnei^  wir  die  Laodesbevdlkeruttg 
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ia  rander  Summe  auf  2,450,Oüü  Seelen  anselzen  —  das  würde 
also  auf  einen  Durchachnütsbedarf  von  3.27  Hektoliter  per  Kopf 
hinattakonmea.  Wie  man  aiebi  geht  diese  Annahme  um  mehr 
als  50%  über  die  frühere  Pransetni's  (2.i  Heltt.)  hinaus. 
GleichwoliI  halle  ich  auch  diese  Angabe  noch  fiir  zu  gering. 

Nach  allen  Berechnungen  und  Beobachlungen  die  ich  seit 
xvei  Jahren  Uber  diese  Frage  a«f  verschiedenen  Wegen  habe 
machen  klinnen,  trage  ich  nicht  das  geringste  Bedenken »  den 
jährlichen  Durchschnittsbedarf  per  Kopf  in  der  Schweiz  —  diese 
Formel  in  dem  oben  bemerkten  Simio  gt  imiiiuien  —  auf  4  Hekl, 
Getreide  und  Hölsenfrüchte  anzusetzen.*    Ich  will  mit  dieser  An« 
gäbe,  welche  etwas  unter  der  Annahme  Schnitzlers  fUr  dea 
Bedarf  Frankreichs  (4V3  HekloUterJ  und  beirttchtüch  unter  der 
Sohulsea  für  den  Bedarf  Presasens  (ÖS^^  Hektoliter)  bleibt, 
durchaus  nicht  meine  Ueberzeugung  über  das  Verhilitniss  der 
Consunition  in  der  Schweiz  zu  der  in  Frankreich  und  Preussen  * 
aussprechen  —  ich  gebe  nur  das  Resultat  meiner  Untersuchung 
aber  den  Dorchschnittsverimuch  in  der  Schweiz.  Auoh  bemerke 
ich,  dass  ich  in  meinen  BereQhtiungen  sehr  wohl  den  verbiUtnissr 
missi^r  geringen  Pferdestapel  sowie  den  Umstand  im  Auge  be- 
halten habe,  dass  die  Bierbrauerei  in  der  Schweiz,  obwohl  sie 
sich  nicht  ganz  unbedeutend  entwickelt,  zur  Stunde  noch  von. 
geringer  BedeuUwg  ist  und  dasselbe  von  Fabriken  fUr  Stärker, 
mebl,  Weingeist  '«.  dgL  gesagt  werden  muss.  Gerade  aus  Ur-*. 
saehmi  dieser  Art  erkläre  ich  nir^  dass  der  von  neueren  eng- 
Hachen  Statistikern  und  durch  Unlersuchungen  des  Parlameals 
über  jenes  so  vielfaltig  der  Schweiz  in  dieser  t^eziehung  analoge 
Inselreich  angeschlagene  Durcbschnittsconsum :  1 7%  Quarter  (4.3(i5 . 
HektoL)  per  Kopf  etwas  hoher  ausgefallen  ist.   Denn  das  sttfirkera 
Ouantnm  der  FJewchnahrung  des  Briten  halte  ioh  duceh  den  sehr, 
starken  Verbrauch  an  Käse  und  Milch  in  der  Schweiz  vollständig 
paraiysirt.    Ich  darf  mir  nicht  erlauben  eine  grössere  Anzahl  der 
auf  langen  Piaden  sich  bewegenden  Beobachlungen  und  Berech* 
nungeni  welohe  mich  au  jenem  Resultat  geführt  haben,  hier 
sammenyusteUeii.  Ich  will  nur  eine  Probe  geben,  welohe  geeignel 
ist  die  Annahmen  Franscini*8  und  Sulzers  su  entkräften 
und  die  des  Bundesrathes  aU  höchst  unwahrscheinlich  hinzustellen«. 
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Ich  wSble  eine  wenig  umstlfndliche  Ober  den  Brod  verbrauch  in 
dem  Kanton  Schaffbaosen ,  d.  b.  in  einem  Kanton  der  ebenen 

Schweiz ,  in  welchem  veiiiallnissiiiassig  sehr  viele  Kartoffeln, 
Rüben  u.  dgl.  verzehrt  werden.  An  vielen  Stellen  wurde  mir  in 
den  bOrgerlicben  Haashaltungen  von  Geschäftstreibenden  heraus* 
gerechnet,  dass  sie  „reichlich^  i't  Malter  —  2*/«  Hektol.  — 
Getreide  nur  für  Brod  per  Kopf,  Gross  und  Klein  zusammen- 
genommen verbrauchten.  Dieses  aufTallifre  ^reiehlich^  erklärte 
sich  dann  allerdings  in  Etwas  durch  den  Scandal,  dass  die  hiesigen 
Müller  mit  ihrem  faktischen  Mablmonopol  und  unbeirrt  durch  die 
vregen  Capitalmangels  von*  ihnen  abhängigen  BScker  vom  Malter 
Frucht  nur  150  U  Mehl  liefern,  gleichviel  ob  das  Maller  180 — 
i90  U  oder  220  —  230  %  wiegll  So  erhält  denn  auch  der 
Private,  welcher  die  nackte  Frucht  kaufit,  von  dem  Bäcker  fUr 
das  Malter  nur  190—  200  ^  Brod,  wozu  freilich  einige  Pfunde 
Ar  den  BScker  auf  den  zu  niedrig  angesetzten  Backlohn  hhizu- 
kommen.  Nun  haben  aber  die  gewerblichen  „Zünfte"  neben 
andern  Resten  von  Einrichtungen  aus  früherer  Zeit  auch  die,  dass 
die  Zunftgenossen  gemeinscbafUioh  Korn  kaufen,  das  Mahlen  über-* 
wachen  u.  s.  vr.  Unter  allen  Nachweisen  über  die  Ergebnisse 
dieses  Verfahrens  zeigte  folgender  die  den  Consumenlen  gün- 
stigsten Verhällnisse.  Eine  Zunft  halle  aus  einem  Malter  Kernen  — 
nackte  Frucht  —  von  214  (Salz  er  berechnet  seine  Malter 
ftst  genau  so,  nimUch  auf  215  168  U  Mehl,  10  M  Gries 
oder  Rauhmehl,  30  H  Kleie  zusammen  208  fi$  und  6  ^ 
Flug  (die  Müller  bring-en  sonst  8 — 10  U  in  Abzug)  gewonnen. 
Der  Gries  wurde  niilgebacken  und  aus  diesen  178  'U  erhielt  die 
Zunft  vom  Bäcker  252  Brod.  Grtlndet  man  also  nun  auch 
auf  dieses  Verhftltniss  jenen  ^reichlichen*'  Verbrauch  von 
„IVtt^  Malter  Frucht  fUf  Brod  per  Kopf  der  Haushaltung,  so 
reducirt  er  sich  doch  nur  auf  IVs  Maller,  vvoneben  30 
Kleie  zu  anderweitiger  Verwendung  übrig  bieit)en.  Dazu  halte 
man,  dass  in  dem  Kanton  der  Brauch  mancher  wohlhabenden 
Familien,  dem  weiblichen  Dienstboten,  welcher  bei  den  Haupt- 
mahlzeiten gar  nicht  auf  Brod  angewiesen  ist,  läglich  1  f/  Brod 
auszusetzen,  m  den  Augen  der  dienenden  Klasse  ais  enlschiedene 
Knauserei  gilt;  auch  dass  die  tägliche  Ration  des  eidgenössischen 
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Soldaten  —  und  die  Soldalenralion  ist  isanxQr  für  manche  Ver- 
hältnisse eines  Landes  charakteristisch  —  neben  %  M  Fleisch 
und  45  Rappen  (3^^  Silbergroschen}  Löhnung  Vft  M  Brod 
betrag!,  d.  h.  sein  jährliches  Brodquantuni  entspricht  einem  Mehl- 
quantum von  2\\  Malter  oder        Hektoliter  nackter  Frucht. 

Ich  bin  der  Meinung ,  dass  alle  diese  Belege  Nachwelse 
fiber  eine  reichliche  Gelreidenahmng  sind«  £bendaflir  aber 
hat  selbst  das  Theurungsjahr  einen  schlagenden  Beweis 

geliefert.  Der  eidgenössische  Bundesralh  selbst  hat  hei  der  oben 
erwähnten  Veranlassung  erkiart,  dass  nach  amtlich  angesieiilen 
Nachforschungen  der  AusfaU  der  inländischen  Getreideerseugung 
in  jenem  Jahre  ehi  Viertheil  der  Durchschniltserndte  betragen 
habe.  Dieses  '/«  der  inländischen  Produetiun  ist  aber  nach  der 
Annahme  des  Bundeäralhes  =  ^/le  des  Gesatiimlbedarfs,  der  sich 
aus  der  inlandischen  Production  und  der  Einfuhr  /Aisammen  be- 
friedigt, keinenfaüs  kleiner.  Während  nun  In  der  Schweiz  in 
jenem  Consumjahr  keineswegs  wie  anderwärts  zugleich  ein  Mangel 
an  ArbcjtäveriJieiisl  und  nirgends  die  Wahrzeichen  des  eigent- 
lichen Hungers  hervorgetreten  sind,  ist  zu  aller  Well  Erstaunen 
die  Einfuhr  nicht  grdsser  gewesen  wie  die  gewöhnliche!  Ja 
in  den  ersten  6  Monaten  von  1854  ist  sie  darauf  noch  stark 
zurückgeblieben  hinter  der  fimfuhr  von  1853  in  derselben  Zeit  ! 
Erstere  stellte  sich  um  nicht  weniger  als  71,885  Cenlner  Getreide 
und  HülseiitrUchle  und  62,507  Centner  Mehl  geringer  als  in  der 
ersten  üäiile  von  1853 ,  während  obendrein  die  Ausfuhr  um 
15,018  und  5,713  Cenlner  zunahm  und  somit  eine  Totalminde- 
rung des  Brudvi'izehrs  aus  der  FrLiiuJe  um  155,123  Cenlner 
vorliegt!  Steht  das  anders  zu  erklaren,  als  dass  eine  mit  Spar- 
pfennigen woblversehene  Bevölkerung  unter  den  etwas  derb  an- 
ziehenden Freisen  auf  eine  Quote  einer  eben  reichlichen 
Nahrung  ohne  erhebliche  Noth  verzichten  konnte  ?  Hat  sie  doch 
nicliL  nur  das  Rechnen  so  gut  verstanden,  sundern  auch  die 
Mittel  dazu  besessen,  dass  sie  in  derselben  Zeil  einen  ganz  ausser- 
ordentlich gesteigerten  Import  von  verhältnissmässig  billig  ver- 
bliebener Fieischnahrung  in  das  Land  zog!  Unter  allen  Umständen 
wird  man  keinem  Zweifel  darüber  Raum  geben  können,  dass  der 
ßedari  eines  wohlhabenden  Volkes  an  Getreide  und  Hül;>enfrUch- 
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ten  munöglich  am  00  viel  niedriger  als  der  officiell  angesetzte 
Brodverbraach  eines  als  SoMäl  dienenden  erwachsenen  Mannes 
angeschlugen  werden  kann,  weichem  neben  seine«  Brod-mHili 

läßflich  %  ^  Fleisch  und  8^/5  Sgr.  zur  Bestreitung  der  Bedürf- 
nisse in  soldatischer  Lebensweise  angesetzt  sind.  Es  ist  wahr, 
nach  in  der  Schweiz  sind  Stimmen  laat  geworden,  dass  BMin,  um 
den  Gesammibedarf  des  Landes  an  Getreide  «nd  Hülsenfruehten 
zu  berechnen,  nicht  auf  den  zu  hohen  Salz  von  1  Brod, 
sondern  auf  "U  per  Kopf  taglich  die  Berechnung  gründen 
mUsse*  Und  doch  hat  sich  durch  die  exacten  Ausweise  der 
Pariser  Manicipalkasse  eingeben,  dass  selbst  die  in  dem  Tieftecken 
des  Sehnethales  wohnende  Bevdlkerang  von  Paris  und  Umgebung 
(1,375,328  Köpfe)  im  Februar  1854  per  Kopf  täglich  l'/joBrüd  — 
nur  Brod  —  (546  Grammes)  per  Tag  verzehrt  hatte. 

Setzen  wir  aber  den  Darehschnittsbedarf  der  Schweiz  an 
Getreide  and  HQlsenfHIchten  in  allen  ihren  Verwendangen  nuf 
jährlich  4  Hektoliter  per  Kopf  und  die  gegenwärtige  Bevölkerung 
im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  zu  etwas  unter  2,450,000 
Seelen  an,  so  würde  daraus  auf  einen  jährlichen  Consum  von 
eirca  9^4  Millionen  Hektoliter  zn  schliessen  sein.  Da  die  jähr- 
liche Bfnfahr  ffStr  die  in  Betracht  gezogene  Zeit  in  exacter  Weise 
festgestellt  ist,  so  correspondirl  eine  Differenz  In  den  Annafi- 
men  über  den  jahrlichen  Durchschniltsconsum  mit  einer  Differenz 
rttcksichtiich  der  Stärke  der  inneren  Produetion. 

Ich  will  hiemach  zunächst  aus  den  officiellen  Tabellen  eine 
Zusflfflmensteliung  über  den  internationalen  Verkehr  der  schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft  von  denjenigen  Artikeln  geben, 
welche  für  unsere  Untersuchung  von  Belang  sind.  Ich  bemerke, 
dass  die  iq  den  Tabellen  nach  „Zagthierlasten*  anfgesteHlen  An- 
gaben gleich  auf  die  gcsettlidie  Zahl  Ton  15  Centnem  k  (00 
oder  50  Kilogramiues  berechnet  sind.  Die  neue  Zollverwaltung 
Ist  mit  dem  1.  Februar  1850  eingeführt,  die  Angaben  über  lets- 
teres  Jahr  beziehen  sich  also  nur  auf  11  Monate  mit  Ausschluss 
des  im  Lebensmittelverkehr  wichtigen  Januar  —  lllr  ihn  war 
keine  Ergänzung  aus  den  mir  übrigens  vorliegenden  Tabellen 
der  früheren  Verwaltung  möglich       Für  1853  ist  nicht  mit- 

1)  b  dem  Specialamweii  Aber  den  inmw  iB50  m&  von  dan  ia  Frag« 
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berechnet  die  nach  Vertrag  zollfreie  Einfuhr  der  Landesproducte 
aus  dem  Genf  benachbarten  Pays  de  Gex,  weil  in  dem  aufge- 
fübrlen  Betrag  von  4d05  Zoglhierlasten  die  ^Früchte,  Garten^ 
gewächse,  Kartoffeln^  weder  unter  einander  noch  von  „Brenn- 
holz, Holzkohlen,  Heu  und  Slioli'^  geschieden  sind.  Uni  Raum 
zu  sparen  habe  ich  den  leicht  zu  ergänzenden  Betrag  der  Aus- 
fuhr hinweggelassen.  Die  Reihenfolge  wird  durch  die  aufwärts- 
steigende Stärke  der  Verzollung  bestimmt  Die  Kastanien  stnd 
nicht  ausgeschlossen  worden,  weil  sie  in  den  südlichsten  Kantonen 
theiiweise       Ergänzung  oder  Ersatz  der  KartoiTeln  dienen. 


Unftdir  Utk  Oentaon. 

1850.  UM. 

1851 

1852 

1853 

109,429 

80,289 

82,7  jj 

73,385 

2.  Frisches    Obst,  frische 

Feld-  u.  Gartengewächse 

109,517  V) 

107,138 ») 

87,034 

'78,162 

3.  Gpiieide  11  Hülsenfrüchte 

1,999,144» 

2,131,505 

2,435,070»'' 

2,527,376» 

103,689« 

71,657'° 

72,419>o 

107,223'5 

7,749« 

8,841« 

4,326» 

5,638»* 

6.  Brod  ....... 

2,588» 

3,723»' 

3,634" 

2,672» 

7.  Geröllte  Gerste,  Hafer- 

■ 

grütze  und  Gries .    .  . 

11,131» 

8,871« 

7,880 

9,476^ 

8.  Getreidemehl ,  Reismehl 

4aü,9:;0»^ 

537,350« 

492,334P». 

9.  Gedörrtes  u.  getrocknetes 

Obst,  Baumnüsie  u.  dgl. 

1,655«» 

2,546'" 

3,177« 

2,903« 

2,579« 

3,709« 

3,325*0 

2,569»* 

.  kotameDdeii  Artikelii  nnr  aufgeföluri:  tTlaer  Gente  (231V2  C^otoer),  KMlaiiiw 
(826  CeDlner),  Reis  (6,582  Centner  und  Nudeln  270V2  Cenlner).  Inabeson** 
dere  gehörten  Getreide,  Haisenfrficlile,  Mehl  nicht  in  die  fiftheren  ^Genend* 
Tableaus  der  dem  eidgenöieiMhen  Grenisoll  nnterworfenen  Waareo." 

1)  Inden  Tabellen  ist  „Obsl"  mit  „Feld-"  und  Gartengewächsen  erst  1852 
und  1853  zusammengestellt  -,  für  die  Jahre  1850  und  US51  gebe  ich  deshalb 
eine  aus  den  beiden  getrennt  aufgeführten  Artikeln  refuUireade^  Summe. 
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üebmclivu      ElalUur  ftbar  die  AuMir  nach  Ceitaen. 

lo5U 

IMoi 

54,214 

l 

'  *>•  rriscnes    UDsi ,  iriscoc 

/  92,401 ') 

101,0^7  *j 

i       Feld-  u.  GRrtcngewficbse 

OD, o/O 

87,909* 

0,  ucireiut;  u.  niiisciiiruciiie 

<,5ü4,od9" 

o7,95i*' 

70,826 

101,7^7* 

5.  Kastanien  

4,734*" 

6,894« 

3,157« 

5,088»« 

1,415« 

2,766» 

2,016« 

2,111^ 

7.  Gerollte  Gerste,  Hafer- 

grütze und  Grie« .    .  . 

10,933 

8,594«« 

7,880 

9,4  7  li*^ 

8.  Getreidemehl,  ReUmehl 

229,368» 

471,716« 

51a,l6Ö^ 

47^,090^ 

9.  Gedörrtes  u.  getrocknetes 

Obst,  BauniDttsse  u.  dgl. 

—  1,842» 

524» 

967«» 

1,288» 

2,468» 

3,606™ 

3,295«' 

2,45  ü^^ 

A}  Gesammtäuioiiie  dieser 

lU  Art  

2,434,969» 

2,805,970« 

3^<CV546« 

3,^)3^33*P 

Bj  Gesammtsutniue  der  Ar- 

'       tikel  3.  4.  6.  7.  8.  10 

2,322,641«  2,657,476*»  2,974,020» 

3^)96,232^ 

,  C)  Durchschnitt    der  drei 

j        Yollen  jHhre  1851.  1852. 

j        185;j  von  A :  .    .    .  . 

•    •  • 

3,026,817^ 

,  D)  Durchschnitt    der  drei 

1       vollen  Jahre  185  J.  1852. 

2,909,242^^ 

Ergränaen  wir  nun  vorerst  durch  diese  Angaben  der  ex- 
aclen   tabellarischen  Zusammenstellung^   unsere  vorhergehende 

Untersuchung,  so  ergeben  sich  folgende  Resultate: 


Hat  die  Schweiz  nach  unserer  früheren  Berechnuog  an  den 
Lebensmitlein,  weiche  wir  in  der  Tabelle  unter  B  aunmirt  baben 
einen  Gesammtbedarf  von  circa  9,750,000  Hektoliter,  so  muss 
man,  da  sie  durchschnittlich  jetzt  circa  3  Millionen  Cenlner  oder 
2  Millionen  Hekloliler  vom  Auslande  bezieht,  ihre  eigene  Pro- 
duclion  auf  etwa  7^/4  Millionen  Hektoliter  veranachlagen.  Diese 

1)  In  1852  und  1853  sind  in  den  officiellen  Uebersichtstabellcn  obige 
ftldirlkeii  1  und  2  in  der  Aiislulir  in  einer  einzigen  Angabe  :tusammengefasst. 
ÜBtOfe  Berechnung  giebt  deshalb  die  Differeox  mit  Rücksicht  auf  die  Summe 
dflr-lifciAdur  von  1  und  2. 
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Folgerimg  ist  ebenso  iialttriich  wie  der  Unleivohiecl  BWtsobeQ 
muerem  Rerällat  aber  die  Stttrke  der  iiilSndischen  Production 
und  der  Ansiobl  derjenigen,  welche  den  Duiclis(;hnill  des  Ge- 
saninifbedarfes  der  Consutntion  viel  geringer  ansetzen.  Fraa» 
scini  sagt  im  1.  Tbeil  seiner  Neuea  SiaiisMk:  NirnnrU  ntan  die 
amtiidien  Bericbte  von  IIV«  Kantonen  als  Grundlage  an,  so 
mllsste  die  Getreldeprodoetlon  der  ganzen  Scbweii  auf  26  Mit* 
lionen  Viertel  —  d.  h.  also  auf'  3^/io  Millionen  Hektoliter  — 
angeschlagen  werden.  Um  daher  den  gewüluilichen  Bedarf  (für 
die  damaligen  2,320,000 Einwobner  Ton  4,872,000  Hektoliter) 
sn  bestreiten,  könnte  die  EinTuiir  an  fremdem  Getreide,  Weizeui- 
Roggen,  Reis  u.  dgl.  nicht  weniger  als  6'/2  Millionen  Viertel  — 
d.  h.  noch  nicht  1  Million  Hektoliter  —  betragen.  Ich 
brauobe  hier  nur  noch  einmal  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Ein- 
fttbr  nach  jelst  siehem  Attsweiaen  das  Doppelte  betragt,  dass 
die  2Vio  H^loKter  Durchsehnitlsverbraueh  per  Kopf  ganz  frage- 
los zu  niedrig  sind  und  dass  ieh  auf  die  damals  vorliegenden 
„amtlichen^  Bericbte  der  Kantonalregierungen  durchaus  kein 
entscheidendes  Gewicht  legen  kann  Von  grosser  Bedeutung 
muss  es  erscheinen,  wenigstens  emen  einigermaassen  libersengen- 
den  Prüfstein  für  die  inländische  Pioduction  an  der  schönen 
Delailarbeit  Sulzers  über  den  Kanton  Zürich  zu  gewinnen  — 
freilich  gegen  die  Annahme  des  Verfassers  selbst.  —  Sulz  er 
heredinet  (ttr  die  11  specialisirt  anigeflihrten  silrclierischen  her 
zirke  einen  Gesammtertrag  an  BrodfhiGht  (er  führt  als  Nahrungs- 
mittel daneben  nur  noch  Erdäpfel  auf)  von  385,455  Malter 
ä  215  Pfund  —  also  82,872,825  U  oder  circa  830,000  Centner 
oder  5öd,33d  UektoUtar.  Dieaes  ist  aber  nur  dcsr  Hein  ertrag 
nach  Abzug  der  Amaat.  Rechnen  wir  also  filr  diese  nicht  so 
wenig  wie  der  VerfVisser  thul  (vgl.  oben)  sondern  des  aur 
geführten  Betrages  hinzu,  so  erhalten  wir  645,555  Hektoliter. 
Zftricbs  Territorium  bildet  V24  des  Gesaauntlandes.  Hätte  die 
ganse  Sehweis  dieselben  Brodverhtftnisse  und  dieselbo  Bearbei- 

1)  Di«  leid«r  gar  nicht  weitsr  notivirte  Ansicht  des  gegenwärtigen 

]lvadeirath9i  läuft  dsranf  hbiaw »  dam  (bei  12  Millionen  Centner  Consam- 

b«dair  und  3  llllliini«ii  Einftihr}  die  idiweiiMifcbe  ProdiictiMi  aof  6  MiUi^o 

asa  Bdttelller  aainfelna  Mi  . 

Ztilfsfar.  Mr  SUaliw.  I8M.  4»  HM,  44 
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lung  der  Grundslücke  wie  Zürich,  so  würde  der  Ertrag  des 
Ganzpn  =  15,493,320  Hekloliler  sein.  Etwas  geringer,  nur 
auf  13,3279982  Hektoliter  würde  sich  das  Gesamaitertrftgniss  be-> 
rechnen,  wenn  Herr  Solz  er,  nicbl  ausgehend  von  seinen  Er- 
tnillelungen  über  den  Reinertrag  (bei  welchem  Verfahren  der 
Fehler  sich  auf  die  zu  gorinsr  veranschlagte  Einfuhr  legt),  sondern 
auerst  gestützt  auf  die  Eriniiiiung  des  Rohertrages  den  zu  ge- 
ringen Ansalz  der  Aussaal  aufgestellt  hätte.  Dass  nun  das  24Dial 
grössere  Gebiet  der  Schweiz  den  circa  i2inal  grösseren  Ertcag 
wie  Zürich  an  BrodfrUchten  aller  Art  hervorbringe,  das  halten 
wir  im  Hinblick  auf  dir  riiHassirt-benden  GrÖssenveihallnisse  für 
nichts  weniger  als  unwahrscheinlich.  Ist  auch  der  Anbau  im 
Zürcherischen  vortrefflich,  so  kann  doch  nicht  einmal  der  Boden 
des  Kantons  als  besonders  gut  gelten,  woneben  hervorzuheben 
ist,  dass  der  Kanton  Zürich  zwar  allerdings  nach  den  Detail- 
angaben  Sulzers  Tür  ein  schweizerisches  Gebiet  nur  wenig 
uncultivirbaren  Boden  hat,  indessen  nehmen,  wie  wir  sahen, 
doch  auch  hier  die  Seen  und  Teiche  von  den  479,001  (oder 
462,080)  Jncharten  21,370  weg;  144,841  kommen  aof  Wald- 
boden, auf  das  Rebland  fallen  11,530,  auf  Wiesen  129,551, 
auf  Ri(  dbodcn  17,580  —  auf  die  mit  Brodfrüchlen  und  KarloiFeln 
angebaute  Flache  nur  wenig  über  Vti  nämlich  139,969  Juchart. 
Es  brauchten  also  in  der  24mal  so  grossen  Gesammtschweiz  nur 
1,679,628  Jttcharlen  in  demselben  Verhiltniss  und  nit  demselben 
Ertrage  als  Getreidefelder  und  Kartoffelfelder  angeblilmt  ai  sein. 
Könnte  ich  Gewicht  auf  die  früheren  „amtlichen**  Berichte  von 
Franscini  legen,  so  könnte  ich  in  ihnen  manchen  Erganzungs- 
beweis  hier  meine  Ansicht  holen.  Ich  will  beispielsweise  nur 
erwähnen,  dass  jene  zwölf  Kantone,  deren  Flächeninhalt  noch 
nicht  die  Hälfte  der  Gesaromtfläche  bildet  (Bern ,  Zürich ,  Frei- 
burg, Waadt,  Solothuni,  Thuigau,  Basel,  Schaf!  liaiisea ,  Genf, 
Neuenburg,  Zug,  Aidwalden)  ihre  Gelreideproduclion  zusammen 
auf  16,715,000  Schweiz.  Viertel  angeben  —  davon  kommen  auf 
Zürich  nur  ,2,000,000  und  mehr«'  also  etwa  Vs  (1  Malter  =:  10 
Viertel,  Sulz  er  berechnet  statt  der  dermaligen  200,000  Halter: 
385,455  jetzt).  Neun  Stände  geben  den  Ertrag  per  Juchart  an, 
die  Miltelzahl  stellt  sich  aul  1479  —  wahrend  iur  Zürich  nux 
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13  angegeben  sind.  So  viel  wird  der  Leser  also  doch  auch 
diesen  Erwähnungen  entnehmen  können ,  dass  der  Multiplieator 
dan  ich ,  um  von  dem  Ertragf  des  Kantons  Zörich  auf  den  6e- 
sammlertrag  der  Schweiz  eine  Aussicht  zu  eröffnen,  angewendet 
habe,  die  Wahrscheinlichkeit  nichl  für  sitlj  iuii,  dass  er  über 
das  Ziel  hinausschiesse.  Und  nur  dieses  anschaiiJich  zu  machen, 
war  hier  meine  Ansicht.  Im  Ucbrigen  erkläre  ich  wiederholt, 
dass  ich  mit  diesen  amtlichen  Angaben  über  die  Landwirthschafts- 
Statistik  nicht  arbeiten  will.  Weitaus  die  glaubwürdigste  und 
werthvotlsle  ist  die  öher  den  grossen  Ackerbaukarilün  Bern 
(III,  108  I'.}.  Icii  konnte  Tür  meine  HcsnlUile  ifini  folgende  Data 
entlehnen:  Getreideerzeugung  in  dem  Jahre  1846:  775,810.5 
Maller;  Einfuhr  in  dem  darauf  folgenden  iVolbjahr  1847:  196,850 
Centner  oder  6596I6V3  Malter.  Gesamnitverbrauch :  841,427  Mal- 
ler. Nimmt  man  hinzu  wenig  ttber  '/4  Ersparung  an  dem  ge- 
wöhnlichen Gelreidecorisuiii  waliK  iHl  des  Nolhjahres  1847  in 
dem  durch  viele  Arme  gedrückten,  aber  1846  mit  einer  Kartoffel- 
erndte  von  2Vio  Maller  Kartofleln  per  Kopfl  versehenen  Kanton, 
so  ergiebt  sich  fUr  die  446,493  Seelen  starke  Bevölkerung  nahezu 
ein  Durchschniltsverbrauch  von  4  Hekloliter  per  Kopf  ~  vgl. 
oben.  Ich  könnte  ferner  anführen,  dass  Franscini,  gestützt 
auf  diesen  Bericht,  wahrend  er  das  Feldbauland  der  Schweiz  auf 
„höchstens  %  des  Territoriums^  veranschlagt,  dem  Kanton  Bern 
'/to  der  Gesammtgetreideproduction  der  Schweiz  zuweist  (also 
dem  S  u  I  z  e  r  'sehen  Zürich  gegenüber  ein  Verfaüllnfss  wie  i  8  r  5  f  — 
aber  welcher  Schweizer  wird  es  nicht  ohne  Weiteres  für  im- 
bedingt unmöglich  halten,  dass  Zürich  nach  Sulz  er  lbo3: 
139,969  und  Bern  nach  Regierungsrath  Schneider  1846  nur 
147,310  Jucharten  mit  Getreide  und  Kartoffeln  angebaut  habel 

Soviel  steht  also  fest,  dass  die  Bevölkerung  der  Schweiz 
in  ihrem  gegenwärtigen  Bestand  circa  2  Millionen  Malter  oder 
3  Millionen  Hektoliter  Brodlrüchtc  durch  Einiuhr  vom  Auslande 
her  bedarf.  .Wir  machen  bei  dieser  Erwähnung  darauf  auf- 
merksam,  dass  das  Erndte  -  und  Consumjahr  iQ^/u  nicht  mit 
dem  Kabnderjahr  1853  verwechselt  werden  darf,  indem  ersteres 
allerdings  eine  viel  geringere  Erndte  wie  das  Consumjahr  18^7&3 
g/elielert,  das  Kalenderjahr  1653  aber  nur  eine  unbedeutende 

44* 
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Steigerung  der  Eisfuhr  gegen  das  Jebr  1853  gezeigl  baL  Neben 

dieser  Einfuhr  an  Gelreide  find  Hülsenfrüchten  bezieht  natnriich 
auch  die  Schweiz  von  dem  Auslande  her  jrlcich  andern  Ländern 
diejenigen  anderweitigen  NahrungsmiUei  und  ßudenproducte, 
welche  sie  für  ihren  Bedarf  auf  dem  eigenen  Boden  gar  nicht 
gewinnen  kann.  Ich  will  hier  beispielsweise  aus  dem  letztver« 
flossenen  Jahre  1853  erwähnen  die  Einfuhr  oder  den  UeberschosB 
der  Einfuhr  iilier  die  etwaige  Auilnhr  von  : 

6,136''  Cenlner  Cacao,  134,29b*'*  Centner  Kaffee  (in  dem 
getreidereicheren  Jahre  1852:  143,7053,  83,237'^  Centner  Tabak 
und  Cigarren,  181,316'^  Cenlner  Zocker,  755*'  Geniner  Thee 
u.  s.  w.  Es  kommen  aber  ferner  auch  noch  hinsu:  75,858 
Cenlner  Cirlim  ii mvurzel  und  49,834'^  Cenlner  Cichorienkaffee  — 
ein  nationales  Getränke,  —  327,672  Cenlner  Sals,  6625*^  Centner 
Gerstenmala,  2094^^  Centner  Hopfen  u.  s.  w.  Dasu  73,718^ 
Cenlner  Branntwein  (1852:  76,437)  und  in  diesem  weinreichen 
Ländchen  nicht  weniger  als  490564?^  Cenlner  Wein  in  Fässern 
und  3,518^®  in  Haschen !  (Letztere  Angabe  enthält  zugleich 
andere  Spirituosen.)  Dass  ferner  auch  der  inländische  Viehslapel 
dem  Bedürfniss  der  Bevölkerung  in  demselben  Jahre  1853  nicht 
von  ferne  genügt  hat,  mag  man  daraus  ersehen,  dass  ein  üeber- 
scbuss  der  Einfuhr  sich  nicht  nur  inil  1373  Cenlner  Bier,  4362 
Cenlner  lebendes  Geflügel  und  frische  Fische  (auch  2610^*  Cenlner 
eingesalzener),  2249^^  Centner  Fleischwaaren  und  20,112  Cenlner 
Butter  aeigte,  sondern  es  dberwiegt  auch  abgesehen  von  einer 
an  swh  unbedeutenden  Hehrausfuhr  von  Mauleseln,  die  Einfuhr 
aller  Viebgaltungen  sehr  beträchtlich,  nämlich  um  16,351  Stück 
Kälber,  49,917  Schafe  und  Lämmer,  29,554  kleinere  Srbweine 
und  Spanferkel,  9219  Schweine  über  80  "^6  Gewicht,  9596  Ziegen 
und  Zicklein,  24,790  Stück  Rindvieh,  203  Füllen,  134  Pferde, 
(9  Esel).  Einaig  die  starke  Käseauafubr  f%llll  ins  Gegengewicht. 
Der  Ueberschuss  derselben  Uber  die  Einfuhr  betrug  in  1850: 
94,200;  1851:  101,8618»;  1852:  118,890**;  1853:  119J23« 
Cenlner.  Diese  Käseproduction  hemnil  dann  freilich  auch,  ver- 
bunden mit  dem  starken  inländischen  Consum,  eine  Ausfuhr  von 
Milch,  von  wolcher  un  Gegentheil  eine  regefanSssige  Ehiflihr  in  das 
nü  seinem  Bedarf  an  die  auswärtige  ProducUon  angewiesene  ZoU^ 
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gebiet  Basel  (id53  :  28»725  Cenlner)  stattfindet.  Einer  Mehr-- 
aosfohr  von  rohen  HHufen  hült  dem  Werlhe  nach  der  Ueherschuss 
der  Einfuhr  an  verarln^ilclein  Leder  und  Lederwaaren  ziemlich 
das  Gleichgewicht.  Endlich  hat  die  Schweiz  regelmässig  nicht 
nur  eine  starke  Einfahr  von  Wollenwaaren ,  sondern  aneh  von 
roher  WoUe.  So  wttrde,  wenn  man  sich  in  der  Reihe  der  land^ 
wirlhschafUichen  Erzeugnisse  nach  Ausgleichung^objekten  umsähe, 
nur  noch  der  Holzhandel  in  Betracht  liommen  können,  indem  im 
Uurcbschnilt  einer  starken  Einfuhr  von  Brennholz  und  sonstigem 
Fenerangsmaterial  eine  solche  Ausfuhr  von  Bau-  und  Nutzholz 
gegenübersteht,  dass  der  Schweiz  ein  Ueherschuss  von  2'/2  i>is 
höchstens  3  Millionen  Franken  zu  Giile  kommen  mag.  Darnach 
habe  ich  im  Hinblick  auf  die  allein  fUr  1853  gemachten  Angaben 
nur  noch  hinzuzulegen,  dass  alle  Ausweise  die  regelmüssigen 
Verhälttttsse  abspiegeln  mit  einer  einzigen,  freilich  aber  auch 
starken  Ausnahiiu  .  Wii  iuiben  die  gewiss  jedem  kundigen  Leser 
höchst  aufTallige  Mehreinfuhr  von  Rindvieh  in  1853  constatirt  — • 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1850—1852  ttberwiegt  dagegen  die 
Emfuhr  um  durchschnittlich  7000  Stück.  Ein  Grund  dieser  Er- 
scheinung mag,  wie  schon  berikhrt  worden  ist,  in  einer  Ver- 
sl^i  kuiig  der  iuhtndisehen  Fleischconsumfion  zu  suchen  sein.  Ein 
zweiter  Grund  liegt  sicherlich  in  den  ausserordentlich  hohen 
Preisen,  mit  welchen  Auslinder  im  letztvergangenen,  wie  schon 
wieder  in  diesem  Jahr  Mastvieh  auf  den  schweizerischen  Märkten 
bezahlt  haben.  So  war  ein  verstärkter  Impuls  zur  Einführung 
ausländischen  Viehes  für  die  Mast  und  den  späteren  Verkauf  oder 
zum  Ersatz  des  intöndischen  für  den  inländischen  Bedarf  gegeben 
und  die  nächsten  Zollausweise  dürften  dann  eine  um  so  stärkere 
Ausfuhr  aufweisen.  Im  Hinblick  auf  eine  lange  Reihe  von  Jahren 
wäre  eine  auf  den  ersten  Blick  so  ansprechende  7.im;ihme  der 
Yiehausfubr  wegen  der  besonderen  Verhältnisse  des 
Landes  keineswegs  der  Schweiz  zu  wünschen,  wett  das  mas» 
senhafl  eingeführte  Getreide  nicht  nur  als  Nahrungsmittel  der 
Bevölkerung,  sondern  auch  schliesslic  li  ;ils  DimjTmiltel  dein  Boden 
der  Ebene  hauptsächlich  zugeführt  wird,  während  das  vor- 
nflmlich  auf  den  jeder  künstlichen  Düngung  schwer  zugüngliehen 
Bergen  genährte  Vieh  doch  ohne  alle  Frage  ein  grosses  Oimntom 
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der  für  die  Aofrechthaltimg  des  Stoffwechsels  zwischen  Erde, 
Pflaoxe  und  Thier  nölhigfen  Blemente  in  das  Ausland  fofttrSgL 

Zum  Schlüsse  dieses  ersten  Artikels  wollen  wir  aus  den 
officielicn  Tabellen  für  die  drei  mit  voUsländigen  Ausweisen  vor- 
Üegenden  Jahre  1851,  1852  und  1853  eine  Zusammenstellung 
geben,  aus  welcher  ersichtlich  wird,  in  welchen  Mengenverhült* 
nissen  jene  Ifonptnahrungfsstoife  an  den  einzelnen  Grenzslellen 
der  schweizerischeil  Eidgenossenschaft  einlrelen.  Wir  schicken 
dieser  Uebersicht  die  erläuternden  Bemerkungen  voraus. 

Die  schweizerische  Gränzlinte  zerfÜUl  in  VI  Zollgebiete.  Das 
I.  Zollgebiet  umfassi  die  Grftnzlinie  der  Kantone  Bern,  Sololhorn, 
Basel  (Stadt  und  Landschaft)  und  Aaigan  (ßegen  Frankreich  und 
Baden).  Das  II.  Zürich,  Schaflliausen  und  i  hurgau  (gegen  Baden 
und  über  den  Bodensee,  auch  gegen  Württemberg,  Baiem  nndOesl- 
rmch).  Das  m.  St.  Gallen  und  Graubünden  Cs^egen  den  Bodea- 
see  und  zu  Land  gegen  Licfatenstein,  Tyrol  und  die  Lombardei). 
Das  IV.  den  Kanton  Tessin  (gegen  die  Lomb;ii  dei  und  Sardinien) 
Das  V.  Waadt  und  Neuenburg  (gegen  Frankreich  und  über  dtn 
Genfersee:  Sardinien)*  Das  VL  Genf  und  Wallis  (gegen  Frank- 
reich und  Sardinien). 

Aus  der  unten  folgenden  Tabelle  ist  nur  die  Richtung  des 
Getreidchandels  der  Schweiz  mit  dem  Auslande  zu  ersehen,  dagegen 
kein  Nachweis  über  den  Ursprungsort  der  zogefUhrten  Rohstoffe  so 
entnehmen.  Ueber  letzteren  wird  man  desshalb  weder  bei  den 
KarlolTeln,  deren  Hauptmasse  von  Norden  her  noch  bei  dem  Reis 
der  von  Süden  her  hauplsachiich  eintritt,  in  Zweifel  gerathen. 
Anders  verhält  es  sich  mit  den  übrigen  Artikeln,  hinsichtlicli 
deren  wir  Vorlüufig  nur  auf  Folgendes  aufmerksam  machen.  Das 
Verhältntss  der  Einfuhr  slellt  sich  für  die  verschiedenen  Zollge- 
biete nuih  Hunderllausenden  von  Centnern  ungefähr  in  folgender 
Reihenfolge  dar:  111  —  27;  1  —  23;  Il-r-lö;  IV— lO^A;  Y-7; 
VI_6V«.  Die  Stellung  III,  I,  II,  IV  ist  nur  in  1852  so  verifindert, 
dass  I  vor  III  trill,  dagegen  zeigt  sich  1852  und  1853  die  In- 
Version  VI,  V.  Es  ist  von  uns  zu  bctlaucni ,  dass  die  Grenzen 
der  eidgenössischen  Zollgebiete  nicht  mit  den  Landesgrenzen  der 
auswärtigen  Territori(  n  zusammenfallen.  Rein  deutsche  Greoze 
bat  nur  II:  1,518,701»»  Centner  Einfuhr  bi  drei  Jahren  — • 
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französische  keines,  auch  nicht  Y  wegen  der  Wassergrenze  det 
Genfersees;  rein  italische  dagegen  IV:  1,074,080^^  Centner.  Die 
ttbrigen  ^md  gemischt^  doch  so,  Jass  V  und  VI  —  mit  der  Haupt*» 
eingangspforte  Genf  ( zusanuiK  ii  1,370,783°^  CenlnerJ  ubcrvvi(  g-end 
auf  Frankreich  liinvvcisen ,  lU  mil  der  HauptcingangspfortjB  Üor- 
schach  (2,684,896^^3  den  unvergleichlich  grösseren  Bezug  yon 
Deutschland  her  bewerfcstelllgl,  I  mit  dem  grossen  Thor  Basel 
aber  ein  ziemlich  parilölisches  Verhältniss  annehmen  lasst.  Ver- 
bindet man  die  Gitiizo  (hs  ileut^icheu  Bundes  tnil  der  Grenze 
von  Ocstreichisch -Italien,  so  betragt  die  Über  dieselbe  eintretende 
Menge  (III  u.  II)  weit  über  Vs  des  Gesammteingangs  (4,203,598 
Centner).  Bei  dem  starken  Eingang  von  Frankreich  her  darf 
man  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  schon  Genf,  in  viel  hfiherrra 
Grade  aber  Basel  das  Eingangsthor  der  überseeischen  Bezüge  ist, 
was  denn  auch  filr  die  Wasserstrasse  des  Rheines  nach  Basel 
gilt.  Dagegen  kommen  die  massenhaften  Einfuhren  nach  II!  und 
II  jedenfalls  entschieden  vun  uum  Ii  sllandischen  Kuiupa.  Dieses 
Verhältniss  zei^t  sich  aucli  darin  bekundet,  dass  die  Hauptmasse 
des  eines  weiten  Transportes  fähigeren  Mehles  in  die  Zollgebiete 
eintritt,  auf  welche  Genf  mit  dem  Genfersee  und  Basel  hinweist, 
während  II!  den  ersten  Rang  und  II  seine  bedeutende  Stelle 
durch  die  nackte  Frucht  erhält.  Unser  Schluss  bleibt  sicherlich 
zu  Recht  bestehen,  obwohl  es  Communicationsmittel  und  Preise 
18d3  möglich  machten,  dass  nach  Appenzell  hin  amerikanisches 
Mehl  via  Triest  und  Alpenttbergänge  bezogen  werden  konnte. 
Man  kann  eben  in  erster  Linie  Basel ,  dann  aber  auch  Genf 
wenigstens  rücksichtlich  unserer  Arlikcl  ganz  entschieden  die 
Seeplttl£e  der  Schweiz  nennen.  Ebendaher  erklärt  sich  die  ganz 
unverhältnissmfissig  starke  Zunahme  des  Imports  nach  I  nnd  dann 
auch  nach  VI,  welche  sich  in  1852  und  1853  gegen  1851  ge- 
zeigt hat.  Nicht  minder^  dass  sie  für  die  im  Ganzen  so  gering- 
fügige Ausfuhr  aus  dem  zufuhrbedürAigen  Lande  die  hauptsäch- 
lichen Thore  bilden;  der  starke  Bezug  überseeischen  Getreides 
macht  es  trotz  dem  starken  Elnfuhrbedikrfniss  des  eigenen  Hinter- 
landes mtiü^lich,  für  das  angrenzende  Ausland  einen  kleineu  Slapel- 
piat^  der  weüher  traasportirten  Frucht  abzugeben.  . 
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In  Deaticbland  bilden  die  ökonoinl«ch-|io1itischen  Fragen  seit  dem  An- 
fange des  lecbnehnten  Jahrbundeiis  nicht  nnr  einen  wichtigen  Gegenstand 
praktischer  Beralhschlagung ,  sondern  auch  theoretischer  ITntersuchnng  und 
öffentlicher  Besprechong.  Schon  in  der  „neuen  Ordnung  weltlichen  Slandes** 
and  der  sogenannten  „Reformation  Kaiser  Friedrichs  III.**  und  andern  Flug- 
fchriften  treten  die  Fragen,  welche  dat  Jahrhundort  bewegen,  klar  und  be* 
tllfflmt  hervor.  0ie  weitere  BearbeHang  denelben  lehnte  sieh  dann  theila 
an  den  Aristoteles,  dessen  Schriften  nach  Nelnnchthons  Vorgang  überfetst 
und  erläutert  wurden ,  theils  an  die  Bedflrftifsse  der  praktischen  Politik  tm* 
In  ersterer  Beziehung  hat  sich  der  bekannte  Joachim  Camerarius,  dessen 
Uebersetzung  und  Commentnr  der  politischen  und  ökonomischen  Schriften 
des  Aristoteles  im  Jahre  1551  erschien,  ferner  Johannes  Ca  1  v  inus,  nichl  Ut  r 
bekuniitö  iranzösische  Herortnatür,  sondern  ein  Jurist,  welcher  pegen  Ende 
des  16teii  Jahrhunderts  Professor  in  Heidelberg  war  unU  iiu  Jülire  159^  -^u 
Fraiiklurt  eine  Propaedia  prdcdca  s.  aludii  poliliei  7y^yv(oaii  vo^aaxfvaartxij 
herausgab,  besonders  verdient  gemacht.  In  letalerer  Beziehung  verdient  die 
erste  Stelle:  Melchior  v.  Osse,  geb.  1494,  welcher  erst  Soldat  war,  sich  in 
seinem  23ten  Jjihre  den  Wissenschaften  widmete,  Professor  der  Jurispriidcnx 
SU  Leipzig,  dann  Chursachsiscber  Rath,  Canzler  und  Oberhofrichtcr  zu  Leipzig 
wurde.    Er  starb  um  15fi3. 

Auf  Vrrrinliissuncj  des  Churfürslen  August  schrieb  er  im  Jahre  1555  sein 
„Bedenken-'  nieder,  „wie  GoU  dem  Allmächtigen  zu  Ehren  und  Lobe,  und 
Sr.  Churfürstl.  Gnaden  Landen  zu  Wohlfarth  eine  gottselige,  starke,  recht- 
n>n<;sige,  unpartheiischo  Jnsticia  in  derselbigen  Churfürstenthum  und  Landen 
erhalten,  wa.^  demzugegen  missbraucblicb  eingerissen  abgewandt,  und  die 
langen  verzöglichen  Proccssc  abgeschnitten  werden  möchten"  und  lies«  diene 
Schrift  als  sein  politisches  „Testament"  am  Neujahrstage  15äd  dem  Karilirsten 
fkbergeben.  Die  Schrift,  in  dentscher  Sprache  abgefaMt,  war  angleich  so 
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weiterer  MiUheilung  und  nnmentlich  nuch  an  solche  bestimmt,  welche  der 
lateinischeo  Sprache  nicht  mlchtig  und  scheint  in  vielen  Abficbrilten  ver^ 
breitet  gewesen  zu  sein. 

Ein  Theil  derselben  wurde  im  Jaiire  1607  m  Frankrurt  in  Druck  gc« 
geben  unter  dem  Titel:  Prudentim  regnatita,  d.  i.  ein  nützliches  Bedenken, 
«in  Reich,  iowohi  in  Kriegs-  als  Friedenszeiten  recht  zu  bestellen,  zu  ver- 
bessern und  zu  erhalten.  972  Bogen.  8.  Dasselbe  wurde  von  Cafpnr  Pistor 
iu's  Lateinische  übertragen  unter  dem  Titel :  Conailium  foHlieO'-jundieum  de 
frineipatu  paeis  hellique  lempore  Jtalutariter  adminitlrando  a.  lealamenlum. 
Frankfurt  1609.  8.  Auch  erschien  ein  Abdruck  unter  dem  Titel:  Prudentia 
regnativa  h.  e.  Bedenken,  ein  Reich,  sowohl  in  Kriegs-  als  Friedenszeiten  recht 
zu  bestellen,  zu  verbessern  und  zu  erhalten.  Wolflenbüttel  1622.  8.  Im  Jahre 
1717  erst  gab  Christian  Thomas  ius  die  Schrift  vollständig  heraus  unter  dem 
Titel :  D.  Melchiors  v.  0  s  s  c  Testament  gegen  Herzog  Augusto,  Churfürsten  zu 
Sachsen,  Sr.  Churfürstl.  Gnaden  Riithen  und  Landschaften.  1556.  Anitzo  zum 
ersten  Male  völlig  gedruckt,  auch  hin  und  wieder  durch  nützliche  An- 
merkungen erläutert.  liebst  einer  Vorrede  und  Anbang  von  einem  Versuch 
kleiner  AnnHlium,  den  damaligen  Zustand  sowohl  bei  Hofe  als  auf  Uni- 
versitäten desto  deutlicher  sich  einzubilden.   4.  Halle.  (M;  548 ;  264  Seiten). 

Die  Schrift  Osse's  zerfallt  in  zwei  Abschnitte,  von  denen  der  erste 
die  Regierungsgrundsatze  im  Allgemeinen  behandelt,  der  zweite  „ein  Exempel 
eines  guten  Regiments  und  der  Stücke  so  dazu  gehörig,  aufstellt",  nämlich 
von  der  Regierung,  Justizien,  Polizei  der  lAbitchen  Chnr-  and  FftrstenthnoMMr 
Sachsen,  Döringen  und  Meissen  etc.'' 

Von  dem  ersten  oder  allgemeinen  Theil  bildet  die  Prudentia  oecmomiem 
einen  Hauptabschnitt.  Der  YcrftMer  behandelt  darin  nach  der  £intlieilung 
des  Aristoteles  1)  das  regimen  eornjugaUj  2)  das  r€ffim§H  pmiemale^  3)  das 
regimtn  dominativum.  Unter  diesem  dritten  Gesichtspunkte  wird  dano  das 
fürstliche  Kammerwesen  betrachtet.  Der  Standpunkt,  den  er  dabei  einnimmt, 
ist  nicht  der  des  Staatsrechts  und  der  Politik,  sondern  der  bftiferiichen  Moral 
und  Wirthschaft. 

Der  Fürst  soll  seine  wirthschaftliche  Einrichtung  so  treffen,  daas  ffir  die 
regelmässigen  Bedürfnisse  die  Einkünfte  des  Kammergetes  ausreichen.  Zn 
Steuern  soll  er  nur  fOr  ausserordentliche  Fälle,  in  Kriegs-  und  andern  Kothen 
seine  Zuflucht  nehmen.  „Dann  so  hoch  als  die  Unterthanen  nach  der  Lehre 
Pauli  (Röm.  13)  aus  Gottes  Befehl  schuldig,  in  unmeidlichen  Nothfällen  ihrer 
Obrigkeit  nach  allem  Vermögen  treulich  und  mit  golem  Willen  und  Herzen 
zu  helfen  und  darin  weder  Leib  noch  Gut  zu  sparen ;  so  bodi  sündiget  auch 
gewisslich  eine  Obrigkeit,  wenn  sie  nicht  aus  IfothfSllcn ,  so  ihr  der  liebe 
Goft  zuschicket,  sondern  aus  eigenem  Willen,  und  durch  Mittel,  die  sie 
wohl  umgehen  könnt«,  ihre  Sachen  in  den  Stand  bringet,  dass  sie  ihre  armen 
Leute  und  Unterthanen  mit  Steuer  oder  neuerlichen  Aufsetzen  beschwert." 

„Solche  Unbequemlichkeiten  alle  kann  eine  fromme  gottesfürchtige  Obrig- 
keit durch  dreierlei  Wege  verhütea.   Krstlich,  dass  sie  alle  ihre  Zuversicht 
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und  HofTnang  ihreg  Gedeihens,  Rrichthums  und  Glücks  auf  den  stelle,  der 
«oiches  und  Alles,  was  gut  ist,  denen  giebt,  die  ihn  fürchten  nud  ;iui  seine 
Güte  Worten,  und  sich  vorsetze,  derselbigen  seiner  Reichthümer  zu  gött- 
iicheR)  Lobe  und  Forderuno:  gemeines  Nutzens  zu  braueben  und  nicht  zu 
nmziemliclieii  Snchen  zu  missbraurhen ,  so  wird  ohne  Zweifel  der  Segen 
Gottes  diibei  sein  und  jilles  glückseligen.  Zum  andern  ,  dass  ein  Herr  sein 
königlich  oder  förstlirb  Künmier^ut  und  Nutzungen  wohl  zusammen  und  ru- 
rathhalte,  dassell  lu  iiir swt  verwenigere;  denn  wenn  man  inne  \^  ird, 
da5s  ein  Herr  seine  hiiniruLriiuter  und  IViitzung  auch  an  tincni  Ort  von 
sii  ii  hisst,  so  fassl  ein  jeplicher  llollnung,  ebengleich  Glück  zu  hal)t  n  ,  >ind 
was  ibm  gelegen  auch  zu  bekommen ,  und  reisset  dnnn  der  Handel  weit 
ein,  und  so  weit,  dass  die  Herrn  die  Steinhaufen  behalten,  die  guten  Dörfer, 
Vorwerke ,  grosse  Gehölze  und  andere  nutzbar  Gründe  kommen  in  anderer 
Leute  Binde.  Diese,  diese  tind  den  Herrn  und  den  Landen  schädliche  Leute, 
jinm  wenn  der  Hemi  Kammergöter  geschwichet  werden,  wovon  sollen  sieh 
4aak  die  Herren  anders  erlititen,  denn  d«M  sie  iUen  Kosten  Betzen  anf 
Sicfiertt  md  der  Unterthtnen  Beschwerung.** 

Der  Först  soll  darum  auch  die  meisten  Renten  zu  Rathe  halten,  die 
Gftter  selbst  und  durch  tüchtige  Wirlhe  administriren ,  die  des  Herrn  Göter, 
«4»  austulbuB,  nnpartheiisch  um  billige  Penston,  und  nickt  irgend  einem  Freund 
mr  B^krnag  um  helb  Geld,  ▼erpacbten.  Wo  Bergwerke  sind,  soll  der 
Fftmt  sorgen,  dass  sowok)  er  nicbts  an -seinem  Zehnten  Terllere,  als  auch 
4Ke  Gewerke  niebt  ikberroftbeiU  werden.  „Das  dritte,  dadnrek  ein  Herr 
iebier  Untertbanen  Beschwerung  -verboten  fcami^  ist  diesSf  dass  w  seine 
Koitee  und  fiefhaltiing  in  allen  Sacken  also  anstelle,  dass  er  mit  seinen  ftint- 
llchen  Kammenentca  nicht  allein  wobl  titkomme,  sondern  auch  von  den- 
«slbigen  jibrlich  etwas  Tapferes  erobere v  denn  der  gedeihet  nicht,  der 
jibrlkii  so  ▼tel  verthnt,  als  er  Btnkommeo  hat,  viel  weniger  der,  so  mehr 
umbringet,  denn  ibm  jibrlich  gellHet  (snflHt);  denn  wenn  die  Ausgabe  der 
jährlichen  Einnahme  gleich  ist,  so  kann  ein  unvenebentllch  Unglück  bald 
einen  grossen  Unrath  verursachen.*' 

Was  die  Verwendung  der  Einkünfte  betrttft,  so  sollen  dieselben  ^allein 
wa  notbwendigen  Ausgaben  gebraucht  und  aller  uunfttier,  vergeblicher  oder 
AberllQssiger  Kost  gemieden  werden,  damit  dem  Herrn  durch  ehrliche  und 
mmachtbeilfge  Sparsamkeit  und  Par.Mmonien  ein  Vorrath  von  Geld  hinter- 
leget und  von  Jahr  zu  Jahr  gemehrt  werde,  dess  der  Herr  und  sein  Land 
und  Leute  tu  vorfallender  Noth  sich  zu  getrösten.'* 

„Diess  sind  aber  dit  Slückc,  so  i:«^ nieiiiiglirh  den  grossen  Herrn  ihre 
Kammern  plündern,  und  solchen  Yormih  vcriiiiiiiern  :  übrige  Buusut  hl;  grosse 
übermnssige  Spiele;  zu  viel  übrrniussiges  grosses  Hofgesinde,  dadurch  der 
Kost  über  des  Herrn  Veriuogen  steiget;  viel  grosse  unnütze  Gaben,  die  ge- 
nieiuig)i(h  denen  geschehen,  so  diess  um  den  Herrn  nicht  verdienen,  noch 
verdienen  können." 

Der  Fürst  soll  zur  Verwaltung  des  Karamerwesens  tächtige  Räthe  be« 
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stellen,  aber  es  nicht  einer  Person ,  sondern  einem  Collcgio  zur  Verwaltung 
übergeben.    Die  Rechnung  soll  sich  der  Fürst  persünlicl»  legen  lassen. 

Die  Gegenstände  von  Ausgaben  sollen  sein:  die  Förderung  der  Religion, 
die  Unterstützung  der  Armen,  endlich  die  Bezahlung  derer,  welche  an  dif^ 
Kammer  mit  Forderungen  angewiesen  sind.  Was  den  fürstlichen  Hoflialt 
betrifft,  so  beklagt  der  Verfasser  sehr  den  Vn  Jall  aller  Zucht  und  Silte  und 
wünscht  namentlich  dem  eingerissenen,  übtrniussigen  „Siuifon"  gesteuert. 

In  dem  iweiten  Tiieile  handelt  das  XX.  Kapitel  „von  guter  l'oIiEei". 
Auch  hier  werden  ebenfalls  mciirere  die  VVirthschaft  betreffende  Fragen 
berührt. 

„Erstlich  weil  (Uc  von  der  Ritterschaft,  nach  Vermögen  der  alten  Lan- 
dcsordnuiigen ,  ujid  vieler  darauf  erfolgten  Ausschreiben  sich  sammt  ihren 
Unterthanen ,  Milizen,  ßraucns  und  anderer  liiii  gi  rlirhen  Kahruntj  enthalten 
müssen,  welches  nicht  allein  hillier,  sondern  der  Adel  sicli  Ii  sinistcn  nach 
Verordnungen  der  Rechte,  ;ilh  r  K;uifniannshündel  und  Handlhieiuiigcn  zu  t  iil- 
halten  schuldig;  so  sollte  il/o  billig  üik  Ii  /u  ordnen  sein,  dass  die  in  Shidien, 
SO  nicht  vom  Adel,  sich  der  Rilterj^ütcr  auffm  Lande,  die  an  sich  iu  bringen, 
auch  der  Stande  ,  50  von  Alters  her  lud  denen  vom  Adel  bestellt  worden, 
enthielten,  damit  der  Landstand  von  der  Ritterschaft  nicht  weniger,  denn  die 
Bürger  in  Städten,  hei  ihrer  IVahrung  auch  blieben  (uhI  unterkommen  mücbten; 
denn  eine  gute  J'olizei  erfordert  solche  Versehungen,  dass  ein  Landstand  bei 
den  andern  bleiben  Könne.  Non  ist  ja  die  höchste  Ungleichheit,  dass  die 
Städte  ihre  bürgerln  hin  iXahrungen  zuvor  haben,  und  der  \on  der  Hilterschaft 
Nahrung  und  (jiicndichkeitpn  auch  an  sich  ziehen  vvoilcu.  Da  dem  nach- 
gehangen ,  kann  nu  lits  anders  denn  des  andLi  n  Landslandes  ,  nämlich  der 
Ritterschaft  Fall  und  Schwächung  ihres  Yermogens  ,  in  die  Harre  erfolgen. 
Denn  es  kommt  die  Leute  in  den  Stadien  zum  Thuil,  in  Gewerben  und 
andern  Handeln,  das  Geld  leicht  an,  dass  sie  die  Güter  mit  wenigerem  Nach- 
thcil ,  denn  die  von  Adel,  mit  der  Kaufsumma  übersetzen  und  andere  vom 
Kauien  abdringen  können^  ^v;tnn  die  Obrigkeit,  Gleichheit  unter  den  Laud- 
ständen  eu  erhalten,  darin  nichts  sviiierhalt.'' 

„Zum  vierten  siehet  man  itzo  einen  trefflichen  unmässigen,  überflüssigen 
Pracht,  m  Kleidunger).  i;ist  in  allen  Ständen,  sonderlich  aber  bei  denen  vom 
Adel,  lum  Theil  und  n\  etlichen  Stedten,  auch  bei  Bürgers  -  \^eilJe^n  und 
lüchtern,  also  dass  sie  zum  Theil  nichi  als  Edelleule  oder  ßurger,  sondern 
als  grosser  mächtiger  Herrn  Weiber  und  Frindein  hergehen,  dass  auch  etliche 
also  geschmückt  sind,  dass  Fürsten  und  Herrn,  erstes  Ansehens  in  Gepränge, 
ihre  Gemahl  unter  solchen  Sehmuckweibern  und  Jungfrauen  nicht  haben 
erkennen  können;  und  kommen  die  armen  elenden  Märterer,  ihre  Ehemänner, 
oder  Väter  damit  nicht  dnvon,  dass  sie  sie  einmal  über  die  Gebühr  und  ihr.  Ver- 
mögen nach  allem  ihrem  Üefj  lleu  lileiden  und  schmücken,  sondern  ihr  uner- 
sättlicher Vorwill  bringt  fast  alle  und  je  über  zwei  oder  das  drille  Jahr 
neoe  Tracht  uuL" 

Durch  solchen  übermässigen  Anfwand  werden  die  einzelnen  zu  Grunde 


Digitized  by  Google 


5S6  Anfänge  der  ukunoniMch-püliiiächcn  Wissenschaften 

g«rielitol,  „wU  isi  ein§  Suekt  vw  flrm^  N^Nimm  vmd  vor  die  HoHdeler, 
ÜB  Mommm  ror  tiMWiki6rpige  Witore  «las  Getd  vnd  Güter  dieser  Lande^ 
das  wird  in  andere  Land  gneandt,  und  gdket  gemeiner  Nut^  dieser  Lande^ 
wacher  durch  Oeid  und  Gut  der  Landleute,  nicht  weniger  denn  ein  mensch- 
licher Leib  durch  Ader  und  Blut  erhatten  wird^  i-u  Hüffen.  Denn  gleichwie 
die  Eigeln  das  Blut  aussaugen,  also  sauget  soIcIut  unnützer  Pracht  und  ander 
vergeblicher  Kosten,  dess  diese  Lande  voll,  voll  sind,  das  Geld,  als  die 
Enthaltung  gemeinen  ^ulzens,  aus  dem  Lande,  und  rieht  so  viel  au«,  dass, 
wenn  man  meint,  man  habe  das  Geld  und  Vermögen  der  ünterlhanen  im 
Lande,  so  haben  sicii  üuJere  Lande  und  INatiunen  davon  gereichert,  die  doch 
xum  Theil  weder  Gold  noch  Silber  von  ihnen  kommen  lassen,  und  also 
wenig  Geidts  aus  tieuselbigen  Königreiclien  und  Landen  in  diese  Lande  ge- 
wandt wird.  Darum  erfordert  meines  gnädigsten  Herrn  sonderlicher  aurli  ge- 
meiner ^utz  dieser  Lande  hochiich,  dass  Se.  ChiiilUrslL  Gnaden  mit  Ernst  in 
diess  verderbliche  auch  ärgerlich«  Wesen  {zreiifen,  die  Versebung  ihälen,  dass 
solcher  übermässiger  ungebtilircnder  Schmuck  in  allen  Sländen  abgelegt, 
damit  andere  nicht  weiter  nü(  lilüln-pn,  und  ein  itzlicher  Stand  in  einer  feinen, 
ehrlichen,  ihm  gebührenden  irachl,  die  ohne  IVachtheil  der  INahrungen  so 
erzeigen ,  hereinginge ,  und  dass  mit  Ernst  und  beharrlich  darob  gehalten 
wurde,  denn  sonst  scbleicbk  dieser  GiA  wie  zuvor  ofte  geschehen ,  biid 
wieder  ins  Land." 

„Zum  ffinften  erinnere  ich  unterthinig  die  jährltclie  Steigerung  des  Fleisch- 
kauflTs,   dess  Niemand  reich  noch  arm  gerathen  kann,  und  ist  zu  befahren, 
dn  in  diesen  Dingen  bei  Zeit  nicht  Maass  gefunden,  dass  das  Fleisch  im 
-Kaufft;  so  hoch  steigen  werde,  dass  arme  Leute  dasselbige  nicht  besaUen 
and  die  armen  Handwerkslsote  derhalben  ihre  Diener  auf  den  Wefkntitten 

ntebt  werden  behalten  kdnnen.  Mich  dankt  aber,  man  könnte  fördere 

Sieigemngen  TerbtttcUf  wenn  sich  mein  gnidigster  Herr  mit  der  KöolglicliMi 
Majeitit,  audi  etlichen  umliegenden  Fttraten  in  guter  Aniahl  einea  glelcbcn 
Zentners,  Pfunds  und  Gewichte  vereinigten,  ein  gewissen  Fleischkanlf  netslao, 
und  sich  verglichen,  dass  man  den  fttrdor  nicht  steigern  lassen  wollte;»  noch 
dniob  hielte.«* 

^Znm  sechsten  dlucht  mich  dem  Lande  schädlich  sein,  dasi  die  Obrig- 
keit deiQenigen,  so  das  ihre,  welches  ihren  Eltern  oder  Vorfahren  ofl  nminr 
•worden  ist,  nnnfitslich,  tchindlich  und  elendiglich  verprassen,  verzehren  aod 
venehweDden,  keinen  Binhalt  thut,  dadurch-  mancher  Unterthan,  in  Verdetb 
md  Ifoth,  ehe  er  su  Jahren,  und  in  Verslande,  kommt,  da  doch  eine  itsliche 
Obrigkeit  nicht  allein  Fng,  sondern  auch  von  Rechten  ansdrttcklichen  BefeU 
hat,  solchen  verthnnlichen  Verschwendern,  wets  Alters  sie  auch  sind  ,  aicbt 
weniger  denn  aberwitaigen  Leuten,  Versorger  nnd  Curatores  xu  ordnen, 
die  ihre  Güter  verwalten  und  ihnen  jlhriieh  ihre  nothdikrftige  UnterbnliiiBg 
davon  reichen*** 
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Im  Jahre  1580  wurde  «uf  tfer  Universität  zu  Leipzig  eine  Proression 
der  Politik  errichtet  und  man  fuigte-  dem  Beispiele  auch  auf  den  andern 
Universitäten  Da  man  al  rr  (Ihih.iIs  Hie  Oekonomie  allgemein  als  t  inrn  Theil 
der  Politik  betrarlitrte ,  so  erhielt  sie  mit  dieser  von  nun  an  eine  eifrige 
Pf[e(re.  V)vsou<\<:\s  sind  es  die  Juristen,  welche  sich  dieser  Wissenschaften 
|i<  htipen  und  sie  mit  utir rniudeteni  Fleisse  l)earbeiten.  Dahin  gehören: 
Hippolylus  a  (^ollihiis ,  Ki1i;h  (I  Wcyse,  CJeorg  Schönhorn,  Henning 
Ami  sä  US,  Jacob  Hornitz,  Christoph  ßesold  und  mehrere  andere,  welche 
in  ihren  Schriften  über  Politik,  wie  es  die  INatur  der  Sache  erfordert,  den 
FinanzverhältDissen  wenigstcDg  eine  eotsprecbende  Berücksichtigung  su 
Theil  werden  latieo. 

Aber  man  fing  auch  bereiU  nn,  die  wirlhschaftlidien  VerbillniMe  fttr 
sich  selbsl  einer  Betracblnog  bu  unleniehen.  Hier  moss  suerst  genannl 
werden 

1)  G09r§  Okrtehtf  geb.  1547  zu  Sirassburg,  wo  sein  Vater  Syndicuf 
WAr,  und  gestorben  ebendaselbst  im  Jahre  l(il2.  Er  machte  seine  Studien 
mm  Theil  in  Frankreich,  wurde  1575  Professor  der  Rechte  in  seiner  Yater^ 
stndl  und  nahm  verschiedene  Aemter  ein.  Er  wurde  1602  von  Kaiser  Rudolph  U* 
in  den  Adelsland  ethoben  und  1607  mit  -  der  Würde  einer  eemew  «nm'  j»«* 
IM  faehleidct. 

Br  bal  viele  jnrislische  Schrifk«n  abgefaist  und  gehftri  lu  den  ersten, 
welche  in  Deutschland  sich  aelbststladig  mit  PoliUk  und  namentlich  mit  den 
WirIhschaflsverbliHnissen  beschäftigt  haben«  Alles,  was  er  in  diener  Bexiehnng 
geleistet,  ist  in  folgendem  Buche  lusammengedmckt: 

Fünf  unteraobiedliche  Summ  ftUlieu  von  Anstellung,  Erhaltung  und 
Vermehmng  guter  Polhtei  länd  von  billiger,  rechlmissiger  und  notbwendiger 
Brh^ung  eines  Jeden  Regenten  jährlichen  Gefillen  und  Einkommen.  Hie- 
vor,  geslellet  dnrch  Gwrfium  Okreekimnf  J,  C.>  Saeri  Pml&Hi  OtmÜmH^  Rdp» 
AryentiueM*  Aiüoeulnm  el  ilendsmMi«  iiifecet#4»rem.  Benmcher  mi  lahrn 
1617  sum  Tmck  befllrdetl  und  bis  anberö  in  geheim  gehalten;  nunmehro 
aber  an  minnigliches  Kntaen  publicirt  nnd  mit  nothwendigen  Registern  ver- 
bessert. Sirassburg  1644.  4.  Herausgeber  ist  der  Sohn  Job.  Tbom.  Obrecbl. 

Die  in' dieser  Sammbuig  milbaUenen  Schriften  sind  nun  folgende: 

i.  DUeurtu»  ielltco-]»o<iftCif#  iametUsimQ  et  mvstitlistimo  frincigi 
ac  Homino^  dn.  Rudolpho  UtudathHatt»  mmnoriut  II.  JleuMmenini  imp$tmt9vt 
anno  MDCiV  ak  mUhore  kumüima  enlms  iswUiane  oMtOu*,  in  quo  fue- 
mode  «d»er9us  Turtiemn  tyrannum  belkm  eonanode  geri  p099Ü  Qulmditur, 

Die  Veranlassung  cu  dieser  Schrift  war  die  Aulfordemng  des  Kaisers, 
„wie  er  vermeint,  dass  ohne  sondere  WeitläuiUgkeit  ein  nervus  belli  könne 
erlangt  und  zu  wege  gebracht  werden",  wozu  Obrecbt  selbst  durch  Thesen, 
welche  er  im  Jahre  1590  aufgestellt,  Veranlassung  gegeben.  Die  von  ihm 
darin  \  orgüschiageuea  3iiiici  werdtu  iu  der  zweiten  Schrift  wcillaultiger 
ausgeluhrt. 

Ii.  Piklitisch  Bedenke»  utid  ÜUcwe:  pon  Verbes4et'ung  Ltond  wid 
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LeuUi  AnHehiumf  ptUr  P9tMj  mmd  ßritthmtUek  rm  nÜMektt  BM$apm§ 
groMert  Ausgaben^  vnd  ülHger  Vtrmdirtmg  eine»  jeden  RegmUm  utti  Ohtr* 
kgrm  jährliehm  OefäUem  umd  BiMkommmt.   Abiii  fatt  1606. 

Er  haodeU  darii  neitlUcli,  wie  im't  der  UolertlHiBeii  BeechweMlen,  wtd 
i«n  andeni,  wie  obae  derielbeo  eonderliche  Beediwenleii ,  ein  Regenl  vtnd 
Qberberr  iich  der  groeten  Anageben  entledigen,  «neb  aelne  GefiH  und  Ein* 
k^nmen  rerbenem  mögen.^ 

Was  nnn  den  eraten  Hanpipunki  betrill,  ao  bringt  er  die  an  eignifendea 
llnaatragetn  nnter  4.  Kapitel: 

BrsOieki  wtm  er  •»  Mjnam  Lmtd  mtd  HiMfl  iEln«,  ISttAan,  Uifafti, 
ümut,  BilU  Sttuw  und  endere  Mtne  Eütkommm  9Ui§tri  nud  ertMl.  Dabei 
aollen  jedoeb  folgende  „emtHom»**  angewendet  werdev,  ninlieb: 

1)  „Daaa  Zina,  Gülten  nnd  Zglle  also  gesteigert  werden,  dawit  die 
Untertbanen  ea  ertragen,  und  waa  gesteigert  wolil  geben  mögen,  danrit  ea 
ancb  nicbt  daa  Anaebn  gewbme,  aia  ob  hmu  ans  der  armen  Untertbanen  Blut 
nnd  ScbweiM,  Geld  nnd  Gut  aammeln  wolle.* 

2)  ^Daaa  aokb«  Stetgerangen  viel  mebr  «nf  die  pmUkoy  ab  priwtonm 
k9Ha  geleget  werden.^ 

3)  „Daaa  die  Untertbanen  in  viüiuuUkus  aicbt  nnleidlieb  beacbweil  nnd 
nicht  etwa  dadurch  anr  Ungeduld  nnd  Ungebonam  angereizt,  aaeb  aowohi 
Binheimiacbe  ab  Fremde  abgeacbndit  werden,  aolcbe  ^tehmUa  mmffibrmi. 
In  indem  Siftcfcen,  die  nicht  an  Uüerbaltnng  menacbUcben  iebena,  aen- 
dem  oll  an  Pracht  nnd  UebeHtnaa  dienen,  laaaen  aieb  wobt  fitetgeruogeo 
fttmebmen.** 

4)  »Daaa  aolcie  Steigcrongen ,  nach  Gelegenheit,  viefanebr  die  fremden 
nnd  andittdiacben,  ab  die  einbeimitcben  Unlerthnnen  berlbren,  damit  aienicbl 
in  den  Wahn  gemtben,  ab  ob  ihrer  Oberkeit  viebnebr  der  Fremden,  ab  dnr 
l^nterthanen  Nutn  au  belMern,  angelegen  aeie,  ana  wetobem  flilermnb  nOer*' 
band  Mtiatmnen  nnd  Uneinigkeit  an  enttpringen  pflegen«** 

5)  »DaH  nmn  die  Steigernngen  auf  die  Stick  nnd  Wnaren  lichte,  welcbn 
ana  emea  Herrn  Gebiet  TcrfDbrt  werden,  deren  aneb  die  Unlerthnnen  nicto 
wohl  entbebren  können.  Und  dagegen,  daaa  man  die  SWck  nnd  Wnaran 
nicht  Uberateigere ,  sondem  vielmehr  deraelben  ZöMe  mindere,  welebe  ina 
Land  nnd  in  dieStidIngeAbrot  und  gebmcht  werden,  beaondeM  wann  auch 
derselben  die  Untertbanen  nicht  wohl  mangeln  können.** 

6)  «Dass  Ton  aHen  rohen  nnd  nnverwerkten  Waarcn  (e4  tn/bmu'  me 
rudi  malena)y  w^ehe  Fremde  anfhbren,  ein  geringer  Zoll  genommen  weidn. 
Dann  auf  dieae  Weiae  wird  Tieimehr  der  Untertbanen,. ab  der  Framden  Ruin 
beil6rdert.<* 

7)  ,|Wann  die  Regenten  nnd  Oboern  an  ihren.  Zolbtitten  biHige  Zölle 
einnehmen,  daaa  aie  dagegen  auch  die  Straaaen  nnd  Leinpfide,  Weg  und  Steg 
nnibwendig  bcaaera,  handhaben,  nneh  von  Pbekerelen,  Aanb  nnd  nndnwi 
Gefabren  rein  und  aicher  halten  lollen.** 

Bum  indem,  lemni  er  4Qmd§r$  fMkmgm  tmuki,  im  Kruft  dmem 
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dte  VTiferihan(>ri   de» f Herrn  Kammer   elwts  erlegM  #p2fcii.   Zu  flotdheii 

Ordnungen  rechnet  der  Verfasser  z.  B. 

1)  Aufwandsgeselze,  welche  bestimmt  sind,  die  Verschwendung  bei 
Hochzeiten  zu  verhüten,  zugleich  mit  der  Verpflichtung,  „dass  ein  jeder  Hoch- 

zeitcr  solche  Ordnung  in  der  Canzlei  abzuholen,  sich  darin  zu  ersehen  und  von 
einer  Irtenhochzeit  alsbald  n  Batzen  ,  und  von  einer  Gahhochzeit  n  Gulden 
zu  liefern  schuldig  sein  soll.  Dann  unter  so  vielen  Aufgaben,  die  ein  Hoch- 
zeiter nuf  die  Hochzeit  vvendcl,  kann  und  soll  ihn  billig  nicht  beschweren, 
d«M  er  auch  seines  Herrn  Kammer  eine  so  geringe  Summe  erlege.  Sintemal 
diess  Geld  gleichsam  die  arrka  isl,  damit  er  sieh  verpflichtet,  der  gemachten 
Ordnung  nachzukommen.^' 

?)  Desgleichen  könnte  ein  Regent  in  seinem  ganzen  Gebiet  auch  die 
Ordnung  machen,  wann  einem  Unterthanen  ein  Sohn  oder  eine  Tochter  auf 
diese  Welt  geboren  wurde,  dass  alsdann  dem  Vater  in  seines  Herrn  Kammer 
ein  Stiininc  Gelds  nach  seinem  Willen  anzulegen  frei  stehen,  und  dass  solch 
Geld  so  lanrrc  m  der  Kammer  ohne  einige  Zinsrechnung  angelegt  bleiben 
«oll,  bis  der  Sohn  24  und  die  Tochter  IS  Jahr  alt  wird  Wann  nun  ein 
Sohn,  oder  Tochter,  jetzt  beslimnit  und  benannt  Aller  erreicht,  alsdann  soll 
dem  ValtT,  so  er  noch  im  Leben  oder  desselben  Sülm  oder  Tochter,  dnn 
angelefjtc  Haii|>t).nii  wieder  erstattet  und  dazu  weiters  gegeben  werden, 
was  solch  IfHUjiti^nit  ;ilte  Jahre  5  oder  4  fl.  per  eento  bis  zu  desselben  Ab- 
lösung haltf  ertrügen  mögen. 

Im  Fall  aber  der  Sohn  oder  die  Tochter  in  den  24  oder  i8  Jahren  mit 
Tod  würden  abgehen,  a!«ffnn?i  soll  das  angelegte  Gelt  eines  Herrn  Kammer 
eigenthümlich  heimfallen  und  verbleiben,  es  wäre  dann  Sach,  dass  ein  solcher 
Vater  noch  mehr  eheliche  Kinder  im  Leben  halle ,  oder  in  künftigem  m 
ehelichem  Stand  bekäme,  die  an  der  abgestorbenen  Stall  Ircttcn  könnten, 
so  soll  man  denselben,  wann  sie  obgenieldel  Alter  erlangt,  solch  Geld 
nicht  weniger  liefern ,  als  ob  es  in  ihrem  i^amen  in  die  Kammer  wäre  an- 
gelegt worden. 

Diese  Ordnung  Mürde  vielen  Kuufleuten  und  anderen  sehr  angenehm 
sein,  und  dahin  dfenen,  dass  eine  Oberkeil  wissen  möchte,  wann  Jemand  in 
ihrem  Gebiet  zur  Welt  geboren  wäre  ,  und  dass  eines  Herrn  Kammer  solch 
Geld  eine  gute  Zeit  hätte  r.u  genicsscn  imd  in  evetilmn  gar  zu  behalten:  ^ 
dass  auch  solch  Geld  gleirhsuni  der  Eltern  und  Kinder  Sparhafen  wäre,  wann 
die  Kinder  obgenannte  Jahr  erlangten  ,  dass  sie  bei  des  Herrn  Kammer  ihre 
Ehesteuer  und  Unterhaltung  gewiss  finden  uii  I  i  rnpfangen  möchten,  obschon 
unterdessen  der  Vater  ßancarotta  grspirlt  nnd  ins  Verderben  geralhen  wäre. 
Allein  müssen  die  Oberkeiten  die  unlchlbiu-  |j;iiic  Anordnung  thun,  dass  alles 
Geld,  welches  dtirrh  dicss  Mitte!  ihnen  zukonun»,  in  ein  sonder  corpus  ge- 
Ihan  und  den  rnterlhanen  um  einen  iMllipen  Zins  auf  rnterprand  ausgeliehen 
werde,  damit  wann  sich  die  Fall  he^reben,  sie  wissen  mögen,  woher  sie 
einem  ledcti  sein  (iebuhr  wieder  zustellen  können.  Dann  sonst  würde  dieses 
Mittel  weder  den  Überkeiteu  noch  den  Uoterthtaeii  viel  nützen  nOgeo. 
ZeiUahff.  Ar  ;»iaaUw.  1»34.  4i  HaCt.  45 
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Damit  aber  iiie  I  nterthanen  zu  diesem  Mittel  desto  mehr  Anlass  hfitlen, 
so  sollen  alle  Hindscheiikcn  ( KiDiitaufsschmausse) ,  die  ohnedas  viel  Uiige- 
leijenheiten  niii  sich  bringen,  und  grosse  unnützliche,  auch  uiinüthwendige 
l  riktjäten  veruräachen ,  bei  hoher  Strafe  verboten  werden.  Dann  wann  ein 
Vater  BÜein  solch  Geld,  das  er  auf  die  Kindschenk  anwenden  inuss,  in 
seines  Herrn  Kammer  anleii;i-  .^u  hat  er  damit  st men  und  seines  Kindes  IVutz 
geschafft,  da  sonst  weder  ihm  noch  seioem  Kinde  solch  Geld  hatte  zu  Gutem 
kommen  mögen.*' 

Damit  soll  dann  zugleich  die  Führung  vob  Geburts-  und  Sterberegiatm 
verbunden  und  ttbcrdioM  jeder  junge  Mann  verbunden  sein,  sich  bei  seinen 
20.  iebensjahre  ven  neuem  einschreiben  su  Ititeo,  bei  jeder  £inicbreibnf 
aber  der  Obrigkeit  eine  Einichreibegebttbr  entriehlet  werden. 

Dann  soHen  mehrere  Dörfer  bu  Gesellschaften  vereinigl  werden  ^  am 
•ich  dnrch  gegenseitige  Unterstütsnng  den  durch  Raub  md  Diebstahl  ent- 
Btandenen  Schaden  au  ersetiea.  —  Ferner  sollen  die  Unterthanen  bei  Strafe 
angehalten  werden,  ihre  Gebäude  in  gutem  baulklien  Zustande  an  erhalten. 
tJdieran  sollen  Bürgeraafhahm-  und  Abtiigsg eider  eiogefHbrt  werden. 

Zum  Drillen,  wann  er  neitte  Vnterilianen  mit  fSehaiming  belebt. 

In  fietreff  der  Anlegung  bemerkt  der  Autor: 

„Der  Modus  aber  eine  Schätzung  oder  eine  Anlag  füraonehmen »  ist 
mannigfaltig  und  sehr  ungleich.  Dann  viel  Obcikeiten  It-gcn  eine  gewisse 
Summe  Geld  auf  die  Kamine,  auf  die  Fenster,  rtuf  den  Heerd,  auf  die  Thüren 
etc.,  da  gibt  der  Arme  oft  so  viel  als  der  Reiche ,  und  wird  keine  rechte 
froforlMO  gehalten.  —  Aber  alte  andere  modus  ^  so  hin  und  wieder 

in  u$u  sein  mögen,  auf  eine  Seit  gesetzt,  halt  ich  gänzlich  dafttr,  ea  seien 
keine  richtigen  und  billigen  mod^«,  als:  #i  ho»  eapUa  p^tsatuie,  «ad 
komt  wkdiionim  «sslinumlifr,  iil  Lüimu*  Botsru*  ioquilur:  t'iiftc«ai, 
seeundum  etQusfue  eenwm^  hoc  t$t^  MMtimatiouem  remm  at^ue  honontmj 
tührakiii  modo  iribuia  irnji onimfiir,  iesiB  Gregorio  Thohmano ;  das  ist,  wann 
eine  jede  Person  nach  ihrem  Verminen  gescfafitat ,  und  nach  Biliigkeil  be- 
legt wird;  welches  ah  mtfiiuto  Ser»ii  TuHü^  He0is  R^iumorum,  seinen 
Unprung  hat,  «er.  LieiwH  Lü,  3. 

Und  wird  auf  diese  Weis'  Niemand,  er  seie  reich  oder  arm,  untriglich 
*  oder  unleidlich  beschwert.  II«  ettim  Jwlüia  geouMtrieu^  uon  mrUhmetieth 
tmvMlut:  ui  fus  majaribus  praediii  sunt  facuiMibus  ^  iocupletiore^que 
can>liifif,  f/tM  ßohani^  quam  ii  qui  minus  hnkmi»  Qwm  ok  rem  ini|»ro- 
^ofv»  /Wil  modus  TwpUnii  Super bi^  qui  neglscto  Ssnfii  insiiluio%  deesm 
dsnurios  pro  eapite  et^usque,  sino  respectu^  exogit,  Tributa  enim  non 
fOtsonis  sod  rsftii#  indieenda  suni,  ito  immsn,  ne  eui  ultra  potsessionum 
modum  indieantur^  «I  tmpp.  Dioelst.  el  Mtaxim,  L  3.  C  de  am.  et  trib. 
iib.  10.  Itit.  16]  affirmanl/' 

Sodann  ZUM  Vierlm^  wann  er  ^tick  mil  seinen  Land^landen  und  Untar- 
Ikonen  vorgUielUf  dass  st^  diq  auf  d^m  X«ai|d,  st^ou4$n  y^d  foufi  (mdwro 
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taiifmde  Schulden  auf  sich  tiehtneu  und  m  gewissen  und  be^/limmteH  Wahrem 
abrichleH  und  bci.ahlen  itollen 

Was  den  zwciirn  Hauptpunkt  beiriüt,  wie  nämlich  ohne  der  riiterlhanen 
Beschwerde  die  Einkuiiite  des  Für&ten  und  Oberherren  zu  veruiehrcn^  so 
„finden  sich  darzu  drei  geineine  Mittel.  Das  erste  ist,  gute  Bestellung  und 
Anordnung  eines  jeden  Rr^enten  Haushaltung;  das  «ndere  ist:  Verkaufung 
etlicher  firUer ;  und  diis  dritte  ist.  Anfrit  Iii imj;  und  Anstellung  etlicher  neuer 
und  mehrerer  Gefall  und  Einkonmu  n.  '  In  erster  Beziehung  wird  Sparsam- 
keit überhaupt,  dann  Abschaffung  unnützer  Diener  und  Beamten,  iMässigkeit 
im  Aufwände  für  Tafel,  Bankete ,  Spiele,  Feuerwerke,  Fferde  und  Hunde, 
dann  Anstellung  von  tüchtigen  fieamteii  und  Führung  genauer  Rechnung, 
sowie  Sorge  für  Uebereinsliniiining  der  Aiwgabea  mit  den  £ian«iiineo  em«* 
pfohlen. 

Der  Verkauf  von  Gütern  wird  nicht  als  an  sich  sweckmäsi^ig  liefunden, 
da  im  tiegenlbeil  man  suchen  niüsste,  solche  xn  erwerben ;  nur  im  Falle  der 
«usieiiten  Aoth,  die  keia  tiebot  kennt,  solle  map  xum  Verkauf  schreiten, 
d»BD  aber  die  Bedingungen  so  einrichten ,  dass  man  spfiter  durch  Ankauf 
•der  irgend  eise  andere  Art  wieder  in  dem  Bcsiu  gelangen  könne. 

Endlich  die  ,yAnfrjchtung  und  Anstellnng  etlicher  neuer  und  mehrerer  Ge- 
fftU  und  Einkommen"  betreffend,  so  bestehen  die  vorgeschlagenen  Mittel  theils 
In  der  Mehrong  der  Gerichtssporteln  und  Strafgelder,  theils  in  der  Sorge  für 
Verbesserung  von  Ackerbau,  Gewerben  und  Handel,  wodurch  mdirekt  auch 
die  Einkünfte  der  Obrigkeit  eich  mehren.  Unter  den  vorgeschlagenen  ein- 
Sehlen  Binrichtungen  verdient  liesonders  die  Errichtung  einer  Leih-  und 
Wechselbank  hervorgehoben  bu  werden.  Im  Uebrigen  sind  die  gemachten 
Vorschlige  nicht  immer  von  Plutmacheret  freisu»precben. 

II/.  CmMliUuUo  VOM  Mol^ieeNdifer  und  nMtmUehsr  Anstelhmg  etiief 
AerarH  Smcli. 

In  dieser  Schrift  wird  die  Errichtung  einer  besondem  Kasse  ffir  den 
Fall  eines  Kriegs  und  andere  ausserordentliche  Vorkommnisse  empfohlen, 
wobei  Interessant,  dass  sogleich  auch  eine  Art  Penerkasse  damit  verbunden 
sein  soll«  indem  ans  mebrern  Dörfern  immer  eine  Art  Feuerversicberungi- 
verband  gebildeS  nnd  jeder  Besitser  fttr  jeden  Brand  eine  bestimmte  Summe 
enirichten  soll.  Ans  den  gesammelten  Beitrügen  solle  dann  der  Schaden 
ersetst,  der  etwaige  Ueberscbuss  in  das  Aerarium  fliessen,  wenn  die  Be- 
trüge aber  nicht  sureichen,  aus  dem  A$rarium  ein  Zuschuss  gemacht  werden. 

/F.  Bhi  smtdirt  PolhaMkuMg  wut  CaMtHutiott^  durek  wOehe  am 
iedcp  JUagisiralus ,  vermÜlsU  k$§andersH  angesielümk  DefmMe» ,  jederMteii 
in  «einer  Regierung  eine  gewisse  Nuekriehtung  haUnmag^  i)  wie  es  gleiche 
sam  mit  seiner  ganzen  Polizei^  ale  einejt  potilisehen  Le^s^  ynd  nUsn  itS'» 
selben  Oliedem,  den  Vnlerüianen  beschaffen  i   2)  wie  gemeUsisr  PoK^eit 

4)  DiCM  war  ein  lu  dsmsligcr  2eit  bereits  in  Uebung  befindlW  lies  Miltel.  Im  Jahre 
IBM  nahm«»  dl«  biyriacbea  Undbaade  «ttf  «ieh  47  ToBaen  Goldes  in  12  Jahi en  su  be- 

45* 


Digitized  by  Google 


091^  Anltoge  der  ökonomisch-poliiischen  WisseDschalteD 

derselbm  Gltederti  und  Adminiatralion  Auf-  und  ZmshmeH  tm  beßrdem. 
Ab-  und  Untergang  zu  verhületif  sodann  3)  wie  auch  die  gem^9  Woht^ 
(ahn,  SO  aus  vorgedachlen  dreien  Stücken  heikommt ,  vermehren  vnd 
a.H  erhalten  seien.  Dazu  gehören  dann  ferner  auch  noch  fünf  mit  den  Bucb- 
gUben  A,  B,  C,  D  und  E  bezeichnete  Beilagen. 

Das  Ganze  bezieht  sich  auf  die  Ausführung  von  schon  oben  erwähnten 
Vorschlägen.  £ben  dasselbe  ist  der  Fall  mit  dem  letzten  Stück,  näm- 
lich der: 

V.  Constihitio  und  Ordnung  von  einem  hochuül%lichen  Aetario  Li- 
berorum^  tu  welches  von  den  Elievn  aUerhand  Summen  Gelds,  fümemlich 
ihren  neugebomen  Kindern  und  in  evenium  ihnen  , selbst^  auch  der  Obrigkeit 
und  gemeinen  Wohlfahrt  ssum  Besten  angelegt  werden,  sammt  aUerhand 
Erklärungen  und  zweien  Kinder  -  Rechnumjcn'' 

2)  Jacob  BornitZi  JCtus,  von  Torgau  gebürtig,  war  Caes.  et  Regiae 
MßJeslalU  Conaiiiariua  Fiteique  Regii  yer  Lusatiam  supeHorem  Patronns. 
—  Die  Abfassung  seiner  sich  fast  ausschliesslich  auf  Staatsrecht  und  Politik 
beziehenden  Schriftea  filUt  in  das  erste  Viertel  des  17.  Jahrhunderts.  Sie 
bekunden  einen  Mann  von  ausserordentlich  umfassenden  Kenntnissen ,  und 
seichnen  sich  vorzüglich  durch  strenge  Logik  und  Uebersichtlichkeit  ans. 
Er  hatte  die  meisten  europäischen  Stuaten  durchreist  und  war  ihrer  Sprache 
mfichlig.   Die  bieher  gehörigen  Schriften  sind  folgende: 

i}  De  nummvf  tu  repuhliea  fereuHendie  el  contercandie  lAkri  duo^ 
ex  ayetemaie  foliUco  deprompH*   Hanoviae  IHDCVIH. 

Die  Schrifl  besteht  aaa  swei  BCIchern,  von  denen  das  erste  15,  das 
sweite  9  Kapitel  umfaaat.  Die  Abhandlung  des  Gegenstandes  nimmt  78 
Quartseiten  ein.  —  Den  Zweck  des  Geldea  Bndet  er  darin,  dass  es  nls 
Werthniesser  und  Tauschmittel  für  die  ilbrigen  Dinge  diente  ßnis  Nwnmi 
eet  eaeiera  x¥if^*^  dimetiri  ei  aeeümare.  Cujua  "n^ma^tni  Üffiatiias 
penmOoHemani  eu£  m  Rep,  ei  exlra  eam  eu^emat*  Quod  exequiiur  «1 
eoMMfttififr  eoaequando  inaeptaUa  atpiaHtafe  quanfitalie*  Adee  iif  &mHnm 
ramm  nieee  et  fvnetienee,  quae  in  kerne  ei  eemmereio  eeee  poeeunl^  eu$eai 
ef  eueUneoi*  Et  proinde  nen  immeriie  ieeo  kenerum ,  querum  naiorem  et 
aeeOmatienem  eetUinet  et  definit,  haheatur*  —  Der  Werth  des  Geldes  mnas 
nach  dem  Werihe  der  Materie,  woraus  es  besteht,  bestimmt  werden.  Prethm 
mmmt  perfeeti  ex  materia  bona,  ^uaUe  euperiue  deeeripia,  et  jueto  pon- 
dere  dedud  dehei,  ut  eodem  vaiere^  quo  maleries  infecta  apud  geMee  mtmmi 
feeii  in  eommereiia  tti#ciptmififr* 

2)  Tractatue  peüticue  de  rerum  euffieientia  in  repuUiea  et  eicUmte 
preewranda,  Fmteoflarti  MDCXXY*  Dieses  Buch  ist  eine  systematiacfae 
Daistellung  der  ökonomüchen  Gewerbslehre  und  Oberhaupt  die  ente  dieser 
ArL  Sie  umfiisst  vier  Bftcher:  das  erste  handelt  vom  Acker-  und  Bergbau 
{etUlura  agrorum  et  meladorum) ;  das  zweite  von  den  technischen  Gewerben 
{opißciis  oinnis  generis)^  das  dritte  vom  Handel  (mercaiura  terrestri  ei 
naulica}^  das  vierte  endlich  vuu  den  Dienstgewerben  {minisieriis  variis).  — 
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Weg«»  feiner  guten  logiedie»  Ordnung  and  Uebeniclitllchfceit  rerdlent  das 
Buch  nech  hente  gelem  m  werden ,  wenn  gleich  aeiii  Inhalt  jetal  nicht 
mehr  geniigen  hann. 

3>  Amnimm  #jee  lm/«lv#  f  efiVtfu«  de  ä&nuio 
H  emmmmi  «I  MMcrtOhri  em  nüimkuM  |vt(Mretf#>  Hm  ^teÜgaUht»  el  eelte* 

9ummtMm  ef  krmrtter  t^mprekmmfä.  —  Da  man  diese  Schrift  als  das  erste 
System  der  Pinamwissenschaft  belrachten  kann ,  so  mnss  hier  eine  hurt» 
Uebemfeht  des  Inhalts  eine  Stelle  finden* 

Die  Ahhandhmg  sernilt,  wie  schon  der  Titel  anieigt,  in  10  BAcher, 
von  denen  die  9  ersten  von  den  Binkftnfken,  das  10.  vom  Schatze  oder  der 
Verwendung  der  Einkünfte  handelt. 

Sohats  (eewfttm)  htt  hinreichendes  Mum  von  Grid  fm  Termfigen  des 
Staates ,  welches  anr  Erreichang  der  Affentlidien  Zwecke  gesammelt  ist. 
Was  aber  die  Mittel  und  Wege  betrifft,  einen  Schate  an  begründen,  so  theilt 
sie  Bornitz  ein  in  öffentliche  und  private.  Unter  den  ersten  versteht  er 
die  Einkünfte,  welche  fleni  StaHte  aus  eigenem  Vermögen  und  Erwerbe  zu- 
fliessen ,  unter  den  letztem  nlle  Arten  von  Abgaben  sowohl  Einheimischer 
als  Fremder.  Die  dem  Staate  aus  eigenem  Vermögen  und  Erwerbe  ta- 
fliessenden  Einkünfte  sind  theils  gewisse  und  feste  (eerti  et  slali)  und  dnnn 
entweder  regelmässige  oder  Russerord entliche,  oder  es  sind  nur  zufallige  und 
vorübergehende  (forluiii  et  incidentes). 

Als  die  vorzüglichsten  Quellen  regelm.issiger  Einkünfte  betrachtet  er: 
1)  Doiiiiinen  -  Landereien ;  2)  Jngd,  Fischerei  und  Vogel fano;;  3")  Bergwerke, 
Salinen  und  Steinbrüche;  4)  die  Beniifznng  des  ( ofTentlirben)  Territoriums; 
5)  (tfl'iMitlirdi»  Gebiiude;  fl)  (irbln^i^ltMlirn.  Zu  don  ansserordentlirhen  Ein- 
künften [qjti  interdum  urgente  causa  necessitaii.<i  if.fui7i  hnlwii!)  ret  hneter: 
1)  den  Betrieb  von  technischen  Gewerben  (opificia  et  avfificia  imprimis 
suhUmiora) :  2)  See-  und  Landhandel;  H)  gewisse  Monopole,  wie  den 
Weinschank ,  das  Recht,  fremde  Biere  einzulegen,  Salzverkauf  ,  Zwang- 
inühlen  u,  dgl. ;  4)  (für  Städte)  Lotterie  {oHa  fortunae,  Glücktopf j;  5)  Al- 
chynrie,  der  er  aber  keinen  Werth  beilegt;  6)  den  Verkauf  von  Ehrenstellen 
und  Privilegien ;  7)  das  Einkommen  von  der  üeberlassung  und  Ueberlragung 
von  Lehngütern ;  8)  die  Benutzung  der  goldenen  und  silbernen  Gefässe  des 
Porsten  oder  Staats;  9)  Verkauf  und  Verpfändung  von  Theilen  des  Landes; 
10)  die  BennlEong  des  Kirchengutes  (profanmtio  rerum  saerarum). 

Die  tnfÜtllgen  Einnahmen  (fwUes  ftmt  qui  forte  fortuna  interdum 
meidunt  et  jure  publico  fiaeo  competunt ,  quasi  e  re  ftofecti  publica) 
werden  im  dritten  Bache  behandelt.  Diese  sind  1)  bona  oMenlta,  d.  h. 
das  Vermögen  derer,  welche  sterben,  ohne  Brben  zu  hinterlassen ;  2)  fällige 
Lehen;  3)  die  weggenommenen  Waaren  derer,  welche  „den  Zoll  verfahren'^; 
4>  601er,  Welche  Unwürdigen  abgenommen  werden;  5)  die  Güter  der 
Pröscribirten  nnd  Verartheilten ;  6)  die  Güter  derer,  welche  ineeslas  nupHM 
gesdilosaan^,  7)  die  Gfttcr  der  Majeatitsverbrecher;  8)  gefundene  Schitse; 
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9)  Beute  von  Feinden  *mNl  Lösegeld  für  Gefangene;  10)  ContribntioneBIi 
wekhe  den  Besiegten  aurgelegt  werden;  II)  Beiträge  der  Bondesgenost«». 

Das  4—9.  Buch  handeln  Ton  den  Abgaben  («Mfj^oMtie)«  Er  Tewtohl 
«niereiner  Abgabe:  „putmime  eornfMdhu»  t»  impo»4Uomf$Mem,  rwllane 
jMr^ewee  oiiI  rei  atrario  r$ipukHeme  $»9ütemukm,  Jure  divimo,  fmt^iwm  ef 
€MH  frincif»ibit9  $i  reipuklieäe  eompeteM**  (IF.  1.  34). 

Die  Abgaben  werden  aber  gefordert  wegen  der  Penen  oder  dea  Ver^ 
ndgena  oder  beider  Beaiehungen  »igleicb.  Quirn  «arg  oami»  ftttemmf  e» 
re»  veetig^dihv»  sttbjiei  tWftitrm  vi4ähwt  Me  imtmmil&»  ■«  reef^nfAtit 
pr9fi€i9eUur^  quM  yrndaaUu  ftMicMe  rdmptitut  4$«$rmmmiim  (ir.  %.  f.  36). 
Anch  Biuaa  ein  billiges  Biaaaa  bei  den  AolageM  beobtcblel  weidest  iM«» 
f ttOfue  ea^  ttquo  ef  6p»o  iji  impogiUon»  MÜmüU  Qui  imprmiU  car 

fvcyUMut  '9vkMtw«m  ei  9g4li9m$  rMmi  An*  uftlilele  el  neeaMt'lale 
re^tcA/icae  panderandm  (iVy  3.  f.  38). 

£intheilvng  der  Abgeben« 

V€eii$oUa  4tmt  vet  orMiuirim  va  ßätlr€orask§ri9,  M  mtefn  ftHNlem- 
mia.   Ordimm,  f««e  lege  perptluu  iudiamHtr  eereWI  efsfj  ef 
^ffltn.   Ordinär  Impoat,  welche  ihren  steten  nnd  gewilwen  Lauf  liahcn. 

Mtxtraorimm'ia  qua»  ad  Umptis,  —  ^fiee  ^aBpUHam  m  ordiüarim  degener a»t 
ef  9mivtrtwiiiur,  Utrafue  vei  jusfa  et  ii^^ie  «ef  inßtttia  et  illieka.  Justa 
vecHpOia  eunU  ftum  ex  etmem  JueUt  impemmiur^  JtMtoque  modo.  CoiHra 
ex  inhoneela  etmea  et  modo  inifite  ii^wtim  et  iUicUff.  Jtutfa  orditiarim 
ef  exlruordinm^a  eumt  nel  veeiigaHm  verm  «ef  ^aei  {IV^  4.  39). 

Zu  den  persönlichen  Abgaben  reebnel  er  1>  Hafen-,  Thor-  und  Geleit- 
geld; 2)  Strafgelder  (Peenfäll,  Bussen,  ^raffen);  3)  Anzugs-  uud  Abzugs- 
gelder (dus  Bürgerreebt  au  erlangen,  Auflbhrt  und  Abfahrl). 

Die  Abgeben  von  Sachen  werden  im  lünflcn  Buche  behandelt.  Diese 
sind  entweder  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen.  ,,SolLendttm 
erpo  veetigat  vel  intuUu  et  caus-a  fundonnn  vel  aedißciorumf  von  liegenden 
Gründen  und  derselben  Nullungen,  oder  von  Haus  und  Hoff,  ue/  iiiiuifu 
rerum  mobitium  et  uujumurum  ^  Fahrnuss  und  ParschafTt.  Quod  no»  xjfc- 
cialimTributum.  vulgo  Stewer  apvellamus,  quud  eat  pecunia  jjopulo  imperata, 
quae  pro  census  rutione  a  singuitit  exigiiur  et  salviiur*'  (P,  1.  p,  45). 

Die  au^sLrordcaLlahen  Aboraben  bilden  ileti  Gegenstand  des  6.  Buches: 
Di/ferenlia  ihvjuc  e.fl  inter  ordmaria  ei  extvaordinnria ,  (fuod  haec  praeter 
legem  el  slulam  fui  inam^  illa  Jiixta  et  morem  cunsuelum;  haec  ad  temjHi9^ 
Ufa  pevpetuOy  haec  ex  caiaa  Singular i  el  urgente  puülicay  iUa  ex  cuuea  eom~ 
jiiiiiii  reipublieae 'f  haec  ad  sumtus  e.i  traordinarios ,  illa  ad  eumlwt  fier€»*- 
,sai  ios  et  consuetos.  In  eo  vero  conveniunt,  quod  a  principe  el  ad  komem 
publicum  itidicuiuur  a  Rep,  el  ci^itmiibue  ewn  permieeu  PrinoifU  mm 
pruesidis. 

Dahin  gehören  KoplÄteuern  {caintatio),  Einquartierung  (Aoefl<a/i©),  sonst 
können  sie  auch  auf  dieselben  Gegenstände  fallen,  welche  regelmAssig  be- 
steuert werden.   Ferner  gehören  hieher:  «t  prmeepe^  urpettle  ntfft\i^§mi9^ 


Digitized  by  Google 


in  DenUchlaod. 


e95 


suppellecfifcni  tnirenm.  ni-ciPtilcam  conferre  cogal  tubditog^  quam  foalem 
resfiluat  ctiam  uhxqiie  iisiiri.s  ^  Miinzversehlechtemiigeil,  Auszabloflg  dei 
Militärs  mit  zu  gcringhaiiigem  Gelde,  deniqu$  itaerättm  ftfOfif«  mlawrmuhm 
BBt  aerarhm  preliorum  augmento, 

Qiiasi'XhgHhen  sind  alle  Arten  von  Zwangsanleihen,  wohin  unter  andern 
auch  die  Cautionen  und  was  der  Art  ist  gebdren,  ferner  Errichtung  von 
Banken  und  Wegnahme  des  Privatverniögens,  um  der  Öffentlichen  Noth  m 
ttenem.   Hierron  handelt  das  siebente  Buch. 

Im  achten  Buche  wird  von  den  unerlaubten  Abjrabcn,  als  „Hurentribut, 
Bettlerzins,  Judenateuem,  Geburtgeld,  Todtenzoll»  £rbgeld**  und  was  der 
Art  mehr  ist,  und  im  nennten  von  den  Termffcbtniiaen  und  Geichenken  in 
den  Staat  gehandelt. 

Bas  zehnte  Buch  endlich  handelt  vom  Schatte  oder  Ton  der  Verwendung  der 
EinkOnfte.   Der  gante  Inhalt  iat  gleich  fm  efvten  Kapitel  tuaammengetaül: 

BmelmmM  actum  est  i$  ntodi#,  qmkuM  eonfieitur  aernrium^  Sepälttr 
tfl  lia  ^erlmine  mrurii  ptVeatNut.  j^neil  vel  ret  pubücM  el  pofutU  em$sm 
emtsühtendttm  etf,  el  puhlieum  Hieilur;  ifei  Prineiph^  pt»d  frwtUum^  «U«t 
figeuä.  Vtrum^u«  eommvne  vel  weruHw  Cmmmum  eel,  fiio  peeimtn  eei» 
If^fiir  aI  9vmfu9  eommunes  et  ordinariot*  Sterativg  «ere,  ftie  IhMmtri 
md  ßxpiMMS  ßxlra  erUnem  em^rgßniif  reeMduntvr*  Pukiieum  mmwrium 
etl,  fifod  $atulit  pvhiicMe  et  popvH  eauMU  imprimie  eoHätituitur*  Yelsaerumj 
quod  poUlige  MüWM  eel  admimetraUom  eeeteeiae  ei  eehohrum:  vti  pro» 
fmntm^  fuod  vei  üdminieUrationi  eivili  vef  mUiUn  tWem'f.  I^de  dtiplext 
eimle  ei  miliiere.  Confieiuntur  modie  ferme  Hedem ,  niei  fwed  hi  profani 
profano,  aiii  magU  eacro  eenvenienl*   Qued  reciu  ratio  ei  ueue  dijudicat» 

Christ.  Beaold's  Schrift:  de  aerario,  welche  tuerst  1615  in  4.  ge» 
dmckl  wurde,  enthilt  im  Allgemeinen  dieselben  Ansichten,  welche  sich  bei 
Oh  recht  und  Borniti  finden,  nur  dass  er  sie  in  einer  etwas  verschie- 
denen Ordnung  rortrigt:  Circa  aerarkm  iripie»  imepeetie  eeemrüt  f»e-> 
modo  newpe  redUtts  principahti  deelinali  eini  eenservandi  ^  (fuowwdo  mt~ 
gpndt\  necejs,sHati.fque  tempore  atii  conficiendi^  et  demunty  per  quoe  aerarium 
Sit  ailinuii.slruHihnn, 

Im  Jahre  16'20  erstliien  „ein  kurzes  Bedenken,  welcher  Maassen  ein 
Stand  (Iis  Keichs,  so  mit  prrossen  Ausgaben  beladen,  sich  derselben  erledigen, 
auch  sein  Gefall  und  Einkuiiiinen  verbessern  mrige."  Ignatius  Schmidt  gibt 
in  seiner  (ieschichte  der  Deutschen  (Bd.  9.  S.  liVij  nnen  Auszug  aus  dieser 
Schrift.  Eine  Vergleichung  dieses  Auszuges  iiiit  dem  Inliiilic  des  „politischen 
Bedenken^''  Georg  Obrechts  lehrt  aber ,  dass  jene  Schriit  niclits  als  eine 
Bearbeitung  der  Obrecbi'schen  ist. 

Die  beiden  Schriftsteller,  welche  als  diejenigen  genannt  zu  werden 
pflegen,  die  sich  in  Deutschland  zuerst  mit  öUonuniisc  hen  Fragen  beschäftigt 
hätten,  sind  jffax  Faust  ab  Affchaifenburg ,  Heip.  Francof.  Syndictuf^ 
welcher  ctfusitia  pro  aerario^  primum  publicaia.  Francof.  1641.  fol.  heraus- 
gab ^  und  Vaepar  htock  (geb.  15&3.  f  1655),  weicher  veröffentlichte: 
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i)  einen  tractain«  eeonomieo-poUticus  de  conlrihulionibus^  1634.  fol. 

2}  einen  Ivactalus  juridiro-polilico'poiemico-ki.stnricu^  de  aerario  *ive 
censu  per  honesta  media  absquc  divexatione  populi  lieite  confiiti§md9 
libri  duo.    Nüremb&rgae  1651.   See*  ed.  opera  Chrittofh*  PeMcr^ 

Noremb.  1671. 

Beule  aber  verdienen  na(  h  dt n  genannten  Mannero  kaum  einer  Er- 
wähnung: dt  nn  nie  ist  von  Jemand  unverschämter  als  von  diesen  das  Plagiat 
betrieben  wurden.  In  Bezug  auf  den  letztern  hat  dies«  Kart  Heinrich  Lang 
in  seiner  historischen  Entwickelung  der  deqtschen  Sleuerverfassung  (S.  10—1 1) 
nachgewiesen.  In  Bezug  auf  den  erstem,  welchen  Lang  als  die  Quelle  de« 
letzten  betrachtete,  hat  es  aber  schon  viel  früher  Christian  ThMQBiiQf  dar- 
getbaa       Beide  haben  ani  den  nämlichen  Qaellen  geicbdpfU 

1)     Melchior  v.  Oise'i  TesUaieiit     84.  Aamork. 

BerM».  Dr.  J.  C.  Glaser. 
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I.  BncyclopXdische  Werke. 
JL  Fhilosophiscbes  Slaatsrechl.         ,    ,  ^» 

U eilmann f  Joh.,  Der  Staat  nach  teinen  innern  und  iussern  Beziebongen. 
8.  VIII,  296  S.    Leipzig,  Brockhaus.   (1  Thir.  10  Sgr.)   C.  B.,  Nr.  38. 

JUonnard^  Karl,  Recht  und  Pflicht,  ihr  gegenseitiges  VeHifiltnist  als  sitt- 
liche Grundlage  des  GesanmitTeHinheiis  in  Bezug  auf  das  Gfack  des 
Einzelnen  und*  das  Wohl  der  Volker.  Deutsche  Bearbeitung  rom  Ver^ 
fiisser.   8.    78  S.    Elberfeld,  Priedertchs.  (16  Sgr.)    C.  B-,  Nr.  41. 

Comte,  Aug.,  Systeme  de  politique  positiTe,  o«  trtittf  de  fociologie,  in- 
■Uluant  la  religion  de  ThumeiiiM«  tWe  4.  el  demier,  conlemMil  b 
taMeau  synth<$tiqne  de  l'eTeBir  liMDain.  8.  53  f.  Paria,  Cariliaa-Goenry 
et  Vktor  Dalmont.  (9  fr.) 

Co /in«,  Qu'est  ce  que  la  scieiee  lociale?  4  vols.  8.  120*/«  l  Paria, 
Garnier  fr^res.  (20  fr.) 

Beffbold,  F.  V.,  Das  Institut  der  Aemter.  Ein  Beitrag  zum  allgeBieiBcn 
Staatsrecht.  8.  62  S.   München.  (12  Ngr.)  Gersd.  R$p.  IV^^  S.  135. 


III.  Positives  Staatsrecht. 

DeuUcliUiiii  überhaupt.  Oesterreich. 
SSsehariä ,  Heinr.  Alb  .,   Deutsches  StMals  -  un<l   Biindesrecht.    2.  ThI.: 
das  Regierungsrechl  der  Bundesstaaten  und  das  Bundesreeht.    2.  Aufl. 
a  XXVI,  870  S.    GöUingen,  Vandenhoeck  und  ftoprecht.  ThIr.; 
cpit.  8V2  Thlr  ) 

8iamm,  Fernand,  Das  österreichische  aüf^emeine  Berggesetz  v.  2.3.  Mai  1854. 
Erklart  und  mit  Formularen  versehen  u.  s.  w.  1.  Lfg.  8.  S.  1—80, 
Frag,  Andrö.  1855.  (7  Kgr.)  —  Gr  ä  n  it  ^  t  ein  ,  Gustav  r.,  Das 
allgemeine  österreichische  Berggesetz  vom  23.  Mai  1654  erUtutert. 
2.  Lfg.   8.  S.  97-192.    Wien,  Manr.   (a  16  Ngr.) 

Hahn,  Mieh,^  Der  praktische  Rathgeber  in  Steuer-  und  Gebahren-Aoge- 
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legenheiten.  6  Hefte,  8.  1.  u.  2.  Hft.  S.  1—244.  Pesib,  Heckeoast. 
(275  Thir.) 

Preuuen. 

Verfassungs  -  Urkunde  des  preussiscben  Staats  vom  31.  Jan.  1850,  mit  den 
dieselbe  abändernden  neuen  Gesetzen  bis  zum  Jahr  1851.  ßev.  Abdr. 
IC.   30  S.    Brandenburg,  Müller.    ("  Thlr.) 

Rönne  ^  Ludw.  v.,  Die  Verfassung  uml  \  i  rwaltiing  des  Preussischen  Staats; 
Bestimmungen  u.  s.  \v.  7.  ThI. :  Die  Gewerbe-Tolizei,  3.  Ablh.  Auch 
u.  d.  T. :  Die  Landes  -  Kultur  -  Gesetzgebung  des  Preussischen  Staates. 
Nebst  Comment;ir ,  hrsg.  von  Adf.  Lette  und  Ludw.  v.  Rönne.  1.  Brl.^ 
enth.  die  alli^eiiteine  Einleitung  und  die  Sammlung  der  VerortJnnngen 
und  Rescripte.  3.  Lfg ,  und  2.  Bd..  enth.  den  Commentar.  3.  Lfg.  8. 
1.  Bd.  S.  XI-XVl,  401-909  und  2.  Bd.  2.  Ablh.  XXI,  784  S.  Berlin^ 
V  eit  u.  Comp.  (3  '  -  Tblr. ;  2  Bd.  .  cpll.  97.3  Thlr  ) 

Boecke  /!,.  Die  StHdieonjiujng  vom  30.  iMai  1853  in  vergleicli«  nder  Zu- 
£ftriiii)(  nstt  mit  den  dessfallsigen  ßestimmungen  des  Hllgein.  hnnd- 

rechts,  der  Stadteordnungcn  vom  19.  IVov.  1808  und  17.  März  1^31, 
sowie  der  Genieindeordnung  vom  H.  Marz  1850.  8.  XXIV,  viOO  S. 
Berlin,  C.  Heymann.  (IV2  Thlr.)  —  Kaupis  ch ,  Ferd. ,  Die  Preu.s- 
•ische  Slädteordnung  für  die  sechs  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853 
alphabetisch  bearbeitet.  Mit  der  Ausführungs-Instruktion  vom  20*  Juoi 
1853.  U.  108  5.   KordhaaieAi  fii^ttsf.  (IIV»  J)(«r.j  . 

BntwOrfe  eine^  L«iidgeineiiide*0rdiia«9  flir  die  seMis  «ilHdies  Vrtnimm  der 
PireDMisdieH  Monirebte  und  efaies  die  Mndliehe  Poliiei  ^  Vor  waltoug  in 
diesen  ProTinxeo  betreffenden  Gegetze«,  nach  de«  VorseUigeo  einer 
AnM  Mitglieder  der  «weiten  Kammer.  8.  206  S.  Mlili,  G.  Rehnar. 
V/i  Thlr.) 

Das  Getetx  tthe»  die  Preaa»  von  12*  Mai  1851«  Ergtal  und  erlHiilert  durefc 
Gefetce,  Reeeriple  ond  Sntsebeidangan  dea  KOnigl.  Ohtfr-Trihunala. 
Hrsg.  von  C.  Hahn,    16.   27  S.   Breslau,  Kern.  (3  Ngr.) 

Reuter^  F.  E.,  Die  Gränzcn  der  streitigen  Civil-Gerichtsbarkeit  der  prcuss. 

Gerichte,  insbesondere  in  den  Landestheilen,  in  welchen  die  allgemeine 

Gerichiäürdaung  und  das  allgemeine  Landrecht  Geltung  haben.  8.  102  S. 

Königsberg,  Gebr.  BorntrÖger.    (18  Ngr.) 
Dai  Gesetz,  vom  2i.  Juli  1817  über  die  Verhältnisse  der  Juden  im  Preuss. 

Staate.    Mit  Anmerkungen   und  Eiläuterungen    von   //.  Jotowic%. 

3.  unverand.  Aufl.   8.   31  S.    Cöslin,  Hendess.   (2V2  Ngr.) 

Beiträge  zum  Preussischen  Kirchearechte ,  mit  besonderer  Rücksicht  anf  die 
Verhältnisse  des  Itathol.  Kirchen-  und  Schulwesens  seit  Emanation  der 

*  Verfassaogs- Urkunde  Yom  5.  Dec  l;-48  nncJ  31.  Jan.  1850.  1.  Heft. 
8.  VII,  71  S.  Paderborn,  Schöningh.  (V«  Thlr.)  —  Die  drei  preuaa. 
Regulative  vom  1.,  2.  und  3.  Okt.  1854  Ober  Einrichtung  des  evan* 
geüiclitn  Seminar-)  Prifparanden-  und  Etementargicbul «  ^nterrfdili.  Im 
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Mitlidieii  Anftroge  snsatnineiigcttellt  il.  i.  w.  tod  F.  SiiehL  S,  76  5. 
Berlin,  Herti.  (V«  Thir.) 
Egger  Ii  L.,  Das  lieti%e  Gesintfe-Reehl  In  den  ROnigl.  PreiiMfscbeih  StaMen. 
Eine  Zussnimenstelhing  der  Yfrschiedenen  Gesisde-Ordnunfen  mit  dem 
Geiets,  betr.  die  Yerietznngen  der  DieDttpfllchten  dei  Geaiodee  und  der 
lAndlichen  Arbeiter  Tom  24.  April  1651  und  andemf  in  daj  Gesinderecbl 
eintchlttgenden  Getettes-Bestiromnngen  n«  t .  w.  2.  Anfl.  8.  Yf,  94 
BerKn,  Abelsdorir.  (V^  ThIr)  ~  Die  Tollslindige  Gesinde -Ordnung 
n.  s.  w.  16.  24  6.   Bresftn,  Item.  (3  l'^gr.) 

Neumaiiii,  R  .  Die  K'Iassensleuer  und  die  klnssidt  irie  Einkommensteuer  in 
Prensseu.  Ein  HtiÜsburh  für  den  Beamten  u.  s.  w.  8.  VIII,  154  S. 
Krlnrf,  Kayser.    1!^53.   (20  i\gT.) 

Fleck  ^  Ed.^  Preusscns  Lnndvvehr  in  ihren  Rinric  lidiDgen  dargestellt.  Dritte 
Tollst,  neu  bearl).  Aii«!^-.  !6.  XH,  172  S.  Berlin,  Decker,  f'  -i  Tlilr.) 
—  Hühner.  Hanrilmcli,  \\v\v.  die  Grid-  und  ^^atnral-Verpt1('|^r^lIlg,  den 
Servis  und  die  lit  kk  ifiun^'^  dt  i  Compagnieen  ,  sowie  die  tompetenzen 
der  Offiziere  nod  Aerzte  in  gt- wöhnliclien  und  aussergcwöhnlichen 
Friedcns-Verhaltnlsscn,  sowie  nach  erfolgter  Mübiimachung.  8.  XXIII, 
320,  m  S.  Bertin,  Mittler,  (t  Tblr.  30  Sgr.)  —  Beglement  über  die 
Geid- Verpflegung  der  Armee  im  Kriege.  8.  XII,  320  S.  Beriin,  Mittler's 
8<Nrt.-B.  (7?  Thir.)  —  AtcAler,  I«.,  Organisation  des  Feld- 
tazareth- Wesens  und  TOn  Transportcompngnieen  ftlr  Verwimdete.  & 
VI,  106  S.   Bonn,  Mwreoi.   (16  Sgr.)   C.  A.,  Nr.  34. 

Pohl^  F.  H^,  Die  Poliseigesette  nnd  Regiemnge  -  Verordnnngea  filr  die 
Provint  SchleMen.  2  —  3.  Ug.  (Schlnit.)  8,  X.  nnd  S.  97 --480. 
Breslau,  Aderbolz,  (ft  ^^^0 

Die  Siegen'iche  Wiesen-Ordnung.  3.  Aull.  8.  30  S.  Wiesbaden,  Friedrich. 
(Ve  Tblr.;  18  kr.  ib.) 

Sehul^B^  J*  F^  Die  staatsrecbtlicbe  Steltnng  des FfiTBtentbnms  Neuen- 
burg in  ibrer  geschicbtUchen  EnCwickelung  und  gegenwärtigen  Be- 
deutung. 8.  XXXIV,  298  S.  Jena,  Hauke.  (1  ThIr.  20  Sgr.)  C  0.» 
Nr,  46. 

Bayern.  Baden. 

I*d«l,  Jot.y  Lehrbuch  des  bayerischen  Verfassungsrerhts.  verm.  ii.  rrrb. 
Aufl.  8.  XXII,  547  8.  Manchen,  literar.-artist.  Anstalt.  (2  TUr.  4  %r. ; 
3  fl.  36  kr.  rh.) 

Handbibliothek  des  bayerischen  Staatsbfirgen ,  oder  Sammlung  sfimmtl.  Ao- 
ministrati'v-Gesetze  u.  s.  w.  Zusammengestellt  von  einem  Gesch^ftsmnnn. 
3.  Supplem.-Bd.  1.  Lfg.  8.  Augsburg,  Kollmmin.  Tblr.)  Inhakl 
Die  GrundbesÜnminngeu  für  das  Gewerbswesen  im  Königr.  Bayern. 
Hnbst  der  VollsugSi^InstroktioA  von  17.  Deo.  1833.   70  S. 

Das  Feuerversicberungswesen  im  Königr.  Bayern.  Supplemenl  anm  1.  n. 
2.  Abdr«,  enth*  die  neoemn,  bis  lam  Seblnsse  der  entan  MrasblUfke 
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1864  enchienen  generairsirten  Ministcrial-EntschUessoofeii  sad  Regie- 
rungs- Ausschreiben.  16.  IX,  u  S.  219^324.    Müncben,  FriiDz.  (6IVgr.; 
18  kr.  rh.)  —  Fichiueri  J.       ZBiRmmenstellung  der  anf  dst  Branil- 
:  '  TMskberaiigfwesMi  der  allgemeinen  Immobiliar  -  Fcuerversicheraogi- 
'Anstalt  fttr  Gebäude  in  den  Gebietstheilen  diesseits  def  Rheiai  besOgl. 
:  .  Voncbrifteo.   4.   91  S.   Landsbnt,  Rietsrh.  (16  Ngr.) 
Vdlitiiidigft  SaBHPluDg  der  Grosshersogl.  Badifcbea  Kegieniiigablatter  von 
^  daren  EnUtehung  1803  bis  Bade  18S3  etc.   4.  Bd.  eatb.  die  J*  v.  1842 
bif  1833.   1.  Lrg.   4.  S.  1  —  160.   üfaiinheim,  Bantbaime^. 
6  Kgr.) 

HÄnnover. 

Hannoversche  Gesetzgebung  über  die  Landesverfassung.  8.  104  S.  Hannover, 
Ildwing.    (Vö  Thir.) 

B odeme  y  er  ^  HUdebr.,  Das  Hannoversche  Jnf,nlrecht  und  dessen  v^'unschens- 
werlhe  Reformen.    8,   IV,  64  S.    Göttiiii^pn,  Dicterich.    (V^  Thlr.) 

Hannoversche  G'<.'setz<:L"linn?  fiher  Passwes«  ri  und  Fremden-i'olizci.  Zusam- 
mengestellt im  Autirage  des  k:::!.  Ministeriums  des  Innern.  8.  YIII, 
107  S,    Hannover,  !\!oyer.    f'/i  Thlr.) 

Die  Gewerbe-Ordnung  für  diis  Königreich  Hannover  mit  ihren  At  bengesetzcn 
und  Vollzugs-Vorschriften  mit  Anmerlc.  versehen  von  \V  Heinrichs, 
2.  verm.  Aufl.   8.    VII,  83  S.    Hannover,  Helwing.  1855.   (»A  Thlr.) 

Hannoversche  Gesetzgebung  über  Maaia  ond  Gewicht.  Zusammengeatailt  von 
In  l/<«aa.  8.  IV,  69  S.  Hannover,  Marer.  (6V4  Ngr.) 

Königr.  Sachna.  S.  Weimar.  S.  Coburg- Gotha.  Karflrsl.  and  Gm«», 
heraogthum  H«sm».  Sehwaralnirg'Sondarsbaint«. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  die  küntiige  Einrichtung  der  Behörden  erster  Instanz 
für  Rechtspflege  und  Verwaltung  betreffend.  4,  45  S.  Dresden, 
Meinhold  und  Sühne.    (V'*  Thlr.) 

Gemeindeordnung.  Mit  einem  Vorworte  und  einigen,  den  Verhandhingen 
des  Landtags  vom  Jahr  1853  i ntnoinmcnen  Bemerkungen  und  dem  Hei- 
mathsgeselz  vom  23.  Febr.  1850,  zum  Drnck  befördert  durch  K.  J. 
16.   150  S.    Weimar,  Hoffmann,    (•/«  Thlr.) 

Versuch  einer  Beantwortung  der  Frage  :  Ob  die  im  Jahr  IS  19  zwischen  dem 
regierenden  Her^no-  \on  S;u  h<:cn-rolHir;j;  und  Gotha  und  der  damaligen 
Ah^eordneten-N  ersainnildn«^  des  Ilerzoglh.  Gotha  getroffene  Vereinbarung, 
den  St;i,itshaush;iU  betreffend,  lür  den  Regierungsnachfolger  des  Herzogt 
verbindliche  Kraft  habe  ?  Ein  Beitrag  zur  Domänenfrage  das  Haraogth. 
Gotha.    8.    32  S.   Erfurt,  Heoiiiogs  and  Hopf.    (6  Ngr.) 

Dia  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden  nach  dem  Rechte  und  der 
Geaatigebung  des  Kurfürstanth.  HaMen,  namentlich  der  Gemeinde-Ord- 
nung vom  23.  Okt.  1834  n.  a.  w.  8.  Ui,  166  S.  Caaaa),  i.  Lnekbardt. 
(22  Kgr.) 

i^ati^a;  €f,,  Dia  aUgemauieD  poliaeilidian  Anofdnnagan  Ulr  die  Aeaideiis- 
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Stadt  und  den  Landkreis  Kassel.   Nach  amll.  Quelleii  bearb.   8«  VIII| 

107  S.    Kassel,  Bertram.    ('/?  Thlr.) 
Kückler^  Frdr.  Aug,^  Handbuch  der  Lokal  -  Stiialsverwaltung  im  Grois- 

herzogtham  Hessen  u.  s.  w.   8.   XAIV«  672  S.   Heidelberg,  J.  GnM, 

(27»  Thlr.;  3  fl.  36  kr.  rh.) 
Gemeinde-Ordnung  fBr  das  Fürstenthum  Scbwanburg-Sondershadsen.  [AMr. 

ans  der  Gesetzsammlung  für  das  Ffliilenlhum  Scbw.  8.]  8.  72  8.  8on- 

dershaiiMii,  Eupel.  Thlr.) 

Niederlande«  DXnemark. 

De  Nederlandsche  Staatswetten  etc.    13  aflev:  Wct  tut  regeling  van  hei 

Armbestuur.    8.    Utrecht,  N.  de  Zwaan.   (1.')  c.) 
De  wet  tot  regeling  van  het  Armbeatuur  etc.  door  Mr.  II',  de  Silier.  8. 

Groningen,  H.  R.  Roelfsema.  {90  c.)  —  D  a  s  s  e  l  b  c :  door  Iz  J.  I.ion. 

1.  8.  s'  Gravenhage,  H.  C.  Susan.  (60  r.)  —  Dai/ selbe:  door  L.  S, 
Schuurmun.  8.  Zwolle,  W.  E.  J.  Tjeenk  Willink.  (25  c.)  -  DuS" 
aelbe:  door  J^^  K.  Calinch.  8.  Amsterdam,  Schooneveld  en  Zoon. 
(25  c.)  —  Ü  as  n  elk  €1  8.  Nijmegen,  C.  A.  Vieweg.  (20  c.)  —  Das^ 
^etbe:  16.  Arnhero,  G.  .1.  Thieaie  cu-.  (15  c.)  —  Dasteibe:  8. 
Sncek,  van  Druten  en  Bieeker.  (12^2  c.)  ^  üau^tlke:  8.  Deventer, 
A  ter  Günne.    (10  c). 

Vertt  oert  ^  IL,  Klapper  op  de  Slaalsreglcrlijke  en  andere  Wetten,  Besluiten, 
Aansclirijvingrn  en  daarmede  in  verband  staande  Regtspraken,  betreffende 
het  Adininistratiei  Burgerhjk  Bostuur  in  Nederlaod.  i,  aflev.  8.  Am- 
sterdam, P.  N.  van  Kampen.    (l  11  80  c). 

Ecevit,  W. ,  Volledig  lamenstel  der  wettelijke  verordeningen  betrekkelyk 
den  accijns  op  het  gemaal    h.    Groningen,  J.  Oomkens  Jzn.    (90  c.) 

Hanteuj  Die  recht-  und  gesetzmässige  Thronfolge  des  Königreiches  Däne- 
mark nach  der  lex  regia  oder  nach  dem  din.  Königs-Gesets  Yom  14.  Nov. 
1665.   8.   20  S.   Frankfurt  am  M.,  Brönner.  (S  Ifgr.) 

England.  NordtBerik«. 

CoXi  ttomer^ham^  The  british  comnionwcahh;  or,  a  conimentary  on  tbe 
instilutions  and  principles  of  bniish  governmenl.    8.    600  S.    (14  s.) 

Buleman  f  «/.,  The  gtncfai  lumpikc  road  acts ;  with  noles,  lorius,  elc. 
4  Ih.  edition  by  W.  N.  WeULy.     12.    500  S.    (12  s.) 

Tttdor,  The  charitable  irusLs  acl,  185;i.  Tlie  orders,  regulations,  and  in- 
stmctions.    8.    320  S.    (9  s.) 

Taylor,  J.  N. ,    A  ireatise  on  Ihc  american  law  uf  landlord  and  tenant. 

2.  edit.  rev.  and  eniarged.    8.    704  S.    Boston,  Lalle,  Brown  u.  Co. 

Frankreich. 

Troll ey,  A.,  TraiM  de  la  hiärarchie  admlniatrative,  on  de  rorgattiiation 
et  de  la  compdtence  des  diverses  aaloritds  admimstratives.  Tome  5. 
Des  irtbiinanz  «dministralifi.  8.  SB'/s  f.  Paris;  Plön  fr^res. 

L$g4niii^  C.»  Traltd bistorique,  Ihdorique  et  pnllqoe  de  la  Idgislation  dei 
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purliüns  comniunalcs  ou  nienng(>res,  pr^cödc  d'un  essai  sur  le  Systeme 
feodul  et  d'un  aper^u  sur  quelques  droits  seigneuriaux  anterieurs  ä  17S9. 
Paris,  Aug.  Durand.    Ath.  fran^.^  Nr.  31. 

Adnet,  J.  B-,  Memento  a  l  usii^i^c  des  employds  des  contribulions  indirectes. 
Kouv.  ^d.    par  Julex  Peru  che.    12.    7\'f,  f.    Lille,  Puisaye.    (3  fr.) 

ficma,  Comptabiiilö  des  communes  et  des  elablisst^mentfi  de  LienfRisance, 
Tableau,  4.  2  f.  Wontfort-rAiuaury  (Seine-el-Oise),  auteur.  (2  fr.) 
—  Hubert^  Fred.,  Traile  dt  comptabilit^  du  materi«!  dei  cbemios  de 
fer.     12.    9  f.    Pttris,  Chaix.    \:\  Ir  ) 

D^cret  portanl  reglenient  sur  l'organisation  et  le  service  de  la  gendarmerie 
du  ler  niars  1854.  ^.  13V2  f.  Paris,  Leauley.  —  Code  de  la  gen- 
darmerie. Decrel  du  l^r  mars  1854,  contenant,  outre  les  dispositions 
r^glemeotaires ,  les  rapports  de  ce  corps  avec  les  nuiorit^s  locales  et 
avec  Ii»  autorites  judiciairei.  8.  47«  f.  Grenoble^  Prudhomme;  Paria, 
A.  Durand.    (2  fr.) 

Durat'^Lusulles  Loui».  Droit  et  iegislatiun  des  armi^es  de  lerre  et  de 
oier.  Tome  7.  8.  4070  f.  Paris,  Duroaine.  (12  fr.)  —  f/r  S  f>  «j  ^ r,  Ä, 
Manuel  administratif  de  Tüfficier  de  marine.  8.  15'/%  f.  Vanne?, 
Lamanelle.  (4  fr  )  —  Garrel,  A.,  Recucil  des  disposiliona  des  loia 
etc.  sur  V6\»i  civil,  applicables  aus  militaires  de  toutes  armes.  18. 
44/9  f.  Paris,  Dumalne.  (75  c.)  —  Riol,  OrdonDance  du  25  ddc.  1837, 
portant  regleoienl  sur  le  service  de  la  soMe  et  sur  les  revues,  auivi 
du  tarif  de  solde  en  vigueur.  12.  7  f.  Paris,  Blol.  —  M^moirei  dea 
propridtaires  lyonnais  sur  les  ser^itudes  militaires.  8.  5V2  f*  Lyon, 
impr.  de  Boursy. 

Dei  utain,  J.,  Lois  sur  PeDseigoemeiil,  dea  15  mars  1850,  9  mars  1852 
et  14  juin  1854,  combindes  eutre  elles  et  accompagiides  de  notea 
eijpUeatives.  2.  ddition.   12.  2Vs  f.  Paris,  Delalaio.  (60  e.) 

tätieau^  Ad*^  9i  Pauimier,  Chwh»^  Traitd  de  la  Idgislatioo  et  de  la 
jurisprudeoce  dea  thdatres,  prdcddd  d'nne  introductioD,  avec  ub  appen- 
dice  sur  la  proprtdtd  dea  ouvrages  dramatiques,  etc.  2  vob.,  8.  Paria, 
Durand.  1853.  Jaiim.  da«  Bc,  Mai,  p.  279. 

Omrnitr^  F.  X.  P.,  Commenlaiffe  de  kt  loi  du  18  jnia  1854,  snr  le  libre 
*  dcoalemenl  dea  eanx  proveaanl  du  drainage.  8.  3  f.  Paria,  Pdditeur, 
rue  de  Tournon,  14. 

Xötlff  Schiff  ahrts-  und  ilnenjahnltii  iji  itiivhtedener  ütaaten. 

Die  Zolltant  - Akte  für  England  1853  —  54.  Englisch  und  deutsch.  4.  IV, 
2\  S.  Bremen,  Heyse.  1853.  (10  Ngr.)  —  Britische  Zoll-Tarif-Akle 
vom  20.  Aug.  ib53  liebst  Register.  8.  50  S.  Berlin,  G.  Keiaier. 
1853.  (7'  j  ^g^.)  —  Peter  s ,  J. ,  Tarife  für  das  Holsteinische  Zoll- 
vereiusgebiet.   4.    92  S.   Itzehoe,  Claussen.    1853.    (20  iVgr.) 

Beknopte  Verzameling  van  de  voornaamste  bepalingen  op  het  stuk  vao 
Handel,  Scheepvaart  en  INijverheid  in  Nedrrhmdsch  Oost-Indie,  be- 
vatteude  mede  de  toegelicbte  en  by^e werkte  larievea  van  inkomende 
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en  «itgaande  Reflen,  nftfgaden  de  Chineegcbe  Tsrieven,  em.  8^ 
RoUerdam,  H.  Nijgh.  (4  fl.)  —  Inkonnende  en  nitgaande  Regten  op 
Drankffi,  Katoenen,  Koopmansgoederen ,  ens.  benevens  verscheidene 
Kiglcmenten,  Tariefen  en  BepaUngen,  betreffende  Handel  en  Scheep- 
vaart  in  Kederlandsch  Oost-IndilJ.   Tweede  dnik.  8.  Amaterdam,  C.  F«  - 
Stemler.    (2  0,  50  c.) 
Yorschriflen  und  Tarife  f&r  die  Benfitinng  der  k.  Bayer.  Staata-Eiaenbabnen. 
Veröffentlicht  von  der  General-Directton  der  k.  Verkehrt-Anatalten. 
IV,  114  S.    München,  Frani.    (15  Ngr.) 


IV.  Yölkerrechr. 

Comhry^  ri/m^oia  ^  Hisloire  genpralc  dp  la  Hiplomatie  t'uiopeeiine.  [f.J 
Histuirc  de  la  forinntion  de  requiiihre  cnrnpeen  par  les  traitäs  de 
Weslpbalie  et  des  Pyrenees.    8.    26  f.    Taris,  Denli. 

Ifouvelfra  recneil  gt^ncral  de  traitös^  Conventions  et  sintrei  Iransactions  re- 
marquablea  etc.  Continue  par  Ch  M  u  r  h  a  r  d  et  J.  P  in  ha  s.  Tome  XII. 
Annce  1848.  A.  s.  I.  t. :  Arcbives  diplomatiques  g^nerales  des  anneea 
1818  cl  suivantes.  Publiees  par  Ch.  Murhard  et  J.  Pinhas.  Tome  I. 
8.  VI,  653  S.  Goltingue,  Di.  terich.  (4V.>  Thir. ;  1-12:  4673  Thir.) 
—  Diplomatisches  Handbuch ,  Sammlung  der  wichtigsten  europaiaciie^ 
'  Friedens  -  Schlüsse ,  Congressaklen  und  sonstigen  StaalBurkunden  vom 
westphäU  Frieden  bia  auf  die  neueste  Zeit.  Mit  kurzen  gescbickll.  Ein- 
leitungen herausg.  von  F.  II'.  Gliitlany.  In  4  Abthcilungcn.  1.  ThI. 
!.  Abth.  8.  XXXI,  262  S.  Kördlingen,  Beck.  1855.  {V/s  Thir.; 
2  a.  6  kr.  rb.) 

Fe#ff«0  von  PüitüHgen^  Joh^,  Ueberaicbt  der  Verträge  Oeaterretchs 
mit  den  answ.  Staaten,  von  dem  Regiemngaantritl  Maria  Thereiiaa  an. 
8.  262  S.  Wien,.  Gerold.  Gerwd»  ila^.  IF,  3.  S,  88.  —  Qoadrf 
elementar  dai  rela^det  poHticai  e  diplomaticas  de  Porlngal  com  aa  ' 
divenaa  potenciaa  do  mundo,  pelo  Vitconde  de  SttHtar§m*  Tomo  15. 
8,   35V2  f.   Paria,  AiUand.   (10  fr.) 

Philiimore,  Rok.,  Commenlariea  en  international  law.  Vol.  1.  London. 
Edinh»  JleV.,  July^  f.  192. 

Sammlung  officieller  Aktenatücke  in  Beiug  auf  Scbiffakrt  und  Handel  in 
Vriegaieiten.  Y.  (Abtb.)  8.  20  S.  Hamburg,  Herold.  (Vs  Thir.).  ~ 
Guerre  d'Orient  Recneil  de  documenta  officiela  relatlfil  au  eommeree 
et  k  la  navigation  dea  pniaaancei  belligerantea  et  neotrea.  8.  32  S. 
St.-P4$tersbourg.    (Berlin,  Schneider  et  comp.)  (Vs  TMr.) 

Her  Majesty '.s  dcclaralions,  proLhiiiiatioiis  ind  Orders  in  Council  with  reference 
to  the  commencemenl  of  hoslilitus  against  ihe  emperor  of  all  the  Russias. 
April.    Edinb.  Rev-f  Juiy^  p>  192.  —  Loch,  Will.  Ad.,  A  practical 
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legal  goide  for  MiloM  and  merchants  dnring  war,  with  appendices  con- 
lainiog  the  Orders  in  Council,  and  otlier  ofBcial  doenment«  reltUng  to 
Ihe  present  war.  8.  288  8.  (9  g.  6  d.)  Eid*.  —  Pr«lf,  Fred,, 
Slory  on  tlio  law  of  priie  and  prwe  courta.  London.  IBIrfr.  — 
Ho  sack,  JohUj  The  rigbu  of  british  and  newtral  eommerce,  "as  af- 
fecied  by  receni  royal  declarations  and  Orders  in  Council.  Be.,  Nr. 
568.  p.  766. 

Weiss,  Siegfr.,  Code  du  devoir  et  dn  droit  d'one  puissance  neutre,  bai^s 
aur  'le  droit  natorel,  le  droit  des  gens  et  1e  droit  privd.  8.   2  f. 

Paris,  Meyrueis.    (1  fr.)         '  ... 

Mtesierfeld,  C.  Vf.,  Die  Getreide  -  Verklufe  in  Hambarg  ab  rnasiacher 
Häfen  und  die  darüber  anhiagigen  Proaesse.  8.  23  S.  Hamburg, 
B  S  Berendsohn.  (4  Kgr.)  -  DtrMB,  Einige  Worte  gegen  die  Be- 
„lerkungen  des  Hrn.  Carl  Petersen,  die  Getreide*Verkiule  ab  rosiisdien 
Häfen  beireffend.   8.    US.   Hamborg,  B.  S.  Berendsohn.  (4  Kgr.). 

Bau  ff  ./  J  ,  Proeve  eener  geschicdenis  der  strafwelgeving  tegeH  de 
zeerooverij,  wct  eene  ßijlage.  8.  Utrecht,  D.  Post,  Uiterweer.  (t  1. 
50  c). 

Neumann,  Leop-,  Handbuch  des  Consulalwesens ,  mit  besond.  Berück- 

gichtigung  des  Österreich,,  und  einem  Anh.  von  Verordnungen.  8.  XU, 
627  S.  Wien,  Tendier  u.  Comp.  (3Vö  Thlr.) 
Bstalain,  J  ,  Legislation  franvaise  et  beige  de  la  propriöte  littdraire  et 
artiitique,  suivie  de  Convention  roin  lae  enlre  lu  France  et  la  Bel- 
gique,  et  accompagnee  de  noles  expiicatjves.  12.  3»/«»  f.  Paris,  De- 
lalain.   (75  c.) 

V.  Politik. 

U  justice  des^ons,  on  droito  et  aclion  du  ciel  s»r  les  gouvernements 
de  la  terra;  par  VErmite  de  la  Sionle.   18.   4  f.  Moulins,  impr.  de 

Eöi^vZ'^J^'.,  Der  Einflnss  der  benähenden  Ideen  des  19.  J«h'»;-derü 
auf  den  Staat.  Vom  Vcrt  selbst  aus  dem  Ungar,  übers.  2.  IUI.  e. 
XII,  550  S.   Leipsig,  Blockhaus.   (3  Thlr  ;  cpit.  5V2  Jblr.) 

Ä./WeH.*e.i.,ß.r.,Fürden  Thron.  8.  59  8.  Leipaig,  Hunger.  (10  Ngr. 

Observations  sur  le  gouverneme-t  reprdsentaüf,  suivies  dNin  aper,«  sucanct 
8ur  l  origin*  et  le  principe  de  la  souverainetd,  8.  6V2  f.  Pans.  Deotu. 

Ä^.L!  Allgemeine  Culturwissenschaft    Die  materiellen  Grundlagen 

menscbl.  CuUu. .   In  5  Bdn.  1.  Bd.  8.   Leipaig,  Romberg.  (2  Thlrj 

Die  Siltenverderbniss  unserer  Zeit  und  ihre  Opfer  in  ihren  Beiiebungen  Ewn 
Staate,  xur  t  amilie  und  zur  Moral.  8.  IV,  151  8.  Leipaig,  Rosaberg. 
(18  Wgr.) 
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ßotse,  Rtid.  t?.,  Das  Familienwesen  und  die  allgiUigen  GeseUe  för  seine 
einfädle  und  GemeinegettaUung.   8,   63  S,   Braiimcbweiff«  Leibnick 

(V2  Thir.)  ^* 
Uianchf  Luigi^  De  la  acience  müitaire  considörde  daaa  ses  rnpporls  avec 

Ics  aulres  sciences  tt  nvec  le  systöme  social.    rra4iiotioii  de  JSaca.  8. 

28^A  f.    l'Hris,  Curreard.    (7  fr.  50  c.) 
&t.  John,  J.  A  ,  The  Keniesis  of  power;  cause»  and  forma  of  reTOitUioo 

London,  Chapman  and  Hall.    Ath.,  Aug,  ^  p,  1013, 

Kirche  und  fitttal, 

Menetrier,  Gerne  de  l'cglise  en  poiiii(jue.  Ö.  f.  Paria,  Lecofte* 
Sagnier  et  Bray.    (5  fr.)  ' 

Delahaye,  A. ,  De  la  i.berle  des  cuUes.  8.  25  f.  Pari«,  Ankroiae 
Bray.    (5  fr.) 

Rou9sel^  Napoleon,  Les  nalions  catholiques  et  les  nalion«  protestantes 
compardes  sous  le  Iriple  rapport  du  bien-ßlre,  des  lumieres  et  de  la 
motalitä.    Tome  2.    8.    30»/*  f.    Paris,  Meyrueis.    (2  voU:  iri  fr} 

Hiatoriaciier  Begriff  des  lelzlen  Jahrhunderts  [1750-1850]  oder:  Die  poli- 
Uache  Phase  des  ProrL<..t;iiiti3mus  in  Europa.  Eine  Antwort  der  Civiltä 
callolica  V.  1851  auf  die  Schrift  des  Hrn.  iW.  Stahl:  Der  Prote- 
alantismus  als  politisches  Princip  von  1853.  Aus  dem  Ital.  8.  48  S. 
Mannheim,  Kirchheim.    ('    ThIr.;  18  kr.  rh.) 

D«f  Reicb  Gottes  und  Sta;il  nnd  Kirche.    Eine  populfire  christlich-historische 
Antwort  auf  Dr.  Hirsihcis  neueste  Flugschrift:  Zur  Orientirung  über  den 
dondti'geo  Kirchenstreit.    Freiburg,  Herder'sche  ßuchharuilung.  1854. 
Für  Katholiken  und  Nichtkatholiken.  8.    IV,  104  S.  Heidelberg,  akad. 
Aatlalt  f.  tu.  u.  Kunst.    (16  Sgr.)    a  B.,  Nr,  39.  —  Das  rechtliche 
Veiliiitntsa  der  katholischen  Bischöfe  Deutschlands  zu  den  deutschen 
Sltatmgierungen ,  mit  besond.  Hinblick  auf  die  YerwaltuQg  des  kathol. 
Kirchenvermögens ,  und  die  Incompetenz  der  Strafgerichte  det^  Staates 
besfiglich  der  Amishandlungen  der  Bischöfe  und  des  ihnen  im  Last  ge- 
legten Amtanisabranchs.  8.   XH,  143  S.   Main?:,  Wirlh  Sohn.    (12  Ngr.; 
43  kr  th.)  —  Beleuchlnng  der  Schrift:  „Das  Recht  und  der  Kechts- 
ichnU  der  katholischen  Kirche  in  Deutschland"  von  Frhr.  v.  Ketteier. 
Von***.  8,  18  S.   Mannheim.   (Heidelberg,  akad.  Anstalt  für  Literatur 
nnd  Kunst.)   (4  Ngr. ;  12  kr.  rh.)  —  Das  Recht  und  der  RechtsschuU 
der  katholischen  Kirche  in  Deutschland  von  Bischof  Ketteier.  Beleuchtet 
von  einem  katbol.  Laien.    Oder:  Ein  Wort  zur  Orientirung  in  den 
neuesten  Lehren  des  denlscben  BpiakopaU  über  Staatsrecht,  Strafrecht 
nnd  kirchl.  Unfehlbarkeit    8.   11  8.    Karbruhe,  Braun.    (2  hgr.^ 
6  kr.  rh.)  —  ff  «Im,  f«j^.  Zur  kritischea  Belenchtung  des  Kirchen- 
atreils  im  Grossberzogtb.  Baden.  RfickUicke,  Consequenzen.  8.  56  S. 
Leipzig,  Hunger.   (Vs  Tbir.)  —  W^rnkinig,  L.  A.,  Expoaö  histo» 
rique  et  lalgonnd  du  conllit  entre  P^piscopat  et  les  gonyemennnts  des 
Saitsdnr.  DU  Siaatnr.  18S4.  4s  Haft.  46 
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tcrritoires  composant  la  provlnce  cccWiiatllqoe  "da  Haat-Bliiii  eo  AHe^ 
magne.   8.   95  p.   Brnxenes;  Leipzig,  Spanrw.   (Vs  Thlr.) 

Btnner^  Georg  ^  Die  kaihoHsche  Kirchen-Frage  in  Bayern.  Ein  liifdieB- 
slaalirechtlicher  Verglich.   8.    V,  151  S.  Wflrsburg,  Stthel.  (16  Ngr.) 

Vi» 8  eher  ^  L.  6.,  Voorlezingen  over  de  Geschiedenis  der  Hoomicb  l£m^ 
tholijke  Kerk  in  de  Koord-IVederlanden,  sedert  de  opbelBng  der  Bii- 
doromen  tel  op  desen  tijU  enz.  4.  en  5.  aflev.  8.  Utrecht,  N.  de  Zwaan. 
(2  fl.  20  c.) 

II  1961«  Au$»^  De  l'institution  du  diniauche  en  elle-mÄme  et  dans  sps  rap- 
porls  «vec  les  int^rdts  de  la  sociale.  8.  2  f.  Lyon,  impr.  de  Gfrard 
el  Jofserand.  —  Almanacli  des  associations  pour  le  repas  du  dimanche. 
Ire  ann^e.  1855,  16.  4  f.  Paris ,  tous  les  libraires  et  rue  de  Sövre«» 
37.   (50  c.) 

Müleu<t  J.  B.,  ^v^ve  de  Bruges,  De  la  Hberi^  de  la  charitö  en  Belgiqoe. 
8.  245  p.  Braielles.  (20  Kgr.) 

8ociali$mM$  «.  Commvnitmuw,   Fmtptritmu*  mmä  Arm9mm*nm. 

iCabet,)  B^ccption  et  admission  dans  la  comniunaute  icarienne  des  38  ica- 
riens  partis  du  Hävre  le  8  sept.  1853.  16.  'A  f-  Pa^'s,  l'auleur,  rue 
ßaillet  3.  (15  c.)  —  Lettre  sur  la  reforine  icarienne,  du  21  novembre 
1853.  Reponse  du  citoyen  Cabet  ä  quelques  objections  sur  celte  r^- 
forme.  16.  V2  Paris,  l'auteur  fl5  c.)  —  Progres  de  la  co- 
lonie  icarienne  Stabile  ä  IVauvoo  (Etats  -  Üins  d'Ämerique).  M.  Cabet 
ä  Julien,  icarieo  dispose  ä  venir  en  Icarie.  16.  1  f.  Paris,  l'ankear. 
(25  c.) 

Gobelin,  Encore  la  yiti\6  sur  la  poitlion  adnelle  des  classes  laborieoaea 
et  sur  la  principale  cause  de  lenr  malaise.  8.  ^*  Bametat,  inpr. 
de  Fmchart.   (20  c.) 

PenUoka^  Adelhmif  Oräfim^  g€b*  GrSibtMiBohMy  Grondaüge  eines  Systemea 
Ar  Re^^nrntion  der  anleren  Voifcaklaasen  dnrcb  Vermiitlnng  der  bobereo« 
Li  2  Bdn.  1.  Bd.  8.  VIII,  275  S.  Leipsig,  0.  Wigand.  (1  TUr. 
15  Sgr.)   e.  B.t  fSr,  28. 

MiöhßlMBn^  Conr»^  Wie  ntmnil  die  Schule  Tbeil  an  Kampfe  gegen  den 
Fkiuperisnius?  Beantworte!  dnrcb  ein  Referat  über  die  Lehr-  und  Arbeüi- 
flcbole  in  Alfeld.  8.  XIV,  76  8.  Hildesheim,  Gerstenberg.   (12  Ngr.) 

BdAmerl,  Cm4Vieior,  Briefe  iweier  Handwerker.  Ein  Beitrag  lur  LOiimg 
gewerblfcber  nnd  socialer  Fingen.  GekrOnte  Preisscbrift  dem  dentsehen 
Handwerkerstände  gewidmet.  8.  X,  152  8.  Dresden,  Klemm.  (15  Sgr.) 
C  Bl.,  Nr.  43.  —  17tr#eA,  L«,  Das  Handwerk  und  die  Zünfte  In 
der  Christi.  Gesellschaft,  vornehmlich  in  Deutschland.  8.  104  8.  Berlin 
SchttItM.  (V2  Thlr.) 

Fe^f»  J.«  Das  Armeowesen  nnd  die  dtessAlligen  Staalsanstalten ;  lelatete 
mit  beaond.  Berflcksichtigung  der  Zwangsaibeitsanslalt.  2  Bd.  A.n.d.  T.: 
Die  Staaisaastallen.  Beleuchtung  deraelben  fai  ihren  Besiehungen  snm 


Digitized  by  Google 


« 


707 

Armenwesen,  mit  betoiid.  BerOcfciieMigDiif  4«r  SwmgtirbeltiiMtalt. 

8.  447  S.  Bmif  Haber  n.  Comp,  {k  ^  Thlr.;  31.  86  kr.  rb.)  Oitti. 

Rtp*     f  8.  8«  88, 
Bta  ToneUaf  tar  OrgtnbtlioB  clet  LasJ-Amten-Weseni.  [Abdr.  tot  der 

„Prelmttlhigea  Stduea-Zeitmtg«  1854.]  8.   14  8.  Dresden«  Adler  n* 

Dielte.  Kyr.; 
JV r«l»f  er,       DfeAnswaDdemog  Im  KaalaaScbaCbtiMeii.  8.  ¥111,54  8. 

mit  5  Tab.  Sebalbaoien,  BrodtaianD.  1853.  (ISNgr.)  —  Dereelle, 

Ammti  ttod  TelkewinbecbaH  in  Kaotoa  Scbaffbaafen.  Bin  Nacbtrag 

avr  BeaatwortoB^  der  Aaiweadermi|efrige.  8.  VIH,  34  8.  Bbdi«  1853. 

(6  Ifgr.) 

B9rriit€^Vupriy  At,,  Ua  mol  inr  la  meadicitd  dans  Lyon.  8.  3*/«  f* 
Lyon,  Ndia. 

■dmoire  inr  l'eiMnetion  de  la  meadicHd  dani  la  Tille  de  Rennes ,  approuve 
par  le  comell  nonicipal.  8.  2  f.  ptna  nn  tablean.  Rennes,  impr. 
de  CateL 

Der  Swidson  nnd  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  [Abdr.  aus  dem 
Bremer  Uandelsblntt.]   8.    27  S.  Bremen,  Schuncmann.  Thir.) 

Poiititcfir  Zf\!fragei\.  himticktiich  eim*elHer  Lämdtr, 

Orientalische  Ffage. 

Drei  Dciili.sLhriflen  über  die  orientalische  Frage  von  Papst  Leo  X.,  ICönig 
Franz  I.  von  Frankreich  und  Kaiser  Maximiliim  l  aus  dem  J.  1517. 
Nach  dem  beigefDgten  Originaltext  zum  ersten  i^lale  übers,  und  erläut. 
von  JoA.  With.  Zink  eisen.  8.  135  S.  Gotha,  F.  A.  Perthes. 
(2/-  Thlr.)  —  Hägen,  Karl,  Die  östliche  Frage.  Mit  besond.  Rück- 
sicht ;mf  Deutschland.  2.  bis  lü  den  Ereignissen  der  Gegenwart  fort- 
gelührte  Aufl.  8.  IV,  122  S.  Frankfurt  am  M.  ,  Meidinger  Sohn  u. 
Co.  Thlr.;  54  kr.  rh  )  —  Deutschlands  Aufgabe  in  der  orienta- 
lischen Vervvickelung  von  einem  ehemaligen  deutschen  Minister.  8. 
16  S.  München,  Franz.  (3  Ngr. ;  9  kr.  rh.)  —  Fiinke^  Gg.  Ludw. 
WUh-  ,  Oeslreichs  welthistorische  Rlission  in  seiner  Herrschaft  über  die 
mittleren  Donauländer  und  als  Träger  der  christlich-germanischen  Bildung 
nach  dem  Morgenlande.  Durch  die  geographisch-politische  Weltlage  des 
mittleren  Donaugebiels  mit  besond.  Beziehung  auf  Deutschland  und  dessen 
Bedeutung  für  Sndosleuropa  und  Vorderasien  nachgewiesen.  2.  in  Be- 
ziehung auf  die  oriental.  Verhältnisse  sehr  erweiterte  Aufl.  8.  V,  156  S. 
Hannover,  Rümpler.  Thlr.)  —  Kann  Prcussen  fernerhin  neutral 

bleiben?  3,  Aufl.  8.  57  S  Leipzig,  Geibel.  fl?  Ngr.)  —  Russlands 
Verdienste  um  DeutschlanH  Eine  historisch  -  diplomatische  Denkschrift. 
8.  160  S.  Hamburg,  HnfTmann  u.  Campe.  (1  Thlr.)  C.  fl. ,  /Vr.  38. 
—  Voikmuth,  P.  ,  Russland  und  die  Zukunli  der  Deutschen.  8. 
iV,  144  S.    Hegensburg,  Manz.    (17 Va  Ngr.)  —  Bauer,  Bruno,  Die 
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.  jeuige  Stellung  RusslandH.  8    23  S.  Charlottenburg,  Bauer.  j[V«TMr.) 

—  Derselbe^  De  la  dictalure  occidentale.  8.  3S  p.  Charlotteilblllfy 
Bhucf.  (6  Kgr.)  —  Zur  orientalischen  Frage.  [Sadilavilche  Denk- 
ßcbrift.]  8.  IV,  35  S.  Leipzig,  »lüUer.  (»/*  Thir.)  -  SpUiek09l£f 
M.  S.,  Zur  orienlalischen  Frage.  Die  Wahrheit  unter  aHen  UnaUDdeil. 
Mai  1854.  8.  24  S.  Stuttgart,  Frz.  Köhler.  (SV*  ISgr.;  12  kr.  th.) 
C.  B. ,  'Nr.  38.  -  -  Das  Ret  lit  Rusalands  in  der  orientaliicheii  Frage, 
8.    47  S.    Leipzig,  0.  Wigand.    (V*  Jhlr.) 

{jpicqueimont,  C.  L.,  Graf,)  La  poliiique  de  la  Btusieel  lea  |iiuia>aiiUSa 
danubienne».    ifedilion  uiiginale.    8.    10  f.   Paris,  Amyot.   (2  fr.  50  c.) 

—  Deutsch:  8.  119  S,  Wien,  Manz.  (24  Kgr.)  -  Pttmian^ 
Adrien,  La  Russie  au  bau  de  l'univers  et  du  catllolicisiDe.  8.  IQ*/» 
Paris  et  Lyon,  S.  H.  Blanc.  (4  fr.  50  c.)  —  Morpurgo,  Vielür^ 
Fülilique  de  la  Hussie  cn  Orient.  Avenir  de  la.  Torqilie.  Docuilieille. 
18.  10  f.  Paris,  Üiraud.  (3  fr.  50  e.)  —  La  France  et  la  Rnssie. 
Question  d*Oricni.  Fevrier  1854.  8.  Paris,  libraiiie  noMvelle.  (30  c.) 
_  Deutsch  :  8.   \  y  S.   Sirassburg,  Willwe  Berger -Levnult.  (2  Ngr.) 

—  Squarr^  0.,  La  guerre  dans  la  Baltiqae.  La  politique  raMe.  Le 
IHloral  de  la  ßdliique.    12.    75  p.  et  une  carte.   Broxelle«.   (18  Ngr.) 

—  L'Autrichc  va  au  parlagc  de  la  Turquie.  R6le  que  Jone  PADgleterre. 
12.  48  p.  Bruxclle.«?.  (9  Ngr.)  —  Lettre  de  Pempereor  Napoldon  k 
rempcrcur  de  Russie,  el  docunien»  fran^ais  relatifa  am  aflUret  d'Orieiit» 
4.  17  f.  ratis,  l'anckoucke.  -  Schreiben  an  den  Kaller  derFraBSoeen 
in  BelreCf  der  orientalischen  Frage.  Aus  dem  Frans.  8,  33  S.  Leipzig, 
Rcminelmann.  (»/e  Thlr.)  -  Question  d'Orient.  Memoire  aur  les  Slaye» 
du  sud.  8.  3  f.  Paris,  Amyot.  —  Reii^Bnhtimf  Jom.  ,  La  Polagoe 
parmi  les  Siaves ,  el  ses  rapports  avec  la  qaestiOQ  d'Orleol.  8.  11  f. 
Paris,  Ledoyen.    (2  fr.) 

Jesse,  Russia  and  ihe  war.  12.  164  pp.  (2  a,  6  d.)  —  Lander^ 
Leiters  of  an  American,  mainly  on  Ruwia  and  revoIatioB.  Londoiif 
Chaproan  and  Hall.  Alh.^  July  ^  p.  873.  Krmwintki^  Yäittrimm, 
Russia  and  Europe ;  or ,  the  probable  coasequeneef  of  tbe  preeent  war, 
London,  Chapman  and  HalL  Atk.^  thmäaselM*  —  Cumming, 
John,  Ruasland's  Gröaae  und  Untergang.  Eine  propbet*  Stimne  Über 
den  jetzigen  Kampf  und  seine  Folgen.  Frei  nadi  dem  Engl.  8.  VI, 
74  S.  Dresden,  R.  Schlfer.  (Vs  Thlr.)  —  Waram  fObren  wtr  mit 
Rntilaad  Krieg?  oder  Engländer  das  Opfer  llobammeds.  Von  einem 
Oat^EngUnder,  —  Dw  Kreoi  gegen  den  Halbmond ;  oder  die  religiöse 
nnd'  politisebe  Seite  der  oriental.  Frage.  Ana  d.  «Eng].  8.  44  S. 
Stuttgart,  Fri.  XObler.  CA  Thlr.)  —  Bbi  Wort  för  Rasaland  nnd  swei 
für  nni.  Von  Fadficna.  Hacb  d.  Engt  8.  31  S.  Stuttgart,  Fib.  KAbler. 
(VeThlr.) 

Een  woord  oTer  de.  Oosteiaebe  sakea.  8.  Utrecht,  C.  w  der  Poet  Jr. 
(10  e.)       De  Oostersehe  kwestie.  'a  GraTonhage,  ynat*  l  Haaf.  8* 
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(50  c.)  —  Wordt  Rusland  bedreigd  door  zijnen  staatkundigen  en  MiMt- 
schippet^en  toestand?   8.  Anulerdain,  Fred.  Müller*  (40  c) 

Deiif^rliland. 

Arndt,  E.  IH. ,  Pro  popiilo  germanico.  8.  III,  335  S.  fieriio,  G.  Reimer, 
(1  Thlr.  7V2  Kgr.)    Gersd.  Ä.,  I//,  4.  8.  213. 

Uemael,  Wolfgang^  Die  Aufgabe  Preussens  1854.  8.  32  S.  Stuttgart, 
Metzler.  (5  Ngr.)  —  Zur  Charakteristik  neupreossischer  Politik.  Ein 
Sendschreiben  an  Prof.  Stahl  in  Berlin.  8.  106  S.  Weimar,  BöhUu. 
(15  Sgr.)    C.  B.,  Nr.  38. 

Die  geheimen  Bundes-Prolokolle  in  der  kurhessisrhen  Verfassungs- Angele- 
genheit,  Hassenpflug  und  die  kurfaess.  Conservativen.  8.  56  S.  Ham- 
burg, IIofTmann  und  Campe.    (V*  Thlr.) 

Der  Benlincksche  Prozcss  und  die  Oidenburger  Zeitung.  Beitrag  zur  (  h;ir;ik- 
teristik  der  öffentlichen  RechlszustHnde  Deutschlands.  [Aas  der  Yoik»- 
zeitung.]    8.    32  S.    Oldenburg,  Schulze.    (4  Ngr.) 

Bremens  Interesse,  die  freie  Beweglichkeit  des  Verkehrs  und  der  Zoll- 
Terein.  8.  89  8.  Bremen,  Kühtmana  u.  Co.  Brem.  Hand,  BL 
Nr,  144. 

Deutschlands  und  Oesterreichs  Beruf  bei  der  <^rjjf nwärtigen  Geldlage.  Von 
einem  deutschen  Slaatsmanne.  8.  56  S.  Augsburg,  Koümano.  ( Thlr. ; 
30  kr.  rh.)  C  B. ,  Ar.  38.  —  Warrens^  Ed..,  Das  IVationalanIchen. 
8.  31  S.  Wien,  Jnsper's  Wwe.  u.  Hügel.  (3  %r.)  —  Das  Interesse 
Dentschlands  an  dem  grossen  österreichischen  Änlehen  und  die  Steuer- 
kraft Oesterreicljs.  B.  40  S.  Leipzig,  Teubner.  (6  Ngr.)  —  Eine 
Stimme  aus  Norden  an  Oesterreichs  Freunde.  8.  29  S.  Berlin,  Schneider 
u.  Co.  (5  Ngr.)  —  Ein  fliegendes  Blall.  Kurze  l'cl  ersieht  der  finan- 
ziellen Lage  Oesterreichs  mil  Bezug  aof  die  drohende  Kriegsgefahr.  8. 
14  S.    Ebds.    (3  Ngr.) 

Die  Auswanderung  nach  Mexieo  mit  l  ntersUiizung  durch  die  mexican.  Re- 
gierung zur  Niederlassung  Deutscher  in  der  Republik  Mexico,  nach  Ver- 
fügung vom  16.  Febr.  1854.  16.  68  S.  und  1  Karte.  Leipzig,  Hunger. 
(VsThlr.) 

Miederlande  nebst  Colonien. 

Sirlema  de  Oroves  t  in  ff .  L'avenir  du  royaume  des  Pays-Bas.  8.  Am- 
sterdam, A.  H.  van  Gorkum.  (23  c.)  —  Fmin,  fi-,  De  anlirevolu- 
tionaire  Bezv^^aaren  van  iMr.  G.  Groen  van  Frinsterer  tegen  onzen  Staat 
en  onze  roaalschappij  overwogen.  8.  Anisterdäni,  J.  H.  Gebhard  en 
Co.  {90  c.)  —  Faber,  O.  J.  il.,  De  Satire  op  de  Grondwet.  8. 
Amsterdam ,  iM.  Coster.    (50  c.) 

Open  brief  over  Vrijheid  van  Onderwijs,  van  ABG.  aan  M.  D.  V.  0.  naar 
aanleiding  van  zijn  schrijven  in  de  Nederlander  No.  1186  en  1187.  8. 
Amsterdam,  L.  F.  J.  Hassels.  (20  c.)  —  Het  lager  Schoolwezeu  in 
Nedcrinnd,  7oo  als  het  is,  zijn  kan  en  zijn  moest,  door  Paulus.  8. 
Amsterdam,  A.  üoogenboom.   (40  c.)  —  Adres  aan  Z.  M.  de  Koning, 
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betrekkelijk  de  Terhonding  van  de  IVederlandsche  Herrormde  Kerk  lot 
de  Theologische  FacuUeilen  aan's  Lands  HoogcschoUn ,  tngediend  door 
Lidüinten  van  de  Hervormde  Gemeente  te  Amsterdam.  8.  Amsterdam, 
G.  van  Peurfem.  (15  c.) 
Rhijn^  L.  J.  rai»,  Evangelische  Bedenkingen  legen  het  voorgedragen 
Koionianl  Regcrings-Reglerocnt.    8.    Utrecht,  Kcmink  en  Zn.    (30  c.) 

—  Rochus  neu,  J.  J. ,  Toelichting  en  verdedi^ing  vwn  einige  daden 
van  mijn  besluur  in  Indie,  in  antwoord  op  soinriiifjc  vragen  vRti  Ihr.  J. 
P.  Cornets  de  Grool  van  Kraaijcnburg.  8.  's  Griivenhage ,  Gebr.  van 
Cleef.  ('2  fl  )  —  Keijztr^  K.,  Opmerkingcn  ,  na;tr  aanleiding  van 
Art.  71  van  het  Onlwerp  van  Wet,  vaststLllmg  van  hct  Reglement  op 
het  beleid  van  de  Ucgcring  in  Aeerlandsch  -  IndiL.  8.  's  Gravenhagc, 
Gebr.  Belinfante.  (30  c.)  —  Den  eibe  ^  IVadere  lot-üchting  van  de 
Opmerkingen,  naar  annleiding  van  art.  71  (7H  nieuw)  enz.  8.  Graven- 
hoge,  Gebr.  Belinfanle.  (30  c.)  —  Be&cbouwingen  Oiiilreut  hei  besluur  van 
INederlandsch  Indie,  naar  aanleiding  van  bet  voorloopig  veralag  van  de 
Conmiissie  van  Rapporteurs  van  de  tweede  kamer  der  Slulen-geniraai, 
nopena  het  ontwerp  van  wet  tot  vaststelling  van  het  Reglement  op  het 
beleid  der  Regering  van  Nederiandtch-Indi^.  8.  's  Gravenhage,  Gebr. 
Belinfante.  (80  c.)  —  Uerwerden^  J,  D,  van,  Java,  voorheen, 
tegenwoordig  en  in  de  toekomst;  in  verband  met  het  concept-reglement 
op  bet  boleifl  der  Regering  veii  Nederlandsch-Indie.  8.  *§  Gravenhage, 
Gebr.  Bdinfbiile.  (1  IL  25  e.)  —  D  er«0(ie,  Is  overgang  tot  vrijen 
Landbonw  ep  Java«  sonder  alooptog  vm  hei  atelael  van  Kultuur  nu  read« 
mogeiyk?  8.  'e  Gravenhage,  Gelir«  Belinfonte.  (60  c.)  Bake,  R. 
W,  J.  C*t  Knnoen  en  moelen  er  veraiideringen  gebragt  worden  in  het 
knllunr-itelie]  op  Java.  8.  Cireehl,  B.  Dekena.  (75  c.)  —  Vliet, 
L.  VM,  Proeve  van  beaalwoording  der  vraag:  welken  invioed  moeten 
de  lattste  aard-  en  aeebewegiagen  in  de  Molnkken  geacbt  worden 
gehad  te  hebben  op  de  productie  der  Specerijcu?  8.  Amsterdam,  l.  van 
Bakkenet  en  Co.  (75  c) 

Frankreieh.  England.   Spaaistt,  GriecbenUnd.  NordaBenca. 

f  eVef,  P9ut  el  f'evftv,  de  Roye  (Somne),  Le  trieniphe  de  Phnmanitä  per 
la  prosperitd  de  h  France.  Moyena  pratiquea  et  infoiJldilef  de  faire 
tont  fiearir  et  proapdrer.  8.   tl'/s  t  Paria,  lea  priaclpanx  Ubrairea. 

—  A.  DoBrr,  Le  travail,  le  capital  et  la  propridid,  on  eiaaaen  dn 
systdme  commercial  et  induatriel  qui  a'est  inlrodnit  iaaenaibleroenl  en 
France  depuia  1830.  6.  6  f,  Paria,  impr.  de  Bdnard.  [Ala  JUS.  ge- 
dmdit.] 

Sehaelehsr,  Vieior^  Daagera  lo  England  of  the.  aUiance  witk  4ke  nen 

ot  the  Gonp  d*dtat,  etc.   13.   190  p.   (2  a.) 
Spaniens  VerCissnngakanipr,  aeine  Parteien  and  bervomgendaten  StaataniMiar. 

[1812-1854.J  Zur  Attlkllrung.  8.  V,  88  S.  Leipzig,  RenmehnaBn. 

V/2  TUr.) 
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Kou/javov(h,i,    2.rHp.    A. ,   -/'^/o,    ?x<pioy/j^ftg   rrj    20.     Maiuu  1853       T.  X. 

[Uebcr  die  griechische  IValioiialitat  aus  dem  Gesichtspunkte  der  poli- 
tischen Einheit.]  8.  32  S.  Athen  1855.  Gersd.  Rep.  /F,  2,  S.  89. 
B  il  dr  e  l  h  ^  Rieh..,  Despuiism  in  Aiuertca:  an  incjuiry  itUu  the  oature,  re- 
sults,  and  legal  busis  oi  itie  slaveholding  systena  of  the  United  States« 
12.  307  p.  Horton,  Jewett  and  comp.;  London,  Low  and  comp« 
(5  8.  6  d.)    Ath.y  Sept,  p.  lOSy. 


VI.  Polizeivviübüiiscliafl. 

Geiunähfiispoli%«i, 

Rieche,  C.  F.,  Beiträge  zur  StaatsgesuncJheit^pflege.  5  Tbl.  8.  XX^ 
239  S.  A  11.  d.  T. :  litjfor.n  der  f,ehre  von  den  Cootagionen,  Epidemien 
und  Epizuotien.   Quedlinburg,  Iluch.   (1  Thlr.  10  Sgr.)   C.  B  ,  .Vr.  28. 

Tardieu^  A.^  üiclionnaire  d'hygi^ne  publique  et  de  1a  salubritc,  üu  re- 
perloire  de  touies  les  queslions  relatives  ä  la  sanie  publique,  considerees 
dans  leurs  rapports  avec  Ii  s  subsislances,  les  t  [lidt  niies,  les  professional 
les  Etablissements  et  institiitions  d'hygiene  et  de  salubritö,  compl^t^  par 
le  texte  des  lois,  dt^crets,  elc. ,  qui  s'y  rattachenl.  3  volf.  8.  Paris, 
J.  B.  Bailliere.    Ath.  fran^. ,  Nr.  29. 

Mor  Hr  ef ,  Ambroi  y  e .  /?/.?,  Etat  actuel  de  la  Vaccine,  considert^e  au  point 
de  vue  pratique  et  iheorique,  et  dans  scs  rapports  avec  les  maladiea 
et  la  lonj^f^vitp     8.    10  f.    Paris ,  üermes-Bailiiöre.    (2  fr.) 

Bollaert  et  Gosselet,  Memoire  sur  l'^tat  hygienique  de  iu  ville  de  Lille 
au  point  de  vtie  de  rassainissemenl  des  rues,  canaux  ,  ^goüts  et  de 
rapprovisionncment  des  eaux  pubiiques  et  privees.  8.  4V4  f.  Lille, 
impr.  de  Vannk^re. 

Danvin^  H.,  de  Sahil-PoL  Expose  de  l'etal  artiiel  ,  des  ressources,  des 
propurtions ,  de  In  dislribution  de  l'nssistance  iionpitaliere  en  France,  et 
des  moyens  d'etendre  eetle  assistance  ä  toutes  les  contrees  qui  en  sont 
depourvues,  par  la  crt^ation  d'höpitaux  -  hospices  rdgionaux.  8.  5  f. 
Arras ,  impr.  de  Brissy. 

üirkmeyer,  Joh.  !}I<ii(li.  ,  Zwerkm^ssige  Vereinigung  einer  umfassenden 
öffentlichen  Gesuiid!i(  its[)fli  j^e  und  einer  gut  organistrten  freiwilligen 
Armenpflege,  d;is  beste  Mittel,  der  ISotb  der  unleren  VulksUlassiii  kräftig 
und  nachbaitig  abzuhelfen.    H.    X,  42  S.    Dürnberg,  Geiger,   (ö  IVgr.) 

Williams,  C  M^. ,  The  ( omliustion  of  coal  and  the  prevention  of  sjnoke 
chemtrally  and  practicüMy  considered.  8.   244  p.  with  illustrations.  (8  s.) 

Uehrend,  fV  ./. ,  Bio  uUciiUichen  Bade-  und  Waschanstalten,  ihr  Nutzen 
und  Erlrag.  Mit  Zeichnungen  und  Abbildungen.  8.  VII,  52  S.  Berlin, 
Hauptexpedition  d.  Monatsrosen.    (V'i  Thlr.) 

Buekinffham^  James  Stlk  ,  History  and  progress  uf  the  leniperaiire  re- 
formation  in  Great  Brilain  and  olher  countries  of  the  globe ;  willi  sta- 
tiilical  aad  docunenUiry  avidence  of  tts  benefidal  reauUs,  and  a  piea 
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for  the  Maine  law  to  inforce  tbe  snpprewion  of  all  tnilBc  m  intoii- 
catinf  drinkf.  8.   160  p.   (7  i.  6  d.) 

fkmrungtfoiimei, 

L9h0f  Wiil,f  Die  Getreidetheaerung ,  Ihre  wahre  Unadieii  und  die  Mill«! 

ta  ihrer  Abhftlfe.  Mit  12  in  den  Text  f  edmckten  Ahbltdgn.  8.  IV,  83  S. 

Leipsif ,  0.  Wigand.   18^5.   (Vs  Thlr.) 
Dukrunfmut^  SnpprenioD  des  diaettes  par  l'impdt.    8.    Paris,  impr. 

Gnlrandet  et  Jonanit.   Jeiim.       j6c^  Juin,  p.  428. 
Modesie,  Vieler,  De  1a  ehertd  dea  grains,  et  dea  prdjogda  populairea  qai 

ddtermioent  des  violences  dans  lea  temps  de  disette.  2«  dditien«  12* 

Perit,  Gttinaumin  et  Co.  Jeiim.  de§  J^c,  .TiiMi,  p.  412« 
0949§t,  P.,  ia  bevlanferie  rdgdndrde.  Le  pain  k  nn  prii  tmgaan  fxe, 

Invairiablet  Pregrte,  dcoaomie,  prdvoyanee.  8.    4  t    Paris,  Aug, 

Gein.  (3  fr.)  —  La  taxe  dn  pain  et  la  caiaie  de  serrlee*  J^tim.  d«# 

JDe.,  Mmrs,  p.  358. 

Fun  Ire,  ^s.  Ludw.  Wüh*^  Die  heilieaen  Folgen  der  Bodenaersplittentiif 
und  deren  Gefahren  für  gans  Europa  an  Fraohreicbt  und  Italiens  agm- 
riaeher  Zerrttttang  nadigewieaen.  8.  X,  166  S.  Gottingen,  Yanden- 
boeck  n.  Bnprecht.  (20  Sgr.)  a  Nr.  43,  —  iri##fiiefiit,  Th., 
lieber  daa  Conaoiidationswesen  im  Hath.  Hassan  mit  allg.  Erörterungen 
aber  Arrondlrung,  Regaiirung  und  Separation  der  Gfiter,  sowie  über 
Verhfitnng  der  Gnlsaeraplitternng.  8.  IX,  142  S.  Wiesbaden,  Kreidel 
n.  lliedner.   1853.   (20  Ngr.) 

JVeltteeJke,  JS.,  Die  Nenmarscb  oder  Erzeugung  eines  nciicn  Miirschbodens 
anf  den  nnfrnchtbaren  Sand-  und  Heidegegendcn  der  Oidt  nburger  Geesl 
mittelst  Schlick  aus  dem  Jader  Meerbusen.  [^Bevorwürtet  V.  Oberst 
Äfo#/e.]    Mit  Plan.    8.    V,  168  S.    Oldenburg,  SchuUe. 

Brassart,  IK  J. ,  Guide  praticjue  ])our  les  irrigations,  le  drainage  et  la 
cuUure  des  oscraies,  suivi  des  lois  qui  les  concement.  12.  2  f.  Saint- 
Omer,  Van  Elslandt.  (50  c.)  —  Labye,  Clement^  Essai  siir  ia  legis- 
lalion  des  coiirs  d'ean  non  navigablea  oi  flottabie«  et  sur  les  modifications 
dont  eile  est  susceptible.  8.  Bruxelles,  Weisseabruch ,  imprimeur  da 
roi.    Joum.  des  Ec,  Nr.  10.  y.  141. 

Uaxo^  Die  kunstliche  Fisch-Ereeugung.  In  Berichten  über  die  Icluhyogeme 
auf  Grund  der  neuesten  in  Frankreich  ,  England  und  Deutschland  ge- 
machten Fortschritte  und  Erfahrungen.  2.  verm.  Aufl.  8.  96  S.  Leipzig, 
Spamer.  1S55.  («/a  Thlr.)  -  G  u  u  d  c  r  l x  c  h,  Arnold ,  Die  Fiachvcr- 
•  mehrung  bis  in  s  Unendliche.  Aus  dem  Franz.  und  mit  Benutzung  einiger 
andern  einachiagigen  Materialien  zusammengestellt.  Mit  11  lith.  Abbil- 
dungen. 12.  VIII,  95  S.  Weimar,  Vuigt.  {'/z  Wx.)  ~  Dufur 
//.  M.,  De  kunstmatige  vischteelt  eo  viscfafokkerg.  8.  Amstordan, 
Gebr.  Dicderichs.    (70  c.) 

Documeots  pour  servir  k  i'ötude  de  la  maiadie  de  la  vigne.  8.   1  f.  plua 
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3  pl.  Bordeaux,  iropr.  de  Lafargue.  —  Gontier^  Note  sur  la  lualadie 
de  la  vigne.  8.  3  f.  Paris,  impr.  d'Appert.  —  Perrier,  Ch.,  De 
la  maladie  de  la  Wgne.  8.  1  f.  Epernay,  impr.  de  Fidvet.  —  Reybert, 
M<Hnoire  sur  la  maladie  de  la  vigne.  8.  1  f.  Lyon,  impr.  de  Mm«, 
vettve  Aynö.  —  Beaupre,  EHeutte  Lapiene  ^  Etüde  «itr  la  noovelle 
phase  de  la  maladie  de  la  vigse.  12.  f.  Lyon,  Deait  M»  el  Fetit^ 
Pierre.   (50  c) 

MüH»we$eH.    Creiitanttalten.    Versiehtmmg,  Lotterie. 

SekÜhi^r^  F.,  Metall  imd  Papier.  Zur  Lehrn  vom  GeMe  und  aar  Orien- 
tirung  in  der  gegeiiwSrttgeB  Geldkrisis.  8.  XV,  208  S.  Stuttgart,  ^eff. 
(i  Tblr*)  C.  B.,  Nr,  35.  —  Die  Wicbtigkeil  der  Silberwährung  lür 
Deatsehlaad.  S,   69  S.  Frankf.  i.  M.,  Brtaner.   1853.   (15  Ngr.) 

Dedmal  atMciatloii.  Firoeeedtiifi,  Witb  an  intro^adioii  hy  jtfer^ji.  Lenden, 
8.  Rickerby.  JBe.,  Nr,  578.  1047.  —  L  mit  rief  Jmmtff  Dedmal 
coinage:  a  practical  analysit  of  the  ceaiparaÜYe  meriu  ef  eoe  penni 
and  tenpence,  ete.    Lenden,  Artbnr  Untl,  Virlue  and  comp.  Ee., 

J§M§€mu,  J.  B*f  Ttait^  dn  criidit  feneier,  en  explieatioa  (bderique  et 
pratiqne  de  la  Idgialatien  relatiTe  an  er^it  foneier  en  France.  SniTt 
d'nn  cspetd  de  ferganbatien  dei  inilitntiona  de  crddit  fonder  dans  lei 
diveiri  ötats  de  PEnrope.  38^«  I.  Paria,  Com.  (8  fr.) 

Fenlerd,  Ckmies,  Libre  mondlisation  de  la  propridld,  on  nenvean  fyal^me 
d'emprant  bypoihdcaire  ete.   12.   3  f.  Parif ,  Gwilawnin.  (50  e.) 

Atkreektf  H^tM.»  Plan  an  einer  allgemeinen  Leibanatalt  tOf  Land-  und 
Geldbesilier.  RDmberg,  Bauer  rnid  Raspe.   Brmn*  BmML  Nr*  146. 

ünger,  B,  Belehrnngen  fiber  BegräbniMkauen- Vereine.  8.  IV,  79  8L 
Brhirt,  Keyier.    (Ys  Thlr.) 

Taylor,,  Annaaire  de  rassodation  de  secoun  mntaela  enire  lea  artirtea 
dramatiques ,  fondde  en  1840.  15«  aande.  8.  57«  f-  Paris,  impr. 
de  Juteau. 

Het  Waarborg-Genootschapp  voor  Weduwen ,  onilcr  Besluur  van  de  Heeren 
J.  le  Winkel  en  II.  J.  Rietveld  als  Directeuren.  Amsterdam,  P.  B.  van 
Waning  Boll.  (15  c.)  —  Slamkart,  t\  J. ,  De  grondslagen  van  hct 
Waarborg-Gcnootschap  voor  Weduwen,  etc.  Met  eene  brief  vau  /i. 
Lobatio.    8.    Amsterdam,  Gebr.  Kraaij.    (jü  t.) 

(j.  iW.  Hunge  r  h  ühler).  Das  Lotterieunwesen  in  den  Kantonen  Appenzell 
und  St.  Gullen.  [Aus  den  Verhandlungen  der  St.  Gallisch-Appenzellischen 
gcmelDnütztgen  Gesellschaft  abgedr.]  8.  36  S.  St.  Gaileo ,  Huber  a. 
Comp.    (Vft  Tlilr  ;  15  kr.  rh.) 

8trmfan^rn!(fn. 

Combe,  George  ^  i  he  principles  ol  criminal  legislation  and  tbe  practice  of 

prison  discipline  etc.    Ath.^  June^  p.  716. 
Hood,  Charles,  An  imporfant  f?ubjeel  is  well  discussed  in  suggestions  for 

ibe  future  provision  of  crimioal  lunatics.  8.  174  p.  (5  a.  6  d.)  Ebdi^ 
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Yll.  Nationalöronomie. 

Äa«,  liatl  Heitir. ,  Lehrbuch  der  politisrhen  Oekonomie.  2  Bd.  4.  rerm. 
u.  verb.  Ausg.  \  u.  d.  T.  :  (Grundsätze  der  Volkswirihscliaflspulitik  mit 
anhallender  Iluck.sicht  aiil  bcslehendc  SlaaUcinrichtungen.  2  Abiheil. 
4.  Venn.  u.  verb.  Ausj^.  8.  1.  Abth.  XU,  349  S.  HeideU^erg,  K. 
Winter.    {V/2  ThW. ;  ö  fl.  rh.) 

Roscher^  Wilh,^  System  der  Volkswirthschafl.  Ein  Hand-  und  Lesebuch 
für  Geschäftsmänner  und  Studierende.  1.  Bd.  A.  u.  d.  T. ;  Die  Grund- 
lagen der  rsatioQtiiukuuoiDie.  8.  X,  512  S.  Slultgart,  Colt«.  (3  Thir.  j 
5  Ü.  rh.) 

Qüssen^  ff.  Ä. ,  Eniwickelung  der  Gesetze  dos  nunschlicben  Verkehrs 
Uiiil  der  dnriiiis  lliesienden  Regeln  für  menschli(  lies  llaiulclii.  8.  VIII, 
277  S.    K raii tisch weig ,  F.  Vieweg  u.  Sohn.    (1'  -  Tidr.) 

Burck  ha  r  dl  ^  \do^  (irund/.üge  der  Volks-  und  Sty  alswirlhschafl,  geiuein- 
fasslieh  dargestellt.  8.  lY,  160  S.  Siuilgart,  Mulier.  (24  JKgr.)  GemA. 
Ä  ,  ///,  4.  S.  213. 

Royer  de  Behr^  Traiit:  elemenlaire  d  econoniie  politique.     18.    209  p. 

Bruxelles,  Aug    Decq.     Jnurn.  den  iJc  ,  Nr.  10.  ft.  135. 

P. ,  Courti  d'economie  polilique ,  professe  au  eoüege  de  France. 

Tome  TU,   pul)lie  pnr  ses  fil?.    l)e   la   flislnbulion   de   la  richesse.  8. 

Paris,  Thorel  ((juillaumin).    1851.    Tome  IV.    Expose  de«  eauäcs  phy- 

siques,  morales  et  poliliques,  qui  influent  sur  la  pruduction,  suivi  de 

fragments  sur  l'impdt  et  le  cri^dit.  8.  Pariü,  Guillaumin  et  comp.  1854. 

Joum.  de«  Ec,  Sifft,  f.  447. 
Boceardo  ^  Trattato  teorico-pratico  di  economia  politica.  3  tomi.  8.  Tonoo 

1853.    Journ.  des  JSc,  Juillet^  p.  151. 

II  c/i  e  ra ,  Ffffftr,  Corso  di  economia  politica.  Tumo  I.  Torino.  Journ, 

des  Ee.  ,  Aoül ,  p.  314. 
Vanterberg  he^  Fr,  iVoiiveaux  princtpes  d'i^conomie  poliiique.  8.  448  p, 

Tournai.    (aVs  Thlr.) 
46  Jttolinari  ^  Cours  d'economie  politique.        parlic  :  la  production 

et  la  dislribulion  des  richcsses.  8.   434  p.    Bruxelles ,  A.  Decq.  1855. 

(In  Aussicht  stehen:  2«  parlie:  la  cirenlalion  ei  !e  credit;  3«  partie:  la 

propriete;       partie:  le  gouvernemeut  et  l  inipul ;  5<''partie:  les  fausses 

th^orics  ^conomiques  et  sociales.) 
Smithy   E.  Peshine,   l^Ianuel    d'econoniie   poUlique.     i  raduit  de  I  anglaia 

par  Camille  Baquet.    18.    10  f.    Paris,  Guillaumin.    (3  fr.  50  c.) 
Reichen  baeh^  Oskar  v..,  Beiträge  zur  l^nlik  der  StHiiiäwirihscIiaft.  1. 

Reihe.    12.    III,  367  S.    Oldenburg,  Slalling.    (1  Thlr.) 
Bea^er^  Leop.^  Die  Naturgeschichte  der  Arbeit  als  Grundlage  für  die 

volkswfrlhschaftlichen  Disciplinen.    A.  u,  d.  T.:  Arniuth  oder  Arbeit- 

8.    XV  ,  343  S.    Leipzig,  W.  Kri^ulmann.    is:),").    (2  Thlr.) 
Piscours  d'ouverlure  du  cuurs  d  econotnie  politique  fait  au  College  de  France. 
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2«  sdrie.    T.  I.    De  la  solidarite  »  propos  du  rrprorlre  d'individualMDie 
adresse  k  recoDomie  p()liti(|ue.    Jottm,  de.s  Kc.,  Mttrs  ^  p.  321. 
SmchßMty  Carl  Fr  Hr.  ^  Schreitet  das  Anwachsen  des  ReichUmms  pleichmässig 
mit  der  allgemeiiieD  Yolkswohlfiüirt  vor?  Yiil,  88  S.  Freiberg,  Wotf. 
(la  Kgr.) 

Morris^m^  An  etiajr  on  tbe  rdatioiii  between  labonr  and  capilal. 
Loadeii.  Bün^,  Aav^  Jvfy^  f.  163.  —  Pmre^  Wiliimm^  The  «lannf 
of  eapftal  and  labnnr;  witii  a  akatrb of  practiral roeaanrea  far thairenn- 
ciliation.    Lnndon,  Ward  and  LncL    ffr.,  Nr,  575.  f,  963. 

irnntfal«,  Hcfrai.,  Daa  Grand-Elgenthnn  vnd  aein  beitea  RaehC  Bralaa 
Leaebach  für  iedan,  welcher  G^d  nnd  Arbeit  rachl«  8.  20  S.  Winler- 
thar,  Steiner.   (V^  Thir. ;  28  kr.  rh.) 

ünaeA^r,  VI'.,  Ein  nHlion8iukonoitii:jche8  Hatiptprincip  der  Forstwissenschaft. 
8.    24  S.    Leipzig,  Hirtel.    (6  Sgr.)    C,  B.^  Nr.  46. 

0unekiey  y  Henry,  The  charter  of  the  nations;  or,  free  trade  and  iu 
refults;  an  essay  on  the  recent  commercial  policy  of  the  United  Kingdom, 
to  which  the  Council  of  the  national  anli*eom*law  leagne  awatded  their 
fint  ppkn.  8.   (10  a.  6  d.) 


VIII.  Pinanzwiflseiuchafl. 

JUarpritf  Syattoe  ünancier  de  la  Fmnce.  2«  Edition  revne 
et  ceasidörabicment  angnwntde.  Temn  3.  Documenta  jnalitcatiii.  £aaal 
anr  l'orfantaation  do  miniftt^  dea  Unanoca  el  anlrea  doenmenta  ad* 
miniatratifa.  Tome  4.  Le  bndget  La  eriae  financiftre  de  1848.  L« 
Nbdration  de  In  propridld.  Rdfonne  de  rndminialraüon  flnanci^in  dea 
bypolhAqnea.  ITetiee  biatorlqne  anr  Colbert«  8ouvenlra  anr  le  baron  Lonia. 
8.   30 Vs  et  30Vb  t  Paria,  GnUInnmin.       7  fr.  50  e.) 

H'nfnar,      Ueber  Kataater-VemeaaiiDgen,  milBeninlRHif  nnCdaarbeiniacb- . 

wealpbiL  Gmndatener-lCataater ,  nehat  einer  Abhandlung  über  barometr. 

Wid  trigoneroetr.  Höbenmessungen.    Mit  1  lith.  Figurentafel.   8.  lY, 

121  S.   Aachen ,  tcr  Meer.   (V2  Thlr.) 
The  national  debt  and  bow  to  pay  it;  or,  tbe  flnancial  eendition  of  the  - 

nation  consfdered:  wrth  reroarks  od  its  hopes,  fears,  and  prospects. 

8.    150  p.    C5  B.) 


IX.  Statistik. 

Altgemeintt. 

Ql$$lelet i  4.,  Almanacli  seculaire  de  Tobservaloire  royal  de  Bmxeües. 
18.  4ti0  p.  Bruirlles,  Hayea.  Brem.  Umd.  bjU  Nr.  145,  «^enm 
da«  ffa.,  Jiiiii  j».  4:^4. 
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Sl«iilsh«ii4b&cher. 

Kdniglicb  WOrttcmbergiacbei  Hof-  und  SUalshmdbvch.  Hennsg.  von  dem 
Kftnigl.  ilatistiscb  -  topograpb.  Boreao.  8.  XVi,  847  8.  mii  i  litbog. 
Karte.  Stutlgarl,  J.  F.  Steinkopf.  (2  Tbir.  12  Ngr.;  4  S.  rb.)  —  SlaaU- 
und  AdrMS-Haadbttcb  dea  Herzogtb.  Kassaii  f.  d.  J.  1854.  8.  X,  249  $. 
Wiesbaden,  Kreidet.  (1  TbIr«)  —  Adrefi^-Haadbucb  dei  Hertogth. 
Sacbsett  Cobarg  und  Gotba.  8.  XVI,  382  S.  Coburg,  Mensel  n.  Sohn. 
(1  TbIr.)  —  Handbttcb  der  Provioi  Sachsen.  1854.  Mit  Genebmignng 
■  des  Hm.  Ober- Präsidenten  hrsg.  8.  XTI,  495  S.  Magdeburg,  Gebr. 

'     Baensch.  (2  Thir.) 

Bang-  und  Quartier -Liste  der  Kdnigl.  Preussiscben  Armee  und  Marine  för 
d.  J.  1854.  Nebsl  den  AnriennetiU-Llsten  der  QeneraUtil  und  Stabe- 
OfBciere.  Bed.:  die  Xönigl.  Gebeime  Kriegs-Kanslei.  12.  502 -8.  mit 
1  Tab.  in  Fol.  Mittler  n.  Sohn.  (1  Thir.)  —  BlusCrirta  Stamm-,  Raagw 
und  Qnanier-Liste  der  kftoigU  preussiiehen  Armee  Yon  /Sd^MUer. 
TeiU  3—8.  Hft.  8.  Bertin,  A.  Dttneker,  (Ab  B«sl}  einsdn  ä  Vs  Tbfr.) 
—  Bangliste  der  kOnigl.  sicbsiscben  Armee  vom  h  1854*  8,  VII, 
208  S.   Dresden.   (Leipsig,  Fr.  Fleischer.)  Thir.) 

Civil-,  MitiUr-  und  Kirchen -Etat  des  scbweiierischen  Standes  St.  Gallen, 
für  das  Amtsjabr  1854/55,  8.  110  S.  St.  Gallen,  Scheilltn  und  Zollt-  ^ 
kofer.  (Vs  Thir.}  36  kr.  rb.)  —  Begferuoga-Etat  des  Kantons  Zfirich 
f.  d.  i.  1»54/55.  8.  152  S.  ZQrich,  Orell,  FOssli  u.  Comp.  (16  Kgr..; 
54  kr.  rb.)  —  Btat  der  BQigenehall  der  Stadl  St.  Gallen.  Abgescblossen 
anf  Ende  JoU  1854.  Beaib.  n.  brsg.  v.  Ee«^  IfVM.  8.  IV,  403  S. 
St.  Gallen,  Scheitlin  und  Zolltkofer.   (1  Thir.) 

Baam^  en  Bangiyat  der  OlBderen  van  bet  konlaUiike  Liger  der  Bederlanden 
en  van  Nederlandscb  Indiö.  23.  Jaargang.  Gorincben,  J.  Noordoyn  en 
Zoon.   1853.  (90  c.) 

Alle  odw  aishrwr«  LXnder. 
Boffm&nn^  H'jJ».,  Encyklopidie  der  Erd-,  Völker-  nnd  Slaalenknnde, 

eine  geograpbiseh-statist.  Darstellung  der  Erdtheile,  n.  s.  w.  In  40^45 

Lfgn.   1  Lfg.   4.   S.  1^40.  Uipsig,  Amoldv   (4  Ngr.) 
Hü  »er,  Dlfe,  Statistische  Tafel  aller  Linder  der  Erde.    5.  Anfl.  der 

deutschen  Ausg.  FoL  Leipzig,  HObner.   (4  Agr) 
BergkouSt  Herrn. ^  Uebersicbt  des  Lindergebiets  der  wastenropiiscbett 

Grossmichte.  Lithochrom.   Fol.   Gotha,  J.  Perthes.   (V3  Thir.) 

Deutsche  ÜUalen,  nebsl  Opsterreich  u.  Schleswig. 
Heden  ^   Fr.  W.  r. ,  Denlscliland   nn«l  das  ül)rige  Europa.    2.  Ablh.  8. 

XLVII  S.  II.  S.  377-1120.    Wiesbaden,  Kreidel  o.  Niedner.    (4  Thir. 

2H        ;  8  n.  36  kr.  rh.;  cpit.        Thir.;  12  fl.  48  kr.  rh.) 
labt  Heil  und  nnitllche  Nachrichten  über  den  Preus'^.  Staat  f.  d.  J,  1849. 

Hrsg.  von  dem  statist.  Bureau  zu  Berlin.   Y.  (Bd.:;  (lewerbe-Tabeüen 
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f.  1849  Q.  1852.  Fol.  XII,  10S8  S.  Berlin,  Hayn.  (8^3  Thlr.;  h 
II.  IV.  u.  V.  22 Ve  Thlr.) 

Uebersiclit  des  Fl^chenrauins  u.  der  Einwohnerzahl  des  prcuss.  Slaats,  o. 
alpbabet.  Verzeichniss  (kr  Städte  in  demselbeo,  mit  Angabe  der  Civil- 
EinwohnerMhl  am  Schlüsse  des  J.  1852«   8.    29  S.    ßerlin,  Decker. 

C/g  Thlr.) 

Jacobson^  II.  F.,  Der  priMissische  Staat.  Eine  übersichtliche  Darstellung 
feiner  Bildungsgeschichlc ,  seiner  Gesetzgebung  und  VerNvallinig.  8. 
VIII,  224  S.  Lcipyjg,  0.  Wigand.  (1  Thlr.  G  Ngr.)  [Abdruck  aus 
(\vm  Ucchtslexikon.  ] 

Bcschreiltung  des  Königr.  VVurlu  inberg.  33.  Heft.  O.A.  Aalen.  8.  Stuit- 
gHrt,  Verlag  der  Erheiterungen.    (1  Thlr.  6  Ngr.) 

Freiburger  Adress-Kalender  für  das  Jahr  18.'>4,  ziigleirh  slatist.  Handbuch 
des  ghz.  Bad.  Überrhein.  Kreises.  Älil  der  34.  Fortsetzung  der  Beiträge 
zur  Geschichte  der  Stadt  Freiburg  und  des  Breisgaus.  16.  LXil,  180  S. 
u.  1  Tfth.    Freiburg  i.  ß. ,  Wangler.    (8  IVgr.) 

Beiträge  zur  Statistik  Hatnlnir^'s.  [Mit  besonderer  Hucksitht  auf  die  J. 
1821  —  1852.]  1.  Bevölkerung,  2.  Armenwesen.  3.  Accise  «.  Kon- 
sumtion. 1.  Staatshaushalt,  Nebst  einem  Heft  10  statist,  Tab.  in  Fol. 
Hrsg.  von  Mitgliedern  d.  Vereins  f.  Hamburg,  i^taliätik.  4.  III,  180  S. 
Hamburg,  Perlhes-Besser  u.  Mauke.    (2  Thlr.) 

Sehr  oder  ^  Joh.  v. ,  Topographie  over  Hertugdommet  Sleswig.  2.  paa 
ny  bearbeidete  Oplag.  1.  Afd^eling.  8.  160  S<  üldmibiirg  i.  H. 
(Leipsig,  Brauns.)   (cpit*  41/6  Thlr.) 

Nisdsrlande  nebst  Colonien. 
Slatullsch  Jaarboekje  voor  hei  Ki^nuigrük  der  Nederlanden.  Ultgegeven 

door  heC  Departement  van  Biniieiilandache  Zakeo.  Deide  laafgani;.  8. 

484  S.   Haag.   1853.   Brwn,  BmU.  Bi.  Nr.  151. 
Staatkündig  en  Scaathoishoudknndlg  Jaarboekje  voor  1854.  Zesde  Jaargang, 

oitgegeven  onder  medewerking  van  de  Heeren  «f.  AekertHjek  etc. 

Tweede  Serie,  eersle  Jaargang.    12.    Amsterdam,  E.  S.  Witkamp. 

(2  fl.  50  c.) 

West-IodiS.  Bydrageo  tot  de  bevorden'og  van  de  kennia  der  Rederlandack 
Wesl-Indiscke  Kolonien.  1*  aflev.  8.  Haarlem,  A.  C.  Krusemao.  (1  A.) 

Prankreich  «.  Algerien. 
Persigny^  ALl[iiini.stration  int^rieure  en  France,  de  Janvier  I8j2  a  la  fin 

de  Juin  1854.    Kapport.    Juurn.  des  Ec^  Juillel.  ff.  105. 
Gregoroviuö,  /-V. ,  Cuiaika,  2  Bde.    8.   IV,  27?,  262  S.  Stuttgart  U. 
Tübingen,  Coltä.    (2  Thlr.)    Gersd.  Rep.  ^  II,  S.  6.  b39.  —  Statisti- 
que  du  di^partemenl  cic  In  .'\lo,sclle.     Oavrage  atiiuini&lralif,   public  sous 
•,  la  direclioü  de  AI.  le  coailü  L.  E.  de  Chastellux^  par  decision  de  M. 

le  cointe  Malher,  prüfet.     Tome   1er.    8.    31^4  f.    Metz,  Pallez  et 
.  Rousseau.  —  b  uv  a  l^  JuUn ,  Tableau  de  l'Algerie.    Aimuaiie  de<^ 
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teriptif  et  statiatiqae  de  Ii  colonie  pmir  1854  elc.  12.  XXYI,  476  p. 
Pkrit,  J.  Ronvier«  jMfm.  ifot  ic^  Juki^  jr.  425. 

Rusilund.  TBrkiU 

'Catf«!,  Ed,  Orient  und  Europa.    Erioncrnngen  nnd  Reiaebilder 

Ton  Land  und  Heer.  1—3  Th!.  mit  2  Karten.  8.  188,  190  164  8, 
Leipxig,  KoUnann.       t  Thlr.)  Gersd,       iil^  6.  iS.  334. 

Bttssland  historisch  und  stralegiseh  beleuchtet  von  einem  devtfebeB  OlStjer. 
8.  1€8  8.  ielpEig,  Remmelmanaw  (^/s  TUr.)  —  Gurowki,  A.  dit» 
ftoMit  ii  Ü  ia»  Londeii,  Trftbner  and  comp.  Jfft.^  «Aiipt  |^  809.  — 
8iri€mm  dB  Grovettins^  Tablera  petitiqie  el  iHiftI  de  hi Roarf« 
■ni  16.  €l  19.  aMet.  8.  tl  f.  Paria,  Amyel.  —  ilfUii,  JmNm^ 
Aiitocracy  in  F<ilmid  m4  Knaaia;  er,  ■  4eacriptiM  «f  raaai«i  nianib 
ta  Polmd.  8.  2t2  p.  KewYori^  Jok»  Wiley;  Londen,  TrUbner  and  Gl 
Be^  Nr.  575.  p.  963;  Alk»,  sifl*  f.  t061.  —  Dtmidtfff^  AtuMv^ 
Die  Kran.  £i»  Anasof  aia  der  Reiae  aacli  den  aidl.  Kwilaad  ead 
der  Krim,  in  2  Bdo,  dentach  hn§,  von  J.  F.  KtigBimur.  Mit  Hob- 
fclm.  8^  m,  96  S.  Breda«,  Kern  I8S5  (Vs  Thlr.;  mit  Htli.  Karle  is 
Fei.  Vs 

47elei>iii,  Ivmt,  Tlie  mlieva  of  ftuaafa  mmI  Tnrkey,  and  Ibeir  deatiny. 
Part«  2.  8.  186  p.  (5  a.)  —  La  Raaaie  el  la  Turqaie  deraat  Pfiarepe. 
Apercu  liialoriqae  aar  cea  den  dtala.  18.  13^/sf.  Piiiif,  Morel.  Jtfae 
CutUük,  J.  Jl.,  Baaaia  aad  Tarkey.  8;  146  p.  Lenden.  [Aoanif 
ane  dem  Geogr.  DicÜODary.}  Bnm.  Band.BL  Nr.  149. 

Aede«,  JVdb*.  Wilh.  v.,  Ost-Europa.  2.  Abth.  A.  o.  d.  T.:  Die  TOrkei 
«ad  Griechenland  in  ihrer  Entwicklungs-Fähigkeit.  2  Hefte.  8.  1.  Heft. 
S.  1—282.  Frankfurt  a.  M.,  Völcker  (ä  Abth.  1  Thlr.  26  Ngr.,  3  fl. 
12  kr.  rh.).  —  Vbicini^  JH.  .4.,  Lellrcs  sur  la  Turquie.  2.  parlie: 
Lea  Raiaa  (Grccs,  Armeniens,  Arm^nienä  calhuliqucs,  Isra^lites,  Latios). 
18.  13^3  f.  Paris,  Duniaine  (5  fr.).  —  Das  lurkische  Reich  und  die 
Türken.    8.    147  S.    Freiburg  im  Br.,  Ramsperger  (18  IVgr.). 

Iii  ei  g  e  b  uu  r  ^  J.  f.,  Die  Donau-Fürstenlhümer.  Gesammelte  Skiiaen  ge- 
schichUicii  -  slalistisch  -  politischen  Inhalte.  1.  Heft.  8.  lY,  tl6  S.  mit 
Holzschn.  —  2.  Hft.  A.  u.  d.  T.  :  Die  Moldau- Walachen  oder  Romanen 
und  der  Russische  Schutz.  Nach  d.  Französ.  Moldau- Walach.  Albom 
des  Gen.-Consul  Ritter  Billeeocq.  8.  VIII,  107  S.  Breslau,  Kern 
1855.  (1.  2.:  1  ihlr.  3  Kgr.).  —  b  olinliueano ,  D.,  Les  princi- 
pautes  roumaines.  8.  4  f.  Paris,  Desoye  et  Boacbet. 
Britisrh  OsHndir-n.    Ladak.  Japan. 

ThorntoH^  Edw.^  A  gazetteer  of  the  territories  under  the  government  of 
the  East  India  Company  de.  1  vols.  London,  W.  H.  Allen  and  comp., 
(l.  4.)  Bcy  Nr.  576  p.  968;  Alk.,  Sept.  p.  1132. 

Observations  on  €ol.  Gotton's  proposed  systera  of  cheap  railroads  for  India. 
By  a  Madras  Ofßccr.    Afh  ,  Sppl.  p.  1065. 

Norton,  J.  Bruee^  A  lelter  to  Aobert  Lowe  on  the  condition  and  re* 
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quirements  of  the  Bfadras  presidency.  8.  335  p.  London,  Riebardio«. 
(5  8.)  Ath.^  Juljf,  p.  84(K  ^  Bombay  govermnent  records:  I.  On  •  ioppty 
of  water  to  Bombay.  U.  Report  on  the  soathern  districlf  of  the  Sanit 
collectorate.  By  A.  f  Bellaria,  III.  On  the  iettlement  of  fortf 
lands  in  Bombay.  IV.  Report  on  die  collectorate  of  Sbobpore.  By 
J.  D.  and  J,  A  inverarity,  —  and  alatiiticd  repoit  on  Giiebay. 
By  A  Srnrnmera.  Bombay,  for  the  governmenl.  Ath,^  Btfi,  p,  1165.  ^ 
Ceneral  report  on  tbe  administration  of  tbePkiq|ab  for  Ihe  ycan  1849—50^ 
1850—51.  London,  printed  fortiie  conrt  of  dbrecten»  jlih,,  Juu§,  «w 
741.  —  ill».  frmi^.,  Nr.  37. 

Cunninghmm^  A.,  Lad^  pbysicat,  ftattatleal  and  hialon'cal;  with  nolicea 
ef  Ihe  inrraoiidinf  conntriet.  London,  Allen  and  co.  Afh.^  AmH  p. 
397.  —  Alk.  /»-.  Nr.  42»  p,  986. 
Mittel»  and  Sttdamarika. 

iSTfitier»  JB.  0,t  Der  cenlralamenkaniscbe  Staat  Nicaragua  in  ßeaog  anf 
Win  Tolk ,  teine  Hatnr  nnd  seuie  Denkuller.  Jfebst  einer  Abhandlung 
Aber  den  toteroceanfachen  Kanal.  Dentach  Ton  Ed.  BöyfnBr  md 
mit  einem  Vorworte  von  C  A  Ii  f  er.  Illastrationen  u.  Karten.  8.  XVIII, 
570  9.  nnl  38  Kpfrlaf.  Leipaig,  Dyk.  (6  THr.  22  >/.  Sgr.)  c  B., 
Nr.  25.  —  Reiehmrdi^  C.  F.,  Nicaragoa.  Nach  eigener  Anschannng 
Im  Jahre  1858  und  mit  besonderer  Beafebong  auf  die  Auswanderung 
nach  den  keinen  Zonen  Amerika'«  beachrieben.  x>lit  einer  General-  und 
einer  S^ecial»Karte.  8.  XXVI,  296  S.  Braonschweig ,  Fr.  Vieweg 
n.  Bokn  (2  Thir,  10  Ngr  ).  Gersd.  ///,  6.  S.  336;  C,  Ä., 
Nr.  30. 

El  Peru  en  1853,  o  un  anno  de  su  liisloria  cuoleaiporaoea.  8.  374  f.  Parts, 
impr.  de  I^laulde. 

Van  der  Straeten-  Ponthofs  j  lu  corole  Aiig.^  Le  budget  du  Bresil,  ou 
recherches  sur  les  ressources  de  cet  empire  dans  leurs  rapports  avec 
les  inlerÄls  europdens  du  commerce  et  de  1  cmigralion.  3  vuls.  8.  IX, 
307;  318;  362  p.  et  3  cartes.  Bruxelles,  Muquardt  (6  Thlr  20  Ngr.). 
—  Hörvieyer^  Job.,  Beschreibung  der  Provinz  Uio  j^^rande  do  Sul 
in  Südbrasilicn  mit  bcsond.  Rücksicht  auf  deren  Colonisatioo.  Hrsg. 
von  Mich.  Kr  off.    12.  100  S.  Cobleoz,  Hölscher  (6  Ngr.} 

Auslr^Uen. 

Neudörfer  ^  F.,  Australien  bis  zum  J.  1854.  Mit  besond,  Notizen  für  den 
Handwerker-  und  Bauernstand.  8.  X,  214  S.  Leipzig,  Alagazin  L 
Literatur.  1855.  (22  Ngr.) 

Malone,  R.  Edm.j  Threc  years'  crui^e  in  the  austraiasiau  colonies.  Lon- 
don, ßentley.    Ath.,  June,  p.  715. 

StmtUttk  em»eitter  TheUe  d»$  Blaalt-  uud  geseiiscMfUivkeH  JLebtna  in  «in^m 

BmtWtmrmng  «ml  Cummik^. 
Cemas  of  Great  Britain  in  1851 ;  comprising  an  aoconnt  of  the  nnmbers  and 
dislribntioB  of  the  people,  thehr  agei ,  coojugal  eendition,  occopalioni» 
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and  UrllipUictt;  with  nlons  of  Hie  Uind»  Ae  deaf  ud  danb»  and  the 
inmatoi  of  public  Institulioiis,  aad  an  analylical  index.  Bcprinted,  in  a 
coodeiued  fomi,  fron  Ihe  MM  reporli  and  tablee:  wllli  map.  S, 

208  p.  (3  s.) 

Flourens,  P.,  Oe  la  leagdvll^  oa  de  la  qmmtitd  de  vie  mu  ie  globe. 

18.  67.1  f.  Parii,  Garnier  frtrea.  1855.  (3  fr.  50  c) 
Naanilijst  van  n^eberenen,  gehuwdeo  en  overledenen  Ie  Utrecht,  Opgave  der 

verkoopingen,  Meteorotogiscbe  Waamemingen,  ans.  Nr.  1^12.  Ulrecbl, 

L  E.  Bosch  en  Zoen.    1853.  (1  fl.  80  c) 
Es  eher  ich,  Hygiciniflcb-atalistifclie  Studien  über  die  Lebenadauer  in 

ver:,cliiedenen  Ständen  auf  den  Grund  von  15730  nacb  den  Geburta- 

jahren  registrirlen,  gleichseitig  lebenden  difenit.  Beamten  [Ärzte,  katbol. 

und  Protest.  Geistliche,  Schullehrer,  Forst-  nnd  Jnstixbeamte]  desKdnigr. 

Bayern  nach  dem  Status  1852.   8.  66  S.  mit  1  Steintaf*  4.  Wfirsborg, 

Slahel.  (75  Thlr  ) 

QrälSier,  J. ,  Beitiüi^r  zur  BevÖlLcrungs  - ,  Armen-,  Krankheils-  und 
Sterbiichkcits-Statistik  der  ätadt  Breslau.  1.  37  S.  uiil  iO  Tal.  Bre^ilau, 
Aderholz  (Ve  Thlr.). 

Simon ^  John^  Reports  relating  to  Ibe  santtary  conditioo  of  tbe  city  of 
London.    8.  352  p.  (8  s.  6  d.) 

Jahresbericht  über  die  YerwaUuii-x  des  Medicinalwesens,  der  öffentlichen 
Krankenanstalten  und  den  ailgeiueinen  Gesundheitszusland  des  Kantons 
Ziirit  fi  im  J.  1853,  nebst  Mitlheilungen  aus  der  Praxis  der  Acrztc  unti 
Tbieriirzlc,  rrstaltet  von  der  Dircction  der  MedicinalangeiegcnheiJen. 
8.  1V\  197  S.  mit  1  Tab.    Zürirh,  Orell,  Füssli  u.  C.  ("7-  Thlr.;  1  fl.  rh.) 

Medicinul-Kalender  für  den  preuss.  SUuit  nnf  d  J  1855.  Mit  Benutzung  der 
Akten  des  Kgl.  Ministeriums  der  geisll.,  Unterrichts-  und  Mcdicinal- 
Angelegenbeilen.  8.  CXCVl,  292  S.  Berlin,  A.  Hirschwald.  1855. 
(l  Thlr.) 

Lanrf-  tt  ri  -f  F^emncht .     Finnn^pti . 

Die  Armeen  dt  r  am  orientalischen  Kriege  direct  und  indirect  betheiligten 
Mächte.  Mditairisch- statistisch  zusammengestellt  von  einem  deutschen 
Officier.    8.  VIII,  124  S.    Leipzig,  Rcmraeiniann.  (''•>  Thlr.) 

Zweyttnger,  (?. ,  Die  Seemacht  Enr^lands  und  Frankreichs  militairiscb- 
statistisrh  ii   s.  w.    8.  38  S.    Leipzig,  Hemraehnann.  (Vi  Thlr.) 

Haag  er,  Ernst,  Die  Lotterie  -  Anleihen  des  Kaiserstaates  Oestreich  von 
1854  und  der  Städte  Brüsse!  nnd  Lüttich  von  1853  in  3  Tabellen.  Nach- 
träge zu  dem  1852  erschienenen  Werke:  Sämuitliche  Staats-  und  l'rivat- 
Lotterie-Anleihen  u.  s.  w.  S  Tabellen  in  Fol.  Karlsruhe,  Herder  1855. 
(12  IVpr.,  40  kr.  rh.;  cplt.  1  Thlr.  ?2  Ngr.,  2  11.  40  lir.  rh.) 

Bergbau.    Land-  und  Forslwirthschaft. 

Whitney  ^  J.  D.,  Tho  metöllic  wealth  of  the  United  States  described  and 
compared  with  that  of  olher  countries.    8.  543  p.  Phüadelpliia.  (16  s.) 

Itoebe,  Will.,  Jahrbuch  der  Landwirthschaft  und  der  landwirliuschatllichen 
6tatifttik.  7,  Jahrg.  1854.  Leipzig,  Retebenbach.  Brtm^UmUM*  A/.  143. 
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Die  höhere  Ackerbau  -  Schule  zq  Klmgenberg  im  Canton  Thurgaa.  4.  20  S» 

Frauenfeld,  Verlags-Coitipt.  (4  Ngr.;  12  kr.  rh.) 
Hoeky  F.,  Slalisliache  MiUheilungen  über  die  forstwirlhflchaftlü  hon  VerhÄlt- 

DiMC  im  Herzogthum  Coburg.    8.  IV,  106  S.  mit  6  Tab.  Coburg, 

Riemann.  (1  Thir.  8  Ngr.)- 
Beequerel,  Rechercbes  sur  1a  slatistique  des  cördales  et  en  particalior 

da  froment ,  pendant  la  pdriode  de  1815  k  1853.  8.  3^/4  f.  QSitrail 

des  mdmoires  de  la  sociefd  imperiale  et  ceatnlo  d'agriealtoro.  Anndo 

1853.]  Parii,  inpr.  de  Boacbard^Haiard. 

IndustrU. 

Katalog  der  allgemeinen  dentiehon  -fodattrie^Aaiitellniig  m  Mfinchen  Im  J. 
1854.  2.  Aofl.  8.  Vin,  372  8.  MOachoii,  Kauer.  (V2  ThIr.)  -  Be- 
•direibeBder  Katalog  der  Wttrtteiiibergiichea  Bneogsiite  in  der  al^meinen 
deatodien  Indoftrie-AnMteUmig  an  Hftnchen.  Hrsg.  von  der  Verwaltung 
dea  Wilrtt.  Hmleilagen  in  Stattgart.  8.  136  8.  Stattgart,  MeUler. 
(12  Ngr.) 

Beriebt  der  Bandeli-  und  Gewerbekammer  in  Bräun  über  die  gewerbi-  and 

handela-ftatistlicben  Verfaflltniiie  ibiea  Beiirkei  im  Jahre  1851.  8.  X, 

320  S.  und  167  S.  Anbang,  mit  vielen  Tabellen.  C.  ff.,  Nr.  BS. 
Dolder^  ilfeinr.,  Die  Fabrikation  von  Seidenstoffen  Im  Kanton  Züncb. 

Mit  Abbild.,  Rissen,  Formularen,  Mastern  und  Tabellen.   4.  IV,  106  S. 

Zarieh,  Scholthess.  1851.  (2V3  Thlr.) 
La  Fartti^i  F.  de,  Stüdes  ^conomiques  sur  rindustrie  de  la  soie  dans 

le  midi  de  la  France.   3.  dlude.   Classes  laborieuses  vouees  au  lissage 

de  la  soie.   Fabrique  de  Mmes.   8.  2V2  f.    Paris,  Guillaumin. 
Mitehler^  Pekr,  Das  deutsche  Blsenhüttengewerbe  vorn  Stau  Ipunkte  der 

Staattwirthsdialt.   Mit  Beniitsnng  amtl.  Quellen.   2.  Bd.   i^lit  3  Taf.  u. 

1  Beil.,  entb.  das  nene  k.  k.  Berggesetz  für  die  Österreich.  Monarchie. 

8.  Vin,  400  S.   Stuugart,  Cotta.  (1  Thlr.  14  i\gr.,  2  fl.  36  kr.  rh.; 

cplt.  4  Thlr.,  6  fl.  36  kr.  rh.) 

Haitihl  un.i  Sc/nffüfirt . 

Tabellarische  l  Lbersichten  des  lliiniburgischen  Handels  im  J.  1853  ausgearb. 
von  dem  handelsslatisl.  Buj  eau.   4.  IV,  135  S.  Hamburg,  Herold.  (24  Ngr.) 

Tabellarische  Uebersiclit  des  Bremischen  Handeis  im  Jahre  1853,  zusanimen- 
geslclll  durch  die  Behörde  für  die  Handelsstatistik.  Fol.  lY,  220  S. 
Bremen,  Heyse  {2^5  Thlr),  Brem.Hand.Bl.  Nr.  148. 

ney  er  ^  F.  H ,  Aus  der  Havanna.  Erfahrungen  und  Ansichten  über  die  Fa- 
brikation der  echten  Cigarren.  Nebsl  Alittheilungen  über  Tabacitsbau 
und  Tabackshandel.  8.  54  S.  Bremen,  Schünemaon;  Kübtmann  u.  Comp. 
(IVi  Thlr.)  lUemMand.Bf.  iVr.  155. 

Directioo  generale  des  douonrs  ci  des  contributions  indirectes.  —  Tableau 
gönöral  du  commerce  de  la  France  avec  aes  colonies  et  les  puissances 
ötrang6res,  pendant  l'annee  18.i4.   4.  78  f.,  iinpr.  inipt^ri:i!e. 

Bourgoit^  Rappgrt  a  S.  E.  M.  Ducos,  ministre  de  la  marine,  sur  la  na* 
ZaUidur.  fttr  SUatow.  1854.  4s  H«a.  47 
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iff^  Büehenehaa. 

viffltion  commerciale  ä  vapeur  de  i  Anglelerre.    4,  34 f.-  Paris,  Artljufl- 

Berlrand.  (16  fr.) 

Over? igt  van  de  sclieepvaart  onder  Kederlandsche  vlag  op  de  Oost-Indiea 
c.  a.  gedurende  1853,  benevens  het  Register  vaii  al  de  schepen  onder 
Nederlandsrlic  vlag  daartoe  gebezigd  wordende  of  daarvoor  bescbikbaar, 
alsmede  eene  komplele  lijsl  der  op  Stapel  staande  of  in  aanbouw  zijnde 
schepen,  bestemd  voor  de  groote  vaart.  b.  Amsterdam,  Mariof  en 
Zoon.   (15  c.) 

iMaouel  statistique  des  principales  valeurs  negociees  ä  la  Bourse  de  Paris. 

8.  30  f.    Paris,  ViDcbon.  —  Francis,  John,  La  bourse  de  Londres, 

iraduit  de  l'anglab  par  Lefeere-Htfm/Ie.   8.  Paria,  Jules  Aeoouard. 

Ath,  fran^'t  Nr,  27,  35. 
Pepe,  Charles,  Yearly  Journal  nf  tmde,  1854^55  etc.   24th.  edition. 

Loadon,  Benj.  Crane.   £e.,  Nr»  576.  988. 

Eitenbahnen. 

Weher,  ItL  von.  Die  Technik  des  Eisenbahnbetriebes  in  Bezug  auf  die 
Sicherheit  derselben.    Leipzig,  B.  G.  Teubner.    Brem.Hand.Bl;  Nr.  156. 

Michaelis ,  Jul.,  Deutschlands  Eisenbahnen.  Ein  Handbuch  für  Geschäfts- 
Jente  etc.,  enthaltend  Geicfaichte  und  Bescbreibang  der  Eisenbahnen, 
deren  Verfassung,  Anlagecapital ,  Frequenz,  Einnahme,  Rentabilität  und 
Reservefonds  nebst  Actiencursen.  Nach  officiellen  Quellen  bearbeitet.  8. 
XXIV,  227  u.  52  S.  (l  Thir.  10  Ngr.)  Gersd,  R.,  III,  4.  S.  216. 

Weinhotd,  C  W.,  Projectirte  Eisenbahnlinin  von  Dresden  über  Freiberg 
nach  CbemnitB.  Fol.  Litb.  Freiberg,  Engelhardt.  1853.  (8  Ngr.)  — 
B§9choren^  L*^  Bedenken  gegen  die Ertragsfftbigfceit  der  projectirten 
Dreaden-Tharander  Eiaenbabn  and  Vorscblag  an  die  Actionaire  zur 
Zorflckgabe  der  BauconceMion  an  den  Staat  8.  26  S.  Aleisaen,  Moacbe. 
1853.  (5  Ngr.)  —  PtaiHttf  C,  Fr.^  Beantwortung  der  Frage:  Ist 
ansunehnien,  daas  nach  Heratellung  einer  Eiaenbabn  v.  Dresden  mcb 
Tbamnd«  Freiberg  nndChemnita  nach  Zwickau  in  derFreiberger  Gegend 
die  Zwickauer  Steinkoblen  und^Koaks  diejenigen  des  Plauenschen  Grandes 
▼erdringen  werden.  8.  24  S«  Freiberg«  Engelbdt.  (5  Ngr.)  Beutlt 
F.  C  Frhr,  9.»  Die  obererigebirgische  Eisenbahn.  8«  24  S.  Freiberg, 
Engelhardt.  (5  Ngr.) 

Be<#,  Vielor^  Les  cbemins  de  fer  fran^ais.  8.  160  p.  Paris«  Hacbett» 

el  comp.  (4  fr.  50  c.)  Oersi,  A.,  /II,  4.  8,  220. 

«rinrA«.  BtiM§,  Bt^ftnÜsn,   WMltkätigMiamitttM.  Btimd§nm§sm, 
FinMier^  G,^  Kirchliche  Statistik  der  refomirten  Schweis.  In  2  Abtbign. 
1.  Abth.  8.  Vm»  288  S.  Zflrich,  Meyer  und  Zeller.     TUr-  'Vs  Ngr.; 
1  i.  54  kr«  rfa.) 

Ho  Im« pfeif  il.«  Mittheilongen  Ober  Erniebung  und  Unterricbl  in  Frank*  ' 
reich.  8.  VI,  215  S.  Magdebuiy,  Baenscb.  (1  Tblr.)     il.  A  S.  101. 

yFtmmer,  Asrm.,  Die  Kirche  nndSdinle  in  Nord-Amerikn.  Uebenichdick 
beschrieben.  8,  VID^.  868  S.  Leipzig,  Holfaiann.  (1  Tblr.  10  Sgr.) 
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£duc«Uon  in  England,  Wales,  and  Scotiand.  Report  and  tablef  prwented 
to  parliament.   2  vols.   Alh..,  June,  p.  778. 

FmhBr^  F.  F.,  Die  WQrltembergischen  Familienstiftungen.  Heft  1.  2.  Ani. 
Stottg.,  Köhler.  1853.  Heft  2-10.  Ebds.  1852-54.  (&  36  kr.)  ~ 
Zwez,  IF. ,  Stipendienbuch  für  das  GlizUi.  Sachsen- Weiniar-Biteiiacii 
nebst  Anhg.    8.  131  S.    Weimar,  Hofbuchdruc-kerei.  (15  Ngr.) 

Pm99€rini^  Storia  degli  Stabilimenti  di  BeneHrenm  e  d'Istruaiona 
elementare  gratuita  della  cittii  di  Firani«.  8.  XXXi,  962  p.  Firensd, 
Le  Monnier  1853. 

Bi$nim*eh^  J.  G.^  Jahrawchrift  Uber  dit  Blindenwem  im  AngnSnefnen 
win  Ober  dia  Blindan- Anstalten  Dentachlandi  inabaaondara.'  8.  VIHi 
315  S.  Barlin,  Yereint-Bucbbandlung  1853.  (1  Thir.)  Gm-fd.  Jl*,  III, 
1.  8,  40. 


X.  Geschichte  des  Staats  und  der  Gesellschaft 

Im  Allgemeinen. 

Hiitorisches  Jahrbuch,  l^<.^3-^554.    8.  VT,  310  S.    Leipzig,  Lorck.  (1  Tblr.) 

Gersd.  R.,  III,  1.  S.  30.  —  C.  ß.  Nr.  26. 
Arud^  Ed.,  Geschichte  der  letzten  40  Jahre.   1  Tbl  C.       iVr.  39. 

Deutsrhland    Ungarn.  Scliw^Iz. 
Uillebran  d  ^    JuK  Hub.,  Lehrbuch  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsge- 

schichie.    1.  Abth.  8.  S.  1—331.   Leipzig,  Fr.  Fleischer,  (cpit.  3  Thlr. 

15  Kgr  )   ^'>r.v^.        ///,  3.  131. 
Biedermann  ^  A^/r^  Deutschland  im  18   Jahrhundert.    In  2  ßdn.   1.  Bd. 

Politische,  iii»terielie  und  sociale  Zustande.    8.  XX,  428  S.  Leipzigs 

Weber.  (2  Thlr.  15  Sgr.)  C.  ö.,  Nr.  33. 
Wignnd^   P.y  Denkwürdigkeiten  für  deutsche  Reichs-  und  Staatswissen- 

schait;  gesammelt  aus  dem  Archiv  des  Reichskammergerichtii  zu  Wetzlar. 

8.  XXVIH,  339  S.    Leipzig,  Hirzel.  (1  THr.  22V3  Sgr.)  C.  Ä.,  iVr.  26. 
YoUstindige  und  ausführliche  Geschichte  der  schleswig-holsteinischen  Erhe- 
bung und  des  deutsch-dänischen  Krieges.    6.  Lfg.  oder  2.  Bd.  2.  Lfg.  51 

12.  S.  121-240.  Altona,  Heilbutt.  1853.  (V2  Thlr;  L  U.  2  Thlr.  27  Kgr.) 
Smakmd^  Emeric,  Hangary,  past  and  präsent.   Edinburgh,  Black.  iUA., 

Fe6r.  p.  206. 

Tiiiier^  Ant,  v.,  Geschichte  der  Eidgenossenschaft  während  der  Zeit  des 
80  geheisienen  Forlschrittes,  v.  d.  J.  1830  bis  lur  Einführung  der  neuen 
Bundesverfassung  im  Herbste  1848.  Aus  authent.  Quellen  daigestellt 
2.  Bd.  8.  VU,  396  S.  Bern,  Huber  u.  Comp,  (jk  i  Thlr.  24  Ngr. ;  3  il.  rh.) 

England,  ßelgien. 

Hüll  am,  H.,  The  constitutional  history  of  England.   7tb  edition.   3  voll. 

8.  1351  p.  (30  s.) 

Quimot^  Histoire  de  la  rdpnblique  d'Angleterre  sous  Cromwell.  Artide 
eritique  de  H.  Pott#ef.  8.  2  f.  Paris,  DonnioL 
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William  Penn,  oder  die  Ziutinde  Englands  1644— 171S.   Aus  dem  Englischen 

\oa  Ernst  B Unsen.    YIII,  215  S«   Leipzig,  F.  A.  Brockhaus.  (1  Tbir. 

10  IVgr.)  Gersi.  A.,  III,  3.  166. 
Mahon,  History  of  England,  from  the  peac«  of  Utrecht  to  the  peace  of 

Venailles,  1713-1783.  I— VII.  16.  XTI,  426;  XII,  408;  XII,  447; 

XIY,  413;  XIY,  392;  XII,  401;   XIV,  436  p.  Leipaig,,  B.  Tauchnilz. 

(ii  15  Ngr  )  [Vollenilet.]  AOL  fr.  Nr.  1. 
Chriitie,  Äo*.,  A  history  of  the  lale  province  of  Lower  Canada,  par- 

liamentary  «nd  politicali  from  ihe  eommencemenl  tothe  dose  of  its  exi- 

•tenceas  taeparateprovinceienhrteingaperiodoffifty  years  (1791  ~  1841) ; 

5  vols.  2320  p.   London;  Quebec.  (36  t.) 
Driesen^  laiiw*%  Die  Gröndong  der  Terfassungsnlssigen  Monarchie  in 

Belgien.   8.  VI,  146  S.  Mflhlheim  an  d.  Ruhr,  F.  H.  Nieten.  (^3  TbIr.) 

C*      Nr,  39. 

f^aniraich» 

Qrm99»ly  Lea  itata  gtfnöraus  tu  XV.  aitele.  8.  4Vsf.  Montpellier,  impr. 
de  Boehm. 

BßUstonvitiBi  D\  Hitloiro  de  la  rdunion  de  la  Lorraine  ä  la  France. 

Tome  L  8.  Paria,  Hichel  t6vy.  AA.  franf.,  Nr,  38. 
Blmne,  Loui9^  Hialolre  delar^olution  fran^aise  [in  10  Thailen].  Tome  6. 

8.  31  f.  Paria,  Langloia  «st  Leclercq.  (ä  6  fr.) 
€irar4oi^         Dea  anbaiatancea  de  1789  h  1795.    18.  2^3  f.  Paris, 

Paul  Dnpont. 

Crowty  Eyre  Bvmt*^  History  of  the  reigna  of  Loula  XVIII  and  Charles  X. 
3  wla.  8.  .982  p.  London,  Bentley.  (1  L.  8  a.)  Alh,  Aug.,  p.  988. 

Jltfm«#,  Ai$ae,,  Histolre  de  dix-hnit  ans,  depuis  Pavinement  de  Louis- 
Philippe  jusqu*  4  la  rdvolutlon  de  1848.  2  vola.  8.  49Vt  f.  Pkria, 
Krabbe.  (12  fr.) 

YidaiUuu^  He,  Souvenirs ^poUtlques  (1848-1851).  8.  18*/i|  f.  Mets, 
Lorette,  Palles  et  Rousseau;  Paria,  Amyot.  (5  fr.) 

Bsrjemu^  J,  PA.,  Biogrnphlea  Bonapartistea.  Londreä,  Ifbralrie  et  agence 
de  l'imprimerie  universelle  de  Jersey.  Ath.^  Fekr,  f,  181. 

Jl an ffttll,  m.,  Histoire  de  Napoleon  III,  emperenr  dea  Frankels  etc.  4.  Edi- 
tion, 8.  17  f.  Paria,  nie  Larrey,  8.  (3  fr.)  —  Weseke,  II'.  L., 
Napoleon  III.  Kaiser  der  Franaoaen.  8.  VI,  331  S.  Leipzig,  \>  cngler. 
(2Thlr.)  —  Filtt,  Auguste,  Hiatoire  deNapoldon  HI  et  dn  rtftablisse- 
menl  de  Pemplre.  8.  32V«  f>   Paria,  Hachelte. 

Compte  rendu  dea  atfancea  dn  corps  legislattf.  Session  1854.  Tome  nnique. 
(Du  3  mara  anl.juin.)  8.  29Vgf.  Paris,  impr.  deffeari  atCh. Kohlet. 

Vat*iiiire,  A,  J.,  Hialolre  de  Paria  et  de  son  influence  en  Europe,  depuis 
lea  tempa  lea  plaa  recnl^a  jusqu*  k  noa  joun.  8.  Tome  H.  337*  f.,  W, 
33Vs  L  Paris,  Desohry  etc.  [Wird  5  Binde  stark  werden  nnd  32  fr. 
50  c.  koatenj. 
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halten.  Spanfo». 

SetopU^  JPMrfeo,  Dell«  Mttlioiii  politklie  tra  la  DbatUt  4i  SaTofa  «d  3 
Goyenio  Britamiicü.  Ricerche  Moricbe.  8.  Torino,  Penl».  1853. 

Uwelotf  N9Hm,  De  renoeiioii  de  Tei-piteeipiaU  de  Monaco  k  le  8ar- 
daifoo.  8.        !•  Paria,  Ledoyen. 

B€i  äi9f  Am*  PafTti*9  Decadeecia  de  Eapado.  I.:  flialoria  del  aolefi- 
nueato  de  laa  coaHioidadei  de  Caalilla.  8.  Madrid,  Mdlado;  Parii, 
Mm  Sohnidt  Alk.  firmi^,  Nr.  28.  —  Minui^H,  JuLt.,  Alteamd 
Nenea  aua  SpaMon.  2  Bde.  8.  VIII,  304  o.  IV,  338  S.  BerUai,  all- 
geBBcine  denliclie  Yerlagt-Anatall.  (2  TiUr.  15  N^.)  C§rtd*  lt$f*f  Iii, 
X  S.  81. 

Auobiid.  TIHtaU  jtwblaa.  OrMmlaad. 

Roepetl,  HtVA. ,  Die  orientaliaebe  Frage  io  ihrer  feaebichtUcheii  BnU 
wiekeluvg.  1774  —  1830.  B.  VII,  320  S.  Breilae,  Trewe»dt  wd 
Granier.  (IV2  Thir.)  C.  B.,  iV^.  39.  —  Bouvel^  Fnm9i»iu§,  La 
Torquie  el  lea  cabioelt  de  i'Eorope  depuU  le  15.  iiöcle,  oa  la  qaeatfon 
d'Orieal.  2.  ddilioo.  Nouvelle  präface.  18.  1  f.  Paria,  Giraud.  1854. 
[BloM  die  Vorrede.   Preis  des  ganzen  Bands  3  fr.] 

Das  blaue  Buch.  Erste  und  vollsländige  Sominlung  aller  wichtigen  Akten- 
stücke, welche  in  der  russisch-türkischen  Differenz  vpröffentlichl  wurden. 
Mit  einer  historischen  EinUituug  und  in  chrouolügischer  Verbindung. 
:  Lf?.  (Schluss.)  8.  S.  193-288.  Wien,  Jasper's  Willwe  u.  Hügel, 
(a  12  INj^r.j  Andrtnlti,  F.  L.  Alvare»  d\  A  Russia,  a  Turquia  e  a 
historia  da  actual  gucrra  do  Oriente.  18.  lO^s  f.  Paris,  M>n<  veave 
Aillßud,  Monlon. 

Schtiiti&ler  f  I<a  Russie  Hncienne  et  modenn  ;  histoire,  descripiion,  moeurs, 
avec  illustrations.    8.    Paris,   Lebrun     Alh.  fran^.^  Nr,  42.   p.  985. 

—  Kelly.,  Wülfer  K.,  History  of  Russia  from  the  earliest  period  to 
the  prescnt  time ,  cojnpüed  from  ihe  mosl  authentic  sources,  including 
Karamsin,  Tooke  and  Segur.    In  2  vols.    Vol.  1.   8.   502  p.   (3  s.  6  d.) 

—  Rabbe,  Alph.  and  Dune  an,  Junuth.^  The  history  of  Russia  from 
the  foundation  of  the  enipire  to  the  close  of  the  hungarian  war.  2  volt. 
London,  Herbert  Ingram  and  co.    Ec.^  JVr.  577.  p.  1020. 

Finnlands  Gegenwart  und  Zukunft.  Stockholm;  Paris,  Franck.  Ath. 
fran^.f  Nr.  42.  p.  985.  —  Die  Krim.  Ihre  Geschichte  und  geographisch- 
statistische  Beschreibung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen 
Kriegsercignisse.  Nebst  einer  Karte.  3.  Auflage.  8.  32  S.  Leipzig, 
Remmelmann.  1855.  (V4  ThIr.)  —  Wunderbar ,  R.  J.,  Geschichko 
der  Juden  in  den  Provinzen  Liv-  nnd  Kurland,  seit  ihrer  früheaten 
Niederlassung  daselbst  bis  auf  die  gegenwärtige  Zeit.  Nach  den  an- 
thentischsten  Quellen.  8.  80  S.  Milan  (Leipiig,  C.  L.  Frilaiche). 
1853.    (12  Kgr.) 

La  vdritd  snr  Penopereur  Nicolas,  histoire  intime  de  aa  vie  et  de  aon  r^e, 
par  ua  Rmae.    18.  320  p.  Paria,  Ubrairie  noatelle.  Alk*  flrM^, 
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Nr,  41.  f»  962,  —  Chriiimmty  Henry,  Lives  of  the  cmperor  of 
r.  '  Bnlfi«,  Nkholw  I.«  tnd  the  «nlU«  of  Tirkey,  Abdul  MwUid  Kluii.  13, 

aso  p.  (3  c.  6  d.) 
^ciii«rUii0>  il.  ie^  Hiiloire  de  la  Tnr^ie.  Tome  iw,  B.  25V«  ^ 
Parii,  Victor  Lecou,  Pagnerre.  (5  fr*)  —  Hiitory  of  Ihe  olfdiMB  empira : 
ibdoding  •  aervey  of  the  greck  cropire  and  the  cruaadea.  Bj  San. 
Jacob,  CoIoBol  Proei^pf  L.  E.  KiiAU  and  4ameaM«  C^n€th$» 
2.  ed.  8.  448  p.  (7  §.  6  d.)  ~  Fretar,  Jl.  IK,  TMrkey,  aacient 
and  moderas  a  hialory  of  the  ottoaMO  empire,  froai  the  period  of  tia 
ecUlblitbinent  to  the  prcaeot  time.  8.  540  p.  Edinbargh.  (1  a.  6  d.) 
—  Tanfana,  Schets  der  geichiedoDfi  van  hat  Tarkache  Rijk,  van  af 
bei  ei  (Hie  der  zeventiende  eeuw  tot  op  baden  elc.  Uli  bet  EogeUcb. 
•  '    8.  Zwolle,  Erven  J.  J.  Tijl.    (50  c.) 

Gunibtrtf  Barthelemy  -  Sylvesfre  ^  Essai  historique  sur  \c&  revolulions  et 
I'iod^pendance  ile  la  Serbie  depuis  180 (  jusqu'  ä  nos  jours.  Tome  1. 
8.    20  f.    üne  c;^rte.    Paris,  Franck.  1850. 

üTio  Tov  1821 -~  1833.  8.  193  S.  U^vr^au  (2  Dracbroeo.)  Girsd. 
Hep.t  III,  5.  271. 

Otlindiea«  China.  Japan. 

BrskinB,  WiU,,  A  historjr  of  India  nnder  the  two  first  aoYereigna  of  Ihe 
hoaae  of  Tauaur,  Bdber  and  Homdyn».  2  vota.  London ,  Longman 
and  Co.  Aih,f  Jmu,  p.  771.  ^  Brumund^  J,  F.  O.,  Indiana.  Ver- 
lameling  van  atnkken  over  Landen,  Velken,  Oudheden  en  Gcachiedenia 
van  den  Indtachen  Archipel.  2.  atuk.  Met  phiten.  8.  Amsterdanii 
P.  N.  van  Kampen.  (3  II.  30  c.) 

Ca  Hary  und  Tvmn^  Der  Anfatand  In  China  von  aeiner  Entstehung  bia  s«r 
Einnahme  von  Nanliing.  Ana  dem  Frans,  von  JlaMard  Ofla«  Mit 
einer  Karte.  12.  VIII,  219  S.  Braunschweig,  Fr.  VIeweg  und  Sohm 
(1  Thir.)  Oertd,  Hep.,  III,  3.  8.  167.  ^  A  history  of  China  lo  Ihe 
present  time,  including  an  acconnl  of  Ihe  riae  and  progresa  of  Ihe  pro- 
aenl  religiona  insorrection  in  thal  empire.  London,  Bentley.  illA.,  Fair. 
p,  180.  —  Biernatmkii  K.  Die  gegenwirtige  polltlach-religiOae 
Bewegung  in  ChUia.  8.  VII,  112  S.  Berlin,  Wiegandl  nnd  Grieben. 
(V2  Tbir.) 

Siebotd,  Phil.  Fran%  v.,  Urhundliche  Darstellung  der  Bestrebungen  von 
Riederland  nnd  Busstand  cur  ErOlTnong  Japan's  für  die  SchifTahrt  und 
den  Seebandel  aller  Nationen.  4.  31  S.  u.  1  Karte.  Bonn,  Mats. 
(1  Thlr.)   a  B.,  Nr,  43. 

Anerilca. 

Bmneroft,  George,  History  of  the  american  revolution.  Vol.  IlL  8.  611  p. 

London,  Bentley.    (15  s.)   AHL,  Ju^,  p.  936. 
Fischer,  RiehMrd üwiini«!^^  The  prograai  of  the  Uniled  States  af  Americn, 
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from  ihe  eariiett  perio4i|  geo^p-ephical ,  stmiftkal  and  bistorical«  com- 
piled  from  oiBcfol  reiurna  etc.  8.  436  p.,  map.  (12  s.  6  d.) 
Tbirty  yenrs'  view;  or,  a  history  of  the  working  of  the  american  goyero- 
meBt  for  Ihirty  years,  froro  t820  to  !850:  chiefly  taken  from  tbe  con- 
gres«  debates,  tbe  private  pepers  of  general  Jackaos,  and  the  speediei 
of  eiaenator  Beatoa,  with  bis  actual  view  of  roen  and  affaira.  By  • 
Senator  of  Ihirty  yeara.  Vol.  I.  New- York,  Appleton  and  conp. 
Ath»f  iitff  «t  p.  986. 

Kmff,  Frdt.,  Die  Sklaveofnige  in  den  Vereioigten  Staaten.  Geachichtlich 
entwickelt.  8.  VI,  185  5.  Hil  i  Steintaf.  Gftllingen,  Wigand. 
(1  Thlr.) 

¥Mt§nfin9j  l^ao.  T.,  Hialory  of  the  cily  of  New -York.  New -York, 

Putnam;  Paris,  Bossange.   Ath.  franf.^  Nr*  35^ 
F0rri9,  Benj.  O.,  UIaIi  und  the  .^lormons.     The  history,  governnienl, 

doctrines^  custoins  raid  jirosj>ecl8  of  Ihc  lalttr-ilay  saints,  from  personal 

obscr\ itiiüus  during  a  six  nionihs'  residence  al  (»real  Salt  Lalie  City. 

Wew  -  York,  Uarper  ßruthers;  London,  Low  and  comp.    Ath.,  Aug., 

p.  1014. 

Siep heng ,  John  />.,  Reisrrrlcbnisse  in  Centralamerika,  Cbiapas  und  Yucatan. 
Nach  der  12.  Aufl  ins  Deutsche  ubertragen  von  Ed.  H oep  fner. 
Mit  1  Karte,  Fiänen  etc.    8.    XIY,  554  S.    (9  Tblr.)    C.  I?.,  Nr.  27. 

PmuU  Almeida  a  AI^Mf tierf iie,  VirmM.it^  Breves  reflexöes  retro- 
apectiTas,  poUUcaa,  moräea  e  aociHes  sobre  o  imperio  do  Brazil,  e  suas 
rela^Öea  com  aa  outraa  oa9ÖeB.   12.  6^8  f.  Paria,  impr.  de  Bemqnet. 

C*rvnU9,  Mtjmdro  fUrngminoM,  Eatndioa  Uatoricos,  pollticoa  y  aocialea 
aobfe  el  Bio  de  In  Platn.  18.  Il'/a  f.  Pari«,  me  Saint -Andrö-dea- 
Arla,  47. 

Afrika.  Aiulraltea. 

Wood,  A.  T.y  Geschichlc  iUt  Htpublilv  LiliLTin,  seit  ilirer  Gründung  bis  zu 
ihrer  ünabhängipk»  itst  rklarung ;  nebst  Bumerkungen  über  den  Zustand 
der  Landeslheilc  und  der  IiLirfrerlichen  und  religiösen  VerhaUnisse  der 
Eingeborenen  und  £inge wunderten.  Aus  dcni  Engl,  übersetzt  von  A. 
12.    9(j  S.    Hamburg,  G.  W,  Niemeyer.    ('/,  Tlilr.) 

Lauts,  O.,  Gesrhiedenis  van  de  Kp?ip  de  Goede  iloop,  Nederlandsrhe 
Volkplanling,  16j2— 1806.  8.  Alet  1  plaat.  Amsterdam,  J.  D.  Sij- 
brandi.  (2  fl.)  —  Stuart.  ./. ,  De  Koüandache  A^^lk^^nen  en  liunne 
Republiek  üi  Znid-Afrik.-),  mel  eene  nieuwe  kaart  van  Zuid-Afrika.  8. 
Amsterdam,  G.  W.  Tielkemeijer.    (3  fl.  90  c  ) 

Sidney,  Sam.f  Aaatralien.  Geschichte  und  Beschreibung  der  drei  Austra* 
lischen  Colonieen:  Neu  -  Süd  -  Wales,  Victoria  and  Südaustrab'en.  Nack 
der  2.  Aufl.  des  engL  Originals  übersetzt  von  C.  Vole  khuu^en» 
Hamborg,  Otto  Meiaaner.  Bnm.  BtmdBL  Nr,  154. 
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€/0ieh{ehi0  eintefner  Oebifle  und  Erscheinungen  de»  ttaatHektn  urfSw  jWMf/- 

schnfilichen  I^e^n$  in  einem  oder  m^krerm  Sttmtm» 

Allgemeine  politiicke  Bt^iehungen, 

Waehsmuth,  iV.,  Geschichte  der  politischen  Parleiungcn  alter  und  neuer 
Zeit.  2.  Bd.  A.  u.  d.  T.:  Geschichte  der  politischen  Fürteiungea  des 
Mitleialters.  8.  XI(,  522  S.  Brounsc  hweig,  SchwetsUike  und  Sohn. 
(2  Thlr.  21  ISgr. ;    1.  2.:  5  Thir.  2  Kgr.) 

tsmcombe j  Franci.i^  Ilisloire  de  la  monarrhie  en  Europe,  depuis  son  ori- 
gine  jusqu'  ä  nos  jonrs.  Tome  3.  Grandeiir  et  dt'cadence  des  royaut^s 
ruropccnncs.    8.    35*A,  f,    Paris,  Amyot.    (4  vols :  26  fr.) 

WisemaUf  The  highways  of  peacefui  commerce  have  been  the  higbways 
Ol  art.   London,  RicbardsoD  and  Comp.   Alh.,  June,  p.  678. 

Genealogie. 

Behtf  Caw.^  Genealogie  der  in  Europa  regierenden  Fürsienhäuser  nebst 
der  Reihenfolge  sämmtlicher  Papste.  Mit  den  Wappen  in  Knpferstich. 
(In  4  Liefgn  )  1.  u.  2.  Lfg.  4.  188  S.  Leipzig,  Bernhard  Tauchnitz. 
{ä  8  Thlr.)  Gersd.  Rep.,  11^  228.  —  Langhorn,  H.  H.  v.,  Det  danske 
Uonarchies  praesumtive  Thronarvlngs^  H.  H.  Prinds  Christian  af  Dan- 
marks Farfaders  64  feedrene  Aner.  En  Tabel.  Haderaiev ,  Koch ; 
Kjöbenhavn,  Andr.  Fred.  Höst.  (64  Sk.)  —  Gothaischer  genealogischer 
Hof- Kalender,  nebst  diplomatisch  -  statist.  Jahrbuche  auf  d.  J.  1855. 
.    92.  Jahrg.    32.    XX,  82.5  S.    Gotha,  J.  Perthes.    (IVb  Tlilr.) 

Genealogisches  Taschenbuch  der  grSflicben  Häuser  auf  d.  J.  1855.  28.  Jabrg; 
32.  XXX,  978  S.  Gotha,  J.  Perthes.  (1 V2  Thlr.)  —  Gotbaiacbes  genea* 
logisches  Taschenbuch  der  freiberrlichen  HSuaer  aof  d.  J.  1855.  5,  Jahrg. 
32.  XXIV,  747  S.  Gotha,  J.  Pertbe«.  (IV2  Thlr.)  -  £raiie*«r,  L.  r., 
Adelflexicon  der  preuaaiacben  llonarchie.  2.  I«fg.  8.  S.  81  —  160. 
Berlin,  Rauh.  (Va  Thlr.) 

Burke,  Sir  J.  Bern»,  A  Geoealogical  and  Heraldic  Dicltonaiy  of  thep«e- 
rage  and  Barooetage  of  the  British  Empire.  16.  ed.  8.  1222  p. 
Lendon.  (38  §.)  —  For9Ur^  ii.  H»^  Pocket  Pecrage  ef  Great  Britai» 
•od  Ireland.   IB.  London.  (6  a.) 

Bmgmff,  le  vieemiB  ife,  Le  nobiKaire  aniveraeL  G^ndalogles  des  naisoaa 
noblea  d'Eniope.  4.  YoK  I.  45Vtf.  Paria.  (40  lir.)  ~  Botijllaf,  J.» 
Kohiliaire  d'Auvergne.  8.  7  Vol».  20IV4  f.  et  229  pl,  Clermont 
Ferrand  1846--53. 

Oaeihült,  F.  F.,  Miroir  des  neiabjliloa  noblliairea  de  Belgiqae,  dea 
Paya*haa  et  du  Nord  de  la  France.  Tom.  I.  4.  Broxelles,  Muqaardt. 
(2  Thlr.)  "de  Stein  Attenftei«,  h  htarün  J,,  Ainnalre  de  In 
noblesse  de  Bdguiue.  8«  Ann<$e.  XXIII,  340  p.  12.  ßmiellea.  (1  Thlr. 
15  rsgr.}  Poptimont ,  Ch.y  Biographies  nstionalei.  La  noblefan  * 
beige.  4.  Livr.  32-43.  Bruxellcs  1853.  (a  10  Kgr.  Tom.  L  in  43 
Lief.:  U'/s  Thlr.)  —  Kervijn  de  V  olkaers  beke ,  Ph.,  HiMobre  gö- 
nealogique  de  quelques  familles  de  Klandre.  Fol.  Livr.  11.  Gand« 
(2  Thlr.) 
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Gewerhe.  Handel. 

Bidermann^  Herrn.  Iqn..  Die  technische  Büdunf]^  im  Kais erth.  Oesterreich. 

Ein  Beitrng  zur  Geschichte  der  Industrie  und  des  Hundels.    S.  Xil» 

144  S.    "Wien,  Gerold     (24  Kgr.) 
Michei,  fVi/fici.v'/;/«?,  Ucclierches  sur  \c  commerce,  la  fabrication  et  l'usage 

des  elotTes  de  soie  ,  d'or  et  (i'ar|,'ent  et  Hiitres  ti^sus  pr^cieux  en  occi- 

dent,  principalement  en  France,  pemiaia  Ic  moyen  <ge.    2  vols.  4. 

IV,  386  et  580  p.    Paris,,  impr.  de  Cnipelet.    1852,  1854.    (50  fr.) 

Alh.  fran^.y  Nr»  27. 
Lacordaire,  A.  L.,  Nolice  historique  sur  les  iiiHnufaclures  imperiales  de 

tapisseries  des  (lobelins  et  de  lapis  de  la  Savonnerie,  suivie  du  cala- 

logue  des  tapisseries  exposees  et  en  cours  d'exöcation.    8.    lY,  200  p. 

Paris,  librairie  encydop^dique  de  Roret.   1853.   Alh,  franf»,  Nr,  22. 

p.  503. 

Porti  CeUttin^  Essai  sur  l'histoire  du  commerce  marilioie  de  IVarbonne. 
8.   208  p.    Paris,  Durand  et  DumouUn.   Alh.  /i*aitp.,  Nr,  41.  f,  961. 

Münm-,  Crtdit-  vnd  Bankwesen. 

Esc  her,  Bans  fleinr.^  Die  schweizerische  Münzreform  und  ihr  Schluss- 
crgebniss.    8.    12  S.   Zürich,  Meyer  und  Zeller.    ('/o  Thlr. ;  16  kr.  rh.) 
Levas  seu  ri  E.y  Recherches  histonijnes  sur  le  Systeme  de  Law.  8.  26 V2 

Paris,  Guillaunirn.    (6  fr.) 
Geschiilite  der  Königl,  Bank  in  Berlin.    Von  der  Gründung  dei^elben  [l7G5j 
bis  zum  Ende  des  J.  1845.   Aus  amtlichen  Quellen.   8,    YIll,  260  S. 
Berlin,  Decker.   (2Vs  Tbir.) 

GMohiedkandige  ^rotVB  omtrent  het  Beheer  der  Poldenakeo  in  bei  eilend 
WalchereD.  8.  Midde1biii|;,  J.  C.  eo  W.  Altorffer.  (1  11.  40  c.)  — 
0»9€rs  pan  Bndtffeesi^  Over  de  droogmakiag  ven  het  Haarlemmer^ 
ueer,  8.  gedeelte,  oet  Atlae*  8«  'a  Gnvenhage,  Gebr.  vwi  Cleef; 
Amsterdiai,  Fred.  Udler,   (il  fl.  50  e.) 

6k€§m,  Ceri  9>,  Uebenicbi  der  HaoptforlacbrSlte  des  Eiaenbahnweseiia  w 
dem  Jabraebende  1840—1850,  und  die  Ergebnisse  der  Probefabrlen  anf 
einer  Strecke  der  Staatsbahn  Ober  den  Semmering  in  Oeiterreicb. 
8.  Aufl.  mit  Atlas.  4.  VII,  141  8.  Wien,  Gerold.   1BS3.  (SVaThlr.) 

—  T«/f »  ^ BffMUt^  B*  F.,  Hisleire  dn  chemin  de  fer  et  de  In  com* 
pagnio  d'Orldans.   18.  5  f.  Pens,  me  de  Mdnara,  3. 

tiachard^  Retruite  et  inort  de  Charles  -  Quint  au  monast^rc  de  Yuste; 
leUres  iuedites.    Tome  I.    8.    Bruxelles.    Ath,  frang.,  iVr.  21.  p.  481. 

—  inignet^  Charles  V,  son  abdication,  son  sejour  et  sa  uiort  au  mo- 
nastere  de  Yusie.  8.  Paris,  Paulin,  Lheureux  et  comp.  Atk.  fran^.^ 
Nr.  35.  —  Pich  Ol.,  ÄmedeB^  Charles  -  Quint.  Chronique  de  sa  vie 
iot^rieure  et  de  sa  vie  poliU^e,  de  suu  abdicatiou  et  de  sa  retraite 
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dans  le  cloitre  de  Yuste.   8.   Paris,  Furne  et  Comp.   Ath.  fnme^  Nr, 

22.  p.  497. 

ZuMmmenstelliing  einiger  der  vorzüglichsten  Mari^inalien  Friedrichs  des 
Gro««en  aus  den  J.  17(0  bis  1776.  28  S.    Posen,  Gebr.  Scherk. 
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